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Vorwort zur vierten Auflage. 


In diefer neuen Auflage des eriten Theiles der Volkswirthſchaftspolitik Habe ich 
nicht nur viele Gebiete einer Neubearbeitung unterzogen, jondern auch in der äußeren 
Sruppirung des Gtoffes eine Aenderung vorgenommen. In den früheren Auflagen 
habe ich im erften Bud) jene Probleme behandelt, welche ſich aus dem Beitreben er» 
geben, die Organilation der Produktion in der Landmwirthichaft und im Gewerbe zu 
ändern (Organiſationspolitik), fodann im zweiten Buche die unmittelbar auf die Ent» 
widlung der Produktion gerichteten Maßnahmen innerpolitifcher Natur auf dem Gebiete 
der Landwirthfchaft und des Gewerbes, ſowie jene mächtige Unterftüßung ber ins 
ländifhen Produktion, welche der Staat durch feine auswärtige Handelspolitif gewährt 
(Produktionspolitik). Daran ſchloß ſich im zweiten Theil al3 Fortjegung der Organi- 
lationspolitif die Politik der Organifation des Verkehrs (drittes Buch) und des Binnen 
handel3 (viertes Buch) und endlich die Darftellung jener Maßregeln, welche unmittelbar 
die Einfommensbildung und Einfommensverwendung berühren, die Einfommenspolitif 
(fünftes Buch). Diefe ‚Gliederung entjprang dem Gedanken, daß alle Maßregeln 
voltswirthichaftspolitiicher Natur einem diefer drei Ziele: Aenderung der Organilation, 
Hebung der Produktion, Beeinfluffung der Einfommensbildung und Einfommens- 
verwendung, untergeordnet fein müljen, und daß die willenichaftlihe Prüfung der volks— 
wirthſchaftlichen Beitrebungen deren Wirkungen in diefen drei Richtungen feitzuftellen 
hat (vgl. unten Einl. $ 4). Daneben mußte aber aud) eine andere Thatſache Berüd- 
ſichtigung finden, nämlich die, daß die organifations- und produftionspolitiichen Be— 
jtrebungen, fo viele einheitlihe Züge fie auch auf den verjchiedenen Gebieten der 
wirthſchaftlichen Thätigkeit (Landmwirthichaft, Gewerbe, Verkehr, Handel) aufmeilen, 
doch auch wieder innerhalb dieſer Erwerbsgebiete ſehr verſchiedenartige Erſcheinungen 
hervorrufen. Es mußte daher, um zu einem vollen Verſtändniß der volkswirthſchaft⸗ 
lihen Bedeutung und der Lage der Landwirthichaft, des Gewerbes, der Verkehrs» 
anftalten, des Handel zu gelangen, eine Trennung der wirthichaftspolitiichen Be— 
ftrebungen nad) den Berufsgruppen vorgenommen werden. So war daher die Politik 
der Organifation und der Förderung der Gütererzeugung wieder in eine landwirth- 
Ihaftlihe und eine gewerbliche Organiſations⸗ bezw. Produktionspolitik zu jcheiden. 
Die die PVerkehrsanftalten und den Binnenhandel betreffenden wirthichaftspolitiichen 
Beitrebungen fanden im dritten und vierten Buch ihre Sonderdarftellung. 
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Die Aenderung, welche an dieſer Gliederung in dem vorliegenden Bande vor— 
genommen worden ilt, bezieht ſich darauf, daß die Scheidung der wirthichaftspolitifchen 
Vorgänge nad) den Erwerbszweigen, welche fie zunächſt berühren, noch etwas fchärfer 
betont worden ift. Sch habe nunmehr im erjten Buche die landwirthichaftliche Organi— 
ſations- und Produftionspolitif, im zweiten Buche die gewerbliche DOrganifations- und 
Produftionspolitif im Zufammenhange dargejtellt und habe mich dadurch der üblichen 
Scheidung der PVolfswirthichaftspolitit in Agrar, Gewerbe-, Verkehrs- und Handels- 
politif genähert. An der Syitematif der anderen Theile war nichts zu ändern. Daß 
die auswärtige Handelöpolitif, die jo häufig in Verbindung mit der Politif des Binnen- 
handel3 dargeftellt wurde, gar feinen Zujammenhang mit diejer, nur die Organifation 
des Waarenverfehrs berührenden Politik hat, daß fie nur Produftionspolitif im Intereſſe 
der einheimiſchen Landmwirthichaft und Snduftrie, manchmal auch Einfommenspohtif im 
Intereſſe beftimmter Klaffen it, fteht heute außer allem Zweifel. Ahr iſt daher wie 
bisher ein eigener Abjchnitt, das dritte Buch, im Anſchluſſe an die Darftellung der 
Politit der Landwirthichaft und des Gewerbeweſens gewidmet. Ebenjomwenig wird durch 
die erwähnte Aenderung die Eintheilung des zweiten Theiles der Volkswirthſchaftspolitik 
berührt, da fich die Organiſation und Politik der Verfehrs- und Handelsanitalten an 
die der Berufsgliederung folgende Scheidung der Agrar- und Gemwerbepolitif anfchließt, 
und der leßte Abjchnitt des zweiten Theiles, die Einfommenspolitif wieder Maßregeln 
umfaßt, welche allen mwirthichaftlihen Berufen zu Gute kommen oder auf die Ein- 
fommensbildung und Einfommensverwendung ohne Rüdficht auf die Berufszugehörigfeit 
einwirken wollen. Nur wird fünftig, da nunmehr der erfte Theil Statt zwei drei Bücher 
enthält, im zmweiten Theil eine andere Nummernfolge der Bücher eintreten. 

Sn Bezug auf den Inhalt des vorliegenden Bandes habe ich zu bemerfen, daß 
es mein Beitreben war, den neu vorgefommenen Thatjadhen und Erfenntnifjen gerecht 
zu werden, aber doch den Umfang des Buches nicht zu vermehren. Es war daher 
nothwendig, alle Paragraphen zu revidiren, wo möglich zu fürzen und gleichzeitig zu 
ergänzen. Nur wenige find dadurch unverändert geblieben. Sch führe im Folgenden 
ene auf, welche eine völlige Umarbeitung erfahren Haben oder neu Hinzugefommen 
find, wobei die in Klammern ftehende Zahl die bisherige Baragraphennummer anzeigt: 
1—4 (1—8), 7 (12), 8, 10 (14), 13 (16), 14 (17), 15 (19), 16 (20), 21 (11), 28 (70), 
29 (71), 33 (76 u. 77), 35 (25), 37 (27), 38, (28), 43 (33), 46 (36), 47 (37), 49 (40), 
50, 53—56 (43—45), 58 (47), 59—60 (48), 63 (51), 66 (54), 68 (56), 70 (79), 
74—78 (82—86), 85 (91) und 94. Da aber auch die übrigen Paragraphen oft nicht 
unbedeutende Abänderungen, Kürzungen und Ergänzungen aufmeifen, darf ich dieſe 
Auflage al3 eine vollitändig neu bearbeitete bezeichnen. Es ift eben Bieles in jtetem 
Fluſſe, was hier dargeftellt werden fol. Auf dem Gebiete der Grundbejigvertheilung, 
des landwirthſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens, des Yandwirthichaftlichen Kredites, auf 
dem der Großinduftrie, des Aleingemwerbes, der Unternehmer- und Arbeiterorganijationen, 
des Arbeitsvertrags und des Arbeiterjchußes find neue Thatfachen, neue gejeßgeberiiche 
Berjuche, neue Ziele mwirthichaftspolitiicher Regelung hervorgetreten. Wenn aud) Die 
Gejammttendenzen in wenigen Sahren feine großen Aenderungen aufweiſen, ift doch 
das Detailbild ein anderes. Für den Beobachter diefer Veränderungen zeigt e3 fi) 
Dabei immer, wie ſchwierig es ift, das Ausbreitungspermögen und die reale Kraft 
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wirthſchaftspolitiſcher Ideen und Thatſachen abzuſchätzen. Wie nüchtern wird heute 
das landwirthſchaftliche Entſchuldungsproblem aufgefaßt gegenüber den die ganze Ver— 
faſſung der Landwirthſchaft ändernden Plänen, die von hervorragenden Männern wie 
Rodbertus, Vogelſang, Schäffle, Stein feiner Zeit vertreten worden find! Wie merf- 
würdig iſt die rafche Ausbreitung der Arbeitstarifverträge in der Gegenwart, da e3 
doch noch) vor Kurzem ſchien, daß ſich der Kollektivvertrag nicht einleben könne! Sit 
dies für die wiſſenſchaftliche Forſchung eine Lehre, vorfichtig zu fein in der Werthung 
de3 Werbenden, jo follte ſolche Erfahrung auch die Gejeßgeber zur Vorſicht und Zurüd- 
haltung mahnen. Gemwiß hat die altliberale Auffaffung der Volkswirthſchaft als eines 
aus privatrechtlihen Verträgen geflochtenen Gebildes weder den Thatjachen noch den 
Bemeggründen menſchlichen Handelns entſprochen, aber ebenfo ficher iſt es, daß die 
Frage nad) dem Perhältniß zwiſchen den Wirkungen gejeßgeberifcher Eingriffe und 
der privaten Initiative noch immer nicht erledigt it. Immer mehr verftärft fich der 
Eindrud, daß in legter Linie doch nur die verftändige Einficht, die Bildung und Die 
fittliche Kraft der Einzelnen da3 Fundament bilden, auf dem gefeitigte, vom Gtaat 
beeinflußte Organifationen errichtet werden können, jo daß die lebte Enticheidung auch 
über den Erfolg wirthichaftspolitiicher Beftrebungen nicht bei wirtHichaftlichen, materiellen 
Thatſachen, fondern bei folchen des geiltigen Lebens Tiegt. 


Wien, 10. Dftober 1908. 


Philippovich. 
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Sinleitung. 


1. Die Volkswirthſchaftspolitik. 


FI. 1. Der Zuſtand der Volkswirthſchaft hat im Laufe der Jahrhunderte mwejent- 
fihe Veränderungen erfahren, die durch die Zunahme unferer wiſſenſchaftlichen Erfennt- 
niffe der äußeren Bedingungen unferes Dafeins, durch die Vervollkommnung der Pro- 
duftionstechnif, durch das Wachsſthum der Benölferung, durch die Veränderungen in 
den rechtlichen und fittlichen Beziehungen der Menſchen unter einander und durch die 
Veränderungen in der Berfallungs- und Vermaltungsorganilation de3 Staates bedingt 
worden find. Die nadhaltigften Veränderungen vollziehen ji, mie wir beobadjten 
können, durch allmähliche Verſchiebung von einzelnen Produftiond- und Verkehrs— 
bedingungen, von einzelnen Rechtsthatſachen, von Anſchauungen über die zmedmäßigite 
Ordnung einzelner beſtimmter mwirthichaftliher Einrihtungen oder Beziehungen der 
Menſchen zu einander. Es ift gewiß, daß jehr viele Maßregeln jcheinbar nur privat- 
wirthichaftlihen Charakters durch ihre Ausbreitung, Verallgemeinerung und Folge— 
wirkung große Umgeftaltungen in der Volfsmwirthichaft hervorrufen fünnen. So fehen 
wir gerade in unſerer Zeit fi eine Umgeftaltung der Produktionsorganijation vor- 
bereiten unter dem Einfluß von Vereinigungen der Unternehmer und der Arbeiter in 
Kartellen, Genofjenichaften, Gemwerfvereinen, die durchaus auf Freimilligfeit beruhen 
und nicht zu dem Zweck in’3 Leben gerufen morden find, daß dadurdh ſich die Volks— 
wirthichaft verändere. Ste dienen vielmehr jehr naheliegenden und eng begrenzten 
privatwirthichaftlichen Intereſſen ihrer Begründer, welche ſich Stetigfeit der Beichäfti- 
gung, annehmbare reife, billige Produktionskoſten, höhere Löhne u. |. w. fichern wollen. 
Trogdem alle diefe Anftrengungen nur von einzelnen PBrivatperjonen und nicht von 
politiihen Körperichaften ausgehen, haben fie doch für die Veränderung der Bolfs- 
wirthichaft eine größere Bedeutung als zahlreiche Beichlüffe, Gejebe, Gebote und Ver— 
bote diejer legteren, die mit einem großen Aufwand von Mitteln der Erregung der 
öffentlichen Aufmerkſamkeit in Szene gelebt werden. 

2. Wenn dieſe Veränderungen in der Volkswirthſchaft demnad) fehr oft unbewußt 
vor ſich gehen, jo bilden ſich aber doch auch in der Bevölkerung beitimmte Vor— 
ttellungen über das, was in dem wirthichaftlichen, privaten oder öffentlihen Handeln 
nüglih oder Ichädlich für die Geſammtheit iſt, und es entitehen unter ihrem Einfluß 
wirthichaftspolitiiche Parteien, melche ſolche Zujammenhänge aufzudeden, fehlerhafte 
Beitrebungen der privaten oder öffentlichen Körperfchaften zu forrigiren, Schäden zu 
unterdrüden, die fittlihen Kräfte der Bevölkerung zu der der eigenen Anfchauung nad) 
rihtigen Führung der Wirthichaft zu Sammeln, die Recht3- und Machtmittel der öffentlichen 
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Körperichaften dafür zu gewinnen bejtrebt find. Unter ihrem unterftüßenden, hemmen- 
den, im Kampfe die Meinungen läuternden Einfluß geht die thatſächliche Entmwidlung vor 
lich. Je Harer und bejtimmter eine Vorftellung von dem gemeinen Nuten oder Schaden 
einer wirthichaftlichen Einrichtung oder mwirthichaftlich relevanter Thatſachen wird, defto 
entjchiedener werden die Bemühungen, fie mit den Machtmitteln der öffentlichen Körper- 
ichaften, insbejondere des Staates, zu ſtützen oder zu unterdrüden und dem reis 
blos privater Bemühungen zu entziehen. Dieſe Eingriffe der organifirten 
Gefammtheiten, in3bejondere des Staates, in die Entwidlung der Volks— 
wirthihaft bezeihnen wir als Volkswirthſchaftspolitik. Immer wird das 
Verhalten des Staates jo den Höhepunkt mwirthichaftspolitiichen Eingreifens daritellen; 
aber immer wird es durch private Synitiative vorbereitet, und neben ihm und über 
ihn hinaus wirken die Kräfte, welche die Gejellihaft und mit ihr den Staat felbft 
und durch beide wieder die Wirthichaft verändern. 


2. Staat und Individuum. 


$2. 1. Die Stellung des Staates iſt für die Entwidlung der Bollswirthichaft 
aus dem Grunde von jo großer Bedeutung, dab der Begriff der Volkswirthſchaſts— 
politif im Sinne de3 bewußten Einmwirfens auf die Entwidlung vor Allem an ihn 
anfnüpft, weil er durch das Recht und die Gewalt über Mittel verfügt, melche 
in legter Linie für den Beſtand aller gefellichaftlichen DOrganifationen, alfo auch der 
wirthichaftlichen, enticheidend find. Alles Wirtgichaften muß fih in den Formen des 
Nechtes vollziehen, Rechte begründen, kann daher auch nur Beitand haben, wenn es 
dur) die Rechtsordnung geſchützt iſt. Diefer großen Macht, über welche der Staat 
durch feine Rechtsordnung verfügt, ſteht die Gewalt zur Seite, mit der er mider- 
trebende Mächte zu zwingen, eventuell zu zerjtören vermag, feine Polizei» und 
Militärgewalt, wie feine Finanzgewalt. Wir betrachten in der Volkswirthſchaftspolitik 
daher vor Mllem, wie diefer Machtapparat verwendet wird, welche Intereſſen durch 
ihn gefördert oder gehemmt werden. Aber es würde ein ganz unzureichendes Bild 
bon der Entwidlung der Volfswirthichaft geben, wenn man fich darauf beichränfen 
wollte. Denn jener der Idee nach unbeichränkten Macht de3 Staates jind in der 
Wirklichkeit jehr enge Grenzen gejeßt dadurh, daß die ftaatlihde Thätigfeit 
nit außerhalb der Individuen vor ſich geht, ſondern ſich nur durd) 
dieſe und mit ihnen vollziehen fann. Demnach ijt zweifellos die Staats— 
thätigfeit im Voraus bedingt dur den Zuftand der geiftigen Berfallung, der 
Bildung, des Willens und Könnens der Einzelnen. Die individuellen Eigenichaften 
und Fähigkeiten der herrihenden PBerjonen im Staate, die Intelligenz, Gewiſſenhaftig— 
feit und Charafterjtärfe der Beamten, welche in der Verwaltung mit der Yührung 
der ftaatlihen Thätigfeit betraut find, die Neigung und Fähigfeit der Bevölkerung, auf 
die Abfichten der ftaatlihen Verwaltung einzugehen, fie zu unterftüßen und die Be— 
dingungen ihrer Wirfjamfeit, ſoweit auf die Mitwirkung der Bevölkerung gerechnet 
werden muß, zu gewähren, oder ein alle einzelnen Mafßregeln durchfreuzender pafliver 
oder aftiver Wideritand, der aus Unfähigkeit oder aus anderen Gründen entipringen 
mag, find Faktoren von enticheidender Wichtigkeit für die Anwendung der ftaatlihen 
Gewalt auf dem Gebiete der Wirthichaft. Was der Staat hier leiſten joll, muß durd) 
die Erziehung und Bildung der Einzelnen vorbereitet ſein. Demnach würde der höchite 
Erfolg der jtaatlihen Thätigfeit darin gelegen fein, daß er die dem durchjchnittlichen 
Bildungsitand der Bevölkerung entſprechenden Einrichtungen auch da durchzuſetzen ver- 
mag, wo fich den ifolirten Bemühungen der Einzelnen überwiegende Hinderniffe in 
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den Weg ftellten. E3 wird ihm dies um fo vollfommener möglich fein, je mehr feine 
Berfaflung die Möglichkeit und Nothmendigfeit einer Beteiligung aller Bürger am 
öffentlichen Leben verbürgt. Der Staat findet demnach in den allgemeinen fittlichen 
Boritellungen, in der Intelligenz der Bevölkerung, in ihrem Willen und Können eine 
Begrenzung feiner möglichen Thätigfeit und des Erfolges etwaiger von ihm anzu— 
ordnender Zwangsmaßregeln. 

2. Aber es gibt noch eine zweite Echranfe für den Einfluß des Staates auf die 
Entwicklung der Bolfswirthfchaft und dieſe liegt darın, daß er ebenjo, wie jeder 
Einzelne die zur Erreihung feines Zieles aufzumwendenden materiellen 
Mittel und geiftigen Kräfte in ein Berhältniß zudem etwaigen Erfolge ſetzen 
muß. Sehr häufig wird e3 jich bei den Bemühungen des Staates ergeben, daß ihm zwar 
die Durchfegung jeiner Abjicht möglich, aber nur mit einem unverhältnigmäßigen Aufwand 
von materiellen Koften und geijtigen Kräften möglich ift, welche ihn zur Einschränkung 
feiner Thätigfeit auf anderen Gebieten zwängen und als Gejammterfolg feine Vermehrung 
des Wohlbefindens der Bevölkerung böten. Wollte er z.B. verfuchen, um die Nothlage 
der Handmerfer und Hausinduftriellen zu bejeitigen, einen zwangsweiſen Mebergang 
zu techniſch vollfommeneren Betriebsformen durdhguführen, demnad die Bildung ge- 
Ichloffener, techniſch vollflommenerer Werkitätten, die Organilation des Abjates der 
Waaren, die Verhältnigmäßigfeit der Produftionsgröße mit feinen materiellen Mitteln 
und durch Beiltellung geiſtiger leitender Kräfte zu verwirklichen, jo läge ein folcher 
Plan nicht außer dem Bereich des Möglichen, er würde aber die ftaatliche Thätigfeit und 
feine Mittel in ſolchem Maße in Anjpruch nehmen, eine ſolche Summe von ordnenden, 
übermachenden und finanziell fontrolitenden Organen vorausfeßen, daß der Erfolg 
fragwürdig ericheinen müßte, und in vielen Fällen würden dadurd jo große neue 
Uebelſtände hervorgerufen werden, daß die Ausführung des Planes feinen Vortheil 
verbürgte. 

3. Wir wollen hier nicht die weitere Frage aufmwerfen, inwieweit der Staat ſich 
an die Stelle der Einzelnen fegen kann, inwieweit ein ftaatliher Betrieb irgend- 
welcher Produftionszmeige dem privaten Betriebe vorzuziehen wäre. Wir haben nur 
den Staat al3 einen, und zwar den herborragenditen Träger der Volkswirthſchafts— 
politif, als Ordner der auf Privateigentbum, Arbeitstheilung und Bertragsfreiheit 
gegründeten Volkswirthſchaft zu betrachten und wir jehen, daß feine Eingriffe in die 
jo geordnete Wirthſchaft ſich nur dann erfolgreidh erweilen fünnen, wo fie die 
Snitiative der Einzelnen als wirkſame Kraft benügen fünnen und nur 
die Bedingungen reguliren, unter welchen jene zur Geltung gelangen. 
Die ftaatlihe Zmangsgewalt vermag daher die Richtung der Willensentichließung 
der Einzelnen indireft zu bejtimmen; fie vermag vorhandene und durch die Geſammt— 
entwidlung der Volkswirthſchaft getragene Beftrebungen zu unterjtügen und raſcher zu 
einem Erfolg zu führen; fie vermag ji” aber nicht gegen Bejtrebungen der Ein- 
zelnen durchzujegen, die in der Entwidlung der ganzen Volkswirthſchaft be- 
gründet find. 

4. Es gibt daher noch ein außerhalb der ftaatlihen Sphäre liegendes Gebiet, 
auf dem die Entwidlung der Volkswirthſchaft fih vollzieht, das die enticheidenden 
Kräfte entfaltet, die maßgebenden Bedingungen für das Leben Aller entmwidelt. 
Man war durch lange Zeit der Meinung, daß dies das Gebiet der Freiheit des 
Individuums fei. Die Eafjiiche Nationalöfonomie und ihre Nachfolger haben dies 
gelehrt und daraus die Konſequenz gezogen, day aller jtaatlihe und aller forporative 
Einfluß auf die Wirthſchaft der Einzelnen abzumeifen ſei. Aber es wäre falſch, an— 
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zunehmen, daß der Staat da, mo er auf die Anwendung von Bmang verzichtet, 
dem Einzelnen feine Freiheit oder gar feine „natürliche Freiheit“ gäbe. Der Menjch 
ift in allen feinen Lebensäußerungen bedingt nicht nur durch feine perjönlichen 
Eigenſchaften, Fähigkeiten und Neigungen, jondern auch in bejonders hohem Maß 
durch die gejellihaftlihen Bedingungen feines Daſeins: die Lebenslage feiner 
Eltern, deren geiftiges Niveau und ökonomiſche Verhältniſſe bejtimmen feine Er- 
ziehung; perfönlihe Beziehungen und ökonomiſcher Zwang bejtimmen die Wahl 
feines Berufes; die Art der Konkurrenten und die Lage des Marktes beherrichen feinen 
wirthichaftlichen Erfolg; fommunale und jtaatlihe Zwangsvorſchriften regeln fein Berufs- 
recht; genoſſenſchaftliche Verſammlungen der Berufszugehörigen vereinbaren gemein- 
ſames Vorgehen, dem er fich bei jonftiger Schädigung feiner Intereſſen unterwerfen 
muß — furz, während feines ganzen Lebens findet der Menjch überall Bedingungen 
für fein Handeln vor, die er nicht gefegt Hat und die ihm mit größerer oder geringerer 
Beftimmtheit den Weg vorjchreiben, den er zu gehen hat. PDiefer Zwang der 
äußeren Umjftände, wie mir alle jene zwingenden Einflüſſe bezeichnen wollen, welche 
nicht mit Abſicht gejebt find, jondern den fozialen Eriftenzbedingungen des Menſchen 
entipringen, iſt fo ftark, daß die von Korporationen oder politiihen Organifationen 
gelegten Zwangsmomente, troßdem fie den individuellen Willensentichluß binden, oft 
al3 Befreiung empfunden werden, wenn fie ſich gegen ihn richten; fo 3.8. wenn 
der Arbeitsvertrag von SKorporationen der Arbeiter ftatt von dem einzelnen Hilflofen 
Arbeiter abgeichloffen wird, wenn der Staat Zmangsvorichriften zur Hintanhaltung 
von Waarenverfälihungen erläßt und dergleihen. Ein Verzicht auf ftaatlichen oder 
lonftigen organiſirten Zwang bedeutet daher nicht Freiheit, Sondern Wirken des Zwanges 
der äußeren Umftände, der um fo fühlbarer wird, je weniger gejichert die ökonomiſche 
Rage des Einzelnen iſt und daher von den nicht befibenden Klaſſen oft drüdender 
empfunden wird al3 bewußt geſetzter Zwang. Inſoferne der ftaatlihe Zwang daher 
auf die Beleitigung oder Einichränfung des Zwanges der äußeren Umijtände gerichtet 
it, iſt er nicht freiheitsfeindlich. 

5. Das Bedürfniß nad) einer Einschränkung des Zwanges der äußeren Umjtände 
it jo mächtig, daß in der furzen Zeit feit Heritellung der Gemerbefreiheit d.h. feit der 
grundſätzlichen Beleitigung jtaatlihen Zwanges die Organijationen der Individuen zur 
Bereinbarung von Normen, die für die Mitglieder bindend ſein jollen, ungemein zu- 
genommen haben, wie denn auch die Staatlichen Eingriffe in den lebten Jahrzehnten 
wieder gewachſen find. Es ergibt fich daraus, daß Freiheit und Zwang nicht Gegen- 
läge find, die einander als Mittel der Volkswirthſchaftspolitik ablöjen, daß es ſich 
vielmehr darum Handelt, den Zwang der äußeren Umjtände, den Zwang der flor- 
porationen und den der politiihen Drganifationen in geeigneter Weile zu verbinden 
und in folder Richtung zu verwenden, daß die Gelbitbejtimmung und die Synitiative 
der Individuen zum größtmöglihen Erfolge gelangen. Die Freiheit wird in der 
Geſellſchaft thatlächlich nur darin bejtehen können, daß den Einzelnen die Möglichkeit 
gegeben wird, an den forporativen und politiihen Zmangsordnungen mitzumirken und 
daß dieje darauf beichränft werden, ſowohl den Zwang der äußeren Umjtände auf 
das geringitmögliche Maß herabzuſetzen al3 für die freie Bethätigung der intellektuellen 
und moralischen Fähigkeiten der Menjchen einen größeren Spielraum zu jchaffen. So 
lehen wir die Entwidlung der Volkswirthſchaft unter einem eigentümlichen Zuſammen— 
wirfen der Einzelnen, der Korporationen und des Staates vor fid) gehen, deſſen 
Biele und Wirkungen wir in der Wirthſchaftspolitik verfolgen. 
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83. 1. Zit in diefen Beitrebungen der Einzelnen, privaten und öffentlihen Kor- 
porationen und des Staates, welche in den feiten Formen gejeßlich geregelten Verhaltens 
und in freiem ®eftalten unter dem wechſelnden Einfluß wirthſchaftspolitiſcher Partei— 
ſtrömungen die Fortentwicklung der Volkswirthſchaſt herbeiführen, eine Liebereinjtimmung 
unter einander und eine Unterordnung unter einheitliche Ziele zu erfennen? Es kann 
einer näheren Betrachtung nicht zweifelhaft bleiben, daß die Stellung der Einzelnen 
in der Volfsmwirthichaft, die VBerichtedenartigfeit der Berufe, der Betriebsformen und 
Wirthichaftsigfteme, der räumlichen Beziehungen bei den einen Intereſſen hervor- 
rufen müffen, welche denen anderer Berufe, anderer Betriebe, anderer räumlicher Ge— 
biete entgegengejegt find, jo daß die verichiedenen Träger der Wirthichaftspolitif, ſelbſt 
wenn fie jtet3 von dem Beltreben erfüllt wären, in der Berfolgung ihrer Intereſſen 
auch zugleich da3 Gemeinmwohl zu fördern, dennoch vielfach gegen einander auftreten 
müffen und fo jene Einheit in Frage ſtellen. Zahlreiche ſolche Intereſſengegenſätze 
find offenliegend: die Konjumenten mwünjchen niedrige, die Produzenten hohe Preile; 
die Arbeiter Hohe Löhne, die Unternehmer geringe Arbeitsfoften; Produzenten und 
Konjumenten ftreben eine direfte Verbindung an, die den Zmwilchenhandel vernichtet; 
der Sleinhandel fteht gegen die Magazine, das Kleingewerbe gegen die Yabrifen und 
Händler; die Profperität der Landwirthſchaft hängt von hohen Getreide- und PVieh- 
preilen ab, die den Städten die Lebensmittel vertheuern und die Induſtrie ſchädigen. 
Am deutlihiten fommen dieſe Intereſſengegenſätze zum Ausdrud, wenn der Staat 
durch Zölle die inländifche Smduftrie vor der ausländifchen Konkurrenz behütet: der 
Boll, der dem Spinner nübt, jchädigt den Weber; will der Staat die Eijeninduftrie 
Ihüßen, jo müfjen dies alle übrigen Induſtrien und die Verfehrsunternehmungen in hohen 
Gijenpreifen bezahlen; will der Staat die Produktivität der Volkswirthſchaft und den 
Auslandsverfehr durch Beförderung von Großunternehmungen heben, jo geht dies 
auf Kojten der zurüdgebliebenen Betriebsformen; ein neuer Verkehrsweg ruft neue 
Konkurrenzen hervor und ſchlägt alte Produftionszmeige todt. 


2. Bon einer Einheit der Wirthichaftspolitif aller Gruppen im Sinne einer Meber- 
einjtimmung ihrer unmittelbaren Ziele kann daher allerdings feine Rede fein. Die 
Wirthihaftspolitif der Individuen, der Genofjenichaften, der Kommunen mwird immer 
duch perjönliche, berufliche, territoriale Intereſſen beherricht fein. Man kann von ihnen 
nicht verlangen, daß jie daS Gemeinmwohl an einer anderen Stelle zu fürdern fudhen, 
als an der fie ftehen. Nur inſoweit daS allgemeine Geje der natürlichen Entwidlung, 
daß Jih nur folhe Einrichtungen erhalten fönnen, die zugleich der Erhaltung der 
Gattung dienen, auch auf die menfchlihe Geſellſchaft Anwendung findet, dienen fie 
unbewußt der Gelammtheit; aber fie leiſten der Geſammtheit den Pienft, bejjere 
Produftionsanftalten und vervollfommnetere Verkehrseinrichtungen hervorzurufen, nur 
unter gleichzeitiger Vernichtung der unvollfommenen Wirthichaftsinftitutionen und ihrer 
Träger. Dieſer Thatſache kann fi) auch der Staat nicht entziehen. Er kann nit 
einen Ausgleich, eine Verföhnung der mwirthichaftlichen Intereſſen entgegengejeßter Art 
in der Weile vornehmen, daß er allen ihre Plätze und ihre Geltung fiherte; er kann 
nicht gleichzeitig den Etädtern billiges Brod und den Landwirthen hohe Getreidepreife 
verichaffen; er kann nicht Tarife der Eifenbahnen herabfegen und die infolge deſſen 
zunehmende lofale Konkurrenz von Waarenverfäufern hemmen; er fanın nicht einer 
wachſenden Bevölkerung Arbeitsgelegenheit und billige Güterverforgung verichaffen, 
gleichzeitig aber unproduftive Betriebsformen, mie die des Handwerks, erhalten. 


Or 


6 Einleitung. 83. 


3. Aber dennoch muß man nicht annehmen, daß die ftaatlihe Wirthſchaftspolitik 
lich darin erjchöpfe, unter den Intereſſen jene herauszugreifen und zu unterjtügen, 
welche für die Steigerung der wirthichaftlichen Leiftungsfähigfeit der Gefammtheit die 
wichtigften find. Wir können allerdings bemerken, daß dies einer der harafteriftifcheiten 
Züge der ftaatlihen Wirthichaftspolitif ift, daß zu gemiljen Zeiten gemilje Produftions- 
zweige und Wirthichaftsigfteme im Vordergrund ftehen und alle fürdernden Maßregeln 
für fih in Anſpruch nehmen; nur darf man ſich nicht der Meinung hingeben, daß dies 
gerade die in der Entwidlung und Vorwärtsbewegung begriffenen Produftionzzmweige 
und Wirthichaftsigfteme find. Vielmehr ift die Regel die, daß die Unterordnung der 
Wirthichaftspohitif aller Gruppen und des Staates unter das Intereſſe beitimmter 
Produktionen und bejtimmter Wirthihaftsigfteme erjt dann beginnt, wenn das zu 
ſtützende Intereſſe bereit3 das herrichende tft, wie am deutlichiten aus der Wirthichafts- 
geihichte Englands hervorgeht, two während des ganzen 18. Jahrhunderts das in- 
duftrielle Intereſſe gegen das Landinterefle in der jtaatlihen Wirthichaftspolitif zurüd- 
gejeßt wurde und ſich doch hHerrihend erhoben hat. Gerade wegen diefer Unficherheit 
bei der Schäßung der Stärfe mwirthichaftlicher Sntereffen und wegen der Fülle von 
Gegenſätzen, welche der mwirthichaftliche Verkehr hervorruft, iſt es unmöglich, daß die 
wirthichaftspofitiiche Aufgabe des Staates nur in diefer einen Richtung laufe. Er 
wird Sich vielmehr direft mit den Gegenſätzen der Intereſſen beichäftigen müſſen und 
aus ihrem Vorhandenſein Iweitere Aufgaben ſchöpfen. 

4. Cine nähere Betrachtung zeigt und, daß nicht alle wirthichaftlichen Gegenſätze von 
gleiher Bedeutung find. Einige find vollkommen, fo überall da, two die Entfaltung 
des einen Intereſſes bis zur Vernichtung des anderen gehen kann; jo beim Gegenſatz 
bon‘ Handwerk und Fabrik, von Kleinhandel und Konfumverein. Zum Theil entjpricht 
dem Gegenja aud eine Abhängigkeit oder eine Ausgleichung: die Konſumenten 
find felbft Produzenten und daher nicht nur an niedrigen, ſondern aud) an hohen Preiſen 
interelfirt; Hoher Arbeitslohn vermag große Arbeitsleistung und dadurch eine Ausgleichung 
der Koftenerhöhung zu bieten. Die Landwirthſchaft iſt ein Abſatzgebiet für ftädtiiche Pro- 
dufte. Hohe Preiſe landmwirthichaftlicher Waaren bieten daher die Grundlage eines ftarfen 
Verbrauchs induftrieller Brodufte. Die Rentabilität der Induſtrie und ſtädtiſchen Unter- 
nehmungen verbürgt wieder einen jtärferen Konjum der landwirthichaftlihen Produkte. 
So fann der einen Gruppe, was ihr in höheren Preiſen ſeitens einer anderen ent- 
zogen wurde, wieder zurüdgeführt werden in der Form ſich Steigernder Aufträge eben 
leitens diefer Gruppe. Der Gegenſatz iſt daher nicht unüberbrüdbar. Er beginnt erft, 
wenn er zu einer Gleichgewichtsſtörung in den gegenleitigen Produktions- und Abjah- 
verhältnilfen führt. Zum Theil find die Gegenfäbe überhaupt nicht lösbar und 
werden immer von Neuem erzeugt. Ein joldher unlöslicher Gegenjab liegt in 
der geſellſchaftlichen Verwaltung der Verkehrsmittel, Landſtraßen, Wafleritraßen und 
ihrer individuellen Ausnußung. Jede Tarifpolitif muß nothwendigerweile irgend welche 
Intereſſen jchädigen und anderen nuben, und der Staat Hat es nur zum geringiten 
Theile in der Hand, zu beftimmen, wem er nüßen will. Hier muß die Politik noth- 
wendig von der Auffaſſung aller Individuen al3 einer Einheit und eines bei ihnen 
vorhandenen, vom Staate zu vertretenden Stolleftivinterejjes ausgehen. Ebenjo rufen 
die räumlichen Entfernungen noch in anderer Rihtung einen unlösbaren Sntereljen- 
gegenfaß hervor. Jede ftaatlihe Wirthichaftspolitif muß centrafiftiich fein, d.h. von 
der Vorausfegung ausgehen, daß in der Bevölferung einheitliche Intereſſengemein— 
haften vorhanden find; allein dies it niemals vollitändig der Fall. Immer wird es 
Srenzgebiete geben, welche nur politisch zum Staate, wirthichaftlich aber zu anderen 


83. 3. Die Sntereffengegenfäße in der Wirthichaftspolitik. 7 


Wirthichaftsgebieten gehören, dorthin verfaufen und von dort ihre wichtigſten Bedarf3- 
gegenftände beziehen. Unlösbar ift ferner der Gegenſatz zwiſchen dem Intereſſe der 
Rentner an hohen Kapitals und Grundrenten und dem der Ermwerbsthätigen an 
niedrigem Zins und niedrigen Landpreijen. 

5. Sn der Stellung zu diefen Thatſachen tritt die Verjchiedenartigfeit der 
ftaatlihden WirthHfhaftspolitif und jener der Privaten, Genoffenihaften 
und Kommunen hervor. Dieſe legteren werden immer GSonderinterefjen vertreten. 
Im Staate werden fie niemal3 vollftändig herrihen und zwar um jo weniger, je voll- 
fommener die politiihe Organiſation das einjeitige Herbortreten einzelner Intereſſen 
verhindert. Die ftaatlihe Wirthichaftspolitif wird da, mo der Gegenjaß der Intereſſen 
ein vollfommener ift, trachten, die Wirkung für das niedergehende Intereſſe zu mildern. 
Mo fie ſich in gegenjeitiger Abhängigkeit befinden, fucht fie die Verhältnigmäßigfeit 
zu wahren. Wo fie unlösbar find, wird fie bejtrebt fein, fie jo zu geitalten, daß die 
geringften Schädigungen daraus entjpringen. Auch dem Staate ift e3 nicht immer 
möglich, das für Alle Gute zu thun, er muß auswählen und abmwägen; aber feine Auf- 
gabe ift e3, jenen, welche das Opfer der fortichreitenden Entwidlung find, das 2003 
zu erleichtern. So jehen wir, daß der Staat häufig bemüht ift, eine Entwidlung, melche 
den Fünftigen Generationen reichlichere Produktionsmöglichkeit eröffnet, zu hemmen, 
daß er den Fortichritt verlangjamt, weil ihn die Uebel eines plößlichen Ueberganges 
zu groß ericheinen; jo z. B., wenn er durch Schußzölle abjterbende Produftionzziveige 
zu erhalten fi bemüht. 

Dadurch erhält die ftaatlihe WirtHichaftspolitif allerdings oft den 
Charafter des Widerſpruchsvollen, niht Folgerihtigen; aber wir erkennen jet 
auch, daß die Einheit der Volkswirthſchaftspolitik nicht eine formale fein kann, wenn 
fie mwirffi dem „Gemeinwohl“ dienen foll; denn dieſes ſelbſt ift feine einheitliche, 
gleichartige Größe. Immer vereinigt der Gedanfe an das Gemeinmohl die Vorftellung 
des Wohlbefindens Aller unter gleichzeitiger Borwärtsbewegung der beitehenden wirth— 
\haftlihen Zuftände zu größerer Vollfommenheit in der Zufunft. Hierin Tiegen aber, 
mie gezeigt, mannigfache Gegenjäße verborgen, die ſowohl aus den Beziehungen der 
Wirthichaften in der Gegenwart, wie aus ihrer Stellung zu den Veränderungen hervor— 
gehen. Wäre die Volfswirthichaft in einem ftationären Zuftand und wüchſe die Be- 
völferung nicht, jo märe e3 möglich, ein Gleichgewicht der Intereſſen herzuftellen und 
ihre Verhältnigmäßigfeit zu wahren. Da aber die Bolfswirthichaft ein lebendiger 
Prozeß ilt, indem eine jtete Wandlung in allen Theilen, eine Vermehrung und Ber- 
Ihiebung der Bevölkerung, eine Veränderung in den Produftionseinrichtungen, den 
Produftionsmethoden und den Betriebsformen vor ſich geht, verändert fich auch fort- 
während, unbeeinflußbar durch) den Staat, die Art, Größe und Richtung der mwirth- 
Ihaftlichen Snterejlen, und jo kann daher die Einheit der Volkswirthſchaftspolitik 
nit in formaler Weile, fondern nur dadurch Hergeitellt werden, daß fie ſtets 
den Uebergang zu einem fünftigen vollfommeneren Zujtand der Güter- 
verforgung mit der möglichſten Schonung der beftehenden Intereſſen zu 
verbinden trachtet. Diele Aufgabe Hat der Staat zu erfüllen und darin liegt das 
einheitliche Element feiner Wirthichaftspolitif. Ob er ihm gerecht zu werden vermag, 
hängt von der Einfiht, dem Willen und der Macht der leitenden und vermwaltenden 
Kräfte im Staate ab. Es ift nicht eine Aufgabe, die man nur zu erfennen braudt, 
um fie auch ſchon erfüllen zu können; es ift vielmehr ein niemals vollfommen er- 
reichtes deal, dem nur die Kunft des großen Staatsmannes ſich zu nähern vermag. 
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4. Die Volkswirthſchaftspolitik als Gegenſtand der Wiſſenſchaft. 


s4 1. Die wiſſenſchaftliche Behandlung der Volkswirthſchaftspolitik hat drei 
Aufgaben zu erfüllen. Die erjte Aufgabe der Wifjenichaft ift es, die auf Die 
Veränderung und Fortbildung der bejtehenden wirthſchaftlichen Zu- 
ftände gerichteten Bejtrebungen der Individuen, Korporationen, öffentlichen 
Körperſchaften und den Intereſſenkreis, dem fie entipringen, feitzuftellen, die Stärfe 
und Wichtigkeit diejer Snterejlen für die Gefammtheit zu prüfen und den Zufammen- 
hang jener Beitrebungen mit der politiihen und mirthichaftlihen Verfaſſung, dem 
Rechtsſyſtem, den Sitten, Boritellungen, dem Bildungsftand der Bevölkerung, kurz 
mit dem ganzen Kulturſyſtem zu unterfudhen. Eine zmweite Aufgabe milfen- 
Ihaftliher Art ift es, die Wirkungen zu prüfen, welche ftattgehabte Aenderungen 
nach ich zogen oder vorgeichlagene Aenderungen haben würden, die dadurd) hervor— 
gerufenen Schädigungen oder Förderungen einzelner Intereſſen feitzuftellen und jo 
den Maßſtab zur Beurtheilung zu liefern, inmiemweit die nach Geltung ringenden oder 
von Erfolg begleiteten wirthichaftspolitiichen Beitrebungen mit den etwa vorhandenen 
Geſammtintereſſen übereinjtimmen oder nit. In der Erfüllung diejer beiden Auf- 
gaben ftellt die Wiſſenſchaſt felbit fein Ziel der Entwidlung auf: fie entnimmt e3 
vielmehr den Beltrebungen der Intereſſengruppen, der Körperichaften, des Staates 
und jucht nur in objeftiver Weile ihre reale Begründung und Wirfung Earzuftellen 
und durch Gegenüberjtellung anderer Intereſſen einen Maßſtab zu ihrer Beurtheilung 
zu liefern. Aber die wiſſenſchaftliche Volkswirthſchaftspolitik braucht keineswegs nur 
in dieſer Weije beichreibend und zerlegend, theoretilch abwägend und prüfend an der 
Geite des mwirflihen Lebens zu ftehen, ſie fann vielmehr — und das ift ihre dritte 
Aufgabe — aud jelbjtändig Ziele der wirtHihaftliden Entmidlung auj- 
ftellen, die ji ihr aus der Fritiihen Beurtheilung der gegebenen wirthichaftlichen 
Buftände in ihrem Zuſammenhang mit den oben bezeichneten Kulturthatlachen ergeben. 
Vielfach Handelt es fich dabei um techniſche und ökonomiſche Zweckmäßigkeitsfragen, 
die mit abjoluter Sicherheit gelöft werden fünnen, jo 3.8. auf dem Gebiete des 
Banfmejens, der Drganilation des Zahlungsweſens, der Wrbeitspermittlung im 
Syitem der Gemerbefreiheit u. |. w. Darüber hinausgehend wird aber die wiſſen— 
Ihaftlihe Darftellung auch feititellen fönnen, melde Veränderungen des beitehenden 
Wirthſchaftsſyſtems im Ganzen oder in einzelnen Theilen nöthig wären, um be- 
ftimmte, allgemein anerfannte Biele, 3. B. eine zmedmäßigere Bodenvertheilung, 
eine größere Produktivität der gewerblichen Arbeit zu erreichen; und endlich ift 
es noch möglich, wiljenichaftlih Ziele der mwirthichaftliden Entwicklung zu vertreten, 
auch wenn Diele nicht allgemein anerfannt find und im Wideritreit der Parteien 
ftehen, wenn es fi nämlich darum Handelt, die Ziele der wirthichaftlihen mit der 
allgemeinen Kulturentwidlung, den Forderungen des Gejundheitsmejens, der Bildung, 
der politiichen Gelbitverwaltung in Webereinftimmung zu bringen. Go wird Die 
Wiſſenſchaft nicht darauf verzichten können, auf dem Gebiete der jozialen Gegen- 
läge Forderungen aufzuftellen, melche eine Veränderung der Wirthſchaftsverfaſſung 
der Gegenwart vorausfegen; denn ihr eröffnen ſich die großen Zujammenhänge 
zwilchen den einzelnen Lebensäußerungen der Menſchen im gefelligen Verein und fie 
perriag dadurch der Bevölferung Ideale zu gewinnen, deren Bermwirklihung in Wider- 
itreite der Parteien immerhin nur allmählich vor jich gehen mag. 

2. Die wiſſenſchaftliche Darftellung der Wirthichaftspohitif in Deutichland Hat in 
ven ſyſtematiſchen, wie in den monographiſchen und Theilbearbeitungen den Anſchluß 
an die Erwerb3zmweige und ihre Stellung in der Vollswirthichaft geſucht. Es wurden 
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die bejonderen mirthichaftliden Geftaltungen der einzelnen Hauptgruppen des Er- 
werbslebens (Land- und Foritwirthichaft, Gewerbeweſen, Handel und Berfehr) und 
die auf jedem diejer Gebiete zu beobachtenden Maßnahmen, insbejondere der jtaat- 
lichen Politik, gejchildert, jo daß man eine Agrarpolitik, eme Gemwerbepolitif, 
eine Handelspolitif und eine VBerfehrspolitif ſchied. Diefe Behandlungsmeile 
bietet den Vortheil, daß fie den in der allgemeinen Bolfswirthichaftslehre gejchilderten 
allgemeinen Rirthichaftserfheinungen der Produktion, des Umlaufes und der Ein- 
fommensverteilung nunmehr die bejonderen Erſcheinungen in jedem der Haupt- 
gebiete des Wirthichaftölebens eines Volkes gegenüberzujtellen gejtattet, weshalb in 
der deutihen Wiſſenſchaft für diefen Theil der Bolkswirthichaftslehre der Name 
beiondere oder ſpezielle Nationalöfonomie oder Volkswirthſchaftslehre 
oder auch mit Rückſicht darauf, daß es ſich bei diefer PDarftellung der bejonderen 
Ericheinungen des Erwerbslebens immer auch um die PDarftellung der Erſcheinungs— 
formen der Braris des Wirthichaftslebens handelt, praftiihe Nationalöfonomie 
oder Volkswirthſchaftslehre üblich geworden ift. 

Aus Zmwecdmäßigfeitsgründen empfiehlt es ſich, dieje Paritellungsform beizube- 
halten, ſoweit dadurch die einheitliche Betrachtung des Zufammengehörigen erleichtert 
wird. Aber die Einteilung Ichließt an Aeußerliches an — eben deshalb ilt ſie durch— 
fihtig und leicht faßlich — und läßt feinen Einblid zu in die allgemeine 
Richtung, in der fih die Wirkungen der mwirthichaftspolitiihen Maßregeln äußern. 
Wenn wir die Eingangs geichilderten Wege wiſſenſchaftlicher Unterfuhung der Volks— 
wirthichaftspolitif betreten, begegnen wir häufig einheitlihden Maßregeln und 
Grundjäßen, melde das Ganze der Volkswirthſchaft und nicht nur einzelne Ermwerb3- 
gruppen betreffen, und bei näherer Betrachtung finden wir, daß fich allerdings all- 
gemeine Richtungen der wirthichaftspolitiihen Beftrebungen unterfcheiden laſſen. 

3 Da3 allgemeine Biel der Volkswirthſchaftspolitik ift: reichlichite, mannig- 
faltigite und nachhaltigſte Güterverforgung für Alle mit dem geringit 
mögliden Nufwand an Arbeitsmühe. Niemals iſt das Wirthichaften Selbitzwed; 
tet3 nur ein Ausdrud unſeres Mangels, ein nothmendiges, jorgenvolles Mittel zur 
Erhaltung unjeres Lebens und Kulturdaſeins. Se ergiebiger diejes Inſtrument bei 
gleihem Arbeitsaufwand gemacht wird, je mehr Arbeitsmühe e3 uns eripart, ohne 
unjeren Verforgungszuftand herabzufeken, dejto reiher macht es unjer Leben, deito 
vollfommener können mir die geiltigen und fittlihen Zwecke erfüllen, die uns ge- 
lest find. 

sn erfter Linie iſt daher die Aufgabe der Volkswirthſchaftspolitik ein Pro— 
duftionsproblem. ES iſt eine einfache Wahrheit, daß die Steigerung des Güter- 
verbrauches, d.h. die Verbeiferung der LXebenshaltung der Menichen und die Ber- 
mehrung der Muße, die fie ſich gönnen können, von der Ergiebigfeit der Produftion, 
der NReichhaltigfeit, der Mannigfaltigfeit und Nachhaltigkeit des Güterertrages abhängig 
it. Kein Syitem der Bertheilung kann die Summe von Lebensgenüſſen erhöhen, 
wenn die Produftionsquellen jo fpärlich fließen, daß fie zur ausreichenden Berjorgung 
Aller niht auch Hinreihen. Von allen mwirthichaftspolitiichen Einrichtungen find daher 
jene die wichtigften, welche auf die Erhöhung der Produftivität gerichtet find, und 
die Sorge um die Vermehrung de3 Kapital im technifchen Einne des Wortes, der 
Arbeitskräfte, der technischen und wiſſenſchaftlichen Bildung, um die Erhöbung der 
Leiſtungsfähigkeit alfer Produftionsfaftoren wird daher immer im Vordergrund der 
Wirthichaftspolitit ftehen müſſen. Welches Wirthfchaftsiyften auch herrfchen mag, dieſe 
Kräfte werden immer in gleicher Weife wirffam und von den Meinungen mirthichafts- 
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politischer Parteien unabhängig fein. Wir können diefe Beitrebungen aljo als ein- 
heitliche zufammenfafjen und mit Rückſicht auf ihr Ziel als Produftionspolitif bezeichnen. 

4. Aber das Produftionsproblem tft viel fomplizirter, al3 es darnach den Anſchein 
hat; denn die Anwendung von Kapital und Arbeit, die Einführung der Produftions- 
technif und Produftionsmethoden, die wir für die vollkommenſten zu halten berechtigt 
find, muß Sich vollziehen innerhalb einer gegebenen DOrganifation der Volks— 
wirthſchaft, die beitimmt it durch die Art des Eigenthums an den Produftions- 
mitteln und feine Bertheilung, durch den Grad gefellichaftlicher und technifcher Arbeits- 
theilung, durch die Art der wirthichaftlihen Betriebsformen, durch die Art, wie die 
perjönlihen Leitungen in der Produktion gewonnen werden und der mirthichaftliche 
Berfehr der Menjchen unter einander geordnet wird. Bon diejer Drganifation ift die 
Produftivität der Volkswirthſchaft, aber zugleich die foziale Stellung der einzelnen 
Menſchen und ihre Einfommensbildung abhängig. Sie ift auf das Innigſte ver- 
bunden mit perjönlihen Familien» und Slaffenintereffen. Zu dem reuen Pro— 
duftionsproblem tritt daher al3 zweites das Irganilationsproblem der Volks— 
wirthichaftepoliti. Wir bemerken, daß die Fortbildung der volfsmirthichaftlichen 
Drganijation unter dem Einfluß verjchiedener Kräfte jteht: das Intereſſe an der Hebung 
der Produktivität, an einer Milderung oder Befeitigung beftehender Abhängigkeiten, an 
einer vortheilhaften Einfommensbildung, an der Erhaltung der perjönlichen Freiheit, 
der Familiengemeinſchaften, Hiftoriiche, nationale und politifche Ideen wirken in diefer 
Frage auf die wirthichaftspohtifchen Parteien in verichiedener Richtung und in ver- 
Ihiedener Stärke ein. Es iſt daher erflärlih, daß die Fragen der volfswirthichaft- 
lihen Drganifation zu viel größeren Gegenſätzen und heftigeren Kämpfen Anlaß 
geben, als die der reinen Produftionspolitif. 

5. Dazu tritt al3 dritte Problem, das in dem allgemeinen Ziel der Volfswirth- 
\haftspolitif verborgen ift, das Einfommensproblem. Für den Antheil, den der 
Einzelne an den Gütern der Volkswirthſchaft erhält, it die abfolute und verhältniß- 
mäßige Größe feines Einfommen3 enticheidend. Jener Theil der Wirthichaftspofitik, 
der eine möglichite Steigerung des Antheiles Aller an der Güterverjorgung anitrebt, 
muß daher auf die Einfommensbildung in der Art einwirken, daß ſich dadurch das 
reale Einfommen erhöht. Inſofern ift jede Produftionspolitif Einfommenspolitif, 
indem fie die reale Unterlage jchafft, auf der exit eine Einfommenzfteigerung über- 
haupt möglid iſt. Bor Mlem aber hängt die Art der Einfommensbildung von der 
volfswirthichaftlihen Organtlation und von der Gtellung ab, welche ſie jedem Ein- 
zelnen zumeilt, von der Macht, die fie ihn für die Durchfegung feiner Anſprüche im 
wirthichaftlihen Verkehr und in den gemeinwirthichaftliden DOrganijationen verleiht. 
Diefe Abhängigkeit der Einfommensbildung von der Produftions- und VBerfehrsorgani- 
lation und die Thatlache, daß die meilten Einwirfungen zu Gunſten jener durch 
Verſchiebungen in diefen erreicht werden, läßt die Einfommenspolitif nicht fo deutlich 
al3 ein jelbjtändiges Gebiet der Wirthichaftspolitif hervortreten. Immerhin gibt es 
aber doch eine Reihe von Aufaaben für eine folche und find einzelne Anſätze dazu 
zu bemerfen. 

Auf dem Gebiete des Arbeitseinfommens nämlich Haben nit nur Staat und 
Gejellihaft ihre durch emige Zeit beobachtete Zurüdhaltung aufgegeben; auch die 
Arbeiter jelbit Haben durch Drganifationen eingegriffen und die Bildung des Arbeits- 
einfommens ift heute gewiß nicht mehr nur durd) die allgemeine Richtung der Produf- 
tions⸗ und Organiſationspolitik beitimmt, jondern wird direft zum Objekt mwirthichafts- 
politiicher Handlungen und Einrihtungen. In derjelben Richtung liegen die Aufgaben 
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der ſog. Arbeiterverſicherung, welche im Falle der Arbeitsunfähigkeit oder Arbeitsloſigkeit 
den Fortbezug von Einkommen ermöglichen ſollen. Eine zweite Gruppe von Aufgaben 
für eine Einkommenspolitik betrifft die Einkommensverwendung, die Fürſorge für 
eine zweckmäßige, erfolgreichite Verausgabung der Geldeinfommen zur Beihaffung von 
Nealeinfommen. Bon Bedeutung ift dieſes Beftreben natürlich nur da, wo die Gering- 
fügigfeit des Einfommens einer unzweckmäßigen Verwendung bejonders nachtheilige 
Folgen anheftet, alſo wieder bei der Arbeiterbevölferung. Das Prinzip trifft jedoch 
nicht dieje allein; in den Einrihtungen der Konfumvereine, des Haushaltungsunter- 
richtes, der Wohnungspolitif eröffnen fi) auch für die anderen Klafjen der Bevölferung 
Wege einer Förderung des Behagens des Einzelnen, die noch viel zu wenig aus 
gebildet find. Vollends gilt dies endlich von jenen Einrichtungen, welche die Gemein— 
\haftlichfeit des Konjums betreffen, die namentlich auf dem Gebiet des Unterrichts 
und Bildungsweſens überhaupt, mie auf dem der Kunjt und Erhebung noch größerer 
Ermeiterung zugänglich ift. 

Als ein Theil der Einfommenspolitif ift auch die Armenpolitif anzufehen, welche 
die Einfommenzsfürforge für jene Perſonen umfaßt, welche fih in Noth und Elend 
befinden und felbjtändiger Einfommensbezüge entbehren. 

6. In einer der angeführten drei Richtungen — Hebung der Produktion, Fort- 
bildung der Organilation und Förderung der Einfommensbildung und Einfommen3- 
verwendung — muß ich jede volfswirthichaftspolitiiche Maßregel bewegen. Wie die 
Veberficht gezeigt hat, gibt e3 wenig Maßnahmen, melche nicht gleichzeitig in allen 
drei Richtungen wirken. Dies gilt fogar von den zulegt angeführten Maßregeln der 
Einfommenzpolitif, da fie ſowohl auf die Erhöhung der Produktivität, der Leiſtungs— 
fähigkeit der Bevölferung durch Erhaltung und Steigerung ihrer Lebenskraft, wie auf 
den geregelten Gang der Produktion durch die Ermöglichung gleichmäßig fortlaufender 
Konfumtion von Einfluß werden. Dieſe Thatfache, welche das Gebiet des Wirth- 
ſchaftslebens als ein fich in feinen einzelnen Theilen gejegmäßig bedingendes Ganzes 
erfennen läßt, gibt uns einen Maßjtab für das mahrfcheinliche Fortichreiten der volfs- 
wirthichaftlihen Entwidlung. Es ift ausgefchloffen, daß in einer großen Veränderung 
das ganze Gebiet der volfswirthichaftlichen Organifation mit der dadurd) bedingten 
Produftions- und Einfommenspertheilung einen anderen Charafter erhält, mweil feine 
menſchliche Macht ausreichte, alle dadurch in den Millionen von einzelnen Wirth- 
Ihaften herborgerufenen Verfchiebungen zu beherrichen, und es ift ausgefchloffen, daß 
je in irgend einem Theil ein Stillftand, ein Beharrungszuftand einträte, weil er, wenn 
jelbjt für ihn die befonderen Bedingungen in dem fpeziellen Gebiet vorhanden wären, 
duch Die Bewegung auf irgend einem anderen Gebiet der Volfswirthichaft und durch 
deren Rückwirkung auf die übrigen mieder aufgehoben werden müßte. 

Tiefe Thatfachen müfjen uns bei Betrachtung der Wirthfchaftspolitif der einzelnen 
Hauptgruppen der Erwerbszweige zum Bewußtſein fommen und wir müfjen daher 
innerhalb derjelben Maßregeln der Organiſations- und der Produftionspolitif jcheiden 
und die Einfommenspolitif ſelbſtändig betrachten, ſoweit fie bereit3 einen felbftändigen 
Charakter angenonmen hat. 

Die Voltswirthichaftspolitif ift als felbftändiger Zmeig der politifchen Oekonomie zuerft in 
Deutichland von Soden, Jakob, Rau ausgebildet worden. Bei den Merfantiliften, 
Phyſiokraten und älteren Engländern vermifchen fih, wie meiſtens aud) heute noch bei 
den Franzoſen und Engländern, die Erörterungen theoretischer und praftifchpolitifcher Fragen. 
In Deutichland war im 18. Jahrhundert die twilfenfchaftfihe Unterfuhung wirthichaftlicher 
Fragen in der Kameraliſtik ganz zu einer praftiihen Wirthichaftstunde insbefondere vom 
Standpunkt de3 mit der Verwaltung ftaatliher Rirthichaftsbetriebe betrauten Beamten eritarrt. 
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Daneben wurde in der Polizeiwiſſenſchaft das Verhältnis de3 Staates zur inneren Sicher- 
heit und hiebei unter Anderem auch jeine Aufgabe gegenüber dem wirthfchaftlichen Leben feiner 
Bürger ohne große prinzipielle Gejichtspunfte erörtert. Als dann durch den Einfluß der Phyſio— 
fraten und des Adam Smith die Behandlung der ökonomiſchen Probleme als gejellfchaftlicher 
auch in Deutfchland üblich wurde, hat fie an jene Traditionen angefnüpft, und es wurde — abge- 
jehen von der Finanzwiſſenſchaft, welche die ältere Kameraliftif erſetzte — eine Zweitheilung der 
politifchen Oekonomie üblich, welche in die eine Hälfte die Erörterung theoretifcher Geſetzmäßig— 
feiten des Bolfswohlitandes und in die andere ihre praktiſche Verwerthung zur Förderung 
defjelben durch den Staat verwies. Go fcheidet Soden, Nationalöfonomie 1805, 1. Bd., die 
Nationalöfonmie und die Staatswirthihaft. Die eritere „entmwidelt aus dem phyſiſchen und 
moralifhen Organismus der Menjchheit die Gejete, nach welchen der gefellige Menſch nad) 
MWohlftand ftrebt und die Mittel, diefen zu erlangen und zu erhalten“ (©. 21ff.); die 
Staatswirthichaft juche dann jenes Gejeb auf die beftehenden Formen anzupaffen. Sene jchließt 
alle Empirif aus; diefe habe auf ihr zu fußen. Aehnlich Jakob, Grundfäbe der National- 
öfonomie 1805, 3. Aufl. 1825 $ 4 und $ 25: die Nationalöfonomie habe zu erforfchen, unter 
welchen gefellfhaftlihen Einrihtungen und Gefeben es dem menjdlichen Gemerbefleiß und der 
menschlichen Kunft am beten gelingen müſſe, die größtmögliche Duantität nülicher Dinge her- 
borzubringen und die menschlichen Bedürfniffe in ihrem größtmöglichen Umfang und ihrer größten 
Mannigfaltigfeit zu befriedigen; die Politif Hingegen Habe der Regierung Anmeifungen unter 
Berüdjichtigung aller konkreten Faktoren zu geben, damit fie jenen Zuftand herbeiführe. Diejen 
Gedanken, daß die Wirthichaftspolitif dem Staate die Regeln vorzufchreiben habe, wie er das 
durch die Wirthichaftsheorie gefundene Geſetz des Volkswohlſtandes verwirklichen fünne, ver- 
tritt im Wejentliden auch Karl Heinrih Rau in feinen „Brundfäßen der Volfsmwirthichafts- 
lehre und der Volkswirthſchaftspolitik“ durch alle Auflagen von 1828 bi3 1862: „Der Zuftand 
der VBolf3wirthichaft, welcher den Staatszwecken am meiften entjpricht, ift aus der Volkswirth— 
Ihaftslehre wenigjten3 in jeinen allgemeinen Umrijjen zu entnehmen.“ — „Die Volkswirthichafts- 
pflege ilt die auf den Zweck des Volkswohlſtandes gerichtete Sorgfalt der Regierung. Gie 
bildet einen befonderen Zweck der Negierungsthätigkeit. Die wiſſenſchaftliche Darftellung der 
dieje Sorgfalt betreffenden Regeln ift die Volkswirthſchaftspolitik“ In gleihem Sinne mie 
Rau Spricht fi neuerdings Buchenberger, Agrarpolitif I, 1892, ©.49 aus: „Unter Agrar- 
politif verfteht man den Snbegriff der Grundfäße, ven denen der Staat bei der Pflege de3 Iand- 
wirthichaftlihen Gewerbes fich Leiten läßt.“ Auch Conrad, Grundriß zum Studium der poli- 
tiihen Defonomie, 2.TH. Volkswirthſchaftspolitik, 5. Aufl., Jena 1908, faßt unter Volkswirthſchafts— 
politif offenbar nur das Berhältniß des Staates zur Volkswirthſchaft auf, da er, wenn er aud) 
feine Erklärung defjen gibt, mas er unter Bolfsmwirthichaftspolitif verjteht, in der Einleitung 
nur vom Staate und feinen volfswirthichaftlihden Aufgaben jpridt. Stein, Handbud) der 
Bermwaltungslehre, 3. Aufl. 2. Theil 1888, ©. 222ff., läßt die Volfswirthichaftspolitif volljtändig 
in der Bollsmwirthichaftspflege, alfo in der vermwaltenden Tätigfeit des Staates aufgehen und 
berüdlichtigt nur die organifierte Thätigfeit der Privaten unter dem Gefichtspunft der mwirth- 
Ihaftliden Selbftverwaltung, unter einem Geſichtspunkt, der meines Erachtens die Hier ın 
Frage jtehenden Thätigfeiten und Umbildungen der Volkswirthſchaft zu enge begrenzt. 
Während jo die wenigen Schriftiteller, welche überhaupt noch der Volkswirthſchaftspolitik 
einen jelbjtändigen wiſſenſchaftlichen Charakter verleihen, ihren Snhalt und Aufgabenfreis zu enge 
an die allerdings überragende Thätigfeit des Staates anfchließen, verzichtet die große Mehrheit 
der deutichen Nationalöfonomen heute vollftändig darauf, Wirthfchaftststheorie und Wirthichaft- 
politif in der PDarftellung zu trennen und fcheidet nur einen allgemeinen und fpeziellen Theil 
der Wirthichaftswilfenichaft. So Cohn, Syitem der Nationalöfonomie, 1. Bd. Grundlegung 1885, 
3. Bd. Nationalöfonomie des Handels und Verkehrsweſens 1898; Rocher, Syitem der Na— 
tionalöfonomie 4 Bände; ähnlih das große von Schönberg herausgegebene Handbuch der 
politifchen Defonomie. Nicht nur ift in der Syitematif dieſes großen Werkes nur von der 
„Volkswirthſchaftslehre“ (als BZufammenfaffung der Wirthichaftstheorie und Wirthichafts- 
politif) die Rede, fo daß die Bolfswirthichaftspolitif als jelbftändige Wiſſenſchaft eliminirt 
erjcheint, e3 wird auch da, wo die Letztere gelegentlich erwähnt wird, von Scheel und Neu— 
mann jene oben befämpfte engbegrenzte Auffaffung vertreten. Nach Erjterem betrifft die 
Bollswirthiehaftspolitif „Die Unterfuhung des Verhältniſſes der öffentlihen Gewalt (Staat, 
Gemeinde u. |. w.) zu den. Privatwirthſchaften“ (4. Aufl. Bd. JI ©.77), nach Letzterem „die be- 
züglich der wirthichaftlichen Dinge zu treffenden öffentlihden Maßnahmen“ (2.Aufl. Bd. IS. 133). 
Die Deutichen Haben damit — meines Erachtens nicht zum PBortheil der Wiſſenſchaft — das 
Beifpiel der Franzofen und Engländer nachgeahmt, deren große Werke theoretifche und pral- 
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tiiche Fragen in ein Syſtem vermengen. Mit Recht hat Karl Menger in feinen fcharffinnigen 
„Unterfudjungen über die Methode der Sozialwiſſenſchaften 1883" und in dem Aufſatze „Grund- 
züge einer Klaffififation der Wirthſchaftswiſſenſchaften“ in J. f. N. N. F. Bd. XIX ©. 405 
diefen Zuftand befämpft. Da er vor Allem die Grenzen und die Bedeutung der Wirthichaftz- 
theorie feitzuftellen bemüht war, werden die Probleme der Wirthichaftspolitif von ihm nur 
gelegentlih und nebenbei berührt. Er faßt darnach allerdings die Volkswirthichaftspolitif 
auch auf als „die Wiljenfchaft von den Grundfägen zur zwedmäßigen Förderung der ‚Bolf3- 
mwirthichaft‘ ſeitens der öffentlihen Gewalt“ (Unterfuhungen ©. 255), aber er ftellt fie in den 
größeren Kreis der „praftiichen Wirthichaftswillenichaften, welche uns die Grundjäße und Vor— 
gangsmeifen lehren, nach welchen generell beſtimmte wirthichaftlihe Abſichten nach Maßgabe 
der vorhandenen wiſſenſchaftlichen Einfiht am zweckmäßigſten verwirklicht werden können“ 
(Grundzüge ©.477). Das durch die legtere Erklärung umfchriebene Objekt wilfenjchaftlicher 
Unterſuchung ift dafjelbe, daß ich im Tert al3 daS des bewußten Eingreifen3 in den Gang 
wirthichaftlicher Entwidlung bezeichnet habe. Ich verfolge e3 nur in anderer Richtung als 
Menger. Sar, Örundlegung der theoretifhen Staatswirthichaft, Wien 1887, betrachtet als 
Inhalt der Wirthichaftspolitif alle Zmedjeßungen des Eollektiviftiihen Verbandes d. i. des 
Staates gegenüber den privatwirthichaftlihen Beitrebungen der ihnen angehörigen Individuen 
(S. 397), theilt alſo auch die enge Auffalfung von der WirtHichaftspolitif als bloßer Staats— 
thätigkeit. Adolf Wagner, der den Fragen der Aufgaben und Syſtematik der Politifchen 
Oekonomie fehr eingehende Unterfuhhungen in feiner Grundlegung der Bolitifchen Defonomie 
3. Aufl., 1892, I. 1, $ 57 bis $ 64 und $ 102 bis $ 105 widmet, fommt jchließlich troß einer 
grundfäßlichen Anerkennung verichtedener Aufgaben doch dahin, den Unterfchied zwiſchen theore— 
tiicher (allgemeiner) und praftifcher (jpezieller) Nationalöfonomie ganz aufzuheben und ihn nur 
al3 „graduellen und quantitativen” anzuerfennen und aus „Zweckmäßigkeitsgründen“ zuzu— 
laſſen (S. 275). Sombart hat in feinem Auffab „Ideale der Sozialpolitif" Archiv Bd. VII 
das Problem berührt. Ich glaube mich mit ihm in der Grundauffaſſung in Uebereinjtimmung 
zu befinden, wenn ich auch jeine Meinung nicht theilen kann, daß jede ftaatlihde Wirthichafts- 
politit Klajjenpolitif fein müſſe; daß fie es oft ift, ift zuzugeben. Auch Schäffle Hat das 
Entwidlungsmoment al3 den eigentlich enticheidenden Anhalt der Politik Hingeftellt (Ueber 
den miljenichaftlihen Begriff der Bolitif in 3. f. St. 1897, ©. 289). v. Mayr, Grundr. 3. 
Borlefungen über praftiihe Nationalötonomie, 1900; Begriff und Gliederung der Staats— 
willenjchaften, 1906, ©. 73, Hält an der praftifhen Nationalöfonomie al3 Darftellung der 
Bejonderheiten des Produktions- und Vertheilungsprozefjes feit. Er fommt aber dem Gedanten, 
das Einheitliche in der fortichreitenden Bewegung der Volkswirthſchaft zu erfaflen, dadurch 
entgegen, daß er neben die fjpezielle Nationalölonomie des Agrar-Gemwerbe-, Handel- und 
Verkehrsweſens einen allgemeinen Theil vornehmlich produftionspolitiihen Charakters und 
das Gebiet der praftiihen Nationalöfonomie der Gütereintheilung und des Güterverbraudhs, 
aljo die Einfommenspolitif, ftellt. Daß die Wifjenfchaft nie aufgehört hat, wirthfchaftpolitifche 
Ziele aufzuftellen, dafür it der Bemweis in der Größe und Neichhaltigkeit der monographifchen 
Kiteratur namentlich Deutſchlands geliefert. Die 127 Bände der Schr. d. 2. f. ©. find erfüllt 
von ſolchen Forderungen. 

Literatur: Wie hervorgehoben, ift die ſyſtematiſche Literatur in Deutichland fehr fpärlich. 
Nur Rocher, Syſtem der Volkswirthſchaft, 4 Bde., 1854—1901 in vielen Auflagen, Stein, 
Handbuch der VBerwaltungslehre, 3. Aufl., 1888, und Schönberg, Handbuch der Politiſchen 
Delonomie 1882—1898 in vier Auflagen, 3 Bde., umfchließen da3 ganze Gebiet auch der Volks— 
mwirthichaftspolitif. Ein guter Grundriß ift der von Conrad, Grundriß zum Studium der Kol. 
Delonomie, 2. Theil: Volkswirthſchaftspolitik, 5. Aufl., 1908. Ungemein reichhaltig ift das von 
Conrad, Eljter, Lexis und Löning herausgegebene „Handmwörterbud) der Staatswijien- 
ihaften“, 1. Aufl. in 6 Bänden und 2 Supplementbänden 1890—1895, 2. Aufl. 1898—1902 in 
7 Bänden, 3. Aufl., 1908, im Heineren Maßftabe das von Elfter herausgegebene „Wörterbuc) 
der Bollswirthichaft”, 2 Bde., 1898—99, 2. Aufl., 1907. An Spezialdarftellungen einzelner 
Produftiond- und Erwerbszweige liegen nur vor: Buchenberger, Agrarweſen und Agrar- 
politit, 2 Bde. 1892, 1893; Jäger, Agrarfrage der Gegenwart, 4 Abtheilungen, 1883 bis 1894; 
Rautsly, Die Agrarfrage 1899; Cohn, Nationalölonomie des Handeld und des Verfehrs- 
tweleng 1898. 
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Erſter Abſchnitt. Die Organiſation der landwirthſchaftlichen Produktion. 
I. Die Grundlagen der heutigen Produktionsorganiſation. 


1. Die Agrarverjaflung im 18. Jahrhnndert. 


85. 1. Der Grund und Boden war in dem größten Theil Europas bis in das 
19. Sahrhundert Gegenitand einer Rechtsordnung, welche die große Maſſe der Land- 
wirthe ſowohl in ihrem Beligrecht wie in ihrem Wirthichaftsbetrieb bejchränfte. Der 
Bauer noch de3 18. Jahrhunderts ift etwas von dem heutigen Bauern Grundver— 
Ihiedenes. Er ift, von Heinen Gebieten abgejehen, in welchen fich ein Stand von freien 
Bauern durch die Jahrhunderte erhalten Hatte, perfönlicd und wirthſchaftlich unfrei, 
unterthänig.. Das Maß diejer Unfreiheit, die Art und Größe der Bindung, der er 
unterworfen ilt, iſt mannigfaltig und nicht mit wenigen Worten zu ſchildern; aber fie 
it überall vorhanden. Dieſe Unfreiheit gründet fich auf eine Entwidlung, die ihren 
Uriprung in Vorgängen früherer Jahrhunderte nahm und oft auf die Zeiten der 
eriten DBejiedlung oder Kultivirung des Bodens zurüdreihtee Am unbeweglichen 
Boden konſerviren fih eben Rechte und Pflihten am längſten. Die Träger der 
Rechte gegenüber den Bauern waren die Befiber gewiſſer Güter, deren Inhaber ein 
DObereigentyum an den Gütern der Bauern bejaßen, ſei e3 daß deren Vorfahren als 
Unfreie auf dem Grund des Gutsherrn von diefem angefiedelt worden waren, jei es daß 
lie urjprünglich frei fi) zur Entledigung der politiihen und militärischen Laſten ihrer 
Freiheit begeben und ihren eigenen Grund und Boden von dem Grundherrn gegen 
deilen Schuß und Schirm in Nußung genommen hatten. Die Herrichaftsrechte dieſer 
Grund» oder Gutsherın und die Berpflichtungen der ihnen unterthänigen Bauern 
bilden die für den Charakter der ländlichen Verfaſſung zu Beginn des 19. Jahrhun— 
derts entiheidenden Züge. 

2. Die neuere Forſchung Hat zwiſchen Grundherrihaft und Gutsherrihaft 
einen Unterfchied zu machen gelehrt. Gemeinſam it ihnen, daß der Inhaber des 
herrſchenden Grundftüdes eine je nad) dem örtlichen Recht verjhiedene Gerichts— 
barfeit und Polizeigewalt über die Befiber der dienenden Grundftüde beſaß; ge- 
meinfam ilt ihnen auch der Anſpruch auf die Dienitleiftungen und Giebigfeiten der 
mannigfadhften Art jeiten3 der unterthänigen Bauern; aber der Grundherr benußte 
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die ihm fraft der Grundherrichaft zuftehenden Leiftungen der Bauern und feine Be- 
rechtigungen am Bauerngut im Wejentlihen für feinen eigenen Konjumtionsbedarf, 
während der Gutöherr fie zur Grundlage einer Produftionsunternehmung machte, die 
al3 landwirthſchaftlicher Großbetrieb zum Zweck der Produktion für den Markt gedacht 
ift. Bei der Grundherrſchaft iſt der eigene Betrieb oft gering gemejen: der Bezug 
von Renten feitens der Unterthanen bildet einen weſentlichen Theil de3 naturalmwirth- 
Ihaftlihen Haushaltes der Herrſchaft. Bei der Gutsherrſchaft aber ift der eigene 
Betrieb des Herm ausgedehnt: von den Bauern merden weniger ®iebigfeiten als 
Dienfte gefordert zur Bewirthichaftung des gutsherrlihen Bodend. Als die Folge 
diefer Verjchiedenheit erjcheint es, daß im Gebiet der Grundherrſchaft die bäuerliche 
Abhängigkeit einen geringeren Grad annahm als in den Gebieten der Gutsherrichaft; 
denn mährend dort das Intereſſe der Berechtigten an den Giebigfeiten der Bauern 
durch den begrenzten perjönlichen Bedarf bejtimmt wurde, war hier da3 Intereſſe 
durch das unbegrenzte Beitreben nach großer Produktion, Ausdehnung des Groß— 
betriebes und Steigerung der Erträge darauf gerichtet, die Beligrechte der Bauern 
zu verichlechtern, um fie dem herrſchenden Grundjtüd einverleiben und größere Dienfte 
von ihnen verlangen zu fünnen. Die Grundherrichaft iſt ein Ueberreſt mittelalterlicher 
Zandvermwaltung, die Gutsherrihaft ein darauf aufgebauter Fapitaliftiiher Wirthichafts- 
betrieb mit unfreier Arbeitöverfaflung. Infolgedeſſen war die Lage der Bauern 
überall da, mo die Gutsherrichaft ſich ausbildete, weſentlich fchledhter als dort, wo 
die Grundherrichaft ich als folhe erhalten hatte. Die Gebiete der erjteren find vor 
Allem das öjtlihe und nordöftlihe Deutichland, in Defterreich die Sudetenländer, 
während im meitlihen und füdlihen Deutichland und in den Alpengebieten Deiter- 
reichs fih die Bauern unter einer im Wefentlichen grundherrliden Verfaſſung ent- 
widelten. Vollkommen unabhängige, von jedem grundherrlihen Berhältniß freie 
Bauerngüter find nur vereinzelt vorhanden (Dithmarſchen, Ditfriesland, Tirol). Unter- 
fügt wurde die Bildung von Gutsherrſchaften wie die Stellung der Grundherrichaft 
überhaupt dadurch, daß der Beliß der grund» und gutsherrlichen Ländereien den 
„niederen“ Klafjen unterfagt und der politiich herrichenden Klaſſe, dem Adel, vor- 
behalten mar. 

3. Der Inhalt der bäuerlichen Verpflichtungen und das Maß ihrer Gebundenheit 
war, wie jchon früher hervorgehoben, ein ſehr verjchiedenes — nicht nur im Gegenſatz 
der Grundherrihaft und der Gutsherrſchaft, fondern auch innerhalb dieſer beiden 
Haupttgpen je nad) dem Landesrecht und der lofalen Tradition. Das Recht der 
Bauern auf ihren Boden war bald ein toirfliches, aber belajtetes Eigenthum; 
bald war e3 bloßes Nutzeigenthum und durch das Obereigenthum des Grundherrn 
bejchräntt; bald war es überhaupt nicht Eigenthum und fonnte der Grundherr den 
Bauer jederzeit von feinem Grund entfernen und einen anderen darauf feßen. Dem— 
gemäß war auch die Verfügungsgewalt der Bauern über ihren Grund unter Xebenden 
und von Todes wegen in verjchiedener Weile beſchränkt. E3 gab Bauerngüter, bei 
denen dem Grundherrn jede direkte Einwirkung entzogen war, wo er ji auf unter 
gewiſſen Bedingungen fällige Rentenbezüge beichränfen mußte. Es gab ®üter mit 
jretem Vererbungsrecht gegen Bezahlung einer Bebühr an den Grundheren beim Erb- 
übergang, während Wiederverpfändung und Veräußerung an die Genehmigung des 
Grundherrn gebunden war. Wieder in anderen Fällen war die Vererbung nur in 
eingeſchränktem Maße geftattet oder die Bauerngüter find dem Recht nad) nicht ver- 
erblih und werden nur auf Lebenszeit oder noch fürzer belaſſen. Auch da, wo die 
Vererbung oder Veräußerung mit oder ohne Genehmigung des Grundherrn geftattet 
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war, beitand doch theil3 für den ganzen bäuerlichen Grund und Boden, theils für 
einen Theil defjelben das Verbot der Theilung des Bauerngutes, damit nicht durch 
Zerjpfitterung des Bodenbeſitzes die Leijtungsfähigfeit des Bejigers für den Grund- 
herrn und für den Staat vermindert werde. Für vielleicht den größten Theil des 
deutfchen und öfterreihiihen Wirthichaftsgebietes fann man annehmen, daß ich die 
ländliche Bevölferung im 18. Jahrhundert im Zuftande der Erbunterthänigfeit be- 
funden habe, d.h. jie war perſönlich frei, bejaß Erbredit an ihrem Boden, war aber 
auch an diefen und durch ihn an den Grundheren gebunden, dem fie in der Jugend 
al3 Knechte und Mägde Gejindedienfte, jpäter Frohnden zu leiften und Abgaben zu 
entrichten hatte. Die Unterthänigfeit haftete am Boden. Wer bäuerlichen Beſitz er- 
warb, wurde dadurch von ſelbſt in allen erwähnten Richtungen dem Grundheren 
unterworfen. 

Unter Frohnden (Robot)  verjftand man die Dienftleiftungen der Bauern im 
Wirthichaftsbetrieb des Grundherrn wie auch Dienftverpflihtungen für öffentliche 
Zwede: Straßenbau, Vorſpann in allgemeinen Angelegenheiten. Die bei meiten 
größere Laſt bildeten die Frohnden für den Srundheren, weil fie ſich regelmäßig 
wiederholten und in den Gebieten der Gutsherrſchaft fogar einen beträchtlichen Um- 
fang annahmen. Die Frohnden waren theils Spann (Zug-), theils Fuß-(Hand-) Dienite. 
Bei den eriteren war der Bauer verpflichtet mit einem (zwei, drei, vier u. |. m.) 
Geſpann Dienſte zu leiften; bei der Fuß- oder Handrobot nur mit feiner perjönlichen 
Arbeit. Die Dienſte waren theils gemejjen, d. h. es war durch Geſetz oder Her- 
fommen bejtimmt, an mie viel Tagen der Woche die Arbeitsfraft des Bauern und 
jeines Gejpannes in Anſpruch genommen werden darf, theil3 waren jie ungemejjen 
und dann ſtand es im Belieben des Grundheren, die Größe der Verpflichtungen für 
jeine unterthänigen Bauern zu beitimmen. Mit diejen Arbeitsleiftungen der Bauern 
wurde der landwirthichaftlihe und oft auch) der damit verbundene induftrielle (Eijen- 
hammer-, Bergmerfs-) Betrieb geführt. Dazu traten Geld- und Naturalleijtungen, 
welche das Einfommen der Grundherren erhöhten. Sie waren in großer Menge und 
aus verſchiedenen Anläffen vorhanden. Die bedeutendften waren der Zehent (ein 
aliquoter Theil de3 Ertrages) und die Veränderungsgebühren bei Erbgang und Ber- 
fauf. Sie ftammten zum Theil aus bloß privatrechtlihen Verträgen, zum Theile 
waren jie ein Ausfluß der Berg-, Vogt- oder Dorfherrlichkeit. Sie waren nicht nur 
an den Grundherrn als Inhaber des herrichenden Gutes, jondern auch al3 Orts— 
obrigfeit, als Batronatsherın, als Verwaltungsbehörde zu entrihten. In manchen 
Fällen waren die Untertanen aud) durch Zwangs- und Bannrechte der Grundherren 
gebunden, von diefen Branntwein, Bier und dergl. zu beziehen oder ausſchließlich an 
lie ihre Wirthichaftserzeugnifje zu verfaufen. 

Diefen Berpflihtungen der Unterthanen ſtanden ſolche der Grundherren in be— 
ſchränktem Maß gegenüber. Sie waren feinerzeit entitanden als Gegenleiltungen für 
die von der Grundherrichaft übernommene Tragung politischer und militäriicher Laſten. 
Reſte dieſes VBerhältniffes Hatten fih in der Stellung des Grundherrn als gerichts- 
herrlihe und erfte Verwaltungsinſtanz noch erhalten, auch nachdem fich bereits ftaat- 
liche Verwaltungsorgane entmwidelt hatten; aber fie dienten oft nur dazu, die Ab- 
hängigfeit der Bauern noch zu erhöhen. In manchen Fällen waren für die Dienftleiftungen 
der Bauern geringe Geldentichädigungen vorgefehen und es beitanden Anjprüche der- 
jelben auf Armenverforgung, auf Unterftügung in Nothfällen, auf Aushilfe mit Samen, 
mit Bauholz, auf die Erhaltung der Gebäude, auf Nußungen in den herrichaftlichen 
Foriten, Weide auf den Stoppelfeldern und Anderes. 
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4. Schon bie geichilderten Beziehungen der bäuerlichen und grundherrliien Güter 
zeigen bie enge Verbindung, in ber der landmwirthichaftliche Betrieb der einen mit dem 
der anderen geftanden it. Dieſe Verbindung wurde noch gejteigert durch die Art der 
Bertheilung der den einzelnen Grundbejigern gehörigen Grundftüde in der Flur, duch 
das Vorhandenfein von gemeinſchaftlichem Beligreht und durch Servitutsrechte, welche 
den Bauern und dem Gutsherrn gegenjeitig zuftanden. In den meiſten Theilen 
Deutichlands und Oeſterreichs iſt eine bei der eriten Bejiedlung des Landes geübte 
Bertheilung der Grunditüde bis auf den heutigen Tag wirkſam geweſen, durd) melche 
bewirkt wird, daß die einem Beliger gehörigen Grundftüde nicht geichlofjen beifammen, 
Sondern zerftreut in der Flur und verjchieden vertheilt von feinem Hofe liegen. Diefer 
Streubefiß (Gemenglage) geht darauf zurüd, daß bei der urfprünglihen Grund» 
vertheilung ober bei der Anfiedlung von Bauern durch den Grundheren jedem ein 
gleiches Stüd von den verjchiedenen Bodenqualitäten und in verjchiedener Entfernung 
von in geſchloſſenen Dörfern vorgenommenen Anfiedelungen eingeräumt, alſo mirth- 
ſchaftliche Gleichheit erzielt wurde. In den meilten Fällen lag auch der Grundbefiß 
de3 Grundherrn zerjtreut in der Flur. Eine ſolche PVertheilung hatte zur Folge, daß 
Slurzmang geübt werden mußte, d. h. daß gleiche Friften für die Beitellung, Aus— 
ſaat und Ernte, ſowie Anbau der gleichen Früchte eingehalten wurden; denn fonft 
wäre bei dem Mangel an Feldwegen und der Unmöglichkeit, bei einer großen An 
zahl der Parzellen zu jeder einzelnen einen bejonderen Weg zu jchaffen, es unmöglich 
gewefen, daß alle Beliter zu ihren Nedern gelangen fonnten. Außerdem wurde der 
Flurzwang unterftügt durch alte Weiderechte, gemäß deren den Dorfgenoffen erlaubt 
war, nad) der Ernte ihr Vieh zur Stoppel-, Drejch-, Brachweide auf die abgeernteten 
"Felder zu laffen. Dieſe Weiderechte, wie auch folhe an dem in der Flur gelegenen 
Wald find Häufig ein Ueberreſt eine3 urſprünglich bejtandenen gemeinfamen Belit- 
rechtes an der gerodeten Landfläche, an der gemeinen Mark. Vielfach Hat fih ein 
folher gemeinichaftliher Befiß der Dorfgenofjen, auch Allmende genannt, an 
Weide, Moorland und Wald erhalten und an ihm beitand dann ein gemeinfames 
Nutzungsrecht der einzelnen Wirthe, beitehend in Maft-, Streu- und Weiderecht ſowie 
in dem Recht des Holzhiebes zu Bau=- und Brennzweden. Wurden auch mit der 
Entwidlung der Grundherrihaft die Gebiete der gemeinen Mark vielfach eingeengt, 
indem der Grundherr an ihnen ein Privatrecht erlangte, jo find fie doch nicht voll» 
tändig verſchwunden, ja fie haben ſich in mannigfaltigen Formen in vielen Theilen 
Deutichlands und der Schweiz und Defterreichd bis heute erhalten und auch da, mo 
lie zu beftehen aufhörten, verblieben doch noch Dienftbarfeiten (Weg-, Weide- und 
Waldjervituten) theil3 zu Gunſten Einzelner, theil3 zu Gunften ganzer Gemeinden, 
und zwar erjtredten fich dieſe Dienjte, weil fie eben an dem urjprünglichen Ge- 
meinbejig und ſpäteren grundherrlihen Befiß hafteten, auf deifen Grund und Boden. 
Co war fein Belis und Wirthichaftsbetrieb nicht frei. War der Bauer durch feine 
Abhängigfeit in der Ausnüßung feiner Arbeitskräfte und feines Bodens gehemmt, fo 
waren Beide — Bauer und Grundhere — durch) Gemenglage und die Grunddienite 
barfeiten zur Einhaltung eine3 gemeinfamen Flurrechtes und damit eines bejtimmten 
Wirthichaftsbetrieb3 gezwungen. 

Weſentlich verfchieden von dem Geſchilderten geftalteten ſich die Verhältniffe in Schweden 
und Norwegen, two ein freier Bauernftand fich erhalten hat und die Ordnung feiner Beſitzver— 
hältniffe bereit3 im 18. Jahrhundert geregelt war, und in England, wo die Entwidlung in einer 
bon der kontinentalen verfchiedenen Weile vor fich acht und die Gebundenheit an die Scholle 


für die Bauern bereit3 im 15. und 16. Jahrhundert aufhört. Freilich wurde dafelbft gleich- 
zeitig ihre materielle Lage dadurch prefär, daß fie in Zeitpächter verwandelt wurden. Geit 
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diefer Zeit geht die Ausdehnung des Großgrundbefißes und die Bildung eines Standes von 
freien Taglöhnern in England vor fih. In Rußland endlich Hatte fich die Unfreiheit in der 
ihärfften Form entwidelt und in großem Maß zu einer förmlichen Xeibeigenjchaft geführt. In 
Frankreich und den Niederlanden aber tft der Zuftand der Bauern im Wefentlichen ein gleicher, 
wie in Deutichland und Oeſterreich. 


Literatur. Die Literatur über die Agrarverfaffung der Vergangenheit namentlich in Deutich- 
land ift ungemein ausgedehnt. Die umfafjendite Darftellung bei Meiben, Siedelung und Agrar- 
weſen der Weftgermanen und Oftgermanen, der Kelten, Römer, Finnen und Slaven, 3 Bde. 1895. 
Bon den größeren ſyſtematiſchen Werfen bejchäftigten fich mit diefer Frage die folgenden an den 
angegebenen Stellen: Buchenberger, Agrarpolitif 1892, Bd. I ©. 84ff., 270ff.; Meiben in 
Schönberg’s Höb. Ilı ©. 143ff.; Rofcher, Bd. IL 88 55, 92 107Ff.; Hdw. d. Stw., Art. Bauer, 
Bauerngut, Grundbefiß von Lamprecht; Bauernbefreiung von Knapp, Buchenberger u. A.; 
Flurzwang von Meiten; Gutsherrfchaft von Wittich; Unfreiheit von Grünberg. Den Aus- 
gangspunft für die erfolgreichite Bearbeitung der Frage der Entitehung des heutigen Bauern- 
ftandes bildet Knapp’s Werk: Die Bauernbefreiung und der Urfprung der Zandarbeiter in den 
älteren Theilen Preußens, Leipzig 1887, an welches fi; eine große Anzahl von Monographien 
angefchloffen hat. Für Oeſterreich: Grünberg, Die Bauernbefreiung und die Auflöfung des 
gutsherrlihen und bänerlihen Berhältnijjes in Böhmen, Mähren und Schlefien, Leipzig 1894; 
derjelbe, Studien zur öfterreidhifchen Agrargefhichte, 1901; Mifes, Entwidlung d. guts— 
herrlich-bäuerlihen Verhältnifjes in Galizien, 1902. 


2, Die Herftellung der Freiheit des Grundeigenthums und der perjönlichen 
sreiheit der Bauern. 


8 6. 1. Verſchiedene Gründe haben feit dem 18. Jahrhundert zufammengemirft, 
um die Gebundenheit des Grundbefibes und im Bejonderen die Unfreiheit des Bauern- 
ſtandes als einen gefellichaftlichen Uebelftand empfinden zu laflen. Einestheil3 drängte 
die Veränderung in der landwirthichaftlihen Technik nach einem anderen Syitem der 
Bemirthichaftung als unter der Herrichaft des Flurzwanges und mit den unzureichenden 
Reiftungen der Frohnbauern möglich war. Andererfeit3 ftieg mit wachſender Bevölferung 
da3 Intereſſe der Gejammtheit an der Steigerung des Bodenertrages und verbreitete 
li) die Erfenntniß, daß die gezwungene Arbeit im Dienſt des Grundheren weder für 
diefen ein befriedigende3 Ergebniß haben könne, noch dem Bauer die nöthige Zeit 
und Kraft zur Bemwirthichaftung jeines Bodens laſſe, jo daß durch die Unfreiheit die 
Erträge für Beide gejchmälert wurden. Auch die Veränderungen in der politiichen 
Situation wirkten ein: die öffentlich-rehtlihen Pflichten, welche die Grundherren jeiner- 
zeit zu Gunſten ihrer Untertanen übernommen und welche deren Unfreiheit be- 
gründet hatten, waren verſchwunden oder bedeutend abgeſchwächt; der abjolute Staat 
hatte die Bauern wieder zur Kriegsdienitleiftung herangezogen, fein machjender Geld- 
bedarf wurde vornehmlich von den bäuerlihen Unterthanen gededt, jo daß das ſtaat— 
fihe Intereſſe an einer Vermehrung leiltungsfähiger, d. h. ertragreiher Bauernitellen 
wuchs und der Staat in jeinem Intereſſe der Ausnügung der bäuerlichen Wirthichaften 
und bäuerlihen Kraft durch die Grundherren entgegenarbeiten mußte. Dazu famen 
naturphilofophiihe Vorſtellungen von der Freiheit und Gleichheit der Menjchen und 
von an ihre Verwirklichung gefnüpften günjtigen mwirthichaftlichen Folgen, mie fie von 
den Phyliofraten und dem Smithtanismus verbreitet wurden, und endlich die Aus- 
bildung des modernen Beamtenjtaates, der ich alle gefellichaftlihen Intereſſen unter- 
ordnete und ſie im Dienſte der Allgemeinheit zu geftalten unternahm. Co wirkten 
wirthichaftliche, techniſche, politiiche, populationiftiiche, philojophiiche und volfsmirthichaft- 
lihe Gründe zujfammen, um im Einflang mit der auf die Befreiung des Individuums 
gerichteten Bewegung des Jahrhunderts die Befreiung der Bauern und die Freiheit 
de3 Grundeigenthbums von jeder Gebundenheit zu bemirfen. 
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Die Aufgaben, melche der Geſetzgebung und Politif in diefer Richtung geſtellt 
waren, find die folgenden: e3 handelte fi erſtens um die Aufhebung der perjön- 
lichen Unfreiheit, der Hörigfeit oder Erbunterthänigfeit des Bauernitandes und der Ein- 
richtungen, aus denen fie entiprang, der guts- und grundherrlihen Gewalt; zweitens 
um die Herftellung des vollen freien Eigenthumsrechtes der Bauern an ihrem Grund, 
alſo um die Beleitigung jedes Obereigentbums, Lehens-, Erbzins⸗ oder Erbpadjt- 
verhältniffes und um Aufhebung der Beichränfung in der Verfügung über die Grund- 
ftüce, jei e3 durch Veräußerung oder Verſchuldung oder Theilung. Damit ſtand in 
Verbindung die Aufhebung der Grund- und Reallaften (der Dienfte, Natural- und 
Geldabgahen, des Jagdrechtes u. ſ. w.), die auf dem bäuerlichen Boden ruhten, ſowie 
der grundherrlihen Zmangd- und Bannrechte. Drittens Handelte e3 fih um Be- 
feitigung der fulturfhäbdlichen, die freie Benußung und Bewirthſchaftung der Grund- 
ftüde Hindernden Pienftbarfeiten; viertens um Theilung der einer foldhen kultur— 
ſchädlichen Benugung unterliegenden gemeinſchaftlichen Grundftüde; fünftens um 
Aufhebung der Gemenglage und Herbeiführung eines möglichit geichloffenen Beſitzes 
für jeden einzelnen Wirth. 

2. Die beiden eriteren Gruppen von Maßregeln und die drei legteren ftehen je 
in einem bejonderen Zujammenhang. Port ftand die Löſung des grund- und guts- 
herrlichen Verbandes, hier eine Reihe von landesfulturpolitiihen Maßnahmen in Trage, 
die auch bei freiem Beligrecht beitehen bleiben fonnten. Eine Aenderung in jener 
Richtung hob die ganze feit Sahrhunderten beitehende Agrarverfaflung auf, eine folche 
in dieſer ergriff zunädjft nur den landmwirthichaftlihen Betrieb. Die Aufhebung der 
bäuerlichen Unfreiheit und der Beichränfungen, denen im Zujammenhang damit der 
bäuerlihe Grund und Boden unterworfen war, iſt durchgeführt worden durch Maß— 
regeln und vermwaltungspolitiiche Maßnahmen, welche unter den Namen der Bauern- 
befreiung und Grundentlaftung befannt find. Am radikalſten griff Frankreich ein, 
ro die Nationalverfammlung dur) das Dekret vom 4. Aug. 1789 das Feudaligitem 
in jeiner Gänze aufhob, und die Schwierigfeiten der Durchführung dadurch behoben 
wurden, Daß man durch Dekrete der nächſten Jahre alle Feudal- oder Zinstechte ohne 
Entihädigung befeitigte, die Schuldtitel verbrannte und ald Kennzeichen des Vorhanden- 
jeind von Feudalrechten jchon die bloße Anwendung des grundherrlihen Titels in 
einem NRentenvertrag annahm. Durch den Code Napoleon, der feine Ungleichheit 
der bürgerlihen Rechte fannte und feine andere Eigenthumsbeichränfung zuließ als 
Sermituten und ablösbare Renten, wurde dieje radifale Befreiung des Grundeigenthums 
und jeiner Inhaber überallhin verbreitet, wo im Lauf der nächſten Jahre die franzöliiche 
Herrihaft auch nur vorübergehend eingeführt wurde (Stalien, Schweiz, Spanien, 
Iinfes Rheinufer, Weitfalen und andere deutiche Gebiete). In Oeſterreich, Preußen 
und den meilten anderen deutichen Staaten ift die Aufhebung der feudalen Agrar- 
verfallung das Werf einer durch lange Zeit vorbereiteten Reform, melde unter dem 
Drud der Volfsbemegung des Jahres 1848 ihren enticheidenden Abſchluß fand. Bereits 
im 18. Jahrhundert find die Eingriffe der ftaatlihen Gewalt zu Gunften einer Regu- 
firung der bäuerlihen PDienftleiftungen (Bauernſchutz) häufig. Durch fie wurden Die 
Belißrechte der Bauern gegenüber Uebergriffen der Grund» und Gutsherren gefeftigt, 
eine millfürfihe Steigerung der Dienftleiftungen und Abgaben Hintangehalten, unter 
Umſtänden deren Maß gemildert. Dazu traten Erweiterungen der perjönlichen Freiheit, 
wie namentlih durch das jojefinishe Patent vom 1. November 1781, durch welches 
die Erbunterthänigfeit in ben böhmiſchen Ländern in ein Eyftem gemäßigter Unter: 
thänigfeit verwandelt und insbefondere die Verehelichungsfreiheit und die Freizügigkeit 
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gemährt, ſowie dur) das preußiiche Edift vom 9. DOftober 1807, durch welches bie 
Aufhebung des Unterthänigkeitsverbandes und für die ganze Bevölkerung die Frei- 
heit der Berufswahl angeordnet wurde. In einer Reihe von Ausführungsgejegen 
wurden in Preußen in den nächſten Jahrzehnten diefe Grundfäbe verwirklicht, mährend 
in Defterreich die ftaatliche Thätigfeit zu Gunften der Bauernbefreiung bis zum Sahre 
1848 ftodt. Exit die Patente vom 7. Sept. 1848 und vom 4. März, 7. März und 
5. Aug. 1849 haben hier eine vollfommene Bereinigung des Unterthänigfeitsverhältnifjes 
herbeigeführt und den Bauern volles Eigenthum an ihrem Boden verichafft. Während 
in Breußen durch das Edift von 1807 auch die freie Vererbung und Theilbarfeit der 
Güter ausgeführt wurde, iſt in Dejterreich dieſer Grundſatz erjt durch das Reichsgeſetz 
vom 27. Juli 1868 und die ſich anjchließenden Landesgeſetze vermwirflicht worden. 

Der Inhalt der Grundentlaftung in Defterreich ift der folgende: Der perjönliche 
Unterthänigfeitsverband wurde ausnahmslos und für ewige Zeiten aufgehoben. Alle aus ihm 
entipringenden perfönlichen Laſten und Verpflichtungen Einzelner oder ganzer Gemeinden fielen 
ohne jedes Entgelt weg. Deßgleichen wurden das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden, 
ferner Sagdfrohnden und andere Reiftungen für Sagdzwede aufgehoben. Die Gerichtsbarkeit 
und die VBermaltungsredhte der Grundherren wurden abgejchafft. Alle provinziell verfchiedenen 
Formen eines zwiſchen Gutsheren und Unterthanen getheilten Eigenthums wurden in uns 
getheiltes Eigenthum des LXebteren verwandelt. Der bäuerliche Grundbefiß wurde von ſämmt— 
lihen den Grundherren zu präftirenden Geld-, Natural- und Xrbeitöleiftungen befreit. Die 
Entiehädigungsfrage wurde in der Weile gelöft, daß alle Laſten, welche aus der bloß perjön- 
lihen Unterthänigfeit entjprungen waren, unentgeltlih, die Frohnden, Robot, Zehent aegen 
billige Entihädigung aufgehoben wurden. Abgaben an Kirchen, Schulen u. dgl. wurden ab- 
gelöft. Bemerft muß werden, daß auch zahlreiche Berpflichtungen der Grundherren gegen ihre 
Unterthanen unentgeltlih in Wegfall famen, jo der Anfpruch der Unterthanen auf Armen» 
berjorgung, auf Unterftügung in Nothfällen, auf Aushilfe mit Samen, mit Bauholz, auf die 
Erhaltung der Gebäude, ferner die og. Heinen Waldnußungen in den herrichaftlihen Forften 
— ein Wegfall, der ganze Klafjen der Bevölkerung arg gejchädigt Hat. gl. das offizielle 
Werk „Die Grundentlaftung in Defterreich“, Wien 1857; Grünberg, Die Grundentlaftung 
(Geſchichte d. öfterreih. Land- u. Forſtwirthſchaft 1. Bd. 1899). 

Sn Preußen war durch das Edift vom 9. Oft. 1807 nur der allgemeine Grundjaß der 
Aufhebung der Erbunterthänigfeit ausgeſprochen morden. Entjcheidend für jeine Durchführung 
wurden das Edikt vom 14. Sept. 1811 — auch NRegulirungseditt benannt — und die dazu ge- 
hörigen, e3 ergänzenden und abändernden Deklarationen vom 29. Mai 1816. Durch jie war 
ein beträchtliher Theil aller bäuerlihen Beſitzer — alle Kleinbauern — von der Regulirung 
ausgefchlojlen. Da die Regulirungsgefege ſich nur auf bäuerlide Grundbefiger mit unvoll- 
ftändigen Beligrechten erftredten, fo mußte noch Vorſorge getroffen werden für die Ablöfung 
der Reallajten jener Bauern, welche volles Eigenthum bejaßen, aber zu Dienjten oder Abgaben 
verpflichtet waren. Dies gefchah durch dad Geſetz vom 7. Juni 1821. Die Ablöfung erfolgte 
mit dem 25fachen Werth der jährlichen Rente, bezw. Dienftleiftung in Geld oder Land, mar 
aber auch) nur für die jpannfähigen Bauernitellen möglid. Sn Folge der Bewegung des Jahres 
1848 wurde durch das Geſetz vom 2. März 1850 die Regulirung weiter ausgedehnt, aber 
immer noch mit ſolchen Einfchränfungen, daß ſich Unterthänigfeitsverhältniffe bis in die neuejte 
Beit erhalten konnten, bis endlich dur) ein Geſetz vom 12. Juli 1892 der lette Reſt befeitigt 
wurde. Vgl. über die preußifche Bauernbefreiung: Knapp, Bauernbefreiung Bd. I, Statiftif 


©. 256. 

3. Die Wirfung der Bauernbefreiung und Grundentlaftung war für die Hebung 
der Bodenfultur eine bedeutende. Nun erjt war der Uebergang zu intenjiverer Kultur 
möglid, und in3befondere auf dem Bauernland fonnte erit jebt bei voller Sicherung 
de3 Beſitz⸗, Vererbungsrechtes und der freien Verfügung über die eigene wie über die 
Arbeitäfraft der Familie die Luft und Freude an möglichſt ergiebiger Bewirthſchaftung 
des eigenen Bodens gegeben fein. Freilich fehlte es nicht an Nachtheilen. Der Bauer 
war frei und nicht mehr dienft- oder zinspflichtig; aber es fehlte ihm auch jeder Rüd- 
halt in Beiten der Noth und bei allen Unglüdsfällen. War ihm doch früher unter 
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allen Umſtänden eine wenn auch kärgliche Exiſtenz geſichert; jetzt aber fonnte er durch 
üble Wirthſchaft oder Noth in Verſchuldung gerathen und um Haus und Hof kommen. 
Vielfach iſt die Wirthſchaft ganzer Klaſſen der ländlichen Bevölkerung und zwar gerade 
der ärmſten durch den Wegfall von Berechtigungen am herrſchaftlichen Wald, von 
Holzbezügen für Baulichkeiten, Samenvorſchüſſen u. dgl. geſchädigt, ja um eine weſent— 
liche Grundlage ihrer Exiſtenz gebracht worden. Da ſind manche Schwierigkeiten 
entſtanden, aus denen heute Probleme der Agrarpolitik hervorwachſen. Von ganz 
beſonderer Wichtigkeit aber iſt es, daß dadurch die Grundlage für die Bildung eines 
beſonderen Landarbeiterſtandes geſchaffen wurde. Im 18. Jahrhundert iſt der 
Bauer der ländliche Arbeiter. Eine vom Boden losgelöſte Arbeiterklaſſe gibt es nicht. 
Erſt durch die Bauernbefreiung und Grundentlaſtung wurde ein ländlicher Arbeiter⸗ 
ſtand geſchaffen aus den Beſitzern jener Güter, die durch die mit der Grundentlaſtung 
verbundenen Entſchädigungspflichten des Bauern oder durch den Wegfall der Nutzung 
am Herrengut aufhörten, dem Bauern die Exiſtenz zu ſichern, ſowie in Preußen ins— 
beſondere durch die im Laufe des 19. Jahrhunderts in großem Maßſtabe vor ſich ge— 
gangene Einziehung von nicht regulirtem Bauernland. Die auf ſolche Weiſe um den 
Rückhalt, den die grundherrliche Verfaſſung gewährte, gebrachten, mwirthichaftlich nicht 
mehr ſelbſtändigen Bauern mußten als Lohnarbeiter auf dem Gute des Grundherrn 
Arbeit ſuchen. Dieſer Prozeß der Ausbildung eines beſitzloſen Standes von Land— 
arbeitern iſt insbeſondere im Oſten Deutſchlands, wie überhaupt in den Gebieten der 
Gutsherrſchaft, in größerem Umfang vor ſich gegangen, während im Gebiete der Grund— 
herrihaft im weſtlichen und ſüdlichen Deutichland die überwiegende Mehrzahl der 
Zandarbeiter entweder Gefindeperfonen oder aber grundbefitende Taglöhner jind, aljo 
dem Bauernftand angehören; und mährend in diefen Gebieten die wenig Beſitzenden 
doch in Mitte rein bäuerlicher Gemeinmwejen die Möglichkeit zum Vorwärtskommen 
haben, ilt in den Gebieten der Gutsherrſchaft durch die Ausbildung der Großgrund- 
bejißungen der Boden jo abgeſchloſſen, daß auch für den fleißigen Wirthichafter nicht 
die Möglichkeit befteht, eine bäuerliche Niederlaffung zu erwerben. 

4. Die kulturtechniſchen Maßregeln, welche im Gefolge des Befreiungswerkes ſich 
als nöthig herausitellten, die Befeitigung der Wald- und Weidedienitbarfeiten, der Ge- 
meinheiten und der Gemenglage der Grundftüde find im Laufe diejes Sahrhundert3 in 
vielen Staaten Europas in Angriff genommen und zum Theil auch gänzlich durchgeführt 
worden. Sie bilden aber für andere, jo für Delterreih und zum Theil auch noch für 
Deutichland, Aufgaben der Gegenwart und jollen am geeigneten Ort beiprochen werden. 

Literatur wie bei $5. Dazu insbejondere über die Bildung der Arbeiterflaffe: von der 
Goltz, Die ländliche Arbeiterflaffe und der preußiſche Staat 1892; derjelbe, Die agrarijchen 
Aufgaben der Gegenwart, 1894; label, Die preußifche Agrargejeßgebung, 1895; Schiff, 
Deiterreichiiche Agrarpolitik feit der Grundentlaftung, 1897, Bd. J S. 13, 36, 181, 314. 


IL Die Politik der Grundbefivertheilung. 


1. Die Grundbefitvertheilung. 


$ 7. 1. Die Größenverhältniffe der Güter find nicht nach geometrifchen, ſondern 
nad wirthſchaftlichen Geſichtspunkten zu beurtheilen. Man jcheidet darnach: 1. Grof- 
grumdbefit. Das ift ein Gut, das einen Wirth, der gebildeten Klaſſe ſchon mit der 
bloßen Direktion des Betriebes zu beichäftigen verinag. Er geht über in den Lati- 
fundienbejig, wenn foldhe Güter den Heinen oder mittleren Grundbefiß verdrängen, 
jo daß die Klaſſe der Heinen und mittleren Beſitzer politiich oder fozial bedeutungslos 
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wid. 2. Mittlerer Bauernbefig, wo der Wirth jelbft bereit3 ausübend thätig ift 
und nicht nur durch die Leitung des Betriebes allein in Anſpruch genommen wird. 
3. Kleinbauernbeſitz, wo der Wirth regelmäßig mit feiner Familie arbeitsthätig ift. 
Diefer geht über in den Barzellen- oder Zmergbefiß, defjen Größe nicht ausreicht, 
um den Befißer und feine Familie voll zu beichäftigen. 

Bei welchem Raumperhältniß die eine oder andere mwirthichaftliche Grundfchichtung 
eintritt, ift abhängig von der Güte des Bodens, dem Klima und dem Betriebsſyſtem. 
Sn fruchtbaren Gegenden, die auch ihren Verkehrs- und Abjagverhältniffen nach eine 
freie Bemirthichaftung ermöglichen, kann ſchon ein Beſitz von 2 ha eine felbjtändige 
bäuerliche Erijtenz gewähren (jüdliches Frankreich, Südweſtdeutſchland, Südtirol, Görz), 
während in minder fruchtbaren oder dem Berfehr weniger erichloffenen Gebieten oft 
ein Befiß von 5 ha faum eine bäuerliche Eriftenz ermöglicht. Ebenfo ift natürlich der 
Uebergang zum Großgrundbeliß je nach den fonfreten Bedingungen bei verfchiedener 
Größe gegeben. So hat man bei den landwirthichaftlihen Erhebungen im Groß- 
herzogtgum Baden die großen bäuerlihen Befigungen bereits in die Größenfategorie 
von 38—56 ha verwieſen, während Die offizielle preußifche GStatiftif Güter bis zu 
100 ha al3 Großbauern zählt. Haben doch im Dften Deutichlands oft Güter big zu 
200 ha noch bäuerliden Charakter, während in den NRheinlanden allerdings fchon 
Güter zu 100 ha Sroßgrundbefigcharafter tragen! Es ift darnach bei der Beurtheilung 
des BVerhältniffes von Großgrundbeliß und bäuerlihem Beſitz ſtets nach den örtlichen 
Berichiedenheiten und Wirthichaftbedingungen vorzugehen. Statiftiiche Erhebungen 
müſſen natürlich von feſten Größenbejtimmungen ausgehen, wobei man darauf rechnet, 
daß die für die einzelnen Theile eines Staates entjtandenen Fehler jich durch entgegen- 
gefette Fehler bei anderen Theilen ausgleihen. So faßt man in Deutichland nad 
den Erhebungen der Reichzftatiftif alle Güter von 2—100 ha al3 bäuerliche Güter 
auf und zwar die von 2—5 ha als Hleinbäuerliche, von 5—20 ha al3 mittlere, von 
20—100 ha als großbäuerliche Befigungen. 


2. Eine Ueberſicht über die Grundbefigvertheilung gibt injoferne noch feinen voll- 
ftändigen Einblid in die Art der Bodenbemwirthichaftung, als diefe von der Größe und 
Art der Betriebe abhängig iſt. Dur Verpachtung und Zupachtung merden die 
zu den einzelnen Betrieben gehörigen Gutsgrößen gegenüber jenen der Grundbefite 
verändert. Es kann 3.8. durch Verpachtung ein Großgrundbefiß in eine Reihe von 
mittleren und Heineren Betrieben zerlegt werden und jo felbjt bei Konzentration des 
Befites ein Stand von mittleren und Heineren Yandwirthen, allerdings nur als Pächter, 
Gelegenheit zur Bethätigung erhalten. Ferner werden aus Gründen zimedmäßiger 
Bemwirthichaftung Zus und Verpachtungen von einzelnen Flächen vorgenommen, fo 
daß auch die bäuerlichen Eigenbetriebe nicht immer blos auf den eigenen Beſitz an- 
gemiefen find. Die Grundbefibverhältnifje find daher immer zugleich mit den Be- 
triebsverhältniflen zu betrachten. 

Die meilten landwirthichaftliden Erhebungen europäilher Staaten fnüpfen daher 
auch nicht an den Beſitz, jondern an den Betrieb an, jo jene des Deutichen Reiches und 
Defterreichs. Dort, wo die Verpachtung nur einen geringen Brudhtheil der landwirth- 
\haftlihen Fläche trifft, wie in Deutichland und Defterreich (vgl. 89), iſt dies nicht weiter 
törend und man darf daſelbſt Betriebs- und Beſitzvertheilung einheitlich beurtheilen. 
Anders 3. B. in Großbritannien oder in Belgien, wo die Berpadhtung überwiegt. 


Sn Deutſchland haben die Berufs- und Betriebszählungen vom 2. Juni 1882 und vom 
14. $uni 1895 in Bezug auf die Grundbefibverhältniffe die folgenden Ergebnifje geliefert. 
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Antheil der Betriebe in 
Bon je 100 Betrieben ent= nebenitehenden Grüßen: 


Bon den geiammten landwirthidhaftliden fielen auf die nebenftchenze klafſen an der gefamm- 
Betrieben gehörten zur den Größentlaiien ten landwirthichaftlich 

benügten Fläche 
Größentlaffe 1882 1895 1882 1895 1882 1895 
unter 2 ha 3061 831 3 236 367 68.03 68.22 5.73 6.56 
2— 5, 981 407 1 016 318 18.60 18.29 10.01 10.11 
5—- 20 926 605 998 804 17.56 17.97 28.74 29.90 
20—100 „, 281 510 281 767 5.34 5.07 31.09 30.35 
100 und mehr 24 991 25 061 0.47 0.45 24.43 24.08 


Die gefammte landwirthichaftlich benutzte Fläche betrug 1895 32.52 Millionen ha. Davon 
entfielen auf da3 oſtelbiſche Deutichland (die 6 öftlihen Provinzen Preußen? und Medlen- 
burg) 14.23 Millionen. In diefem Gebiet entfielen 44 9, der Fläche auf Güter über 100 ha, 
während in den Rheinlanden und den füddeutichen Staaten der Antheil der Güter über 100 ha 
nirgends 50/, erreiht. In Pommern und Medlenburg gibt e3 reife, in denen der Groß- 
betrieb 70—80 %/, der Fläche einnimmt, in Poſen und Weftpreußen mehrere, two er über 60 9), 
umfaßt. Dagegen hat der PBarzellenbetrieb über 119/, der Fläche im Rheinland, in Weftfalen 
und Hejjen-Nafjau; in Baden 13.29/,, Eljaß- Lothringen 12.40/,. Am ſchwächſten ift er in 
Bayern, wo er nur 4.109), umfaßt. Sn einzelnen Kreifen der Provinz Hannover, Württem- 
berg3, Badens und Elfaß-Rothringens nimmt er zwiſchen 32 und 41.30), der Fläche ein. Der 
mittlere Bauernbeſitz tritt am ftärkften in Bayern hervor, wo er im Durchſchnitt faft 50 9/, der 
landwirthichaftlih benußten Fläche einnimmt, in manchen Bezirfen aber 60-70 °/,. (Statiftik 
d. Deutſchen Reichs, N.F. Bd. 112, Berlin 1898; Zufammenfaflung bei Conrad, Wirthichaft- 
liche Statiftit 1904 ©. 148 ff.) 

Für Defterreich ergab die landwirthichaftliche Betriebszählung vom 3. VI. 1902 2 856 348 
land- und forftwirthichaftlihe Betriebe. Von diefen entfielen in die Größenflaffe bi3 2 ha 
1246922, d. i. 43.66 0/,, 2—5 ha 806290 — 28.22 %/,, 5—20 ha 636 171 — 22.27 %/,, 20 bis 
100 ha 148529 — 5.190%/, und über 100 ha = 0.64°/,. Eine vollftändige Aufbereitung des 
Materiales fehlt noch. So ift der Antheil der einzelnen Betriebsklaſſen an der Fläche nidht 
feftgeftellt.. Ein Vergleich mit einer Zählung der Grundbejige in Steiermark, Tirol, Nieder- 
und Ober-Defterreich, Böhmen, Mähren und Schleſien, die nach dem Stande vom 31. Dez. 1896 
borgenommen murde (Defterr. Statiftit Bd. LVI), ergibt weſentliche Abweichungen der Zahl 
der Belikfälle namentlich in den untersten Größenklaſſen (unter 2 ha) von jener ber Betriebe, 
weil jene Zählung aud) die nicht verbauten Grundbeſitze der Städte erfaßte. 

Charafteriftiihe Züge der Befivertheilung find in Defterreich das ftarfe Hervortreten des 
Parzellenbefiges in den induftriereicheren Gegenden: Nieder-Defterreich, Böhmen, Mähren, des 
Bauernlandes in Ober-Oeſterreich und Steiermark (?/;—°], der Fläche), des Großgrundbefißes 
in Calzburg, Böhmen und Mähren. In Böhmen haben 215 Perjonen mit einem Beſitz von je 
über 2000 ha 23.2 0/, der Gejammtflähe inne Die 14 größten Großgrundbefiter Böhmens 
haben zujammen 11.30), der ganzen Fläche Böhmens im Beſitz, Fürft Schwarzenberg allein 
3.100. In Mähren gibt es 79 Befitfälle von über 2000 ha mit einem Antheil von 19.80], an 
der ganzen Fläche. Hier befigen die 11 größten Befiter 10.80), der ganzen Fläche de3 Landes. 
— Sehr ſchroffe Gegenjäße weift Galizien auf. Nah Kryzanowski, Die Grundbejibver- 
theilung in Galizien, in J. f. &.-8. 1895, entfielen von der ganzen Landflädhe mit 13.64 Mil 
lionen Joch 7.38 Millionen auf Beſitzungen unter 200 $och (115 ha). Eine Erhebung in 249 
typiſchen Gemeinden habe ergeben, daß von 89102 Befißungen nur 1503, das ift 1.68 %/,, einen 
Umfang von mehr als 25 Zoch gehabt haben. 1107 Eigenthümer hatten dagegen 1889 
4.15 Millionen Joch — 32.64 %/, de3 ganzen Landes. Auch die Betriebszählung ergibt, daf 
in Galizien nur 5°/, der land- und forftwirthichaftlichen Betriebe über 10 ha groß find. 

In Ungarn mar bie Berteilung be3 Grundbefites, im Ganzen 24 Mill. ha, unter die 
2795 885 Betriebe im Jahre 1895 die folgende: 


Prozentverhaltniß 
Betriebsgrötze der Betriebe der Flaͤche 
0— 5 Joch ( 0.00— 2.87 ha) 52.20 6.10 
5— 50 „ 1(2.87— 38.77 „) 45.50 42,20 
50—200 ,„ (28.77—115.10 „) 1.80 9.90 


über 2000 „ (über 115.10 „) 0.50 41.80 
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Außerordentlich ſchroff find die Gegenfäße in den Grumdbefigverhältniffen Rumäniens, 
Dafelbit entfielen 1903 von den 965 047 Grundbefigen 30.30 %/, auf folche unter 2 ha, 46.90 %/, 
auf Beſitze zwiſchen 2—5 ha, 18.20%/, 5—10 ha. Dieje Belige, 95.14 %/,, umfaßten 40.29 0/, der 
ganzen beitellbaren Fläche, welche 7826 796 ha groß war. Auf die Beſitze über 100 ha ent- 
fielen 0.64%, aller mit 48.69°%/, der Geſammtfläche, darunter auf 949 Beſitzungen von über 


1000 ha 28 %/,. 
Sn Großbritannien betrug die Zahl der Betriebe in der Landwirthichaft 


mit acres (l acre — 0.4 ha) 


im Jahr über 5 und unter 50 über 50—300 über 300 
1885 232 955 144 288 19 364 
1895 235 481 147 870 18 787 
1905 232 966 150 561 17 918 


Die Zahl der Betriebe mit über 300 acres hat aljo abgenommen. Doc ift, da in 
England viel Grundbeſitz verpadhtet ift, daraus noch nichts für die Grundbeſitz vertheilung zu 
folgern. 1895 war die Gejammtzahl der Grundbefiter nur l.ı Mill. Perfonen, d. i. 3.3 0/, 
der Bevölferung. In Schottland gehörten 25.93 %/, der Geſammtfläche 24 Perſonen, in Groß— 
britannien und Irland bejaßen 2198 Perjonen die Hälfte des ganzen Gebietes. 

Für das europäiſche Rußland liegt eine Erhebung in 50 Goupernements vor, telche 
395 192 443 Dessjätinen (1 D. = 1.09 ha), ungefähr 98°/, der ganzen Fläche umfaßt. Da— 
von waren 39.10%/, Beliß des Staates (35.9 %/,), der Krone (2.0°/,), der Kirche (0.50/,), der 
Städte und verichtedener Korporationen (0.7%/,), 35.1 0/, Befiß der bäuerlichen Gemein— 
Ihaften oder Eolonenbefiß, 25.8 0/, Bel von Privaten. Von den 240.5 Mill. Dessjätinen, 
die nicht im Staatsbeſitz ftanden, entfielen 22.11°/, auf den Adel, 61.81°/, auf Bauern, 
6.110/, auf die Kofafen, der Reſt auf andere Berufsitände. Die überwiegende Mehrheit (un— 
gefähr 2/3) des bäuerlichen Beſitzes ift Gemeinfchaftsbefig. Die Zahl der bäuerlichen Haus- 
haltungen betrug 12019255, davon hatten 23.80/, bis 5 Dessj. Land, 42.30/, 5—10 Dessj., 
nur 33.9 /, mehr alö 10 Dessj. Geit 1877 Hat Sich die Zahl der Haushaltungen um 3.5 Mill. 
vermehrt, das bäuerlihe Land von 118.12 Mill. auf 146.3 Mill. Dessj, (Zolotareff, pro- 
priete fonciere dans 50 gouvernements de la Russie d’Europe, im Bull. de l’Inst. Intern. 
de Statistique, t. XVII). 

In Dänemark. war 1901 die der Landwirthichaft dienende Flädhe 3 602031 ha, bie 
Bahl der Betriebe betrug 249 983. Es entfielen auf Betriebe 


0/, der Betriebe der Flächen 
mit 0— 5 ha 53.44 4.89 
5— 10 „ 11.56 5.79 
10— 60 „ 31.44 56.10 
60—120 „ 2.60 14.30 
über 120 „ 0.96 18.82 


In Holland mar die landwirihichaftlihhe Fläche 1895 2 084 946 ha mit 167 613 Betrieben, 
von denen 46.700/, meniger al3 5 ha, 20.500/, zwiſchen 5—10 ha einnahmen, 30.730/, ent=- 
fielen auf Betriebe von 10—50 ha. 41.5°/, aller Landwirthe find nur Pächter. 

Frankreichs Grundbefibvertheilung weiſt mit jener Deutjchlands große Nehnlichkeit auf. 
E35 gab im fahre 1892 5.7 Millionen land» und forftwirthichaftliher Betriebe mit einer 
Grundflähe von 49.4 Millionen Hektar und einer landwirthichaftli benusten Fläche von 
34.7 Millionen Hektar. Es entfielen 

mit prozentuellem Antheil 


in die Größenflaffe Betriebe Prozent aller Betriebe an der ganzen Fläde 
0— 1ha 2 235 405 39.2 2.2 
1—10 „, 2617113 45.9 22.9 
10—40 „, 711 118 12,5 29.9 
über 40 „, 138 671 2.4 45.0 
Bon je 1000 Betrieben entfielen in die Größenklaſſe 

in Frankreich in Deutichland 

unter 5 ha 112.7 765.1 

5— 10 ,, 138.3 109.0 

10—100 ‚, 143.2 121.4 


über 100 ‚, 5.8 4.5 


87. II. Die Politik der Grundbeſitzvertheilung. 25 


Das anfcheinende Ueberwiegen der größeren Klaffen in Frankreich dürfte darauf zurüd- 
zuführen fein, daß dafelbft auch die reinen Forſtwirthſchaften (außer den ftaatlihen) aufgezählt 
wurden, welche in Deutfchland megfallen. (Statistique agricole de la France, r&sultats gene- 
raux de l’enquete 1892, Paris 1897; Sering a. a. D.; Conrad, Art. Agrarpolitit im Hob. 
d. Stw. 2. Aufl.). 

In der Schweiz hat man die Pertheilung der Grundbejigungen nad) der Größe Der 
ftatiftifch erhobenen Viehhaltung zu ſchätzen verfucht, indem man annahm, daß Landwirthe mit 
einem Viehſtand von 10 Stüd und weniger Heine Beſitzer, jolhe mit 10—40 Stück mittlere, 
und Beliter von mehr ald 40 Stüd Vieh große Beliker jeien. Das Verhältnis diejer drei 
Kategorien war 85.8, 14.0, 0.2°/,. (Inventaire des Institutions &conomiques et sociales en 
Suisse, Geneve 1900, p. 140.) — Sn Dänemarf maden die mittleren bäuerlichen Betriebe, 
10—80 ha, 29.26 %/, aller Betriebe (gegen 12.4 %/, der Betriebe von 10- 100 ha in Deutichland) 
aus mit 63.08 %/, Antheil am Kulturland (gegen 47.60/, der angegebenen Betriebe in Deutjch- 
land (Hollmann, Die Entwidlung der_dänishen Landwirthſchaft unter dem Drud der inter- 
nationalen Konkurrenz, 1904, ©. 35). 

Auch in Belgien überwiegt der Heine und Heinite Grundbefiß unter ſtarkem Hervortreten 
der Baht. Vgl. unten ©. 35. In Stalien überwiegt mohl auch der mittlere und Kleine 
Beſitz, aber unter ftarfer Zerfplitterung in den füdlihen Provinzen, in der Lombardei und 
Venetien, und unter verhältnigmäßigem Zurüdtreten der EigentHumsbetriebe. Stalien Hat bei 
einer Bevölkerung von 33 Millionen ungefähr 5 Millionen Grundbefiger. — Ueber Grundbefiß- 
ftatiftif vgl. außer den Genannten Wirminghaus, Art. Grundbefi im Höm.d. Stw.; Buden- 
berger, Agrarpolitif, Bd. I ©. 427; Wygodzinsky, Art. Bodenzerjplitterung im W. 5. V. 

3. Die Meberfiht über die Grundbefisvertheilung in den europäischen Staaten 
zeigt uns die relative Stärfe der bäuerlichen Beſitz- und Betriebsgrößen in Deutich- 
land, Defterreih, Ungarn, Frankreich, der Schweiz und Dänemark. Auch in Ruß— 
land iſt zwar der Antheil des Bauernlandes an der Gejammtflähe groß, aber der 
durchſchnittliche Beliß der einzelnen Bauernfamilie ijt Hein. Sn Stalien, Rumänien, 
Belgien, Holland überwiegen die Barzellenbetriebe., In Rumänien ftehen dem Par— 
zellenbefig unvermittelt LZatifundien gegenüber. Der Großgrundbejis gibt auch der 
Grundbefigvertheilung Großbritanniens das Gepräge, doch find hier durch Verpach— 
tung viele mittlere Betriebe geichaffen. Sn den Staaten, in welchen bäuerlicher 
Beſitz und Betrieb überwiegt, gibt es aber zum Theil doch auch Gebiete ſtarken 
Bormwiegend des Großgrund- und KLatifundienbejiges, jo im Oſten des Deutſchen 
Reiches, in Galizien, Ungarn. Desgleichen findet man hier Gebiete ftarf parzellirten 
Beliges, jo in Galizien, im Süden Defterreih3 und Franfreichs. 

Diefe Grundbefigvertheilung iſt nicht ausfchließfich das Ergebniß Tandwirthichaftlicher 
Thatjachen, fie ilt das Ergebniß einer gefchichtlichen Entwidlung, bei der die politische 
Bedeutung des Grundbefiges und die Induſtrialiſirung des Landes, die Stäbdtebildung 
und Yabriksgründung eine enticheidende Rolle fpielte. In früheren Zeiten war der 
Grundbefiß die Form de3 Reichthums, die unangefodhten al3 Grundlage erhöhter fo- 
zialer Stellung uud politischen Einfluffes anerfannt war. Mit dem großen Grund- 
bejig mar der Glanz und das Anfehen der mächtigen Familien im Staate verbunden, 
Daher wurde folcher Befi angeftrebt und erhalten. Seltener und mehr in überjeeischen 
Gebieten (Nordamerika, Argentinien) ift der Erwerb großer Grundbefiße das Refultat 
wirthſchaftlicher Spekulation. Der Großgrundbefiß ift daher ein Erbtheil der Ver- 
gangendheit.e Der Barzellenbefig ift zum Theil gleichfalls eine alte Erſcheinung. 
Ueberall da, wo der Großgrundbefiß fich übermäßig ausbreitete, verdrängte er das 
Bauerntfum und ſchuf er die Vorbedingung für Zerkleinerung des Bauernlandes. 
Zum Theil aber ift der Parzellenbefig — in den füdlichen Gegenden — eine Folge 
Himatiicher und befonderer Bodenbedingungen. Mit dem Anwachſen der Städte und 
der Gründung von Fabriken ift aber eine Zunahme des Parzellenbefißes eingetreten, 
weil eimestHeil3 für die Produkte intenfiver Kultur, weldhe auf engem Raum ge- 
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wonnen werden fünnen (Gemüſe, Obſt, Gärtnerei, Kleinvieh), günftinere Abjaßgelegen- 
heiten geboten waren, anderentheils Gelegenheit zum Nebenerwerb und zu Erwerb 
überhaupt für die überjchüffigen Arbeitsfräfte der Jamtlienglieder gegeben war. Da- 
rum ift gerade in der Gegenwart in den Induſtriegegenden Deutſchlands und Deiter- 
reich eine Zunahme der Parzellenbetriebe zu bemerken und damit hängt auch das 
Vorwiegen diefer Betriebe in Belgien zujammen. 


2, Großbetrieb und Kleinbetrieb. 


88. 1. Ungefähr gleichzeitig mit der Bewegung für die Heritellung der Freiheit 
des Grundeigenthbums und der perfönlichen Freiheit der Bauern beginnt die Erörterung 
der Vorzüge beitimmter Größenverhältnijje des Grundbeſitzes. Die Phyſiokraten und die 
älteren Engländer hatten die Borftellung, daß der Großgrundbeli einen Vorzug vor 
dem fleinen und mittleren Grundbeſitz aus produftionstechniichen Gründen verdiene, 
und die Erfahrung ihrer Zeit, insbeſondere der höhere Stand der Landwirthſchaft in 
England, wo damals jchon der Großgrundbeſitz überwog, gegenüber dem fchlecht bemwirth- 
ichafteten Lande der franzöjiihen Bauern, jhien ihnen Redt zu geben. Dem murde 
aber entgegengehalten, daß in diefem Gegenjab ſich nicht fo jehr die Wirfung der 
Belisvertheilung als der Gegenjab der wirthichaftlichen Freiheit dort und der rechtlichen 
Gebundenheit und perfönlichen Abhängigkeit und Meberlaftung mit Abgaben hier ausdrüde. 
Adam Smith und feine Nachfolger J. B. Say, die Deutihen Soden, Lot, Rau 
und hervorragende landwirthichaftlihe Theoretifer, wie Thaer, find denn auch mie 
für die wirthichaftliche Freiheit, jo auch für die größere Bedeutung des Fleinen Grund» 
befißes eingetreten und haben diefem vor Mlem nachgerühmt, daß er einen großen 
landwirthſchaftlichen Rohertrag Tiefere, wenn auch vielleicht der Reinertrag Hinter dem 
des Großgrundbefibes zurüditehe. Für den Heinen Beliter, der zum größten Theil 
ſelbſt Konjument der eigenen Produkte fei, komme aber vor Allem der eritere in Betracht, 
gerade wie für die Bolfswirthichaft, die an einer möglichft großen Menge von Boden- 
produften, niht an der Größe der Differenz zwiſchen Gejtehungsfoften und Markt— 
preis der Bodenprodufte (dem Neinertrag) interefliert fei. Auch ältere Bopulationiiten, 
wie Süßmilh und Sonnenfels, hatten die Vorzüge des Heinen Grundbeſitzes 
gerühmt, weil durch ihn die Möglichkeit größerer Bevölferung gegeben fei, der Groß— 
grundbeit aber, indem er große Landitreden für menige Eigenthümer binde, ent- 
völfernd wirke. Dieſe Meinung ijt bis heute die Herrichende. Sie ift injoferne vervoll— 
fommnet morden, al3 man eingejehen Hat, daß auch nicht der größte Nohertrag 
ſchlechtweg volkswirthſchaftlich am nüßlichiten ſei. Vielmehr gilt diejenige Betrieb3- 
weile der Landwirthſchaft al3 die beite, bei welcher die höchſte Summe nachhaltigen 
Einfommens aller am Betriebe Beteiligten erzielt wird, d. H. bei melcher ſowohl der 
Betriebsleiter für jeine Arbeit und für angelegtes Kapital, wie die fremden, bedun- 
genen Arbeitskräfte, endlich (in der Steuerleiltnng) Staat und Gemeinde die höchiten 
Einfommen erzielen. Laur, der in Diefer Weile den alten Gedanken des größten 
Naturalertrages mit der geldwirthichaftlichen Form unferer Wirthichaft in Einklang 
jet, bezeichnet dieje Ertragstheile als das volfswirthichaftlihe Einfommen aus 
der Landwirthſchaft und fommt auf Grund von fchmweizerifchen Erfahrungen zu 
dem Ergebniſſe, daß das volkswirthſchaftliche Einfommen per Hektar um fo 
größer ift, je Fleiner die Betriebägröße ift. 

Heute wird die Anficht von der unbedingten Ueberlegenheit des Großbetriebes in 
der Landivirthichaft nur mehr von GSozialiften vertreten, welche ihre von der gemerb- 
lihen und ſtädtiſchen Entwidlung abgenommene Theorie auch auf den Boden über- 
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tragen möchten, doch begegnet diefe Meinung jelbit in ihren Kreiſen nicht allgemeiner 
Buftimmung. Für die Würdigung diefer Gegenſätze fommen aber außer den wirth- 
Ichaftlihen noch andere widhtige Momente in Betracht; jo namentlich die foziale und 
politiiche Bedeutung der einen wie der anderen Belißvertheilung und die Frage, welche 
Belisvertheilung die beſſere ift mit Rüdjicht auf die landwirthichaftlihen Produktions— 
intereifen, auf die Erhaltung einer großen jelbjtändigen landwirthichaftlihen Bevölkerung 
und auf die Entfaltung möglihft günftiger Beziehungen zwilhen Induſtrie und Land— 
wirthichaft. Das find Grundprobleme der gejellichaftlihen Ordnung überhaupt, nicht 
nur der Agrarpolitik. 

2. Für die mwirthichaftlihe Bedeutung des Großgrundbeſitzes ift enticheidend, daß 
aller Fortichritt in der Bodenkultur und Thierzudt von den großen Wirthichaften aus— 
gegangen ift und daß immer nur äußerſt langjam die bäuerlihen Wirthichaften nach— 
gefolgt find. Größere Intelligenz, größere Wirthichaftsmittel und größerer Meberblid 
über die Veränderungen landmwirthichaftlicher Technik, über die Bedarfsgrößen und Abjab- 
rihtungen für die landwirthichaftlihen Produkte jind beim Großgrundbefiter im Ver- 
glei) zum mittleren und fleineren Landwirth vorhanden. Die Produftionsorganijation 
ſelbſt kann zimedmäßiger eingerichtet werden. Die Bertheilung der Arbeitskräfte, die 
Ausnützung des ftehenden Betrieb3fapital3 (Gebäude, Maſchinen, Zugthiere u. |. m.) it 
hier in vollfommenerer Weile möglid. Entiprechend der befjeren Schulung der 
Reitung und mwegen der Verfügung über größere Mittel werden größere Aufmen- 
dungen für die Bodenbeitellung gemadt mwerden. Der Beſitzer wird früher zu 
Meliorationen fchreiten, er wird leichter und in größeren Mengen fünftlihen Dünger 
verwenden, auserlefenes Saatgut faufen, überhaupt forgfältiger produziren und fid) 
dadurd) quantitativ und qualitativ beſſere Erträgnilje fihern. Nah) Buchenberger 
iſt bei den Getreidearten das durchichnittliche Erträgniß der Heineren Güter 10 bis 
15 Meterzentner auf den Hektar gegenüber einem ſolchen von 50 bis 80 Meterzentnern 
auf rationell betriebenen Großmwirthichaften. Die Anwendung von Mafchinen wird 
dem Großbetrieb leichter fallen, da er ſie beiler ausnügen und die Kapitalsanlage 
eher vornehmen kann, daher wird hier der Mangel an Arbeitsfräften beiler aus- 
geglihen werden können. Sehr in's Gewicht fällt endlih, daß die landwirthichaft- 
fihen Nebengemwerbe, wie Brennereien, Yuderfabrifen, Molfereien u. dgl., von einem 
fapitalfräftigen oder freditfähigen Grundbeliger in leiftungsfähiger Weile organifirt 
werden fünnen. 

3. Diefe mögliche Ueberlegenheit der großen Betriebe wird aber durch die That- 
ſachen jtarf beichränft, indem die Vorausfegungen dafür, ein für die intenfive Bemwirth- 
Ihaftung ausreihendes Kapital und die nöthige landwirthichaftlihe, wie allgemein 
wirthichaftlihe Bildung des Belibers oder das Vorhandenfein eines zur Uebernahme 
folder Aufgaben fähigen Pächterftandes nicht immer zutreffen oder aud) die Neigungen 
des Beſitzers eine jolhe Bewirthſchaftung nicht geftatten, indem er es vorzieht, den 
Boden ftatt zur Gewinnung von Reinerträgnifjen zur Anlegung von Gärten, Parks, 
Sagdgründen oder dergleichen zu verwenden. Go fommt e3, daß viele große Güter 
nit nur unter dem Maße des techniſch Möglichen, ſondern aud) hinter der bäuerlichen 
Wirthſchaft zurüditehen. 

Man darf auch nicht überfehen, daß dem Großbetrieb Mängel anhaften, die feiner 
Drganifation inhärent find, ſowie daß manche feiner Vorzüge nicht in dem Maße in’s 
Gewicht fallen, wie der Anfchein lehrt, oder doc) zum Theil ausgeglichen werden 
fünnen. So fommen zu Laſten des Großbetrieb3 die größeren Auffichtsfoften, die 
Nothiwendigfeit, mit fremden Arbeitskräften zu arbeiten, die immer eine geringere 


28 Erftes Bud. Agrarpolitik. 88. 


Reiftung aufweiſen und foftfpieliger find als die eigene Arbeitskraft. Die Vortheile 
der Maſchine find in der Landwirthichaft nicht jo groß, wie in der Induſtrie. Wenn 
Sturm und Regen die Saaten gelegt haben, jind Schneide- und Mähmaſchinen nicht 
zu gebrauchen, ihre Anmwendbarfeit iſt jehr von der Bodenbejchaffenheit abhängig; fie 
fönnen ferner immer nur während furzer Beit verwendet werden, die Erjparnis ift 
daher oft eine geringe. Wo fie aber vorteilhaft verwendet werden fünnen, iſt ihre 
Anmwendbarbeit auh im Heinen Betrieb durch Genoſſenſchaften möglid. Diele 
bilden überhaupt ein wirkſames Mittel, dem SKleinbetrieb die Vorzüge des Groß— 
betrieb zu Jichern. 

Bofitiv zu Gunften der bäuerlihen Betriebe mwirfen die größere Intenſität der 
Arbeit, die größere Umficht und Sorgfalt des felbjtarbeitenden Eigenthümers. Auhagen 
rühmt dem feinen Betrieb eine Ueberlegenheit über den Großbetrieb nach, welche ich 
auf folgende Gründe ftüßt: 1. Beſſere Bearbeitung der Felder im eigenen, al3 im fremden 
Betrieb. 2. Die einzelnen Arbeiten fünnen im fleinen Betrieb rechtzeitiger ausgeführt 
werden, weil der Heine Bauer in feiner Familie proportionell mehr Arbeitskräfte zur 
Berfügung Hat, als der Sroßbetrieb fie mit VBortheil verwenden fann. 3. Der Klein- 
betrieb kann Arbeiten ausführen, die dem größeren Betrieb überhaupt verfagt find, 3. B. 
Ableſen von Ungeziefer. 4. Der feine Betrieb hat beim Ernten viel weniger Berluft, als 
der Großbetrieb, weil er raſch günjtigere Witterungsverhältniffe ausnußen fann. 5. Der 
fleinere Bauer hat eine größere Dungfraft, weil er im Berhältniß zu feiner Boden- 
größe mehr Vieh Hält. 6. Der fleine Bauer kann ſich — meil er es jelbit thut — 
beifere Saat ausleſen, al3 der große Beliter. 

Natürlich darf man nicht überjehen, daß auch der Sleinbetrieb feine inhätenten 
Nachteile Hat. Dieſe liegen vor Allem in der gefhichtlihen Gebundenheit de3 bäuer- 
lihen Betriebes, der, noch in großer Ausdehnung von der Tradition beherricht, ſchwer— 
fällig, wenig anpaffungsfähig it. Darum legen alle Staaten ſo großes Gewicht auf 
die Erziehung der ländlihen Bevölferung zu vollfommener landwirthichaftlicher und 
allgemeinswirthichaftliher Bildung. Auch Hierin wirkt das Genoſſenſchaftsweſen günitig. 

4. Wenn mir die Produftionsrihtungen der Landwirthichaft betrachten, jo wird 
heute im Allgemeinen angenommen, daß der Großbetrieb im Getreidebau und Futter- 
pflanzenbau, in der Racevieh- und Schafzucht dem Kleinbetrieb unbedingt überlegen 
üt, daß er im Kartoffelbau größere und in der Maftviehzucht ebenjo große Vorzüge 
befigt wie der Kleinbetrieb. Jenes find Betriebe der Kapitalsintenjität.e. Dagegen 
ragt der Ktleinbetrieb hervor im Obft- und Gemüfebau, in der Geflügelzudht und über- 
haupt in der Viehzucht mit Ausnahme der beiden oben genannten Produktionszweige. 
Diefe Betriebe ftellen an die Arbeitsintenlität quantitativer und qualitativer Art größere 
Anforderungen. Unbedingt verdient der Großbetrieb den Vorzug in der Waldmwirth- 
\haft, die fo eigenthümlihe Bedingungen befißt, daß hier ein Sleinbetrieb Direkt 
\hädlich mwirfen würde. 

Neben diejer Vergleichung mwirthichaftlicher Leiftungsmöglichkeiten ſprechen aber bei 
der Beurtheilung der Vortheile der Betriebsarten auch nicht wirthſchaftliche Momente 
eine Rolle. Insbeſondere zu Gunſten der mittleren und Heinen Güter werden poli- 
tiiche und joziale Gründe geltend gemacht. Die ländliche Bevölferung mit ihrer durch— 
Ihnittlic) größeren förperlichen Tüchtigfeit, ihren einfachen Lebensgemwohnheiten und 
ihrem zähen Feithalten am Gemordenen jei die Grundlage der Wehrfraft wie der 
Volksvermehrung in den europäilchen Staaten und ein fonjervatives Clement in den 
politiihen Dingen, da3 gegenüber dem unruhigen Drängen der Städte einen gleich- 
mäßigen Gang der Entwicklung verbürgt. Rückſichten der Volkskraft und Rüdfichten 
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der allgemeinen Gtaatsentwidlung laſſen daher den Beltand dieſes Volkstheiles 
wünſchenswerth erfcheinen. Das Gelamtergebnis einer vergleihenden Betrachtung 
\pridht daher für ein Vorwiegen Heiner und mittlerer Güter, welches einer relativ 
großen, Landmirthichaft treibenden Bevölferung Nahrung gibt und mit ihr aud) in 
die politiihe Verfaſſung ein Element der Stetigfeit, des Beharrens bringt. Ein 
Ueberwiegen großer Güter wird von feiner Seite befürwortet, aber es wird aner- 
fannt, daß eine Miſchung, alfo eine gemwille Zahl von Großgütern, nützlich wirke. 

Einen vollftändigen Ueberblid über die literarische Behandlung der Frage nad) den Vor—⸗ 
zügen der großen und ber Heinen Zandmwirthichaftsbetriebe bi3 zur Mitte des 19. Jahrh. gibt 
Elfe Cronbach, Das Landw. Betriebsproblem i. d. deutſchen Nationalöfonomie bi3 zur 
Mitte d. 19. Jahrh., 1907. Für das Urtheil der Gegenwart find die folgenden Anfichten cha— 
rakteriftifch. Während Buchenberger fein Gejammturtheil über die mwirthichaftliche Bedeutung 
des Großgrundbeſitzes folgendermaßen ausſpricht: „An der Ueberlegenheit de3 Großbetriebes 
gegenüber dem landmwirthichaftlihen Betriebe in mittleren und Heineren, d.h. bäuerlichen 
Wirthichaften, fall3 man bei beiden von der Vorausſetzung gefchidter Leitung ausgeht, kann nicht 
wohl gezmeifelt werden‘ (AUgrarpolitit I ©. 390), iſt in neuefter Zeit die Behauptung aufgeftellt 
worden, daß in Bezug auf die Intenſität des Betriebes faum mehr ein Unterſchied zwiſchen 
großen und Hleineren Gütern wahrnehmbar fei. Vgl. den im Tert benüßten Aufſatz von 
Auhagen: „Weber Groß- und Kleinbetrieb in der Landwirthichaft‘ in den Landmirthichaft- 
lihen Jahrbüchern, Sahrg. 1896, 1. Heft. Sering jchreibt über das Verhältniß von Groß— 
grundbefig und bäuerlicher Wirthchaft im öftliden Deutichland: „Alle neueren Unterfuchungen 
ergeben, daß die bi3 vor Kurzem herrichende Meinung die technifche Keiftungsfähigfeit der 
Bauernmwirthichaften weit unterfhäßt. Die NReinerträge der großen Güter übertreffen heute 
nicht mehr die der mittleren Befikungen‘’ (Die innere Kolonijation im öſtlichen Deutſchland, 
Schr. d. 82. f. ©. 1893, Bd. LVI ©. 62 ff. Dazu derjelbe auf der Generalverfammlung de3 
Vereines für Sozialpolitit 1893, Bd. LVIII ©. 138. Ein Beiſpiel für die Wirkfamfeit der land- 
wirthichaftlihen Erziehung auch beim Heinen Bauern gibt Hecht, „Drei Dörfer der badifchen 
Hardt”, 1895, ©. 74; derjelbe, Badische Landwirthſchaft am Anfang des 20. Jahrh., 1903. 

Einen Verſuch, die Frage auf Grund eines Thatjachenmaterial3 zu entjcheiden, hat Stumpfe 
gemacht. Er Hat ein von ben preußiichen Landwirthſchaftskammern gefammeltes Material von 
63 Wirthichaften (22 Großbetriebe, 24 Mittel-, 17 Kleinbetriebe) verarbeitet (Der landiwirth- 
Ihaftlihe Groß», Mittels und Kleinbetrieb, Berlin 1902) und fommt dabei zu dem Ergebniß, 
daß bei gleihen Produftionsbedingungen die Heineren Mittel- und die größeren Kleinbetriebe 
den größten Betriebsüberſchuß von der Flächeneinheit erzielen. 

Ein großes Verdienſt um die Feftftellung der Ergebnifje bäuerlicher landmwirthichaftlicher 
Betriebe hat fich der fchweizerifche Bauernfefretär Dr. Laur erworben. Unter feiner Leitung 
wird jeit Jahren in der Schweiz die Wirthichaftsführung typifcher Betriebe durch öffentliche 
Organe buchhalterifch kontrollirt. Dadurch ift ein Einblid in die Rentabilität im Allgemeinen 
und über das Berhältniß der einzelnen Betriebe möglich. E3 wurden die Betriebe in Klein> 
bauernbetriebe (— 5 ha), kleine Mittelbauernbetriebe (5—10 ha), große Mittelbauernbetriebe 
(15—30 ha), Großbauernbetriebe (über 30 ha) geſchieden. Das vollswirthichaftlihe Einftommen 
war im Mittel der vier Jahre 1903—1906 in diefen fünf Gruppen pro Hektar Kulturflädhe 
Fres.629, 508, 413, 393, 365. Das Berhältniß der Produktion für den Markt und zur Celbit- 
verjorgung war im Mittel der Jahre 1901—1906 für die Betriebe in obiger Reihenfolge in 
Prozent: 

für den Markt 67.04 68.84 74.00 77.20 81.99 
für die Gelbftverjorgung 32,96 31.16 26.00 22.80 18.01 


Nach Abrechnung eines Arbeitslohnes für die eigenen Leute verzinfte fich dad gejammte 

im Betrieb angelegte Kapital im Durchſchnitt der Kahre 1901—1906 mit Prozent: 
2.47 2.61 3.14 3.20 4.38 

Zu beadten ift, daß 78.35 /, der Einnahmen aus der Biehhaltung ftammten. 

Val. E. Laur, Das volkswirthſchaftliche Einkommen aus der Landwirthſchaft, Thünen- 
Archiv 1907, und Unterfuhungen über die Rentabilität der ſchweizeriſchen Landwirthſchaft im 
Jahre 1906, 1908. 

Her, Die agrariihen Fragen im Verhältniß zum Sozialismus, Wien 1899, weift auf da3 
Anwachſen der Mleineren und mittleren Betriebe in Amerika, Belgien, Frankreich, Norditalien, 
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Süddeutjchland Hin und erwartet deren weitere Zunahme. Für England gibt das Buch von 
Levy, Entftehung und Rüdgang des Iandwirthichaftlichen Großbetriebes in England, Berlin 
1904, eine fehr gute Erörterung der Vorzüge der Betriebsgrößen für die einzelnen Produftions- 
zweige. Im Allgemeinen zeigt die Entwidlung von 1885—1895 eine jtarfe Abnahme jorohl 
in der Zahl wie in der Fläche der großen und größten Güter und eine Zunahme der mittleren 
und Heineren Güter. Am ftärkiten Haben die Heinften Betriebe zugenommen (©. 124). Das 
Hervortreten der Kleinbetriebe ift jo auffallend, daß man heute annimmt, daß das fleine und 
mittlere Gut in der englischen Landwirthichaft die beiten Entwidlungschancen hat. Es ift dies 
wefentlid eine Folge der durch die dichte ſtädtiſche Bevölkerung gewachſenen günftigen Ab- 
faßverhältnifje jener Produkte, für welche der landwirthichaftliche Kleinbetrieb ſich bejonders 
eignet. (Bgl. Levy Sozialrechtl. Regelung d. ländliden Grundbeliges in England, Archiv 
26. Bd. ©. 148.) — Auch in den Bereinigten Staaten haben im Oſten, jeit dafelbit die 
Getreideproduftion durch die Konkurrenz des Weftens unrentabel wurde, die fleinen Betriebe, 
die fich der Milch», Objt-, Gemüfeproduftion zumenden, mit der wachjenden ftädtiichen Be— 
völferung zugenommen. (Levy, Zur Gefhichte der Agrarkrifen in J. f. N. 3.5. 28. Bd. 
©. 471.) — Sn Dänemark iſt die Tendenz der GrundbefißvertHeilung „eine nach unten hin 
ftarf zunehmende fortjchreitende Vertheilung de3 Bodens’ und damit der Sntenfität der Land— 
wirthſchaft (Hollmann, Entwidlung der Landwirthichaft in Dänemark 1904, ©. 35). 

Eine Zufammenftellung aller Gründe, welche für die Weberlegenheit des Großbetriebes 
Iprechen, bei Kautsky, Die Agrarfrage, 1899, VI. Kap. Ceine Meinung ift in dem Sa 
zujammengefaßt, „daß der bäuerliche Betrieb dem Großbetrieb gegenüber fich nicht auf jeine 
höheren Leitungen, fondern auf jeine geringeren Anſprüche ſtützt“, ©. 99. MWeberarbeit und 
Unterfonfumtion erhalten ihn unter Umftänden fonfurrenzfähig, während forgfältige Leitung, 
vollkommene Arbeitstheilung, relative Minderung der Betriebs- und Vertriebskoſten, mafchinelle 
Technik in der Produktion die Ueberlegenheit des Großbetriebes vom Roh- und Reinertrags- 
ftandpunft ficherftellen. Diejer Auffaffung hat David, Sozialismus und Landwirthichaft, 1. Bd., 
Die Betriebzfrage, Berlin 1903, die entgegengefehte gegenübergeftellt. Er hat in umfaffender Weile 
den Bemeis verjucht, daß der Fleinbäuerliche Betrieb für die Entfaltung der landmwirthichaft- 
lihen Produftionsfräfte günftigere Bedingungen als der Großbetrieb aufmweile. Dies aus dem 
Grunde, weil „Kooperation, Arbeitstheilung, Mafchinerie‘‘, auf denen jich die Höhere Leiſtungs— 
fähigkeit des Großbetriebes in der mechanischen Produktion aufbaut, in der Landwirthſchaft, 
deren Produktion auf die „Entwidlung lebender Wejen‘ gerichtet ift, nicht ausichlaggebend 
jeien. Die wiſſenſchaftlichen Fortichritte in der Leitung der Pflanzen» und PViehproduftion 
find dem Heinen Landmwirth ebenjo zugänglich, wie dem großen. Die Arbeitsintenfität, Sorg- 
falt und Größe der Leiftung liegen aber auf Ceite des durch das Eigeninterefje angejpornten 
Heinen, jelbjt arbeitenden Landwirthes günftiger als bei dem Großbeſitzer, der ſich fremder 
Arbeitöfräfte bedient. 

Weitere Literatur über diefe Frage: Rocher, Syitem Bd. II 4. Kap.; Buchenberger, 
AUgrarpolitif Bd. I ©. 388 ff.; Wagner, Grundlegung Bd. I2 8 162 ff.; Miaskowski, Erb- 
reht und Grundeigenthumspertheilung im Deutihen Rei, Bd. II 1882, 1884 (Chr. d. 2. 
f. ©. Bd. XX, XXV); Bäuerlihe Zuftände in Deutichland (Schr. d. V.f. S. Bd. XXL XXI, 
XXIII); Bodenbefigvertheilung und Kleingrundbefiß (Schr. d. 2. f. ©. Bd. LVIII); Hasbach 
in Sch. d. V. f. ©. LIX ©. 384; Fiſcher, Die foziale Bedeutung d. Mafchinen i. d. Land- 
wirthichaft, 1902. 

5. Es unterliegt feinem Zweifel, daß es bei der heutigen Schiehtung der Be- 
völferung und der bejchränften Verbreitung ausreichender Bildung durchaus zmedent- 
\predhend ift, wenn menigjtens ein Theil des Bodens ſich in den Händen von großen 
Beligen befindet, an den ſich ein Stod mittlerer und fleinerer bäuerliher Erijtenzen 
angliedert. Dagegen ſprechen feinerlei Gründe vollswirthichaftlichen, politiihen oder 
lozialen Intereſſes für die Ausbildung von Latifundien, wie ſolche in großem 
Make in England, im DOften Deutſchlands, in Theilen Defterreichs (Böhmen, Galizien, 
Ungarn) beitehen. Dieſe durd) das Nechtsinititut des Fideikommiſſes (vgl. $ 10) 
unterjtüßte Vereinigung ausgedehnter Landitrihe in der Hand eines Beſitzers mirft 
Ihäpdlicher als die Bildung der größten gewerblichen Unternehmungen, weil dieſe unter 
allen Umſtänden eine höhere Yorm der Produftionsorganijation darftellen, während 
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wirft er durch Verhinderung bäuerliher Anfiedelungen und durch das Ausfaufen von 
Bauernhöfen entvölfernd und durch die regelmäßig damit verbundene Ausdehnung 
der Jagdgründe auch den Produftionsintereijen der Volkswirtſchaft entgegen. 

Im Allgemeinen wird auch das gerade Gegentheil — der Parzellenbeſitz — 
ungünftig beurtheilt, weil diefer feinen Wirth nicht oder nur in jehr unjiherer Weiſe 
zu ernähren vermag; weil er die Quelle fteter Geldverlegenheit und dadurch der Be— 
wucherung wird und weil er für eine ergiebige im Gejammtinterefje gelegene Bemirth- 
Ihaftung feine ausreihende Sicdherftellung zu bieten vermag. Allein die heillojen 
Folgen der Bodenzerfplitterung, der Ywergmirthichaften, pflegen nur dort aufzutreten, 
wo die ganze Tandwirthichaftliche Bevölferung in fol) ungenügender Weile mit Boden 
ausgeftattet if. Wo der Parzellenbejiß eingejtreut it in eine Grundbeſitzvertheilung 
mit mittleren und größeren Gütern und die Grundlage für eine Klajje grundbefitender 
Taglöhner abgibt, wo er die Unterlage für den Nebenverdienft einer induftriell thätigen 
Bevöfferung bildet oder wo er — durch beſondere klimatiſche oder Berfehrsverhältniffe 
begünftigt — eine bejonders intenfive und ertragreidhe Kultur ermöglicht, brauchen 
biefe nachtheiligen Folgen nicht aufzutreten. 

Der größte Latifundienbefig in Defterreich ift der des Fürften Schwarzenberg in Böhmen. 
Er umfaßt in Defterreih und Bayern eine Bodenflädhe von 207 371 ha, alfo ein Gebiet, etwa 
doppelt jo groß wie das FürftenthHum Hohenzollern. In Böhmen allein liegen davon 177 038 ha, 
d. i. der dreißigite Theil des Landes. Nur 18 Prozent des Befites find verpachtet, 13 Güter- 
leitungen adminiftriren den in eigener Verwaltung ftehenden Beſitz. Er enthält 126 242 ha 
Forſte, 32755 ha Weder, 18946 ha Wiejen, 13 954 ha Weide, 10204 ha Teiche. Dazu treten 
die Nebenbetriebe: 11 Brauhäufer lieferten 1897 447 100 hl Bier, 3 Zuderfabrifen verarbei- 
teten 1144439 Mz Rübe, die Kalköfen lieferten 305 911 Mz Ralf u. |. w. Vgl. Krafft, Ein 
Großgrundbefiß der Gegenwart, 1872; derj. in Neue Freie Preſſe 1898, Nr. 12223. Weber 
den Anfauf von Bauernhöfen und Verwandlung in Sagdgründe ſiehe Schiff, Agrarpolitif 
©. .654 ff. In Oberöfterreihh umfaßten 1893 die 14 größten Jagdreviere 3413 qkm oder 30 9], 
der gefammten Landflähe. Von 1883 bis 1893 find daſelbſt über 9000 ha fpeziell für Jagd— 
zwecke angefauft worden. In Salzburg find im Berlaufe von zwei Sahrzehnten über 392 qkm 
Land faſt auzfchließlich zu Jagdzwecken angefauft worden, wobei nicht nur viele Bauerngüter 
und Alpen aufgejaugt wurden, fondern auch der Beſitz alter Alpen- und Weidegenojjenichaften 
einging. Aehnliche Einhegungen erfolgten in Steiermark, Kärnten und Tyrol. Der Umfang 
Ihädliher Einhegungen wird beftritten von von Kadich, Jagd und Landwirthſchaft in Defter- 
reich, 1898. Weber Aufjaugen von Bauerngütern vgl. auh Buchenberger, Bd. I ©. 400, 
Gering in Schr. d. V. f. ©. Bd. LVIII ©. 140. 

Für die Beurtheilung der Wirkungen, welche die übermäßige Ausdehnung des Groß- 
grundbejige3 auf die Bevölferungsbemwegung hat, find die Ausmanderungsziffern aus dem 
DOften Deutjchlands Tehrreih. Die relativ ftärkfte Auswanderung ift in Zeiten ftarfer Aus- 
manderung nicht im dicht befiedelten Weiten, fondern im dünn bejiedelten Often gegeben. So 
wanderten im Jahre 1891 aus von 1000 Einwohnern aus den ſchwächſt bevölferten Theilen 
Preußend: Weftpreußen, Pommern, Poſen (je 59.0, 52.5 und 63.1 Einmohner auf 1 qkm) 10.94, 
6.10, 10.11; aus den dicht bevölferten Provinzen Weitfalen, Hefien-Nafjau, Rheinland (je 
133.5, 111.9 und 181.4 Einwohner auf 1 qkm) 0,93, 1.81, 1.06. — Befannt ift die Entvölferung 
Irlands als Wirkung der Konzentration des Bodeneigenthums in den Händen weniger eng— 
liſcher Grundbeſitzer. In Irland gehörten 1873 744 Grundeigenthümern mit je 2025 ha und 
mehr Grundbeſitz 47.600/0 der Geſammtfläche, weitere 5717 Perſonen mit über 202 bis 2025 ha 
bejaßen 40.21, der Gejammtfläche, jo daß eine Perfonenzahl, die einer mittleren Alttier> 
gejellichaft gleichlomnit, fait 9,0. des Bodens beſaß. Die Auswanderung ber Bevölkerung war 
daher auch in Irland ftet3 eine unerhört große. Won 1841—1851 find über 2.5 Millionen 
‘ten ausgewandert, von 1853—1896 über 3 Millionen. Die Bevölkerung, die 1867 noch 
5.5 Millionen Seelen umfaßte, zählte 1897 nur mehr 4.5 Millionen, der einzige Fall eines 
Rüdganges der Bevölkerung duch Auswanderung. Pol. Philippovich Art. Auswanderung, 
Hdw. d. Stw. Auch in Ungarn mwird die in der Gegenwart bejonders ftarfe Auswanderung 
mit der Gebundenheit de3 Grundbefiges in Zufammenhang gebradyt. Als gebundener Befit 
wird betrachtet der Beſitz des Staates, der Gemeinden, Stiftungen, Kirche, Fideikommiſſe, 
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Eifenbahnen, Vereine und Fabrifen. Er umfaßte 9771980 ha = 34.65 0), der Geſammtfläche 
des Rande3. Allerdings waren davon 60°), Wald und unfruchtbarer Boden. (v. Matlekovits, 
Das Königreich Ungarn, 1. Bd. 1900 ©. 189.) 

Conrad gibt im Hdw. d. Stw. Art. Bodenzerfplitterung eine Weberjicht über die Gtärfe 
der Parzellirungen in Belgien, Franfreih, England und Deutichland. Verhältnißmäßig am 
ftärfften ift der Parzellenbefiß in Belgien, wo 78°], aller Betriebe unter 2 ha, 51.90), unter 
50 ar find. Buchenberger, Agrarpolitif, Bd. I ©. 419, ift aber der Meinung, daß aud in 
Belgien nicht die Zerfplitterung an fi, jondern zum größten Theil die überwiegende Ver— 
pachtung eine ungünftige Wirfung erziele. Ebenjo ſei es in Irland und Italien der Fall. In 
Frankreich hat bereit3 vor der Revolution, wie Foville, Le morcellement, 1885, nad- 
gewiefen hat, PBarzellenbefiß bejtanden und fich feither erhalten, ohne ungünftige Folgen nad) 
fich zu ziehen. Vgl. Brentano, Gejammelte Auffäbe, Bd. I Erbrechtspolitif, 1899, ins» 
befondere ©. 147 ff. (Bodenvertheilung und Entwidlung der Landwirthihaft in Frankreich). 
Nach der Erhebung von 1892 entfielen auf den Heinften und Heinen Bejiß, O—6 ha, 89.59], 
aller Katafternummtern, auf den mittleren und Großbejiß 10.50), mit einem Antheil an der 
Bodenfläche von 25.30, bezw. 74.2°/,, jo daß in Franfreih von einem Ueberwiegen bon 
Zwergmwirthichaften troß des hundertjährigen Beſtandes der Freitheilbarfeit feine Rede ift. Wo 
man in Deutfchland über die Kleinheit der Parzellen Hagen Hört, iſt's nicht fo fehr die Ver— 
vielfältigung der Keinen Betriebe, als die Zerjtüdelung des zu einem landwirthichaftlichen Be- 
trieb gehörigen Bodens, eine ungünftige Vertheilung der zu einem Betrieb gehörigen Grund- 
ftüde, was den Gegenſtand der Klage ausmadt. Unter 2 ha ift ein jelbftändiger landwirth— 
ichaftlicher Betrieb nur unter ganz beſonders günftigen Boden- und Klimaverhältnifjen möglich. 
Ein großer Theil der unter diefe Grenze fallenden Betriebe ift aber überhaupt nicht zur Land— 
wirthfchaft zu rechnen. Go waren unter den 1895 in Deutichland ermittelten 1852917 Be- 
trieben unter !/;, ha nur 116 714 bäuerlihe Wirthichaften. 464 523 diefer Betriebe waren in 
Händen von landwirthichaftlihden Angeftellten und Arbeitern, 802250 wurden von Ermerb3- 
thätigen der Induſtrie bemirthichaftet. Die Statiftif der Bodenzerfplitterung muß daher ſehr 
vorjichtig benußt werden! Weber den großen Nußen, den die PBarzellenwirthichaft als Neben- 
erwerb und naturalwirthichaftliher Rüdhalt im Haushalt ftiften kann, vgl. Hey, Die Parzellen- 
wirthſchaft im Königreich Sachſen, 1903, und Fuchs, Die Verhältniffe der Snduftriearbeiter in 
17 Zandgemeinden bei Karlöruhe, 1904. Vgl. über da3 Borfommen der Zerfplitterung Art. 
Bodenzerjplitterung im Hdm. d. Stw. und Stumpfe a. a. O. 


3. Die Pachtſyſteme. 


89. 1. Sn früheren Fahrhunderten war, wie wir gejehen haben, die Eigenmirthichaft 
nit das herrſchende Syitem der Bodenbenugung. Die großen Grundbeſitzer, die 
Kirche, die fürjtlihen Familien und der hohe Adel ließen ihren Grundbeli von Päch— 
tern bearbeiten, denen fie erblihen Nutzgenuß zugeltanden. Die große Mehrheit der 
landbebauenden Klaſſe beitand aus ſolchen Erbpädtern. Diefe Erbpadt, jchon im 
römischen Recht befannt unter dem Namen emphyteusis, ift ein erbliches Recht auf 
die Nubnießung eines unbeweglichen Gutes mit der Verpflichtung des Pächters, einen 
jährlihen Pachtzins (Canon) und bei jedem neuen Entritt in die Nußung einen An— 
erfennungszind (Eintrittsgeld, Erbitandsgeld, Handlohnzahlung) zu zahlen. Obwohl 
lein Nutzungsrecht vererbbar ift, ift doch die Stellung des Erbpäcdhters bei Weiten nicht 
ſo günſtig, wie die eines Beſitzers. Er iſt vom Dbereigenthümer in vielen Richtungen 
abhängig, fo in Bezug auf die Veräußerung von Parzellen, bei der Erbtheilung, bei 
Deteriorirungen des Pachtgutes, oft auch bei Berihuldung. Die Lage dieſer Erbpächter 
hat fi) in der Vergangenheit, wie wir gejehen haben, in Folge fteter Erweiterung 
der Rechte des Dbereigenthümers beträchtlich verichlimmert und feine öfonomilchen 
Berpflihtungen waren beträchtlich geiteigert worden. Die daraus hervorgehenden 
Uebelftände führten zu den bejchriebenen Maßregeln der Bauernbefreiung, zur Her- 
ftelfung des ungetheilten Eigenthbum3 an Grund und Boden, und jo mächtig erhob 
ſich die öffentliche Meinung gegen das Pachtſyſtem, wie es zu jener Zeit beftand, daß 
in manden Ländern, wie in Preußen, die Gefebgebung Erbpachtverträge unterjagte. 
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Eine andere Form der Bodenbemirthichaftung durch Dritte, welche im Mittelalter 
ſehr häufig und in Frankreich bis zum Ende des 18. Jahrhunderts herrſchend mar, 
ber ſog. Theilbau. Dieſes Syſtem der Bewirthſchaftung bejteht darin, daß der 
Eigenthümer einem Dritten feinen Boden gegen Ablieferung eines Theiles des Brutto- 
ertrages, meiſt die Hälfte, zur Nubung überläßt; es iſt alſo hier die Verpflichtung 
de3 Pächter nicht, wie bei der eigentlichen Pacht, auf Zahlung einer feiten Geld- 
vente, fondern auf eine von Jahr zu Jahr mit der Ernte ſchwankende Naturalleiftung 
gerichtet. Die Leitung der Wirthichaft, die Art der Bemwirthichaftung, die Wahl der 
Kulturen werden immer vom Eigenthümer bejtimmt. Auch diejes Syſtem hat manche 
Nachtheile. So vor Allem den, daß der Theilbauer alle Steigerungen de3 Ertrages, 
die auf feine perjönlichen Anftrengungen zurüdzuführen jind, mit dem Eigenthümer, und der 
Eigenthümer alle durch Kapitalöinveftitionen erzielten Erträge mit dem Theilbauer theilen 
muß. Die jo wichtige Verbeflerung der Bodenbemwirthichaftung durch Kapital und 
Arbeit wird dadurch leicht gehindert. Aus diefen Gründen ift wie die Erbpacht auch 
der Theilbau in vielen Gegenden, in denen er überwog, außer Gebrauch gefommen 
und gegenwärtig ilt die üblichite Form der Bodenbemwirthichaftung, die nicht durch den 
Eigenthümer, ſondern durch Dritte erfolgt, die Zeitpacht. 

Emphyteutiihe Verträge mit unablösbaren Renten find in Preußen durch Geſetz vom 
2. März 1850 verboten worden. 1890 wurde aber da3 Syitem der NRentengüter zugelajlen, 
d. h. es können Güter veräußert werden gegen die Verpflichtung der Zahlung einer jährlichen 
Geldrente. Die Ablöfung diefer Rente ift nur mit beiderjeitiger Zuftimmung möglid. 
Bol. unten $ 13. An Medlenburg- Schwerin überwiegen die Erbpadten auf den Gtaat3- 
domänen, doch kann der Canon mit dem 2dfachen feines Wertes abgelöft werden. In Groß- 
britannien ift die Erbpadht für Irland durch ein Geſetz von 1881 anerfannt. In Franf- 
reih und Belgien fommt fie noch in der Form eines auf 99 Jahre geichlojfenen emphy— 
teutiichen Vertrages vor. — Der Theilbau fommt in Deutichland nur in Gegenden der Wein— 
und Tabaffultur vor. In Stalien, im Süden Frankreich und in einigen Provinzen Spaniens 
it der Theilbau fehr verbreitet. Unter einer guten Leitung fann diefes Syſtem, wie e3 jcheint, 
in Gebieten intenfiver Wirthſchaft ein Mittel werden, Arbeiter anzuziehen und zu fejleln. Man 
hat dieles Syftem daher auch al3 eine Lohnform angejehen und e3 ift gewiß ein Mittel zur 
Begründung einer Arbeitsgemeinjchaft, wie da3 Geminnbeteiligungsigftem in der Induſtrie, 
geeignet, die Arbeiter aus ihrer abhängigen Stellung zu erheben. Doc ift es in der Praris 
nur in jeltenen Fällen von jolhen Tendenzen beherrfcht. 


2. Die Zeitpadt ift ein rein privatrechtliches Vertragsverhältniß zwiſchen einem 
Grundbefiger und einem Dritten, wonach diefer gegen Zahlung einer im voraus be- 
jtimmten Geldjumme ein Grundftüd zur Bebauung auf feine Rechnung und nad) 
jeinem Belieben übertragen erhält. Die Dauer dieſes Verhältnifjes ift entweder im 
Bertrage auf eine beitimmte Zeit begrenzt oder es ift einer beftimmten Kündigungs- 
frift unterworfen oder es endet zu irgend einer Zeit nach vorangegangener Kündigung 
in gejegliher Kündigungzfrift. Wenn man heute von Baht fpricht, denft man immer 
an ein folches leicht lösliches Vertragsverhältniß zwiſchen zwei Parteien, die von ein- 
ander unabhängig find. Ein Pachtſyſtem diefer Art hatte in England ſchon zu Ende 
des Mittelalters eine wichtige Rolle gefpielt und ift in der Gegenwart daſelbſt die 
überwiegende Form der Bemwirthichaftung, und zwar in großen Pachtbetrieben. Hier 
hat ſich ein fapitalfräftiger Pächterftand ausgebildet. In den Gegenden Nord- und 
Oſtdeutſchlands eriftirten Nächter feit dem Ende de3 17. Jahrhunderts; die preußifchen 
Domänen find feit dem Jahre 1700 der Zeitpacht unterworfen. 

Tas Pachtſyſtem feßt voraus, daß eine Klaſſe von Perſonen vorhanden ift, welche, 
nut den nöthigen landwirthichaftlichen Kenntniffen und etwas Kapital ausgerüftet, aus 
dem Landtvirthichaftsbetrieb eine Gerwinn bringende Unternehmung machen wollen oder 
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doc in ihm die Duelle ihres Lebensunterhaltes ſuchen; manchmal ſtützt es fi) aud) 
auf das Borhandenfein von Perjonen, welche in ihrem Berufe ihre Arbeitskraft nicht 
voll ausnüßen oder welche die brachliegenden Arbeitskräfte ihrer Familie ausnützen 
wollen, um durch die Bodenbewirthichaftung ein Zufchußeinfommen zu erzielen. Im 
ersteren Falle werden größere Grundſtücke gepacdhtet, weil dieje allein eine einheitliche 
und unabhäng’ge Bewirthichaftung ermöglichen, im leßteren Falle werden nur Par— 
zellen gepachtet, welche nicht groß genug find, um durch ihre Bewirthſchaftung den 
Unterhalt einer Familie zu deden (Barzellenpadht). Zu diefen beiden Hauptfällen 
des Pachtſyſtems tritt al3 ein vom Standpunft der Grundbefigvertheilung aus weniger 
bedeutjamer Fall der, daß ein Grundbeſitzer Parzellen zu jenem Befi dazu pachtet, 
um feine Wirthichaft beſſer führen zu fönnen. 

3. Se nachdem e3 fi um die eine oder andere Form des Pachtſyſtems handelt, 
wird e3 verichieden beurteilt werden müſſen. Aber vor Allem muß betont werden, 
daß da3 Syitem der Selbſtbewirthſchaftung vor jedem Pachtſyſtem den Vorzug 
verdient. Zunächſt aus privatwirthichaftliden Gründen, weil bei der Gelbitbemirth- 
Ichaftung das Intereſſe des Eigenthümers an der Wirthichaft einen nachhaltig höheren 
Ertrag verbürgt; dann aber aus allgemeinen volfswirthichaftlichen Gründen, weil fein 
Syſtem eine intenfivere Bewirthſchaftung zu fichern Scheint; endlich aus politiſchen und 
lozialpolitiihen Gründen, mweil die Erhaltung einer Grundbeſitzerklaſſe, welche mit dem 
Boden und mit dem Gemeindeleben verwachſen ift und ein dauerndes Element in der 
ſtaatlichen Volksgemeinſchaft bildet, allein jene Eigenschaften zu fichern vermag, welche 
die ländliche Bevölferung als ein bejonderes Element der allgemeinen fozialen Ent- 
wickelung ericheinen laſſen. Aber es fommt Häufig vor, daß die nothwendigen Voraus— 
legungen für die Eigenbemwirthichaftung nicht gegeben find. So z.B. wenn die Eigen- 
thümer minderjährig find oder einen anderen Beruf ausüben; oder wenn der Beſitz 
ſehr zerftreut oder zu ausgedehnt ift; oder wenn es dem Beliter an Kapital fehlt 
oder wenn er bedeutende Schulden Hat. Insbeſondere die lebteren Gründe find von 
Bedeutung, da e3 für ‘jemanden, der wenig Kapital hat, immer beſſer tft, Grund und 
Boden zu pachten und mit dem Kapital zu bemirthichaften, Statt e8 zum Anfauf von 
Boden zu verwenden und ohne das nöthige Betriebsfapital die Wirthichajt zu be— 
ginnen oder den Boden gleich mit Belisfredit zu belaften. Darum behält die Pacht 
eine berechtigte Stellung auch noch neben einem entmidelten Syſtem der Gelbit- 
bewirthichaftung. Die Aufgabe der Agrarpolitif it es dann, zu verjuchen, ihr die 
vortheilhafteite Yorm zu geben. Das dabei im Auge zu behaltende Ziel beiteht darin, 
daß der Boden jo bemirthichaftet werde, daß er den größtmöglichen Ertrag liefert, 
ohne in ſeiner Fruchtbarfeit erichöpft zu werden. Dies wird unter einer dreifachen 
Bedingung erzielt werden: 1. wenn die PBachtdauer lang genug ift, um eine rationelle 
Bewirthſchaftung und eine Kapitalsinveftition zu ermöglichen; 2. wenn der Pächter 
vor willfürlicher Erhöhung der Pachtrente und gegen drüdende Laften (3. B. Erhaltung 
der Baulichkeiten) geſchützt iſt; Z. wenn die Pflicht des Eigenthümers zur Entichädi- 
gung für große, vom Pächter gemachte Aufwendungen (Bauten, Meliorationen) ge- 
regelt ift. 

4. Man wird insbejondere dort an der Nüßlichfeit einer dieje Ziele im Auge be- 
haltenden Rechtsordnung nicht zweifeln fönnen, wo e3 fi) um Parzellenpachten handelt. 
Denn während man bei Öutspächtern es im Allgemeinen mit einer Klafje intelligenter 
fapitalbefigender PVerjonen zu thun hat, welche ihren eigenen Bortheil zu wahren 
beritehen, Hat die Erfahrung gelehrt, daß man in den Kreiſen der Parzellenpächter 
die Ertragsfähigfeit des Bodens überſchätzt. Das geringe Rifito, die ftarfe Nachfrage, 
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die Hoffnung, den Ertrag durch intenjive Kultur fteigern zu können, die Konkurrenz 
von Leuten, die fich nicht Rechenichaft ablegen von der Arbeit, welche fie leiſten kön— 
nen, das Alles find Gründe für eine Steigerung der Bachtpreife der Parzellen, welche 
außer jedem VBerhältniß zum Ertragöwerth der Grundjtüde ftehen. Dies ift die Ur- 
lache dafür, daß die Lage der ländlichen Bevölkerung in den Ländern intenjiver Kultur 
(in gewiſſen Theilen der Rheinebene, Belgiens, Norditaliens) troß des Aufmandes 
bedeutender Energie feine bejjere geworden it, ja jich ſogar verſchlechtert Hat (Buchen- 
berger). Diejer Zuftand führt bald zu einer Erihöpfung des Bodens, welche dann die 
Bevölkerung dem Mangel preisgibt (Irland, Italien, Rumänien) oder zu einem Ver- 
ſchwinden der Parzellenbetriebe, die vom Latifundienbefiß aufgejaugt werden (Schott- 
land, Campagna). 

Sn Irland ift man mit Erfolg an eine gejegliche Regelung des PBachtverhält- 
niffes gefchritten und ift auch nicht vor fehr einjchneidenden Maßregeln, wie behörd- 
liche Fixierung von Pachtrenten zurüdgeichredt. Im Fahre 1907 Hat man das Prinzip 
auch auf Großbritannien übertragen und den Behörden die Bildung von Klein» 
betrieben, welche eine Familie beichäftigen und ernähren fünnen, duch Zwangs— 
pacht ermöglicht, bei welcher nicht der Pachtende, fondern die Behörde die Pacht- 
bedingungen regelt. (Bol. Anm.) 


5. Ein anderer Weg, um die mit der Zeitpacht verbundenen Nachtheile zu mil- 
dern, ift der, die Zeitpacht in Erbpacht oder Theilbau zu verwandeln. Die Bemwirth- 
ichafter erhalten damit einen bejjeren Befigtitel und fie werden veranlaßt, forgfältiger 
zu wirthſchaften. Uber natürlich muß gleichzeitig die Pachtrente niedrig gehalten 


werden. Selbſtverſtändlich kann eine folde Kolonijationspolitif — denn nichts 
Anderes iſt die Ummandlung von BZeitpäcdhtern in Bemirthichafter mit größeren Belik- 
rehten — nur vom Gtaate und aud) von ihm nur unter Aufmwendung energijcher 


Mittel betrieben werden. “Jedenfalls ift es wahrjcheinlidher, daß in Ländern mit aus— 
gedehntem, aber ungünftig entmwidelten Pachtſyſtem diefer Verſuch gemacht merden 
wird, al3 daß, wie viele Gozialilten annehmen, der Staat den Boden übernehmen 
werde, um die Pacht zur allgemeinen Grundlage der Bodenbewirthichaftung zu machen. 
In der That ijt der einzige Vortheil, den man davon erwarten fünnte, die Erhöhung 
der PBachtrenten im Laufe der Zeit und damit die Einziehung der Grundrente zu 
Gunften der Allgemeinheit, nicht nur angeſichts der Lage der Landwirthſchaft eine 
wenig wahrſcheinliche Sache, fie wäre auch für den Zuftand der Bodenbemirthichaf- 
tung, mie die Erfahrungen mit der Steigerung der Pachtrenten durch Private be- 
weiſen, eine große Gefahr. Dem, der den Boden bearbeitet, iſt e3 gleichgültig, ob 
er diejem oder jenem tributpflichtig ift, die Rente als ſolche ift es, melche er zu 
fürchten hat. 

Ueber die Ausdehnung der Pachtwirthſchaft haben wir für einige Staaten ausreichende 
Nachweiſungen, welche das früher gegebene Bild der Grundbefißpertheilung, fomweit es der 
BVetriebszählung abgenommen ift, ergänzen. Sn Deutfchland Hatten von den 5558317 
am 14. $uni 1895 gezählten Betrieben 40.68 9/, ausjchließlicd) eigenes Land, 16.49), nur Bacht- 
land; außerdem hatten 9.60%/, mehr al3 die Hälfte zugepacdhtetes Land, 20.90/, weniger als 
die Hälfte. In den leßteren Fällen Hat man e3 wohl meist mit Badıtland zu thun, welches 
für die Wirthfchaftsführung nicht enticheidend ift, fondern nur feiner Lage wegen in Pacht 
genommen wurde. Scheidet man die Betriebe nach ihrer Größe, fo findet man folgende An- 
theile der Eigenbetriebe 


3* 
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Eigenbetriebe in Antheil an der ganzen 

Betriebsgröße %, aller Betriebe Fläche in % 
unter 2 ha 31.18 65.22 
22 5, 43.02 87.23 
5— 20 „, 58,52 90.55 
20—100 „, 74.06 91.98 
100 ha und mehr 61.45 80.45 
im Ganzen 40.68 86.11 


Entjcheidend ift der Antheil, den die Eigenbetriebe an der gejammten Fläche der einzelnen 
Srößenfategorien haben. Insbeſondere in den bäuerlichen Betriebsgrößen, 5—100 ha, ift der 
Antheil des nicht eigenen Landes, 8—10%/,, geringfügig. Zu dieſem nicht eigenen Land ge— 
Hört nicht nur Pachtland, jondern auch Deputatland, Dienftland, Antheil am Gemeindeland. 
Die Pachtung tft bei dem Parzellenbetrieb (unter 2 ha) am verbreitetiten, reine Pachtbetriebe 
und Betriebe mit überwiegendem Pachtland machen 37 %/, diejer Betriebe aus mit 25 %/, An— 
theil an der Fläche. Am ausgebreitetiten ijt der Eigenbetrieb in Bayern, wo er 66.59 %/, aller 
Betriebe und 95.82 0/, der Fläche umfaßt. Daran jchliefen fih Württemberg und Sachſen. 
Die Gebiete relativ ftärfften Ueberwiegens der Pacht liegen im Norden und Welten. Sn 
Medlenburg-Strelig machen die Pachtbetriebe 58.42 0), aller Betriebe mit 43.140, der Fläche 
aus. Es iſt dies eine Folge der großen Staats- und Krondomänen. Im Welten ift die Pacht 
am ausgedehnteften in Elfaß-Lothringen, wo !/, des Landes verpadtet ift. 

Sn Belgien ift man in der Lage, die Entwidlung der Pachtbetriebe zu verfolgen. Die 
folgende Ueberſicht zeigt die Verteilung der Bewirthſchaftungsſyſteme in den Jahren 1846 
und 1895. 


1846 1895 
j 2. Eigen= Pacht⸗ Eumme aller Eigen= Pacht⸗ Summe aller 

Betriebsgröße hetriebe betriebe Betriebe %o | petriebe betriebe Betriebe "Io 
bis 2ha 127112 273 402 400 514 69.93 | 164 867 469 486 634 533 764 
2—10 „, 57 169 69 961 126 120 22.0 | 51298 99 288 150586 18.2 
10—50 ‚, 16 587 24 997 41 683 7.21 14237 26 865 41 102 4.9 
iiber 50 „, 1 359 2 874 4 333 0.7 917 2 667 3 584 0.4 
Summe 572650 100.0 Summe 829625 100.0 


Die zunehmende Zerfplitterung und zunehmende Verpachtung tritt deutlich hervor. Im 
Sahre 1895 waren 78.90), aller Betriebe Pachtbetriebe mit 51°), der Gejammtflähe. Zieht 
man nur jenen Boden in Betracht, der regelmäßig in Kultur genommen wird, jo madıt der 
Antheil des Pachtlandes gar 68.90), der Fläche aus. Vandervelde, Das Grundeigenthum 
in Belgien 1834—1899, im Archiv Bd. 15 ©. 425; auch die Monographies agricoles, 
welche das belgische Aderbauminifterium veranlaßte (Brüffel 1899, 1900), geben einen inter» 
eſſanten Einblid in die Bewirthichaftungsverhältnijle der einzelnen Gruppen von Betrieben. 

Für Frankreich lieferte die Erhebung von 1892 folgendes Ergebnis: 


Durchſchnittliche 
r °) der Ge= %, der Ge= 
Sun! Buume an echt —— — 
Eigenbetriebe 4190755 18224 400 74.59 52.78 4.37 
Pachtbetriebe 1078184 12 628 800 19.19 36.57 11.71 
Theilbaubetriebe 348 338 3767 000 6.22 10.65 10.78 


Würde man auch Heideland, unfultivirtes Land und die Forfte miteinbeziehen, würde der 
Antheil des Pachtlandes auf über die Hälfte des Gejamtlandes anfteigen und die Durchſchnitts— 
größe eines PBachtbetriebes fi auf 21 ha erhöhen. Im Gegenjab zu Deutfchland find daher 
in Frankreich eine große Zahl von Bauerngütern Bachtbetriebe. 

Den ſtärkſten Prozentſatz weiſen die Pachtbetriebe in Großbritannien auf. Hier jind 
von 100 Betrieben ausichlieglih vom Eigenthümer bemwirthichaftet 11.73, Pachtbetriebe 84.48, 
theil3 vom Eigenthümer bemirthichaftet, theil3 verpacdhtet 3.79. Und der Antheil an der Fläche 
beträgt für die Eigenthumsbetriebe 14.24°/,, für die Pachtbetriebe 85.76%/,. In der Gruppe 
mittlerer Betriebsgrößen macht das Pachtland 90°), der ganzen Fläche aus, bei den Hleinften 
Betrieben (unter l acre — 40 ar) 95.94°%/,. Der hohe, den Ertragsmwerth überfteigende Boden- 
preis trägt viel zur Vermehrung der Bacht bei. Co Hat die Small Holdings and Allotments 
Act 1907 aus diefem Grunde für die Bildung von Kleinbetrieben nicht nur den Zwangskauf, 
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ſondern auch die Zwangspächt vorgejehen. Sie erftredt fich auf nicht weniger al3 14 und 
nicht mehr al3 32 Jahre, nur die Behörde, nicht ber Grundbefiter fann aus beftimmten Grüns 
den dem Pächter kündigen. Die Pachtrente wird in billiger Weife durch die Behörde nicht 
nur bei Eingehen der Pacht, fondern auch bei ihrer Erneuerung beitimmt. Der Pächter hat, 
wenn das Gut zurüdgegeben wird, Anſpruch auf angemeſſene Entjchädigung bei Wertherhöhuns 
gen (Levy, Sozialsrechtl. Regelung des ländl. Grundbeliges in England, Archiv, 26. Bd., 
©. 168 ff.). Damit find Grundfäge zur Anwendung gelommen, die jchon lange in $rland 
erprobt waren, wo bie ftaatlihe Ordnung des Pachtvertrages mit den Geſetzen vom 1. Augujt 
1870 und 22. Auguft 1881 beginnt und durch die Geſetze von 1882 und 1887 vervollftändigt worden 
ist. Was diefe Geſetzgebung vor Allem charakterifiert, ift, daß die Pachtrenten durd) die Gerichte 
auf die Dauer von 15 Jahren beftimmt werden und die Pächter das Recht haben, nach diefem 
Beitraum eine Erneuerung zu billigen Bedingungen zu verlangen; daß ungeredhte und dunfle 
Bedingungen des Pachtvertrages von den Gerichten annullirt werden können und daß jelbit 
die Nidytzahlung der Pachtrente dem Beſitzer feine Rechte einräumt, wenn der Pächter nur 
dadurch zu zahlen im Stande gemejen wäre, daß er fich felbit des nothwendigen Lebens— 
bebarfes beraubt. Won den 540000 Pächtern Irlands find vom 22. Auguft 1881 bis 31. März 
1902 für 338843 erſte Gerichtärenten feftgejebt morden, die fih auf mehr als die Hälfte des 
Bodens Irlands bezogen. Die Renten find im Durdfchnitt von 1884—1897 um 28.50/, ge- 
fürzt worden. Neben diefen daS Pachtrecht regelnden Gejeten find zahlreiche Gejebe dazu 
bejtimmt, die Umwandlung der Pächter in Eigenthümer zu erleichtern. Die Kaufgejeggebung 
tritt gegenwärtig mehr in den Bordergrund, da man den Eindrud Hat, daß die gerichtliche 
Feſtſtellung der Pachtrenten nur jo lange wirkſam fein werde, als fie zur Herabſetzung der 
Renten führt. Vgl. Bonn, Die iriihe Agrarfrage im Archiv 19. u. 20. Bd. Über die Pacht 
im Allgemeinen: Rofher-Dade II 5. Kap.; Buchenberger, Agrarpolitif 1. Bd. ©. 157 ff.; 
Paaſche, Art. Erbpacht, Baht im How. d. Stw. 


4. Sreitheilbarteit und Gebundenheit. 


810. 1. Die Heritellung der Freiheit des Grundeigentbums hat die früheren Be- 
Ihränfungen der Vererbung, Veräußerung und Verſchuldung der Grundftüde mohl in 
den meilten Rändern bejeitigt und dadurd jenen Zuftand freien Verfügungsrechtes des 
Eigenthümers herbeigeführt, den man als Freitheilbarfeit bezeichnet, aber nicht ohne 
einzelne Reſte früherer Rechtsinſtitute jtehen zu laſſen. Nur in Frankreich und in allen 
Ländern de Code Napoleon ift die Freitheilbarfeit de3 Grundeigenthums bis heute 
unverrüdbarer Grundjaß geblieben. In England, Deutichland und Oeſterreich haben 
ſich gewiſſe Ausnahmen erhalten. Sn England beiteht ſeit Alters her ein Inteſtat— 
erbreht, auf Grund deſſen der ältejte Sohn das Grundeigenthum erhält und auch wo 
Verfügungen von Todes wegen vorliegen, bleibt eine Durch altes Herkommen gebilligte 
Bevorzugung des ältejten Sohnes üblih. In Deutichland und in Dejterreich haben 
ih jchon feit dem 13. und 14. Sahrhundert Fideikommiſſe erhalten, das find Güter, 
die in Folge eines Gtiftungsaftes die Beitimmung erhalten haben, behufs Erhaltung 
de3 Glanzes und Anſehens bejtimmter Familien unveränderlid auf die Geſchlechts— 
nadhfolger des Stifters überzugehen. Diefem NRechtsinftitut entiprechend ijt ein be— 
deutender Theil des Oroßgrundbefiges in diefen Ländern gebunden. Ferner hat 
ih in weiten Gebieten Deutichlands und in Tirol daS Anerbenredht erhalten, 
d.h. das Recht des ungetheilten Gutsübergang3 auf einen oder mehrere Erben zu 
ungetheilter Hand unter gleichzeitiger Entihädigung der anderen Erbberecdhtigten bei 
mäßigem Werthanichlag des Guts. In Deutichland wird ein Gebiet diefes Erbrechtes 
gebildet von Echleswig-Holftein, den beiden Medlenburg, Oldenburg, Hamburg, Bremen, 
Hannover, Braunſchweig, den beiden Lippe, Walde und den beiden Heſſen; ein zweites 
durch eine Reihe thüringiicher Staaten, die fi) um Eachjen-Altenburg gruppieren, ein 
drittes durd) Alt-Bayern und den badiihen Schwarzwald. Im Einzelnen unterjcheiden 
jich die Formen der Vererbung; aber gemeinfam ift in all diefen Gebieten der Grund- 
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gedanfe, daß da3 Vorrecht des Anerben ſich nit nur auf die Succeſſion, jondern 
auch auf eine materielle Bevorzugung bei der Erbtheilung eritredt. Endlich find noch 
einzelne Rechtsgebiete zu erwähnen, in melden allgemein oder für bejtimmte Güter 
die Untheilbarfeit erklärt ift und auch unter Lebenden der gejchlojfene Uebergang 
gefordert mwird: jo bei den ſog. Hofgütern im badiſchen Schwarzwald; oder wo Die 
Veräußerung von Theilen des Gutes auf bejtimmte Prozentjäbe beichränft oder an 
behördliche Berilligung gefnüpft ift: in Sachſen, Sachjjen-Altenburg; oder wo Theilungen 
des Grundbeſitzes unter ein beitimmtes Maß unterjagt jind: in Baden, Heſſen, Weimar. 
Eine Erinnerung an den früheren Zuftand und zugleich ein Beweis für ein dur 
Thatſachen bedingtes Bedürfnig liegt darin, daß mancherorts auch feit der Freitheil- 
barfeit der gejchloffene Gutsübergang und die thatfächliche Untheilbarfeit entweder 
durch die Sitte erhalten oder durch Butsübergaböverträge bedingt wird, mie es in den 
öfterreichiichen Alpengegenden und im größten Theile Deutichlands der Yall tft. 

2. An dieje Beihränfungen der freien Verfügung über Grund und Boden fnüpfen 
neuere Beftrebungen an, welche fie verallgemeinern wollen, um angenommene nad)- 
theilige Folgen der Freitheilbarfeit zu bejeitigen. Alle ungünjtigen Beurtheilungen 
der reitheilbarfeit, welche in dieſem meiteren Sinne auch das Recht freier Vererbung 
und freier Verſchuldung in fich Ichließt, gehen von dem Gedanken der Erhaltung eines mit 
ausreihendem Grundbeliß verfehenen Bauernftandes aus und erbliden den Nachtheil 
jener Eigenthumzsfreiheit darin, daß fie diefen Bauernitand bezw. jeine wirthichaftlichen 
Grundlagen argreife. Denn wenn man jelbjt annehmen tolle, daß Jeder jein 
Intereſſe jelbit am Beiten fenne, fo ſei er doch nicht immer im Stande, e3 zu 
wahren. reitheilbarfeit führe bei der Vererbung nothmwendig zur Zerjtüdelung, aber 
auch der freie Verkehr mit Grund und Boden unter Lebenden habe feine Gefahren, 
weil er die Berihuldung erleichtere. Der Boden fei dem Zugriff des Gläubigers 
leichter zugänglih, wenn er ſtückweiſe verfauft werden fann, und dadurch werde das 
Kreditnehmen befördert. Die Geſchichte Iehre, daß die Freitheilbarfeit oft zu un- 
wirthichaftlicher Zerjtüdelung und damit zu emer Verſchlechterung der Bodenkultur 
geführt Habe, endlich zur Vernichtung des Zwergbeſitzes durch Auflaugung durch 
große Güter (Stalien). Diefe Auflaugung gehe auch direft vor ſich, wie England 
zeige, imo der Bauernitand verſchwunden fei. Co jei der Bauernitund bei Frei- 
theilbarfeit von einer dreifadhen Gefahr bedroht, von der Zerfplitterung 
in PBarzellenbetriebe durch Theilderfauf und Exbtheilung, von der Ueberſchul— 
dung und von der Auflaugung dur Großgüter. 

Die Beurtheilung der Freitheilbarfeit hängt daher nur theilmeife mit der 
Stage nad) den Vorzügen der großen und Heinen Güter zufammen. Ihre Gegner 
fürdten die Gefahr, die nach beiden Seiten Hin droht, die Bildung von Zwerg— 
betrieben und Latifundien. Dem gegenüber werden aber al3 Vorzüge der Frei— 
theilbarfeit gerühmt die günftigen Wirkungen, melche fie auf die Bildung ratio» 
neller Betriebseinheiten und auf die foziale Entwidlung ausübe. Nur bei freiem 
Verkehr jei jene Bewegung gefichert, welche Schäffle die Bewegung zum beiten 
Wirth nannte, der Uebergang des Bodens aus den Händen des fchlechteren in die 
des beſſeren Wirthichafters; nur hier fei eine auffteigende Klaſſenbewegung möglich, 
indem der Heine, aber tüchtige Grundbefiter durch allmähligen Zufauf feinen Betrieb 
vergrößern fünne. 

3. In der That gibt es Gegenden und Länder, in denen ſchon im Mittelalter 
eine rechtliche Gebundenheit nicht mehr beſtand oder doch nur mäßig gehandhabt 
wurde: ganze Theile Frankreichs, Staliens, Deutichlands, ſoweit fie durch fränkische 
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oder thüringifche Stämme befiedelt worden waren, und doch iſt hier die Wohlſtands— 
entwidfung eine oft befjere al3 in Gegenden älterer Gebundenheit. Es gibt eben 
Gegentendenzen gegen die nachtheiligen Folgen der Theilungen: es mird nicht blos 
getheilt, jondern eben meil getheilt werden fann, auch vieles zujammengefauft. Der 
Fleißige, Sparſame hat Gelegenheit, ſich in die Höhe zu arbeiten. Dies gilt ins— 
beiondere dort, mo die Boden- und Klimaverhältniffe günftige find. Dazu tritt aber 
enticheidend die Veränderung in den Abjaßgebieten. So haben die Anfiedelung der 
Städte und die Gründung von Fabriken den landwirthichaftlihen Kleinbetrieb mit 
intenfiver Wirthfchaft, ja ſelbſt dem Parzellenbetrieb günjtige Bedingungen gejchaffen, 
wo fie früher nicht vorhanden waren, wie namentlich Erfahrungen in Großbritannien 
und in den Vereinigten Staaten zeigen. Es it daher unmöglich, dauernde Maß- 
jtäbe für die zweckmäßige Größe eines landwirthichaftlihen Betriebes aufzuftellen. 
Andererjeits iſt es gewiß, daß es immer untere Grenzen gibt, unter welche die Thei- 
lung nicht finfen darf, ohne unmirthichaftlich zu werden. Bei günftigen Bodenver- 
hältniffen wird diefe Grenze tiefer, bei ungünjtigen höher liegen. ber die Bejtim- 
mung einer folhen Grenze fann feine abjolute fein, da ja für einzelne Barzellen- 
befiger inmitten einer größeren Gemeinihaft durch Verbindung mit Taglöhnerei, 
Nebengewerbe oder Induſtrie immer noch Plaß fein und Niemand diefe Entmwidlung 
vorausfehen kann. Jede Geſchloſſenheit der Güter bejchränft die Zahl derer, welche 
Bodeneigentyum erwerben fünnen und hemmt daher in letter Linie gerade jene Be- 
wegung, welche man fördern will: die Ausbreitung oder Erhaltung des Bauernitandes. Sie 
ichafft in den Erbbevorzugten eine privilegierte Klajje von Perfonen, was den Redhts- 
anfchauungen unferer Zeit widerſpricht; fie unterbindet die mwirthichaftliche Energie, 
welche durch die Freiheit des Befites und die damit verbundenen Gefahren wie Aus— 
jihten auf Berbefferungen angefpornt wird; fie erſchwert, jomeit fie Verſchuldungs— 
beichränfungen enthält, auch die Aufnahme von Produftivdarlehen, durch welche die 
Ergiebigfeit der Bodenproduftion erhöht und die Wirthichaftsführung des einzelnen 
Betriebs verbeflert wird. 

4. Die Meberzeugung von vollswirthichaftlihen und fozialen Werthe der mit dem 
Rechte freier Verfügung verbundenen Verantmwortlichkeit ift denn auch heute noch 
ftarf genug, um ausgedehnte Beichränfungen, insbeſondere Zwangsvorſchriften, welche 
den ganzen Grund und Boden, wie in früherer Beit, umfaſſen follen, zu verhindern. 
Bisher haben in der Geſetzgebung nur ſolche Vorſchläge Anklang gefunden, welche 
unter bejtimmten Bedingungen Beichränfungen begrenzter Art verlangen. Sie 
Mmüpfen an Die eingangs erwähnten, überfommenen Redtsordnungen und Gitten 
an und find im Allgemeinen nur gedacht für jene Gebiete, welche eine mejentlich 
Landwirthichaft treibende Bevölkerung ohne ftarfe industrielle Beimiſchung und ohne 
nahe gelegene, große ſtädtiſche Mittelpunfte und Abſatzgebiete aufweiſen. 

Eine der ältejten Formen der Gebundendheit, allerdings nur des Großbeſitzes, ift 
da3 Fideikommiß. Die Bindung bäuerlichen Beſitzes erfolgt, ebenfalls im Anschluß 
an ältere Rechtsideen durch Bejeitigung der Erbtheilung vermöge eines bejonderen 
bäuerlichen Erbrechtes, des Anerbenrehtes. Dazu treten mehrere Yormen von 
Theilungsbeihränfungen im Verkehr unter Lebenden, Befißmininum, Par— 
zellenminimum, SBeritüdelungsverbote. Eine bejondere Anwendung der Theilungs- 
beſchränkungen hat Preußen bei der Durchführung von Maßregeln der inneren Kolo— 
nifation bei den Rentengütern vorgenommen. Ein eigenthümlicher Fall endlich ift 
die wegen ihres Zufammenhangs mit dem Kredit fpäter zu erörternde Errichtung 
von Heimſtätten. (S. unten $ 34). 
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Alle diefe Maßregeln find Mittel der Politik der Grundbefigvertheilung, indem 
dadurch gewiſſe Befibgrößen erhalten, vor den Wirkungen des freien Verkehrs wenig— 
ften3 in den Richtungen bewahrt werden follen, daß fie als Einheiten erhalten bleiben. 
Nicht das jeweilige Ermefjen der Beſitzer joll maßgebend fein, eine bejtimmte Ber- 
theilung des Bodens foll objektiv, durch das Geſetz erzwungen mwerden. 

giterntur: Gefammtüberjiht bei Roſcher, Syitem Bd. II 11. Kap.; Buchenberger, 
Agrarpolitif Bd. J ©.431 ff.; Lette, Die Vertheilung des Grundeigentbums im Zuſammen— 
hang mit der Gefchichte der Gefeßgebung und den PBolfszuftänden, 1858; Rau, Volkswirth— 
Ichaftspolitit 1862, Bd. I S. 152 ff.; Mohl, BPolizeimifjenjchaft 1866, Bd. II ©. 14 ff. Eron= 
bach, D. landw. Betriebsproblem t. d. deutſchen Nationalöfonomie, 1907. Die angeführten 
Schriftfteller haben die Frage im Wejentliden unter dem Gefihtspunft einer Befürmortung 
der Freitheilbarfeit behandelt. In neuerer Zeit fnüpfte der Streit um ihre Aufrechterhaltung 


hauptjählich an die Frage des Erbrecht und der Verjchuldungsfreiheit an. Vgl. die Literatur 
hierüber bei $ 12 und $ 33. 


5. Die Familienfideikommiſſe. 


$ 11. 1. Unter allen Formen gebundenen Grundeigenthum3 nimmt das Familien— 
fideifommiß dadurch eine befondere Stellung ein, daß bei ihm nicht die Rüdlichten 
auf volfswirthichaftlihe und ſoziale Intereſſen und auch nicht die Normen öffentlichen 
Rechtes für die Bindung maßgebend find, jondern die private Willenserflärung de3 
Fideifommißitifterd, der für feine geſammten Rechtsnachfolger für ewige Zeiten die 
Unveräußerlichfeit des in das Fideilommiß einbezogenen Vermögens erflärt. Das 
öffentlihe Recht duldet und ſchützt hier Intereſſen, welche von Einzelnen als folche 
ihrer Familien erfannt werden. Urfprünglich ganz auf den Adel eingefchränft, fpielt 
auch heute das Fideikommiß nur innerhalb der adligen Familien eine Rolle. Es ift 
nicht auf Grund und Boden beichränft; doch Haben wir die aus beweglichen Werthen 
bejtehenden Fideikommiſſe (Pekuniarfideikommiſſe) hier nicht zu prüfen. Dem Grund» 
fideifommiß ift eigenthümlich, daß jein Objekt unveräußerlidh, daß jein Beliger nur 
Fruchtnießer und Verwalter ift, daß der jemeilige in den Nutzgenuß tretende Anmärter 
im Voraus genau bejtimmt ift und daß in deren Intereſſe Fein Nubnießer eine dauernde 
Belaftung dur Verſchuldung, Uebernahme dinglicher Laſten u. dgl. vornehmen darf. 

2. Für die Beurtheilung des Fideikommiſſes treten die Intereſſen, die ſich für die 
Familie des Etifter3 daran fnüpfen, zurüd. Die Sicherung des Glanzes derjelben 
durch die Zeiten hindurch und die Benadhtheiligung nicht berechtigter Familienmitglieder 
gegen einander abzumägen, iſt bei einer Inſtitution, die nicht allgemein funktionieren 
will, niht Sache der Allgemeinheit. Es wird höchſtens, infofern durch Fideifommilfe 
beitimmte Gejelfihaftsklaflen eine dauernde Stütze erhalten und in ihrer wirthichaft- 
fihen Macht geſtärkt werden, die foziale Bedeutung diefer Perjonengruppe zu prüfen 
fein. Die Frage Hört aber dann auf eine wirthichaftlihe zu fein, ſie wird eine 
politilche. 

3. Vom volfswirthichaftlihen Standpunkt aus fommen die Wirkungen jener Ge— 
bundenheit auf die großen Beſitzungen in Betradht und von diefem Gefichtspunft aus 
müſſen fie als weſentlich nachtheilig bezeichnet werden. Zu Gunſten der Fideikommiſſe 
fann man nur anführen, daß jie große Güter al3 ſolche zu erhalten geeignet jind und 
daß die in ihnen gemährleiftete Kontinuität der Wirthichaftsführung, insbefondere für 
die einen bedeutenden Theil aller Fideilommißgüter ausmachenden Waldungen von 
großem Nuben feien. Diefe Bortheile find aber nicht folche, daß ſie nicht auch ohne 
die Inſtitution des Fideikommiſſes erreicht werden fünnten und jie wiegen jedenfalls 
die Nachtheile nicht auf. Als folche find hervorzuheben; 1. Die Gebundendeit des 
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Beſitzers in mirthichaftlicher Hinfiht. Da er den Grundbefiß nicht oder nur unter 
erfchwerenden Bedingungen verfhußden kann, ift ihm die Möglichkeit einer zweckmäßigen 
Bemwirthichaftung, welche ohne Kapital nicht durchgeführt werden kann, benommen, 
wenn nicht frei verfügbares Vermögen vorhanden if. 2. Die Hinderung des Weber- 
ganges des Bodens in die wirthichaftlich tüchtigfte Hand. Wie in dem erften Fall ift 
auch hier da3 Produftionsintereiffe der Gejammtheit das Entjcheidende. 3. Die Be— 
günftigung einer ungleihen Bejigvertheilung auf dem Lande, indem dem Fideikommiß 
die Tendenz zur Ausbreitung durh Auflaugung Fleinerer Beligungen innewohnt. 
4. Eine Hemmung des Wachsthums der Bevölkerung, weil diefe in Fideikommiß— 
gegenden feinen fäuflichen Boden oder wegen der geringen Menge nur zu übeirtriebenen 
Preifen findet. 

Im Ganzen tritt in dieſen einzelnen Gründen eine Aeußerung des wichtigſten 
Gegengrundes hervor, daß das Fideikommiß, indem e3 ganzen Generationen die Vor- 
theile der freien Verfügung über das Eigenthum entzieht, damit den allgemeinen Recht- 
fertigungsgrund für da3 Privateigentyum am Boden überhaupt befeitigt; denn dieſes 
it nach dem Werth zu beurtheilen, den e3 nicht nur für die Perfon des Beſitzers, jon- 
dern für die ganze Vollswirthichhaft Hat. Der fideikommiſſariſch gebundene Boden 
ift aber einer Anpaflung an die jeweilig wechſelnden Bedürfniffe der Volkswirthſchaft 
entzogen. 


Die Ausnahmzftellung, welche den Fideifommiljen zulommt, ift in Defterreich dadurd) 
anerfannt, daß ihre Errichtung eines zuftimmenden Neichsgejetes bedarf. (Geſ. vom 13. Suni 
1868.) In Deutſchland war in vielen Etaaten, theilS durch zeitmweilige Geltung de3 Code 
Napoleon, theil® durch eine autonome Geſetzgebung unter dem Einfluß der liberalen Strömung 
in der erften Hälfte des vorigen Jahrhunderts das Verbot der Errichtung von Fideikommiſſen aus. 
geiprodhen worden; doch wurde es feit den fünfziger Sahren wieder befeitigt und ijt heute nur 
in Oldenburg und Eljaß-Lothringen in Kraft. Gemeinredhtlid bedurfte es zur Errichtung 
eines Fideikommiſſes gar feiner ftaatlihen Einmifhung. Die meilten Partikularrechte haben 
wenigftens landesherrlihe Genehmigung vorgejchrieben, in Preußen fteht eine gejegliche 
Regelung bevor. 

Die Verteidigung de3 Fideikommiſſes kann nur von politiihen Gefichtspunftten ausgehen, 
wie Jie bei Gierke im Vordergrund ftehen, der „den Werth geichichtlidder Familien, die 
durch lange Meberlieferung mit dem ftaatlihen Leben verwachſen find“ und die Nothivendigfeit 
mäßigender ariftofratifcher Elemente zur Verhütung der Alternative revolutionärer oder cäja- 
riftiicher Entartung betont. „Diejenigen Gefinnungen und Fähigkeiten aber, durch deren Fort— 
pflanzung die Xriftofratie ftaatserhaltend wirkt, vermag im vollen Maße nur eine bodenftändige 
Srundariftofratie zu entfalten." (Art. Fideilommiß im How. d. Stw.) Gelbft ſolche Schriftiteller, 
die Gierke's Standpunkt nahejtehen, wie Sering, trachten wenigstens Milderungen des Fidei- 
kommißrechtes einzuführen: „Die zum Latifundienbefig gefchlagenen Ländereien aber find ein 
für alle Mal dem Zugang anderer Erwerben entzogen, weil es geftattet ijt, eine beliebig große 
Fläche für ewige Zeiten durch Familienfideifommifje feftzulegen. Angeſichts folcher Zuſtände 
werden aud) diejenigen, welche dieſem Rechtsinſtitut nicht prinzipiell ablehnend gegemüberftehen, 
die Anficht Conrad's theilen müjjen, daB es nothiwendig ift, der Fideilommißbildung durd) 
gejegliche Firirung einer nicht zu großen Marimalflähe Schranken zu jeßen“ (Generalverſamm— 
lung des V.f. S., 1893; Schriften Bd. LVIII S. 141; ähnlich in feinem Buch: Vie innere Koloni— 
lation im öſtlichen Teutichland, 1893, S.43). Ueber die fhädlihe Wirkung der Fideikommiſſe vgl. 
man die Aufjäge von Conrad, Ngraritatiftiiche Unterfuchungen in den Jahrb. f. N., N. F. 16, 3.3. 
2, 3,6, 10. Eine Verbeſſerung bedeutet es, wenn in Preußen durd das Nentengütergeieh 
vom 27. Juni 1890 die Abtrennung von zu einem Fideilommißverband gehörigen Grundftüden 
geichehen kann gegen Erxtheilung eines Attejtes der Behörde, das dann ohne Einvernahme der 
(Hlänbiger oder Fideiklommißanwärter zu ertheilen ijt, wenn das Ntaufgeld dem Werth) des 
Irennftüdes entipriht. Der gezahlte Preis tritt an die Stelle des Grundes. 

Tie verichiedene Stellung, welche die Fideilonmijje zur Zeit ihrer Entjtehung bei dünner 
Vodenbejiedelung, großer Stabilität des landwirthichaftlichen Betriebes und Ueberfluß an 
Grund und Boden hatten gegenüber der Gegenwart, in der der kapitaliſtiſche Betrieb der 
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Landwirthſchaft ein volkswirtſchaftliches Bedürfniß der dichten Bevölferung ift, aller Boden 
befiedelt und das Verlangen nach Bodenbeliß ein fteigendes ift, wird jehr gut auseinander- 
gefebt von Miaskowski, Erbreht und Grundeigenthumdvertheilung im Deutichen Reich, 
1884, Schriften des V. f. 6 Bd. XXV ©.45. Weber den Umfang der Fideifommilje in Deiter- 
reich gibt ein Auffab von Jnama-Sternegg in der Statiſtiſchen Monatzichrift, 9. Jahrg., 
1883, Auffchluß. Es beitanden darnach 292 Realfideikommiſſe mit 880 Gütern im Umfang 
von 1140193 ha. Mehr als die Hälfte davon — 752000 ha — entfielen auf Waldungen. 
Bon der Gefammtarea der einzelnen Kulturen im Reich nimmt die Fideilommißarea in An- 
fpruch: bei Aeckern 2.06%),, bei Wieſen 1.049),, bei Wald 7.98%,, bei Weiden 1.04°j,, von 
fonftigen Sulturen 5.5900. In den einzelnen Kronländern ift das Verhältniß verihieden. So 
in Böhmen 5.020/,, bei Wald 240/,. 11.30], der Bodenflähe Böhmens ſind fideikommiſſariſch 
gebunden. Neuere Angaben ermweifen eine Steigerung der Fideifommijje. 1897 beftanden 297 
mit 892 Gütern im Ausmaß von 1193000 ha, d. i. über 4°, der genannten Bodenfläche 
Defterreich (Statift. Monatsſchrift 1898, ©. 778.). — Sn Ungarn beitanden 1893 91 Fidei— 
fommiffe mit 1331418 ha, d. i. 4.790/, der Gejammtfläche, 42.970), davon ſind Waldflächen. 
8009, der Fideifommißfläche und 60°), der Fideikommiſſe jind erjt jeit 1870 gegründet. In 
Preußen gab e3 Ende 1905 1170 Fideikommiſſe mit insgefammt 2249079 ha Boden, d. i. 
6.420/, des ganzen Staatsgebietes. 46.350), wurden dur) Wald gebildet. Der Fideifommiß- 
wald nahm 12.62 0/, der ganzen Waldfläche des Staates ein. Nach einer Statiftif von 1903 
werden faft neun Zehntel der Fideilommißflähe durch Belibungen von mehr al3 1000 ha in 
Anspruch genommen. 34 Beliter eignen 717993 ha, alfo je über 20000 ha. In Schlefien 
find 14.590), der Gefammtflähe der Provinz fideikommiſſariſch gebunden und mehr als die 
Hälfte diejes feftgelegten Geländes beiteht aus Fideifommifjen über 10 000 ha. Im Zufammen« 
hange damit fei erwähnt, daß in ganz Preußen ca. 24 0/, der ertragsfähigen Fläche dem Ver— 
fehr entzogen find und zwar al3 Krongüter und königliche Familiengüter, als Staatsgüter, 
Gemeinde», Kirchen», Univerfitäts- und GStiftungsgüter, endlich al3 Lehn- und Fideilommiß- 
güter. Allerdings find dieſe Flächen zur Hälfte Wald. (von Reibnitz, Yamilienfideilom- 
mifje, 1908). Sn Preußen it die Gründung von Fideikommiſſen in den Testen Sahrzehnten 
eine häufige Erfcheinung geweſen. Mehr als die Hälfte aller ift erft in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhundert gegründet worden. Von den am 1. I. 1900 beitandenen Fideikommiſſen find 
200 in den Sahren 1895—1900 erweitert worden. (Kühnert, Die Bewegung d. Fideik. in 
Preußen, Btichr. d. preuß. ftatift. Bureaus, 1902, 1903, 1905.) on 1900—1905 betrug der 
Zuwachs über die aufgelöften hinaus 51. 

Berihieden von dem fontinentalen Fideilommiß ſind die engliihen und bäuerlichen Fidei- 
kommiſſe. Die engliihen Fideifommiffe (Entails) Haben eine zeitliche Beſchränkung ihrer 
Rechtswirkſamkeit. Das Erbgut darf nur einer bezw. mehreren lebenden Perſonen und darüber 
hinaus noch einer ungeborenen vermacht werden und es fann der bei der Errichtung des Erb- 
guts eingefebte noch ungeborene Erbe mit feiner Volljährigkeit das Erbgut von der Gebunden- 
heit befreien. Dies gejchieht der Sitte gemäß nur formell, um ſogleich wieder von Neuem 
einer gleihen Stiftung Plab zu machen. Durch diejes Herfommen ift der Sache nad) die Ge- 
Ihloffenheit und Gebundenheit des Grundbefißes in England gerade fo wie bei den Fidei- 
fommifjen auf dem Kontinent erreicht. Dazu tritt das engliiche Snteftaterbrecht, nad) welchem 
der ältejte Sohn da3 ganze unbemweglihe Bermögen mit Ausfchluß feiner Geſchwiſter erbt. Bei 
der ungünftigen Bodenvertheilung in England tritt diefe Gebundenheit viel mwirffamer hervor 
al die der Fideikommiſſe in Deutjchland. Seit längerer Zeit fehon ift die engliihe Geſetz— 
gebung bemüht, die Nachtheile diefer Gebundenheit ſowohl für die Bodenbemirthichaftung mie 
für die Befisvertheilung durch Erleichterung in den Bedingungen der Berfchuldung und Ver— 
äußerung von Theilen des Fideifommißgutes zu befeitigen. Bgl. Buchenberger, Agrarpolitik 
Bd. 1 ©. 466; Brentano, Geſammelte Auffäbe, 1899, ©. 179: Erbrecht und Bauernitand 
in England. — In Frankreich find Majorate und Subftitutionen durch Gef. v. 1849, in 
Dänemark ift durch das Grundgeſetz v. 15. Juni 1849 die Errihtung von Stammgütern und 
Fideikommiſſen verboten. 

Das bäuerlihe Erbgut, in Bayern — Gel. vom 22. Febr. 1865 — und Helen — Gel. 
vom 11. Sept. 1855 — eingeführt, follte im Sntereffe der Erhaltung des bäuerlichen Belites 
eine fideifommiflarifche Bindung von bäuerlihdem Grund und Boden nad) Analogie der Familien- 
fideifommilfe ermöglichen; doch wurde fo wenig von diefem Rechte Gebrauch) gemacht, daß der 
Verſuch al3 gefcheitert anzujehen ift. Vgl. darüber Miaskowski a. a. O. ©.99 ff.; Buchen— 
berger, Agrarpolitik, Bd. I S©.470; Brentano, Gef. Auffäte, S. 403: Das bäuerlihe Erb- 
recht in Bayern; v. Auer, Familienfideilommifje in Bayern, J. f. ©. V, 1908. 


8 12. II. Die Politik der Grundbejigvertheilung. 43 


6. Das Anerbenredt. 


812. 1. Das Mittel, um die Schäden der Freitheilbarfeit der Bauerngüter zu 
mildern und die Theilung der Betriebs- und Beliteinheiten auf jenes Maß einzufchränten, 
weiches durch das wirthichaftlihe Bedürfniß des Inhabers bedingt ift, ohne doch Be— 
ichränfungen einzuführen, welche für die freie Wirthichaftsführung Hinderlich wären, 
glaubt man in einem befonderen bäuerlichen Erbrecht gefunden zu haben, durch welches 
wenigſtens Erbtheilungen vermieden werden. Es foll im Todesfall der bäuerliche Beſitz 
geichlofien auf einen Erben übergehen, während die übrigen Erben abzufinden find. Dem 
Gutsübernehmer wird, damit nicht die Verſchuldung feines Gutes mit den Erbportionen 
der Miterben ihn zu jehr belajte, eine Begünftigung gemährt, die, in verjichiedener 
Weiſe berechnet, entweder in einem niederen Werthanjchlag des Beſitzes oder in der 
Zumeifung eines perzentuellen Theiles des Werthes als eines ihm im Voraus zu Gute 
fommenden Erbtheiles befteht. Der jolchergeftalt begünftigte Erbe Heißt Anerbe, das 
Rechtsinſtitut, welches diefen Erbgang regelt, daS Anerbenredt. 

2. Die Formen, in denen das Anerbenrecht auftreten kann, find verjchieden. Es 
fann obligatorisch für alle bäuerlichen Anweſen beftehen oder es gilt fafultativ als 
Snteftaterbrecht, aljo nur dann, wenn der Beliter feine Verfügung auf den Todesfall 
getroffen Hat, oder es gilt nur für Belißungen, welche zum Zweck der Anmendbarfeit 
dieſes Erbrechts in ein Grundbuch (Höferolle) eingetragen find (Höfe recht). Es erfordert 
aljo zu feiner Anmendbarfeit eine Willensentichließung des Belibers oder e3 erfolgt 
zwangsweiſe Eintragung aller Beligungen in die Höferolle und e3 wird gleichzeitig 
jedem Beſitzer freigeftellt, ich ftreichen zu lafjen, jo daß er durch einen dispofitiven Aft 
feinen Befiß von der Anmendbarfeit des Anerbenrecht3 befreien kann. Das fafultative 
Anerbenreht in der Form der Höferolle ift in einzelnen Provinzen Preußens ſeit 
Beginn der fiebziger Jahre eingeführt worden. Das obligatorische Inteſtatanerbenrecht 
ift in Preußen 1896 für Nenten- und Anfiedlungsgüter (ſ. unten 8 13) und 1898 
für die Provinz Weitfalen und einige rheinifche Kreiſe eingeführt worden. In ein- 
zelnen fleineren Staaten Deutſchlands beitand e3 bereits feit längerer Zeit, ebenjo 
in Tirol. 

3. Wie bereit3 früher erwähnt, knüpft das Anerbenrecht an beftehende, dem ge- 
meinen bürgerliden Recht miderjprechende Vererbungsgemwohnheiten an. Wo Solche 
beitehen, laſſen fie fi) auf zwei Gründe zurüdführen: auf die wirthichaftliche Zweck— 
mäßigfeit und auf die Anjchauungen, die von dem Recht der Kinder herrſchen. Diefe 
Gründe mwerden je nad) der Natur des Bodens und der vormwiegenden Aultur, mie 
nad) der Stammeszugehörigfeit der Bevölkerung und ihrer ftärferen oder geringeren 
Berührung mit den Großftädten und deren individualifirenden Wirkungen von ver- 
Ihiedenem Einfluß fein. Die Wald» und Viehmirthichaften des Schmwarzmaldes drängen 
zur Erhaltung geichloffenen Beſitzes. Die Spatenfultur der Nheinebene geftattet die 
ZTheilung. Der Getreidebau und die Viehwirthſchaft in Nordtirol find der Gefchlofjenheit, 
die Wein-, Oliven» und Seidenkultur Südtirol3 der Theilung günftig. Der fächfiiche 
Stamm hat feit Jahrhunderten gejchlofjene Vererbung, der fränkische die Erbtheilung 
geübt. In den deutjchsöfterreichifchen Alpengegenden ift größtentheil3 die Sitte des 
geſchloſſenen Erbübergangs üblich, bei dem italienischen und ſlaviſchen Theil der Be- 
bölferung die Theilung. 

Mit diefen Thatfahen haben auch Verſuche der gefektichen Einführung des Anerben- 
reht3 zu rechnen. Daß die Erhaltung gefchloffenen Bejiges in bewirthichaftungsfähiger 
Größe wünſchenswerth ift, wird von allen Seiten anerkannt. Dur) das Anerbenrecht 
jolf jie aber in ber Weife erreicht werden, daß ein Erbe als Bevorzugter behandelt 
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wird, und diefe Benorzugung erregt Widerfprud). Die Begründung der Bevorzugung 
(mäßiger Werthanfchlag des Gutes oder Boraustheil und gleiche Theilung des reftlichen 
Werthes) wird vor Allem mit der jchmierigen Stellung eines mit Erbabfindungen be- 
lafteten Grundbefißerd begründet. Durch die Auszahlung von Erbtheilen wird das 
Betriebsfapital geichmälert, bei finfender Grundrente wird der übernehmende Erbe direkt 
geichädigt, da er troß des nunmehr geringeren Werthes des Gutes dajjelbe Geldfapital 
als Abfindung zu zahlen hat; es tritt eine Minderung der Kreditfähigfeit bei Belaftung 
de3 Gutes durch Erbtheile ein, daher Erichwerung von Meliorationen; endlich kann 
eine Gefährdung der ganzen Eriftenz des Grundbeſitzers durch Kündigung der Kapitalien 
eintreten. Meift wird auch das Gut nicht größer fein, als für den Bedarf einer 
Familie hinreiht. Soll nun aber der Unternehmer außer dem Unterhalt feiner Familie 
auch noch die jährliche Rente für feine Miterben ermwirthichaften, jo mird dies nicht 
möglich fein, wenn die Erbportionen glei) groß find. Es müßte dann, menn der 
Sutsübernehmer nicht bevorzugt werden joll, verfauft werden und das Gut in fremde 
Hände übergehen. Ein folder Wechjel im Betrieb, die damit verbundene Zerſtörung 
ererbter Traditionen, die von Generation zu Generation fich wiederholende Loderung 
der Beziehungen zum Boden erjcheinen nicht wünſchenswerth. Endlich iſt noch auf 
die verichiedene Stellung des den Boden bebauenden Gutsübernehmers und des mit 
Geld abgefundenen Miterben zu verweilen. Dem Eriteren iſt die Möglichkeit einer 
rafchen günjtigen Wirthichaftsentwidlung unter allen Umftänden verichloffen. Günſtige 
Konjunfturen und Gejchäftsperhältniife, welche es auch dem Heinen Gejhäftsmann 
oder Handwerker in der Stadt ermöglihen ihr Vermögen zu mehren, gibt es in der 
Landwirthſchaft nicht. Wird der mit baarem Geld ausbezahlte Miterbe mit einem 
etwas geringeren Erbtheil bedacht, jo drüdt jich darin der Gewinn aus, den er aus 
den mannigfachen Verwendungsgelegenheiten des Geldfapital3 ziehen fann. Eine ſolche 
Begünftigung des Anerben ift endlich noch aus dem Grunde berechtigt, daß der An- 
erbe ja den Ertrag erſt aus dem Boden mit feiner Arbeit Herausmirthichaften muß, 
während die anderen Erben Renten beziehen. 

4. Noch viel wichtiger al3 die Frage nad) den dem Anerben etwa zu gemwähren- 
den Begünftigungen ift die Frage nach der Art der Feititellung des Gutswerthes über- 
haupt. Man kann entweder den Werth zu Grunde legen, der ſich aus der Kapitalilirung 
des bei normaler Bewirthichaftung zu erzielenden Reinertrages ergibt, Ertragsmerth, 
oder man benubt die Anhaltspunfte, welche in den erzielten Verfaufspreifen für Güter 
gleicher Art vorliegen und bemißt fonach den Werth des Gutes unter Abjchäbung des 
vermuthlichen Preiſes, den es im Berfehr erzielen würde, Verkehrswerth. Daß 
die beiden nicht übereinjtimmen werden, ergibt ich ſchon aus den verſchiedenen Be— 
rechnungsmethoden. Den Werthberechnungen bei allen anderen Gütern, welche ın 
volfswirthichaftlichen VBerfehr kommen, Tiegt regelmäßig da3 Prinzip des Verkehrswerthes 
zu Grunde, weil jie eben regelmäßig Gegenftände des Kaufs und PVerfaufs find. 
Grund und Boden iſt aber nicht ein normales Objekt des Handelsverfehrs, und die Käufe, 
die thatlähhlich vorkommen, ftehen unter dem Einfluß verjchiedenartigiter Intereſſen 
und unter der Einwirkung befonderer Umftände. Am hHäufigjten werden Parzellen 
Segenitand der Veräußerung fein. Bei diefen aber ift der Preis regelmäßig höher, 
al3 der Kapitalifirung ihres Ertrages entipricht, denn die Nachfrage nach Parzellen ift 
immer fehr groß und gewöhnlich wird dabei feine genaue Kalkulation vorgenommen, 
da die Parzelle in Verbindung mit anderen Grundftüden bewirthfchaftet wird oder 
der Uebernehmer nur Gelegenheit haben will, feine überfchüffige Arbeitskraft zu ver- 
werten. Eine Anwendung diefes Maßftabes auf große Güter ergäbe daher eine bedeutende 
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Ueberſchätzung des Gutswerthes. Nun entipricht aber die Schäßung nad) dem Verfehrs- 
werth der allgemeinen Rechtsauffaffung und hat daher auf Erbauseinanderjegungen bei 
Grundftüden Anwendung gefunden; ja vielfach mußte fie nach dem geltenden Recht 
angewendet werden. Auch hierin hat die Anerbengefeßgebung eingegriffen, indem fie 
grundfäglich überall die Schägung nad) dem Verkehrswerth durch eine ſolche nad) dem 
Ertragsmerth zu befeitigen fucht, wobei allerdings die große Echmwierigfeit zu überwinden 
ift, bei bäuerlichen Wirthichaften, denen e3 an einer Buchführung, ja überhaupt an 
Aufzeichnungen meift vollftändig fehlt, eine genaue Reinertragsberechnung aufzujtellen. 

5. Die Schranken der Anwendbarkeit des Anerbenrechts find in den unter 3. be— 
tonten &emohnheiten und Anfchauungen der Bevölkerung gelegen; denn Niemand 
zweifelt, daß dort, wo die Nealtheilung oder gleiche Erbtheilung dem Werthe nad) 
eingelebt ift und der Gitte entjpricht, die Einführung des Anerbenrechts unmöglic) 
ift. Auch feine Freunde geben an, daß fie nicht ein den Gewohnheiten und Rechts— 
anfchauungen der Bevölferung fremdes Recht diejer aufdrängen, jondern die noch be- 
stehenden Gewohnheiten durch das Staatliche Recht ſchützen mollen. Als ein gejebliches 
Snteftaterbrecht wird es überall da, wo es ein Ausdrud der geltenden Gepflogenheit 
ift, wohl am Platze fein und zu ihrer Feſtigung beitragen; aber freilich ift es fraglich, 
ob ein folches Snteftaterbrecht oft zur Anwendung fommen wird, da gerade die Gegenden, 
in melchen der geſchloſſene Gutsübergang üblich ilt, ein regelmäßiges Vorkommen von 
Gutsübergabsübereinfommen aufweiſen, durch welche der Beſitz bereit3 zu Lebzeiten 
auf ein Kind übertragen wird, oder eheliche Güterverträge, durch welche ſich Eheleute 
gegenfeitig für den Todesfall die Uebergabe des Gutes fihern. Immerhin iſt auch 
hier die rechtliche Regelung nicht überflüffig, weil fie auf den Inhalt diejer Verträge 
Einfluß gewinnen, ja möglicher Weije fie bejeitigen kann. Webertriebene Vorftellungen 
von der Wirkung des Anerbenredht3 zu Gunften der Erhaltung des Bauernitandes 
wird man aber ebenjo vermeiden müſſen wie Berurtheilungen wegen der damit ver- 
bundenen möglichen oder wirklichen Benachtheiligungen der Miterben. Wo der Werth 
der Erhaltung des geichlofjenen landwirthſchaftlichen Belites in den Familien erfannt 
und geichäßt wird, jind regelmäßig Thatjachen vorhanden, welche Benachtheiligungen 
auszugleichen im Stande jind: Anſprüche der nichtbefigenden Familienglieder auf Unter- 
ftügung der Minderjährigen, auf Erziehung, auf eine gewiſſe Nutzung und Aufenthalt 
auf dem Familiengut. 

Die Nachtheile, welche mit der Theilung, bezw. die Vortheile, welche mit der ungetheilten 
Gutsübernahme verbunden find, laſſen fich auf folgende Momente zurüdführen: 1. Durd) die 
Naturaltheilung werden beftändig Betrieb3- und Arbeitsorganijationen geftört, welche durch 
neue erjeßt werden müjljen, was einen überflüfligen Kraft- und Kapitalsaufwand erfordert. 
2. E3 wird ein größered Gebäudefapital erforderlih und dadurch die Verjchuldung ftarf ge- 
fördert. 3. Durch die zerjtreute Lage der Grunditüde wird ein Verluft an Boden für Grenzen 
und Wege fowie an Zeit bei der Bemirthichaftung Herbeigeführt und eine Verfoppelung der 
Grundſtücke durch die immer fich mwiederholende Zerreißung der Parzellen unmöglich gemadt. 
4. Der Befiger geſchloſſener Höfe ift miderftandsfähiger als der Kleinbefißer, meil jener einer Kriſe 
durch vermehrte Arbeitsanfpannung und fparjamere Lebenshaltung ausweichen kann, während 
diejer bereit3 im gewöhnlichen Verlauf der Wirthfchaft die ganze Anſpannung feiner Kräfte vor- 
nehmen muß. 5. Die Gejammtverfchuldung des Bodens wird bei Naturaltheilung wegen noth— 
twendiger Baufapitalien, Zulauf von Grundftüden und Stehenlaſſen von Reitlaufichillingen und 
Anderem nicht geringer, eher größer fein al3 bei geichlofjenem Bejiß und jedenfalls ungünftiger, weil 
lie regelmäßig Fremden gegenüber bejteht, während bei geichloffenem Beſitz die Gläubiger in der 
Familie gelegen find. Deshalb wird aud) der Wucher fich leichter in Gegenden der Realtheilung 
als in ſolchen der gefchloffenen Gutsübernahme ausbilden. Die Verfhuldung muß aber aud) 
dann überhandnehmen, wenn bei ber geſchloſſenen Butsübergabe der Uebernehmer nicht bevor- 


zugt wird. Vgl. über die Verfchuldungsfrage Cramer, Der Einfluß de3 Anerbenredhtes auf 
Verihuldung u. Beſitzerhaltung, 1908. 
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Ueber die Wirfungen, welche die verfchiedenen Vererbungzfitten, insbejondere die gejchloffene 
Vererbung mit Anerbenbevorzugung haben, gibt einen jehr willfommenen Aufſchluß die Camm- 
fung von Monographien über die Vererbung des ländlichen Grundbeſitzes im Königreih Preußen, 
herausgegeben von Profeffor Sering im Auftrag des preußiichen Landmirthichaftsminifteriums. 
Bon Intereſſe find die Mittheilungen aus den Gebieten des Anerbenredhts. Ueber den Zu— 
fammenhang diefer Erbrechtsgewohnheit nicht mit mwirthichaftlihen Bedürfniffen, ſondern mit 
den Stammesverjchiedenheiten der Bewohner vgl. Heft VI: Provinz Hannover von Dr. Friedrid 
Großmann, Berlin 1897, ©. 191; fomwie die Hervorhebung des Umjtandes, daß die Bevor— 
zugung geringer, die Abfindungen größer werden, ebenda ©. 211; Heft V: Oberlandesgericht3- 
bezirf Hamm von Ludwig Graf von Spee, ©.200; HeftXI: Provinz Weftpreußen von Dr. Felir 
Buſch, S. 69. Die Verfaſſer glauben allerdings, daß diefe Bewegung durch Verallgemeinerung 
de3 Anerbenrechts aufgehalten werden fünne. Graf von Spee madt a. a. O. ©.189 inter- 
effante Mittheilungen über die traditionellen Pflichten eines Hofübernehmers, der zugleich die 
Stellung eines Familienoberhauptes erhält: „Als folcher Hat er eine Reihe von Berpflichtungen 
zu erfüllen, die fich nicht allgemein in Geldwerth ausdrüden laffen, aber die gegenüber dem ge— 
feglichen Erbrecht fcheinbar große Zurüdjegung der Miterben oft mehr als ausgleichen: Pflichten 
zur Sranfenverforgung, zur Erziehung unverforgter Geſchwiſter, des Rechts freien Ein- und 
Ausganges der Geſchwiſter.“ Aehnlih Hirſch in Heft III. Die Hohenzollernfhen Lande, 
1898, ©.61. Die nunmehr in 11 Monographien fat das ganze Gebiet des Königreichs 
Preußen umfallende Darftellung zeigt, daß der gejchlojfene Gutsübergang auf Grund von 
Teitamenten oder Gutsübergabeverträgen die meit überwiegende Regel gegenüber der Neal- 
theilung if. Damit fällt aber nicht zufammen eine Begünftigung des übernehmenden Erben. 
Eine joldhe entjpriht dem Bemußtjein der bäuerliden Bevölferung in überwiegenden Theilen 
Schleſiens, Sachſens, Hannovers, Weitfalens, Theilen der Rheinprovinz und Hohenzollern. 
Dagegen jcheint fie in Weitpreußen, Poſen, Pommern, NReg.-Bez. Wiesbaden und Theilen der 
Rheinprovinz überwiegend abgelehnt zu merden. — Sm rechterheiniihen Bayern werden 
ca. 92 9/, des Landes ungetheilt und unter Begünftigung des übernehmenden Erben vererbt. 
Sn der NRheinpfals herrſcht das Prinzip der Zwangstheilung. Sn Württemberg und 
Baden ilt in den Schwarzwaldgegenden die gejchlofjene Vererbung, — nicht immer unter 
Begünftigung des Uebern ehmers, — in der Ebene Naturaltheilung üblih; in Elſaß-Lothringen 
Naturaltheilung. Vgl. die auf Grund der preußiihen Monographien und Erhebungen in den 
anderen Staaten gegebene detaillirte Ueberfiht über die Erbgemohnheiten in Deutfchland bei 
Roſcher-Dade II ©. 622ff. — Die Meinung, daß die VBerjchiedenheit des Verkehrs- (gericht- 
lihen Tax⸗) werthes und de3 Ertragsmwerthes zu Begünftigungen des übernehmenden Erben 
zwinge, verliert mit zunehmender wirthfchaftliher Schulung der Landwirthe an Berechtigung 
Vgl. Hecht, Badiihe Landwirthſchaft am Anfang des 20. Jahrh., 1903, ©. 176ff., der leug- 
net, daß heute noch nennensmwerthe Weberzahlungen bei Uebernahme von Grundftüden in 
Baden vorkommen. Für England dagegen bejtätigt durch Levy, Landwirth. Großbetrieb in 
England 1904, ©. 153. 

Die für das Anerbenredht heute zu fordernden Redhtsgrundfäge find von Miaskowski, 
Erbredt und Grundbefißvertheilung Bd. II ©. 217, im Gegenjag zum Zmangsanerbenrecht 
der Vergangenheit zufammengefaßt worden, und im Wefentlichen Hat fich die jpätere Anerben- 
rechtögefeßgebung ihm angefchlofjen. Die Entwidlung dieſer Gejeggebung ift die folgende: 
In den jiebziger Jahren bemwegte fie fich in den Formen des Höferehts. Dieſes geht zurüd 
auf das Gejeß für Hannover vom 2. Juni 1874. Darnad) hatte jeder Eigenthümer eines Hofes, 
für welchen nad) dem bisherigen bürgerlichen Recht das Anerbenrecht galt, das Recht, diejen 
Hof in die beim Amtsgericht zu führende Höferolle eintragen und ebenfo wieder Löjchen zu 
laſſen. Das eingetragene Gut vererbt ab intestato nach Anerbenredht, d. h. es geht ungetheilt 
nach einer bejtimmten Erbfolgeordnung auf einen beftimmten Erben — in der Pegel den 
älteften Sohn — über. Zur Bermeidung der Schuldüberlaftung wird das Gut nicht nad 
dem Berfehrsmwerth, fondern nad) dem bei ordnungsmäßiger Wirthfchaft zu erzielenden Rein- 
ertrag zu 50/0 fapitalifirt unter Zurechnung des Inventarverkaufswerthes abgeichäßt. Die 
Erbſchulden werden zunächſt vom bemeglihen und jodann vom unbemeglihen Vermögen ab- 
gezogen. Der Reit wird vom Anerben übernommen. Bon dem nunmehr verbleibenden Hofs- 
werth erhält der Anerbe zunädjft ein Drittel, d.H. er hat zwei Drittheile des Hofmerthes nad 
Abzug der von ihm übernommenen Schulden in die Erbichaftsmafje einzufchießen und dieſe 
werden unter die Miterben einfchließlich des Anerben zu gleichen Theilen getheilt. Durch das 
Gel. vom 24. Febr. 1880 und 20. Febr. 1884 wurde die Fähigkeit zur Eintragung in Die 
Höferolle auf alle Iandwirthfchaftlihen mit Wohnhaus verjehenen Befigungen einjchließlich der 
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Rittergüter ausgedehnt. Diefe Gefepgebung ift da3 Mufter für die gleichartige Ordnung des 
Erbrechts in den landwirthichaftlihen Gütern in Oldenburg, Landgebiet Bremen und dem 
preußifchen Kreis Herzogtgum Lauenburg geworden. In allen diejen Gegenden beftanden 
früher Sonderrechte, welche nunmehr durch das gemeine Erbrecht und Höferecht erjeßt wurden. 
Sn der Folge wurde in Schleswig-Holſtein, Weitfalen und im Regierungsbezirt Kajjel 
eine dem Höferecht ähnlidhe Zandgüterrolle eingeführt. Das Bürgerlihe Geſetzbuch für das 
Deutfche Reich läßt die landesgeſetzlichen Vorichriften über das Anerbenrecht unberührt; nur darf 
da3 teftamentarische Verfügungsrecht des Erblafjers landesrechtlich nicht befchränft werden (Art. 64 
Einf.-G.). Wichtig find ferner die Beftinnmungen der $$ 1515 und 2049, 2313, wonach bei 
lepmwilligen Anordnungen betreffend Gutsübernahmen, bei der Auflöjung einer Gütergemein- 
ſchaft, bei Pilichttheilsberechnungen im Zmeifel anzunehmen ift, daß das Gut zum Ertragd- 
werth angejegt werden foll. „Der Ertragswerth beitimmt fi nach dem NReinertrag, den das 
Landgut nach feiner bisherigen Bejtimmung bei ordnungsmäßiger Bewirthſchaftung nachhaltig 
gewähren fann. Die Feititellung der Grundfäße, nad) welchen der Ertragswerth zu berechnen 
ift, bleibt dem Landesrecht überlajfen.“ Won der durch das Bürgerliche Geſetzbuch gegebenen 
Möglichkeit machte Preußen durch das Gef. vom 8. Juni 1896 Gebraud), indem e3 dadurd) 
das Anerbenreht für Renten- und Anfiedlungsgüter einführte. Es ift hier nicht mehr 
eine die Dispofition des Beſitzers erheifchende Norm, fondern gefeßliches Snteftaterbrecht, alfo ein 
Zmangsdanerbenrecht. Die Reihenfolge der Anerbenberechtigten richtet fich in den Geltung3- 
gebieten des Höfereht3 und der Landgüterordnungen nad den Vorichriften dieſer Gejeke; 
im Webrigen ift eine Erbfolge feftgejeßt, welche den Mannesſtamm und die Erjtgeburt be- 
vorzugt. Der Wert) des Gutes wird mit dem fünfundzmwanzigfadhen Betrag des Rein— 
ertrage3 berechnet. Erbihaftsihulden und VBermädtniffe werden zunächſt auf das außer 
dem Anerbengut vorhandene Vermögen angerechnet. Werden fie durch diejes gededt, jo 
erhält der Anerbe ein Drittel des vollen Gutswerthes al3 Voraus, änderenfalls ein Drittel 
de3 nad) Abzug der Schuld verbleibenden Reſtes. Dem Miterben iſt ein Vorfaufsreht auf 
da3 Anerbengut für die Zeit von zwanzig Jahren eingeräumt und ferner iſt die Be— 
ftimmung getroffen, daß, wenn in diejer Zeit das Gut veräußert wird, der Anerbe den 
Betrag des Boraus, bei Theilveräußerungen einen entipredhenden Theil des Voraus nach— 
träglih in die Erbichaftsmafje einzuliefern hat. Eine wichtige Beftimmung des Gejebes liegt 
darin, daß die Miterben ihren Erbtheil, wenn er dreißig Mark überfteigt, nur in der Form 
einer Rente beanjprudhen fünnen. Um aber dieje zweifelloje Benadtheiligung der Miterben 
auszugleichen, vermittelt die Rentenbank Kapitalabfindungen innerhalb gewilfer Grenzen. Daß 
hierdurch zwar die Miterben zu Kapital fommen, aber eine neue Verfürzung ihres Erbtheils 
erfahren wegen niedrigerer Verzinfung der Rentenbriefe, al3 der Berechnung de3 Gutswerthes 
zu Grunde gelegt wurde, zeigt an einem Beilpiel Hainiſch, Das bäuerlihe Erbrecht in der 
Gejeßgebung und Literatur der jüngften Zeit (Archiv 1896, ©. 40). Endlich liegt noch eine 
wichtige Neuerung des Gefekes in der Beſtimmung, daß die Rentenbank auch bei Gutsüber- 
gaben unter Lebenden mitwirken fann, indem fie die Abfindungen der mweichenden Beſitzer 
gegen Rentenzahlungen jeitens eines Gutsübernehmers durchführt unter der Bedingung, daß 
der Gutsübernehmer durch den Gutsübergabsvertrag nicht fchlechter geitellt ift, als er es bei 
der Inteftaterbjolge durch das Gefeß wäre. Im Jahre 1898 endlih ift in Preußen ein Ge- 
je angenommen mworden, welches das Anerbenreht für die Provinz Weftfalen und einige 
rheiniſche Kreiſe in der Weife einführt, daß für einige Gebiete da3 Zwangsinteſtaterbrecht, 
für jene, in welchen bisher bie Sitte der Realtheilung herrichte, aber das Höferecht feſtgeſetzt wird. 
In fteigendem Maße fucht man daher in Preußen die Erbgermohnheiten durch ftaatlihen Zıvang 
zu beeinflufien beziv. zu erfegen. Vgl. darüber Brentano, Gefammelte Auffäke, ©. 352 ff. 

In Oeſterreich find drei Ländergruppen mit wefentlich verſchiedener Nechtäbildung und 
Tradition bezüglid) der Grundtheilung vorhanden: 

a) Tie öftlihen Länder: Galizien und Bulomina. In Galizien und namentlic) 
in der Bulowina war neben dem Individualbeſitz die Feldgemeinfchaft unter den unterthänigen 
Bauern jehr verbreitet. Das Eigenthum der Grundherrichaft am Boden wurde dadurd) nicht 
berührt, aber die Nutzung durch die Bauern geſchah entweder gemeinschaftlich, 3. B. bei Vich- 
weiden, oder in der Weife, daf durch Los oder durch den Gemeindevorftand den Einzelnen 
Gründe zur zeitlichen Nußung, in der Regel für ein Jahr, zugewiejen wurden. Sowohl in den 
Bebieten der Feldgemeinfchaft, wie in jenen de3 Individualbeſitzes ift fortgefegte Theilung 
üblich, dort drängte die Bevölferungsvermehrung dazu, hier die Unmöglichkeit irgend welcher 
anderen Erbabfindung, da die Verihuldung unterfagt war, außerdem das Jnterefje der Grund— 
herren an ſteigenden Frohnden. Durch Hofdeltet vom 14. April 1785 war der Beitiftungs- 
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zwang und durch Patent vom 3. April 1787 das bejondere bäuerlihe Erbrecht mit Theilungs- 
verbot bei Gelegenheit von Erbfällen auch auf Galizien und die Bukowina ausgedehnt worden. 
Die Vorschriften blieben aber ftet3 nur auf dem Papier (vd. Miſes, Entmwidlung des gutsherrlich— 
bäuerlichen Berhältniffes in Galizien 1902; Grünberg, Studien zur öfterr. Agrargefch. 1901). 

b) Die füdlihen Länder, namentlih Welſchtirol, da3 Küftenland und Dal- 
matien. Sn diefen Ländern beftand ſeit Alters Freitheilbarkeit des Grundbeſitzes und in der 
Hauptjache gleiches Erbrecht der Kinder auch in Bezug auf die Immobilien und in Folge deſſen 
auch in der Regel entweder Naturalvertheilung oder Gemeinbejiß der lebteren. 

c) Die übrigen öfterreihifhen Länder, namentlih Böhmen, Mähren, Sclefien, Ober- 
und Niederöfterreich, Tirol mit Borarlberg, Steiermark und Kärnten, in welchen Beitiftungs- 
zwang und befondere Erbtheilungsvorfchriften für bäuerlicde Güter gefeßliche Geltung Hatten. 
— train nimmt eine Mittelftellung ein, indem hier jeit der franzöfiihen Offupation die Frei- 
theilbarfeit der Grundftüde eingeführt ift. 

In Böhmen, Mähren und Schlejien ift der Beftiftungszmang d. h. die Untrennbarfeit 
der einen fteuerbaren Haufe im Steuerfatafter zugefchriebenen und zu einem unterthänigen Gute 
gehörigen Gründe als gefeglihe Einrichtung nicht vor den fiebziger Jahren des 18. Jahrhunderts 
eingeführt worden. Vorher war zwar den unterthänigen Wirthen, nicht aber der Gutsherrfchaft 
die Theilung unterjagt. Erft durch Gejebe aus den Sahren 1771, 1781 und durch die Erb- 
theilungsvorſchriften vom 3. April 1787 ift die Theilung regulirt worden. Der Kleinbefih, 
nicht jpannfähige Befiß, durfte nicht mehr getheilt werden, der mittlere Beſitz mar theilbar, 
aber nur fo, daß Spannfähige Stellen erhalten blieben. Bei Erbfällen waren Grundzerftüdelungen 
unterjchiedslos verboten. Bon Wirkung jcheint das Verbot der Theilung unter Xebenden nicht 
gewejen zu jein. In Tirol und Vorarlberg war der Beftiftungszwang für alle bäuerlichen 
Güter ſchon mit dem 16. Sahrhundert eingeführt; bei Vererbung mar nicht nur wie in den 
übrigen Ländern die Theilung unterfagt, fondern das Erbrecht jelbjt durch Patent v. 9. Oft. 1795 
bejonders geregelt. (Vgl. Grünberg, Studien zur öfterr. Agrargeſchichte 1901 ©. 179 ff.) 

Dieje Vorichriften bejtanden bis zum Reichsgeſetz vom 27. Juni 1868, welches bejtimmie, 
daß die Vorſchriften des bürgerlihen Gejetbuches über die Erbfolge auch für die bäuerliche 
Erbfolge künftig Geltung erlangen follten und zwar mar die Geltung diejes Reichsgeſetzes be- 
ftimmt für jene Länder, in welchen bisher Freitheilbarfeit geherrſcht Hatte (Krain, Dalmatien, 
Küftenlande und Oberfärnten), 3 Monate nad) Kundmachung, für die anderen 3 Monate nad 
Erlaß eines Zandedgejeßes. Dieſe Landesgefeße find im Jahre 1868 — bezw. Böhmen 1869 — 
eriolgt und enthielten zwei Beftimmungen: 1. Seder Eigenthümer ift befugt über jeinen Grund- 
bejiß, infofern nicht private Rechtsverhältniffe entgegenftehen, unter Xebenden und auf den 
Todesfall im Ganzen oder in beliebigen Abtheilungen zu verfügen, ohne hiezu die Bemilligung 
der politiihen Behörde zu bejißen. 2. Die Vorſchrift. wonach Bauerngüter vom Beliter per- 
jünli bemwirthichaftet werden müſſen, und die Vorichrift, wonach Niemand mehr als eine 
beitiftete Bauernmirthichaft befiten darf, fomwie die den freien Berfehr mit Grundftüden be- 
Ichränfenden Gejete und Verordnungen find außer Kraft gejegt. Nur in Tirol hatte fich der 
Landtag gemeigert, dies Geleb, das ihm von der Regierung vorgelegt wurde, anzunehmen, 
und war es daher bei den alten Vorſchriften geblieben. 

Eine 1881 vom Aderbauminifterium bei den politiihen Behörden, Gerichten, Landes— 
ausſchüſſen u. |. m. eingeleitete Enquete über die Wirkung der Freitheilbarfeit hatte fein ein- 
heitlihes Ergebniß. Innerhalb dejjelben Kronlandes fommen die mwiderjprechendften Urtheile 
vor, welche jich alle auf Thatjachen ftüßen. (Peyrer, Denkichrift betr. die Erbfolge in landw. 
Gütern, Wien 1884.) Das Reichs-Geſ. vom 1. April 1889, betreffend die Einführung be— 
jonderer Erbtheilungsporichriften für landwirthichaftliche Beſitzungen mittlerer Größe fucht 
dann neues Recht zu Schaffen. Die Geltung diejes Gefeßes tritt ein: a) in Ermangelung 
einer teſtamentariſchen Verfügung bezw. wenn die gejegliche Erbfolge ftatuirt wird; b) bei 
teftamentarifher oder vertragsmäßiger Erbfolge, wenn der Erblafjer jelbft einen gejeglichen 
Erben als Uebernehmer des Hofes bezeichnet Hat. Die Landesgeſetze haben zu beitimmen, 
was al3 Hof mittlerer Größe anzujehen ift, ebenſo iſt ihnen die Beftimmung der Weber- 
nehmer überlajfen; doch find fie dabei an die gefeßliche Erbfolge gebunden und fünnen nur 
den überlebenden Ehegatten unmittelbar nach den Abftämmlingen einreihen. Der Hof fann 
ftet3 nur auf einen Erben übergehen und zwar nebft Zubehör. Sein Werth wird durch Ueber- 
einfommen der Betheiligten, in Ermangelung eines folhen durch das Gericht nach Vornahme 
einer Schäbung durch Sachverſtändige und nad) Einvernahme de3 Gemeindevorftandes nad) 
billigem Ermeffen, daß der Uebernehmer wohl beftehen kann, beftimmt. Die Landesgefek- 
gebung fann an Stelle diejer Feftftellung eine Bemwerthung unter Zugrundelegung eines Biel- 
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fachen des Kataftralreinertrages treten lajjen. Sie kann ferner im Falle gerichtlicher Beſtim— 
mung de3 Uebernahmöpreifes anordnen, daß hiebei zu Gunften de3 Mebernehmers ein Betrag 
bi3 zu einem Drittel des laftenfreien Hofwerthes in Abzug gebracht werde. Endlich fünnen 
die Ränder Beitimmungen treffen, welche Bejchränfungen der Freitheilbarfeit derartiger Höfe 
oder das Berbot der Vereinigung mehrerer jolcher Höfe in einer Hand enthalten. — Tirol, 
Kärnthen und Böhmen Haben ausführende Landesgeſetze beſchloſſen. Das Tiroler Geſetz 
v. 12. Juni 1900, betr. die gejchlofjenen Höfe, verfügt in Bezug auf die Vererbung, daß foldje 
Höfe auch bei gejeglicher Anwartſchaft mehrerer Perfonen nur einer Perjon, dem Anerben, 
zufallen dürfen. Charakteriftifch für die Tendenz des Geſetzes, die Bemwirthihaftung des Hofes 
ficherzuftelfen, ift der Ausschluß von der Uebernahme 3. B. von Perjonen, die einen auffallenden 
Hang zur Verſchwendung betätigen, die durch Beruf verhindert find, den Hof an der Hofitelle 
perjönlich zu bewirthſchaften. Hat der Erblajfer in Betreff des Uebernahmswerthes feine Ver- 
fügung getroffen und fommt feine Vereinbarung zu Stande, jo beitimmt das Geriht den 
Werth, „jo daß der Uebernehmer wohl beitehen kann“. Der gerichtlihen Entſcheidung hat 
eine Schäßung vorauszugehen. „Bei der Echäßung ift auf den Ertragsmwerth angemejjene 
Rüdficht zu nehmen.“ Wenn der Anerbe den Hof innerhalb ſechs Jahren, nahdem er die 
Verfügung darüber erlangt Hat, veräußert, iſt er verpflichtet, jenen Betrag zur Nachtragd- 
abtheilung herauszugeben, um den der erzielte Veräußerungsmwerth den Uebernahmswerth über- 
fteigt. (S. auch unten ©. 51.) Gleichartig das Kärnthner Gef. v. 16. IX. 1903. 

Literatur: Miaskowski, Erbredt und Grundeigenthumsvertheilung Bd. II ©. 132, in3- 
bef. ©. 215ff.; an legterer Stelle vollftändige Zufammenfafjung aller für und gegen das An- 
erbenrecht vorgebradyten Gründe; derj., Art. Anerbenreht im Hdw. d. Stw. 1. Aufl.; Her- 
med, Art. Anerbenreht im How. d. Stw. 2. Aufl. Daſelbſt Meberficht über die Literatur. 
Buchenberger, Agrarpolitit Bd.I S. 476ff.; Verhandl. des V. f. S. 1894, Schr. Bd. LXII; 
die Agrarlonferenz vom 28. Mai bi3 21. uni, Berlin 1894; dazu Sering, Die preußiiche 
Agrarlonferenz im J. f. G. 3. 1894, ©. 943; Brentano, Ueber Anerbenreht und Grund- 
eigenthbum, Berlin 1895; derf., Geſ. Aufläbe, 1899; Fick, Die bäuerlihe Erbfolge im rechts— 
rheinifchen Bayern mit einem Vorwort von Brentano, 1895; Sering, Pie bäuerlie Erb- 
folge im rechtörheinifhen Bayern im J. f. G. 3. 1896; derf., Art. Anerbenreht und Höfe- 
reht im Ergänzungsband I und II des Hdw. f. Stw. und im W. d. V.; Hainiſch, Das 
bäuerlihe Erbrecht in Gefeßgebung und Literatur der jüngſten Zeit, Archiv 1896; Gtein, 
Bauerngut und Hufenrecht, 1882, Schäffle, Inkorporation des Hypothekarkredits, 1883, 
E. 107; die Verhältnijfe in Defterreich ſchildert Peyrer, Denkſchrift betreffend die Erbfolge 
in landwirthichaftliden Gütern, 1884; ferner: Gutachten über die Reform der Erbfolge in 
landwirthichaftlihen Befigungen zu Nr. 872 der Beilagen zu den ſtenographiſchen Protofollen 
des Abgeordnnetenhaufes, 9. Sejjion; Jnama-Sternegg, Zur Reform des Agrarrechts in der 
Zeitichrift für privates und öffentlihes Recht der Gegenwart 1883; Jäger, Die Agrar- 
frage der Gegenwart, 3. Abtheilung 1888, ©.194ff.; Graf Chorinsky in Schr. d. 8. f. ©. 
Bd. LXII. 


7. Theilungsbeſchränkungen im Verkehr unter Lebenden. 


8 13. 1. Das Verbot der Abtrennung, Theilung, von Liegenſchaften durch Rechts— 
geihäfte unter Lebenden kann den Zweck haben, die landwirthichaftlihen Beſitzungen 
in ihrer gegebenen Größe zu erhalten. Es iſt daher die natürliche Folge jener Bin- 
dungen, welche, wie das Fideikommiß oder das bäuerlihe Erbgut, gegebene 
Gutseinheiten bejtinmten Familien dauernd erhalten wollen. Mit diefen Einrichtungen 
it e3 nothwendig verfnüpft. Dagegen fann die gejchloffene Vererbung nad) An— 
erbenrecht auch mit freier Verfügung zu Lebzeiten des Befißer3 verbunden fein. Eine 
Abweihung hiervon beftcht aber da, wo das Syſtem der geſchloſſenen Höfe 
herricht, wie im badiſchen Schwarzwald (Gef. v. 1808) und in Tirol (Gef. n. 
1900), wo durdy gejeßlihe Verfügung die zu einem Hof gehörigen Grundftüde mit 
diefem eine Einheit bilden und aud unter Lebenden nur als Ganzes veräußert 
werden dürfen. Es ijt dies der jog. Beltiftungszwang. Dieſe Beichränfung in 
der Iheilung bejtimmter, al3 Gutseinheiten erfaßter Grüundftüde befteht auch in 
Medlenburg-e Schwerin für die Erbpadjtgüter (j. oben S. 33), in Preußen und 
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Galizien für die Rentengüter (vgl. $ 14). Abtrennungen find bei jolchen ge- 
ichloffenen Höfen nur mit behördlicher Bewilligung zuläffig. Eine abweichende Form 
hat die Untheilbarfeit der Güter in Sachſen (Ge. v. 1843), wo zmei Drittel der 
jeweiligen Gut3einheiten al3 Stammgut betrachtet werden, das untheilbar ıft, während 
ein Drittel frei veräußert werden fann. Hier find aljo nicht geſchloſſene Höfe vor- 
handen, aber jeder Gutsbefiker ift immer in der Freitheilbarfeit jeines Beſitzes be- 
Schränft. Weber die Beurteilung dieſer Beichränfungen vgl. oben $ 7. 


2. Beichränfungen anderer Art find das Beſitzminimum, das PBarzellenminimum 
und das Zerftüdelungsverbot. In allen diefen Fällen läßt man den Berfehr mit 
Srundftüden frei, jeßt aber gewiſſe Minima feſt oder Bedingungen, melde den 
gewerbsmäßigen Handel mit Grundjtüden einjchränfen jollen. 

Unter Belibminimum (Güterichluß) verjteht man eine Gutsgröße, welche als 

dinimalgröße zuläfligen Beſitzes firirt ilt, jo daß eine Theilung unter dieſes Maß 
nicht geftattet it. Man hat als Maßſtab dafür theils eine Minimalflähe (Naſſau im 
Jahr 1839 59 Duadratruthen, Baden 1854 bei Wald und Weide 10 Morgen, bei 
Uder und Wieſe '/, Morgen, Sadhjen-Weimar 1862 ein Ader) oder einen Minimal- 
Grundfteuerreinertrag (Baiern 1834 ein Gulden) angenommen. 

Derartige Beltimmungen finden aber heute wenig Anklang, weil fie fich ſchwer 
den wirthichaftlichen Bedürfnilfen anpaſſen laſſen. Hier und da fommen aber aud) 
noch Vorſchriften vor, welche die Verkleinerung einzelner Grundjtücsparzellen unter 
ein durch landwirthſchaftlich techniiche Gründe beitimmtes Maß unterfagen. Sm Dielen 
Fällen Ipriht man von einem Barzellenminimum. Solde find je nach der Kultur 
(Wald, Wieſen, Weide, Yeder u. |. mw.) verſchieden gegriffen und wo vorhanden (Baden, 
Helfen, Weimar), jo geordnet, daß in befonderen Fällen durch die ftaatlihen Ver— 
waltungsbehörden unter Mitwirkung des Laienelementes Dispen3 ertheilt werden kann. 
Sie find regelmäßig viel Heiner al3 durch die Bedürjniffe einer felbjtändigen auf dem 
Boden murzelnden Wirthichaft bedingt wird. Sie jollen nidht die Erhaltung des 
Bauernitandes, ſondern nur bewirken, „daß nicht im Wege der Theilung, jei e8 im 
Erbwege oder im freihändigen Verkehr ein Grundftüd auf eine ganz unmirthichaftliche 
Größe herabgebracht werde" (Bucenberger). 

Das Zeritüdelungsperbot endlich richtet ſich gegen die Güterichlächterei, D. i. 
gegen den Spefulativen Anfauf von Grund und Boden zum Zweck der Zerſchlagung 
und Veräußerung in Heine Parzellen. Dieje Spekulation gründet fich auf die That- 
lahe, daß kleine Grundftüde regelmäßig von der großen Maſſe kaufluſtiger Kleiner 
Leute überzahlt werden. Solche Güterzerfchlagungen finden in der Regel im Zu— 
lammenhang mit Sreditgewährungen und DBarlehenswucher Statt. Buchenberger 
Ihlägt zu ihrer Befämpfung jene Maßregeln vor, welche in Württemberg ſich bewährt 
haben: Gebot jchriftlicher Yorın der Berträge; Gebot der Vornahme von Güterver— 
lteigerungen im Rathhaus in Gegenwart obrigfeitliher Perjonen; Verbot der Verab— 
reihung von Getränken bei der PVerjteigerung; Verbot der Wiederveräußerung erwor— 
bener Grundftüde in Theilen vor Ablauf einer gemillen Anzahl von Jahren, um durch 
die Nothwendigkeit der Zwiſchenerhaltung und Unficherheit der VBeräußerungsbedin- 
gungen die Spekulanten abzujchreden. So geitattet ein württembergijches Geſetz 
von 1853 den Wiederverfauf von mehr als '/, nicht vor Ablauf von drei Fahren nad 
dem Ermwerbe. Ein bairifches Geſetz von 1852 bejtraft gemerbsmäßig betriebene 
parzellenmweife Veräußerung landwirthſchaftlicher Gutsfomplere. 


In Tirol Hatte das Grundzerftüdelungspatent vom 11. Auguft 1770 die Theilung von 
Bauernhöfen verboten, wenn die getrennten Theile nicht einzeln zur Erhaltung einer Familie 
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ausreihten. Neben diefem Bejigminimum fah es ein Parzellenminimum von 2 Joch, 
2 Tagbau oder 2 Tagmahd vor, unter melches die Theilung auch bei mwalzenden (freien) 
Grundftüden nicht gehen darf. Die Bewilligung ertHeilte die politiiche Behörde. Gegenmärtig 
gilt e3 nur mehr für jene Gebiete, in melden das Grundbuch noch nicht vollendet ift. An 
feine Stelle tritt mit der Grundbuchsanlage das Landesgeſetz v. 12. Juni 1900 über die ge- 
ichlofjenen Höfe. Als folche find alle jene behauften Befitungen behandelt, welche im Steuer- 
fatafter von 1787 als Höfe vorkommen und mindeftens einer „Heinen Familie“ ihren Unterhalt 
duch Tandmwirthichaftlihen Betrieb geftatten. Ferner können auf Antrag des Eigenthümers 
Höfe, die e3 bisher nicht waren, al3 gejchloffene behandelt werden, wenn „der Durchſchnitts— 
ertrag zur angemefjenen Erhaltung einer Familie von mindeftens fünf Köpfen ausreicht, ohne 
das Vierfache eines folhen Ertrags zu überſchreiten“. Die fünflöpfige Familie iſt nunmehr 
das Normalmaß. Solange dieſes nicht unterboten wird und erhebliche mwirthichaftliche oder 
landestulturelle Bedenken nicht entgegenftehen, fann die Bewilligung zur Theilung gemährt 
werden. Ebenfo ohne Rüdjiht auf die Größe des verbleibenden Theiles bei Bauland, Ver— 
wendung von Land für gewerbliche oder im öffentlichen Antereffe gelegene Zwecke. Für die 
Bewilligung ift das Urtheil von Hofbehörden enticheidend, welche aus dem Kreife der Landleute 
mit politiihen Beamten als Borjikenden zuſammengeſetzt find. Für die mwalzenden Grund- 
ftüde ift die Theilung in der Regel nicht beſchränkt. Doch kann fie aus landezkulturellen Gründen 
vermeigert werden, „namentlih wenn ®rundftüde von fulturwidrig kleinem Ausmaß“ ent- 
ftehen würden. Borarlberg Hat duch Gef. v. 1. März 1900 das PBarzellenminimum in der 
Weiſe eingeführt, daß die Theilung von Parzellen, die im Grundfteuerfatafter unter befonderer 
Nummer vorfommen, von der Zuftimmung des Gemeindeausfchufles, in zweiter Inſtanz des 
Landesausſchuſſes abhängig gemacht find. 

An Hannover regte 1906 die Landwirthichaftsfammer wegen zunehmender Güterzer- 
trümmerung ein Gejeß an, wonach derjenige, der ein land- oder padhtwirthichaftlich benutztes, 
zu einheitlihem Betrieb beftimmtes Grundftüd von über 2 ha innerhalb 5 Kahren nach dem 
Erwerbe veräußern will, dazu der Genchmigung bedarf. 

Ueber die Ueberſchätzung de: Grundftüde namentlich im Verkauf von Heinen Parzellen und 
über die Güterfd-iächterei vgl. Miaskowski, Erbredt und Grundeigenthumsvertheilung Bd. I 
©. 132; Budyenberger Bd. I ©. 517; derjelbe, Grundzüge ©.60 ff.; Brentano, Agrare 
politif ©. 92; Sering, Innere Kolonifation ©. 48; Verhandl. des 2. f. ©. 1888, Schriften 
Bd. XXXVII ©. 16 ff, 56 ff. 


8. Rentengüter und innere Kolonijation. 


s14. 1. Rentengüter find Grundftüde, welche dem Erwerber ftatt gegen Zahlung 
des Kauſpreiſes gegen Zahlung einer feiten Geldrente oder Körnerrente überwieſen 
werden. Geit der Ablöjung aller Reallaften war die Erneuerung folcher Verträge nur 
in bejtränfter Weile zugelaſſen. Es durften nur Geldrenten ausbedungen werden 
und auch diefe mußten ablösbar fein. In neuerer Zeit ift man in Preußen wieder 
dazu übergegangen, die Bildung von Nentengütern zugulaffen unter Firirung einer 
Geld- oder Kömerrente, deren Ablösbarkeit von der Zuftimmung beider Theile abhängt. 
Man verfolgt damit den Zweck, weniger bemittelten Berfonen die Möglichkeit zu geben, 
unter Vermeidung der Kapitalsverichuldung Grundeigenthum ohne oder gegen An— 
zahlung zu erwerben und wollte dadurd) zugleich die Handhabe bieten, um den Bauern> 
Itand der neugegründeten Stellen vor den Einflüffen des freien Grundbeſitzverkehrs 
iher zu Stellen (Sering). Das Letztere gefchieht dadurch, daß der Erwerber des 
Rentengutes vertragsmäßig in der Verfügung dahin befchränkt werden kann, daß bie 
Zuläfligfeit einer Zertheilung eines Grundftüd3 oder der Abveräußerung von Theilen 
davon von der Zuftimmung des Nentenberechtigten abhängen fol. Auch an Ber- 
ſchuldungsbeſchränkungen ijt in Verbindung mit den Rentengütern gedacht worden, ohne 
daß aber irgendwo ein praftiicher Verſuch in diefer Richtung gemacht worden wäre. 
2. Die Einführung der Rentengüter erfolgte in Preußen zum Zwecke ber inneren 
Kolontjation, d.h. e3 follte mit Hilfe diefer Einrichtung die Anfiedelung von mittleren 
und Heimen Orumdbefigern in den Gegenden, wo große Landgüter die Entwidlung 
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des Tändlihen Mittelftandes gehemmt haben, erleichtert werden. Die Gründe für diefe 
Abfichten liegen in der ungünftigen Befigvertheilung im Dften Preußens, in der daraus 
herborgehenden Minderung der Bevölkerung, die zulegt zu einer Gefährdung auch der 
Wirthichaft auf den großen Gütern wird, welche an Arbeitermangel leiden (vgl. unten 
8 19). Die planmäßige Befiedelung, melde im Wejen der Kolonijation Tiegt, febt 
natürlih die Verfügung über geeignete Gebietstheile und über eine zur Anfiedlung 
bereite und taugliche bäuerliche Bevölkerung voraus. Die erjteren find entweder aus 
dem ftaatlichen Befi an Boden oder aus den zur Veräußerung kommenden großen 
Sütern bezw. Theilen von großen Gütern in genügendem Maß zu gewinnen, und auch 
an einer zur Anliedlung geneigten Bevölkerung, namentlid aus dem dichter befiedelten 
Weiten Deutjchlands, fehlt es nicht. Die Durchführung der Beſiedlung ruft aber eine 
große Reihe von ſchwierigen finanziellen und adminiftrativen Aufgaben hervor. Die 
Ermwerbung des Bodens muß leiht gemacht und doch eine Beſitzverſchuldung, welche 
die Gefahr der Kündigung der Schuld und der erefutiven Veräußerung in fich fchließt, 
vermieden merden; der Anfieofer muß Baufapital für Wohnung und Wirthichafts- 
gebäude haben; er muß wenigſtens mährend des eriten Jahres feinen Lebensbedarf 
aus eigenen Mitteln deden fünnen; es muß das ganze zur Befiedlung fommende 
Gebiet vermefjen werden; Straßen» und Wegegründe müſſen ausgeichieden werden, 
ebenjo der Boden für die Gemeinde-, Kirchen- und Schulbauten; die finanzielle Be- 
theiligung der Anfiedler daran iſt feitzuftellen; es muß ein Gemeindeverband gebildet 
und die Anlage der Gemeinde nad) dem Orts- oder Hofſyſtem entichieden und vor— 
bereitet werden; bei der PVertheilung der größeren Gutögebiete in Fleinere bäuerliche 
Stellen iſt auf geeignete Größenverhältnilje unter Berüdfichtigung der Bodenqualität, 
des Klimas, der Kulturarten und der zu erwartenden Kapitalsfraft der fünftigen Be- 
liter zu achten und die Möglichkeit zu wahren, daß innerhalb der nämlichen Ge— 
marfung mittlere und Heinere Bauernnahrungen ſowohl wie auc) Arbeiteritellen möglid) 
werden. Dies Alles kann bei der inneren Kolonifation nicht wie bei einer eriten 
Landnahme dem Zufall und dem Belieben der erſten Befiedler überlalfen werden, e3 
fordert vielmehr eine ſehr jtarfe Theilnahme des Staates, der nothmendigermeile die 
Führung der ganzen Kolonifation behalten muß und, menn er fie fördern mwill, ſich 
nicht blos auf adminiftrative Erledigungen befchränfen darf; vielmehr wird ſowohl die 
Drganijation der finanziellen Frage wie die thätige Unterſtützung im Wirthichafts- 
betrieb, die Fürſorge bei eventuellen Unglüdsfällen (Viehiterben, Ueberſchwemmungen, 
Hagelichlag u. |. wm.) nothwendig fein. In Preußen find diefe Aufgaben durch Ver- 
mittlung der NRentenbanfen und der Generalfommillionen ausgeführt worden. 

3. Die Rentenbanfen find ftaatlihe Smititute, welche in Preußen zuerjt 1850 
zur Ablöfung der NReallaften eingerichtet worden find. Sie wurden 1891 auch zur 
Förderung der Errichtung von Rentengütern nutzbar gemacht, indem fie fich zwiſchen 
Stoßgrundbeliger und den Erwerber von Rentengütern vermittelnd einjchieben. Sie 
genügen dem Bedürfniß des Eriteren, für feinen veräußerten Grund den Kaufpreis 
zur Verfügung zu erhalten, indem fie ihm im Betrag deijelben Nentenbriefe geben, 
welche unter Garantie des Staates und dadurch zum vollen Werth ausgegeben werden. 
Der verpflichtete Nentengutsbejißer aber zahlt dafür an die NRentenbanf eine jährliche 
Rente, welche mit den Staatsſteuern erhoben wird und außer der PVerzinfung des 
Kapital3 gleichzeitig die Amortifationsquote in ſich ſchließt. Die Nentenbanfrenten 
haben das Borrecht der Staatöfteuern bei Zwangsvollſtreckungen, gehen allen Hypothefar- 
forderungen voraus und find im Verwaltungszmangsverfahren ohne Weiteres einziehbar. 
Für die Errihtung von nothwendigen Wohn- und Wirthichaftsgebäuden gemährt die 
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Rentenbank Darlehen in NRentenbriefen. Die Zahlung der Rente kann dem Beliber 
für da3 erfte Jahr nachgelafjen werden und es wird dann die Summe dem Kapital 
zugeichlagen. Die Vermittlung der Rentenbank wird aber nur dort zugejtanden, wo 
die Nente nach dem Willen eines der beiden Theile ablösbar iſt. Sie ift ferner nicht 
eine Pflicht, fondern eine Befugniß des Staates. Ob davon Gebraud) gemacht werden 
fol, hängt von dem Ergebniß der Prüfung ab, welche die enticheidenden Berwaltungs- 
behörden vorzunehmen haben. Dieſe find die Generallommijjionen, jene Be— 
hörden, welche 1817 zur Regulirung der gut3herrlich-bäuerlichen Berhältnifje in’3 Leben 
gerufen und feither mit zahlreichen landeskulturtechniichen Aufgaben betraut worden 
waren. Gie prüfen, ob das Gut nad) Bodenbeichaffenheit, örtlicher Yage, Ausdehnung 
der Kulturflächen, nad) Verfehrs- und Abfagverhältniffen zur Zerlegung in ländliche 
Stellen geeignet ift. Sie bejorgen fodann die Bermefjung, Abgrenzung und Kartirung 
der Nentengüter. Ste vermitteln die Verhandlung zwilhen Käufern und Berfäufern, 
prüfen, ob die Anmärter ausreichende Betriebsmittel beſitzen, namentlid) das noth- 
wendige Feld» und Viehinventar, ob die perfönlichen Bedingungen für eine gedeihliche 
rwirthichaftliche Entmwidlung vorhanden find. Sie forgen jodann für meitere Schritte 
zur nothwendigen rechtlichen Feitlegung aller Beziehungen, für die Regelung der Ge— 
meindeverhältnifje und behalten dauernd einen gewiſſen VBermaltungseinfluß auf die 
Anfiedelungen: fo forgen fie für billige Heritellung und Verfiherung von Gebäuden; 
e3 it ihnen zur Aufgabe gemadjt, im Bedarfsfall vor der Eintheilung der Güter die 
Ent- und Bewäſſerung zu regeln, die Bildung von Konfuimvereinen, Genofjenichaften, 
Viehverficherungsverbänden und dergleichen zu ordnen; jie erleichtern die Beſchaffung 
von Inventar, von Gaatfrücdten. 

4. Diefe jtaatlihen Dienjte werden aber nicht ohne Verbindlichkeiten ſeitens der 
Rentengutsbejiger gerährt. Solange die Rente läuft, kann das NRentengut ohne 
Genehmigung der Benerallommillion niht zertheilt und e3 fann nichts davon 
veräußert werden. Auch die Aufhebung der mwirthichaftlichen Selbſtändigkeit, 3. B. 
Einverleibung des Gutes in einen größeren Kompler, it von der Genehmigung der 
Generallommillion abhängig. Werner macht diefelbe darüber, daß der Cchuldner, 
welcher ein Darlehen für Bauzmede aufgenommen Hat, die Baulichkeiten in gutem 
Zuftand erhalte; ſonſt hat fie das Necht, daS Darlehen zur Kündigung zu bringen. 

Eine Kapitalstilgung der Rente kann während der erjten zehn Jahre nach Be— 
gründung des NRentengutes nur mit Zuftimmung der Generalfommiffion vorgenommen 
werden, darf jedoch nur dann verweigert werden, wenn die mirthichaftliche Selb— 
ltändigfeit des Nentengutes dadurch gefährdet wird. Geit dem Jahr 1896 endlich ift 
für die Nentengüter, welche durch Vermittlung des Staates entitanden find, dad An— 
erbenredht eingeführt, wodurch nicht nur die Sicherung dauernder wirthichaftlicher 
Leiftungsfähigfeit des jemeiligen Beſitzers angeftrebt wird, indem der Anerbe ein 
Drittel des reinen Nachlaffes als Voraus erhält, fondern auch bewirkt wird, daß 
der Eigenthümer ohne Genehmigung der Generallommiffion weder durch Verfügung 
unter Zebenden noch von Todes wegen die Bertheilung de3 Anerbengutes oder die 
Veräußerung von Theilen deſſelben vornehmen darf und aud die Veräußerung im 
Ganzen an andere Perfonen, al3 gewiſſe nähere Verwandte, an die Zuftimmung der 
Senerallommiffion gebunden if. Im Ießteren Fall darf fie allerdings nur vermehrt 
werden, wenn dadurch die mirthichaftlihe Selbftändigfeit gefährdet erfcheint. 

5. Verſchieden von den Generalfommiffionen ift die Anfiedlungstommiffion, 
eine 1886 eingeſetzte Behörde, deren Thätigfeit fi auf die Provinzen Weftpreußen 
und Poſen erftredt, um hier durch Anfiedlung von Bauern deutſcher Nationalität 
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eine Befiedlung mit fozialen und nationalen Zwecken vorzunehmen. Während die 
Seneralfommilfionen, 9 an der Zahl, im ganzen preußiichen Staate, aljo aud) in Weit- 
preußen und Poſen wirken, aber nur vermittelnd und verwaltend thätig find, hat 
die Anfiedlungsfommiffion in dieſen beiden Provinzen die Aufgabe, als Käufer von 
Gütern aufzutreten, zu welchem Zwecke ihr erhebliche Kredite zur Verfügung geitellt 
find. Die Anfiedlungsfommilfion kann die Güter in Eigenthum oder Pacht übertragen, 
die Generalfommiffionen nur in Eigenthum. 

Die praftiichen Erfolge dieſer beiden Kolontfationsunternehmungen find die fol- 
genden. Ende 1904 beitanden 10299 NRentengüter in einer Ausdehnung von 
117 791 ha, hiervon waren unter 2!/, ha 805, von 21/,—5 ha 1926, zwijchen 5 bis 
7!/, ha 1850, zwiſchen 7/,—10 ha 1424, von 10—25 ha 3353, über 25 ha 941. — 
Gegenwärtig dürften jchon 12000 Rentengüter beftehen. — Die Anfiedlungsfommilfion 
hatte bis Ende 1903 631 Liegenschaften im Ausmaß von 228553 ha angefauft, davon 
waren 116082 ha befiedelt mit 7539 Familien, deren GSeelenzahl auf 50000 ge— 
ſchätzt wird. 

Gegenwärtig wird im Dften Preußens das Anſiedlungswerk nicht nur durch die 
Anfiedlungstommilfion, Sondern namentlih im Intereſſe der Schaffung von Arbeiter- 
telen durch Private und öffentlihe Verbände gefördert. Der Gedanke der inneren 
Kolonilation und die Idee des Nentengutes find in neuerer Zeit auch von anderen 
Staaten übernommen worden. Oeſterreich, Ungarn, England, Dänemark mweilen Be- 
trebungen auf, auf dem Wege der Unterftüßung durch die öffentliche Verwaltung die 
Bildung von Bauerngütern (oder Landarbeiteritellen in Dänemark und auch in Eng- 
land) zu erleichtern. In der englischen Gejeßgebung iſt dabei al3 ein neuer Zug 
hervorzuheben das den Behörden durch ein Geſetz von 1907 verliehene Recht, ge- 
gebenenfall3 eine zmwangsmeije Erwerbung von Boden vorzunehmen, ein Recht, 
da3 in jüngfter Zeit auch in Preußen den Behörden eingeräumt worden iſt, jomeit 
die Thätigfeit der Anſiedlungskommiſſion in Betracht fommt. 

Die innere Kolonifation ift in Preußen, nachdem fie vorübergehend anfangs der fieb- 
ziger Jahre in Folge ftarfer Ausmanderungen aus dem Dften auf den ftaatlihen Domänen ver- 
judht worden war, wieder aufgenommen worden auf Grund des Gef. vom 20. April 1886, wo— 
mit der Staatsregierung ein Fonds von 100 Millionen Marf zur Förderung deuticher Anfied- 
lungen in ®eftpreußen und Poſen zur Verfügung geftellt wurde. Es jollten Güter gefauft 
und in mittlere und Heinere Bauernitellen zerichlagen werden, welche jodann nicht nur gegen 
Kapital, fondern auch gegen eine jährlich zu entrichtende feſte Rente veräußert werden follten. 
1898 wurde der Fonds auf 200, 1902 auf 350 Mill. Marf erhöht. Das Gef. vom 27. Mai 1890 
läßt die Errihtung von Rentengütern durch Private in der ganzen Monardjie zu und gründet 
fie auf die freie Vertragsichliegung des Verkäufers und Käufers unter Feftlegung allgemeiner 
Normativbeftimmungen. Darin die bedenkliche Beftimmung, daß die Ablöfung der Rente von 
der Zuftimmung beider Theile abhängig gemadt und Dienftleiftungen al3 Renten ver- 
einbart werden können. Das Gef. v. 7. Zuli 1891 ftellt der privaten Rentengut3errichtung Die 
Dienfte der Rentenbanken zur Berfügung (für die Ablöfung der Nente), nah Gef. vom 
12. Juli 1900 fönnen Rentenbanfen für die Rentengutsbildung furzfriftige Kredite aus ihrem 
Nejervefonds gewähren. Das Gef. vom 8. Juni 1896 regelt die Anwendung de3 Anerben- 
rechts auf die Rentengüter. 

Nah Sering, Innere Kolonijation, find die volfswirthichaftlihen und fozialen Wirkungen 
der Koloniſation außerordentlich günftig. Die Bevölferungs- und Wohlftandsverhältniffe feien von 
Grund aus geändert worden. Die Bevölkerung habe fich vermehrt und der Wohlſtand fei geftiegen. 
Die Neftgüter der großen Grundbejißer haben durch Verkleinerung an Sntenfität des Betriebes 
und Größe des Ertrages gewonnen (a. a. O. ©.194 ff.). Er fürchtet aber doch, daß die Ver— 
ſchuldung der Befiber zu groß merde, und daß ohne ftarfe finanzielle Betheiligung des Staates 
für die Austattung der neuen Anfiedlungen mit öffentlihen Ländereien, Wegen, Schulen, 
Kirchen u. ſ. w, ſowie ohne Figirung einer Schuldgrenze die Reform feinen dauernden 
Erfolg haben werde. (Art. Kolonifation im Hdm. d. Stw.) — Eine den preußifchen Gefeßen 
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analoge Verordnung in Medlenburg-Schmwerin vd. 24. V. 1893 Hat feinen Erfolg gehabt. 
Hohe Bodenpreije Hinderten die Anfiedlung. Ein Landesgefeß für Galizien v. 17. II. 1906 
fteht dafelbft die Errichtung von Rentengütern vor. Sole Güter müflen menigftens 3, aber 
niht mehr als 60 ha haben und einen Kataftralreinertrag von mwenigftens 50 und höchſtens 
1000 8. aufweijen. Der Rentengutsmwerber muß praftiiher Landwirt und zum Betriebe be- 
fähigt fein. Den Rentengutscharatter erhält ein ſolches Gut dadurd), daß zu jeiner Erhaltung 
oder Schaffung vom Lande ein durch eine jährlihe Rente amortifirbares Tarlehen bis zu 3/4 
des Schätzungswerthes des Gutes gewährt wird. Die Verwaltung liegt in den Händen einer 
Kommijlion, die unter Kontrolle des Landesausſchuſſes fteht. Das Darlehen ift jeitens des 
Nchmer3 während der erften 10 Jahre nur ausnahmsmeije kündbar, die Kommiljion kann 
tünden, wenn der Eigenthümer feiner Verpflichtung im Bezug auf Rentenzahlung, ordentliche 
Berwirthichaftung und Snftandhaltung des Gutes in grober Weiſe vernachlälligt oder wenn 
da3 Gut auf einen nicht befähigten Eigenthümer übergeht. Solange das Darlehen aushaftet, 
find Abtrennnngen vom NRentengut nur mit Genehmigung der Kommilfion zuläflig. — In 
Ungarn dient ein Gejeß vom Jahre 1894 der inneren Kolonijation, das aber infolge der ge— 
ringen dadurch zur Verfügung geftellten Mittel (3 Mill. Gulden) feine Erfolge erzielte. Vgl. 
darüber Fellner, Syſtem der Rentengüter, 1905, der auch da3 preußiihe Syſtem ſchildert. 

Sn England und Dänemark hat man Xrbeiterrentengüter gejchaffen. Sn England 
beſtimmen die Allotments Acts von 1887 und 1890, daß die Lofalbehörde, wenn ein Berlangen 
nad) Zandparzellen vorhanden tft, jolhe zu mäßigen Renten an LRandarbeiter verpadten foll. 
Da3 Perlangen wird dadurd) bekundet, daß eine gemwilfe Anzahl von GSteuerzahlern den 
Wunſch ausſpricht, daß ihnen Allotments3 gewährt werden. Die Behörde kauft oder pachtet, 
eventuell im Zwangsmwege, Land und verpadhtet es an die Arbeiter weiter. Die jtarfe Zu- 
nahme ber Barzellenbetriebe wird darauf zurüdgeführt, obwohl die Behörden felbjt nicht häu— 
fig einzugreifen hatten. Aber wahrjcheinlich ift die freie Berpadhtung dadurch gefördert morden, 
da die Grundbeſitzer mußten, daß jonjt die Behörden eingreifen würden. — Ganz erfolglos 
blicb der Small Agricultural Holdings Act von 1892, dur) melden man Kleinbauerngüter 
Ichaffen mollte, welche eine Familie voll ernähren und befchäftigen fönnten. Der Grafichafts- 
rath foll verpflichtet fein, folhe Büter bei Nachfrage zu bilden, der Staat ſchießt die zum 
Landlauf nöthigen Mittel zu niedrigem Zinsfuß vor. ?/, des Kaufpreifes zahlt der Käufer 
baar, von dem Reſt kann !/, gegen ewige Jahresrente aushaften, die anderen °/, find durd) 
Amortilationsrenten in 50 Sahren zu tilgen. Eventuell können ſolche Güter auch verpachtet 
werden. Bon 1892 bis 1906 wurden nur 790 acres zum med der Bildung von fleinen 
Gütern erworben. An dieſem Mißerfolg mar aber nicht mangelnde Nachfrage nad) Klein- 
gütern, jondern die Art der Ausführung des Gejeßes ſchuld. Durch die Small Holdings and 
Allotments Act von 1907 wurde bem Landwirthichaftsininifterium das Recht gegeben, durd) 
eigene Beamte die bisher dem Grafſchaftsrath überwiefenen Agenden auszuführen, wenn dieſer 
verjagen jollte. Da fih Schwierigkeiten ergeben hatten, Land zu erhalten, find nunmehr die 
Behörden ermächtigt, zwangsweiſe Land zu kaufen oder abzupadten. Vgl. oben ©. 36. 
Ferner haben die Behörden nunmehr das Recht, Genofjenfchaften zu unterftüßen oder ins 
Leben zu rufen, wenn fie die Bildung Eleiner Güter bezwecken oder den Erwerb und die 
Wirthichaft Feiner Betriebe fördern wollen. Die Behörde kann durch Bürgſchaft für einen 
Kredit, durch Vermittlung, endli durch Zwang ſolchen Genofjenfchaften die Erwerbung von 
Boden erleihtern. (Levy, Landmwirthichaftl. Großbetrieb in England, 1904, ©. 149 ff.; derſ. 
Die jozial-rechtliche Regelung de3 ländlichen Grundbefikes in England, Archiv, 26. Bd., ©. 144 ff.) 

In Dänemark febte der Staat dur Gef. v. 24. März 1899 durdy fünf Jahre jährlid) 
ein Kapital von 2 Mill. Kronen (bei einer Bevölferung von 2!/, Mill. Seelen!) aus, um 
Yandarbeitern, welche ein unbebautes Stüd Land zwifchen 2—8 Tonnen (eine Tonne — 0.55 ha) 
zu erwerben und mit notwendigen Bauten zu verſehen wünſchen, Staatsdarlehen bis zu Pro 
de3 Beleihungsmwerthes zu gewähren. Das Darlehen ift mit 3%, zu verzinfen. Der Dar- 
lehenswerber muß ein Vermögen von ?/,o des Beleihungswerthes nachweifen. Die eine Hälfte 
des Darlehens ift mit 19%, zu amortifiren, unterdeffen bleibt die andere Hälfte ftehen. Sit 
jene amortijirt, kommt dieſe mit */,%/, Amortifation an die Reihe. Die Güter find untheilbar. 
Tiejes Geſetz joll fehr erfolgreich geweſen jein. 
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1. Die Intereifenvertreiungen. 


815. 1. Die Vertretung der landwirthſchaftlichen Berufsintereffen ift Heutzutage 
faft in allen Staaten organijirt. E3 find Körperjchaften unter ftaatlihem Einfluß ge- 
bildet worden, innerhalb welcher das ganze große Gebiet der gejellihaftlichen Berufs- 
intereffen von den Berufsgenojjen in der Form von Erörterungen, Begutachtungen, 
Entſchließungen an die Staatsregierung oder gejebgebenden Körperſchaften, in perio- 
diſchen Veröffentlichungen und auch in eigenen VBerwaltungsmaßnahmen gepflegt wird. 
Entitanden find diefe Körperjchaften aus der Thätigfeit freier landwirthſchaſtlicher 
Bereine. Solche find feit der Mitte des vorigen Sahrhunderts in immer mwachjender 
Zahl in’3 Leben gerufen worden. Zunächſt waren fie auf die Erörterung technifcher 
Fragen der Landwirthichaft und auf die Pflege guter techniſcher Methoden unter 
ihren Mitgliedern beichränft. Fe mehr fie an Zahl und Mitgliedern mwuchjen, deſto 
mehr jtieg ihre Bedeutung al3 eine Organijation, durch welche man in zmedmäßigiter 
Weile mit der großen Menge der Landmwirthe in Verbindung treten konnte, und fie 
wurden daher von den Regierungen benubt, um Maßnahmen der Landwirthichafts- 
pflege geeignete Verbreitung zu verichaffen und um Sich über die Bedürfniſſe und 
Wünſche der Bevölkerung informiren zu fönnen. Aus diejer Halboffiziellen Thätigfeit 
der privaten Vereine erwuchs dann das Beltreben, fie in eine feitere Verbindung mit 
der Staatlichen Verwaltung zu bringen. 

2. Unter dem Namen von Xandesöfonomiefollegien, Yandwirthichaftsräthen, Land— 
wirthihaftsfammern find Körperichaften aus Landmwirthichaftsfundigen zufammen- 
gefeßt worden, welche entweder von der Regierung ernannt oder von den Landwirthen 
gemählt oder theils ernannt theil3 gewählt find. Je mehr die gewählten Vertreter 
überiiegen, dejto mehr nehmen fie den Charakter reiner Intereſſenvertretungen an. 
Ihre Befugniſſe können verichieden abgegrenzt fein; zum Theil haben fie fein Recht 
der Initiative, ſondern nur das Recht, über die von der Negierung ihnen vorgelegten 
Gegenſtände ihre Meinungen abzugeben; zum Theil jteht ihnen das Recht zu, jelb- 
tändig Gegenftände in Verhandlung zu nehmen und Anträge zu jtellen, mitunter 
haben fie jih nur mit den Maßnahmen der Staatlichen Verwaltung, mandymal aud) 
mit der Frage der Geſetzgebung zu befallen; ihre Competenz erfaßt meiſt nur den engeren 
Bereich der ausichließlich und direkt die Landwirthichaft betreffenden Staatlichen Maß— 
nahmen, bisweilen aber auch folche Gegenstände, welche der allgemeinen Wirthſchaftspolitik 
angehören und nur imdireft auf die Landwirthichaft einwirfen wie Währungsfrage, 
Auswanderungsfrage u. dgl. 

3. In einer Zeit lebhafterer VBerfehrsentwidlung und gefteigerter Thätigfeit der 
öffentlihen Körperfchaften entjteht natürlich in den Kreifen der dem gleichen Beruf 
Angehörigen das Bedürfniß ſich zu ocganiſiren, um mit größerem Nachdruck die Snter- 
ejjen des eigenen Berufs vor der Deffentlichfeit zu vertreten und die Aufmerfjam- 
feit der Geſetzgebung und Verwaltung auf die eigenen Bedürfniffe zu lenken, 
und es bilden die zahlreichen Vereins- und VBerbandsbildungen der Landwirthe in 
unjerer Beit nur einen befonderen Fall einer ganz allgemeim auf Aſſoziationen und 
genojjenichaftliche Berufsvertretungen gerichteten Thätigfeit. Charafteriftiich aber ift, 
daß dieſe landwirthfchaftliche Vereinsbildung viel einheitlicher und umfalfender ift und 
viel früher zu einem Anfchluß an die ftaatliche Verwaltung gelangte, als dies bei der 
‚sntereffenvertretung von Handel und Gewerbe der Fall iſt. Es iſt dies zmweifellos in 
der größeren Einheit der Tandwirthichaftlichen Betriebs- und Produftionsverhältniffe, 
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in der geringeren Konkurrenz der einzelnen Landwirthe unter einander, die für jede 
der Produftionsmöglichkeiten feſte und meilt fehr enge Grenzen haben, begründet. Es 
wirft ferner ein, daß die Dorfgemeinichaft an ſich einen viel engeren Berband und 
mit ihm ein Gefühl genoffenfchaftliher Zugehörigkeit hervorruft, als dies für Handels— 
und Gewerbetreibende in der ftädtiihen Gemeinihaft der Fall it. Aus diefen 
Gründen ift auch ein gut organifirtes Tandwirthichaftliches Vereinsweſen für die jtaat- 
liche Verwaltung von großem Werth; namentlid) dann, wenn es auc) die große Menge 
der mittleren und fleineren Beliger umſchließt, auf melde im Wege der Bereins- 
thätigfeit durch Belehrung und Ermunterung wie durch direfte materielle Unterjtügung 
(Samenvertheilung, Prämiirung, Subventionirung in Nothfällen u. dgl.) in der ficheriten 
Weile eingemwirkt werden kann. Die auf diejer-Örundlage geichaffene offizielle Inter— 
eflenvertretung wird aus gleihem Grund ein ziemlich) vollfommener Ausdrud der 
Wünſche und Bedürfniffe der Landwirthe fein, wenn 1. die Bertretung aus freier 
Wahl hervorgegangen ijt und 2. für dieſe Wahlthätigfeit ein geeigneter Unterbau in 
einem bie Gejammtheit der Landwirthe in rihtigem Verhältniß umfaljenden Vereins— 
weſen gegeben ift. 

Die Zahl der landwirthſchaftlichen Vereine iſt in Deutfhland und in Defterreidh 
nicht gering und auch die Betheiligung der Landwirthe daran iſt eine ſtarke. Doc Haben 
fie al3 Qereine, die auf Fyreimilligfeit beruhen, manche Mängel. Gehr zahlreich find aber in 
beiden Staaten bereit3 die Anfäße zu einem felteren Aufbau der Berufsvertretungen. So 
find in allen deutichen Staaten berathende Organe der oberiten Regierungsbehörden aus den 
Kreifen der Landwirthe und zwar in der Regel dur) Wahl in den landwirthichaftlichen Vereinen, 
nur zum Theil durch Ernennung gebildet worden: das Landesökonomiekollegium in Preußen, das 
Generallomitce des landwirthichaftlihden Vereins in Bayern, der Landeskulturrath in Sachſen, 
der LZandwirthichaftsrath in Baden und Elfaß-Lothringen, die Zentralitelle des landwirtichaft- 
lihen Vereins in Württemberg und der deutjhe Landmwirthichaftsrath als Gejammtvertretung 
der deutichen landwirthſchaftlichen Zentralvereine im ganzen Reich. Die Leitung diejer Kor- 
porationen wird theils durch die Wahl der Mitglieder, zum Theil durch das Statut dahın 
beitimmt, daß fie einem oberiten Staatsbeamten zufteht. Sie pflegen fich jährlich wenigſtens 
einmal zu verfammeln, entweder auf Grund einer Einberufung durch die Regierung oder auch 
des Präjidiums. Ihre Verhandlungen erſtrecken fich auf die ihnen von den Regierungen unter- 
breiteten Vorlagen ſowie auf die aus der Mitte der Körperfchaft hervorgegangenen Anträge. 
Ihren Verhandlungen und Beichlüflen können regelmäßig Vertreter der Regierung beiwohnen, 
lie haben für diefe aber nur einen informativen Charakter. Die Mitgliedjchaft gilt als Ehren- 
amt. E3 werden höchſtens Neifeloften und während der Dauer der Tagung Taggelder für die 
an den Verhandlungen theilnehmenden Mitglieder bemilligt. Die Mängel diejer Organijation 
ind: Zufälligfeit der Zufammenfeßung, daher geringere Autorität ihrer Beſchlüſſe; Abhängig- 
feit der Vereine, aus welchen die Mitglieder gewählt werden, von der Regierung, da dieje 
Vereine meilt über geringe eigene Geldmittel verfügen und auf Subventionen der Regierung 
angemwicjen jind; daher geringerer Einfluß einer foldhen Snterejjenvertretung, al3 einer freien, 
von jämmtlihen Berufsgenojien gemählten zuläme. Es war daher fchon feit längerer Zeit 
nad einer Vertretung gedrängt worden, wie fie Handel und Gemerbe in ihren Kanımern finden. 
Und am 30. Juni 1894 fam denn aud in Preußen ein Gefeg über die Errichtung von Land- 
wirthHihajtstammern zu Stande. Ihr Zmed foll die forporative Organifation des land- 
wirthichaftlichen Berufes fein. E3 fteht ihnen die Aufgabe der Intereſſenvertretung zu ſowohl 
durch die Abgabe von Gutachten über die von der Regierung bezeichneten Gegenftände mie durd) 
IJnitiativanträge. Cie follen ferner an Etelle der landwirthichaftlihen Zentralvereine den 
techniſchen Fortſchritt der Landwirthſchaft in jeder Richtung fördern. Sie ſollen auch genoſſen— 
ſchaftliche Aufgaben, insbeſondere auf dem Gebiet des Kreditweſens durchführen und es wird 
ihnen eine Betheiligung an der Verwaltung der Produktenbörſen und der Märkte eingeräumt. 
Die erſte Wahl der Kammermitglieder erfolgt durch die Streistage, dann kann die Kammer 
jelbit ſich für ein anderes Wahlverfahren entſcheiden, das jedoch indireft und nach dem Grund— 
ſteuerreinertrag abgeſtuft ſein muß. Wählbar ſind Landwirthe, deren Grundfläche einen ge— 
wiſſen Minimalgrundſteuerreinertrag aufweiſt — zwiſchen 60 Mark in Pommern und 150 Mark 
in Schleswig-Holſtein — und außerdem einige beſondere Gruppen von Perſonen: Beamte der 
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Iandwirthfchaftlihen Vereine, Kreditinftitute, Genojjenihaften u. dgl. Die Mitglieder der 
Kammer werden auf jech3 Jahre gewählt. Alle drei Jahre ſcheiden die Vertreter der Hälfte der 
Mahlbezirfe aus. Die Kammer kann Ausſchüſſe für einzelne Aufgaben bilden und diefe Aus- 
ſchüſſe fönnen beliebig Mitglieder fooptiren. Es fteht daher nichts im Wege, daß alle Kreis- 
und Hauptvereine in Ausſchüſſe der Kammer umgebildet werden fünnen, modurd ein reich— 
verzmweigtes Neb von Unterverbänden für die Wirkjamfeit der Kammern gejchaffen würde. Die 
Koften der Kammer merden auf die betheiligten Landwirthe nach Maßgabe des Grundfteuer- 
reinertrage3 vertheilt und mie öffentliche Laſten eingetrieben. Zur Bildung der Kammer ift 
die Zuftimmung der Provinziallandtage nothwendig. Dieſe ift in Hannover, Weſtfalen und 
der Rheinprovinz verjagt worden. 

Sn Defterreich Hatten 1898 die Landmirthichaftsvereine rund 350000 Mitglieder, das 
find 129%, aller in der Landwirthſchaft gezählten Selbjtändigen, gewiß 30°), aller landwirth— 
Ichaftlihden Haushaltungen. In einzelnen Kronländern bejtehen Landwirthichaftsgejellichaften 
als Zentralvereine der Bezirks- oder Lokalvereine. An dieſe fnüpft hauptſächlich die land- 
wirthfchaftliche Verwaltung an, ſoweit fie fich der Bereinsorganifation zu bedienen wünſcht. In 
einigen Kronländern (Böhmen, Mähren, Tirol, Nieder- und Oberöfterreich, Dalmatien, Bufomina) 
bejteht aber zum Theil neben oder ftatt einer Landwirthſchaftsgeſellſchaft eine unter ftaatlihem 
Einfluß organifirte Vertretung der Landwirthe: die Landeskulturräthe und die Bezirksgenofjen- 
Ichaften der LXandwirthe. Der Landesfulturratd Böhmens und Mährens geht aus der Wahl 
der landmwirthichaftlihen Vereine in der Weiſe hervor, daß jeder Verein eines Gerichtsbezirfes 
einen Delegirten wählt. Aufgabe des Landesfulturraths it die Pflege, Förderung und Ver— 
tretung der Intereſſen der Landwirthſchaft und landmwirthichaftlihen Induſtrie, insbejondere 
1. dur) Abgabe von Gutachten an die Regierung oder Xandesvertretung und Stellung jelb- 
tändiger Anträge an fie; 2. durch Unterftüßung der Regierung und Landesvertretung bei allen 
Borkehrungen zum Nuben der Landwirthſchaft; 3. durch Unterftügung der Thätigfeit der land- 
wirthichaftlihen Bereine; 4. durch Bejorgung der Angelegenheiten der landmwirthichaftlichen 
Lehranftalten; 5. durch Leitung und Bermwaltung befonderer Anftalten, wie eines fulturtech- 
niihen Bureaus, einer agrifulturhemifhen Unterfuhungsftation u. f. w. Sn Tirol, Sitrien, 
Oberöfterreih, Dalmatien und Bukowina ftellt der Landesfulturrath die Spibe der Bezirks— 
genofjenichaften dar. Diefe find nad) dem Gef. v. J. 1881 auf Grund des Vereinsgeſetzes 
gebildete Vereine, für melde aber Normativbeftimmungen im Wege eines Landesgeſetzes 
feftgeftellt find. Sie Haben den Zweck, die allgemeinen Intereſſen der Landeskultur im 
Bezirke wahrzunehmen. Sie find grundſätzlich al3 die zur Erftattung jelbftändiger Anträge, 
zur Begutadhtung einſchlägiger Fragen, ſowie zur örtlihen Mitwirkung der Landeskultur— 
pflege des Staates berufenen Organe anzufehen. Es fteht ihnen befonders zu: 1. die Mit- 
wirkung bei der Vertheilung von Subventionen; 2. die Mitwirfung bei jenen Einrichtungen, 
welche geeignet find, die Kräfte des landwirthichaftlihden Befites im Bezirk, namentlich da3 
Genoſſenſchaftsweſen zu fördern; 3. die Mitwirkung bei Meliorationen, beim landwirth- 
Ihaftlihden Unterricht; 4. das Necht der Theilnahme am Landesfulturrath, der ſich aus ihren 
Delegirten zuſammenſetzt. Dem Landeskulturrat Niederöfterreih3 fehlt der organilirte 
Unterbau, er befteht zur Hälfte aus Vertretern des Landtages, zur anderen aus Vertretern 
landwirthichaftliher Vereine, Genofienihaften, Beamten. Alle diefe Landeskulturräte find 
jungen Datums. Der ältefte, der Böhmens, ift 1880, der jüngfte, Niederöfterreich, 1905 
gegründet worden. Die Bewegung it daher noch nicht abgefchlofjien. Namentlich dort, mo 
Bezirksgenoſſenſchaften gebildet wurden, geht die Tendenz dahin, fie obligatorisch zu maden. 
Dieje Tendenz iſt durch ein Reichsgeſetz über die Berufsgenojjenichaften der Landräthe unter 
ftüßt. Vgl. unten ©. 68. Durch eine Verordnung des Handels- und Aderbauminifteriums 
aus dem Jahre 1898 wurde endlich ein Induſtrie- und Landwirthichaftsrath gebildet, deſſen 
landwirthichaftlihde Sektion dem Aderbauminijterium al3 berathendes Drgan zur Seite fteht 
Er feßt fih in der Mehrheit — 48 Mitglieder — aus Vertretern der Landeskulturräthe, der 
landwirthichaftlichen, forftwirtgfchaftlihen und montaniftiishen Gejellichaften, Vereine und Fach— 
verbände zufammen; 17 Mitglieder werden von den Landesausſchüſſen gewählt, 24 vom Ader- 
bauminifter ernannt. Er zerfällt in drei ftändige Abtheilungen: in die landmwirthichaftliche, forft- 
wirthichaftlihe und montaniftiiche. Diefe Beiräthe haben Angelegenheiten der Handelöverträge, 
Mafregeln zur Förderung der Produktion, des Abfabes zu berathen und können nicht nur 
Gutachten abgeben, fondern auch aus eigener Snitiative Anträge Stellen. Die Mitgliedfchaft ift 
ein Ehrenamt. Nur für ausmärtige Mitglieder werden Neifefoften und Diäten bezaplt. 
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4. Diefer für Zmede der Verwaltung organifirten Sntereffenvertretung jteht heute 
in Deutichland wie in Dejterreih eine Organijation zur Vertretung der Intereſſen 
der Landwirthe in der Politik zur Seite. Hier wie dort haben fi) agrarijche 
Parteien gebildet mit einem beſtimmten wirthichaftspoltiiden Programm, das 
durch Gefeßgebung und Verwaltung verwirklicht werden foll. Pie Anfänge für die 
Bildung diefer Partei der Agrarier liegen im Beginn der fiebziger Jahre. Die 
überfeeiiche Konkurrenz, der Verluſt des engliihen Marktes für die deutiche Land- 
wirthichaft, das Sinfen der Preiſe Tlandwirthichaftliher Produkte riefen in der 
deutichen, wie in der ganzen europäiſchen Landwirthichaft eine Kriſe hervor, welche 
die eigenthümlichen Bedingungen der in ihrem Standort, in ihrer Wirthichaftsrichtung 
und in ihrer Ertragsfähigfeit gebundenen Landwirthichaft im Gegenfaß zu den indu— 
striellen und Handelsbetrieben zum Bewußtſein bradte. Dazu kam die Bedrohung 
der Eriitenz der unabhängigen Zandwirthe, die Schmälerung des Einfommens der 
großen Grundbefiger und die Gefährdung des Bauernftandes, während gleichzeitig Die 
induftrielle Entwidlung und die jozialpolitiiche Fürſorge die LXebensbedingungen in 
den Städten weſentlich günftiger geftaltete. Alle diefe Thatfachen wirkten zujammen, 
um in der Politik die agrariihen Intereſſen zur bejonderen Geltung zu bringen. 
Und auch in der Wiſſenſchaft wird die Aufmerkjamfeit darauf gelenkt, daß Weſens— 
unterjchiede zwiſchen den Betrieb einer Landwirthichaft und einer Induſtrie oder 
eines Handelsgewerbe3 vorliegen, welche Berüdlihtigung in der Politik, im Recht, 
in der Verwaltung fordern. Je mehr fi) diefe Erfenntniß ausbreitete, deito mehr 
mußte jie in Verbindung mit dem erflärlihden Streben der bedrängten Landwirthe 
nah Wahrung ihrer Intereſſen auf die Haltung der politischen Parteien anſ dem 
Lande einwirken. Für die Stärke, mit der der Gegenſatz zmwilchen Stadt und Land, 
zwilchen rein kapitaliſtiſchem Betrieb und der durch die natürliche Bedingtheit des 
Bodens Stark beeinflußten Landwirthſchaft empfunden wird, ilt es aber charafteriftiich, 
dap in der Gegenwart die Vertretung der landwirthichaftlihen Intereſſen zu einem 
jelbjtändigen parteibildenden Prinzip geworden iſt. Es haben ich Parteien gebildet, 
die ih al3 Agrarier bezeichnen und die gefammte Wirthichafts- und Finanzpolitik 
unter dem Gefichtspunft der Förderung der landmwirthichaftlihen Intereſſen beeinfluffen 
rollen. Wie man auch über das Wejen, die Beltändigfeit und die Berechtigung 
diefer PBarteibildung denken mag, das Eine fann man nicht überfehen, daß fie außer- 
ordentlich) viel dazu beigetragen hat, nicht nur ftaatfihe Förderung zu bewirfen, fon- 
dern aud unter den LRandwirthen das Bemwußtjein der Gemeinfamfeit ihrer Snter- 
eſſen zu wecken und zu ftärfen und fie dadurch zu vielen gemeinfchaftlichen Veran— 
ftaltungen zu bewegen. Go ilt die agrariihe Bewegung zweifellos eine wichtige 
Unterftügung für die Bejtrebungen genofjenichaftlicher Organifation in den Erwerbs— 
und Wirthichaftsgenofjenichaften, in den Iandwirthichaftlichen Vereinen, Landwirthichafts- 
kammer uſw. geworden. 

Die ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Erfaſſung der volkswirthſchaftlichen Natur des Land— 
wirthſchaftsbetriebes geht auf Rodbertus, Zur Erklärung und Abhilfe der heutigen Kredit— 
noth des Grundbeſitzes, 1868—69, zurück. Seine Auffaſſung des Bodens als eines Renten— 
ionds iſt für die Ausbildung des beſonderen bäuerlichen Erbrechtes (Anerbenrecht) und die 
Organijation de3 Hypothekarkredites enticheidend geworden. Schäffle hat dieſe Ideen 
weiter entwidelt, Rudolj Meyer, Das Sinken der Grundrente, 1894 und P. Ruhland, 
Tas natürliche Werthverhältnig des landwirthichaftlihen Grundbeſitzes, 1885 haben darauf 
aufgebaut und eine felbitändige Behandlung der landwirthſchaftlichen Intereſſen gefordert. 
Tal. v. Inama in Entwidlg. d. deutichen Volkswirthſchaftlehre, 1908, 1. Bd. V. S. 62. 

In den Parteien machte fich der Einfluß der landwirthicaftlihen Intereſſen in Deutfchland 
zuerit 1876 in der „Vereinigung der Steuer- und Rirthichaftsreformer“ neltend. Er führt 1879 


60 Erſtes Buch. Agrarpolitik. 8 16. 


zur Zolltarifreform mit Agrarzöllen. In den achtziger Jahren wächſt er an. Enticheidend wird 
aber erjt die Gründung de3 „Bundes der Landmwirthe”, 1893, eine Vereinigung, welche nicht 
nur politifch-agitatorifch, fondern auch wirthſchaftlich thätig ift. Sie vermittelt Ankauf von 
Dünge- und Futtermitteln, organifiert Genoſſenſchaften, vermittelt Kredit ujm. Das Pro- 
gramm, welches fie verfolgt, ift: 1. Beleitigung oder Abſchwächung der Abhängigkeit der Preis- 
bildung landmwirthichaftliher Produkte von den Einflüffen des Weltmarftes, 2. Ordnung der 
Steuern unter Berüdfihtigung der bejonderen Lage der Landmwirthichaft; 3. Ordnung des 
landwirthichaftlichen Kredites auf Grundlage der forporativen DOrganifation der Landwirthe; 
4. Schaffung eines Agrarrechtes auf deutſch-rechtlicher Grundlage (Anerbenrecht, Rentengüter, 
Heimftätten, VBerichuldungsredt); 5. Ausgeftaltung des Genoſſenſchaftsweſens; 6. Poſitive 
Förderung der Landwirthichaft durch Förderung von Nebengemwerben, Schuß vor unlauterem 
Wettbewerb, Melivrationen, Ausbau von Kleinbahnen, zweckmäßige Geftaltung der Eifenbahn- 
tarife. Die Agrarier treten daher für ausreihend Hohe Schußzölle für landwirthichaftliche 
Produkte, für ftrenge Kontrolle der Vieheinfuhr, für Verbot des börfenmäßigen (Termin-) 
Handels in landwirtdichaftlihen Produkten, für Herabjeßung oder Bejeitigung der Grundfteuer 
ein. Manche Konjequenzen diefer Forderungen bedeuten eine eimjeitige Begünftigung und 
ein Berfennen der volfswirihichaftlihen Nothmwendigkeiten (Grundfteueraufhebung, Preis— 
bildung außerhalb des Weltmarftes), mande find von der Wiſſenſchaft anerfannt (Kreditorgas 
nifation). Die ftaatlihe Verwaltung Hat durch die Bewegung zweifellos eine ftarfe Anregung 
erhalten und die Landwirthe ſelbſt Haben in genoffenfchaftlihen Organijationen Großes geleiitet. 

In die Reihe der für die Entwidlung der Landwirthſchaft bedeutjamen Organijationen 
gehört auch da3 ftändige internationale landwirthichaftlidhe Inftitut in Rom, da3 
al3 Bentralftelle für alle Arten ftatiftiicher und wirthſchaftlicher Forfchungen auf dem Gebiete 
der Landwirthichaft, ſowie für die Berathung gemeinfam von den Regierungen zu prüfende 
Maßregeln dienen foll. 

Literatur: Art. Landiwirthichaftlihes Vereinsmwejen und Landwirthichaftsfammern im Hdw. 
d. Stw.; Buchenberger, Agrarpolitif, Bd. II ©. 490; Gräber, DOrganifation der Berufs- 
interejfen, 1890, ©. 133; von der Goltz, Agrarische Aufgaben der Gegenwart, 1894, ©. 171; 
Steinmann-Bucder, Die Nährftände, 1888, ©. 217ff.; Tmwiejfelmann, Gefchichte und 
Kritik d. preuß. Landwirthichaftsfammern, 1906. 


2, Die Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 


$16. 1. Zur Abwehr von Schädigungen beim tjolirten Einfauf von Dünge— 
mitteln, Yuttermitteln, Cämereien begann man in Peutjchland ſeit der Mitte der 
50er Jahre des 19. Jahrhunderts gemeinsame Bezüge landwirthichaftliher Bedarfs— 
artifel auszuführen. Theils bildeten fich befondere örtlihe Bezugsgenofjenihaften 
(ländlihe Konſumvereine), theils übernahmen die landmwirthichaftlihen Vereine oder 
Spar=- und Darlehnskaſſen den gemeinfamen Bezug. Seit den 70er Jahren 
traten Molfereigenofjenichaften dazu, unterjtüßt durch die Erfindung der Mildy- 
zentrifuge und den wachſenden ftädtiihen Bedarf an Molfereiproduften (Butter, 
Käſe). Vereinzelt famen früher auch ſchon Winzergenofjenihaften vor. Aber 
erit in den 80er Jahren breitet ich die genojjenschaftliche DOrganifation des gemein- 
ſamen Abfages und der Verwertung landwirthſchaftlicher Erzeugnilfe 
jtärfer aus. Getreide, Vieh, Hopfen, Eier, Tabak, Obſt werden hier und da durd) 
genoffenjhaftlihe Organifationen auf den Marft gebracht, in größerem Umfange jeit 
den 90er Sahren in Folge des verftärkten Druds der agrariihen Kriſe und der zu— 
nehmenden agrariihen Bewegung. Es mehren fih nun die Fälle von landwirth— 
Ihaftlihen Produktivgenoſſenſchaften, Brennerei, Stärfe-, Obſt-, Gemüfever- 
mwertungsgenofjenichaften und von verjchiedenartigen Werfgenoffenihaften (für 
Elektrizität, Waflerleitungen, Maſchinen, Feldbahnen u. dgl.). 

Auh in anderen Rändern haben die Vereinigungen der Landwirthe zu gemein- 
jamen Erwerbs- und Wirthſchaſtszwecken große Fortichritte gemacht. Es find dadurch 
außerordentlich günftige Erfolge für die Wirthichaft, für die Hebung der Technif und 
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in fozialer Beziehung erzielt worden, fodaß die landwirthichaftlihe Produktion in 
Folge diefer genofjenichaftlihen Organifation in eine ganz neue Phaje getreten ift. 

2. Die Bedingungen für eine ausgreifende Wirkſamkeit der Genoſſenſchaften liegen 
allerding® von vorneherein in der Landwirthſchaft günftiger als im ftädtiichen Ge— 
werbebetrieb. Die Gemeinjamfeit der Intereſſen ift unter den Landwirthen ſehr groß 
und durch die räumliche Iſolirung, in der fie fich befinden, find fie mehr auf gegen- 
feitige Unterftügung angewieſen, al3 der Städter, der auch als Einzelner leichter Mittel 
und Wege zur Förderung feiner Sntereffen findet. Sie find zudem in geringerem 
Maße Konkurrenten. Wenn fie durch gemeinamen Einfauf von Dünger und Futter- 
mitteln, von Samen und Maſchinen, von Zuchtvieh ihre mirthfchaftlihe Lage ver- 
beifern, braucht Keiner zu fürdten, daß der Nachbar zu einer bedeutenden Weber- 
fegenheit über ihn fomme. Die begrenzte Ertragfähigfeit des Bodens ftellt hier den 
Betriebserfolg in feite Grenzen, während im Gemerbe die Ungleichheit der Kapital- 
ausstattung, der Intelligenz, der Betriebsorganilation für jeden fonfurrirenden Betrieb 
die Möglichkeit offen hält, den Kundenkreis auch aller übrigen Betriebe an fih zu 
reißen. Oroßgrundbefiger und Kleinbauer können in derfelben Genoſſenſchaft neben- 
einander figen und von ihr Nutzen ziehen. In den 148082 Betrieben der beutichen 
Moltereigenoffenichaften (1907) waren 42119 mit einem Befiß von unter 5ha 
(darunter 10300 mit weniger als 2ha), aber auch 8805 Betriebe mit über 100 ha. 
E3 fommt vor, daß Genoſſen mit einer Haftpfliht von Zehntaufenden und foldhe 
mit einer Haftpflicht von einigen Hundert Mark zufammengehen. Viele kleine Grund- 
befißer find in den Auflichtsräthen und PVorftänden der ländlichen Genoſſenſchaften 
thätig. Troß ſolch günftiger Bedingungen find aber doch viele Widerjtände zu über- 
winden: das Mibtrauen, die Trägheit, das Hängen am Hergebradhten. Wenn die 
Genoſſenſchaften erfolgreich fein follen, müſſen Perfönlichfeiten da fein, melche zur 
Leitung befähigt find, organijatoriiches Talent und kaufmänniſche Intelligenz befigen. 
Die Genoſſenſchaften jegen ein beitimmtes Maß von Bildung, Gerechtigfeitsiinn, 
Vertrauen und endlid) auch von Nöthigung voraus, um den Einzelnen zu veranlafjen, 
die individualiftiichen Widerjtände in feinem Inneren zu überwinden und ich in die 
Gemeinichaft einzuordnen. Und fo wird der Erfolg im einzelnen Fall von dem Ein- 
greifen fähiger Perfönlichfeiten, von der Bevölferung, von der Art der Genoffenidhaft, 
von dem Grad der wirthichaftlihen Nöthigung, welche auf den Einzelnen drüdt, ab— 
hängig ſein. 

3. Als die an Zahl und Bedeutung michtigite Genofjenichaft fommen Spar- 
und Darlehensftajjenvereine in Betracht. Cie haben zuerst nad) Syitem Raiff- 
eifen den Gedanken der Eolidarität der Gemeindegenofien für die erwerbswirth— 
Ihaftliche Genofjenfchaft der Landwirthe nutzbar gemacht und fich al3 ungemein frucht- 
bar für die Entwidlung anderer genofjenichaftlicher Bildungen (Einfaufe- und Ber- 
faufspereinigungen) eriviefen. Sie werden im Zufammenhange mit der Darftellung 
der Kreditorganifation noch zu behandeln fein. 

Die Bezugsgenofjenihaften dienen vor Allen dem gemeinfamen Einkauf von 
Krajtfutter, Dünger, Kohle, Sämereien, Mafchinen. Durch Einfauf im Großen wer— 
den bDilligere Preife erzielt, Transport- und Bmifchenhandelstoften erfpart, es mwird 
Sicherheit für die Güte der Ware (durch Nachprüfung feitens der Genoſſenſchaft) ge- 
boten, der Landwirth wird an Baarzahlung und an einen rationelfen Betrieb ge- 
wöhnt, weil die Lieferung guter Artikel die Landwirthe von der Richtigkeit der theo- 
retiſchen Belehrung überzeugt, das Mißtrauen überbrüdt. Es ift Thatfache, daß durch 
die Werbejlerungen, welche die Genofjenichaften durch die Anwendung von künſt— 
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lihem Dünger und Kraftfutter erzielten, die Nachfrage darnad) jo ftieg, daß aud) die 
privaten Händler vermehrte Aufträge erhielten. Gemeinjamer Bezug erfolgt übrigens 
nicht nur durch örtliche Bezugtgenofjenjchaften, jondern auch durch Spar- und Dar- 
fehensfaffen, durch Vereine, Landwirthichaftsgefellihaften und durch Organilationen, 
welche örtliche Genoſſenſchaften zufammenfaflen, durch Zentralgenoſſenſchaften. 

Man fchäbt für 1906 den gemeinfamen Bezug der deutfhen Landwirthe in den Bezugs- 
genofienfchaften, Darlehenskaſſen, Bentralgenofjenichaften, in der Landwirthſchaftsgeſellſchaft, 
Bund der Landmwirthe ufm. auf 200 Millionen Mark, den Gefammtbedarf an Dünge- und 
Futtermitteln auf 950 Millionen, an Kohle, Mafchinen, Sämereien auf ca. 300 Millionen Marf, 
fodaß für gemeinfame Bezüge noch viel Raum bleibt. Am ftärkften ift der gemeinfame Bezug 
von Düngemitteln (92 Millionen Marf) und Futtermitteln (70 Millionen Mark). — Die ge- 
noffenfhaftihe Maſchinenbeſchaffung ift für den Heinen und mittleren Betrieb das einzige 
Mittel, um ſich die Vortheile des Maſchinenweſens zu fihern, da ſich bei der geringen Zeit 
der Nußung ihre Anschaffung fonft nicht bezahlt machen würde. Cie wird jchon vielfach mit 
Erfolg durchgeführt. 

Eine hervorragende Stellung nehmen aud die Molfereigenoffenichaften ein. 
In Deutichland wurden 1906 etwa 35 Prozent der ganzen für Verarbeitung zu 
Molfereiproduften verfügbaren Milch (10!/, Millionen Liter) von Genofjenichafts- 
Molfereien verarbeitet. Immerhin waren von etwa 1'/, Millionen Betrieben mit 
mehr als 2—3 Kühen nur etwa 330000 in den Molfereigenofjenichaften. An dem 
Berfauf von Friſchmilch waren die Genoſſenſchaften noch meniger betheiligt, mit rund 
1/, Milliarde Liter unter 9 Milliarden. Hier werden zmeifellos noch Fortichritte ein- 
treten, da die wirthichaftliden und technilchen Bortheile der größeren gemein- 
\haftlihen Betriebe bedeutende find. Zu einem Pfund Butter genügen 13—14 Liter 
Mil gegen 15—20 Liter beim alten Verfahren, der Fettrüditand iſt 0.4 °/, gegen 
beftenfall3 1°/, beim Handbuttern. Die Qualität wird befjer, es wird an Raum, 
Arbeitskraft, Zeit gejpart. Die Viehhaltung wird durch größere Rentabilität ge— 
fördert. 

Nach) einer Berehnung von Grabein gibt der molfereigenofjenfchaftlihe Betrieb pro 
Liter Mild) eine um 3 Pfennige befiere Vermwerthung, das gibt bei einer genofjenjchaftlichen 
Milchverwerthung von 3.6 Milliarden Liter einen Mehrerlös von 100 Millionen Marf. 

Unter den Genofjenjhaften zum gemeinfamen Berfauf (Ablatgenofjen- 
Ihaften) find befonders die Getreide-Viehvermerthungs- und Eierverfaufsgenofjen- 
Ihaften zu nennen. Cie bewirfen alle die Befeitigung der für den ifolirten Land— 
wirth oft jehr ſtarken Abhängigkeit vom Händler, eine Verbeflerung der Verfaufs- 
bedingungen und eine befjere Verwertung der Produfte. Beim gemeinjamen Ge— 
treideverfauf fann durch Reinigung, Lagerung, Trodnung des Getreides feine Qualität 
gehoben werden. Die Lagerung und Rombardierung durch die Genofjenichaft Ichafft 
dem Landwirth die Möglichkeit des Geldbezugs nach der Ernte, ohne ihn zur Ver— 
äußerung zu zwingen, wenn die Konjunktur ungünftig if. Die Genofjenihaft Hat 
auch hier einen günftigen Einfluß auf die Produftionstechnif genommen, indem fie 
auf wirfjamere Pflege, Reinigung, Sortenauswahl und befleres, gleihmäßiges Eaat- 
gut hinwirkte. In der Viehverwerthung Hat die Genoffenjchaft ven im PViehhandel 
bejonders blühenden Wucher wirkſam befämpft und durch Zufammenfaffung größerer 
Mengen und dicefte Verbindung mit großen Schlachtviehmärkten der Städte günftige 
Preiſe erzielt. 

Im Verhältniß zur Gefammtproduftion ift der genoſſenſchaäftliche Abſatz allerdings noch 
nicht groß. Für 1906 wird die fo abgejeßte Getreidemenge auf 14—15 Millionen Bentner 
gefhäßt, während die Gefammtproduftion etiva 500 Millionen Zentner betrug. Pie genoſſen— 
Ihaftliche Biehverwertung betrug 30—40 Millionen Marf bei einer Gefammtproduftion im 
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Werthe von 3000 Millionen Mark. An Eiern wurden 44 Millionen Stüd genoſſenſchaftlich 
abgejegt bei einem Geſammtverbrauch von 5—6000 Millionen. Grabein a.a. O. 

Neben den Molfereigenofjenichaften traten noch als ländliche Produftivgenoffen- 
Ichaften die Winzer-, Brennerei-, Müllerei-, Bädereis, Gemüfe-, Objtvermwerthung- 
genofienichaften auf. Im Ganzen iſt diefe entmwideltere Form der Genofjenjchaft 
noch weniger verbreitet, als die einfacheren Abſatzgenoſſenſchaften. Die Aufgabe der 
felbitändigen Leitung des Unternehmens und der Feititellung der Mitgliederaniprücde 
it eben hier noch jchwieriger al3 bei anderen Formen der Genofjenichaft. Charafte- 
riftisch für alle diefe landwirthichaftlihen Produftivgenofjenichaften d.h. Vereinigungen 
zu gemeimjamer Produktion ift, daß fie nicht mie bei den gewerblichen Produftiv- 
genoffenfchaften auch gemeinfame Arbeitsthätigfeit der Mitglieder in einem Produftions- 
prozeß vorausfeßen. Dadurch wird eine Schwierigfeit, welche den gewerblichen Pro- 
duftiogenoffenschaften im Wege jteht, bejeitigt, während die anderen — Kapitalmangel, 
Mangel an kaufmänniſcher und technifher Bildung, an wirthichaftlihem Geſchick — 
allerdings auch hier beſtehen bleiben. 

1906 gab es in Deutſchland 187 Brennereis, 196 Winzer, 80 Obſt- und Gemüfever- 
werthungs-, 4 Schlächtereis, 27 Mühlengenofienichaften, 17 genoſſenſchaftliche Etärkefabrifen, 
2 genoflenichaftlihe Zuderfabrifen, 13 Ziegeleigenofjenfchaften. Für die Viehverwerthung gab 
e3 80 Kreis-Genofjenfchaften, mehrere provinzielle Zentralen und eine Reichszentrale. Außer- 
dem betrieben auch die Spar» und Darlehenskaſſen und andere Vereinigungen die gemeinjame 
Viehveriwerthung. 


4. Wie ſchon oben angedeutet, gibt es neben den örtlihen Genoffenichaften 
Zentralgenofjfenihaften. Someit diefe eine Zuſammenfaſſung örtlicher Kredit- 
genofjenschaften daritellen, wird von ihnen fpäter zu reden fein. Hier fei nur der 
Zentral-Ein- und Verkaufsgenoſſenſchaften gedacht, mie fie fich beſonders in 
Deutſchland entwidelt Haben. Sie find Genofjenfchaften der Genofjenfchaften, be- 
jtimmt zur Vertretung gemeinjamer Sntereffen der Lebteren und zur Durchführung 
von Aufgaben, welche die einzelnen Genofjenichaften nicht jo zweckmäßig ausführen 
fönnten. Sie find für die örtlichen Genofjenichaften das, was die Genoſſenſchaft für 
den einzelnen Landwirth ift, die Verſtärkung der Kraft des Iſolirten. Selbſt eine 
örtlihe Genoſſenſchaft hat oft feinen fo großen Bedarf, daß fie direft beim Fabri- 
fanten, Smporteur, Großhändler einkaufen könnte, oder e3 fehlt ihr an fachmännifcher 
Leitung auf einzelnen Gebieten des MWaarenbezugs, oder ihr Bedarf ift zu Hein, um 
ihr gegenüber einem Kartell eine ftarfe Stellung zu geben. Wenn ſich aber die Ge— 
noflenjchaften vereinigen, wenn fie ihre Bezüge konzentriren, fichern fie fich den 
billigften Einfauf. Sie fünnen fachmänniſche Angeftellte bezahlen und dadurd) Die 
Sicherheit guten Einfaufes bieten. Gie fünnen leichter Nachprüfungen der Qualität 
der Waaren vornehmen und al3 große Beſteller werden fie mehr berüdjichtigt. Se 
weiter die Kartellirung der wichtigen Bedarfsartifel der Landwirthichaft vorjchreitet 
(Düngemittel, Mafchinen), defto nothmendiger wird ein folcher Zufammenjchluß. Es 
it daher in den legten Jahren der gemeinfame Einkauf von Ehilifalpeter, Super- 
phosphat, Oelkuchen, Mais- und Reisproduften, Baumwollſaatmehl, Tandwirthichaft- 
lichen Mafchinen, Kohlen, Brikett3 immer mehr zentralifirt worden. — Die Zentral- 
abjaßgenofjenfchaften wirken vor Allem durch große Erſparniß von Transport-, Lager- 
und Handelsſpeſen und durch die Aufſuchung günftiger Abjaßgelegenheiten. — 

1906 gab e3 im Reich3verband der deutſchen Genoffenfchaften 25 Zentral-Einkaufs- und 
Verkauſsgenoſſenſchaften, welche Maaren im Werthe von 131 Millionen Mark bezogen. Die 


Zentrale für Getreibeverwerthung in Stettin fette 1904—1905 Getreide im Werthe von 
1l.ı Millionen Mark ab, der Verkaufsverband Norddeuticher Molkereien 1906 Butter für 
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12 Millionen Mark, theil3 in 22 Butterkleinhandlungs-Geſchäften in Berlin, theil3 im Groß— 
handel. 

Die größte Verkaufsvereinigung ift die der Branntmweinbrenner. 1899 trat eine Anzahl 
Yandwirthfchaftlicher und gemwerbliher Brenner, welche 90°), der gefammten Rohjpiritusproduf- 
tion repräfentirten, zu einem „VBermwerthungs-Berband Deuticher Spiritus-Fabrifanten” zufammen. 
Gleichzeitig vereinigte fi) die Mehrzahl der Spritfabrifanten, die 95°%/, der deutſchen Gprit- 
erzeugung barftellten, zur „Sentrale für Spirituspermwerthung”. Die erjtere Vereinigung ver- 
pilichtete jich, ihren gefammten Rohjpiritus durch die Zentrale verwerthen zu laſſen, welche ſich 
ihrerjeit3 verpflichtete, das ganze Produkt abzunehmen. Dieje Verwerthungsunternehmung hat 
feither mit großem Erfolg eine wachſende Produktion von Spiritus abzujegen verftanden und 
damit der deutihen Landwirthſchaft großen Nuten gefchaffen. Diefe Vereinigung reicht in 
ihrer Organifation mweit über dad Maß einer gewöhnlichen Genoſſenſchaft hinaus, fie zeigt aber, 
welchen Grad der VBollflommenheit die einheitliche Organijation auch der landwirthichaftlichen 
Ssntereffenten (im Wejentlihen find es folche) erreichen kann. 1906/07 wurden von der deut- 
ihen Spiritusproduftion in der Höhe von 384 Millionen Liter durch ihre Vermittlung 
301 Millionen Liter im Werthe von 130 Millionen Mark (ohne Verbraucdhsabgabe) abgejebt. 

5. Der Werth dieſer genoffenihaftlihen Vereinigungen kann nicht hoch genug 
angelchlagen werden. Sie find ein Mittel zur Erziehung der Landwirthe gemorden, mie 
e3 wirkſamer gar nicht gedacht werden kann. Sachkundige Beurtheiler ftimmen darin 
überein, daß der deutihe Bauer der Gegenwart feinen Borgänger vor 25 Jahren 
um ein Bedeutendes überrage im Verſtändniß landwirthſchaftlicher Technik, in richtiger 
MWerthung der Markftverhältniffe und in forgfältiger Anpaſſung des Betriebes an öfono- 
miſche Bedingungen, 3. B. in der Benubung des Kredits. Neben den landwirthichaft- 
fihen Vereinen und dem fStaatlihen landwirthichaftlihen Unterrichtsweſen find es vor 
Allen die Genoffenichaften gemwejen, welche die Schule gebildet haben, in der der 
Landwirth zur Anpaſſung an die neuzeitlichen, durch die Veränderung in den Berfehrs-, 
Transport», Streditverhältniffen jo mejentlih umgejtalteten Abfagbedingungen erzogen 
wurde. Dieje einzelnen Theile agrarpolitiicher Beitrebungen find auch niemals ifoliert 
geblieben, ſondern Haben fich ftetS gegenfeitig gejtüßt und gefördert. Auch innerhalb 
des Genoſſenſchaftsweſens iſt es zu bemerfen, daß eine gegenjeitige Anlehnung ftatt- 
findet, daß eine aus der anderen herauswächſt, wie dies bezüglich der Kreditgenojjen- 
haften nah Syſtem Raiffeifen ſchon oben bemerft wurde. Natürlich fehlt es 
nit an einzelnen Mißerfolgen, die oben unter 2. hervorgehobenen Cchmierigfeiten 
ind nicht überall raf zu überwinden, aber die günftigen wirthichaftliden und 
namentlich fozialen Wirkungen find das Enticheidende: die Hebung der fleinen und 
mittleren Betriebe, die Annäherung der fozialen Klaflen, die Bejeitigung überflüfliger 
fapitaliftiicher Zmilchenglieder, die Belehrung und Erziehung der Landbevölkerung, 
die Forderung zwedmäßiger Technif und Wirthichaft. 

Sn Deutichland gab es 1883 erſt 1050 Ländliche Genofjenichaften, 1895 ſchon 7170, 
am 1, II. 1908 aber 21420. Dieſe Genofjenichaften find in territorialen Verbänden ver- 
einigt, die fi) wieder zu einer großen Sentralorganijation, dem Reichsverband, zufammen- 
geichloffen Haben. Er umfaßt 17163 Genoſſenſchaften mit 1.5 Millionen Mitgliedern, darunter 
73 Zentralgenofjenjchaften, 11 915 Spar- und Darlehenskaſſen, 2003 Bezugs- und Abſatzgenoſſen— 
Ichaften, 1846 Molfereigenofjenichaften, 1326 ſonſtige Genofjenfchaften. Die außerhalb des 
Neichsverbands ftehenden 4300 Genofjenfchaften dürften ca. 400 000 Mitglieder Haben, es find 
größtentheil3 Spar- und Darlehensfafjen und Molfereigenofjenihaften. Man nimmt an, daß 
etwa eine Million, d. i. 40 %/, der jelbftändigen Landwirthe von den Genofjenichaften er- 
fat find. Da die Berufszählung von 1895 nur 294 454 jelbjtändige Landwirthe mit land» 
wirthichaftli benußter Fläche von mehr als 20 ha und gar nur 23523 mit mehr al3 100 ha 
anfivies, müſſen die Genofjenfchafter zum größten Theile den Fleinen Landwirthen angehören. 
— Seit 1907 bejteht ein internationaler Bund der landwirthſchaftlichen Genoſſenſchaften Oeſter— 
reichs, Deutichlands, Staliens und der Schmeiz. 

sn Defterreich nimmt das Genoſſenſchaftsweſen Mitte der 80er Jahre feinen Anfang 
auf Grund von Anregungeu namentlich der Yandesverwaltungen. Innerhalb der einzelnen 
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Länder wurden Verbände gebildet, deren Mehrzahl fich 1898 zum „Allgemeinen Verband der 
landwirthichaftlihen Genoſſenſchaften“ vereinigte. Er umfaßte Ende 1907 23 Verbände mit 
5694 Genoſſenſchaften unter 7837, die überhaupt feitgeftellt werden fonnten. Bon 5911 NRaiff- 
eifenfaffen gehörten ihnen 4531 an mit rund 1/, Million Mitglieder und einem Umſatz von 
795 Millionen Kronen im Jahre 1906. Die BSenofjenihaften find unter allen Nationalitäten 
verbreitet, anı ftärkiten (3277) unter den Deutichen und unter den Tſchechen (2106). ES gab 
Ende 1907 62 Lagerhausgenoſſenſchaften, hauptſächlich in Nieder-DVefterreih und Böhmen; 
einige find mit Mühlen vereinigt; dazu 12 reine Müllereigenoffenjchaften; ferner 609 Molkerei» 
genoſſenſchaften, 97 Viehzuchtgenofienfchaften ufw. Der Allgemeine Berband führt die durd) 
Geſetz dom 10. VI. 03 obligatorisch gemachte Revifion der Genoflenfchaften durch, gibt feine 
Unterftübung bei gemeinfamem Bezug und gemeinjamer Verwaltung. 1907 betrug der Wert 
des gemeinjamen Bezugs der Verbände 4.1 Millionen Kronen. (Bericht d. Allg. Verb. landw. 
Genojjenfhaften in Defterreich über 1905—1907, Wien 1908.) 

Sn Frankreich bildeten ſich landwirthichaftlihe Vereinigungen, Syndifate genannt, 
auf Grund des Gefehes vom 21. III. 1884 betr. bie Vereine zur Vertretung gemeinfamer 
wirthichaitlicher Snterefien. 1888 gab es bereit3 461, 1906 aber 3553 mit rund 700 000 Mit« 
gliedern. Sie find unter einander zu territorialen Verbänden (Unions) und ein großer Theil 
zu einem Reichsverband (Union centrale) vereinigt. Die mwejentlihen Erfolge der Syndikate 
liegen auf dem Gebiete de3 gemeinjamen Einkaufs. Sie leiften außerdem viel durch Be- 
Ichrung der Bevölferung und Erziehung zu beflerer Technik. Eigentlide Genoſſenſchaften 
(sociötes cooperatives) nach dem Genoſſenſchaftsgeſetz von 1867 find Jeltener. Beſonders ftarf 
vertreten find die fooperativen Brotbädereien. Seit 1894 find die Syndikate auch un der 
Organifation des landwirthſchaftlichen Kredites erfolgreih (vgl. unten ©. 124); vgl. Comte 
de NRocquigny, La cooperation de production dans l’agriculture, Paris 1896, Pfütze, Die 
landiirthichaftlihen Produftiv- und Abjaßgenofjfenichaften in Frankreich, 1903. 

In Belgien Hat fich das ländlihe Genoſſenſchaftsweſen unter dem Einfluß politischer 
Strömungen feit dem Ende der adıtziger Jahre ſtark entwidelt. Ende Dezember 1900 gab e3 
638 freie Berufsvereinigungen (mit dem Recht gemeinfamen Einfaufes) mit 50475 Mitgliedern, 
623 Bezugsgenojlenicdyaften mit 50357 Mitgliedern, 229 Raiffeiſenkaſſen mit 9656 Mitgliedern, 
309 Milchgenoſſenſchaften mit 34205 Mitgliedern. (Bandervelde, Das ländliche Genoſſen— 
ſchaftsweſen in Belgien, Ardhiv XVI Bb. ©. 643). — In England beginnt die Genofjen- 
Ichaftsbewegung erjt mit 1901 erfolgreicher zu werden, im Zujammenhang mit dem Wacjfen 
der Nleinbetriebe (Kevy, Landmwirthichaftlicher Großbetrieb in England, 1904 ©. 216). Hier 
hat der Small Holdings and Al’otments Act 1907 den Gtafichaftsräthen gejtattet, Genofjen- 
haften zur Bildung Heiner Güter oder Kredit-, Einkaufs- oder Abſatzgenoſſenſchaften zu 
unterftüßen und ins Leben zu rufen. In Norfolt und Lincolnſhire haben folche Small 
Holdings Associations durch genofjenjhhaftlihen Erwerb von Land und Bildung von Eleineu 
Gütern Hervorragendes geleiftet (Kevy, Sozialrechtl. Regelung des ländl. Grundbefiges in 
England, Archiv, 26. Bb., ©. 173). — In Dänemark haben PVolfsbildung und Genofjen- 
ſchaftsweſen die bäuerliden Betriebe rentabel gemacht. Aber es bedurfte jahrzehntelanger 
umfafjender Volf3belehrung und des Druds der ausländischen Konkurrenz, um die traditionelle 
Getreide» und Viehwirthſchaft zu bejeitigen und die Bauern zur Genofjenfchaft zu erziehen 
(Hollmann, Entwidlung der dänifhen Landmwirthichaft, 1904 ©. 100ff.). 

Literatur: Buchenberger, Agrarpolitit Bd. II ©. 503ff.; v. Mendel, Landwirthichaft- 
Iihes Genoſſenſchaftsweſen im Hdw. d. Stw.; berjelbe, An- und Verkaufsgenoſſenſchaften, 
Berlin 1886; Ertl, Art. Landwirthichaftliches VBereinswefen im Oeſterr. Stwb.; Müller, 
Geſchichtliche Entwidlung des Iandwirthichaftlihen Genofjenfchaftsweiens in Deutſchland von 
1848/49 big zur Gegenwart, 1901; Ertl und Licht, Das landwirthichaftlihe Genofjenjchafts- 
weſen in Teutichland, 1899; Grabein, Wirthichaftl. u. joziale Bedeutung d. ländf. Benofien- 
Ihaften in Deutichland, 1908. 


3. Landwirthſchaftliche Berufsgenoſſenſchaften. 


8 17. 1. In Deutſchland wie in Oeſterreich beſteht eine lebhafte Bewegung zur 
Zuſammenfaſſung aller Landwirthe in Berufsgenoſſenſchaften. Dieſe Bewegung 
iſt eines der deutlichſten Zeichen der allgemein auf Organiſation gerichteten Tendenz der 
Geſellſchaft und es iſt für den ſtarken Zuſammenhang dieſer Bewegung mit wirklichen 
Bedürfniſſen und den Vorſtellungen der Menſchen charakteriſtiſch, daß ſie ſo gut wie 
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gar feiner Gegnerfchaft begegnet. ES wird vielmehr allſeits zugegeben, daß die in der 
(andwirthfchaftlichen Sntereffenvertretung und in den landwirthichaftlichen Ermwerbs- und 
Wirthichaftsgenoffenichaften zu Tage tretende Gemeinſchaft keineswegs ein vollfommener 
Ausdruck des auf vereinigende Organifation gerichteten Bedürfnijfes der Landwirthe ift. 
Diefe Vereinigungen umfaffen nur einen Theil der Landmwirthe, vertreten nur einzelne 
Richtungen ihrer gemeinſchaftlichen Intereſſen, zerjplittern die verfügbaren organija- 
torischen Kräfte unter unvollftändiger Ausnugung ihrer Fähigkeiten, jchaffen durch eine 
Mehrheit von neben einander beftehenden Vereinigungen unnübe Koſten und Arbeits- 
aufwand und find in ihrer Thätigfeit von einzelnen Anregungen abhängig. Sie fünnen 
aus allen diefen Gründen nicht eine umfaljende und ſyſtematiſche Arbeit im Intereſſe 
der Gemeinschaft der Landwirthe leilten, die vielmehr nur auf dem Weg einer forpora- 
tiven Zufammenfaffung der Landwirthe erreicht werden kann. „Was jebt im Wege 
der genofjenfchaftlihen Förderungen bejtimmter einzelner Wirthichaftszmede durch eine 
verwirrende Mannigfaltigfeit unabhängig von einander arbeitender einzelner Genoſſen— 
ichaften zu erreichen geſucht wird, foll und muß ſchließlich der Kollektivgenoſſenſchaft 
der bodenbemirthichaftenden Klafjen zufallen und es muß daher die forporative Drganija- 
tion des Landvolkes zur Verwaltung der feinen landwirthichaftlichen Betriebsbedürfniflen 
dienenden Angelegenheiten das Endziel der jegigen Bewegung bilden“ (Buchenberger). 

2. Einen Fortichritt in dieſer Richtung bildet zmeifellos die immer vollfommener 
ausgebaute Organiſation der landwirthichaftlihen Sntereffenvertretung, wie fie 3.8. in 
den preußiſchen Landwirthichaftsfammern hHervortritt; doch jind dieſe als endgiltige 
Drganifationsform nicht anzujehen. Eine folche wird vielmehr eine direftere Betheili- 
gung der einzelnen Landwirthe als Mitglieder der Berufsgenoffenichaften und einen 
größeren Machtbereich in der Bermwaltung Haben müſſen. Es find dabei vor Allem 
vier Fragen zu untericheiden: Soll die Mitgliedfhaft auf Freimilligfeit oder auf Zwang 
beruhen? Wie weit joll der Kreis der zugehörigen Landwirthe gezogen fein: follen 
Großgrundbefiger und andererſeits Barzelleninhaber, follen Pächter, jollen auch Arbeiter 
in der Genoſſenſchaft vertreten fein; foll jeder Eigenthümer von Grund und Boden, 
joll nur der berufsmäßige Landwirth ihr zugehören? Welches find die der Genoſſen— 
haft zu übermweilenden Aufgaben und Befugnifie? Wie find die Mittel zur Bededung 
der Koſten der Organiſation aufzubringen? 

Bon enticheidender Bedeutung wird die Abgrenzung der Aufgaben und Verwaltungs- 
befugnilje jein. Denn einerjeit3 werden dadurch die Koften für die Mitglieder, anderen 
theil3 deren Abhängigkeit von der Genofjenschaft und der Nuben der Lebteren für fie 
beitimmt. Wenn der Genofjenjchaft feine Verwaltungsbefugniſſe gegenüber den Mit- 
gliedern (Auflihtsrechte über den Wirthichaftsbetrieb, über VBerihuldung u. |. w.) ein- 
geräumt werden, wenn fie vielmehr auf die Vertretung der landwirthichaftlichen 
Intereſſen bei der Regierung und der öffentlichen Verwaltung und andererfeitS auf 
die Durchführung folher Aufgaben begrenzt wird, welche heute von den Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und Tandwirthichaftlichen Vereinen geleiftet werden, dann 
wird das Zwangsprinzip nicht bedenklich fein. Es gemährt den Vortheil einer raſchen 
Ueberwindung des in der bäuerlichen Bevölkerung gelegenen Trägheitgmomentes, einer 
verhältnigmäßig geringen Belajtung des Einzelnen und die Möglichkeit, den zmeifel- 
lofen Nugen gemeimfchaftlicher Inftitutionen fogleich allen Landwirthen zu Gute fommen 
zu laljen. Gegen da3 Zmangsprinzip ſpricht nur die dadurch nothwendige Belaftung 
derjenigen Mitglieder, welche von der Genoffenichaft feinen Nutzen ziehen fünnen oder 
wollen. Nun mird bei einer einigermaßen ausgreifenden Thätigfeit der Genofjen- 
Ihaften der eritere Fall wohl nicht Häufig eintreten; vielmehr mird, mie bei der 
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Zwangsorganiſation der Gemeinden, der Nußen ihres. Beftandes ſowohl direkt mie 
indireft Allen zu Gute fommen müfjen, melde fi) ihm nicht abjichtlich verjchließen. 
Auf folhe doch nur vereinzelt mwiderftrebende Elemente aber kann feine jtaatliche 
Geſetzgebung Rückſicht nehmen. 

Da der Zweck der Organiſation in der Kräftigung und zweckmäßigen Ausgeſtaltung 
der landwirthſchaftlichen Betriebe gelegen ſein ſoll, wird Niemand, der landwirth— 
ſchaftlich bebauten Boden beſitzt oder — als Pächter — bewirthſchaftet, von der 
Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen werden können. Die Großgrundbeſitzer werden allerdings 
kein weſentliches Privatintereſſe an den Genoſſenſchaften haben, allein ihre Theilnahme 
iſt ſowohl mit Rückſicht auf ihre Beitragsleiſtung wie mit Rüdjiht auf ihre Intelligenz 
und wirthichaftlihe Tüchtigkeit wünſchenswerth. Warzellenbefiger, namentlich folche, 
welche nicht für den Markt produziren, werden wahrſcheinlich von der Genofjenichaft 
den geringften Vortheil ziehen; aber andererfeit3 werden auch ihre Beiträge jo niedrig 
bemefjen werden können, daß der möglihe Nuben fie wohl aufmwiegen wird. Nur 
jtädtifcher, fowie nicht landwirthſchaftlich benubter Boden, ſowie ferner der Grundbeſitz 
des Staates und der Gemeinden fönnte ausgeſchloſſen werden, menn von ihrem Bei- 
tritt ein Ueberwiegen des Einfluffes diefer Körperſchaften in der Genoſſenſchaft be- 
fürchtet werden müßte. Pie Einhebung der Beiträge wird am einfadjiten durd) 
Zufchläge zur Grundjteuer erfolgen. Was endlich den Aufgabenfreis anbelangt, fo 
it diefer vor Allem durch alle Agenden der Erwerb3- und Wirthichaftsgenofjenichaften 
gegeben, als: Organiſation des Kreditwejens, des Ein- und Verfaufes, der Errichtung 
von Lagerhäufern, ferner Vermittlung von Berjiherungen, Führung des Arbeitänad)- 
mweiles, Mitwirkung bei der Kranfen-, Unfall- und Invaliditätsverſorgung. Greift die 
Thätigkeit der Genoſſenſchaften auf das Gebiet des Arbeitsverhältnilfes und der Arbeiter- 
fürforge über, dann wird — menigitens für diefe Speziellen Aufgaben — aud für 
eine Vertretung und Mitwirkung der Arbeiter gejorgt werden müſſen. 


3. Die theoretiihe Konftruftion der Berufsgenofjenichaften ergibt fi) ſonach im 
Anſchluß an das, was die freien Vereine und Erwerbs- und Wirthichaftsgenoffenichaften 
bisher geleistet haben, in ſehr einfacher Weile. Fraglich iſt nur, ob die bloße Organi— 
jation folcher Berufsgenofjenichaften auch bereits die zweckmäßige Thätigkeit verbürgt. 
Zweifellos wird man dies dort erwarten Dürfen, to bereits die freie Thätigfeit vor- 
gearbeitet, die landwirthichaftlihe Bevölkerung das Verftändnik für den Werth folcher 
gemeinfamen Arbeit gervonnen hat und die nöthigen Kräfte für eine wirthichaftliche 
und doch wirkſame Verwaltung der im gemeinfamen Intereſſe zu treffenden Ein- 
rihtungen vorhanden find. Wo folche Vorarbeit noch nicht geleiftet ift, werden Die 
Berufsgenofjenichaften nicht fogleich Erfolge erzielen können. Und Hier entjteht für Die 
ftaatliche Verwaltung die Aufgabe zu verhüten, daß nicht bei Beftehen der Zwangs— 
organijation die in die Hand der Verwaltung gelegten mwirthichaftlihen Mittel der 
Genoſſenſchaft unzweckmäßig verwendet werben. Es wird deßwegen zunädjlt wenigſtens 
den Genoſſenſchaften ein Organ der Ueberwachung, ſei es vom Staate, ſei es von 
Seite der Selbſtverwaltung aus, vorgeſetzt werden müſſen. 

Das Geſ. vom 13. Juni 1894 über die Landwirthſchaftskammern in Preußen bezeichnet 
ſelbſt ihren Zweck als den der korporativen Organiſation des landwirthſchaftlichen Berufsſtandes, 
doch ſind fie thatſächlich nur ein Vertretungsorgan der Landwirthſchaft mit beſchränkten Ver— 
waltungsbefugniſſen. Nach $ 2 des Geſetzes haben fie die Beſtimmung, „die Geſammtintereſſen 
der Land- und Forftwirthichaft ihres Bezirkes wahrzunehmen, zu diefem Behufe alle auf die 
Hebung der Lage des ländlichen Grundbefites abzielenden Einrihtungen, insbejondere die 
weitere forporative DOrganifation de3 Berufsftandes der Landmwirthe zu fördern. Auch haben 
ſie das Recht felbftändige Anträge zu ftellen“. Sie unterftüßen die Verwaltungsbehörden durd) 

5* 


68 Erftes Buch. Agrarpolitik. 8 18. 


thatfächliche Mittheilungen und Erftattung von Gutachten, durch Mitwirkung bei allen Maß— 
nahmen, welche die DOrganifation der landwirthichaftliden und fonftigen gemeinfamen Aufgaben 
betreffen; fie fördern den techniihen Fortichritt der Landwirthſchaft durch zweckentſprechende 
Einrichtungen und fie fönnen zu diefem Zwecke dad Vermögen der landwirthichaftlichen Vereine 
übernehmen; endlich ift ihnen vorbehalten, „nady Maßgabe der für die Börſen und Märkte zu 
erlajfenden Beftimmungen bei der Verwaltung und den Preisnotirungen der Produftenbörjen, 
ſowie der Märkte, insbefondere der Viehmärkte, mitzumirfen“. 

Sn Defterreich fam ein Reichsgeſetz vom 27. April 1902 zu Stande, welches Normativ- 
beftimmungen für die Errichtung von Berufsgenoſſenſchaften der Landmwirthe enthält. Seine 
Ausführung ift aber Landesgeſetzen überlafjen, die bisher noch nicht erfloffen find. Vorgeſehen 
find Genoſſenſchaften innerhalb der einzelnen Gerichtöbezirfe und ihre Zufammenfaffung in 
Landesgenoſſenſchaften für den Bereich des ganzen Landes. Mitglieder find die Eigenthümer, 
Nubungseigentdümer und Fruchtnießer land- und forjtwirthichaftlicher Liegenichaften. Die 
Zandesgejege fünnen ein gemiljes Mindeſtmaß der Fläche oder de3 Ertrags vorschreiben und 
jolche Liegenfchaften, die ein gewiſſes Marimalmaß überjchreiten, in eine befondere Berufs— 
genoſſenſchaft zufammenfaffen. Zweck der Berufsgenoffenfchaften iſt Belehrung, Unterftüßung, 
Vertretung der berufsftändiichen Intereſſen der Genoffen und Förderung ihrer mwirthichaftlichen 
Intereſſen. Grundfäglich ausgejchlojfen iſt aber die Betheiligung der Berufsgenofjenichaften an 
Ermwerböunternehmungen was immer für einer Art. Gie können daher nur den Ankauf landmirth- 
Ichaftlicher Bedarfsartifel, Verkauf landwirthichaftlicher Produkte, Gewährung von Kredit u. ſ. m., 
vermitteln, fie können zur Bildung von Genoſſenſchaften anregen, bei Vermwaltungsaufgaben 
des Staates und Landes mitwirken. Ihr Aufgabenfreis geht daher nicht über den der 
gegenmärtigen landwirthichaftlichen Vereine hinaus. Die Genofjenschaftsbeiträge werden als 
Zuſchlag zur ftaatlihen Grundfteuer eingehoben. — Ueber einen öſterrreichiſchen Geſetzent— 
mwurf 1893, der landwirthichaftliche Zwangsberufsgenoſſenſchaften plante mit der Aufgabe, 
verjchuldete Bauernhöfe zu übernehmen und als Nentengüter mit weitgehenden Auffichts- 
rechten der Genoſſenſchaft wieder zu vergeben, vgl. Schiff, landwirthſch. Berufsgenoſſen— 
Ihaften und Rentengüter in Defterreih, 8. f. Stw. 1895, Hainiſch, Agrarreform in Dejter- 
reich, Archiv 1894, Sering, Agrargefebgebung in Dejterreih, J. f. G. 3. 1894. 


4. Deffentliher Beſitz und Bodenverſtaatlichung. 


818. 1. Einen hervorragenden Antheil an der Berforgung mit Bodenproduften hat 
der Befib öffentliher Korporationen — de3 Staates, der Kirche, der Gemeinden — 
heute nicht. Nur auf dem Gebiete der Forſtwirthſchaft fommt er in einzelnen Rändern 
— in den deutihen Staaten, Kantonen der Echweiz — in Betracht. Hier begegnete 
die auf Veräußerung des jtaatlihen Grundbefiges gerichtete Bewegung zu Ende des 
18. und in der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts größerem Widerftand und heute ift 
lie vollitändig erloſchen. Im Foritbetrieb Hat der Großbeſitz überwiegende Vortheile: 
der Bedarf an Arbeit ift gering, an Kapital hingegen ſehr groß; der Betrieb muß mit 
lehr großen Zeiträumen rechnen; an der Eriltenz der Forfte Hängen ferner fehr be— 
deutende mwirthichaftliche Intereſſen, wie die Sicheritellung andauernder Holzverjorgung, 
Streuleje- und Weiderechte, Einfluß auf Wafjerläufe, Feuchtigkeit und klimatiſche Ver- 
hältnilfe, welche durch eine rein privatwirthichaftlihe Ausnußuna der Waldungen auf 
Generationen hinaus gefchädigt werden fünnen. E3 gehen daher übereinjtimmend die 
Anfichten dahin, daß der öffentlihe Waldbeſitz feſtzuhalten jei. 

2. Wo no Domänen im Beſitz öffentlicher Körperſchaften ſind, find es ſtets 
Reſte früheren öffentlihen Grundeigenthums. An eine Ausdehnung landwirthichaft- 
lihen Belites zum Zweck des eigenen oder Pachtbetriebes find weder der Staat nod) 
die Gemeinden in neuerer Zeit gejchritten; andererjeit3 wird auch Hier mie bei 
den Forlten mit der Veräußerung innegehalten. Schon die deutihen SKtameralijten 
des 18. Jahrhunderts waren Gegner des ftaatlihen Domänenbeſitzes. Der Einfluß 
der engliihen Nationalöfonomie hat diefe Abneigung im 19. Jahrhundert verftärft. 
Dennoch haben die theoretiichen Gründe der Freihandelsfchule, daß der Staat feine 
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Privatwirthichaft betreiben, nicht in Konkurrenz mit feinen Bürgern treten folle 
und daß es falſch fei, einen Vermögensbeſitz und gleichzeitig Schulden zu haben, 
da meiftens die leßteren höher verzinst werden müſſen, als das Erträgniß der Do- 
mänen ſei, auf die Praris nicht ausfchlaggebend gewirkt. Es wurden von Jakob, 
Rau, Roſcher, Ad. Wagner, dv. Stein auch gemwichtige Gegengründe geltend gemadt: 
der finanzielle Vortheil eines nicht von Steuerbemwilligungen abhängigen Einfommens 
des Staates; der Einfluß, den der Staat durch feine Domänenmwirthichaft als Mujter- 
betrieb auf die Pflege der Landmwirthichaft überhaupt auszuüben vermöge; vor Allem 
aber die Möglichkeit, die Grundbelißvertheilung durch den ftaatlihen Beſitz beeinfluffen 
zu fünnen. 

Allerdings hat es auch in den Fällen, in welchen der Staat eigenen landmwirth- 
ſchaftlichen Beſitz hat, ſtets als Regel gegolten, daß der Staat nicht ſelbſt Wirthichaft 
treibe, außer wenn es fi eben um Mufterwirthichaften oder Verfuchsitationen handelte. 
Die Staatlihen Regiebetriebe werden aber leicht nur Mufterbetriebe für die landwirth— 
ſchaftliche Technik, nicht ſolche für die mwirthichaftlich rationellite Anwendung derjelben, 
da der Mangel an Gelbitintereffe bei dem mirthichaftenden Beamten, die Bindung 
durch Bermwaltungsinftruftionen und die dadurd) gegebene Hemmung der Verwaltung, 
die Koftipieligfeit der Kontrole die Wirthichaftlichfeit der eigenen Regie gefährden. 
Co bleibt als zmwedmäßigfte Form der Verwaltung von Domänen, wenn von ihrer 
Veräußerung abgejehen wird, die Verpachtung übrig, und damit erledigt ſich aud) 
die Frage, ob vom Standpunft des gegebenen volfswirthichaftlichen Intereſſes aus eine 
Vermehrung des Domänenbeſitzes angeftrebt werden folle. Die Frage muß verneint 
werden, da dem jtaatlichen Betrieb fo menig eigenthümliche Vorzüge innemwohnen, 
daß er ihn, wo er möglich wäre, zweckmäßiger Weile aufgegeben hat. Durch ent- 
ſprechende Verpachtung in Form von Zeitpacht oder Erbpadht kann der Staat feinen 
gegebenen Befitz in volkswirthſchaftlich nüßlicher Weile verwerten. Eine Vermehrung 
ftaatlihen Domänenbejiges aber fann nur dann als wünſchenswerth angefehen werden, 
wenn man ji) auf den Standpunkt der Bodenverftaatlichung ftellt und daher die Ver- 
mehrung des ftaatlihen Beſitzes an ſich al3 anſtrebenswerth erachtet. 

3. Eine in Deutjchland allerdings nicht große, in England und Amerifa aber nicht 
unbedeutende Bewegung richtet fi auf die Verftaatlihung des Bodens (Boden- 
reformbervegung — Nationalisation of land), meil fie in ihm ein Monopolgut erblidt, 
das bei fteigender Bevölferung an Werth gemwinne, welcher Werthzuwachs in Geftalt 
von Grumdrente dem jeweiligen Eigenthümer ohne fein Verdienſt zufließe. Dieſe 
Monopoleigenichaft des Bodens begünftige dauernd den Bodenbeſitzer vor den übrigen 
Klaſſen der Gefellfchaft und begründe eine ungleiche Einfommensvertheilung, indem in 
wachſendem Maß das Eintommen des Grundbefites zunehme, das der anderen Klafjen 
— Kapitaliften und Arbeiter — aber befchränft werde oder wegen der Konkurrenz 
der Einzelnen fallen müffe. Der Sozialismus erblidt zwar nicht im Bodeneigenthum 
ein ſpezifiſches Schädigungsmittel der Gefellfchaft; inſoferne er aber auf die Aufhebung 
de3 Privateigenthums an PBroduftionsmitteln überhaupt gerichtet ift, muß er natürlich 
auch das Privateigenthum an Boden verurtheilen. Allein es gejchieht dies nur durd) 
Uebertragung der allgemeinen Theorie von der Schädlichfeit des Privateigenthums 
als Mittel der Ausbeutung befiglofer Arbeit und diefe erweiſt fi) bei näherer Betrach- 
tung dem Boden gegenüber als falih; denn weder beruht die Verwerthung des Bodens 
al3 Produftiongmittel auf Ausbeutung, da weitaus der größte Theil des Bodens von 
den Eigenthümern ſelbſt bearbeitet wird, noch ift hier ein ähnliches Geſetz der Ak— 
fumulation zu bemerfen, wie es für den Gemwerbe- und Handelsbetrieb beobachtet 
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wird. Noch weniger ift Heute die geiftige Auffafjung der landbebauenden Bevölferung 
eine derartige, daß ihr Ideenkreis einer Aufhebung des Privateigenthums an Boden 
entfprechen würde; fie wünjcht im Gegentheil die Sicherung ihres Privateigenthums 
und womöglich Vermehrung der Gelegenheit, ſolches Eigenthum zu erwerben. So 
müßte denn eine Vermehrung des ftaatlihen Bodenbeſitzes allein um jener Theorie 
der Bodenreformer millen vorgenommen werden und dazu iſt feine genügende Trieb- 
fraft vorhanden. Jene monopoliftiihen Eigenichaften des Bodens find für den land- 
wirthichaftlic benußten Boden, der jich heute der Konkurrenz der ganzen Erde aus- 
gejeßt findet, nur in ſehr beſchränktem Maße gegeben. Die Regel iſt die, daß nur 
intenfiver Kapitals- und Arbeitsaufmand die Bewirthichaftung des Bodens rentabel 
madt. So meit er als Wohnboden in Betradht fommt, fteht er hier nicht in Frage. 
Es ift daher gar feine Aussicht vorhanden, daß an den gegenmärtigen Bemirth- 
Ichaftungsformen des Bodens in abjehbarer Zeit irgend eine Aenderung eintreten 
werde, al3 etwa durch den genofjenichaftliden Betrieb herbeigeführt mwird. 


Am meiteften vorgefchritten ift die Bodenverftaatlihungsbewegung in England, mo die 
Befisvertheilung hierzu den größten Anlaß gegeben hat. Aber auch Hier jind die Intereſſen 
der Kleinbefiger und Pächter noch fo zahlreih, daß nach Meinung Bernſtein's, Probleme 
des Sozialismus in Neue Zeit Bd. XVI ©. 772, in abjehbarer Zeit ein Verſuch der Verſtaat— 
lichung großen, faum zu überwindenden Hindernifjen begegnen würde. „Selbit das öfo- 
nomiſch vorgejchrittenfte Land Europas ift heute in feinen Agrarverhältniffen noch ein gutes 
Stüd weit von jenem Bilde entfernt, da3 man fi gemöhnlih madt, indem man die Auf- 
faugung des Boden3 in den Händen einiger Beſitzer jo meit vorgefchritten annehme, daß die 
‚Nationalifirung‘ eine nothmwendige Folge ſei.“ Die Zugkraft der Landnationalifirungsbemwegung 
nehme daher fichtlih ab. — Die Bodenreformbemwegung in Deutichland wendet ſich mehr dem 
Wohnboden zu und hier find allerdings praftiiche Erfolge zu erzielen. Es wird bei Beiprechung 
der Wohnungsfrage darauf zurüdzufommen fein. Die deutiche Sozialdemokratie lehnt die ein- 
jeitige Bodenverftaatlihung heute weſentlich deshalb ab, meil fie bei Beitehenbleiben des privat- 
fapitaliftiichen Betrieb3 davon feinen Vortheil, höchſtens die Garantie der heutigen Boden- 
rente für die bisherigen Befißer und Berlufte für die Gemeinfchaft daraus erblidt. Vgl. 
Kautsfy a. a. O. 


Literatur über den öffentlichen Beſitz an Ländereien und die Grundſätze ſeiner Verwaltung: 
vornehmlich Wagner, Finanzwiſſenſchaft, Bd. J 3. Aufl., 1883, ©.512 ff.; Roſcher, Finanz— 
wiſſenſchaft, 1886, I. Buch 1.—3. Kap.; v. Stein, Finanzwiſſenſchaft, 5. Aufl., 1885, 2. Bd.; 
über die ſozialpolitiſche und volkswirthſchaftspolitiſche Verwerthung der Domänen beſonders 
Rimpler, Domänenpolitik und Grundeigenthumsvertheilung, 1888; derſelbe, Art. Domänen 
in How. d. Stiw., daſelbſt auch eingehende Literaturnachweiſe; über die Bodenverſtaatlichung: 
Preuß, Die Bodenbefigreform als joziales Heilmittel 1892; Buchenberger, Agrarpolitik I, 
S. 229 ff.; Kautsfy, Die Agrarfrage 1899, ©. 321; auch Bd. I 827; Herkner, Xrbeiter- 
frage, 5. Aufl., ©. 598 ff. 


V. Die Stellung der Arbeiter in der landwirthfchaftlichen Produktionsorganifation. 


1. Die Formen des Arbeitsverhältuiiies auf dem Lande. 


8 19. 1. Seit der Aufhebung der Guts- und Grundherrichaft ift auch der land- 
wirthichaftlihe Unternehmer, der fremde Arbeitsfräfte braucht, darauf angemiejen jie 
vertragsmäßig anzumerben, und der Arbeiter kann das ihm nicht zufagende Arbeits— 
verhältniß ebenjo mie der Arbeitgeber vertragsmäßig aufheben. Die Formen, in denen 
dieſe Verträge geſchloſſen werden und der Inhalt der darnach gegenfeitig übernom- 
menen Berpflichtungen find außerordentlich mannigfaltig in den einzelnen Fällen; dod) 
lafjen fih mit Rüdjicht auf die fozialen und wirthſchaftlichen Lebensbedingungen der 
Arbeiter weſentlich drei Gruppen fcheiden: das Geſindeverhältniß, das Verhältniß 
der grundbefißenden Taglöhner und das der befiglojen Taglöhner. 
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Beim Geſinde Handelt es fi) um meiſt unverheirathete Berfonen und um feine 
dauernde Lebenzitellung. Die Gefindeperjonen erhalten in der Familie des Arbeitgebers 
Wohnung und Verpflegung und unterſtehen dem bejonderen Gefinderedht. Sie dienen 
nicht mie das häusliche ſtädtiſche Gefinde den perſönlichen Bedürfniffen des Wrbeit- 
gebers, jondern dem landwirthichaftlihen Betriebe, insbefondere der Wartung und 
Pflege der Hausthiere. Der Gefindevertrag ift regelmäßig für längere Zeit geichloffen 
und bedingt für da3 Gefinde Häufig neben Geldlohn auch die Lieferung gemiller 
Naturalien, für den Arbeitgeber die Berechtigung, jederzeit die nothwendigen Dienſte 
fordern zu können. 

Die Taglöhner verdingen fi für längere oder fürzere Zeit zu beitimmter 
Arbeit gegen Geldlohn, der aber auch jehr Häufig mit einem Naturallohn ver- 
bunden it. Der grundbefigende Taglöhner vermwerthet nur feine freie, durch die 
eigene Wirthichaft nicht benöthigte Arbeitskraft in der Regel nur am Ort feiner 
eigenen Wirthihaft, wenn diefe nicht etwa fo Hein ilt, daß fie auch) von Weib und 
Kind betrieben werden kann. Für ihn vermag der Erwerb eines Geldeinfommens 
aus der Taglöhnerei ein werthvolles Mittel nicht nur zu beijerer Xebensführung und 
Erhaltung feiner Familie, fondern auch zu allmählicher Verbeflerung feiner Wirthichaft, 
bei günjtiger Lage auch zur Vergrößerung feines Befites zu werden. Der grund- 
befigende Taglöhner ift ein feßhafter, aber durch den Beſitz in größerem oder gerin- 
gerem Grade unabhängiger Arbeiter. ft freilich fein Beſitz jehr Hein und die Arbeits- 
gelegenheit bejchränft, dann kann er ihm auch zur Feifel werden und ihn hindern 
beſſere Arbeitögelegenheiten aufzufuchen. Nichtödeftomweniger ift feine foziale und wirth— 
Ihaftlihe Stellung doch in den meiften Fällen der des freien Taglöhners vorzuziehen, 
der ohne Grundbeſitz und ohne dauernden Kontraft nur von der täglichen Verwerthung 
feiner Arbeitskraft. lebt und daher bei fehlender Arbeitsgelegenheit fein Einfommen hat. 

Unter den befiglojen Arbeitern gibt es auch folche, welche fich für längere Zeit und 
unter bejonderen Bedingungen verpflichten. Unter ihnen treten bejonders jene hervor, 
welche Grund und Boden und die mwichtigjten Bedarfsgegenftände geliefert befommen 
und damit in ähnlicher, ja vielleicht manchmal in beilerer Weife ihren Unterhalt ficher- 
gejtellt finden als dies bei einem grundbefigenden Taglöhner der Fall it. Die nur 
für fürzere Beiten, 3. B. für Erntearbeiten, fontraftlich gebundenen ländlichen Arbeiter 
haben vor Allem mit dem fat völligen Mangel an Arbeit, daher an Einkommen, in 
den Wintermonaten zu rechnen. Ihre Exiſtenz iſt die unlicherite; ihr Snterejje an dem 
Empfang von Geldlohn und an der Höhe deſſelben das größte. Für den durch län- 
gere Zeit fontraftlich gebundenen Arbeiter tritt, je nad) dem Maße der natürlichen 
Ausftattung, die ihm zugelichert ift, und der Art der Verforgung das Intereſſe an der 
Höhe des nominellen Geldlohnes zurüd: die Sicherung der Eriftenz ift, zumal die dem 
Gelindeverhältniß ſich nähernden perfönliden Beziehungen zum Arbeitgeber Gelegen- 
heit zu manchen außerfontraftlihen Begünftigungen bieten, in diejen Fällen die größte, 
aber die Abhängigkeit vom Arbeitgeber die ſtärkſte, und die Ausfichten für eine Ver— 
änderung des Verhältniffes, für ein Auffteigen in eine höhere foziale Klafje jind die 
geringiten. 

In einzelnen Ländern geftaltet fich daS Arbeitsverhältniß folgendermaßen: 

1. Deutihland. Im nördlihen Deutfchland find drei Gebiete zu fcheiden. Weitfalen, 
Niederfachien zmifchen Wefer und Elbe und das Gebiet öftlih der Elbe. In Weftfalen 
it die Heuerlingsverfaffung zu Haufe. Heuerlinge (Heuerleute) find fämmtliche Arbeiter: 
familien, die von einem Arbeitgeber ein Stüd Land und da3 Meine Haus darauf pachten und 


dafür verpflichtet find, eine beftinnmte Anzahl von Tagen ihre Arbeitsfraft um einen billigeren 
Kohn, ala dort jonft üblich ift, zur Verfügung zu ftellen. Außerdem leiftet der Arbeitgeber dem 
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Heuerling, deſſen Gut zu Hein ift, um ein Geſpann zu halten, Spanndienfte. Die Arbeitgeber 
find die Großbauern. In Sprache, Sitte und Lebensanichauungen ftehen fie dem Heuerling fo 
nahe, daß fein Unterfchied zwijchen ihnen befteht als der des Befites. Diefer ift allerdings 
groß genug, um das Konnubium zivischen der bäuerliden und der Heuerlingsfamilie zu ver- 
hindern, läßt aber fonft ein Gefühl des Gegenjaßes nicht aufflommen. Die Heuerleute find 
zufrieden, ftehen fich beſſer als fleine GrundeigenthHümer und bleiben lieber Pächter und 
Arbeiter, al3 daß fie einen folchen Kleinen Grundbeſitz eigenthümlich erwerben. „Hier hat der 
Arbeitgeber ftet3 genug Arbeitskräfte zur Verfügung, um alle wirthichaftlihden Arbeiten in 
ordnungsmäßiger Weile zu erledigen und hier befinden ſich die Arbeiter ſowohl materiell in 
jehr guter Lage, als auch ideell in einer durchaus zufriedenen Stimmung.“ Schriften de3 
V. f. ©. Bd. LIII: Die Verhältnifie der Landarbeiter in Deutichland, ©. 219. Zwar dauert 
die Pacht nur auf gemilje Zeit; doch ift es üblich, daß fie vom Bater auf den Sohn übergeht, 
und viele Heuerlingsfamilien fißen ſchon Hundert Fahre und länger auf demfelben Hof als 
Heuerleute. Auch die Arbeitgeber find mit diefer Arbeitöverfaffung zufrieden (a.a. DO. ©. 38). 

Während in Weftfalen die Bauern in einzelnen Gehöften zerjtreut über’3 Land leben, 
lebt der Bauernftand Niederſachſens in gefchlojfenen Dörfern. Die Grundeigenthumsver— 
theilung ift mannigfacdh: es gibt Kleinere Nittergüter, Vollbauern, Halbbauern; PViertelbauern 
jind noch zu unterfcheiden. Neben ihnen wohnen der Käther, der fein richtiger Bauer mehr ift, der 
Brücdbefiger, der Anbauer, der Häusling und andere Klaffen Heinerer Leute. Dieje lebteren 
liefern fowohl für die Großbauern mie für die Gutsbeſitzer die Arbeitskräfte. Die Arbeits- 
berträge werden nur für furze Zeit und ganz nach Belieben des Arbeiters gejchlofjen, der auf 
den Taglohnverdienſt nicht unbedingt angewieſen iſt. 

Im Oſten der Elbe, dem Gebiet vorwiegenden Großgrundbefißes, herrſcht die Inſten— 
verfaſſung. Der Inſte iſt ein vom Gutsbeſitzer durch Vertrag für langere Zeit angeworbener 
Taglöhner. Er empfängt die Wohnung vom Gutsherrn, dazu in der Regel etwas Gartenland 
und außerdem wird für ihn eine Anzahl Morgen Landes auf dem gutsherrlichen Beſitz beſtellt, 
deſſen Ernte an Getreide, Hülſenfrüchten und Kartoffeln ihm gehört. Endlich hat der Inſt— 
mann das Recht, während des Winters das Getreide des Gutsherrn auszudreſchen gegen einen 
beſtimmten Bruchtheil des Erdruſches. Er hält in der Regel Vieh, das im herrſchaftlichen 
Stalle ſteht. Für ſeine Taglöhnerarbeit wird er noch in Geld entlohnt. Zu ſolcher Arbeit iſt 
er jederzeit verpflichtet und zwar nicht nur allein, fondern mit einem Gehilfen (Scharmwerfer), 
den er beiftellen muß. Der Inſte ift fein jelbftändiger Landmwirth, und mehr und mehr geht 
jein Verhältniß in das eines bloßen Deputatiften über, d. h. an Stelle des Grundbeſitzes, 
der für ihn bebaut wird, der Kuh, die ihm gehört und im Gtalle des Herrn fteht, tritt die 
vertragsmäßige Lieferung einer bejtimmten Quantität Nahrungsmittel. An die Stelle eines 
Bruchtheild des von ihm erdrofchenen Kornes tritt bei Rüdgang des Getreidebaues oder An- 
wendung der Dampfmafcdine der bloße Geldtaglohn. Damit iſt der Zufammenhang zwiſchen 
dem landwirthichaftliden Arbeiter und dem Bodenbefiß und ebenfo die Snterefjengemeinjchaft 
zwijchen Grumdbefißer und Arbeiter ganz aufgehoben. Der lebtere ift wie in der Gemerbever- 
faffung nur durch den auf Geldlohn lautenden Vertrag mit feinem Arbeitgeber verbunden und 
diefer hat das Intereſſe, den Geldlohn bei gleicher Arbeitsleiftung möglichſt herabzudrüden. 
Dadurch verichlechtert fich die Lage der ländlichen Arbeiterflaffe bedeutend, findet vielfach eine 
Verdrängung deutfcher Arbeiter durch niedriger entlohnte ruſſiſche und polnische Wanderarbeiter 
ſtatt. Vgl. Knapp, Grundherrfchaft und Rittergut, 1897; derfelbe, Referat auf der General— 
verjammlung des B.f.©., 1893, Schr. Bd. LVIII. 

sm Süden und Weiten Deutichlands mit ftärferer Grundbelißvertheilung im Gebiet 
bormwiegenden Bauernftandes geben unverheirathetes Geſinde und taglöhnernde Kleinbauern die 
Arbeitskräfte für jene Güter ab, die folcher bedürfen. Dabei gibt e3 aber auch blos zur 
Miethe wohnende Taglühner, denen ein Hleines Stück Land verpacdhtet wird und die dann 
um geringeren Lohn arbeiten müffen, hie und da auf den großen Gütern auch Wanderarbeiter, 
die meilt aus folcden Gegenden fommen, wo die Ernte jehr früh beendet wird oder fich mie 
in den Sebirgsgegenden fehr verjpätet. Zwiſchen den taglühnernden und den größeren Bauern 
beiteht Feine joziale Scheidewand. Sie leiften fich gegenfeitig Hilfe. Nicht felten fteigen Tag- 
löhner dur Eparfamfeit oder Heirath in die Klaffe der eigentlihen Bauern auf, während 
andererjeit3 jolche auch wieder durch mirthichaftliches oder perfönlihes Mißgeſchick Herab- 
gefommen QTaglöhnerarbeit ſuchen müſſen. Schriften d. 8. f. ©. Bd. LIV. 

Landwirthichaftlihe Wanderarbeiter treten im Oſten Deutichlands da auf, wo die Un- 
fruchtbarfeit des Boden3, Mangel an Snduftrie oder Webervölferung die Ernährung in der 
Heimath thatſächlich unmöglich madhen. Sn ftarfem Maße treten fie in der Provinz Sachſen 
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hervor, wo ein intenfiver Landwirthſchaftsbetrieb, die Rübenkultur, Satfonarbeit nöthig mad. 
Hinterpommern, Weftpreußen, Poſen und Oberſchleſien ftellen alljährlih eine große Zahl 
folder Sadjfengänger. Vgl. Kärger, Sacdjjengängerei, 1890. Aber in diefen Gegenden fehlt 
e3 oft jelbjt an Arbeitern und die dortigen Landwirthe find Häufig genöthigt, ſolche aus Ruſſiſch— 
Polen und Galizien zu holen. Bgl. v. Trzeinsti, Ruſſiſch-Polniſche und Galiziſche Wander- 
arbeiter in Poſen, 1906. 

Für ganz Deutjchland hat die Berufgftatiftif von 1895 unter 8045 441 in der Landwirth— 
Schaft im Hauptberuf erwerbsthätigen Perfonen 1718885 Knechte und Mägde (lebtere 650 789), 
382 872 Taglöhner mit Land (darunter 67473 weibl.) und 1445300 Taglöhner ohne Land 
(darunter 631757 weibl.) gezählt. Die Zahl des häuslichen Dienftperfonal3 betrug 374 696. 
Die Zahl der ermwerbsthätigen Kinder (unter 14 Sahren) betrug 135 125 (Statiftif d. Deutichen 
Reichs, N.F. Bd. CXII; Conrad, Die Landwirthfchaft im Deutihen Reih im J. f. N. III. F. 
Bd. LXXI ©. 495). 

2. Defterreih. In Defterreich Hat eine 1894 durchgeführte Erhebung al3 Typen länd- 
licher Arbeiter die folgenden ergeben: Dienjtboten (Gejinde), d.h. Arbeiter, welche in der 
Familie des Arbeitgebers Wohnung und Verpflegung finden, dem bejonderen Dienftbotenrecht 
unterftehen und regelmäßig ſich für längere Zeit gegen Geldlohn, eventuell gemwille Natural- 
lieferungen verdingen; vertragsmäßig gebundene Arbeiter, welche ſich für längere Zeit 
gegen feiten Kahreslohn und freie Wohnung nebit verfhiedenen Naturallieferungen für Nahrung, 
Beheizung, Beleuchtung u.f. w. für ihren eigenen felbjtändig geführten Haushalt oder land— 
wirthichaftlichen Betrieb zur Leitung von Handarbeitstagen in bejtimmter oder unbejtimmter 
Anzahl gegen bejondere Entlohnung verpflichten (Deputatiften, Halbgefinde). Diejer Typus 
fommt in mannigfaltigen Variationen, namentlich was die Art der Entlohnung, die Art und 
Größe der gemährten Naturalien anbelangt, vor. Ein dritter Typus wird dur) den Tag— 
löhner gebildet, der feinen Sahrestontraft Hat und bald als anjälliger Heiner Grundbefiger 
auftritt, bald als Kontraftarbeiter für furze Zeit mit oder ohne Naturallieferungen, bald als 
freier Taglöhner ohne Grundbefiß; endlich das Kolonatsverhältniß, ein pachtähnlicher Ver— 
trag mit Naturallieferungen des Zeitpächters. Ueber Zahl und Art der familienfremden Ar— 
beitöfräfte gibt die landmwirthfchaftlihe Betriebzzählung vom 3. VI. 1902 einige Auskunft. 
Unter den 2856 348 land- und forjtwirthichaftliden Betrieben überhaupt waren nicht weniger 
als 2224 937, die ohne Familienfremde bemirthichaftet wurden (547 107 nur vom Inhaber, 
1677 830 mit Familiengliedern).. Bon den reftlihen 631411 waren 36177 Betriebe mit 
Beamten oder Auflichtsperfonen und fremden Arbeitskräften, die übrigen 595234 wurden 
ohne Auffichtsperfonal aber mit Familienfremden bemwirthichaftet, und zwar waren 125 810 
ausichlieglih auf Wanderarbeiter angemwiefen; inäbejondere in den füdlichen Gegen- 
den treten diefe Betriebe ftarf hervor, z. B. find in Iſtrien unter 13 371 Betrieben mit Fa— 
milienftemden (ohne Beamte) 10570 nur auf Wanderarbeiter angemiefen, aber auch in 
Nieder-Defterreich unter 56 103 ſolcher Betriebe 10163. Die großen Befiter find weniger auf 
Wanderarbeiter angemiejen, von den 36177 Betrieben mit Beamten oder Auflihtsperjonen 
waren 30437 ohne Wanderarbeiter. Berhältnismäßig ftarf ift no die Dienjtboten- 
haltung; 338132 Betriebe hatten nur Dienftboten als fremde Arbeitsfräfte. Unter den Be- 
trieben mit Samilienfremden (ohne Beamte) hatten nur Dienftboten in Tirol 45 9/,, Nieder- 
Delterreih 46°/,, in Böhmen 56°/,, in Steiermark 66 %/,, in Ober-Defterreih 80 %/,. Im 
Ganzen wurden 942756 Dienftboten und nur 244 540 Taglöhner gezählt. Dagegen 3 424016 
thätige Inhaber, 4389 405 thätige Familienglieder, 12294 Beamte, 57 657 Aufſichtsperſonen. 

Daß die große Zahl der Wirthichaften ohne fremde Arbeitskräfte nicht freiwillig auf 
dieſe verzichtet, geht aus einer 1897 veranftalteten Erhebung der Landesfulturräthe über die 
landwirthichaftlichen Arbeiter hervor. In Kärnten, Vorarlberg, Sftrien und Schlefien wurde 
in allen Gerichtsbezirfen über Mangel an Pienftboten geklagt, in Böhmen, Steiermarf, Salz- 
burg, Mähren, Tirol, Krain, Nieder-Defterreich, Galizien in 90%, der Gericht3bezirfe. Auch 
über Mangel an Taglöhnern wird in den meilten Kronländern in der überwiegenden Mehr— 
heit aller Gerichtsbezirfe geflagt. 

Val. Defterreihifhe Statiftit Bd. XLIV Heft 1 Vie landwirthſchaftlichen Löhne 
in den im Reichsrath vertretenen Königreihen und Ländern nach dem Stande des Yahres 
1895; Inama-Sternegg, Die landwirthichaftlihen Arbeiter und deren Löhne in der Sta» 
tiitiichen Monatsfchrift, 21. Jahrg., 1895; Schullern-Schrattenhofen, Vie Landarbeiter 
in der öfterreihifhen Landwirthſchaft, in der Zeitfchrift für Volkswirthſchaft, 1896; Statiſt. 
Monatsichrift 1904; Defterreich. ftatift. Handb. 1906. 

3. Großbritannien. Hier war 1891 die foziale Gliederung der in der Landiirthichaft 
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thätigen Bevölferung die folgende: jelbjtändige Landwirthe 223 610; deren Söhne, Enfel, 
Brüder, Neffen 67287; Gutsverwalter 18205; landwirthichaftlihe Arbeiter und Dienftboten 
759134 (nach Herfner, Arbeiterfrage, 2. Aufl. ©. 203). Die Zahl der Arbeiter ift von Jahr— 
zehnt zu Sahrzehnt gefunfen. Gie beirug — Arbeiter und Dienftboten zuſammengerechnet — 
1851 noch 1241269; 1861 — 1163237; 1871 — 956 843; 1881 — 847 954; 1901 war jie 
631 728. Diefes Sinfen der Zahl der engliichen Landarbeiter hängt mit der Verwandlung von 
Ackerland in Grasland, mit der Ausdehnung der Weidemwirthichaften und der Anwendung von 
Mafchinenarbeit zuſammen. Vgl. Nafje, Agrariihe Zuftände in England, Schriften des 
V. f. S. Bd. XXVIL, 1884. Verglichen mit Deutjchland und Frankreich zeigt fich in obiger Ziffer 
der Charakter der engliſchen Grundbefißvertheilung. Bereits im 18. Jahrhundert mar der englijche 
landwirthichaftliche Betrieb ein Großbetrieb, der die bäuerlihe Bevölkerung, die bereit3 durch 
frühere Enttwidlungen beſchränkt war, durch Einhegungen des Gemeindelandes, durch Auffauf 
von bäuerlichen Höfen, durch Zufammenlegung bäuerlicher Belißungen und Einverleibung in 
da3 gebundene Grundbejißvermögen der großen Belißer vertrieb. Waren in der erften Hälfte 
des 18. Jahrhunderts die Arbeitskräfte der Landmwirthichaft noch theil3 Gejindeleute, theils 
Sleinbauern (vgl. Hasbach, Die engliihen Landarbeiter in den lebten hundert Jahren und 
die Einhegungen, Schriften des 8. f. ©. Bd. LIX, 1894, ©. 186), jo jind fie ſchon Ende des 
jelben zum Theil verdrängt durch die gelegentlichen Arbeitskräfte, welche der Grundbeſitzer aus 
den in der Armenverjorgung der Gemeinde ftehenden Perſonen gewinnt und durch Wander» 
arbeiter, die von Gut zu Gut ziehen; und im Laufe des 19. Jahrhundert3 wurde dann Die 
engliſche Landwirthſchaft dauernd auf die Arbeit bejißlofer Taglöhner angewieſen, deren Lage 
al3 eine äußerſt unbefriedigende gefchildert wird und in neuerer Zeit zu vielfadhen Reform- 
verfuchen in der Richtung einer Anjiedlung kleinerer Bauernitellen geführt hat. (Bol. Levy, 
Randarbeiterfrage und Landfludt in England im Archiv. 18. Bd. ©. 483.) 


2. Die ländliche Arbeiterfrage. 


8 20. 1. Die von der Wirthichafts- und Sozialpolitif zu löſenden Fragen werden 
je nad) der Gruppe von Arbeitern, mit der man e3 zu thun hat, verichieden fein; 
aber die ländliche Urbeiterfrage hat heute noch einen anderen Inhalt als den, der durch 
die Bedürfniffe der Arbeiter gegeben iſt. Und diefer iſt zunächit zu berühren. Piel- 
fach entjteht nämlich für den Arbeitgeber auf dem Lande eine Arbeiterfrage durch den 
Mangel an Arbeitern. Es iſt eine bejonders in einzelnen Theilen Deutſchlands, 
aber auch in vielen Gegenden Oeſterreichs, in Frankreich, England bemerfensmerthe 
Thatjache, daß ein fühlbarer Mangel an Gefindeperjonen und an ländlichen Taglöhnern, 
insbefondere aber an folchen, welche ſich für längere Zeit fontraftlich binden, auftritt. 
Diefer Mangel iſt jo groß, daß er fogar auf den Charakter des Tandmirthichaftlichen 
Betriebes zurückwirkt und den Uebergang von intenfiver zu ertenfiver Wirthichaft herbei- 
geführt hat, weil es an den nöthigen Arbeitskräften zur Beltellung des Bodens und 
Einbringung der Ernte mangelte. Dadurch wird diefer Mangel zu einer volfswirth- 
\chaftlich bedeutfamen Angelegenheit, da an der Sntenjität der Produktion die Geſammt— 
heit weſentlich intereffirt ift. 

2. Die Urſachen diefes Mangels an Xrbeitsfräften liegen vor Allem in den 
Uenderungen im landwirthſchaftlichen Betrieb, durch melde die Größe des 
Arbeitsbedarf3 in den einzelnen Monaten des Jahres jehr verichoben wurde. Immer 
verlangt die Landwirthſchaft im Sommer mehr Arbeit als im Winter. Aber während 
das Verhältniß zwiſchen Winter und Sommerarbeitämenge bei den älteren Betrieb3- 
ſyſtemen (Feldgrasmwirtgichaft) wie 1 zu 1,. geweſen ift, ift es bei fehr intenfiven 
Betrieben heute wie 1 zu 2,6 und der Bedarf des arbeitsreichiten Monates verhält ich 
zum arbeitsihmwäcjlten gar wie 4 zu 1. Der AUrbeitermangel iſt alſo zum Theil durch 
den Saiſoncharakter des LKandwirthichaftsbetriebes hervorgerufen und ilt injofern nicht 
eine ſpezifiſche Erſcheinung der europäilch-fontinentalen Landwirthichaft. Er tritt viel- 
leicht in noch höherem Grade in unbefiedelten Ländern, in den Vereinigten Staaten 
und Kanada, auf und hat hier zu großen Gaifoniwanderungen Anlaß gegeben. 
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Diefe aus dem GSaifoncharafter der Landwirthichaft hervorgehenden Cchwierigfeiten 
in der Beichaffung von Arbeitskräften wurden aber noch vermehrt durch das Zurück— 
gehen der Gelegenheiten zu gewerblidem Nebenverdienjt im Winter und 
durch die Verringerung der Nebeneinkünfte der ländlichen Bevölkerung an der All- 
mende. Die Durchführung von Gemeinheitstheilungen und die Ablöfung von Nußungs- 
rechten, die feit der Mitte des 19. Jahrhunderts im Intereſſe eines rationellen land- 
wirthichaftlihen Betriebes gefordert wurden und in großen Theilen Deutichlands, 
namentlich Preußens, auch erfolgten, haben viel zur Proletarifirung der taglöhnernden 
Bevölkerung auf dem Lande beigetragen und ihre Abwanderung von dort erleichtert. 
Noch viel entiheidender wurde aber, daß die auf der Verwerthung des Holz» und 
WaflerreihtHums des Landes beruhende Dezentralilation der Induſtrie und der Betrieb 
ländlicher Hausinduftrien, insbefondere in Verbindung mit Flachs- und Hanfbau, ſowie 
ländlicher Nebengewerbe wie Brauerei und Brennerei zu Gunften der fohleverbrauchen- 
den, die großen Verkehrsmittelpunkte aufjuchenden und zentralifirenden Großbetriebe 
zurüdgedrängt wurden. Berringerung der Arbeitögelegenheit im Winter und Steigerung 
bes Arbeitsbedarf3 im Sommer haben die Lage für den Arbeiter und den landwirth— 
Ihaftlihen Unternehmer jchwieriger geftaltet. Dazu find zweifellos Aenderungen in 
den Anihauungen der Bevölferung über den Werth des Lebens auf dem Lande 
getreten. An die Stelle früherer Seßhaftigfeit und Selbitgenügfamleit ift daS Verlangen 
nach größerer Celbjtändigfeit und Verbeflerung der wirthichaftlichen Lage getreten, dem 
die Xebensbedingungen der Induftrieftädte zu genügen fcheinen. Die Abwanderung vom 
Lande in die Großitädte nimmt in gewaltigem Maße zu. Nach einer Berechnung von 
Georg von Mayr betrug in dem Jahrfünft 1885—1890 der Gewinn der Induſtrie— 
zentren dur) Wanderung 57.36°/, ihres Geburtenüberfchuffes, während gleichzeitig im 
öftlichen Preußen, dem Gebiete vorwiegenden Großgrundbefites, 75.04°/, und in den 
Gebieten des Mittel- und Kleinbefites im meltlihen Preußen und Mitteldeutichland 
13.15°/,, in Süddeutichland 30,610), des Geburtenüberjchuffes durch Wanderung ver- 
loren gingen. 

Settegaft, Die Landwirthſchaft und ihr Betrieb, Breslau 1885, nimmt an, daß für den 
Hektar Bodenflähe bei Feldgrasmirthichaft 48—80, bei der Fruchtwechſelwirthſchaft 120—200, 
bei der Induſtriewirthſchaft 240—520 Handorbeitstage nothwendig jind. Daraus ift zu erfehen, 
in welhem Maß die volkswirthſchaftlich wünſchenswerthe intenjive Bodenbebauung an die 
Verfügung über Arbeitskräfte gebunden ift. Vgl. Buchenberger, Agrarpolitif, Bd. J ©. 544 ff.; 
von der Goltz, Die ländliche Arbeiterflaffe und der preußifche Staat, 1893, ©. 137 ff.; Sering, 
Die innere Kolonilation im öftlihen Deutichland, 1893; Schriften des B.F.©., Die Verhältniffe 
der Zandarbeiter in Deutichland, Bd. LIII—-LV; Verhandl. des 8. f. ©., 1893, Schr. Bd. LVIII; 
Sombart, Moderner Kapitalismus, II. Bd. ©.126 ff.; 9. Sohnrey, Wegweiſer für ländl. 
Wohlfahrtspflege und Heimathöpflege, Hat Beobachtungen über die heute thatfächlidh ausgeübte 
gewerbliche Nebenbeichäftigung von Landarbeitern gelammelt. Er fand, daß außer Hand— 
jpinnerei und ⸗-Weberei in einzelnen Gegenden Kunftitiderei, Flechtarbeit, Drahtarbeit, Holz- 
ihnigerei, Anfertigung von Hausgeräth betrieben wird, aber es feien Gelegenheit2arbeiten. 
Er tritt für ſyſtematiſche Organifation folder gewerblihen Arbeiten ein, weldye der Land— 
bevölferung für den Winter Eaifonarbeit geben. Hauptſächlich könnten Produfte in Betracht 
gezogen werden, für welche die Landwirthſchaft den Rohſtoff liefert (Bejen, hölzerne Löffel, 
Schaufeln, Leitern, Gartenmöbel, Flechtwerk von Weiden und Stroh, Filchereigeräthe, Nebe u. |. w.). 


3. Die Aufgabe, die der Politif mit Bezug auf die ländliche Arbeiterfrage 
gejtedt ift, ift demnach ganz Har: die Anziehungskraft des Landes und insbefondere der 
dafelbft ausgebotenen Arbeitsgelegenheiten muß geſtärkt werden. Schwierig aber ilt es, 
diefes Biel zu verwirflihen, da es fih nicht um den Gegenſatz einzelner Lebens 
bedingungen, fondern um die Grundlagen des gefelffchaftlichen Lebens überhaupt handelt. 
Zmeifellos wirken bei jener Bermegung auch ungefunde Triebe mit, der Reiz, die Ver- 
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lofungen, welche der äußerliche Glanz ſtädtiſchen Lebens mit fich bringt; aber e3 darf 
nicht überjehen werden, daß die Städte in der That die Mittelpunfte großer Kultur- 
fortichritte geworden find, und daß insbejondere den Arbeitern in den Städten in den 
Snftitutionen der förperlichen und geiftigen Fürſorge, in der Antheilnahme an gefelligen 
und Bildungsbeftrebungen unendlich viel mehr geboten wird als auf dem Lande. Die 
Ausgleihung zwiſchen den fich immer mehr ermweiternden Gegenſätzen jtädtiicher und 
ländlicher Kultur ift nur dadurch zu erreichen, daß dieſe leßtere in Bezug auf Gicher- 
heit und möglihen Fortſchritt der mwirthichaftlihen Eriftenz, in Bezug auf Kranfen- 
und Armenfürſorge, in Bezug auf Volksbildung und Vollsunterhaltung, in Bezug auf 
Achtung und Geltendmadhung der Perjönlichkeit fi) dem Guten, mas die ftädtilche 
und induftrielfe Entwidlung geboten Hat, anjchließt. Inſoweit kann die Behebung des 
Arbeitermangel3 im Rahmen der Verbefjerung der Arbeiterzuftände und diele 
wieder nur im Rahmen einer Berbefjerung der allgemeinen Rulturzuftände auf 
dem Lande angeftrebt werden. Wie in den Städten die Arbeiterbewegung der Hebel 
geworden ift, um zahlreiche Verbeflerungen in's Xeben zu rufen, welche nicht nur der 
Arbeiterflaffe, jondern der Gejammtheit zu Gute fommen, jo ſcheint auch auf dem Lande 
das Arbeitsverhältniß der Angelpunft zu werden, um den fich die Entwidlung der all- 
gemeinen fulturellen Zustände drehen wird. Andere Maßregeln als die, welche in der 
Berbeilerung des Arbeitsverhältnilfes gelegen jind, können nicht vorgeichlagen werden; 
denn jeder Verſuch, die Freizügigkeit zu unterbinden und mit Polizeimaßregeln die 
ländliche Arbeiterfchaft zwingen zu wollen, in ihrer Stellung zu verbleiben, müßte an 
dem fortichreitenden Selbſtbewußtſein auch diefer Klaſſe jcheitern. 

4. Betrachten wir die Mängel des ländlichen Arbeitsverhältnifjes, fo 
fiegen dieſe theils in der Unficherheit und Unzureichendheit ihrer wirthichaftlichen 
Rage, theils in dem Fehlen eigenen Grundbefißes, theils in der perjünlichen Stellung, 
welche der Arbeiter einnimmt. Es iſt dabei insbefondere auf die Berjchiedenheit der 
Bedürfniffe und der Lage der ländlichen Arbeiter auf den großen Gütern und auf 
jene der ländlichen Arbeiter in Gegenden vorwiegend bäuerlichen Beſitzes zu verweilen. 
Die Gebiete vorwiegenden Großgrundbeſitzes find die der jtärkiten Abwanderung der länd- 
lihen Bevölkerung und daher des ftärfiten Arbeitermangels. Die Urſache liegt hier 
Har zu Tage. Sie ift nicht in der Unficherheit der wirthichaftlihen Exiſtenz zu fuchen. 
Diefe iſt hier vielmehr, wie ſchon hervorgehoben wurde, gelicherter als in irgend einer 
anderen Wrbeiteritelluna; allein es fehlt dem ländlichen Arbeiter an der Möglichkeit, 
vorwärts zu fommen, und es fehlt ihm an der fozialen Celbftändigfeit: er bleibt Knecht 
unter Knechten und hat nur die Unerreichbarfeit der Etellung feines Herrn oder die 
gleiche gedrüdte, abhänaige Stellung feiner Mitdienenden vor Augen. Kein Gemeinde- 
leben, feine jelbjtändige Bethätigung auf iraend einem Gebiet ift ihm möglich; in jeder 
fulturellen Fürforge it er vom Herrn abhängig. In Zeiten gejteigerten Verkehrs 
und wachſenden Selbſtbewußtſeins auch der unterjten Geſellſchaftsklaſſen iſt eine gejell- 
Ihaftlihe Solirung auch bei ausreichender materieller Berforgung unerträglid. Die 
Ziele der Arbeiterpolitif Tiegen hier nicht fo jehr auf dem Gebiet einer Verbeflerung 
der Einfommensperhältniffe, als auf dem einer Veränderung der fozialen Stellung der 
Arbeiter. Das Mittel dazu iſt in der Förderung bäuerlicher mit Heinen Grundbeſitz— 
ſtellen vermilchter Anfiedlungen gelegen. Es Handelt ſich nicht blos darum, den Arbeiter 
zum Grundbeſitzer zu machen, jondern darum, ihm einestheil die Möglichkeit zu er- 
öffiien, feinen Heinen Grundbefiß zu einem bäuerlichen Beli ausdehnen zu können 
und ihm andererjeit3 eine geeignete Umgebung zu fchaffen für feine Bethätigung auf 
den Gebieten des Gemeindelebens, der felbitthätigen Fürforge im Vereinsweſen, der 
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anfprechenden Gefelligfeit, kurz für eine freie Entmwidlung feiner menjhlihen Perjön- 
feit nach feinem Wunſch und Begehr. Wenn nur der Boden des Großgrundbeliges 
feine ihm etwa eigenthümlicdh gehörende Stelle umgibt, iſt die Möglichkeit des Ver— 
fehrs, die Möglichkeit des Zufaufes nicht gegeben, und wo er nicht in einer bäuer- 
fihen Anfiedlung mit gleichjtrebenden und entgegenmwirkenden Kräften ſich in unab- 
hängiger Weile auseinanderjfegen kann, wird der Drang nad) Selbitändigfeit nicht 
genügend befriedigt. Pie Förderung folcher Anfiedlungen ift das Biel der inneren 
Kolonifation (vgl. $ 13). 

Daß die Beljerung der Einfommen (Lohnverhältniffe) allein die Landarbeiter nicht auf 
dem Lande zurüdhält, zeigt Levy, Landarbeiterfrage und Landfluht in England (Archiv, 
18. Bd. ©. 429). Die Landfludht Hält Hier an (vgl. oben ©. 74); was die Arbeiter forttreibt, 
find eben andere Dinge al3 die Lohnhöhe. Während in den Städten die PVerfürzung der 
Arbeitszeit immer mehr fortichreitet, Hat der ländliche Arbeiter noch den Arbeitstag feiner 
Vorfahren, d. h. man ruft ihn „um halb fünf an die Arbeit, um ihn erſt um 7 Uhr Abends wieder zu 
entlafjen, und dann erjt, wenn die Pferde ihre Streu befommen haben“. Aber auch die Art 
der Arbeit ift es, welche die Kritik des mit ftädtiischem Leben vertraut gewordenen Arbeiters 
zu erregen beginnt. Die Arbeit im Stall und Hof, das Düngerfahren oder Kuhmelfen erfcheint 
al3 niedrigere Arbeit al3 die in der Fabrif. Der Landarbeiter bleibt immer „Arbeiter“, der 
ftädtifche Arbeiter findet nad) Beendigung feiner Arbeit fozialen Umgang, bei dem nicht nad) 
feiner Stellung gefragt wird. Sobald er den Arbeitsfittel abgelegt und fein ftädtifches Kleid 
angezogen Hat, it er „Herr“. Das einzige Mittel, ihn an's Land zu feljeln, fei, ihn zum 
fleinen Grundbefißer zu maden. Bgl. auch dejfelben Berfaflers Buch: Entſtehung und 
Nüdgang des landwirthichaftl. Großbetriebs in England, 1904, ©. 148, 196. 


5. Uber auch in den Gebieten bäuerlicher Anfiedlungen macht ſich Arbeiter-, in3- 
bejondere Gefindemangel fühlbar. Und es beiteht auch Hier das Bedürfniß, eine Ver— 
beiferung in der Stellung des ländlichen Arbeiterö herbeizuführen. Inſoweit e3 die 
rein mwirthichaftliche Lage ift, welche im Arbeiter Unzufriedenheit erwedt, die Gering- 
fügigfeit des Geldlohnes, die Art der Naturaldarbietungen, kann von einem bewußten 
Eingreifen des Staates, der Gefeggebung, Verwaltung oder der Synterejjenverbände 
nicht die Nede fein. Die Ergiebigkeit der landwirthichaftlihen Produftion und die 
Vereinbarungen zwiſchen den einzelnen Arbeitern und Arbeitgebern werden von felbit 
jene Grenzen bejtimmen, die erreichbar find; allein es ijt befannt, daß auch hier nur 
lelten daS Unzureichende des Lebensunterhaltes den Grund für die Abwanderung in 
die Stadt abgibt, daß es vielmehr die allgemeine Lage des Arbeiter in der Stadt 
im Vergleich mit jener auf dem Lande ift, welche zur Wanderung anlodi. Man wird 
daher Berbefferungen anjtreben müſſen, welche nicht direkt daS Lohnverhältniß, ſondern die 
übrigen Bedingungen der Eriftenz des Arbeiter3 berühren. Zum Theil kann aud) hier 
die Unmöglichkeit des Vorwärtskommens in Frage jtehen in Gebieten großer geichlofjener 
Höfe, zeritreuter Anfiedlungen mit geringer Arbeitsgelegenheit für freimmerbende, grund» 
befigende Taglöhner. Es find dies die Gebiete, mo vornehmlich Gefindehaltung üblich 
it, und Hier wird es alfo das Gefindeverhältniß fein, das einer Bellerung zugeführt 
werden muß. Eine folche iſt einestheils zu fuchen in einer Abänderung der Gejinde- 
orönungen, welche das Rechtsverhältnig heute noch vielfach einfeitig zu Gunften des 
Herrn ordnen (in Bezug auf Kündigungsrechte, Arbeitsverpflihtungen, perjönliche 
Achtung); vor Allem aber ift es von enticheidender Wichtigkeit, daß die Fürſorge für 
das Gefinde bei Krankheiten, erlittenem Unfall und bei eintretender Arbeitsunfähigfeit 
befriedigend geregelt werde. Kein Bauer fann feinem Gejinde einen Lohn zahlen, 
der zur Selbitfürjorge in diefen Richtungen ausreichte, und die Scheu vor der drohen» 
den Armenverforgung bietet vielleicht den größten Anfporn zum Aufgeben des Gejinde- 
dienftes auf dem Lande überall da, wo derjelbe nicht ein bloßes Durchgangsſtadium 
zu wirthichaftlicher Selbſtändigkeit bildet. 
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6. In den Ebenen, den Gebieten der dorfweiſen Anſiedlung, überwiegen die Tag— 
löhner, grundbeſitzende und freie, unter den ländlichen Arbeitern. Hier wird es ge— 
lingen, die Arbeiter auf dem Lande feſtzuhalten, wenn die Bedingungen des Ge— 
meindelebens ſich für ſie günſtig geſtalten, die allgemeine Fürſorge nicht hinter der 
ſtädtiſchen zurückbleibt und die Beſitzvertheilung derart iſt, daß einestheils genügende 
Arbeitsgelegenheit vorhanden und andererſeits die Möglichkeit zur Beſitzerwerbung und 
zum Vorwärtskommen gegeben iſt. In Bezug auf den erſten Punkt iſt wenigſtens 
für den ſeßhaften Theil der Arbeiterſchaft unbedingt eine Theilnahme an der Gemeinde— 
verwaltung durch Einräumen des aktiven und paſſiven Wahlrechts zu verlangen, da 
durch die Möglichkeit, die kommunale Fürſorge für ihre Intereſſen zu erwecken, ihr 
Intereſſe am Verbleib in der Gemeinde weſentlich verſtärkt wird. Im Zuſammenhang 
damit ſteht die Erhaltung oder Bildung von Gemeindegründen und die Einräumung 
der Nutzungen daran auch an grundbeſitzende Taglöhner. Was die allgemeine Fürſorge 
anbelangt, ſo ſteht hierbei wie beim Geſinde die Fürſorge für den Fall der Erkrankung, 
bei Unfällen und im Alter in Frage, welche für die ſtädtiſchen Arbeiter meiſt, wenn 
auch nicht befriedigend, ſo doch ungleich beſſer als für die ländlichen gelöſt iſt. Auch 
eine Reform der Armenpflege kann wenigſtens dazu beitragen, ihr die abſchreckende 
Wirkung zu nehmen, die ſie heute vielfach auf den einer unſicheren Zukunft entgegen— 
ſehenden beſitzloſen Taglöhner ausüben muß. Daß für die Verbreitung von Bildung, 
für die Befriedigung des Leſe- und Willensbedürfniffes, für die erhebende Unterhaltung 
auf dem Lande jo gut wie gar nichts gejchieht, und der Drang nad) einer Verbejjerung 
menigfitens der Lage der Kinder in diefer Richtung dann gerade die ftreblamiten und 
tüchtigften Elemente vom flahen Lande forttreibt, ift viel zu wenig beachtet; ja die 
verfehrte Meinung, daß man diefe Dinge — Fortſetzung der Volksſchule durch Fort— 
bildungsichulen, Volfsbibliothefen, Leſe- und Vortragsabende, Schauftellungen — als 
Elemente der Auflöfung der einfahhen Drdnung des Yändlihen Lebens vom flachen 
Rande fernhalten müſſe, unterjftügt die Fortwanderung vom Lande in die Stadt viel- 
leicht mehr, als dies durch die wirthichaftlihe Lage der Arbeiter gejchieht. 

7. Die Landfludht der ländlichen Arbeiter iſt übrigens nur eine Theilericheinung 
der allgemeinen Verſchiebung in der VBertheilung der Bevölkerung auf Stadt und Land. 
Während noch in der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Bevölkerung aller Staaten 
ihrer Mehrheit nach Landbevölkerung war, überwiegt nun immer mehr die ftädtijche 
Bevölkerung. In allen Ländern ift der „Zug nad) der Stadt“ und insbeſondere der 
Großſtadt zu beobachten. Ale Verbeilerungen der Verkehrsmittel haben bisher nur 
zentralifirende, nicht dezentralifirende Wirkungen gehabt. Die fteigende Ausnubung der 
Wallerkräfte für eleftriihe Betriebe hat feine bemerfenswerthen Wirkungen auf die 
Bevölferungsbewegung ausgeübt. Im Bemußtjein der Menfchen allerdings wächſt die 
Werthihäbung des Lebens auf dem Lande aus Hygieniihen und äfthetiihen Gründen 
und der Wunſch nach Snduftrialifirung des Landes und Dezentralifirung des ftädtiichen 
Lebens it vorhanden. Es iſt aber ſehr zweifelhaft, ob Hier durch bewußtes Eingreifen 
beiondere Wirkungen erzielt werden fönnen. Sicher ift, daß jene Länder, welche durch 
ihre Entwicklung eine glüdlichere Vertdeilung der Snduftrie über daS Land ermirkt 
haben, 3. B. das Großherzogthum Baden, nicht nur ihrer induftriellen, ſondern aud) 
ihrer ländlichen Arbeiterbevölferung beſſere Xebensbedingungen gejichert Haben und den 
Gegenjaß, der ſich anderwärt3 entwidelt hat, nicht empfinden. 

Daß die Gewährung von Grundbefiß allein die ländlichen Arbeiter nicht zufrieden 
macht, haben die neueren Erhebungen über die Verhältniffe der Landarbeiter in Deutfchland, 


namentlich im Oftelbifchen, Har gezeigt. Vgl. insbeſ. Weber, Die Verhältnifje der Landarbeiter 
im oſtelbiſchen Deutjchland, 1892 (Schriften des B. f. ©. Bd. LV) und feine Meußerungen 
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bei den Berhandlunger 1893, ebenda Bd. LVIII ©.62, 128. Aber gewiß ift es, daß ohne 
die Möglichkeit des Grundbeſitzerwerbes an eine Feftigung der ländlichen Arbeiterbevölterung 
nicht gedacht werden fann. GSering faßt die Bedingungen ber Anfiedlung ländlicher Arbeiter 
in feiner Schrift über die innere Kolonijation ©. 136 folgendermaßen zufammen: „Die länpd- 
lichen Anmejen, welche zur Ernährung und Befchäftigung ihrer EigenthHümer nicht ausreichen, 
find der Regel nad) nur da lebensfähig und geeignet, die Arbeiten mwirthichaftli und gejell- 
ichaftlich) zu heben, wo 1. die Zahl folcher Stellen im Verhältnig zu den vorhandenen Er- 
mwerbsgelegenheiten nicht zu groß und eine Auswahl zwilchen verjchiedenen Arbeitgebern vor— 
handen ilt; 2. die Größe der Stellen darauf beredhnet ift, daß fie im Wejentlihen von Frauen 
und Kindern bewirthichaftet werden fünnen, den Mann aber nicht hindern, feine Hauptfraft 
der Lohnarbeit zu widmen; 3. die grundbefißenden Arbeiter Glieder von Landgemeinden 
bilden, deren Kern aus felbjtändigen bäuerlichen Nahrungen befteht.“ (Bgl. au) Verhandl. 
1893, Bd. LVILI der Schriften des 3. f. S. ©.137.) Aehnlich Miaskowski, Erbredt und 
Grundeigenthumspertheilung, Bd. J, 1882, ©.33; von der Goltz, Die ländliche Arbeiterklaſſe 
und der preußische Staat, 1893, ©. 215, 257. Über die Bemühungen in England und Däne— 
marf vgl. oben ©. 61. 


Von manchen Seiten, insbejondere von fozialdemofratifcher Seite wird auch für die länd— 
lihen Arbeiter Koalitionsfreiheit, die Bildung von Gewerfvereinen gefordert. In der That 
it der Ausſchluß ländlicher Arbeiter von der Koalitionzfreiheit (vgl. $ 44) zwar Hiltorijch 
dadurch) zu erflären, daß eben die gemerblihen Arbeiter diefe Freiheit für fich errungen 
haben; grundfäglich rechtfertigen läßt er fih nicht. Fraglid muß es aber erjcheinen, ob Ge— 
mwerfvereine gebildet werden fünnen und ob fie den Arbeitern etwas nüßen, da das zerſtreute 
Wohnen und Arbeiten, der Mangel an Berfehr, die geringen Geldmittel, die Schwäche de3 
Gemeinbewußtjeins in der ländlichen Arbeiterflaffe wenigſtens da, wo fie durch jelbftändigen 
Grundbejiß hinübergeleitet werden zu den Bauern, große Hindernifje bilden. Auch in England 
haben die ländlichen Gewerkvereine nur agitatorifhe Erfolge aufzumeifen. Vgl. Hasbadı, 
Die engliihen Landarbeiter in den le&ten 100 Sahren, 1894, ©. 301ff. Nah Galton, Die 
Hortichritte der engliichen Gemerfvereine (im Archiv, 1898, ©. 460) Haben fich alle vor einigen 
Sahren in England gegründeten Gemwerkvereine ländlicher Arbeiter wieder aufgelöft. Gemich- 
tiger ift die Forderung einer Revifion der Gefindeordnungen. Das Gefindereht geht von 
der Auffaffung des Gefindeverhältniffes als eines Herrichaftsverhältniffes des Dienftheren über 
da3 Gefinde au3 und enthält namentlich in feiner älteren Formulirung Beitimmungen, melde 
mie die der preußiichen Gefindeordnung (mäßiges Züchtigungsrecht, Einichränfung des Klage- 
rechts des Gefindes gegen die Herrichaft wegen leichterer Mißhandlungen und Beleidigungen, 
die unbegrenzte Gehorfamzpflicht) felbit den im Gefindedienft ftehenden minderjährigen Per- 
jonen gegenüber nicht aufrecht erhalten werden fünnen, aber vollkommen unzuläffig find gegen- 
über ländlichen Arbeitern, welche nur der Form nad) Gefinde find. Die preußiiche Gejinde- 
ordnung ftammt aus dem Jahre 1810. Ihr ift ein größerer Theil anderer deutfcher Gejinde- 
ordnungen nachgebildet, jo daß ihre Grundfäße für die Mehrheit des deutichen ländlichen Ge- 
jindes gelten und eine allgemeine Reform in diefer Richtung nothwendig ift. Vgl. Kähler, 
Geſindeweſen und Gefinderedht, Jena 1896. Auch das öfterreihifcehe Dienftbotenrecdht der ein- 
zelnen Länder enthält vielfach Härten, namentlidy Strafbeftimmungen, mährend der Dienſt— 
herr günftiger behandelt wird. Vgl. Morgenstern, Gefindewejen und Gefinderedht in Defter- 
reich 1902 (Mittheil. d. arbeitzftatift. Amtes). 


Die Ausdehnung des Arbeiterjhußes (vgl. unten $ 59) auf die landwirthichaftlidhen 
Lohnarbeiter ift noch kaum erwogen mworden. Kautsky, Agrarfrage 1899, ©. 363 erwähnt 
nur ein englifches Geſetz, da3 die Arbeit von Kindern unter 8 Sahren verbietet und bis zum 
12. Jahr duch Schulbeſuchszwang einengt. Das gleiche Ergebniß wird mohl in Deutichland 
und Defterreich durch die bis zum 14. Sahre währende Schulpflicht erreiht. Dadurch wird 
aber eine erſchöpfende Nebenarbeit nicht ausgefchloffen. Uebermäßige Arbeit jugendlicher Per- 
jonen fommt namentlich in Gebieten intenfiver Kultur (Nübenzuderkultur!) vor. Dieje, mie 
die Verhältniffe der Wanderarbeiter, lajjen eine geſetzliche Regelung nad) Art der für gewerb- 
lihe Arbeiter geltenden Schußbeftimmungen, wenn aud) wicht durch einfache Uebertragung, 
wünjchenstwerth erjcheinen. Ihatjächliche3 über die Arbeitsverhäftnilje in den Erhebungen de3 
Vereins für Sozialpolitit über die Verhältniffe der Landarbeiter in Deutſchland. Die Berüd- 
fihtigung der bejonderen Berhältnijfe der Landwirthſchaft bei entichiedenfter Forderung geſetz— 
licher Eingriffe in das Arbeitsverhältniß anerkennt auch Kautsky, Agrarfrage ©. 339 }f. Schr 
rihtig wird hier der nothiwendige Zufammenhang eines Kinderſchutzes mit einem geordneten 
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Syſtem der Erziehung und des Unterricht3 betont, ©. 355ff. Dieſer Zufammenhang gilt nicht 
nur für den Kinderfhuß in der Landwirthſchaft, fondern auch für den im Gewerbe. 

Die Fürforge für die erfranften oder durh Unfall getroffenen Arbeiter hat in 
Deutſchland eine im Ganzen befriedigende Ordnung durch die Kranfen- und Unfallverliche- 
rung3gejeße gefunden, welche auch auf die land- und forjtwirthichaftlihen Arbeiter ausgedehnt 
find. Auch hier zeigt fich wieder eine Benachtheiligung des Gejindes, indem dieſes reichSrechtlich 
nicht der Kranfenverjicherung unterworfen wurde. Zwar tft in manchen deutſchen Staaten eine 
landesgefegliche Ordnung eingetreten, vielfach aber, jo in Preußen, ift es und damit der große 
ihn zufallende Theil ländlicher Arbeiter auf die geringeren Verſorgungsanſprüche angewiejen, 
welche die Gefindeordnungen in Bezug auf die Erfranfung aufmeijen. Die Unfall- und die 
Alterd- und Snvaliditätsverjiherung erjtreden fi aber auch auf das Gelinde. Vgl. Kähler 
a. a. O. ©.158 und ©. 191 und Fuld, Das Gefinde und die foziale Gejebgebung in den 
J. f. N., 3.Folge Band X, 1895. — In Defterreich befteht feine organifirte Alters- und 
Smoaliditätsverforgung. Die Sranfenverfiherung umfaßt nicht die ländlichen Arbeiter und 
nicht das Geſinde. Die Unfallverjicherung trifft nur jene ländlichen Arbeiter, welche bei 
landwirthſchaftlichen Maſchinen befchäftigt find. Hier ift demnach ein meites Gebiet der Für- 
forge offen, das allerdings auch für die gewerblichen Arbeiter noch nicht vollftändig befriedigend 
geregelt ilt. 

Gehr viel fönnte auf dem Lande noch gefchehen in der Richtung einer, fei es von den Ge— 
meinden gehandhabten, fei e3 von den einzelnen gebildeten Gutsbeſitzern, Aerzten, vor Allem 
von den Geiftlihen und Lehrern geleiteten Wohlfahrtspflege. Wirthichaftlihe Belehrung, 
Gejundheitspflege, Bildung und Unterhaltung, Fürlorge für die Pflege, den Unterricht und die 
Erziehung der Kinder, Unterftüßung in Nothfällen, Errichtung von Fürforgeinititutionen für folche 
Fälle, Förderung des Sparen3, der Darlehnskaſſen ſind große Gebiete, auf mwelchen vielerlei 
Anregung gegeben und organifatorisch geichaffen werden fann. In manchen Richtungen greifen 
die Raifferienfaflen und die aus ihnen hervorgehenden Genoſſenſchaften, Volfsbildungsvereine 
und ähnliche ein. Daß auch der Einzelne manches leiften fann, zeigt Sohnrey, Die Wohl- 
fahrtöpflege auf dem Lande, 1896. 

Das ganze Problem der Abwendung vom Lande und die Gegentendenzen behandelt jehr 
hübſch Vandervelde, L’exode rural et le retour aux champs, Paris 1903. — Sn Baden 
wohnen von den rund 200000 Fabrifarbeitern zwei Drittel auf dem Lande. Die LXebensbe- 
dingungen in diejen dezentralifirten Induſtrien fchildert Fuchs, Die Verhältniſſe der Induſtrie— 
arbeiter in 17 Zandgemeinden bei Karläruhe, 1904. 

Literatur (Ueber die ländliche Arbeiterfrage im Allgemeinen): von der Golß, Die 
ländliche Arbeiterflafje und der preußiiche Staat, 1893; derjelbe in Schönberg’3 Hob. Bd. I, 1 
©. 30ff.; derjelbe, Die ländliche Arbeiterfrage im How. d. Stw.; Buckhenberger, Agrar 
poltif Bd. J ©. 547ff.; Herfner, Arbeiterfrage, 5. Aufl., 1908, ©. 42f., 394 ff. 
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I. Der landwirthfchaftliche Betrieb. 


1. Die Betriebsſyſteme. 


8 21. 1. Der landwirthichaftlihe Betrieb erfordert eine beitimmte Organiſation, 
vermöge deren die bei der Broduftion betheiligten Faktoren fich gegenjeitig ergänzen. 
Dem Boden werden durch jeden Anbau Stoffe beitimmter Art entzogen, welche ihm 
wieder erjeßt werden müſſen, wenn er fortdauernd anbaufähig bleiben jol. Da die 
einzelnen Pflanzen die im Boden ruhenden Stoffe in verichiedenem Maße in Anſpruch 
nehmen, ift wohl ein Wechjel der Bebauung möglih, aber immer muß der Boden 
durch) eine Zufuhr von Erjaßitoffen ertragfähig gemacht werden. Solche Tiefert der 
landwirthichaftliche Betrieb jelbft in dem durch die Viehhaltung gemonnenen Dünger- 
material, und die Viehhaltung kann wieder durch die dem Boden abgemwonnenen Futter- 
itoffe ermöglicht werden. Auch ohne Viehhaltung oder ohne ausichließliche Verwendung 
des Viehdüngers kann dem Boden der Erfa an Stoffen durch Fünftliche Düngermittel 
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gewährt werden. Dies feßt aber natürlih einen Einfauf und daher eine größere 
Berwendung von Betriebsfapital voraus, einen ftärferen geldwirthichaftlihen Verkehr 
und das PVorhandenfein eines geficherten Marktes für Bodenprodufte. Je nachdem 
der Landmwirthichaftsbetrieb eingerichtet ift, um unter Verwendung natürlihen oder 
fünftlihen Düngers den Anbau von Pflanzen auf gegebenem Boden zu ermöglichen, 
wechſeln die verichiedenen landwirthichaftlihen Betriebsiyfteme, d.h. die Grundfäße 
und Regeln, nad) denen innerhalb der Wirthichaft bei der Erzeugung von pflanzlichen 
und thieriichen Stoffen verfahren wird. Nach der hervorragenden Bedeutung, melde 
die KRömerproduftion in der Landwirthichaft einnimmt — 41°/, der ganzen land- 
wirthſchaftlich benubten Flache excl. Forſten Deutichlands entfallen auf Getreidebau; 
37.45 0/, ber fteuerbaren Bodenfläche find in Defterreich Aedern gewidmet — hat fie 
ihren Charakter vor Allem in der Bebauung des Bodens mit Getreide erhalten. 

2. Urſprüngliche, auf einer gering entmwidelten Intenſität der Wirthſchaft beruhende 
Betriebsiyfteme find die Brandmwirthichaft, die Feldgrasmwirthichaft, die Dreifeldermwirth- 
Ihaft. Die Brandwirthſchaft beiteht darin, daß man die obere Narbe des Bodens 
mit dem Pfluge Ioslöft oder mit der Hade Ioshaut, auf kleine Haufen wirft und Diele 
dann einem PVerbrennungsprozeß ausfeßt. Auf ZTorf- oder Moorboden (Moorbrand- 
wirthichaft) Liefert diejer felbit den Brennitoff, auf Waldboden wendet man das Syftem 
an, indem man das Land durch einige Zeit (1O—30 Jahre) zum niederen Waldbetrieb 
benust und dann nad) Abhauen des Holzes den Boden brennt, worauf man ihn durch 
einige Jahre für Getreidebau, eventuell weitere Jahre als Weide benußt und dann 
wieder zum Waldbau verwendet (Waldfeldwirthichaft). Die Feldgraswirthſchaft 
(Roppelwirthichaft, Wechjelwirthichaft, in den Alpen auch Egartenwirthſchaft genannt) 
beiteht darin, daß man den Boden abmwechjelnd durch einige Jahre als Ader benubt, 
dann wieder dur) einige Jahre dem Graswuchs überläßt und als Weide benugt. Man 
\priht von milder Feldgrasmirthichaft, wenn der Boden durch unbeftimmte Zeit dem 
einen oder anderen Zweck dient und ftet3 nur jo viel in Anbau genommen wird, als 
zur Erzielung der nöthigen Früchte gebraudht wird; von geregelter Feldgrasmirthichaft, 
two der ganze Boden als Aderland und als Weide-, Grasland in beftimmter Weife 
aufgetheilt it und ebenſo eine bejtimmte Zeitfolge für den Anbau, bezw. für den 
Graswuchs eingehalten wird. Bei der Dreifelderwirthichaft ift der Ader in drei 
Felder getheilt, von denen in jährlihem Wechjel eines bradjliegt, eines mit Wniter- 
getreide, das dritte mit Sommergetreide bebaut wird. 

Dieje ertenjiven Wirthichaftsbetriebe find fehr alt. Sie haben die Landwirthichaft bis 
in da3 18. Jahrhundert beherrfht. Ein Hinderniß für den Mebergang zu intenfiver Bemwirth- 
Ihaftung bildete nicht nur die mangelnde Erfenntniß der Gejeße des Pflanzenmwuchfes und des 
Verbrauchs der Bodenftoffe, fondern auch die Auftheilung des Landes, welche zur Gemenglage 
der Srundftüde führte, die große Zahl der Dienftbarfeiten, durch welche die Grundftüde unter 
einander verpflichtet und zur Einhaltung beitimmter Betriebe gebunden waren, und die durd) 
die Agrarverfaffung in feite Grenzen gebannte Verfügung über die Arbeitskräfte. Auch heute 
noch kommen aber dieje Betriebsſyſteme da vor, mo entweder die ungünftige Lage des Bodens 
oder Mangel an landmwirthichaftlihen Kenntniſſen oder an Kapital zu ertenjiven Betrieb drängen. 
So find Brennwirthſchaften noch übli im Schwarzwald, im Odenwald, auf den Moor- 
flächen im nordmeftlihen Deutfchland, in Tyrol, Bayern, in der Schweiz, im füdlichen Frank— 
reich; die Feldgraswirthſchaft in verfchiedenen Gebirgsgegenden Eüddeutfchlands, namentlich 
Bayerns, in den öfterreichifchen und ſchweizeriſchen Alpen, dann in feuchten, dem Graswuchs 
förderlichen Stlima bes Nordens, wie im nördlichen und nordöftlihen Teutichland, in Nordfrant- 
reich, in einzelnen Gegenden Englands. Die Dreifelderwirthſchaft hat „bis in diejes Jahr— 
hundert, wo nicht die Feldgrasmirthfchaften und diejen ähnliche Betriebsſyſteme fich behaupteten, 
überall, wo die bäuerliche Bevölferung dominirte, das vorwiegende Betriebsſyſtem gebilbet“ 
(Buchenberger Bd. J S. 32). „Zur Befeitigung der Dreifelderwirthſchaft war eine gänz- 
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ih Umwandlung der Agrargefebgebung nothwendig, mie fie in Deutichland in den erften Jahr— 
zehnten diejes Jahrhunderts (des 19.) erfolgte. Mit der Aufhebung der Gemeinheiten, mit der 
Ablöfung der Spann- und Handdienfte und der Naturalabgaben ſchwand auch allmählich die 
Dreifelderwirthichaft. In Deutjchland finden ſich zwar, namentlich bei den bäuerlichen Befißern, 
noch jet viele deutliche Spuren derjelben; aber in ihrer urjprünglichen Geftalt fommt fie faum 
mehr vor“ (von der Goltz in Schönberg’3 Handbuch Bd. IT 1 ©. 68). — In Defterreich ift 
fie noch heute die herrfchende Betriebsform der bäuerlihen Wirthichaft (Schiff, Agrarpolitif, 
85.1 6.430). 

3. Die Mängel der angeführten Betriebsiyiteme — theilmeiles Brachliegen des 
Bodens, geringer Ertrag in Folge häufigen Anbaues derjelben Früchte — führten feit 
dem vorigen Sahrhundert zu einer Einrichtung, die man al verbefierte Drei- 
felderwirtHichaft bezeichnet. Es mird hier das vom Körnerbau ausruhende Land 
nicht brachgelegt, jondern während des Sommers mit Futterpflanzen, Kartoffeln und 
anderen Wurzelgewächlen, wie Hülfenfrüchten bejtellt. Durch die vermehrte Geminnung 
von Futter wird eine erhöhte Viehhaltung möglich, welche wieder eine größere Dünger- 
gewinnung im Gefolge hat und dadurd) auf die Steigerung der Produktivität des 
Ackerbaues einwirkt. Doch feßt auch diejes Syitem noch das Vorhandenfein von ge- 
nügenden Flähen — Wiejen oder Weiden — voraus; denn two dies nicht der Fall 
ilt, tritt das Ueberwiegen des Körnerbaues wegen der dadurch bemirkten ftarfen Aus— 
nußung der Bodenſubſtanzen und ungenügender Düngung als ein Nacıtheil auch dieſes 
verbeflerten Feldſyſtems hervor. Insbeſondere die letztere Erwägung, durch Starken 
Futterbau große Viehhaltung und dadurch ftarfe Düngung des Nderbodens zu ermög- 
fihen, hat auf empiriidem Wege zur Einführung. der Fruchtwechſelwirthſchaft 
geführt, welche darin beiteht, daß niemals Halmfrüchte auf demjelben Boden einander 
folgen, jondern daß dieje mit anderen Gewächſen, jog. Blattfrüchten, abwechſeln. Da- 
durch wurde, wie man erjt ſpäter erfannte, der phylifaliihe Zuſtand des Bodens 
verbejjert, indem die Blattpflanzen die tieferen Partien des Bodens ausnugen und 
dadurch die Aderfrume für den nächitjährigen Anbau von Getreide jchonen. Der 
Körnerbau und dadurch die Gewinnung von Bodenfrüchten für die Bevölkerung ſcheint 
dadurch allerdings eingeengt; allein thatlächlich it dies doch nicht der Fall, da bei 
diefem Syitem geringere Bodenflädhen nöthig find, indem die Viehhaltung durch bloße 
Stallfütterung mögli wird und auch der Ertrag der bebauten Getreideflähen wächſt. 
Diefer Betrieb ſetzt aber bereit3 bedeutende Intelligenz ſeitens des Wirthichafters 
voraus, da die Fruchtfolge ſich nicht Tchematifch beftimmen Yäßt, jondern von dem ge— 
gebenen Boden und den Wirthichaftsbedingungen abhängig ift, ferner verlangt er 
großes Kapital und großen Arbeitsaufivand wegen der ausgedehnten vielen Bearbeitungen, 
ftarfe Düngung, auch Anwendung von Kunftdünger, eventuell Zufauf von Zuttermitteln. 
Diejes Betriebsſyſtem bildet den Mebergang zur freien Wirthichaft, bei welcher 
man fi an feine bejtimmte Fruchtfolge bindet, fondern jene Gewächſe baut, welche 
nach der Lage des Bodens, nad) den Wirthichaftsmitteln und der Verkaufsmöglichkeit 
den größten Ertrag zu liefern verjprechen. Dieſe fouveräne Beherrihung des Bodens 
legt aber befonders günjtigen Boden und günjtiges Klima voraus, welche eine Aus— 
wahl unter einer größeren Zahl von Kulturen ermöglichen und außerdem ein ſehr forg- 
fältiges Erwägen der Rentabilität der einzelnen Bebauungsarten, ſowie bedeutenden 
Arbeit3- und Kapitalsaufmand. Der Schwierigfeit der Organijation und Ueberwachung 
wegen iſt fie nur auf Heinen und mittleren Gütern möglich, deren Bejiter fi) durch 
bedeutende Intelligenz und größeres Betriebsfapital auszeichnen. 

Die Anwendung intensiver Wirthfchaftsiyftene ging von Belgien und England aus, to 


bereit3 im 18. Sahrhundert Fruchtmechjehwirthichaften betrieben wurden. Von dort aus 
ind fie nach Deutichland und Frankreich herüber gefommen und haben in der Nheinebene, in 
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Mitteldeutichland, in einzelnen Theilen von Norditalien Ausbreitung gefunden. In neuerer 
Zeit ift die Fruchtwechſelwirthſchaft insbefondere durch die Zuderrübenfultur ftark verbreitet worden. 
Bei rein bäuerlihen Wirthfchaften ift das verbefjerte Dreifelderſyſtem die verbreitetite Betrieb3- 
form, namentlich in Deutichland. Die freie Wirthfchaft läßt ſich als jpaten- und gartenartige 
Kultur bei Heinbäuerlihden Wirthichaften in Süddeutichland, namentlich in den Gegenden des 
Handelsgewächsbaues — Baden, bayriiche Pfalz —, dann in Belgien, Stalien, Franfreich verfolgen. 


4. Die Wahl des Betriebsiygitems wird für die Größe des Yandwirthichaftlichen 
Rohertrags und dadurdh für die Verlorgung der Bevölferung mit Nahrungsmitteln 
aus der eigenen Bodenproduftion enticheidend. Se intenjiver der Betrieb, defto größer 
der Nohertrag. So hat ih ganz allgemein der Ertrag der Getreideproduftion im 
Laufe des 19. Jahrhunderts in den weſteuropäiſchen Staaten unter dem Einfluffe der 
verbejlerten Betriebsſyſteme gejteigert, in Deutichland etwa verdoppelt, und im Ver- 
hältniß der einzelnen Länder unter einander ftehen immer jene obenan, deren Land— 
wirthichaft intenjiver betrieben wird. Sp war im Durchſchnitt der Jahre 1894—98 
der Ertrag der Weizenernte pro ha in Großbritannien 22, in Belgien 20, in Holland 19, 
in Deutichland 17, in Defterreich 11, in Ungarn 12, aber in Stalien 7'/,, in Rußland 6, 
in den Vereinigten Staaten und Argentinien 9 Doppelzentner. In Deutjchland ſchwankt 
die dDurchichnittliche Weizenernte der einzelnen Betriebe zwiſchen 10—30 Doppelzentner. 

Der größere Rohertrag der intenjiveren Betriebsform mird aber nur vermittelt 
gefteigerter Produktionskoſtenaufwendungen erzielt, für die Anmendbarfeit eines in- 
tenfiveren Betriebsſyſtems mwird daher die Frage enticheidend, ob es troß dieſer Koiten- 
erhöhungen einen größeren Reinertrag verbürgt. 

5. Schon Ricardo Hatte erkannt, daß für die Bodenbebauung das Gejeß des 
abnehmenden Bodenertrags gelte (vgl. I $ 50), d.h. daß die Aufmendung von mehr 
Kapital und Arbeit (durch beflere Düngung, jorgfältigeres Umpflügen) zwar einen 
gefteigerten Ertrag bringe, dejlen Größe aber nicht im Berhältniß des Mehraufmandes 
zunehme, bi endlich eine Grenze erreicht fei, von der ab die Steigerung des Roh— 
ertrages durch die Produftionskoften ganz abjorbiert werde. Der Uebergang zu einem 
intenjiveren Wirthſchaftsſyſtem it daher immer von dem Berhältniß der Koften 
zum WRohertrage abhängig. Dieſes Verhältniß mird beeinflußt 1. durch die 
Marktpreiſe der landwirthichaftlihden Produkte, 2. dur die Höhe der Produf- 
tionsfoften (Arbeitslöhne, Zinsfuß für Betriebsfapital), 3. durch die Entfernung 
vom Marfte bezw. die Transportfoften, 4. durh die Broduftionstednil. 
Wenn alle diefe Bedingungen gegebene find, ift nur ein beftimmter Grad der Wirth- 
Ihaftsintenfität möglih. Der Uebergang zu intenfiveren Betriebsmethoden hängt 
daher von ihrer Veränderung ab: fteigende Marftpreije, Sinfen des Kapitalzinſes, 
der Arbeitslöhne ermöglihen intenfivere Wirthichaft; find diefe Bedingungen uns 
günftig, jo können fie doch noch durch betriebstechniiche Yortichritte ausgeglichen wer— 
den. Ar diefer Hinficht ift insbefondere die Liebig'ſche Lehre von der Erſchöpfung 
der Bodenfräfte von Bedeutung. 

6. Liebig's Lehre ift die folgende. Der Boden befist eine natürliche Fruchtbar- 
feit vermöge der in ihm enthaltenen mineraliihen Nährjubftanzen, welche in löslichem 
alfimilirbarem AZuftande vorhanden find. Dazu fommen aus der Luft und dem 
Waller Nährftoffe in den Boden, welche dafelbjt wieder Veränderungen erfahren, die 
fie für die Ernährung der Pflanzen tauglich machen. Jede Pflanze entzieht nun 
dem Boden beitimmte Nährftoffe, und zwar immer in dem gleihen Verhältnis. Dem— 
entiprechend ilt der Boden nach der Ernte ärmer an Nährftoffen al3 vorher und ift 
deilen Zufammenjegung eine andere geworden. Werden dem Boden die Stoffe nicht 
wieder erjebt, fo nimmt feine Ertragsfähigfeit ab. Diejer Wiedererſatz kann theils 
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durch Zerſetzung der bis dahin chemifch gebundenen, nicht löslihen Beitandtheile des 
Bodens erfolgen, theil3 dur Zufuhr von außen. Das erftere wird gefördert durch 
mechanifche Bearbeitung der Krume und des Untergrundes (Umpflügen), was Die 
Verwitterung erleichtert, und durch Regelung der Waflerzufuhr, das lebtere durch 
animalifche, vegetabilifche Düngung oder durch künſtliche Düngemittel. Dieſes Geſetz, 
daß der Boden die Nahrungsitoffe, die ihm durch die Ernte entzogen worden find, 
wieder erhalten muß, wenn feine Fruchtbarkeit die gleiche bleiben joll, iſt das Geſetz 
der Statif. 

In demjeldben Maße, in dem das Geſetz der Etatif zu Arbeit und Düngung 
zwingt, ändert ich der Charafter des Bodens. Beide Anforderungen find, privat- 
wirthfichaftlich betrachtet, Kapitalsanforderungen und der Boden, der urfprünglid) 
eine reine Naturgabe war, erhält dadurch) mehr und mehr den Charafter des Kapi— 
tal3: das, mas feinen Werth ausmadjt, die Nähritoffe, die in ihm enthalten find, 
find ein Ergebniß des Arbeits- und Kapitalsaufwandes, find produzirtes Produftiong- 
mittel. Se intenjiver eine Landwirthſchaft betrieben mird, dejto mehr nimmt fie 
daher Züge des Kapitals an, deſto meniger ijt der Ertrag als Gejchenf der 
Natur anzufehen. Aufgabe der Wirthichaftspolitif muß es daher fein, die Bedin- 
gungen zu erleichtern, unter welchen dem Boden Nrbeit und Kapital zugeführt 
werden und insbejondere in Perioden finfender Marftpreife und fteigender Löhne 
die fonftigen Produftionsfoften zu ermäßigen. Anderenfalls ift ein intenfiver, für 
die Bolfswirthichaft wegen des größeren NRohertrages nothwendiger Betrieb nicht 
möglid). 

In jüngiter Beit ift von Strakoſch die Aufmerffamfeit darauf gelenkt worden, 
daß das Verhältniß, in welchem die durch die Pflanze dem Boden entzogenen Nähr- 
itoffe in ihr in phyſiologiſch verwerthbare Nähritoffe umgewandelt werden, bei den 
einzelnen Pflanzen nicht gleich it, indem manche Pilanzen mit geringerem Ver— 
brauch an Bodenftoffen eine größere Menge von Nährftoffen erzeugen. Dieje Be- 
obachtung eröffnet dem Staate eine neue Aufgabe: die Fruchtbarkeit des Bodens mit 
Rückſicht auf den größten daraus erzielbaren Nubeffelt zu prüfen und darnach Die 
Kultur der geeignetiten Pflanzen zu begünitigen. 

7. Es zeigt fi demnad), daß die Wahl des Betriebsiyitems nicht ausschließlich 
nad) privatmwirthichaftliden Intereſſen erfolgen follte, daß vielmehr dabei auch große 
volkswirthſchaftliche Intereſſen — Bodenerihöpfung, größte Nubmenge von gegebenem 
Boden — in Frage Stehen. Es iſt der michtigfte Inhalt der landwirthichaftlichen 
Produftionspolitif, durch ihre Maßregeln die Wahl der richtigen Betriebsiyftene zu 
erleichtern. Es iſt dies Feine leichte und Feine einfache Aufgabe. Ein Wechiel des 
Betriebsſyſtems ift immer jchwierig durchzuführen, da die geſammten Einrichtungen, 
die Gebäude und das Inventar ſowohl, wie die individuellen Fähigfeiten und Kennt- 
nille der Landwirthe den üblichen, traditionellen Betriebsweilen angepaßt werden, fo 
daß ein Beharren in überfommenen Methoden oft auch dann noch erfolgt, wenn ein 
Wechſel zmedmäßig wäre. Es gehört zu den wichtigſten Aufgaben einer guten Agrar- 
politif, Durch zweckmäßige Leitung Jeiten3 der öffentlichen Verwaltung und durch geeig- 
nete Drganifationen der Landwirthe jelbit, duch Schulen und Mufterwirthichaften, 
durch Herftellung zweckmäßiger Betriebseinheiten, durch Förderung von Melivrationen 
und durch gute DOrganilation des landwirthichaftlichen Kredites die perjönlichen und 
objektiven Bedingungen für eine Anpaſſung der Betriebe an das zur Zeit nothmwendige 
Syitem zu erleichtern. 

Die Fruchtbarkeit des Bodens und die klimatiſchen Bedingungen ſetzen überall der Mahl 
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der Betriebsſyſteme natürlihe Grenzen. In Gegenden mit furzer Sommerzeit ift Frucht— 
wechjelmirtHichaft nicht möglich, über eine gewiſſe Höhe Hinauf überhaupt fein Aderbau. Troß- 
dem ermweijen uns die Erfahrungen des 19. Sahrhundert3, daß eine weſentliche Steigerung 
der Bodenproduftion möglih ift. In Deutichland find die Fortichritte erit in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts erzielt worden. Sombart, Der moderne Kapitalismus 2. Bd. 1902. 
S. 102 ff. madjt darauf aufmerkfjam, daß in der Mitte des 19. Jahrhundert3 die Technik der 
landwirthichaftlihen Produktion wenig fortgefchritten war. Ber Uebergang zur Stallfütterung 
wurde eben vollzogen; der Rübenbau war noch gering. Die Drainirung begann gerade; Die 
Drilltultur war noch unbefannt, der Handdrujch allgemein; die wiſſenſchaftliche Behandlung 
des Pflanzenbaues knüpft erft an Liebig's Agikulturchemie, 1840, an. Pie Anmendung 
fünftlihen Düngers, die Verbreitung landwirthichaftlihder Maſchinen ift eine Sache der lebten 
Sahrzehnte. Nun aber laffen jich viele Anzeichen für die fteigende Intenität des Landwirth— 
Ichaftsbetriebes in Deutichland anführen: Die Produktion von Kalifalzen, die 1861 begann, 
ftieg auf 1274900 t im Jahre 1890 und auf 5043 500 t im Sahre 1905, wovon faſt Alfes in 
Deutichland verwendet wurde. Nach den landwirthichaftlichen Betriebszählungen gab es in Deutich- 
land 1882 und 1895: Dampfpflüge 836 bezm. 1696, Mähmajchinen 19 634 bezw. 35 084, Dampf: 
dreſchmaſchinen 75 690 bezw. 259 364, andere Dreſchmaſchinen 298 367 bezw. 596 869. Dazu 
zählte man 1895 noch 28 673 Säemajdinen, 140 792 Drillmafchinen und 18 649 Düngerftreu- 
majchinen. Auf intenjivere Kultur deutet auch die Abnahme der geringeren Weiden und 
Nußungen und Zunahme des Kulturlandes. Das Ader- und Gartenland ftieg in Preußen 
(alte Provinzen) in der Zeit von 1802—1900 von 9870000 ha auf 15 677 328 ha (Conrad, 
Statiftif d. wirthſch. Kultur 1904 ©.69). Die Steigerung der Erträge wird durch die Ernte, 
ftatiftif aller Ländern dargetan: In Frankreich mar 1815 der Weizenertrag pro ha 9 Heftoliter- 
im Durchſchnitt der Ver Jahre 16, in Belgien ftieg er von 1850—1896 von 19 auf 27 Heftoliter, 
in Deutichland vom Ende der fiebziger zum Ende der neunziger Jahre von 13 auf 16,6 Dz. 
(Das Getreide im Weltverfehr. Wien 1900.) Zu Anfang des 19. Jahrhunderts und im Jahre 
1906 produzirte Deutichland in Millionen Kilogramm: Weizen 10.5 (39.4), Roggen 39.8 (96.3), 
Gerſte 16.4 (31.1), Hafer 14.5 (84.3). Dazu fommt, daß zu Beginn des Kahrhundert3 nicht 
ganz 11/5 %/, der Aderflähe mit Kartoffeln beitellt waren und die Zuderrübe faum gefannt 
war, während 1906 die deutſche Kartoffelernte 429 Millionen Kilogramm, die der Zuderrüben 
157 Millionen Kilogramm betrug (Rybarf, Steigerung der Produktivität der deutſchen Land— 
wirthichaft im 19. Sahrhundert, 1905). Strakoſch nimmt an, daß, zu gegenwärtigen Marft- 
preifen berechnet, dem Boden in Deutichland jährlid nm 1000 Millionen Mark mehr Nähr- 
itoffe entzogen werden als vor 100 Jahren. Natürlih müſſen fie ihm wieder erjeßt werden 
dur natürlichen und fünftlihen Dünger. 

Strakoſch, Das Problem der ungleichen Arbeitsleistung unferer Kulturpflanzen, 1907, 
macht auf die wichtige Thatjahe aufmerkſam, daß die Pflanzen die im Boden enthaltenen 
Nährſtoffe in verjchiedenem Grade zum Aufbau nußbarer Subftanzen verwenden. Er nennt 
die Entnahme an Bodennähritoffen den Koftenwerth der Pflanzen, die in der Ernte ge— 
lieferte nußbare Subſtanz (gemefjen an dem effektiv beobachteten phyſiologiſchen Nutzwerth) 
den Produftionswertd. Somohl der Koftenwerth wie der Produktionsmwerth laſſen ſich nad 
den durchſchnittlichen Marftpreiien ihrer wirffamen Beitandtheile in Geld ausdrüden. Solche 
Berehnungen, für die einzelnen Pflanzen angeftellt, zeigen, daß der Ueberſchuß an produzirten 
Nähritoffen über die dem Boden entzogenen Nähritoffe hinaus auffallend ungleich iſt, und daß 
Daher durch Uebergang zum Anbau von Pflanzen mit größerer Leiſtung in der Produktion 
von Nährjtoffen die auf demjelben Boden zu gemwinnenden Mengen von Nähritoffen noch jehr 
geiteigert werden können. 


Literatur: Bon der Goltz, Artikel Ackerbauſyſtem im Hdw. d. Stw.; derjelbe in 
Schönberg's Handbuh Bd. IIı ©. 56 ff.; Buchenberger, Agrarpolitif, Bd. I ©. 24 ff.; 
Brentano, Agrarpolitit, 1897, S.15 ff. und 62 ff. (Ueber freie Agrarverfallung als noth- 
wendige Vorrausjeßung intenfiver Kultur); Roſcher II 2. Kap.; v. d. Goltz, Hob. d. landw. 
Betriebslehre, 1886. 


2. Gemeinheitötheilungen und Serpitutenablöjungen. 


$ 22. 1. In vielen Ländern beftchen noch gemeinſchaftliche Befig- und Nußungs- 
rechte am Grund und Boden, welche auf die urfprünglidye Befiedlung und Landnahme 
zurüdgehen und fih von Miteigenthumsverhältniffen dadurd) untericheiden, daß ſie 
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nicht beftimmten Perſonen als foldhen, fondern nur als Mitgliedern einer Körperjchaft, 
gewöhnlich einer Gemeinde zuftehen. Sie ftellen aber auch nicht Rechte der Gemeinde dar, 
indem die Nußungen nicht der Gemeinde al3 Körperichaft, ſondern ihren einzelnen Mit- 
gliedern zufallen. Die Liegenfchaften, an welchen dieje Rechte jich ausgebildet Haben — 
Wälder, Alpen, Weiden, Wiejen, Neder kommen in diefen Berhältnijjen vor — heißen 
Allmenden, Gemeindheiten, agrariihe Gemeinſchaften. Man hat diefe Gemein- 
Ichaften mit dem Webergang der Landwirthichaft vom Flurzwang und der Vreifelder- 
wirthichaft zu intenfiverem Betrieb als kulturſchädlich betrachtet, weil das gemeinjchaft- 
liche Beſitzverhältniß Kulturverbefferungen Hindere. Da jeder Nußungsberechtigte ohne 
Rückſicht auf die dauernde Ergiebigkeit des Bodens feine Nußungen aus ihm zieht, iſt 
nicht nur feine rationelle Verbeſſerung der Wirthichaft möglich, es treten jogar Ver— 
ichlechterungen der Bodenqualität ein, inSbejondere auf Weidegründen. Darum ift feit 
Ende des 18. Jahrhunderts auf die Theilung der Gemeinheiten unter die Nutzungs— 
berechtigten gedrungen worden, um durch die Mebertragung des Bodens ins Privat- 
eigenthum das Intereſſe des Benützers anzuſpornen und einen im allgemeinen volfs- 
wirthſchaftlichen Intereſſe gelegenen intenjiveren und fteigende Produktion verheißenden 
Betrieb zu ermöglichen. Namentlid) daS Beifpiel Englands, wo nad) der Aufhebung 
der Gemeinschaften eine außerordentlihde Blüthe der landwirthichaftliden Produktion 
erzielt wurde, war dafür maßgebend. 

Gleichzeitig mit der Frage der Theilung der Gemeinschaften war auch die Frage 
der Regulirung von Wald- und Weidefervituten, Holz, Streus, Lefegerechtigfeiten, 
Gervituten des Viehauftriebes u. |. w. entitanden. Cie ruhen auf den durd). die 
frühere Grumdeigenthumsverfaflung gejchaffenen Beziehungen der Grundftüde unter 
einander. Dem unterthänigen Bauer jtanden folche Gerechtigfeiten am grundherrlichen 
Wald, an den Weiden des Grundheren zu oder die Berechtigung lag auf Ceite des 
Grundherrn oder es beitanden gegenfeitige Berechtigungen der Grundbejiger unter 
einander. Vielfach Hängen fie mit ungeflärten Eigenthumsverhältniljen zufammen, ftellen 
alfo gemeinichaftlihe Nubungsrehte dar. Auf jeden Fall waren fie ebenjo Feſſeln der 
freien Bewirthſchaſtung wie die Allmenden: der Eigenthümer de3 belafteten Grund» 
ftückes it durch die Rechte des Dritten in der Verfügung über feinen Boden gehemmt; 
die Nußungen am fremden Boden werden jtet3 rüdlichtslofer geführt al3 am eigenen, 
Ichädigen alfo dejjen dauernde Ertragsfähigkeit. Ebenjo wie die Allmendennußung ilt 
die Weidegerechtigfeit wieder für den Berechtigten ein jtarfer Anlaß, an einer zurüd- 
gebliebenen Wirthſchaftsmethode feitzuhalten. Durch den Weideauftrieb geht der Vor— 
theil der GStallfütterung und der damit verbundenen Düngergemwinnung verloren. Wie 
bei den Allınenden ſprechen alfo auch bei den Wald- und Weidefervituten landesfultur- 
techniiche Gründe für deren Aufhebung. Zu diefem Prozeß der Auflöfung von gemein- 
Ichaftlihen Nubungsrechten, welche aus der früheren Grundverfaffung hervorgegangen 
waren, fommt noch eine weitere Aufgabe. Die Grundftüde der einzelnen Landmwirthe 
ind im Laufe der Jahrhunderte durch Vererbung und Kauf, vielleicht auch ſchon durch 
die einstige VBertheilung im Gemenge gelegen, d.h. die einem Einzelnen gehörigen 
Felder liegen zerjtreut in der Flur. Dies hat wegen des Mangel von Zugängen zu 
jedem einzelnen Grundſtück die Nothiwendigfeit zur Folge, daß auf allen Grundftüden 
eine gleichzeitige Bewirthfchaftung vorgenommen werden mußte, wie andererjeit3 Die 
herrihende Bewirtgichaftungsart — Dreifelderwirthichaft mit regelmäßig mwiederfehrender 
Brache — die gegenfeitigen Weidefervituten, den Viehauftrieb begünitigte und dadurch 
auch wieder die Nothwendigfeit fchuf, an dieſer Fruchtfolge feftzuhalten. Dieſen Be- 
wirthichaftungszmang bezeichnet man al3 Flurzwang. Es war natürlich, daß man bei 
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Befeitigung der Cernituten auch an die Beleitigung der Gemenglage fchreiten mollte, 
da fie ebenfalls der freien Bemwirthichaftung Hinderlich war. 

2. Sene Borfehrungen, durch welche dieje dreifachen gemeinihhaftlihen Wirthichafts- 
beziehungen, mie fie durch die Allmenden, Servituten und Gemenglage geichaffen waren, 
aufgelöft werden follten, nannte man Gemeinheitstheilungen. In einem engeren 
Sinne des Wortes wird es aber nur auf die Theilungen der Allmenden an— 
gewendet. Der volfsmwirthichaftlihe Nutzen ſolcher Theilungen iſt nicht unbeitritten 
geblieben. Der Uebergang der in der Kultur zurüdgebliebenen Gemeinfchaften ins 
PrivateigentHum verbürgt an und für fich noch feine Verbeſſerung, da dies jedenfalls 
von der Leiltungsfähigfeit des Unternehmers abhängt. Es fam nicht felten vor, daß 
die wirthichaftlihe Schwäche oder der Leichtſinn diefen nöthigte, fchon bald nach der 
Theilung den zugemwiejenen Boden wieder zu veräußern, fo daß kurze Zeit nachher aud) 
der Erlös verausgabt war und der ehemalige Nußungsberecdhtigte vom urjprünglichen 
Gemeinland gar nichts beſaß. Allmenden gewähren, vorausgejebt, daß die Zahl der 
Nubtungsberechtigten nicht zu groß iſt, den: Kleinbefiß die Sicherheit einer wenn auch 
begrenzten PViehhaltung, eines fortdauernden Bezuges von Streu und Holz; da, wo 
Aderland im Gemeinbefiß steht, auch eines mäßigen Duantums von Nahrungsmitteln. 
Sie find ein Rüdhalt für jede Wirthichaft, der auch in den fchlechteften Zeiten nicht verjagt 
und niemal3 aufgezehrt werden fann. Cie hindern dadurd) eine vollftändige Verarmung 
und ermäßigen jo die Armenlalt der Gemeinde. Gind die Nußungsberechtigten Tag- 
föhner oder Snduftriearbeiter, jo fichern fie diefen außer ihrem Lohn auch noch eine 
werthvolle Ergänzung des landwirthichaftlichen Betriebes, verhindern ihre vollitändige 
Proletarifirung. Andererfeit3 liegen freilich auch Beilpiele vor, mo durch das Wach3- 
thum der Bevölkerung und durch mwirthichaftliche Ausnügung der Vortheil der Allmende 
verloren ging. 

3. Bei den widerſprechenden Erfahrungen, melche in Bezug auf den volfämwirth- 
Ihaftlihen und joztalen Werth der Allmenden vorliegen, wird die frage, ob beitehende 
agrariihe Gemeinſchaften erhalten oder durch Thellungen Sonderbetriebe geichaffen 
werden follen, nad) den konkreten Berhältnifien verichieden beantwortet merden 
müſſen. So eignen fi) Alpenmeiden, bei welchen jtet3 ein gemeinjchaftlicher Vieh— 
auftrieb erfolgen muß, gar nicht zu Theilungen, während im Gebiete des Karites, 
wo nur die mühlamfte und daher nur im eigenen Intereſſe des Eigenthümers zu 
erwartende Pflege den Boden kulturfähig machen kann, die gemeinjchaftlihe Be— 
nußung volljtändige VBerödung, die Theilung forgfältigite Bebauung hervorgerufen 
hat. Die zur Berüdjihtigung fommenden Gefichtspunfte find: 1. Die berechtigten 
PBerjonen. Solche find Gemeinden, Genojjenjchaften oder Gemeinschaften, d. h. 
eine nicht organilirte Mehrheit von Berechtigten. Je feſter der Verband ift, je mehr 
er ji) zu dauernder Verwaltung eignet, wie 3. B. bei der Gemeinde, deſto weniger 
wird er Beranlaflung zur Theilung bieten, während bei einer bloßen Berfonalverbin- 
dung wie dem Miteigenthum ähnliche Verhältniffe vorliegen, welche eine Auflöfung 
leichter zulaflen. 2. Die Kulturgattungen. Ader, Wieſen, Weide werden leichter 
getheilt werden fönnen, als Wald und Alpe. Die Erhaltung der Lebteren wird 
häufig unentbehrlich fein und die bei der Theilung zu befürdhtende Abholzung des 
Waldes oder Aufforstung der Alpe mag fo jchädlich erfcheinen, daß ſchon aus dieſem 
Grunde die Theilung vermieden wird. 3. Die Lage der Nußungsberedtigten 
und die Bodenverhältnifie. Wenn aus privatölonomiihen Gründen oder aus 
allgemeinen Gründen den Nußungsberedhtigten nad) durchgeführter Theilung ein Ucber- 
gang zu intenfiver Kultur nicht möglich ift, ift die Theilung werthlos. 4. Die Form 
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der Nutzung. ES gibt Gemeinjchaften mit Ueberweiſung von Boden an die Be- 
rechtigten zu lebenslänglicher Sondernußung mit regelmäßigem Wechjel der Gründe 
unter den Berechtigten, mit Verloofung der Gründe unter die berechtigten Familien; 
ſodann gibt e3 eigentliche Gejammtnußungen und zwar wieder in der Form gemein- 
Ichaftliher Gewinnung der Nutzung oder mit bloßen Naturalbezugsrechten oder mit 
gemeinjchaftliher Verwaltung und Abfindung des Einzelnen mit Geld. In den 
eriteren Fällen ift zu Theilungen gar fein Anlaß; in den legteren fönnen fie nüblich 
fein, wenn durch die Theilung nicht nur die Kultur des Bodens gehoben, fondern 
auch die Wirthichaft des Einzelnen verbejjert wird. In allen Fällen wirklich durch— 
geführter Theilung erweiſt es fich aber als nothmwendig, die Thetlung der Allmende 
mit einer Berbeflerung der Gemenglage der Grundftüde zu verbinden (vgl. $ 23). 

4. Während für die Erhaltung der Allmenden gewichtige Gründe fprechen, Find 
die Wald- und Weidejervituten zweifellos immer fulturhinderlih, und es hat 
daher der PVerpflichtete ein jtarfes Bedürfniß nach ihrer Aufhebung. Auch dem Be- 
rechtigten wird eine folche erwünſcht fein, wenn er Statt eines bloßen Nußungsrechtes 
an fremdem Boden ein diefem Nubungsmwerth entiprechendes Nequivalent an Boden 
ins Eigentum übermwiefen erhält. Nur wenn die Aufhebung in der Weile geichieht, 
daß ihm ftatt eines Bodenantheiles ein Geldfapital überwieſen oder die Ueberweiſung 
jo bemefjen wird, daß die Fortführung feiner Wirthichaft in der bisherigen Weije 
nicht möglich ift, wird ihm die Aufrechterhaltung des bejtehenden Zuftandes begehrens- 
wert) erfcheinen. Vom volfswirthichaftlihen Standpunft wird die Aufhebung der 
Servituten immer dann erwünſcht fein, wenn durch fie die volle Freiheit der Grund- 
bejißer ohne mwejentliche Verſchiebung der Beſitz- und Betrieböverhältnifje herbeigeführt 
wird. Dies iſt aber nicht immer der Fall. Da wo kleine Beſitzer ald Berechtigte 
einem großen Bejiger als PVerpflichtetem gegenüberftehen, iſt häufig die Nutzung am 
Wald und an der Weide des großen Beligers ein unentbehrlicher Beitandtheil des 
Kleinbetriebes. Wenn ihm dieje entzogen wird, ohne daß entiprechende Landzuweiſungen 
für die Fortführung feiner Viehhaltung und feines Holabedarfes zu Heiz- und Baus 
ziweden gefichert find, bedeutet die Aufhebung für ihn eine große Schädigung und 
vielfach jeinen wirthichaftlihen Untergang. E3 kommt daher bei der Aufhebung der 
Wald- und Weidefervituten alles darauf an, daß ihre Rüdwirkung auf den Wirth- 
Ihaftsbetrieb des ſchwächeren Theiles erwogen merde; und überall da, wo diejem 
nicht die Sicherung feines Betriebes gegeben ilt, ift im Snterefje der Aufrechterhaltung 
einer guten Bejitvertheilung — ſelbſt unter Hintanjeßung etwaiger Vortheile für die 
Kultur auf dem Boden des großen Beſitzers — eine NRegulirung der Serpitutsrechte, 
d.h. eine genaue Feitlegung der Grenzen, de3 Maßes und der Art ihrer Geltend- 
mahung eimer Aufhebung vorzuziehen. Namentlich eine Aufhebung gegen Geld- 
entihädigung Jollte nur dort Plab greifen, mo der Berechtigte ein größerer Land— 
wirt) oder doch ein ſolcher Bejiber ift, dem durch die Ueberweiſung eines Geld- 
fapital8 ein größerer Nuten widerfährt, al3 durch die Landzumeifung gemährt 
werden könnte. 


Ueber die Ausdehnung der Allmenden in einigen Ländern geben Buchenberger, Agrar- 
politif Bd. I ©. 301 und Bücher, Art. Allmende im Hdm. d. Stw. Auskunft. In Deutſch— 
land gab e3 nach der Betriebsftatiftif von 1895 12492 Gemeinden mit 441635 ha ungetheilter 
Weide für 429468 berechtigte Betriebe, 12386 Gemeinden mit 1340160 ha ungetheiltem Wald 
für 510846 berechtigte Betriebe und 8560 Gemeinden mit 264309 ha an 382833 berechtigte 
Betriebe aufgetheiltem Mlmendeland. Die relativ ftärffte Verbreitung haben die Allmenden 
in Cüdmeftdeutfchland. Sn der Schmeiz umfajjen die Gemeinde- und Genofjenichafts- 
mwaldungen 66.50, der ganzen Waldflähe. Bon den Alpen ftehen 45.80), im Gemeinde- oder 
storporationseigenthbum. Für Oeſterreich gibt Schiff, Oeſterreichs Agrarpolitik, einigen Auf- 
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ichluß. Seine Mittheilungen find jeßt durch die Grundbefißftatiftif (Defterreich. Statiſtik, 56. Bd.) 
ergänzt, doch find aud deren Angaben unjicher. Jedenfalls fpielt der Gemeinbefiß nur in 
einigen Alpengebieten eine Rolle, in Böhmen dagegen haben 3.8. nur 1.2°/, der Grund- 
bejiter Antheile an agrarifhen Gemeinschaften, deren Gefammtflähe nur etwa 0.20, Der 
Bodenflähe ausmadt. In Deutich-Tirol dagegen umfaſſen die Snterefjentfchaftsalpen und die 
Gemeindealpen zufammen 60.691, aller Alpen mit 829/, der Bodenfläche aller Alpen und 81.50, 
aller Weiderehte. Sn Welſch-Tirol umfafjen die Gemeinfchaftsalpen 86°/, aller Alpen. Die 
Gemeindemwälder Tirol hatten um 1870 53.99, der Maldfläche des ganzen Stronlandes. Im 
Ganzen ergeben die ermittelten, nicht volljtändigen Taten 30000 qkm gemeinfchaftlic benußten 
Boden, d. |. etwa 149j, der gelammten fteuerbaren Bodenflähhe und 319/, der Hutiweiden, Alpen 
und Raldungen Defterreichd. Ueber die Bewährung der Allmende Hat Bücher, Art. Allınende 
im Hdw. d. Stw. ein ſehr günftiges Urtheil gefällt, dem fih Buchenberger mit geringen 
Einjhränfungen anſchließt. Dennoch fcheinen doch aud) in Süddeutichland die Dinge nicht 
mehr fo günftig zu liegen und wenigitens nad) einer fejten Ordnung der Nußungen und nad) 
einem Einfluß der Verwaltung zu drängen. Pol. Wygodzinſky, Die Almenden in Baden, 
Sahrb. |. N. 3. F. Bd. VIII S. 466 ff., der bezüglich der Streu- und Weidenußungen große 
Schädigungen des Boden3 und der Rirthichaftsbetriebe feitjtellt, die auf übergroßer Vieh— 
haltung und zu ftarfer Ausnußung des Bodens beruhen. Er fieht ferner die Allınende über- 
haupt gefährdet durch die anmwachjende Bevölferung und die damit eintretende Vertheilung 
des Nutzens auf eine zu große Zahl der Beredtigten. Ebenfo Eliasberg, Die Bedeutung 
des Allmendebefites i. d. Gegenwart, 1907. Beſonders ungünftige Berichte über die Lage 
agrariiher Gemeinschaften gibt Schiff auf Grund öfterreichifher Erfahrungen. Gleichmäßig 
wiederholen fih auf den Forftlongrejjen und in den Landtagen die Klagen über die Ver— 
wüftungen, welche die nicht geregelten Bejitverhältniffe veranlafjen. 

Die Aufhebung der Gemeinſchaften hat den größten Fortichritt in Preußen gemadt, 
wo fie Schon 1771 in großem Stil in Angriff genommen worden. Durch die Gemeinheits- 
theilungSordnung vom 7. Juni 1821 wurde fie grundfäßlich für das Geltungsgebiet des all- 
gemeinen preußischen Landrechts gefordert. Nach 1866 wurden die Grundfäße der preußifchen 
Gemeinheitstheilung auch auf die neu erworbenen Landestheile, ſoweit folche bisher einer 
Ordnung der Gemeinſchaften entbehrt hatten, ausgedehnt. Durch die Gejete vom 6. Juli 
1857 und 14. März 1881 wurden die Waldtheilungen eingejchränft und die gemeinjchaft- 
lihen Forfte ftaatlicher Auffiht unterworfen. Vgl. Glabel, Die preußiihe Agrargejeb- 
gebung, 1895, ©. 46 ff.; Derfelbe, Art. Gemeinheitstheilungen im W. d. d. V.; Großmann, 
Art. Gemeinheitstheilungen im How. d. Stw. Bd. III ©. 791. Die Wirkung diefer Gemein- 
heitstheilungen, welche feit Beginn der fiebziger Jahre ftet3 mit Zufammenlegungen verbunden 
wurden (vgl. $ 23), wird von den damit betrauten Behörden al3 äußerſt günjtig gefchildert: 
regelmäßig jei nach wenigen Jahren eine Verbeſſerung der bisherigen Wirthichaftsmweife, Um- 
geitaltung der Fruchtfolge, Benußung neuerer Kulturpflanzen, Vermehrung der Kultur, Ber- 
mehrung und Berbefjerung des Viehftandes, ſowie allgemein die Erhöhung der Erträge ein- 
getreten. Dagegen fehlt e8 auch nicht an Klagen, daß die Heiniten Beſitzer, namentlich aber 
die Tagelöhner durch die Gemeinheitötheilungen benachtheiligt worden jeien, in3bejondere 
dann, wenn fie an dem gemeinjchaftlihen Beſitze zwar feine Rechte, aber geduldeter Weife 
eine thatſächliche Nutzung gehabt Hatten, wofür fie natürlich nicht entfchädigt wurden (vgl. 
Glatzel a. a O. ©. 61, 62; von der Bolt, Die ländliche Arbeiterklafje und der preußifche 
Gtaat, 1893, ©. 105 ff., 259 ff.; Knapp, Bauernbefreiung Bd. I ©. 304 ff.). In den Eleineren 
norddeutihen und den mitteldeutihen Staaten ift man dem Beilpiel Preußens gefolgt; in 
den jüddeutichen dagegen find die Allmenden zum größten Theil bejtehen geblieben, und nur 
Wald- und Weidefernituten gelangten auf Grund fpezieller Geſetze im Laufe diejes Jahrhunderts 
zur Ablöfung, größtentheil3 gegen Geld (vgl. Großmann a. a. O. ©. 798; Buchenberger 
©. 138, 292, 293). Ueber widerftreitende Erfahrungen in Baden vgl. Fuchs, Induſtriearbeiter 
in 17 Zandgemeinden, 1904, ©. 107, und Wygdzinsky u. Eliasberg a. oben a. DO. Die 
Entwidlung in Baiern ſchildert Wismüller, Geſch. d. Theilung d. Gemeindeländereien ın 
Baiern, 1904. 

An Defterreich Hat die Grundentlaftung die Servituten der Bauern an herrſchaftlichem 
Wald und Weide, ſowie die gemeinschaftlihen Nutzungsrechte unberührt gelafen. Das Patent 
vom 5. Juli 1853 fchafft die gejehlihen Grundlagen für die NRegulirung und Ablöſung der Eer- 
vituten und ermöglicht die Theilung der Genteinschaften. Auf Grund diefes Ratentes ijt viel— 
fach die Ablöjung erfolgt, aber in manchen Kronländern ift e3 nur zu einer Regulierung ge— 
lommen und bilden dieſe Berichunaen noch heute ein Kulturbinderniß. 1905 waren 1 310 262 ha 
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Wald unter 9.7 Millionen ha überhaupt mit Serpituten belaftet. 1908 find zur Regelung der 
Wald- und Weidejervituten in Niederöfterreih und Kärnthen bejondere Gefete erlaflen mor- 
den. — Die Gemeinschaften blieben in den mannigfachiten Formen fortbeftehen, da das Patent 
von 1853 nur Theilungen zwiſchen Grundherren und ehemaligen Unterthanen oder unter 
mehreren Gemeinichaften ins Auge faßte. Erſt das Reichsgeſetz vom 7. Juni 1883 betr. die 
Theilung gemeinjchaftliher Liegenjchaften jchafft die nöthigen Grundlagen für ein Vorgehen 
der Länder, denen die Ausführung überlaffen if. Solche Landesgeſetze find noch nicht in 
allen Rändern erlaſſen. NRegulirungen von Amtswegen finden darnad) nur ausnahmämeife 
ftatt und Theilungen find immer an Provokation durch die Sntereffenten gebunden. Bon den 
3 Millionen ha agrarischer Gemeinschaften ift erft ein Heiner Theil in die Regulirung oder 
Theilung einbezogen. Wo man fie vornahm, find die Wirfungen günftig. Bon bejonderer 
Wichtigkeit ift die Regulirung der Gemeinfchaftsalpen in Defterreich wegen ihrer großen Au3- 
Dehnung (vgl. oben ©. 89) und der Bedeutung, melde fie für die Viehzucht Haben. An 
Theilung ift hier nicht zu denken. In Frage fünnen nur ftehen Vorſchriften zum Schubße ge- 
deihliher Weideausübung, Verhütung der Zerjplitterung, verhältnigmäßige Antheilnahme 
aller Genoffen an der Verwaltung und Nutzung. Es müfjen hier eigene Organe, Snipeftoren, 
geihaffen und den Behörden materielle Rechte gewährt werden. Vgl. F. Schmid, Die öfter- 
reihiihen Alpenmwirthichaften, in Ztichr. f. Volksw., 1906, Leithe, Roh, Schuppli, Alpen- 
wirthichaflspolitif, Neferate auf dem VIII. Intern. landw. Kongreß, 1907. 

Literatur: Rau, Volkswirthſchaftspolitik Bd. I S. 184 ff.; Mohl, Polizeimiffenfchaft Bd. II 
©. 14ff.; Roſcher, Syſtem Bd. II ©. 267; Buchenberger, Agrarpolitif Bd. I ©. 277 ff.; 
Bücher, Ar. Allmende im Hdm. d. Stw.; derfelbe, Das Ureigenthum, 1879, 7. bis 
9. Kapitel; Großmann, Art. Gemeinheitstheilungen im Hdm. d. Stw.; v. Brünned, 
Art. Orundgeredtigkeiten im Hdm. d. Stw.; Fuchs, Art. Allmenden, Gemeinheits- 
theilungen, Grundgeredtigfeiten im W. d. V.; Schiff, Oeſterr. Agrarpolitif ©. 35 ff. u. 
©. 98—161; derjelbe, Grundriß des Agrarrechts, 1903, 88 16—21; Peyrer, Die Zufanımen- 
legung der Grundftüde, 1873; derfelbe, Die Regulirung der GrundeigenthHumsperhältnifje, 1877. 


3. Die Feldbereinigung. 


823. 1. Die zu einem landmwirthichaftlichen Betrieb gehörigen Grundjtüde bieten 
für den Bewirthichafter um fo größere Vortheile, je geichloffener fie beifammen liegen, 
je geeigneter ihre geometrifche Geftalt für die Ausführung der Arbeiten (Leichtigkeit 
de3 Pflügens, des Wendens, Vermeidung häufiger Wendungen u. |. m.), je fürzer 
ihre Entfernung vom Wirthichaftshof iſt und je leichter jie von den Verkehrswegen 
zugänglich jind. Die hiſtoriſch gewordene Vertheilung der dem einzelnen Beſitzer ge— 
hörigen Barzellen in der Flur, die Flureintheilung, meilt aber genau das Gegentheil 
diejer wünjchenswerthen Spealgeftaltung der Lage auf und überall da, mo nicht durch 
den Großgrundbelig ein Zuſammenſchluß der Grundftüde in der Hand eines Eigen- 
thümers jtattgefunden hat oder ein bewußter Eingriff verbeijerte Einrichtungen herbei— 
geführt hat, zeigt fie eine Vielheit der Barzellen, eine ungünftige Form und ungünftige 
räumliche Entfernung jowie Mangel an Feldwegen. Die Nachtheile, die aus einer 
Vielheit der innerhalb der Gemarfung zerftreut liegenden Parzellen, Gemenglage, 
für die Bewirthſchaftung entipringen, find die folgenden: Se größer die Zahl der Par— 
zellen, dejto größer ilt der Verluft an produftivem Boden, da um fo mehr Grund 
auf die Grenze gegen die Nachbarparzellen aufgeht; deſto größer find die Beitellungs- 
fojten wegen des unproduftiven Zeitaufmwandes, um mit dem Arbeitsgeräth, Fuhrwerk 
bon einer Parzelle zur anderen zu gelangen; deſto größer it der Verluft an Boden 
für Feldwege, oder aber es entjteht Unzugänglichfeit und dadurch Abhängigkeit von 
ven Nachbarparzellen; deſto fchivieriger werden Bodenverbefjerungen, meil ſolche — 
wie Be- und Entwäfferungen, Uferfchußbauten u. |. m. — nur auf größeren Flächen 
rentiren, bei ftarfer Zerfplitterung des Beſitzes aber an der Vielheit der betheiligten 
Perſonen leicht ſcheitern. Durch die Beriplitterung des Beſitzes werden immer aud) 
ungünjtige Entfernungsverhältnifje gejchaffen, welche für die Erhöhung des Kojten- 
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aufwandes von großer Bedeutung find; denn dieſe Arbeitsfoften jteigen 3.8. für je 
500 m meiteren Weges bei Handarbeiten und Pflügen um 5°/,, bei Düngerfuhren 
um 20—38°/,, beun Ernteeinfahren um 15—32°/,. Kommt noch wegen der Klein— 
heit der entfernten Parzellen eine ungenügende Ausnußung der Arbeitskräfte und des 
Fuhrwerks Hinzu, fo können jich die Koften bald jo hoch Iteigern, daß die Bewirth— 
Ihaftung überhaupt nicht mehr rentirt. Dazu fommt die Schwierigkeit der Ueber— 
wachung des Belites, der Leitung und der Sicherung der Arbeiten mie der Aus— 
führung von Arbeiten bei drohender Gefahr, bei Elementarereigniffen und raſchem 
Witterungsmwechlel. 

2. Solange dieſe Nadıtheile einer ungünftigen Flureintheilung nicht befeitigt find, 
hat die rechtlihe Beleitigung des Flurzwanges doch noch nicht ihre volle that- 
lächlihe Wirkung ausüben können. Die Kulturverbefjerungen wurden durch die Ge- 
menglage vielfach gehindert, ja die Bemirthichaftung mancher Ländereien wurde über- 
haupt aufgegeben. Man fucht daher im Intereſſe der Hebung der Landezfultur die 
zeritreut liegenden und zu einem Landwirthichaftsbetrieb gehörigen Grundftüde durd) 
zulammenhängende, eine zweckmäßige Benußung geltattende Ländereien zu erjeßen. 
Diefe Mafßregel bezeichnet man als Zufammenlegung der Grunditüde, Yeld- 
bereinigung (Verfoppelung, Kommaflation). Eine derartige Zujammenlegung fann 
im Wege eines freiwilligen Austaufches geichehen, indem die Beliker der zeritreut 
liegenden Barzellen im Wege der Vereinbarung ihre Grundftüde jo vertaufchen, daß 
jeder die feinigen in der Nähe feines Hofes erhält; allein die dabei zu überwindenden 
Schwierigkeiten find fo groß, daß damit feine Erfolge erzielt worden find und man zum 
Mittel des Zwanges gegriffen hat. Die Landeskulturgeſetzgebung des vorigen Jahr— 
hundert3 hat in zahlreichen Formen, bald in Verbindung mit den Gemeinheitstheilungen 
oder mit den Ablöſungen der Dienitbarfeiten, bald in Verbindung mit beiden und 
weiters in Verbindung mit größeren Bodenmeliorationen, bald auch ganz Jelbitändig 
die Durchführung der Zufammenlegung geregelt und dabei einer Majorität das Recht 
verliehen, das Verfahren zur Zufammenlegung und Neuvertheilung arrondirter Grund- 
ftüde zu verlangen (Provokationsrecht). Dieſe Majoritäten murden gewöhnlich aus 
einer Verbindung von Kopfzahl und Steuerichuldigfeiten gebildet, wobei man vielfach, 
um nicht die zweckmäßige Sache an der Indolenz einer Mehrheit und der NRührigfeit 
einer gegneriihen Minorität fcheitern zu laflen, die Rechtsfiktion aufitellte, daß die 
bei der Abſtimmung nicht anmejenden Intereſſenten al3 zuſtimmend angefehen werden. 
Es werden bei der Durchführung einer ſolchen Zufammenlegung alle Grundjtüde ein- 
bezogen, die nicht einer Werthverminderung durch den Beizug ausgefekt find, mie dies 
bei Bauplägen, Rebgütern, Hopfengärten, Parkanlagen und anderen der Fall it. Die 
jo der Zujammenlegung untermorfenen Grundftüde bilden eine gemeinjame Maſſe, 
aus welcher nad) Maßgabe der genehmigten Pläne die für Wege und Grüben ſowie 
für etwaige gemeinfchaftlihe Anlagen erforderlichen Flächen zunächſt ausgejchieden 
werden. Sodann werden jedem Betheiligten Grundftüde in demfelben Ausmaß zu— 
gemeſſen, als er in die Maſſe eingetvorfen Hat, wobei darauf Rückſicht zu nehmen 
it, daß er möglichſt Grundftüde der gleichen Kulturart und derjelben Qualitätsklaſſe 
erhält. Für die etwaige nicht auszugleichende Differenz oder Benadhtheiligungen, 3. B. 
in der Entfernung, ijt befonderer Erſatz zu leiften. Der Durchführung muß natürlic) 
eine genaue Vermeſſung und forgfältige Werthermittlung der zur Zufanumenlegung 
fommenden Parzellen vorau&gehen. 


Eine befonders weitgehende Art der Bereinigung ber Flur ift die fogenannte Qerein- 
ödung, aud Abbau genannt. Hier findet ein Ucbergang aus dem Dorfſyſtem in ein Hof- 
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inftem ftatt: es werden aljo auch Gebäude abgebrochen und dem Beſitzer inmitten feiner arron- 
dirten Grundftüde neu errichtet. Verſuche in Baiern und Schleswig-Holitein find an den 
großen Koften gejcheitert. 

Die Gegner der Zufammenlegung berufen fih vor Mlem auf das Schädlidhe des 
Zwanges, bei Widerftreben großer Minoritäten auf den Umjtand, daß ja bei Freitheilbarfeit in 
wenigen Generationen durch Erbichaftstheilungen, Bau, Heirath doch wieder die alte Gemenge- 
lage da Sein wird, und auf die Koften. Al wirffam fünnen aber dieje drei Gründe nicht an- 
geſehen werden. Die Koften werden nad) allen Erfahrungen bei Weitem überftiegen durch die 
Mertherhöhung der Grundftüde. Die Theilungsgefahren für die Zukunft werden eingefchränft 
fein, wenn man die Vortheile des Zufammenhaltens der Grundftüde erfannt haben wird. Sie 
werden ferner durch die Gejeßgebung auf anderem Gebiet (Barzellenminimum, Erbredtsvor- 
ichriften) vermindert werden. Der Widerftand eines nicht einfichtigen Bevölferungstheiles darf 
nicht überſchätzt werden. 

Am volllommenften ift auch in diefer Rihtung Preußen vorgegangen, das die Zufammen- 
legung ſchon mit den Geſetzen über die Gemeinheitstheilungen feit 1821 bezüglich der hier in 
Betracht fommenden Grundftüde verfügt Hatte und durch das Geſetz vom 2. April 1872 eine 
ſolche auch für die nicht in gemeinschaftliher Benugung ftehenden Grundftüde zuließ. Für 
die Durchführung der Zufammenlegung waren diejelben Behörden — die Generallommillionen — 
berufen, welche auch die Grundentlaftung durchzuführen Hatten. Im Ganzen find 17.2 Mill. 
Hektar mit rund 2 Mill. Befigern regulirt worden. Die Folgen werden in den minifteriellen 
Berichten ſehr günftig beurteilt. Die Arbeitserſparniß für die Bejißer betrug nach der Zus 
jammenlegung bis zu 20°), der bisherigen Aufwendung und die Werthfteigerung der Grund- 
ftüde ftieg in einzelnen Fällen bis zu 50%/,. — Sn Sachſen find Zufammenlegungen feit 1883 
durchgeführt. — In Baden, Württemberg, Heſſen erfolgte im Jahre 1886 und 1887 eine 
Verbeflerung der älteren Gejeßgebung, an welche fich ein großer Fortichritt in der Durch- 
führung der Zufammenlegungen anſchloß. Während in Baden von 1870—1888 im Ganzen 
60000 ha bereinigt wurden, find in Folge des durch das Geſetz vom 21. Mai 1886 erleichterten 
Abjtimmungsmodus in den Jahren 1889 —1891 30000 ha zugewachſen. Gleichzeitig wird 
vom wachſenden Berftändniß der Bevölkerung für das Bereinigungsperfahren berihtet. Auch 
in Baiern Hatte ein Geſetz im Jahre 1861 wegen ungünftiger Beltimmungen über den Bei- 
trittszwang falt feinen Erfolg. Erſt feit das Geſetz vom 29. Mai 1886 die einfadhe Mehrheit 
entjcheiden läßt, macht feine Anwendung entjchiedene Fortichritte. 

sn Oeſterreich ſcheint das Bedürfniß nah einer Feldbereinigung ein bedeutendes zu 
jein. Nach einer GStatiftif des Aderbauminifteriums, Bericht über die Thätigfeit des Ader- 
bauminifteriums 1877—1880 ©. 320, war in 17372 Gemeinden von 24574, auf melde ſich 
die Beröffentlihung bezog, alle Kronländer mit Ausnahme von Galizien umfallend, d. i. in 
70°/, aller Fälle, vorwiegend Gemenglage gegeben. Diefe Zahl erhöht ſich auf 19564 gleich 
80°/,, wenn man die Gemeinden mit theilmeifem GStreubefiß ebenfall3 als einer Verbeſſerung 
ihrer Feldeintheilung bedürftig anfieht. Nur in zwei Kronländern — Sclefien und Kärnten — 
beträgt die Anzahl der Gemeinden mit vorwiegender Gemenglage weniger als die Hälfte aller; 
in Schlejien die mit vollftändig oder überwiegend arrondirten Gütern mehr als die Hälfte; in 
Steiermark mehr al3 ein Biertel. Weitere Daten bei Schiff a. a. D. ©. 321 ff. Die Land- 
tage haben wiederholt auf ein Geſetz Hingearbeitet. Das Reichsgeſetz vom 7. Juni 1883 betr. 
die Theilung gemeinfhaftliher Grundftüde und die Negulirung der hierauf bezüglichen Be- 
nußungs- und Bermwaltungsrechte jeßt zu feiner Ausführung ein Landesgeſetz voraus. Solche 
find in Niederöfterreih, Mähren, Schlefien und Salzburg erlaſſen worden. Das Gefek ſchließt ſich 
wohl im Wejentlichen an das oben erwähnte preußifche an; doch Jcheinen einige Abweichungen, 
insbefondere der Mangel einer Verbindung mit der Gemeinheitstheilung, mit der Regulirung 
fulturtechnifcher Bedürfniffe, einer NRegulirung der Wege und der Mangel zmedmäßiger Be- 
ftimmungen über den Einfluß der Betheiligten auf die Beichlußfaffung für feine Wirkſamkeit 
nicht günstig zu fein. Ende 1906 waren 122992 ha mit 16740 Belibern regulirt. 


Literatur: Ueber die Frage im Allgemeinen Rau, Bolkswirthichaftspolitif Bd. 1 ©. 204 ff.; 
Rocher, Syſtem Bd. II ©. 259 ff.; Buchenberger, Agrarpolitif I. ©. 302 ff.; Meißen in 
Schönberg’s Höb. Bd. II ©. 186 ff.; Art. Zufammenlegung der Grundftüde von Wittich 
im How. d. Stw., von Fuchs im W. d. V.; Schiff, Oeſterreichs Agrarpolitif Bd. I ©. 305 ff. ; 
PBeyrer, Die Zufammenlegung der Grundftüde, 1873; derjelbe, Die Regulirung der Grund» 
eigenthumsverhältniſſe, 1877. 
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4, Melivrationen. 


$ 24. 1. Unter Meliorationen veriteht man im Allgemeinen alle Bodenver- 
beiferungen, welche die dauernde Ertragsfähigfeit de3 Bodens erhöhen. In diefem 
Sinne gehören auch die früher beichriebenen Maßregeln der Landeskultur — Gemein- 
heitstheilungen, Feldbereinigungen — zu den Meliorationen. Im engeren Sinne 
de3 Wortes, der dem gewöhnlichen Sprachgebraud) zu Grunde liegt, werden unter 
Meliorationen veritanden das Gebiet des Waſſerſchutzes, der Ent- und Bewäſſerungen 
des Bodens, und jene Thätigfeiten, durch welche entweder unfultivirter Boden urbar 
gemacht oder Zultivirter Boden einer intenfiveren ertragsfähigeren Bemwirthichaftung 
unterworfen wird. Die lebtere Gruppe von Melivrationen — fie werden al3 Rultur- 
verbeſſerungen bezeichnet — enthält im Wefentlihen nur Betriebsverbeiferungen 
und wird weniger durch dauernde Anlagen al3 durch Erhöhungen des Arbeit3- und 
Kapitalsaufmandes im Betriebe herbeigeführt, 3. B. durch Verwendung Fünftlichen 
Düngers, forgfältigere Beitellung des Bodens. 

Umfangreicher, techniſch und in ihrer finanziellen Durchführung fchwieriger find 
die auf den Schuß vor Wajjergefahr und auf Ent- und Bewäſſerungen 
gerichteten Unternehmungen. Bei den eriteren handelt es fich großentheil3 um 
Arbeit3- und Kapitalsverwendungen, die an Flüſſen, Bächen oder innerhalb ihres 
Zuflußgebietes vorgenommen werden müjjen, wie bei Uferjchugbauten, Flußregu- 
firungen, Eindämmungen und Eindeichungen, Wildbachverbauungen u. dgl. Sie ftehen 
häufig in Verbindung mit verfehrstechnifhen Aufgaben — Schiffbarmachung der 
Flüſſe, Ranalijirungen — und eritreden ji in ihrer Wirkung daher auf größere 
Gebiete, oft auf ganze Länder. Man hat diefe Meliorationen als Landesmelio— 
tationen bezeichnet. Auch gewille Maßregeln der Ent- und Bemällerung können 
auf große Landjtreden ausgedehnt und in Verbindung mit Flußregulirungen "und 
Kanalifirungen gebracht werden und fallen dann ebenfall3 in den Bereich der Yandes- 
meliorationen. Allein in der Regel werden nur jene Be- und Entwäfjerungsanlagen 
häufig fein, welche ſich auf einzelne Bejigungen oder Gruppen von Befißungen inner- 
halb einer Gemarkung eritreden. Man fabt fie unter dem Namen Bodenper- 
bejjerungen zujammen. 


2. Die Vortheile der Melivrationen jind fo einleuchtend, daß man niemals 
ihren abfoluten, fondern höchitens ihren relativen Werth — ihren Nußen im Verhältniß 
zum entitehenden Koftenaufwand — bezweifeln kann. Jeder Schutz vor Waflergefahr 
bedeutet die Sicherung des Bodens für die regelmäßige Bemirthichaftung; bedeutet 
Schuß vor Berjandung, vor Ueberſchwemmung mit Gerölle, vor Ueberſchwemmung 
mit Wafjer, dadurch vor der Vernichtung der Kultur oder vor Verfumpfung. Diefe 
Aufwendungen bedeuten allerdings nur die Abwehr eines Verluſtes; wenn ein folcher 
aber nicht nur eine ausnahmsweiſe Erjcheinung it, jondern regelmäßig droht, wird 
der Koitenaufivand der Meliorationen jehr bald in einem richtigen Verhältnig zu den 
abgewehrten Schäden und dem dadurch gejicherten Ertrag des Bodens jtehen. Bei 
den Entwäflerungen und Bemwäflerungen handelt es fih darum, ein richtiges Ver- 
hältniß zwiſchen Feuchtigkeit und Trodenheit herbeizuführen, daS durd; Uebermaß von 
ſtehendem Waſſer oder Mangel an Wajler geftört it. Die Entwäſſerung mittelit 
Drainage (Rohranlagen im Boden) trägt aber auch zur Verbeſſerung des Bodens 
in phnfifaliiher Beziehung bei, indem der Boden in größerer Tiefe aufgelockert, 
durchläfliger und feine Auftfapazität erhöht wird. Die Bearbeitung kann infolge 
diefer Umjtände und der Entfernung überfchüffigen Waflers leichter und früher in der 
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Jahreszeit vorgenommen merden, die Einflüffe der Näſſe und Dürre werden gemildert 
und dadurdh die Ernten quantitativ und qualitativ erhöht. Eine ſolche Meltoration 
ermöglicht auch auf jchweren Böden eine intenfive Bemwirthichaftung. Die Beilpiele für 
die durch Entwäſſerungs- und Bemwällerungsanlagen erzielten landwirthichaftlichen Er- 
folge find fo erjtaunlih, daß man in den richtig durchgeführten Bodenverbeilerungen 
eine3 der mwicdtigften Mittel der Hebung der Landesfultur erbliden muß, deffen be- 
Ichränfte Anwendung nur durch große, entgegenftehende Hinderntjfe erklärlich ift. 

3. Während bei den Uferſchutzbauten, Flußregulirungen, Wildbachverbauungen u. |. m. 
das Hinderniß für die Durdhführung fait ausfchließlich in den großen, die öffentlichen 
Finanzen belajtenden Koften gelegen iſt, für deren Erſatz die Hebung der Landes— 
fultur in den bedrohten Gebieten in Folge des negativen Charakter des Erfolges, 
Kicht-Eintreten mögliher Gefahr, feinen rechten Maßjtab bietet, find bei den Ent- 
wällerungen und Bemäfjerungen noch zahlreiche andere Schwierigkeiten zu überwinden. 
Sie fünnen gelegen fein 1. in dem Mangel an Berftändniß bei den Betheiligten; 2. in 
der Gemenglage der zu meliorirenden Grundjtüde, weil diefe nicht nur das Zuſammen— 
wirken vieler Perſonen nöthig macht, fondern die Ausführung auch technilch erichwert; 
3. in den Snterejjen, welche andere Grundbeliger an der Erhaltung bezw. Bejeitigung 
des Waſſers haben; 4. in den Rechten der Grundeigenthümer, welche zwiſchen den zu 
meliorirenden Srundftüden und dem Wafjerabfluß bezw. Zufluß liegen; endlid 5. in 
den Koſten des Unternehmens, da3 ich ja auf die Dauer rentiren mag, aber doch vor- 
erit eine einmalige größere Kapitalanlage erfordert, über welche die einzelnen Pri— 
baten nicht immer verfügen. Zur Ueberwindung diefer Schwierigkeiten kann der Staat 
beitragen dur Aufflärung und Belehrung der Bevölkerung, inöbejondere durch Or— 
ganifation eines guten kulturtechniſchen Dienjtes für die Vorbereitung und Ausführung 
von Meliorationen; ferner durch Drdnung des Wafjerrechts und der Beziehungen der an 
einer Melioration betheiligten Grundbelier unter einander und endlich durch Erleich- 
terung der Finanzirung der Melivrationen, ſei es durch direkte Unterjtübung, fei es 
durch Regulirung des Kreditrecht3 und der Kreditorganiſation in einer für die Auf- 
nahme von Meliorationsdarlehen günftigen Weile. 

4. Bei der großen Wichtigkeit der Bodenverbefferungen für die Landwirthichaft 
und bei der geringen Ausficht, ſie durch Privatinitiative allein ausgeführt zu jehen, muß 
der Staat vor Mlem Gewicht darauf legen, daß für die Feititellung der Grundlagen 
aller Melivrationen und die Vorbereitung ihrer Durchführung öffentliche Organe vor— 
handen find, welche die nöthigen technifchen mit landwirthichaftlichen Kenntniljen ver- 
binden. Da folche bei den gewöhnlichen Wafjerbauingenieuren nicht zu erwarten find, 
müſſen eigene Drgane für den landesfulturtehniihen Dienſt heran 
gebildet werden. Ihre Aufgabe befteht zunächſt darin, die Boden- und Wajler- 
verhältnilie des Landes zu ftudiren. Auf Grund diejer Kenntnilfe haben ſie Melio- 
rationen anzuregen, Pläne zu Entwürfen, Gutachten vorzulegen auf Wunſch der 
Betheiligten oder aus eigener Initiative. Sie follen den Landwirthen bei der Bildung 
von Meliorationsgenoffenjchaften oder Beichaffung des Kapital an die Hand gehen 
und die technische Ausführung der Meliorationen leiten. Sie wirken zugleich bei der 
Errihtung von Wafferverforgungsanlagen mit und dienen al3 Organe zur Durchführung 
der etwa nöthigen Gemeinheitstheilungen und Yeldbereinigungen. 

Der Werth eines folchen fulturtehnifchen Dienjtes ift zuerft in den ſüddeutſchen Staaten 
erfannt worden. Baden hat einen ſolchen im Sahre 1868 eingerichtet (vgl. Buchenberger, 
Verwaltungsrecht der Landwirthichaft in Baden, 1887, ©. 395 ff.; derſelbe, Agrarpolitik 
Bd. I ©. 367). Dann ift er in Elfaß-Lothringen, Württemberg, Heljen, Baiern eingeführt 
worden. Sn Defterreich hat die Frage der Organifation des landeskulturtechniſchen Dienftes, 
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obwohl mwiederholt angeregt, doch bis heute noch Feine volljtändige Erledigung gefunden. Der 
Staat verfügt nur über einige techniihe Beamte (Landeskulturinfpeftoren und techniiche Kon— 
fulenten für Meliorationen). Die Ausführung der landeskulturtechnifchen Aufgaben it den 
Ländern überlaffen, von welchen Salzburg, Krain, Bulomina überhaupt noch feine kultur— 
technifhen Drgane befiten, Steiermark, Kärnten, Oberöjterreich, Vorarlberg, Dalmatien und 
Küftenland nur einzelne Beamte angejtellt haben, während in den übrigen Ländern allerdings 
größere fulturtehniihe Bureaus mit mehr oder weniger vollfommener Ausftattung beitehen 
(vgl. Schiff, Oeſterreichs Agrarpolitif Bd. I ©. 506 ff.). 

5. Die Drdnung des Waſſerrechts hat zweierlei in's Auge zu fallen: einmal 
die Ermöglichung gemeinjamer, die ganze Gemarkung oder einzelne, aber in getrenntem 
Eigenthbum mehrerer Perjonen ftehende Theile derjelben umfpannenden Ent- oder 
Bemäjlerungsanlagen ſowie die Feititellung einer für alle Theile bindenden Be— 
wälferungsordnung; ſodann die Feititellung der privatrechtlichen Anfprüche und der 
öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen aller Wafjerberechtigten. In letzterer Hinficht Steht 
vor Allem in Frage, welche Rechte dem Nubungsberehtigten am fließenden Waſſer 
einzuräumen find, ob er den Bezug von Wafler bei Bemällerungen oder den ver- 
mehrten Zufluß bei Entwäſſerungen im höher gelegenen Gebiet verhindern kann, in 
welches Berhältniß die induftrielle Benützung und die Benützung für landmwirthichaft- 
fihe Zwecke zu einander zu jtellen find; ob gewiſſe Benügungsarten, 3. B. folche, 
welche mit Veränderungen des Gefälles verbunden find, zu verbieten find. Die 
Regelung aller diefer Fragen des Waſſerrechts wird für die Möglichkeit der Durch- 
führung von Meliorationen enticheidend, ift aber immer nur eine VBorausfegung oder 
Bedingung der Melivration. Die Melioration ſelbſt erfordert noch eine Regelung 
der Beziehungen der Beliber der zu meliorirenden Grundſtücke unter einander, denn 
nur in jeltenen Fällen gehört die ganze Grundfläche, welche bei den Meliorations- 
arbeiten in Mitleidvenichaft gezogen werden muß, einem Beliter. E3 handelt fich hier 
vor Allem um die Frage, ob Meliorationen nur dann durchgeführt werden können, wenn 
alle Grundbefiter zuftimmen oder ob — wie bei den Gemeinheitstheilungen und Yeld- 
bereinigungen — bereit einem Theil davon das Recht zuftehen jolle, Meliorationen 
zu erzwingen. Die Regel it, daß die Gejebgebung die Bildung von Waffer- 
genofjenihaften auf Grund der Majorifirung zuläßt, wobei theils die einfache 
Mehrheit der Beteiligten und qualifizirte Mehrheit der Bodenfläche, theils einfache 
oder minder qualifizirte Mehrheit der Bodenflähe entſcheidend if. Die Gründe für 
den Zwang ſind wie bei den Feldbereinigungen in der Erwägung gelegen, daß fo 
wichtige Verbefjerungen der Landeskultur nit an dem Widerftreben unverftändiger 
Minderheiten jcheitern dürfen. Darüber, daß die Majorifirung auch wirflih nur zum 
Bwed der Erzielung guter Meliorationen ausgeübt merde, Hat die Verwaltung zu 
wachen, welcher regelmäßig die Enticheidung über die Zuläfligfeit von Wajjergenofjen- 
Ihaften zufteht. 

In Defterreich ift durch das Reichswaſſergeſetz vom 30. Mai 1869 und durch auf Grund 
dejjelben in den einzelnen Rändern erlafjene Landesgejege die Bildung von Waffergenofien- 
Ihaften zuläflig zur Herftellung, Erhaltung oder Verbeſſerung eines beftimmten Wafferlaufes, 
zur Bewäfjerung und Entwäfjerung, dann zur vortheilhaften Leitung eines Gewäſſers oder 
zur Abwehr von Wafjergefahren. Sie farın auf freiem Vertrag oder auf Majorifirung beruhen. 
Im letzteren Falle wird die Majorität beftimmt: bei Entwäfjerungen und Bewälferungen nad) 
der Größe der zu meliorirenden Grundftüde; bei Schug- und Regulirungsbauten nad) dem 
Merth des zu fchäbenden Objektes. Ber Entwällerungen, Schuß: und NRegulirungsbauten 
genügt die einfache Mehrheit der Größe, bezw. de3 Werthes der Grunditüde; bei Bewäſ— 
ferungen iſt Zmweidrittelmehrheit nöthig. Die nicht Anmejenden oder nicht Mitſtimmenden 
werden in einzelnen Landesgeſetzen verichieden, bald al3 zuſtimmend, bald als ablehnend 
betrachtet. Vgl. Beyrer, Oeſterr. Wafierredyt; Randa, Art. Waſſerrecht im öjterr. Stwb. 
An Preußen iſt die Bildung der Waſſergenoſſenſchaften durch ein bejonberes Gefetz vor 
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1. April 1879 geregelt, im Allgemeinen für die gleihen Zwecke wie in Oeſterreich zuläffig; 
doch ift ein Beitrittszwang nur anwendbar bei Ent- und Bemällerungen. Ausgenommen find 
ferner Grundjtüde, für welche die Anlage feine Vortheile hätte. Weitergehend, aber wieder 
unter einander das Maß des Zwanges verſchieden abjtufend find die im allgemeinen Waſſer— 
recht normirten Beftimmungen über Waſſergenoſſenſchaften in den anderen deutichen Staaten. 
Bol. Hermes, Art. Waffergenofjenichaften im W. d. d. 3. 

6. Die Finanzirung der Melivrationen wird zum Theil durch ftaatliche Unter- 
ſtützung gejichert, deren Berechtigung namentlid) dann zweifellos ift, mern die Melioration 
zugleich Waſſerläufe, Uferſchutzbauten u. dgl. verbefjert oder wenn die Grundbejiker zu 
arm find, um den Aufwand aus eigenen Mitteln deden zu fünnen oder auch, wenn 
e3 jich darum Handelt, Bedenken der Betheiligten zu überwinden, ihre Entichlußfähig- 
feit zu fteigern, bejonder3 dann, wenn die privatwirthichaftlihe Rentabilität der 
Melioration noch nicht genügend durch die Erfahrung erhärtet ift. Biel einflußreicher 
für die Ausbreitung der Meliorationen ift aber eine zmedmäßige Geftaltung des 
Meliorationsfredit3. Ein ſolcher kann entweder von öffentlichen Körperschaften — 
Gemeinden, Bezirken — oder von Privaten, jei es von Einzelnen oder, in der Mehr- 
heit der Fälle, von Meliorationsgenoffenichaften in Anfpruch genommen werden. Zur 
Erleihterung der Kapitalsbeichaffung kann nun der Staat einestheil3 dafür forgen, 
daß Fonds vorhanden find, aus melchen diejes Kreditbedürfniß befriedigt wird oder 
aber dafür, daß die private Kreditbeihaffung unter günftigen Bedingungen ftattfinde. 
In der Regel wird fich die Fürlorge der Verwaltung auf Beides erjtreden. In manchen 
Ländern — Deutichland, Oeſterreich, England — gibt es eigene Meliorations- 
banfen oder es ilt doch die Pflege diejes Kreditgeichäftes zur befonderen Aufgabe 
öffentlicher Hypothefenbanfen — Länderbanfen in Oeſterreich, Landesfulturrenten- 
banken in Deutjchland — gemacht. Man fucht ferner die Meliorationen dadurch zu 
erleichtern, daß eigene öffentlihe Fonds geichaffen merden, aus welchen nicht nur 
unter bejtimmten Bedingungen Subventionen, fondern auch für ſolche Meliorationg- 
unternehmungen, die ich nicht direft für Subventionen eignen, öffentlide Darlehen 
unter günjtigen Bedingungen gewährt werden: Meliorationsfonds in Delterreih. Die 
Erleichterung der Kreditbeichaffung richtet ſich vornehmlich darauf, dem für Melio- 
rationsziwede dargeliehenen Kapital eine bejondere Sicherheit zu verichaffen und anderer- 
jeit3 die Kreditgemwährung der Natur der Verwendung anzupaſſen. Sn erjterer Hinlicht 
fommt die Verleihung eines Umlageredht3 an die Melivrationsgenoffenjchaften gegen 
ihre Mitglieder zur Dedung der Meliorationzkoften in Betracht, welche Umlagen ähn- 
lihe pfandrechtlihe Vorzüge genießen, wie die öffentlichen; ferner die Gewährung 
eines Vorpfandrechts auf den durch Melivrationen entitandenen Werthzuwachs des 
meliorirten Grundftüdes gegenüber etwaigen bereit3 vorher aufgenommen Hypotheken. 
In letzterer Hinfiht wird dafür gejorgt, daß ftatt einer Kapitalöforderung nur eine 
Rentenforderung entiteht, daß die Amortijation des Kapitald bezw. die dadurch be- 
dingte Höhe der Rente fich nach der Natur des einzelnen Falles und nad) der dadurd) 
bewirften Werthiteigerung richtet, daß die Nüdzahlungen erſt nach Beginn der Ertrags— 
jteigerung einzutreten brauchen und anderes. Durchaus berechtigt iſt es, wenn diefen 
Begünftigungen des Kreditnehmers entiprehend den Kredit gemährenden Snitituten 
auch ein Auffichtsrecht über die Verwendung des Kredit3 eingeräumt wird. 

Sn Deutjchland ift die Gewährung von Melivrationsfredit Sache der Landeskultur— 
rentenbanfen, welche als öffentliche Anftalten für dieje Ziwede zuerit in Sadjfen 1861, dann 
in Preußen, Heſſen und Baiern gejchaffen worden find. In Sachſen, Baiern, Heſſen find fie 
Staatsinftitute, in Preußen Anftalten der Provinzialderbände. Der Umfang der für Be- 


lehnungen maßgebenden Bodenmeliorationen tft in den einzelnen Staaten verſchieden gezogen. 
Sie fünnen an Stadt- und Landgemeinden und öffentliche Genoſſenſchaften ohne Hypothe- 
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kariſche Sicherftellung Darlehen gewähren; zum Theil find Sicherheitsgrenzen für die Marimal- 
belehnungen feitgejeßt. Ein Vorrang von hypothekariſch fihergeitellten Meliorationsdarlehen 
vor bereit3 intabulirten Hypothelfargläubigern ift in Preußen nicht eingeräumt. Die Darlehen 
find jeitens der Gläubiger unfündbar und in Raten zurüdzahlbar. Bei einzelnen Meliorations- 
arten fteht den NRentenbanten ein Ueberprüfungsrecht zu. — In Preußen werden die Erfolge 
der Rentenbanfen nicht als befriedigend bezeichnet. Die Urſache liege in dem Mangel einer 
Bevorzugung der Melivrationsdarlehen bei einzelnen Meliorationen. Vgl. Hermes, Art. 
Zandeskulturrentenbanfen im Hdmb. d. Stw. 

Sn Dejterreich wurde die Grundlage für den Melivrationsfredit durch das Reichswaſſer— 
geſetz und die Sich daran anſchließenden Landesgeſetze, ſowie durch da3 Reichsgeſetz über die 
Melivrationen vom 30. Juni 1884 gejchaffen. Lebteres hat, wie ſchon früher einzelne Landes— 
gejeße für ihren Bereih, für die von Genofjenfchaften bei öffentlihen Kreditinjtituten auf- 
genommenen Darlehen eine Sicheritellung dadurch herbeigeführt, daß es die Eintreibung der 
Beiträge der Mitglieder eventuell unabhängig vom Willen der Genoffenjchaft direkt durch die 
Steuerbehörden in Verbindung mit den öffentlihen Abgaben ermöglicht und diefe Beiträge 
dann zur Befriedigung der Ansprüche der öffentlichen Kreditinftitute verwendet. Das Geſetz 
vom 6. Yuli 1896 gewährt den Darlehen für einzelne Melivrationen den Vorrang vor allen 
andern Tabularhaftungen mit Ausnahme der öffentlichen Abgaben und der ihnen ähnlichen 
Laften. Die zur Berzinfung und NRüdzahlung des Tarlehens beitimmte Rente mird als 
Melioratsrente in’3 öffentlihe Buch eingetragen und bildet eine NReallaft. Die Erlangung 
dieſes Vorrechtes ift an gemiffe Bedingungen gefnüpft: Aufnahme des Darlehens bei einem 
öffentlihen oder zur öffentliden Rechnungslegung verpflichteten Kreditinftitute unter bejtimmten 
Bedingungen (Marimalzins und Minimaltilgung), fachliche Prüfung der Melivration auf ihren 
Nupen, Begrenzung der Marimalhöhe auf den zehnfachen Kataftralreinertrag mehr der Hälfte 
de3 vorausfihtlihden Werthzuwachſes, Ueberwachung der Melivrat3ausführung u. ſ. wm. Als 
Smititute für die Gewährung von Melivratsfredit fommen in Defterreih in Betracht: für 
Heinere Aufwendungen (Kulturverbefferungen) Raiffeifenfaffen, fodann die Landesbanken in 
Galizien und in Böhmen, für Darlehen an Gemeinden und Genofjenihaften die Landes— 
hypothefenbant in Niederöfterreich, die Landeskulturbank in Mähren, die Kommunalbanf in 
Sclejien. In Dalmatien befteht feit 1891 ein Landesmeliorationzfonds und feit dem Jahre 
1884 iſt ein allgemein ftaatliher Meliorationsfonds durch jährlihe Einftellung von zuerft 
1 Million, gegenwärtig 8 Millionen Kronen gebildet. Er foll Unternehmungen zum Schub bes 
Grundeigenthums gegen Wafjerverheerungen oder zur Erhöhung des Reinertrags der Grundftüde 
durch Bewäſſerung oder Entwäſſerung finanziell fördern. Derartige Unternehmungen mülfen vom 
Land, einem Bezirk, einer Gemeinde oder Genoffenjchaft ausgehen, vom Land unterjtüßt und in 
ihrer Durchführung dem Einfluß der Regierung unterworfen mwerden. Für Landesunter- 
nehmungen werden aus dem Meliorationsfonds Subventionen bi3 zu 300], des Erfordernijfes 
gewährt, für Subventionen oder Darlehen in der vom Land bemilligten Höhe. Ueber diefe, 
jowie über fonitige Aufmendungen zu Gunften der Melivrationen vgl. Schiff, Agrarpolitif 
Bd. J ©. 515 ff.; derf., Agrarredt ©. 72 ff. 

Ueber da3 Meliorationsbedürfniß ſowohl in Deutichland mie in Oeſterreich befteht fein 
Zweifel. Buchenberger ſchreibt über die Lage in Deutfchland: „Hier ift für eine Aktion im 
großen Stil noch ein meites Feld der Staatsfürforge gegeben, das freilich nicht erjt dann in 
Angriff genommen werden follte, wenn durch den gleihmäßigen Zuwachs der Bevölkerung in 
allen Kulturftaaten und die ſich daraus ergebende Schwierigkeit der Verforgung der Bevölkerung 
einzelner Staatswejen mit Nahrungsmitteln die Erzielung höherer Renten und die thunlichite 
Gelbftändigmadhung in Bezug auf Nahrungsmittelverforgung ein Gebot der Selbſterhaltung 
gervorden iſt.“ Agrarpolitit Bd. I S. 337. Für Defterreih gibt Schiff a. a. D. überzeugende 
Daten. Sind doch 3. B. in einem der höchft Fultivirten Gebiete der Monarchie — in Böhmen 
— 656000 ha Aderboden, d. i. ein Viertel der geſammten Aderflädhe entwällerungsbedürftig, 
und von der geſammten Wiefenfläche von 174000 ha foll ein Drittel entweder zu troden oder 
zu nah fein. Viel jchlimmer fteht e3 natürlich in Gegenden, welche im Mlgemeinen in der 
wirthfchaftlihen Entwidlung zurückſtehen wie namentlich in Galizien. Weber den wirthichaft- 
lihen Werth durchgeführter Meliorationen gibt Buchenberger, Agrarpolitit Bd. I ©. 383, 
Schiff a.a. DO. ©. 525, 534 überzeugende Angaben. Von erfterent jei erwähnt die Berväfe 
ferung de3 unfrudhtbaren Sandbodens der Boder Haide auf dem rechten Ufer der Lippe, mo 
duch den geſammten Aufwand von 124000 M. auf einer früher fait ertraglojen Fläche ein 
jährlihes Bruttoerträgniß don rund 400000 M. erzielt wird. Schiff gibt für Galizien an, 
daß der Regulirung der Willofa und Bielniza eine Werthiteigerung der Gründe um mehr als 
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100%/,, der der Knila Lipa eine Ertragsfteigerung bis zu 300%), zugejprodhen mird. Die 
Bodenverbefferungen in Niederöfterreich haben bei einem Aufwand von 1 Million Kronen eine 
Steigerung de3 Ertragswerthes um 6 Millionen Kronen ergeben. 


Literatur: Rau, Volkswirthſchaft Bd. I ©. 218; Roſcher, Syſtem Bd. II ©. 120; 
Buhenberger, Agrarpolitif Bd. I ©. 334 ff.; Schiff, Agrarpolitif Bd. I ©. 393 ff. (daſelbſt 
auch fpezielle Literatur über Defterreih); Meitzen in Schönberg’s Höb. Bd. ITı ©. 196; 
Kraft, Lehrbuch der Landwirthſchaft Bd. IV, 5. Aufl. 1892. 


5. Maßnahmen des Staates zur Hebung der Betriebstechnik. 
a) Landwirthihaftlihes Unterricht3- und Verſuchsweſen. 


825. 1. Sn demſelben Maß, in dem ſeit Liebig und Thaer die Erkenntniß ſich 
verbreitete, daß der Bodenbau phyſikaliſchen und chemiſchen Geſetzen gehorcht, deren 
Erforſchung unentbehrlich ift für einen den konkreten Bedingungen der Landwirthſchaft 
jeweilig angepaßten zwedmäßigen Betrieb, mußte an Stelle bloß empirischer Erlernung 
de3 Tandwirthichaftlichen Betriebes eine Verbindung von theoretiihem und praktiſchem 
Willen al3 wünjchenswerth erjcheinen. Dadurch murde eine größere Beherrichung aller 
PBroduftionsmöglichkeiten und eine fiherere Wahl der nad) den Boden- und flimati- 
ſchen Berhältniffen günftigen Produktionsrichtungen und Produktionsarten ermöglicht. 
Diefer Nuten fteigerte jih, al3 die Marktlage für die landwirthichaftlihen Produfte 
fett den Siebziger Jahren anfıng ungünftiger zu werden und man daher um jo 
größeres Gewicht auf die vollitändigite, aber zugleich mwirthichaftlichite Ausnußung der 
Betriebsbedingungen legen mußte. Dies Hat mejentlich zur Erweiterung eines jpezi- 
fiſchen Unterrichtes beigetragen, durch welchen der Staat die Produftionsfähigfeit 
feiner landwirthichaftlihden Bevölferung und ihre Konkurrenzfähigfeit auf dem Markt 
zu heben trachtet. Die allgemeinen Ziele des landwirthichaftliden Unterrichtes find 
dreifacher Natur. ES handelt fi darum 1. die Erfenntniß der Naturgejege, welche 
die landwirthichaftlihe Produktion beherrſchen, zu verbreiten und aus diejer heraus 
das Verſtändniß für den Werth einer Einfiht in fie zu mweden, durch welche fie für 
die menſchlichen Zmede nutzbar gemacht werden fünnen; 2. die auf mwiljenichaftlicher 
Erforfhung ruhende landwirthichaftlihe Produftionstechnif, aljo die Methode der Ge— 
mwinnung größten Rohertrages unter Erhaltung dauernder Ergiebigfeit des Betriebes 
zu lehren; 3. die Oekonomie eines landiwirthichaftlichen Betriebes, d.h. die Methode 
der Erzielung des größten Neinertrages zu lehren. Der landmwirthichaftlihe Unter- 
richt Stellt demnach ſehr weit geitedte Aufgaben. Er hat zum Theil die Aufgabe, 
die allgemeinen Bildungselemente feitzuhalten und zu erweitern; zum Theil entwidelt 
er ſelbſtändige willenschaftlihe Disziplinen, welche fih an die eraften Naturwiljen- 
Ihaften anjchließen und die Bodenveränderungen, das Pflanzen» und Thierleben mit 
Rückſicht auf die Bedürfniffe der Landwirthichaft zum Gegenftand haben; zum Theil 
umfaßt er praftiiche Lehren, die ſich aus der Erfahrung des Bodenbaues und der 
Ihierpflege ergeben; zum Theil endlich find es kaufmänniſche und allgemein wirth— 
Ihaftlihe Kenntnilfe in ihrer beionderen Anwendung auf den landwirthichaftlichen 
Betrieb, welche er zu verbreiten hat. 


2. Sn welcher Weile aus diefen allgemeinen Zielen des Tandwirthichaftlichen 
Unterrichtes die fonfreten Xehrziele und Lehrniethoden zu gejtalten find, mie die land- 
wirthichaftlihen Unterrichtsanftalten zu gliedern find, wird zum größten Theil davon 
abhängen, wen man mit dem Unterricht zu nüßen gedenft. Die allgemeine Aufgabe 
der Förderung der Landwirthſchaftswiſſenſchaft, die bejonderen Aufgaben der Heran— 
bildung von Leitern großer Grundbeligungen, fei es als Eigenthümer, fei es als 
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Pächter, von Bermwaltern und Inſpektoren folder Güter, die Aufgaben der landmwirth- 
Ihaftlihen Bildung der bäuerlichen Bevölkerung merden je verichiedene Anſprüche 
ſtellen. Ebenjo mwird ſowohl die Xehraufgabe, wie die Ordnung des Unterrichtes ver- 
Ichieden fein müſſen, je nach dem Stand der allgemeinen Bildung und der traditionell 
feitgehaltenen landwirthſchaftlichen Technik, nach dem verfchiedenen Maß von Energie 
und Snitiative in der Bevölkerung jelbit. Endlich wird ſich der Tandwirthichaftliche 
Unterriht in feinen unterjten Ausläufern von ſelbſt ſpalten müfjen, je nachdem es 
ih um Berbreitung allgemeiner landwirthichaftlicher Kenntniſſe oder um ſolche für 
ipezielle Wirthichaftsziele (Forſtwirthſchaft, Obſt-, Weingarten, Gartenwirthfchaft u. f. m.) 
handelt. In Deutichland und Oeſterreich, welche der Drganifation des Tandwirthichaft- 
fihen Unterrichtes befondere Aufmerkſamkeit zugewendet Haben, beitehen neben den 
landwirthſchaftlichen Hochſchulen, welche al3 Centralitellen der landwirthichaftlichen 
Willenichaft eingerichtet find, vielfach mit der Univerfität und Technik in Verbindung 
ftehen und nicht nur die allgemeine Ausbildung in der Landwirthſchaft überhaupt, 
londern auch die felbjtändige Forſchung und Fortbildung der Landwirthſchaftswiſſen— 
haft zu pflegen haben, verjchiedene Arten von mittleren und anderen Landwirth— 
Ichafts- und befonderen Fachſchulen. Zu den erfteren gehören die Aderbau-, die 
Winterſchulen, die landwirthichaftlihen Fortbildungs- und die allgemeinen Landwirth— 
Ichaftsichulen. Die Ackerbauſchulen find für die bäuerlihe Bevöflferung beitimmt 
und ſuchen in einem mehrjährigen Kur neben einer Befeftigung der Elementar- 
fenntnilje der Volfsichule die Anfangsgründe der Naturwiſſenſchaften und der Land— 
wirthichaftslehre in Verbindung mit praftifcher Arbeit auf dem zur Schule gehörigen 
Gut zu lehren. Sn beichränfteren Maß ſuchen die Winterſchulen demjelben Zweck 
zu dienen. Es find mehrmonatliche ein- oder zweiltufige Kurje, welche im Winter 
abgehalten werden und außer dem Unterriht in den Elementarfächern (Sprache, 
Rechnen, Naturlehre) Pflanzenbau, Thierzucht und landwirthichaftliche Betriebslehre 
in ihren Anfangsgründen umfalfen. Ihren Werth erblidt man Hauptjädhlich in der 
dadurch gegebenen allgemeinen Anregung und Befähigung zur verſtändnißvollen Be— 
obachtung der ſpäter in der Praris, in den landwirthichaftlihen Vereinen, Zeitichriften 
und bei Wanderlehrern u. |. mw. erfolgenden Erfahrungen und Belehrungen. Aehnlich 
wirken die landwirthichaftlichen Kortbildungsichulen, die in jeder Gemeinde ſich an 
die Bolksichule anschließen können. Die allgemeinen Landwirthſchaftsſchulen 
jind theoretiihe Bildungsanftalten, in welchen den allgemeinen Bildungsgegenftänden 
ein breiter Raum gelaffen iſt — gewiſſermaßen landwirthichaftlihde Mittelichulen. Ihre 
Bewährung iſt wegen des langjährigen Studiums, der theoretifchen Ausbildung und 
des zu Starken Vormwiegens des allgemeinen Bildungsftoffes fraglih. Dem Speztal- 
unterricht dienen Obftbau-, Gartenbaus, Wiejenbau-, Weinbau, Molfereiichulen. Co- 
wohl auf diefem Gebiete, wie auf dem der allgemeinen landwirthichaftlichen Technik und 
Defonvmie wirken noch fogenannte Wanderlehrer, die für beitimmte Bezirfe ein» 
gejegt werden und bei volljtändiger Beherrſchung des betreffenden Stoffes und der 
landwirthfchaftlihen Praris durch geeignete Vorträge Belehrung und Anregung unter 
der Bevölkerung verbreiten follen. Wie diefer Wanderunterricht ſchon nicht mehr 
auf bloße Schüler rechnet, fondern fih an Ermwachjene richtet, die ſchon praktiſch 
thätig find, jo dient noch eine aanze Reihe von zum Theil privaten Veranſtal— 
tungen von Kurfen und Vorträgen der Propaganda für einen zweckmäßigen Betrieb 
der Landmwirthichaft und ihrer Nebengewerbe.. Die oben in $ 14 erwähnten Orga- 
nijationen der Landwirthe, die Landwirthichaftsgefellichaften, die freien Vereine, aber 
auch die Provinziale und Kreisverwaltungen wirfen in diefer Hinfiht aufflärend und 
7* 
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belehrend, indem fie gleih den Hoch- und Fachſchulen für die im Berufe praftiich 
Thätigen Spezialfurfe über einzelne Fragen und Betriebe veranitalten. 


Urfprünglich ift der landwirthichaftliche Unterriht ein vorwiegend praftiiher gemejen. 
Mit dem Gutsbetrieb waren Aderbaufchulen verbunden, welche vom Inhaber des Gutes 
geleitet wurden. Erft feit Thaer, 1806, ift an diefen Schulen der theoretijche Unterricht in 
den Vordergrund getreten und behielt der Gut3betrieb nur mehr die Bedeutung eines An— 
Ihauungsobjefts. Sn folder Verbindung Hat fih der landmwirthichaftlihe Unterricht durch 
lange Zeit erhalten, und felbjt der wifjenfchaftliche Unterricht wurde auf ſolchen Gutsafademien 
ertheilt. Auch heute beftehen noch einige: Hohenheim in Württemberg, Poppelsdorf bei Bonn, 
Mähriich- Altenburg in Defterreih, und e3 befteht noch eine Meinungsverjchiedenheit darüber, 
ob fie nicht den vom Gutsbetriebe Losgelöften landmwirthichaftlihen Hochſchulen vorzuziehen 
feien. In Deutichland ift feit 1859 mit der Auflöfung der beitandenen landmwirthichaftlichen 
Akademien vorgegangen worden. An ihre Stelle find landwirthſchaftliche Univerfitätsinftitute 
und eine landwirthichaftlihde Hochſchule in Berlin im Jahre 1881 getreten. — In Oeſterreich 
it die Hochſchule für Bodenkultur 1872 eingerichtet worden. — Das mittlere und untere land» 
wirthichaftlide Schulmejen ift in Deutichland Schon in der eriten Hälfte diefes Jahrhunderts 
gefördert worden. Vgl. Buchenberger, Verwaltungsrecht der badiihen Landwirthichaft. 
Die Pflege der Landwirthichaft im GroßherzogtdHum Baden, 1887, ©. 144. In Delterreich gab 
es bi3 zur Errichtung eine3 bejonderen Minifterrums für Landeskultur und Bergweſen, 1849, 
nur einzelne Lehrſtühle für Landwirthſchaftslehre an Univerlitäten und Afademien. 1850 ent- 
ftand die erite höhere landwirtHfchaftlihe LXehranftalt in Ungarisch-Altenburg. Dann folgten 
jelbftändige land- und forftwirthichaftlihde Fachſchulen. Ihre Zahl war 1868 35. Wie fehr 
jeither das Verſtändniß für ihre Wichtigkeit geworden iſt, ergibt fi) daraus, daß es 1888 ſchon 
100, Ende de3 Schuljahres 1905/06 aber fchon an 200 folder Schulen gab. Vgl. über Deutſch— 
land Buchenberger, Agrarpolitif Bd. II ©. 436 ff. und die daſelbſt angegebene Xiteratur; 
für Defterreih Hohenbrud und Zimmerauer, Der land» und forftwirthichaftliche Unterricht 
in den im NReichsrath vertretenen Königreichen und Ländern, 1889; Schiff, Oeſterreichs Agrar- 
politif Bd. I ©. 596 ff.; Braf, Landiv. Unterrihtsmejen im öfterr. Staatsw. Fortlaufende 
Erörterung des Gegenftandes in der im Auftrag des öfterreichiichen Aderbauminiftertums heraus: 
gegebenen land- und forſtwirthſchaftlichen Unterrichtszeitung jeit 1887. 

Sn engerer Verbindung mit der Entwidlung der Landmwirthichaftslehre als Wiſſenſchaft 
tet die Errihtung von Tandwirthichaftlihen Verſuchsſtationen. Zuerſt an die große Ent- 
defung Liebig's anknüpfend und auf das Gebiet der landwirthichaftlihen Chemie bejchräntt, 
haben fie fih nad) und nad) ſehr ausgebreitet und es find pflanzenphyfiologifche wie thier- 
phyfiologiihe Verfuchsanitalten gegründet worden, welche für die Erprobung neuer Methoden 
und die Erzielung neuen Fortichritt3 auf allen Gebieten der landwirthichaftlicden Betrieb3- 
technik und dadurch, daß fie auch zur Unterfuchhung und Kontrole von Samen, Düngermitteln 
und Futtermitteln auf deren Werth verwendet wurden, auch für den reellen Handel mit diejen 
Objelten von großem Nuten geworden find. Vgl. Buhenberger a. a. O. Bb. II ©. 457 ff. 


b) Die Hebung der Produftionstehnif durch positive und polizeiliche 
Thätigfeit de3 Staates. 


826. 1. Neben den großen Gebieten der Ordnung der Gemeinheiten, der Ger- 
vituten, der lurbereinigungen und Meliorationen, welche der Einflußnahme des 
Staates nicht entbehren fünnen, gibt es noch ein großes Gebiet von einzelnen 
Maßregeln, die fih dem bejonderen Bedürfnißitand de3 einzelnen Landwirthes 
wie det ganzen Landesfultur anpafjien, auf dem die ftaatlihe Verwaltung Sich 
im Intereſſe der Hebung der Produftionstechnif bethätigen muß: Verſuche mit 
neuen Kulturen, Hinwirfen auf rationelle Düngergewinnung und Vermittlung von 
Kunftvünger, Fürſorge für PVerbeilerung der Geräthe, Vermittlung der Kenntniß 
neuer rentabler Anbaumethoden, Erleichterungen im Bezug von wichtigen Betriebs— 
mitteln, 3. B. Viehſalz, in Nothfällen jelbit ftaatliche Organisation des Mafjenbezuges, 
3.8. von Biehfutter bei anhaltender Dürre, Bereititellung von Zuchtmaterial, Er 
leihterung für den Abſatz von Produkten durch Fürforge für Genoſſenſchaften, Eine 
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rihtung von Märkten u. |. w. Sn den meilten Fällen handelt e3 fi) darum, Ge— 
banken und Kenntniſſen Eingang bei den Landwirthen zu verichaffen, die an den 
Centralpuntten des Verkehrs, der Wiſſenſchaft und der Technif früher fichtbaren 
Fortichritte des Landbaues und der Viehzucht zu verbreiten, Veränderungen im Abſatz, 
im Geihmad, im Bedürfniß der Konjumenten, in der Konkurrenzfähigfeit anderer 
Länder zu überbliden und die ich daraus ergebenden Konfequeuzen für den land- 
wirthichaftlihen Betrieb zur Grundlage zmwedentjprechender Belehrungen und An- 
regungen zu machen. Auf allen diejen in’3 Gebiet der landmwirthichaftlichen Betriebs— 
technif und -Defonomie Hinführenden Maßregeln ift eine bloß adminijtrative Thätigfeit 
ftaatliher Beamten undenkbar. Wenn aud die Anichauung heute überwunden ift, 
daß man dieſes ganze Gebiet, weil e3 ſich eben nur um die rationellere Ausgeitaltung 
der einzelnen Privatmwirthichafter handelt, der privaten Snitiative zu überlaffen habe, 
jo ift doch deren Mitwirkung ſchon wegen der Menge der in Betracht fommenden 
Aufgaben und der Zahl der Perſonen, auf welche eingemwirft werden muß, unent- 
behrlich, und in der Regel bedient fich daher der Staat Hier der landmwirthichaftlichen 
Vereine wie der organilirten Sntereffenvertretungen, um fein Biel zu erreichen. Die 
lihtbaren Mittel, mit welchen man hier in größerem Maßſtab zu arbeiten pflegt, 
find Ausitellungen, Prämien und Subventionen. Wehnlihe Geldaufmendungen pflegt 
der Staat für die Induſtrie wohl nur bezüglich der Ausftellungen zu machen und 
nur in den Zeiten der eriten Entwidlung von Induſtrien fommen folche direfte 
materielle Begünftigungen vor, wie fie die Landwirthichaft auch in den entwideltiten 
Kulturftaaten regelmäßig in größerem oder geringerem Maß zu erhalten pflegt. Die 
Urſache diejer jcheinbaren Bevorzugung der Landmwirthichaft liegt einmal in der großen 
Bedeutung, welche die eigene Nahrungsmittelproduftion für alle Völker beſitzt; jodann 
aber auch in dem Umjtand, daß jeder Fortichritt, welcher in der Bodenbebauung oder 
in der Thierzucht erzielt worden ift, einen erfennbaren dauernden Gewinn der All 
gemeinheit bedeutet, während dies von den techniihen Fortichritten der gewerblichen 
Produktion nie in gleihem Maße gejagt werden kann. Zum Theil find dieje nur 
einer beſtimmten PBroduftionsrichtung dienjtbar, deren Werth von der Nenderung des 
Geſchmacks und de3 Bedürfniljes in viel höherem Grad abhängig ift, als dies je bei 
der Landwirthſchaft der Fall jein wird; zum Theil, ſoweit ihre Fortſchritte allgemeiner 
Natur find, it ihre Bedeutung im Anfang keineswegs immer leicht erfennbar und 
unbeftritten.. Man erinnere ih an den Widerftand gegen die Eijenbahnen! Und 
endlich laſſen fich diefe gemerblichen betriebstechniihen Fortichritte nicht in gleichem 
Maße entmwideln wie die Iandmwirthichaftlichen. Ihre Anwendung ift meiſt mit großen 
Störungen für die Gefammtorganifation der Volkswirthſchaft verbunden, während in 
der Landwirthſchaft die Ausdehnung eines Betriebes nie volljtändig auf Koſten Ans 
derer geichieht. 

2. Neben die pofitive Fürforge für die Hebung der Produktion muß der Staat 
aber auch mancherlei Verfügungen polizeilicher Natur Stellen, die den Schuß Der Boden— 
produltion vor jchädigenden Eingriffen der Menjchen wie vor natürlichen Gefahren, 
insbejondere jchädlihen Thieren betreffen. Man bezeichnet dieſe Mafregeln als Feld— 
oder Flurpolizei. Sie find zum Theil Anwendungen allgemeiner ftrafredhtlicher Grund- 
läge auf die befonderen Fälle des Bodeneigenthums, widerredhtlicher Aneignung und 
Beihädigung von landwirthichaftlihen Produkten, widerrechtliher Nußung der Weide 
oder Hütung, des Forftes u. f. w. Zum Theil aber enthalten fie Gebote, die an 
die Eigenthümer gerichtet find und dieſe verbindlih machen, in bejtimniter Weile 
Thieren — Raupen, Maifäfern und anderen fchädlichen Inſekten — oder wuchernden 


102 Erites Buch. Agrarpofitif. 8 27. 


Pflanzen — Kleeſeide, Aderdiftel — entgegenzutreten, oder zu ihrer Bekämpfung 
Mabregeln der Behörde auf dem eigenen Boden zu dulden (Neblausvernichtung), 
Schädigungen von Thieren zu unterlaffen, melde für die Vernichtung gefährlicher 
Inſekten in Betracht fommen (Schuß nüßlicher Vögel). Hierher gehören ferner jene 
Maßregeln, welche zum Schuß des Biehltandes in der Befämpfung von Thierfeuchen 
ergriffen werden, indem den Behörden das Recht eingeräumt wird, den Thierverfehr 
von jenen Orten, in welchen die Seuche feitgeitellt ift, zu ſperren, verfeuchte Thiere 
zu tödten, alfo in weitgehendem Maß das Eigenthumsrecht des Beſitzers zu be— 
Ichränfen, ja jelbjt aufzuheben. Dieſe dem Staat auf dem Gebiet der Landwirth- 
Ichaft eingeräumte Zwangsgewalt hat ebenfall3 fein Gegenftüd auf dem Gebiet der 
gewerblichen Produktion. Gerechtfertigt ijt fie durch den großen Nachtheil, den hier 
die Unterlafjung des Einzelnen für die Gefammtheit im Gefolge haben kann. Bon 
einem einzigen verfeuchten Rebſtock aus können die Weingärten einer ganzen Ge- 
marfung zu Grunde gerichtet werden. Ye größer die Gefahr für die Landeskultur, 
deito unabmweisbarer tritt die Nöthigung zur Erhebung von Bmangsmaßregeln auf, 
denen fi) alle unterwerfen müſſen. Je mehr die Ausübung diefes Zwanges ihre 
Wirkung auch nach außen erjtredt, deſto erfolgreicher wird er. Co merden die Ge- 
bote, im Frühjahr die Obit- und Zierbäume, Gefträuche, Heden, hölzernen Garten 
zäune und Hauswände in den Gärten und Wieſen, auf den Feldern von den ein- 
geiponnenen Raupen, Inſekteneiern und Puppen zu reinigen und die gelammelten 
Raupennefter und Eier zu vertilgen (öfterreichiiche Geſetzgebung), zweifellos nicht voll— 
Itändig befolgt, weil eine Kontrole und Feſtſtellung der Wirkung der Nichteinhaltung 
des Gebotes jchwierig oder unmöglich ift. Die Nichteinhaltung der Anzeigepflicht bei 
Thierſeuchen aber wird nicht nur am verfeuchten Ort, jondern auch überall, wohin 
die verfeuchten Thiere durch den Verfehr gelangen, beobachtet werden können und 
führt dadurch jehr bald zu Gegenmaßregeln (Grenziperre der Staaten) und nöthigt 
zu Iofalen Maßregelungen. Da der einzelne durch die polizeiliche Maßregel (Thier- 
tödtung, Weingartenzerjtörung) Gefchädigte diefe Opfer im Intereſſe der Gejammtheit 
tragen mußte, it es gerechtfertigt, ihm eine Entihädigung zukommen zu laſſen, und 
es entitehen daher auch auf dieſem Gebiet polizeiliher Bethätigung des Staates Aus— 
gaben für öffentliche Körperichaften, die aber nur für gewiſſe Fälle, namentlich bei 
Thierfeuchen wegen der großen hier in Betracht kommenden Werthe zu einer recht- 
lihen Ordnung geführt haben. 


Die nähere Ausführung der hier möglichen und nöthigen Maßregeln erforderte eine Dar- 
ftellung der Zandesfulturpolitif in den einzelnen Staaten und greift vielfach über in das Gebiet 
der Zandwirthichaftslehre bezw. Thierzuchtölehre. Die allgemeine Bolfswirthichaftspolitif wird 
jih begnügen müffen, die von der fpeziellen Landmwirthichaftslehre geforderten Maßregeln auf- 
zunehmen und die mit ihrer Anwendung verfnüpften Prinzipien — Zwang gegen die Einzelnen, 
Verwendung öffentlicher Mittel — auf ihre Berechtigung zu prüfen. Eine ausführlichere Be- 
handlung bei Mohl, Bolizeiwiffenichaft Bd. II ©. 220; Buchenberger, Agrarpolitif Bd. II 
©. 363 ff.; derjelbe, Grundzüge ©. 144 ff. Das pofitive Vermaltungsreht in den Art. 
Feldſchutz, Reblaus, Thierfeuchen im öfterr. Stwb. von Marchet; die Art. Feldpolizei, Reblaus 
von Hermes; Viehſeuchen von Dammann im W. d. B.; Köning, Lehrbuch des deutjchen 
Berwaltungsrechte® ©. 398. Eine ausführlichere jpezielle Darftellung bei Bucenberger, 
Verwaltungsrecht der badiſchen Landwirthſchaft. Für Defterreih Schiff, Agrarpolitif Bd. I 
©. 557 ff.; derſ., Agrarrecht ©. 85 ff. 


6. Landwirthichaftliches Verſicherungsweſen. 


527. 1. Inſoweit die Verficherung die allgemeine wirthſchaftliche Lage des Ver- 
liherten und feiner Familie zu erhalten bezm. zu verbeffern fucht und darauf ge- 
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richtet ift, die wirthichaftlihen Schäden auszugleichen, die durch Unglüdzfälle bewirkt 
werden, welche die Perſon de3 Berficherten betreffen, hat jie in den Gebieten der 
Landwirthſchaft Diejelbe Bedeutung, wie in den anderen Bmeigen wirthichaftlicher 
Thätigfeit. Die Formen der Lebens-, Alters-, Unfallsverficherung erfahren durch die 
Landwirthſchaft feine Veränderung. Auch in einigen Arten der Sachverficherung, mie 
in der gegen Brandichaden an Mobiltien oder Immobilien, in der Hypothelenverjiche- 
rung werden Nenderungen nicht durch die Natur des landmwirthichaftlichen Betriebes, 
londern nur durch die bejondere Natur der einzelnen Objekte hervorgerufen, 3. B. 
größere Feuerögefahr megen leichterer Bauart ländlicher Gebäude, ſtärkerer Holz- 
verwendung, Anhäufung von leicht brennbaren Gegenftänden u. |. mw. Wohl Tann die 
Benützung dieſer Berfiherungsarten für den Landwirth von größerer Bedeutung fein 
alö bei den Angehörigen eines anderen Erwerbözweiges — jo wird die Anwendung 
der Lebensverficherung als eines Mittel3 zur Schuldentlaftung bei Todesfällen oder 
als ein Mittel zur Abfindung weichender Erben disfutirt (vgl. $ 33 Anm.) — dod) 
wird dadurch nicht ein befonderer VBerjiherungszmwed hervorgerufen und merden da— 
durch die Bedingungen, unter denen die Berlicherung eingegangen werden fann, nicht 
verändert. Es gibt aber gerade auf dem Gebiet der Landwirthſchaft Betriebsgefahren, 
welche in gleicher Weile bei induftrieller Thätigfeit nicht vorfommen und eine orga— 
nilirte Fürjorge für die Ausgleichung de3 durch fie bemwirkten Schadens wünſchens— 
werth erjcheinen lajien. Die Landwirthichaft iſt in höherem Maß Störungen durd) 
Elementarereigniſſe ausgeſetzt als der Gewerbebetrieb: Waſſerſchäden, Dürre, Wind- 
bruch, Hagelichlag, Pflanzen- und Thierkrankheiten können den Belibjtand des Land- 
wirthes oder den Ertrag jeines Bodens fchädigen oder vernichten. Es iſt daher von 
großer Bedeutung, ob und in welcher Form gegenüber diefen Schadensgefahren das 
Prinzip der Berfiherung in Anwendung fommen fann. 

2. Die Anwendung der Verſicherung gegenüber den großen Elementarichäden — 
Ueberfchmemmungen, Mißernten, Ueberhandnahme von Schädlingen — hat ſich als 
unmöglich erwiefen. Zum Theil iſt der Eintritt diefer Gefahren und das Maß ihrer 
Wirkung auch bei Zugrundelegung großer Zeiträume und meiterer Gebiete jo un— 
berechenbar, daß fein normaler Prämienſatz bejtimmt werden kann. Die durch Ele- 
mentarfataftrophen verurſachten Schädigungen find jo gemaltig, in ihrer Ausdehnung 
häufig fo groß, daß der Schaden durch den Frei derer, die im Allgemeinen folchen 
Gefahren ausgeſetzt find, gar nicht allein gededt werden kann; vielfach jind e3 nur 
ganz beitimmte Gegenden oder genauer abgegrenzte Gebietötheile, welche von ſolchen 
Elementarereigniljen getroffen werden, die zu ſchwach find, um aus eigenen Mitteln 
Abhilfe ſchaffen zu können. Hier rechtfertigt fich das Eintreten der Geſammtheit. 
An die Stelle des Intereſſenverbandes von Verſicherten tritt der große Gemeinjchafts- 
verband der Landes- oder Staatözugehörigkeit. Vielfach handelt es jih ja um 
Schädigungen, die eine Abwehr gejtatten durch Aufwendung von öffentlichen oder eine 
Verbindung von öffentlihen und privaten Mitteln (vgl. Meliorationen). Yu einem 
anderen Theil find die hier berührten Schädigungen derart, daß ihre Abwehr ent- 
weder im Bereich einer forgfältigeren Wirthichaft der Landwirthe liegt oder daß eine 
Berechnung des Schadens nicht wohl möglich iſt, jo, wenn der Antheil berechnet 
werden foll, der bei jchlechter Ernte auf das Auftreten von Schädlingen, nicht aber 
auf die fchlehte Wirthichaft des Wirthes zurüdzuführen if. Mit einigem Erfolg, 
wenn auch nicht ohne Echwierigfeiten, ift bis jeßt nur die Verfiherung gegen- 
über den Schädigungen durch Hagel und Erfranktungen der Nußtbiere 
durchgeführt worden. 
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3. Die Hagelfchäden find gänzlich unabwendbar. Eine vorbeugende Thätigfeit de3 
Landwirthes ift hier ausgeichloffen. Andererjeits ijt die Größe des durch einen Hagel- 
ichlag hervorgerufenen Echadens fo bedeutend, daß ſich eine Vorjorge zu feiner Dedung 
dringend empfiehlt. Aber die Unregelmäßigfeit und Unberechenbarfeit des Eintreten 
von Hagelihäden wie die Schwierigkeit ihrer Abſchätzung bieten auch Hier für die 
Berficherung große Hinderniffe, insbefondere eine Unficherheit über das nothwendige 
Maß der Prämie, bezw. ein ftarfes Schwanfen in Bezug auf die Snanfpruchnahme 
der Verlicherungsorganifation, die in einzelnen Jahren oft ein Vielfaches gegenüber 
porausgegangenen Sahren betragen kann. Wichtig it ferner, daß es Gebiete befon- 
derer Hagelgefährlichfeit gibt, bei denen die Verſicherung die Sicherung eines be- 
fannten Riſikos auf Koften der übrigen Theilnehmer bedeutete, was zu einer direkten 
Ausnügung der Verſicherung, 3. B. Anbau merthooller Pflanzen im Hagelgebiet in 
Erwartung der Cchädigungen führen fannı. Man Hat daher auf dem Gebiet der 
Hagelverfiherung bisher von einem Verſicherungszwang abgejehen und auch Be- 
denfen gehabt gegen eine öffentliche VBerjicherungsanftalt, wenn nicht das ihr unter- 
ltehende Gebiet ein ſehr ausgedehntes iſt. Da nämlich bei einer Verengerung des 
Gebietes eine Ausgleichung günftiger und ungünftiger Riffen nicht möglich iſt, trifft 
hier ein vorhandener Schaden die VBerficherten einer Gegenfeitigfeitsorganilation oder 
die öffentliche Korporation mit empfindlicher, die Tragfähigkeit der Organiſation viel- 
Yeicht überjteigender Wucht. 

Es fünnen daher nur allgemeine ftaatliche, nicht etwa Provinzial- oder Landes- 
anftalten in Frage fommen. Bei einer auf Freimilligfeit ruhenden Organifation 
laufen fie aber Gefahr, nur die fchlechten Riffen zu erhalten, mweßhalb von den 
Freunden einer öffentlicherechtliden Organifation des Verſicherungsweſens menigitens 
für das Monopol einer ſolchen Hagelverjicherungsanftalt eingetreten wird. Aber wenn 
auch unter diejer VBorausfeßung die finanzielle Leiftungsfähigfeit der ftaatlihen Anitalt 
gefichert erſcheint, iſt es doch fraglich, ob ihr an ich der Vorzug vor privaten Unter- 
nehmungen einzuräumen ilt und ob nicht gerade im Monopolcharalter der Anitalt 
eine Gefahr für die gedeihliche Entwidlung des Verſicherungsweſens auf diefem Gebiete 
gelegen iſt. Die bejonderen Schwierigfeiten der Hagelverjicherung haben hier noch 
niht wie auf dem Gebiet der Feuer- oder Lebensverſicherung eine fejte auf lang- 
jähriger oder umfallender Erfahrung beruhende Technik ausgebildet und es Haben ſich 
daher hier die Vorzüge der privaten im Konfurrenzbetrieb geführten Unternehmungen 
bewährt: die Mittel und Wege für die zmedmäßigiten Einrichtungen einer mwirthichaft- 
lihen Organifation ausfindig zu machen; die Frage der Bildung von Gefahrenklajjen, 
die Einreihungen der verichiedenen Arten von Kulturen in diefe Klaſſen, der Methoden 
der Schadenabſchätzung bei theilmeiler oder vollfommener Schädigung, bei erit in Ent- 
wicklung begriffenen und bei ausgereiften Kulturen — alle dieſe Dinge find noch mehr 
oder minder ungelöfte Probleme und daher für eine auf ſchematiſche Geichäftsführung 
eingerichtete Verwaltung weniger geeignet. — Unter den Privatgejellichaften haben 
wieder feinesweg3 die auf Gegenjeitigfeit gegründeten den Vorzug, weil der bejondere 
Nutzen der Gegenjeitigfeitsgejellichaften — die Möglichkeit einer Kontrole der Mit- 
glieder — hier megfällt, da fich Kleine Gebiete nicht zur Grundlage der Verficherung 
eignen, in großen aber der Perſonalzuſammenhang der Mitglieder natürlich verloren geht. 

sn Bezug auf die Unficherheit der Grundlagen und VBermaltungsgrundfäbe der Hagel- 
verjicherung find alle Meinungen übereinftimmend Buchenberger, Agrarpolitii Bd. LI 
S. 309. Emminghaus, Art. Hagelverfiherung im Hdmb. d. Stw. In Bezug auf die 
Organijation gehen die Meinungen auseinander. Buchenberger ift, obwohl er die Schwierig- 
feiten nicht überjieht, für die ftaatliche Verficherung auf breiter Grundlage, ſelbſt für den Ver— 
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fiherungSswang bei genügender Ausdehnung des VBerficherungsgebieted, 3. B. das ganze 
Deutiche Reid. Emminghauß tritt für die private PVerficherungsorganifation ein. Obwohl 
Resterer vielfah Gründe anführt, deren Gewicht ich nicht volllommen anerfenne, fcheint mir 
doch die Erfahrung für das vorläufige Feithalten an privaten Organilationen zu |prechen, da 
bisher der Staatöbetrieb immer erjt die reife Frucht eines zu techniſcher Vollkommenheit ent- 
widelten Privatbetriebes gemwejen if. Die Schtvanfungen der Größe des Hagelichadens und 
die Rüdwirkung davon auf die VBerliherten werden von Budhenberger an vielen Beilpielen 
hervorgehoben. Die Höhe der Prämie ſchwankt von einem Jahr zum andern zwiſchen O und 
150°%/, der Vorprämien. Der zur Auszahlung gelangte Schadenbetrag bei befteheuden Geſell— 
Ihaften ſchwankte zwiichen 1'/, und 13 Millionen Mark oder 4.3 und 20 pro Mille der Ber- 
ſicherungsſumme. 1891 Hat eine norddeutſche Hagelverficherungsgejellfchaft in den Provinzen 
Weitphalen, Hannover, ferner in Braunſchweig und Lippe-Detmold, alfo in einem fehr aus» 
gedehnten Gebiet durch einen Hagelichlag eine Schadenfunme von 2!/, Millionen Marf zu 
entrichten gehabt. Wäre die Verficherungsgefellichaft auf diefem Gebiet al3 private oder ftaat- 
lich geleitete Gegenfeitigfeitsgefellichaft eingerichtet gemwejen, fo hätte der Nachſchuß gegenüber 
der Borprämie 864%), ausgemadt, während er vermöge des ausgedehnteren Gebietes der 
Gefellichaft in Wirlichkeit nur 1159/, betrug. Den Verſuch einer ftaatlihen Organijation hat 
Baiern gemadt mit einer 1884 gegründeten Hagelverfiherungsanftalt.e Der Staat hat ein 
Stammtfapital von einer Million Mark dazu hergegeben und dotirt fie mit jährlichen 40000 M. 
Die Anftalt beruht auf Freimilligfeit der Theilnehmer, Gegenjeitigfeit mit feften Beiträgen 
ohne Nachſchuß und mit beichränfter Entihädigungspfliht, im Marimum ®/,. des Schadens, 
eventuell Kürzung in dem Maß, als die Beiträge nicht ausreihen. Zur Abwehr allzu großer 
Niften iſt ein Marımum feitgefeßt, bis zu welchem die Verficherung in den einzelnen Gegenden 
aufgenginmen werden fann. Die Erfolge der bairishen Anftalt find nad) dem Zuwachs von 
Berjicherern jehr zufriedenftellend. Bol. auch Suchsland, Berftaatlihung der Hagelverfiche- 
rung in Ehrenzmeig’3 Aifefuranzjahrbud, Wien 1891; Brämer, Das Verſicherungsweſen, 
1894, ©. 301 ff. 

4. Die Dedung der Berlufte, welche den Landwirthen durd Erkrankung und Ber- 
derben ihres Viehes drohen, bilden den Gegenftand der Viehverfiherung. An einer 
ſolchen jind nicht alle Landwirthe gleich interefjirt. Zu einem nicht geringen Theil 
kann die Verluftgefahr durch richtige Pflege und Wartung des Viehes bejeitigt oder 
doch eingejchränft werden, und für einen großen Biehbefiter, der mit bejjeren Hilfs- 
mitteln arbeitet, ift fie daher geringer al3 für einen Heinen, zumal ein gelegentliches 
Umijtehen eines Biehftüdes für ihn einen nicht bedeutenden Vermögensverluft nad) 
fih zieht, während für den Heinen Beſitzer damit ein großer Theil feines Betriebs— 
fapital3 vernichtet if. Es mird daher immer ein Theil der PViehbefiger gegen den 
Verliherungszmang eingenommen fein. Ein folcher ift aber aud) aus dem Grund 
nicht ohne Gefahr, weil dadurch der leichtjinnige und unordentlihe Wirth eines An- 
ſporns zur Sorgfalt beraubt wird, da er die etwaigen Folgen feiner Unachtſamkeit 
auf Koſten der beiferen Wirthe durch die Verjicherung gededt findet. Dieſe Gefahr 
ift natürlich) auch bei freimilliger Verficherung gegeben und bedingt daher, daß Die 
Verſicherung von einer wirkſamen Kontrole des Verhaltens der einzelnen Wirthe und 
bon der Befugniß für die Verficherungsanftalt begleitet ift, ihren Mitgliedern gegen 
Leichtſinn oder Betrug Einzelner Schu zu gemähren. Died kann nur durch eine 
Geftaltung der Verjicherungsbedingungen erfolgen, welche den Verſicherten vielfache 
Verpflichtungen auferlegen (Pfliht zu guter Wartung und Pflege, gegebenenfalls 
Zuziehung thierärzlicher Hilfe, Anzeigepflicht bei Umftehen u. |. w.) und durch weite 
Faſſung der Berbindlichkeit im einzelnen Fall zu einer Benachtheiligung des Ber- 
fiherten durch die Verwaltung der Verficherungsanftalt führen fünnen. Aus diejem 
Grund eignet fich dieje Verficherung weniger als eine andere DVerjicherungsart für 
eine gejchäftliche Unternehmung; aber auch die Form der Gegenjeitigfeit3gefellichaft 
birgt dann Gefahren in fi), wenn die Viehbefiger nicht wirklich felbft die Leitung 
in Händen haben oder wenn da3 VBerficherungsgebiet jo groß ift, daß weder dieſe 
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Reitung die Mitglieder, noch die Mitglieder das Gebahren der Leitung überwachen 
fünnen. Es haben fih daher für die Verwaltung am zweckmäßigſten Fleinere Ver- 
bände IYofalen Charakter ermwiefen. Natürlih ijt in dieſen wieder wegen der ge— 
ringeren Zahl von Theilnehmern die Gefahr gegeben, daß die nöthige Ausgleichung 
der Riſken nicht erreicht werden Tann. Doc läßt ſich dagegen durch Rückverſicherung 
bezw. durch Vereinigung mehrerer folder Verbände zu gegenjeitiger Unterjtüßung 
Abhilfe erreichen. 

Diefer Gedanke einer Viehverliherung in lokalen Verbänden, mweldhe in einen Landes— 
verband vereinigt werden, den Buchenberger in feiner Behandlung der Biehverficherung, 
Ugrarpolitif Bd. II ©. 345 ff. begründet, hat zuerft Baden — Gejeb vom 26. uni 1890 — 
verwirklicht. Darnach fann in jeder Gemeinde die Mehrheit (nach Kopfzahl der Beſitzer und 
Stüdzahl des Viehs berechnet) die Errichtung einer örtlihen Berficherungsanftalt als Gemeinde- 
anftalt unter Genehmigung der unteren Bermwaltungsbehörden befchließen. Durch Entfchließung 
de3 Minifteriums3 des Innern können dieſe zwangszweiſe in einem Berficherungsverband zum 
Zweck gemeinfamer Schadentragung vereinigt werden in der Weile, daß der Ortsverein !|,, 
der Verband ?/, der Schadenjumme zu tragen hat. Unterftellung der Ortsanftalten unter bie 
Yufliht und Kontrolbefugniß der Verbandsvermwaltung, Entihädigungen nur folder Berlufte, 
welche bei einer wirthichaftlich verftändigen VBiehhaltung und ungeachtet einer hausväterlichen 
Fürforge unverfchuldeter Weife entjtehen, daher das Necht zur Vermeigerung der Aufnahme 
und zur Ablehnung einer Entjchädigung in entgegenftehenden Fällen find weitere Bedingungen 
diefer Verficherungsart. Eine Zwangsverſicherung bei Mehrheitsbeichluß beiteht in Bajel-Stadt 
jeit 1892 und in drei Provinzen Belgiens feit 1893. Eine befondere Art ber Viehverficherung 
ift die Seuchenziwangsverficherung, d. H. die zwangsmeife Einhebung von Beiträgen der Bieh- 
befißer zur Dedung der Entſchädigungen, welche jenen Viehbeſitzern aus der Staatskaſſe gezahlt 
werden, denen Thiere in Folge von Berfeuchung getödtet werden mußten oder umgeftanden 
find. Hier ift die Verficherung nicht Zmed, jondern Mittel, um die fichere und rajche Be- 
folgung veterinärer Polizeivorfchriften zu erreichen, indem man den Betroffenen eine Ent- 
Ihädigung für dieſen Fall zufihert. Sn einigen Staaten — Preußen, Baiern, Eljah-Loth- 
ringen — werden folche Entfchädigungen direft ohne Einhebung von Beiträgen aus der Staats— 
falfe entrichtet. Vgl. Buckhenberger a. a. ©. ©. 358; Dammann, Art. Viehjeudhen im 
W. d. V. — Sn Defterreih merden ſolche Entihädigungen theil® aus der Staatskaſſe (bei 
Zungenfeuchen), theil® aus Fonds gezahlt, welche in den einzelnen Ländern durch Beiträge 
der Viehbefiger gebildet werden. Vgl. Schiff, Agrarpolitif Bd. I ©. 584. Kurze ftatiftifche 
Angaben bei Emminghaug, Art. Vichverfiherung im How. d. Stm. 


U. Der landwirthſchaftliche Kredit. 
1. Das Kreditbedürfnik und die Arten des landwirthſchaftlichen Kredits. 


$ 28. 1. Die Bejonderheit de3 Tandwirthichaftlihen Kredit3 wird durch feine 
Verwendung für landmwirthichaftlihe Zwecke bejtimmt. Diefe Zmede laffen fi in 
folgende Hauptgruppen gliedern. Die Heranziehung fremden Kapital kann erfolgen: 
l. bei der Erwerbung des Bodens; 2. bei der Vornahme von Bopdenverbefferungen 
(Meliorationen); 3. zur Sicherſtellung des nöthigen Betriebsfapitaleds. Danach be- 
zeichnet man die betreffenden Kredite als Beſitzkredit, Meliorations- oder In— 
vejtitionsfredit und Betriebsfredit. SKreditaufnahmen für Konfumtionszmede 
im Haushalt des Landiwirthes, die entweder auf zu großen Aufwand oder auf un- 
genügende Einnahmen zurüdgehen, find in der Regel in feine Beziehung zum land- 
wirthichaftlihen Betrieb zu ſetzen; wenn dies aber der Fall ift, wenn 3. B. durch 
Mißernten die Verforgung des Haushaltes bis zur nächften Ernte in Frage geftellt ift, 
dann it diefer Konſumtivkredit al3 ein befonderer Fall des Betriebsfredit3 anzufehen. 

Je nach der Eicheritellung werden geihieden Perſonal- und Realfredit, meld’ 
legterer wieder entweder Mobiliar- (Fauftpfand-) oder Smmobiliar- (Hypothefar-) Kredit 
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it, je nachdem die Gicherftellung durch bemeglihe Güter oder durch den Grund und 
Boden jelbit geboten wird. In welcher diefer Formen der landwirthichaftlihe Kredit 
in Anſpruch genommen wird und wie feine Organiſation beichaffen fein muß, um 
dem wirtſchaftlichen Bedürfniß des Landwirths zu genügen, hängt von den Verwen— 
dungszwecken ab, da beim Produftivfredit eben dieje Verwendung ſelbſt die Quelle 
der Rüdzahlung und damit eine Bedingung für die Art der Kreditgewährung merden 
ſoll. Es jind daher zunächſt die einzelnen Verwendungsarten des Kredit zu betrachten. 

2. Der Befigfredit wird in Anjprucd genommen, wenn Landgüter mit geliehenem 
Geld oder gegen bloße Anzahlung und Stundung des Kaufichillingreites gekauft werden 
oder wenn bei der Uebernahme eines ungetheilten Erbgutes der Gutsübernehmer die 
Erbanſprüche der Miterben entweder mit geliehenem Geld ausbezahlt oder al3 ver- 
zinsliche Geldfapitalforderungen auf das Gut eintragen läßt. Dem Beſitzkredit eigen- 
thümlich ift, daß feine Verzinſung und Tilgung aus den Erträgnijfen des Gutes 
erfolgen muß, ohne daß da3 Darlehenskapital dieſes Erträgniß erhöht. Der Be- 
jigfredit hat feine reproduftive Wirkung. Kapitalsrüdzahlungen find wie die Ver— 
zinfung nur dur die Einjchränfung in der Verwendung des Erträgnilfes für die 
Bmede des Gutsbeſitzers möglich, daher regelmäßig nur in fleinen Beträgen. Die wirth- 
ſchaftliche Zuläfjigfeit des Belitfredits ift daher zunächſt abhängig davon, daß der Er- 
trag ausreicht, um die VBerzinjung und eine etwaige Tilgungsquote des Kapitals zu 
deden und noch jo viel übrig zu laſſen, als die Lebenshaltung des Gutsbeſitzers be- 
nöthigt. Jedes Steigen des Geldwerthes des Gutsertrages erleichtert die Schulden- 
lajt, jedes GSinfen erſchwert fie. Gegebene Beligfreditverjchuldungen werden daher 
bei jonjt gleich bleibenden Umftänden der Bewirthichaftung, der natürlichen Ergiebigfeit 
des Bodens u. |. m. durch die Preisbemwegung der Bodenprodufte beeinflußt. Wird 
der Belibfredit felbit mit Rüdficht auf jene Grenzen feiner mwirthichaftlihen Zweck— 
mäßigfeit aufgenommen, fo mird er doch bei andauernder Preisfenfung der Boden- 
produfte gefährlich werden fönnen; allein jehr häufig wird er gar nicht durch die 
Rüdfiht auf den Ertrag des Grundftüdes, fondern nur durch eine foldhe auf den Preis 
der Grundftüde beitimmt. Der Verfehrswerth des Bodens kann aber andauernd über 
einem Ertragöwerth jtehen, weil die Nachfrage nad) Boden durch vielerlei Umftände 
nicht wirthichaftliher Natur vermehrt wird. Namentlich in Zeiten fteigenden Boden- 
werthes wird die Hoffnung auf meiteres Steigen die Käufer veranlafjen, höhere Preiſe 
zu bewilligen unter Inanſpruchnahme eine3 unverhältnismäßig hohen Kredits. Ins— 
bejondere bei Erbauseinanderfegungen kann das Prinzip der Schätzung der Güter 
nah dem Verkehrswerth zu ftarfer Beligfreditverihuldung führen, welche in feinem 
richtigen Verhältnig mehr zum Ertrag Steht. Aus dieſen Eigenthümlichkeiten des 
Befigfredit3 Hat man befondere Forderungen für die Organifation des Bodenkredits, 
wie für das Verſchuldungsrecht der Landwirthichaft überhaupt gefolgert. Mit Noth- 
wendigkeit ergibt fich jedenfall die Forderung daraus, daß der Beſitzkredit unfündbar 
oder doch nur feitens des Schuldners fündbar und nur in lang erjtredten Annuitäten 
rüdzahlbar ſei. 

3. Der Inveſtitions- oder Meliorationsfredit dient zur Durchführung von 
Bodenverbeflerungen und Kulturverbeflerungen, Be- und Entwäfjerungen, Umwandlung 
von unfultivirtem in fultivirtes Zand, Verwandlung von Boden niedrigerer in ſolchen 
höherer Kultur, zuc Durchführung der Flurbereinigung. Cein Zived iſt aljo die Er- 
höhung des Ertrages und feine Begrenzung daher nur durch die größere oder geringere 
Ausfiht auf eine folche Ertragsfteigerung gegeben. Aber auch bei jtarfer Ertrags- 
fteigerung ift doch meift nicht ein fofortiger Wicdererfab des aufgewendeten Melio- 
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rationsfapital3 zu erwarten, und es entipricht daher auch der Natur deö Meliorations- 
fredits, daß der Landwirt vor einer plößlihen Kündigung fichergeftellt und eine 
allmählihe aus dem geftiegenen Ertrag hervorgehende Amortijation zugelajfen werde. 
Die Nothmwendigfeit des Melivrationsfredit3 iſt unbejtritten; in Frage fteht nur das 
Verhältnig zu dem etwa ſchon das Gut belajtenden HHpothefarfredit jorie Die 
bejondere dem Verwendungszweck entiprechende Drganijation. 

4. Der Betrieb3fredit dient, wie oben angedeutet, der geficherten Fortführung 
des landmwirthichaftlichen Betriebes, nicht durch Bodenerwerb oder Bodenverbeflerungen, 
jondern durch Bereititellung der zur Beitreitung der Betriebskoften nöthigen Mittel. 
Sowohl daS umlaufende Betrieb3fapital (Lohnſummen, Saatgut, Futter und Dünger- 
mittel, Abgaben, nothwendige Haushaltungskojten), wie das ſtehende Betriebsfapital 
(Nusthiere, Maſchinen, Gebäude) fünnen, wenn es dem Landwirth daran mangelt, 
mit Hilfe von Kredit beichafft werden. Auch beim Betrieböfredit findet, mie beim 
Melivrationskredit, eine Verwendung zu Zwecken jtatt, welche den Ertrag erhöhen 
oder auch erſt ermöglichen. Aber während der Meliorationsfredit von dauernder 
Wirkung ift, ift Dies beim Betrieböfredit nicht der Fall. Die für diefen Kredit be- 
ſchafften Güter werden oft in derjelben Betrieb3periode verbraucht, 3. B. Saatgut, 
Röhne, oder fie überdauern doch nur eine mehr oder meniger furze Reihe von 
Betriebsjahren. Das Betriebsfapital muß daher in einer, bei ftehendem Kapital 
mwenigitens in einigen Betriebsperioden ermwirthichaftet werden fünnen. Da dies bei 
normalem Gang der Produktion möglich ift, ift die Gemährung Yandiwirthichaftlichen 
Betriebsfredit3 als eine normale Kreditgewährung anzujehen, mobei mit Rüdficht auf 
die furzen Friften der Rüdzahlung meift ein Perjonalfredit genügen wird. Doc 
gibt es natürlich auch Hier Grenzen der wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit einer Kredit- 
aufnahme, die vor Allem in der Unficherheit des Ernteausfalles gelegen jind. Es 
it deßhalb oft die Stellung eines mit ausreihendem Betrieb3fapital verjehenen 
Pächter: günftiger al3 die eines mit feinem oder wenig Betriebsfapital ausgeftatteten 
Eigenthümers, die eines Beſitzers von einem Gut Kleinen Umfangs, aber mit gutem 
Betriebsinventar günftiger als die eines großen Beliber3 mit zu geringem Betriebs— 
fapital. | 

Die Höhe der Verſchuldung der Landwirthe Hat feit den 70er Sahren des 19. Sahrh. in 
Deutſchland und in Defterreich die Aufmerkſamkeit auf fich gelenft und zu Verſuchen geführt, ihre 
Größe und Bewegung ftatiftifch zu erfalfen und zur Darftellung zu bringen. Man benut hierzu 
die Hypothekarſtatiſtik, d. i. die GStatiftif der Eintragungen von auf Grund und Boden 
ichergeftellten Darlehen in den öffentlihen Büchern. Mllein deren Angaben find nicht voll- 
fommen zuverläflig, denn 1. find viele, namentlich Heinere Forderungen zwar jchon getilgt, 
aber nicht gelöfcht; 2. find die Amortifationshypothefen im vollen Betrag in der Statiſtik ent- 
halten, während fie thatſächlich um die durch Annuitäten getilgten, aber noch nicht zur Löſchung 
gebrachten Beträge zu vermindern wären; 3. find mande Kredite grundbücherlich ſicher— 
geitellt, welche thatfählih nicht in Anſpruch genommen find; 4. iſt die Doppelzählung von 
Simultanhypothefen nicht vollftändig zu vermeiden; 5. drüden oft die Ziffern nicht die Be— 
laftung der Landwirthſchaft, fondern der mit der Landmwirthichaft verbundenen Nebenbetriebe 
(Brennereien, Zuderfabrifen) oder der auf dem Lande betriebenen Gemerbe, oder wie in der 
öſterreichiſchen Hhpothefarftatiftif, unausscheidbar auch die Belaftung der nicht in den Städten 
liegenden Gebäude aus. Neben der Hhypothefarftatiftif gewinnen daher Spezialerhebungen, 
Enquéêten, welche nicht eine allgemeine Erfafjung der Berfchuldung, ſondern die forgfältige 
Tarftellung typiſcher Fälle, einzelner Gebiete u. f. m. zur Aufgabe haben, Bedeutung. Pal. 
Zimmermann, Entwidlung und Stand der Hypothefarftatiftif im J. f. N. 3. 5. 4. BD. 

In Preußen ftiegen die Hypothefarifchen Eintragungen in den ländlihen Bezirken in 
der Zeit von 1886—1904 um 5245.5 Millionen Mark. Während in den erften 5 Jahren diefer 
Periode der Jahresdurchſchnitt des Meberjchuffes der Eintragungen über die Löſchungen 
134.6 Millionen Marf betrug, mar er in den lebten 5 Jahren 408.5 Millionen. Erhebungen, 
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welche 1896 über die Srundverfhuldung in Preußen in 55 Amtsgericht3bezirten veranftaltet 
wurden, ergaben im Durchſchnitt auf 1M. Grundfteuerreinertrag 29.24 M. Grundbudhfchulden 
gegen 23.59 im Jahre 1883. Weber dem Durchſchnitt ftanden die Provinzen Poſen (42.54), 
Dftpreußen (36.57), Schlejien (32.61), Weitpreußen (31.7), Brandenburg (31.5), unter dem 
Durchſchnitt Pommern (25.11), Heſſen-Naſſau (24.19), Hannover (20.23), Sachſen (18.96), Schlesmwig- 
Holftein (16.2). Eine neuerliche Erbebung 1902 bei den felbftändigen Landwirthen mit mehr als 
60 M. Grundfteuerreinertrag ergab eine Berfchuldung von 26.1°/, des Geſammtvermögens, 
31.10/, des Grundvermögens. Die Verjchuldungshöhe ſtieg wieder in Weftpreußen, DOftpreußen 
und Pofen über den Durchſchnitt, in den weſtlichen Provinzen blieb fie zurüd. Die am ftärkften 
verichuldete Provinz zeigte eine Verfchuldung von 52.80/, (57.4 9/0). Von den Heinen Grund» 
befigern (60—750 Mark Grundjteuerreinertrag) waren 2/;—!/, überhaupt nicht verjchuldet. 
Im Ganzen waren im Staat 29.5%/, unverfchuldet (in Oftpreußen 5.5 %/,, in Hannover 35.8 %/,, 
im Rheinland 9.50%). In den einzelnen Klaſſen des Grundfteuerreinertragg war die Ver— 
ihuldung im Staate: in der Klafie von 60—90 M. 18.50/, de3 Geſammtvermögens, 90 bis 
150 M. 20.1%/,, 150—300 M. 21.6 %/,, 300-750 M. 22.8%/,, 750-1500 M. 26.5 %/,, 1500 bis 
3000 M. 33.19/,, über 3000 M. 31.4%,. Im Ganzen fcheint die Verſchuldung in Preußen 
ftärfer, al in Süddeutjchland (vgl. v. d. Goltz, Art. Hypothekarſchulden im W. d. V. Bd.). 
An Baden ergab eine Erhebung eine durdhiähnittliche Belajtung des Grund» und Häufer- 
fteuerfapitalö der landmwirthichaftlihden Bevölkerung mit 25%,. Das Steuerfapital bleibt aber 
beträchtlich Hinter dem Ertrags- und dem Berfehrswerth und daher dem Vermögenswerth des 
Grundbefiges zurüd. (Die Belaftung der landwirthichaftliden Bevölkerung durd) die Eine 
fommenjteuer und die Berfchuldung im GroßherzogthHum Baden, Karlöruhe 1896.) Die Denk—⸗ 
ihrift feßt den Vermögensmwerth jehr mäßig mit 1109 Millionen Marf an, mas eine Ber- 
ſchuldung von 17.709), ergäbe. Vgl. auh Hecht, Badiihe Landwirthſchaft im 20. Jahrh., 
1903, ©. 157 ff. — Deßgleichen liefern einige im Jahre 1895 in Württemberg in 126 Ge— 
meinden vorgenommene Stichproben infofern ein günftiges Bild, als fie eine Verlangfamung 
in der Zunnahme der Verſchuldung feltitellen (vgl. die Verſchuldung des Grundbeſitzes in 
einigen Staaten Deutſchlands. Jahrb. f. N., 1896, 3.%. Bd. XI ©. 752). 

In Defterreih it in den Ländern mit geordneter Grundbuchsführung (Nieder- und 
DOberöfterreich, Salzburg, Steiermarf, Kärnten, Krain, Böhmen, Mähren, Schlefien) im „ſonſtigen“ 
(da3 flache Land außer den landtäflichen Gütern, außerdem aber auch alle nicht in den Städten 
gelegenen Wohnhäufer, Snduftriegebäude, Bergwerke umfajjenden) Beſitz die Verſchuldung von 
2448 Millionen Kronen im Jahre 1868 auf 4588 Millionen Kronen im Jahre 1899 geitiegen. 
Die allgemeine Zunahme, auch in Ländern mit geringer induftrieller Entwidlung, läßt darauf 
ichließen, daß diefe Steigerung jedenfall3 den ländlichen Grundbefik mitbetrifft. Eine detail« 
lirte Weberficht gibt auf Grund der amtlihen Nachweifungen über die Veränderungen im 
Laſtenſtande ber Realitäten Hattingberg, Referat betr. die Frage der Hypothekarentſchuldung, 
III. 8d., Wien 1903. Eine Bergleihung des Zuwachſes der Hypothelen auf dem flachen 
Lande (Neueintragungen meniger Löfchungen) in ben Kahren 1896—1900 und 1901—1905 
ergibt durchſchnittlich jährlich in der erften Periode 158.7 Millionen Kronen, in der zweiten 
171.5 Millionen Kronen. Die niederöfterreihiihe Landes-HHpothefenanftalt Hat vom 1. Juli 
1889 bi3 31. Dezember 1900 an 3225 bäuerlihde Wirtde Darlehen gegeben, melde deren 
Raftenftand um 53.10], erhöhte. Immerhin waren von diefen Wirthen bisher 674 lalten- 
frei, 920 nur bis zur Hälfte des SKataftralmerthes (etwa !/, bis !/; des Verkehrsmerthes), 
792 bi3 zum Kataſtralwerth und nur 844 (26°/,) höher belaftet. Nach der Anſtalts— 
belehnung war die Sefammtbelaftung im Berhältniß zum Kataftralmwerth 100°,. 1526 Dar⸗ 
lehensfälle, bei welchen eine Schäkung der Grundftüde erfolgte, wieſen einen Schäßwerth 
von 17.7 Millionen und eine ſchließliche VBerfhuldung von 15.08 Millionen aus. Unter 
Hinzuziehung der Gebäudeſchätzwerthe war die Belaftung nur 40.3%/,. Hattingberg a. a. O. 
Bd. II ©. 1uff. — Eine forgfältige Spezialerhebung in 27 typiihen Gemeinden Gteier- 
marks (Mifchler, Ländlihe Beſitz- und Schuldverhältniffe in 27 Gemeinden Steiermarls, 
Graz 1903) hat ergeben, daß die effeftive Verſchuldung um ca. 25°, hinter der grundbücher- 
lich ausgewiefenen zurüdbleibt. Ferner entfielen von dem gefammiten tabulariihen Schulden 
ftand per 2.8 Millionen Gulden 1.2 Millionen auf Simultanhypothelen. Für 581 verjchuldete 
bäuerliche Realitäten wurden die Berfehrswerthe erhoben. Die effettive Hypothefariihe Ver— 
ſchuldung betrug darnach beiläufig die Hälfte des Verkehrswerthes. — Was die Urſachen der 
Verſchuldung anbelangt, jo weiſt die amtliche Statiftif aus, daß an der Verſchuldungszunahme 
in Der Periode 1878 bis 1892 die Darlehensverträge mit 60.7°,,, Kauffchillingsreite und Erb- 
theilungsforderungen mit 39.30), betheiligt waren, in der Periode 1893 bis 1899 dagegen bie 
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erfteren mit 82.2°/,, die leßteren mit 19.8°;,. Die fteirifhe Erhebung läßt den Befibfredit 
deutlicher hervortreten. Es waren vom gefammten Schuldenitande auf Erbgang zurüdzuführen 
26.849/0, auf Ausgedinge 3.17°/,, auf Grundfauf mit ungenügendem Baargeld 26.35°/,, zu— 
ſammen 56.36%/,. Im Wefentliden gehören hierher auch die Schuldaufnahmen zur Tilgung 
älterer Schulden und übernommene Schulden mit zufammen 18.53%),. Auf Mangel an Betrieb3- 
fapital entfielen 13.55°%,. Die reſtlichen 21.56°/, find ſämmtlich auf den Betrieb zurüdzuführen: 
hohe Steuern, Mißjahre, Unmirthichaftlichkeit, jo daß etwa 35°, der gefammten Hypothekar— 
verfhuldung auf Betriebsſchulden zurüdzuführen find. Damit ftimmt die Beobachtung der nieder- 
öfterreichifchen Zandesanftalt, daß von 1.7 Millionen Kronen, welche 1901 bäuerlihen Betrieben 
geliehen wurden, 42.30), auf Konvertirungen, 20,2%, auf Kauf- und Baufdillinge, 7.2), auf 
Erbtheilungen und Ausftaltungen, dagegen 29.70, auf Betriebsfchulden oder Sicherftellung von 
Verjonalfredit entfielen. Hattingberg hat in feinem Referat und im Gutachten über die 
Frage der Bodenentfhuldung an den deutſchen Juriſtentag 1904, Verhandl. Bd. IL, in über- 
zeugender Weile den Nachweis geführt, daß die zunehmende Hypothefariiche Belaftung, wenig— 
tens in Defterreich, vor Mlem auf die zunehmende Einbeziehung der bäuerlihden Wirthichaften 
in den geldwirthichaftlichen Verkehr und auf ungenügende Fürforge für den Geld- und Kredit- 
bedarf der landmwirthichaftlichen Betriebe zurüdzuführen ift. 

Kiteratur: Knies, Geld und Kredit Bd. II2 ©.298 ff.; Buchenberger, Agrarpolitik 
Bd. II S. 20ff.; v. d. Goltz in Shönberg’s Höb. Bd. II ©. 100 ff.; Conrad, Art. Yand- 
wirthichaftliher Kredit im Hdm. d. Stm.; Gamp, Der landwirthichaftliche Kredit und jeine 
Befriedigung, Berlin 1883; Freiherr dv. Freyberg, Die landwirtdfchaftlihe Verſchuldungs— 
frage in Theorie und Praris, München 1894. 


2, Der Hypothekarkredit. 


s 29. 1. Der HhYypothefarfredit, au Grundfredit genannt, d.h. Die 
Gewährung von Darlehen gegen VBerpfändung des Bodens, ift die regelmäßige 
Form der Verfhuldung bei Inanſpruchnahme von Befit- oder Inveſtitionskredit. 
Für die Befriedigung de3 Betrieböfreditbedürfniffes eignet fich der Hypothekarkredit 
weniger. Sehr viele Verwendungszwecke des Betrieböfredites, 3. B. für Lohn- 
zahlungen, Ankauf von Saatgut, Lebenshaltung des arbeitenden Landwirthes, Jind 
ſolche, welche in jeder Wirthichaftsperiode miederfehren. Kredit, der um ihretmwillen 
aufgenommen it, muß daher noch in der Wirthichaftsperiode getilgt werden. Wer 
jeinen Boden dafür verpfändet, der zehrt allmählich feinen Werth auf. Einige Fälle 
des Betriebsfreditbedürfnifjes, 3. B. Ankauf von Maſchinen, Errihtung von Gebäuden, 
geitatten eine länger andauernde Wirkung des aufgenommenen Kapital und können 
daher den Smveititionen gleich geachtet werden, aber im Großen und Ganzen joll 
der Betriebsfredit dur) Mobiliar- und Perjonalfredit Befriedigung finden (vgl. unten 
88 30 und 31). 

In der Praris wird diefe Scheidung nicht genügend beachtet. Der Perfonaffredit 
muß immer furzfriftig fein, während man beim Hypothefarfredit, ſolange der Gläu— 
biger nicht fündigt, nur die Zinfen zu zahlen braudt. Das verleitet oft zur Auf- 
nahme von Hypothefen für Schuldzwecke, die dem Boden und der Wirthichaft nicht 
dauernd zugute kommen. Nicht felten fommt es aud) vor, daß Forderungen aus 
Berjonalfredit, die der Landwirth nicht befriedigen kann, zur Sicheritellung al3 Hypo— 
thef eingetragen werden. Go wird dann der Boden belajtet mit Forderungen aus 
Darlehen, die entmeder überhaupt nicht der Bodenbemwirthichaftung zugute gefommen 
ind oder ihre Wirkungen ſchon längſt gethan haben und der Wirthichaft daher zur 
Zeit nit mehr zugute fommen. Cole Hhypothefen find die Folge jchlechter Wirth- 
ihaft oder der Noth oder ungenügender Kreditorganifation. Fehlt es 3.8. an geeig- 
neten Organijationen zur Befriedigung des berechtigten Perfonalfreditbedürfnijfes, fo 
muß der Landwirth oft gegen feine befjere Einficht zur Hypothefarischen Belaftung 
greifen, wo diefe dem Zwecke nach ausgefchloffen fein follte. E3 gehört zu den wich— 


8 29. II. Der landwirthſchaftliche Kredit. 111 


tigſten Aufgaben der praktiſchen Agrarpolitik, dafür zu ſorgen, daß entſprechend der 
Scheidung der Verwendungszwecke getrennte Organiſationen für die Befriedigung des 
landwirthſchaftlichen Kreditbedürfniſſes vorhanden find, und es kann die Hypothekar— 
verſchuldung nicht zweckmäßig geordnet werden, wenn nicht für die normaler Weiſe 
nicht durch Hypotheken zu befriedigenden Betriebskreditbedürfniſſe vorgeſorgt wird. 

2. Bei Betrachtung der Hypothekenſchulden muß man ſtets im Auge behalten, 
daß ſie den Grund und Boden ſelbſt angreifen. Zwar bleibt der Boden im Beſitz 
und in der Bewirthſchaftung des Schuldners; aber er haftet dem Gläubiger für die 
regelmäßige Bezahlung der ausbedungenen Binjen und die eventuell vereinbarte Rück— 
zahlung de3 Kapital bezw. der Amortilationsquoten. Der Hypothekarkredit Schafft 
daher immer die Möglichkeit eines Eingriffes des Gläubigers in den Befiß und die 
Wirthichaft des Schuldners und deren vollftändige Zerſtörung duch Anwendung de3 
dem Gläubiger zuftehenden Erefutionsrehts. Das Ziel einer guten Ordnung des 
Hypothekenweſens muß daher außer auf Hintanhaltung einer ungwedmäßigen Be- 
nüßung des Hhpothefarfredit3 noch darauf gerichtet fein, daß die in der Natur der 
Hypothek Tiegende Gefahr gemildert werde. Man ftrebt in Folge deſſen darnad), 
daß 1. die Hypothefenzinfen fich innerhalb jener Grenzen halten, welche die Sicherung 
einer dauernden Zahlung aus den Erträgnifien des Bodens gewähren; daß 2. da3 
Hypothekenrecht fi) in Bezug auf die Kapitalsrüdzahlung und die übrigen Zahlungs- 
bedingungen, ſowie in Bezug auf die Zmangsveräußerung den Eigenthümlichkeiten 
und Bedürfniffen des landmwirthichaftlichen Betriebes anpafle und willfürlihe Störungen 
bes Betriebes durch den Gläubiger ausichließe und daß 3. die Drganilation der 
Kreditgemwährung jo beichaffen fei, daß diefe Bedingungen gefichert werden. 

3. Die Begrenzung der zu zahlenden Hypothefenzinfen kann natürlich auf zweierlei 
Wegen erreicht werden: entweder durch eine Mäßigung in der Kapitalsverfhuldung 
oder durch einen niedrigen Zinzfuß. Eine feite Grenze für das zuläjlige Marimum 
der Kapitalsverſchuldung läßt fih nicht aufitellen. Agrarpolitiſche Schriftiteller mie 
Buchenberger, Conrad, v.d. Goltz, betonen alle, daß theoretiich jelbit eine Ver— 
ſchuldung bis zu 100°, zuläflig fei, wenn ber Landmwirth duch außergermöhnliche 
Energie den Ertrag über feine bisherige Größe zu fteigern vermag, und fie nehmen 
an, daß bei normaler Bemirthichaftung und eigenthümlihem Beli des nöthigen 
Betriebskapitals eine Verſchuldung bis zu */,, ſelbſt bis zu °/, des Ertragswerthes 
wirthichaftlicher Weile möglich fe... Doch wird auch dies davon abhängen, daß der 
zu zahlende Zinsfuß jenen nicht überfteigt, der der Berechnung de3 Ertragswerthes 
zu Grunde gelegt worden iſt. Ein niedrigerer Zinzfuß geftattet natürlich eine Höhere 
Kapitalsverſchuldung. Doch ift es nicht möglich, den Zinsfuß für HHpothefardarlehen 
in fünftlicher Weife unter den landesüblihen herabzudrüden, da ja auch öffentliche 
und von Gewinn abfehende Freditinftitute zur Beichaffung der Kapitalien auf den 
Markt angewiefen find und zu niedrigerem al3 dem landesüblihen Zinsfuß feine 
Kapitalien erhalten werden. 

Ueber die zuläffige Höhe der Hypothekarverſchuldung fchreibt v. d. Golk: Unter den Vor— 
ausfeßungen, „daß der Landwirth mit einer durdhfchnittlichen Tüchtigkeit für die Ausübung 
feines Berufes ausgerüftet ift; daß er die Leitung feines Betriebes felbit führt; daß die An— 
ſprüche, welche er für feine und feiner Familie Zebenshaltung macht, weder bejonders groß, 
noch befonders gering find; daß das zur ordnungsmäßigen Führung der Rirthichaft nöthige 
tehende und umlaufende Betriebstapital vollftändig vorhanden und fein freies Eigenthum ift; 
daß er einerfeit3 Leine erheblichen perfönlihen Schulden, andererfeit3 aber auch Fein ſonſtiges 
nennenswerthes Privatvermögen hat; da die Tare, auf Grund deren das hypothelariiche 
Darlchen gegeben wird, den wirklichen Ertragswerth des Gutes repräfentirt, d. h. den Werth, 
welcher aus der Kapitalilirung des durchſchnittlichen Reinertrags mit einem vierprogentigen 
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Zinsfuß fich ergibt... .. unter obigen Vorausfegungen darf man annehmen, daß bei unfünd- 
baren mit 4°), zu verzinfenden Hypotheken Die Verſchuldung bis °/,, höchſtens °/,, bei fünd- 
baren bis zur Hälfte des Ertragswerths gehen darf“. — Bei außergemöhnlidher Bemwirth- 
Ichaftung, bei befonderer Sparſamkeit, bei Borhandenjein von Kapitalbefiß dürfe man auch 
höher gehen; bei erheblihen perfönliden Schulden dürfe man nicht einmal jene Grenze 
erreichen (Art. Hypothefenjchulden im W. d. 3. ©. 1075). Conrad — Art. Landwirthſchaft— 
licher Kredit im Hdw. d. Stw. — erflärt, „eine Belehnung bis zu ?,, felbit ?/, des Werthes 
des Grundes und Bodens erflujive der Gebäude wird deßhalb — von abnormen Berhält- 
niffen abgejehen — al3 dauernd gejichert angefehen iverden fönnen“. Buchenberger, Agrar- 
politif Bd. II ©. 70, nimmt auf Grund der badiihen Erhebungen an, daß bei Groß- und 
Mittelbauern eine Verfhuldung bis zu 70%), des Steuerfapitalswerthes (das Fünfundzwanzig— 
fache de3 Ertrags), bei Kleinbauern allerdings nur eine foldhe bis zu 30°, diejes Werthes 
zuläflig fei. 

4. Im Borhergehenden ift angenommen worden, daß über den Werth des Bodens 
fein Zmeifel befteht und daß nur das Maß der Berihuldung bei gegebenem Boden- 
werth in Frage ftehe. In Wirflichfeit ift aber der Bodenwerth feine fichtbare Größe, 
er ift vielmehr erit für den Zweck der Belehnung zu ermitteln. Die Regel iſt die, 
daß der durchſchnittlich erzielte Reinertrag mit dem zur Zeit landesüblihen Zinsfuß 
fapitalifiert wurd (Ertragsmwerth). Der der Belehnung zugrunde liegende Werth 
ſchwankt daher mit dem Zinzfuß, ändert fich der Zinsfuß, fo wird das feiner Zeit 
al3 richtig angenommene Maß der Belehnung hinfällig. Uber auch abgejehen davon 
bietet der Ertragswerth Feine fichere Unterlage. Denn je nach der Nachfrage nad) 
Gütern wird der bei eimer Veräußerung zu erzielende Preis (Verkehrswerth, Ver— 
kaufswerth) — und mit Rüdjiht auf eine vielleicht nothwendig werdende Zwangs— 
berjteigerung tft ein folder Preis der Fonds, aus dem der Gläubiger befriedigt 
wird — bald ein größerer, bald ein geringerer fein, als der Ertragswerth. Man pflegt 
Daher Ertragswerth und Verkehrswerth kombinirt al3 Grundlage der Belehnung zu 
berüdlichtigen. Dieſe Unsicherheit der Feltitellung des Bodenmwerthes bewirkt, daß 
vorjichtige Kreditgeber Ichon bei Annahme des Belehnungswerthes zurücdhaltend find. 
Hypotheken in der Höhe von der Hälfte oder zwei Drittel des jo feitgeitellten Beleh- 
nungsmwertes oder Tarmerthes des Bodens gelten dann als erſtklaſſige, denen volle 
Sicherheit (Bupillarficherheit) zufommt. Dies ift zugleich die Grenze für eine Dar- 
lehensgewährung zu normalen Bedingungen. Hypotheken, welche über diefe Be- 
leihungsgrenze hinaus aufgenommen werden, die og. Nahhypothefen, zmeiten 
Hypotheken, gelten als nicht mehr völlig fiher und werden daher nur gegen höhere 
Berzinfung gegeben. Die für den Landwirt mwichtige Frage ift nun, ob die fo be- 
ftimmte Belehnungsgrenze feines Gutes auch die Grenze feines Kreditbedürfnifies 
darſtellt. Wenn fein Kreditbedürfniß größer it, ift er genöthigt, außer Erjthypothefen 
auch noch Nachhypotheken zu übernehmen, die für ihn wegen der ungünjtigeren Be— 
dingungen bejonders drüdend merden. 

In einem anderen Sinne Spricht man von einer Beleihungögrenze, wenn man 
daran Denkt, daß der Bodenertrag Ergebniß der Aufwendung auch von Arbeit ift. 
Man jagt dann, daß die Belehnung nicht jo weit gehen fol, daß die zu zahlenden 
Sinfen dem Landwirt) von dem Ertrage nicht mehr eine entjprehende Vergütung 
feiner Arbeitsfraft übrig laſſen. Die Grenze für die zuläffige Verfhuldung fei daher 
durch jenen Theil des Ertrages gegeben, der nicht als Arbeitsertrag anzufehen fei. 
Daraus entiteht dann die Forderung nach einer Berihuldungsgrenze, um dem Land» 
wirth feinen Arbeitslohn zu fichern. 

9. Die befonderen Anforderungen an das Hypothefenichuldrecht äußern fich ins— 
bejondere in der Forderung, 1. daß die Hypotheken feine Kapitals-, fondern nur eine 
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Rentenverſchuldung begründen; 2. daß fie feitens des Gläubigerd unfündbar; aber 
3. einer Zmangsamortilation unterworfen jeien; daß 4. gejeßliche Berjchuldungsgrenzen 
gezogen werden und 5. das Zwangsverfahren in einer dem Beſitzer günftigen Weile 
geordnet werde. Die beiden letzten Forderungen laufen auf Kreditbeichränkungen hinaus 
und follen meiter unten (vgl. $ 33 und 34) beichrieben werden. Die eriteren beziehen 
ih nur auf Bedingungen, unter denen Darlehen gewährt und die daraus fließenden 
Bahlungsverpflichtungen des Grundbeſitzers geordnet werden. 

Die Forderung, daß der Grundbeſitz nur Rentenſchulden und feine 
Kapitalsſchulden eingehen jolle, it, jeit Rodbertus im Jahre 1869 die Kreditnoth 
des Grundbeſitzes auf die Kapitalverichuldung zurüdgeführt Hat, in fteigendem Maß 
geftellt und heute allgemein angenommen worden, ohne daß die Rodbertus'ſche Be- 
gründung felbft allgemeine Zuftimmung gefunden hätte. Er folgert aus der Natur des 
Bodens, der die unveränderlie Grundlage dauernder Erträgnifie — Renten — fei, 
aber nicht mit feinem Werthe in das Produkt übergehe, und daher feine Kapitalsrepro- 
duktion zulafie, daß eine Kapitalsverihuldung dem landwirthſchaftlichen Betrieb mwider- 
Ipreche, weil diejer eben feine Kapitalszahlungen ermögliche; auch führe die Kapitalöver- 
Ihuldung in Verbindung mit der Art der Bodenbemwerthung zu ſchädlichen Folgen: bei 
linfendem Zinsfuß fteige der Bodenmwerth und damit die Verfhuldung, 3. B. bei Erb- 
theilungen und Gutskäufen; bei fteigendem Zinsfuß finfe der Bodenwerth und rufen 
früher aufgenommene Schulden eine Meberlaftung hervor. Denn wenn 3.8. ein Boden 
einen Reinertrag von 4000 Mark abwirft, jo mird fein Kapitalswerth bei einem 
5°/ igen Zinsfuß mit 80000 Marf bemejjen werden. Sinkt jet der Zinzfuß auf 
40/,, jo wird derjelbe Boden unter gleichen Reinertragsverhältniffen auf 100 000 Mart 
bemwerthet werden. Wird nun der Boden, etwa bei einer Erbtheilung, mit 50°), 
belaftet, jo beträgt die Belaftung 50000 Marf. Gteigt dann der Zinsfuß mieder auf 
5°%/,, jo it der Boden, der für diefe Schuld von 50000 Marf haftet, nicht mehr 
100 000, fondern nur 80000 Mark werth, d. h. ftatt mit 50 mit 62'/,°/, feines 
Werthes belaftet. Sinkende Zinsbewegung fürdere daher Veräußerungen des Bodens 
durch den Grundbeſitzer und mache ihn zu einem Spetulationsobjelt, das, wenn aud) 
mit Kredit gefauft, in Folge eines durch bloße Zinsfußveränderungen bewirkten Steigens 
des Werthes mit Gewinn veräußert werden kann; bei fteigendem Binsfuß dagegen 
erfolgen Kündigungen feitens der Gläubiger, welche jebt ihr Geldfapital anderweitig 
beijer verwerten fünnen, und HSmangsveräußerungen zu für den Grundbelißer un- 
günftigen Preifen. Dieſe Uebelftände feien nur zu vermeiden, wenn man einzig und 
allein den Ertrag des Bodens als die geficherte Quelle aller Zahlungsverpflichtungen 
des Grundbeſitzers anfehe und dieje jenem anpaſſe. Daraus ergebe fich die Forderung, 
daß der Boden nur mit Renten innerhalb der jährlichen Ertragsgröße belaſtet werde. 
Diefe Rente habe feine Kapitalsrüdzahlung zu enthalten, da der Boden ein ewiger 
Rentenfonds ſei. Dem entiprecdhend fei auch der Boden nicht nach dem Kapitalswerth, 
londern nad) dem Rentenertragsmwerth zu bemerthen; bei Erbtheilungen und Verkäufen 
fänden nur Mebertragungen von Anſprüchen auf immermwährende Rente jtatt. 

6. Ein folder Verziht auf eine Kapitalsbewerthung des Bodens ınuß als uto- 
piſch gelten, denn auch die Renten könnten nicht anders Gegenitände des Verfehrs 
werden, al3 in der Weile, daß man fie zum landesüblichen Zinsjuß kapitalifirt. 
Aber eine andere Frage ilt es, ob der Hypothekarkredit nur in der Form gegeben 
werden kann, dab der Schuldner jederzeit mit der Gefahr der Kündigung des Kapi- 
tales rechnen muß. Der jährliche Ertrag des Bodens wirft auch unter den günitigjten 
Bedingnngen nicht fo viel ab, daß daraus auf einmal größere, im Berhältnik zum 
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Bodenmerth aufgenommene Kapitalien zurüdgezahlt werden fönnten. Daher führt 
hier die Kündigung jo Häufig zur Zmangsveräußerung des Bodens und e3 ift volle 
Sicherheit des ungeftörten Betriebes für den Landwirth erjt dann gegeben, wenn 
jeine Schuld feitens des Gläubigers überhaupt unfündbar if. Wie läßt 
fi) aber dieſer berechtigte Wunſch der Landwirthe mit dem Bedürfnifje der Kapita- 
liften vereinigen, welche nur unter der Bedingung ihre Kapitaltien zu Darlehen ver- 
wenden werden, daß fie die Verfügung darüber nicht verlieren? Das Mittel dazu 
bildet die Tilgungshypothef (Umortifationshypothef) und eine befondere 
DOrganifation des Hypothefarfredites. 

Die Tilgungshypothek it eine Hypothek, die den Schuldner zur Zahlung einer 
jährlihden Rente (Annuität) an den Gläubiger verpflichtet, welche Rente außer der 
Verzinfung des dargeliehenen Kapitals eine Quote enthält, welche zur Rüdzahlung 
diejes Kapitales verwandt wird (Amortifationsquote). Dieſe Tilgungshypothef kann 
unfündbar gemadt merden, indem der Gläubiger fich verpflichtet, jo lange der 
Schuldner feiner Verpflichtung zur Zahlung der Annuität nachkommt, das dargefiehene 
Kapital nicht zu fündigen. Die jährlid zu zahlenden Renten bleiben bi3 zum Ende 
der Zahlungspfliht gleih in der Höhe des vereinbarten Zinſes plus der Amortija- 
tionsquote. Lebtere wird ſchwanken, je nad) dem Zeitraum, in dem die Tilgung 
des Darlehens erfolgen fol. So kann man 3. B. mit einer Rente, welche um 
0,478°/, des SKapitales über die vereinbarten Zinſen hinaus gefteigert ift, bei einem 
Zinsfuß von 3'/,°/, ein Kapital in 60 Fahren amortifiren. Das heißt, ein Schuldner 
würde bei einer Schuld von 100000 Mark durch 60 Fahre hindurch 3978 Mark jähr- 
(ih an den Gläubiger zu zahlen Haben und mit diefer Rente nad) Ablauf der 60 Jahre 
feine Schuld getilgt haben. 

Die Verwirklichung der unfündbaren Tilgungshypothef enthält daher in der That 
die Vermwirflihung des Prinzips der Rentenſchuld. Sie nimmt Rüdjiht darauf, daß 
der Landwirth aus dem Ertrage feines Bodens nicht Kapitalien, fondern nur Renten 
zurüdzahlen fann und fie bewirft zugleich, daß der Boden nad) gegebener Beit wieder 
Ichuldenfrei ift. Die Verwirklichung diefer Grundfäbe des Hypothekarrechtes — NRenten- 
Ihuld, Unfündbarfeit und Amortifation — ſetzt aber beitimmte Kreditorganijationen 
voraus, da die private Kreditgemwährung dafür nicht ausreichend ilt. 


Zwiſchen der Kapitalverjhuldung und der reinen Rentenſchuld fteht die langfrijtige Kapital- 
Ihuld mit Annuitätenzahlungen. Sie gleicht äußerlich der amortilirbaren unfündbaren Renten 
ſchuld, indem auch bei ihr die Schuldverpflihtung auf jährlihe Zahlungen während des Ber- 
Ihuldungszeitraumes Läuft. Sie unterjcheidet fi aber dadurd) von jener, daß bei ihr die 
Nichtzahlung der Annuität das Fälligmerden der ganzen Kapitalsfchuld zur Folge hat, während 
bei der amortifirbaren Rentenſchuld eben nur die nihtgezahlte Amortifationsquote fällig bleibt. 
— Durch die Ablöfungsgejeßgebung ift das früher in der Form der Erbpadjt häufig beitandene 
Snititut einer dauernden NRentenverfchuldung verfhwunden. In Preußen ift durch das Geſetz 
vom 2. März 1850 ausdrüdlih die Uebernahme von Nentenverpflihtungen mit mehr als 
dreißigjähriger Dauer unterfagt worden. Erſt die Anfiedlungsgejege vom 26. April 1886 
und die Nentengutsgefete vom 27. Juni 1890 und 7. Juni 1891 haben für NRentengüter 
wieder die NRentenverfhuldung zugelafien. Das Gefe vom 8. Suni 1896 Hat auch zum 
ertten Mal den Gedanken der Zwangsamortijation menigitens in dem Fall verwirklicht, 
als die Rentenbank Abfindungen übernehmen foll, indem dieſes Eintreten der NRenten- 
bank von der Zahlung einer Zufchlagsrente durch den Anerben behufs Tilgung der Renten- 
Thuld abhängig gemacht worden tft. Für die große Mafje der Grundbefißer aber ift die Form 
der fündbaren oder unfündbaren Kapitalsverfchuldung mit oder ohne Annuitätenzahlungen die 
gemöhnlihe Art der Hypothekarverſchuldung. 

Für die Bedingungen, unter denen Hypothefardarlehen gewährt werden können, ift aud) 
von Bedeutung die Erijtenz einer Hypothefenverjiherung. Bei einer ſolchen unternimmt 
es eine Verficherungsgefellfchaft, den Gläubiger gegen das Riſiko eines Kapitalsverluftes bei 
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etwaiger Erefution gegen den Schuldner bei nicht pünftlicher Kapitalsrüdzahlung oder Zinjen- 
zahlung ficherzuftellen. Um die vom Gläubiger oder Schuldner zu zahlende Prämie wird 
natürli das Darlehen theurer. Dafür ift der Gläubiger in der Lage, weniger ängſtlich in 
der Gewährung von Darlehen und bei der Beltimmung der Marimalgrenze der Belehnung fein 
zu müffen. Eben darin liegt auch eine Gefahr der Hypothefenverficherung, welche bi jekt — 
die erite ſolche Anftalt ift in Norddeutichland 1850 gegründet worden — feinen großen Auf— 
ſchwung genommen hat (vgl. Emminghaud, Art. Hypothefenverjicherung im How. d. Stw.; 
Buchenberger, Agrarpolitif Bd. II ©. 133; Hecht, Der europ. Bodentredit, Bd. I, 1900, 
behandelt im erjten Theil die Hypothetentilgungsverficherung). Häufig wird in neuefter Zeit der Ge- 
banfe einer Verbindung der Lebensverſicherung mit der Hypothefarverfchuldung bezw. das Eingehen 
einer Zebensperfiherung an Stelle einer Hypothefarverfhuldung erörtert. Im eriteren Falle 
wird die Verficherung Statt der Amortiſation gewählt, indem die Summe, welde zur jähr- 
lichen Kapitalstilgung verwendet worden mwäre, in eine Lebensperficherung eingezaplt wird; 
im legteren Falle, 3. B. bei Erbabfindungen werden die Abfindungen verzinft und ihre Rück— 
zahlung nad 20—25 Jahren, eventuell nad) dem früher eingetretenen Tod des Verpflichteten 
durch eine Xebensverlicherung gededt. Ebenjfo nimmt man an, daß der gefchloffene Guts- 
übergang auf einen Erben durch eine Xebensverficherung des Erblaffers, die das zur Erbaus- 
zahlung nöthige Kapital fichergeftellt Hat, erleichtert werden fünnte. Der große Portheil der 
Lebensverfiherung liegt in der den Nachkommen des Beliters gemährten Sicherheit des Be— 
fites; denn während ſonſt bei einem früheren Tod die Amortifationsquoten fortlaufen, bis die 
vereinbarte Reihe von Sahren verjtrichen ift, iſt bei der Lebensverjicherung in jedem Yalle 
beim Tod des Schuldners auch das Kapital zur Abftoßung der auf dem Beſitz haftenden 
Schuld vorhanden. Die Anwendbarkeit der Lebensverficherung hängt aber doch von einer 
guten wirthſchaftlichen Lage des Grundbefibers ab, da die Höhe der Prämien im Verhältnig 
zu dem, was der Landwirth fparen fann, nicht unbeträhtlich ift. Vgl. Buhenberger, Agrar» 
politit Bd. II ©. 305; derjelbe, Grundzüge ©. 120; Brentano in den Verhandlungen des 
V. f. ©. 1894, Bd. 61 ©. 296; E. Hecht, Die Befreiung des ländlihen Grundbejiges von 
Hypothekenſchulden durch Annuität und Lebensverficherung, 1893. Gegen die Lebensverficherung 
vertritt Grandke, Lebensverfiherung, Kapitalverficherung und die ländl. Bevölkerung im J. 
f. ©. 3. 23. Bd. ©. 693, die Zweckmäßigkeit, weil größere Billigfeit, der Kapitalverficherung. 
Bol. auch Hattingberg, Referat 1. Bd. ©. 479. 

Neben einer richtigen Scheidung der Betriebs- und Hypothekarverſchuldung, welch' erftere 
nur in der Form des Perjonalfredites erfolgen folle, ift die Annahme der unfündbaren, aber 
zwangsmweile zu amortijirenden Hypothek da3 von Hattingberg in überzeugender Weije in 
feinem Referat empfohlene Mittel zuc Bodenentihuldung. Er fchildert ihre Wirkung an 
folgendem Beifpiel: Wenn bei einer bejtehenden Gejamtverfchuldung von 255 Millionen, welche 
feiner Tilgung unterliegen, Halbjährig 2 Millionen neuer Schuldverpflihtungen zuwachſen, 
beträgt die Schuld nad) 50'/, Fahren 475 Millionen und wächſt entiprechend weiter. Wird 
aber die urjprünglihe Schuld von 255 Millionen und der halbjährige Schuldenzumadj3 von 
2 Millionen bei 4°, Zinfen und ?/;°), Amortifation der Zmangstilgung unterzogen, jo wächſt 
die Gejammtbelaftung zwar auch noch, jedoch nur bis zum 47. Semefter und nur bis 292.5 Mil» 
lionen, von da ab fällt fie und erreicht mit 50'/, Jahren mit 146856120 den Beharrung- 
zuftand, d. h. die Belajtung bleibt von nun ab mit 146.3 Millionen fonitant, die Tilgungs- 
jumme ilt nunmehr fo groß, daß fie der jährlichen Meuverfhuldung von 4 Millionen das Gleich» 
gewicht hält (Referat 2. Bd. ©. 85, Gutachten ©. 306). 

Literatur: Wie bei $ 70. NRodbertus, Kreditnoth des Grundbefites, 1869. Ueber die 
weiteren an dieſes Wert anknüpfenden Schriften und Vorſchläge zur Reform bes landwirth- 
Ihaftlichen Kreditrechtes vgl. $ 76. Klemm, Die Rentenhypothet in Kahrb. f. G. ®., 1891, 
©. 183. 


3. Die Organilation des Hypothekarkredits. 


830. 1. Wenn wir die PBerjonen, welche Hypothekarkredit gewähren, in3 Auge 
fallen, jo müſſen wir zunädjft den PBrivatfredit und den Anftalt3fredit jcheiden, 
je nahdem das Darlehen von einzelnen Perjonen gewährt wird, welche eine Anlage 
für ihr Kapital fuchen oder von Anftalten, welche auf Grund privaten oder öffentlichen 
Rechts zum Zweck der Kreditgemwährung organilirt find. Diefe Anstalten können 
wieder folche fein, welche die Gewährung von Hypothekarkredit nicht als Ziel ihrer 
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Drganilation, fondern nur als eine3 der Mittel gewinnbringender Vermerthung der 
Anftaltögelder anjehen, wie 3. B. die Sparkaſſen, Depofitenämter, oder e3 find eigent- 
fihe Hypothefenanftalten, die zu dem Behuf gegründet find, Grundfredit zu ge- 
währen, welche daher ihren ganzen Gejchäftsfreis diefer Aufgabe entſprechend geordnet 
haben. Anftalten der lebteren Art find je nach der Drganifation und der Art der 
Haftung entweder Aktienbanken oder genoſſenſchaftliche Jnititute oder öffent- 
lihe Anftalten, die vom Gtaat, Ländern oder Kommunalforporationen errichtet 
worden Jınd. 

2. Noch immer üt der größte Theil des Hypothefarfredit3 Privatkredit, obmohl 
PBrivatperjonen den Bedingungen eines zweckmäßigen Hhypothefarfredit3 nicht ent- 
ſprechen fönnen; denn in den ſeltenſten Fällen ift die Kündigung ausgefchloifen, da 
dem einzelnen SKapitalilten immer daran liegen muß, über fein Kapital verfügen zu 
fünnen. Ferner iſt für die große Maſſe der Privathypothefen eine langfame Tilgung 
durch Annuitäten unmöglih, da diefe Art der Rüdzahlung für den Gläubiger, der 
ftet3 nur Heine, nicht Fapitaliftiich verwerthhare Beträge erhält, unvortheilgaft ift und 
regelmäßig find fie höher verzinslich al3 der Anftaltsfredit, da ja Private fich der 
Mühe und Gefahr perjönlicher Kreditgewährung nicht unterziehen werden, menn fie 
dabei nicht eine höhere, als die landesüblihe Verzinfung erreichen. Daß troßdem 
der Privatkredit fo ſtark vormwiegt, hat feinen Grund theils in der nicht genügenden 
Zahl von Bodenfreditanftalten, theils in der bequemeren Zugänglichkeit de3 Privat- 
fredit3 gegenüber den in wenigen, oft mweit entfernten Städten jeßhaften Anitalten 
mit ihrem förmlich geregelten Verkehr, theils in der Scheu der ländlichen Bevölkerung, 
ihre Kreditgeichäfte im öffentlichen Verkehr abzumideln. 

Unter den Anſtalten, melde Kredit gewähren, jind vor Allem die Sparkaſſen 
und Berficherungsanftalten als ſolche zu nennen, melde diejes Kreditgejchäft nur im 
Intereſſe ihrer Kapitalsanlage pflegen und daher der Entfaltung diejes Geſchäftszweiges 
nur ein ſekundäres Intereſſe zuwenden. Nichtsdeitoweniger haben auch jie unter dem 
Drude der Konkurrenz die Bedingungen für den HHpothefarfredit fomohl mas die Be- 
dingungen der Aufnahme (Schäßungsverfahren, Marimalgrenze der Beleihung), als 
was die Zahlungsbedingungen (Höhe des Binsfußes und Amortifation) anbelangt, jo ge- 
ordnet, dag ihre Wirkjamfeit der der eigentlichen Hypothekenanſtalten fich ſehr genähert hat. 

3. Die Hypothefenanftalten find dadurch charakteriſirt, daß fie fich das Kapital, 
welches fie als Hhypothefardarlehen gewähren, durch Ausgabe von Schuldöverfchreibungen 
verichaffen, die eine fejte Verzinjung genießen, einer planmäßigen Tilgung unterliegen 
und durch jene Hypotheken und deren Vfandgrundlagen fichergeitellt find. Sie heißen 
daher auch, wegen diefer, Pfandbriefe (Rentenbriefe) genannten Schuldverichrei- 
bungen, Bfandbriefanftalten. Die Bedingungen der Pfandbriefausgabe und Dar- 
lehensgewährung find bei den verihiedenen Pfandbriefinftituten jehr ähnlich. Die 
von ihnen ausgegeben Darlehen find — gewiſſe jtatutarische Fälle (Nichtzahlung der 
Annuität u. dgl.) ausgenommen — unfündbar für die Anftalt, während dem Echuldner 
die Möglichkeit der Rüdzahlung freifteht. Die Darlehen werden amortijirt durd) 
Annuitätenzahlungen. Dieſen entiprehend iſt das Parlehen langfriſtig auf Grund 
vertragsmäßiger Vereinbarung. Der Zinsfuß it fo niedrig, als es der Kurs der 
Pfandbriefe, für welche die Anftalt feite Berzinjung gewähren muß, und die zu deden- 
den Spnititutsfoften erlauben, und unveränderlid. Negelmäßig ift den Anſtalten 
ftatutarifch eine fefte Grenze — '/, bis */, des Schäßungsmerthes des Pfandobjefts 
— für ihre Darlehensgewährung gezogen. Die Darlehen geben jie in Pfandbriefen, 
durch deren Veräußerung erit der Schuldner Bargeld erhält. 
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Der Unterfhied in der Organifationsform der Altienbanfen, Genofjenichaften 
und öffentlichen Kreditinftitute äußert fih vornehmlid in der Art der Haftung und 
Gewinnvertheilung. Bei der Aktiengefellichaft Hat der Nejervefonds für etwaige Verlufte 
aufzufommen; bei der Genofjenihaft die Gejammtheit der Mitglieder; bei öffentlichen 
Inſtituten jene Körperjchaften, welche die Anftalten gegründet haben, falls es nicht etwa 
felbjtändige Vermögen find, die nur in der Verwaltung öffentliher Organe jtehen, bei 
denen dann natürlich wie bei den Aftiengejellichaften das Vermögen die Grenze der 
Dedung ilt. In denfelben Richtungen wird auch ein etwaiger Gewinn, der aus der 
Differenz zwiſchen den von den Schuldnern zu zahlenden Zinſen und den für die Pfand- 
briefe feiten3 der Anjtalt zu zahlenden Zinſen entipringt, vertheilt. Won vornherein 
icheint demnad) die Aktienbank die wenigſt günftige Organifationsform zu fein, da Sie 
im Intereſſe der Aktionäre auf die Erzielung eines Gewinnes ausgehen muß, aljo das 
Intereſſe möglichſt Hoc verzinsliher Darlehen vertritt. Am günftigften fcheint Die 
öffentliche Anftalt dazuftehen, welche fein Geminnintereffe Hat und die Differenz 
zwiſchen Anftaltszinsfuß und Pfandbriefzinsfuß jo niedrig zu Halten vermag, al3 noth- 
wendig ift, um alle Koften, influfive etwaiger Verlufte bei Darlehensgemährungen, zu 
deden. Wehnlih it auch) die Stellung der Genofjenshaft.e Während aber jublidiär 
hinter der öffentlichen Anstalt immer noch die öffentliche Körperichaft mit ihrer Garantie 
jteht, bietet die Genoffenihaft nur die etwas unsichere finanzielle Haftung der ein- 
zelnen Mitglieder und nöthigt daher zu etwas vorjichtigerer, d.h. auf die finanzielle 
Stärfung der Anftalt bedachten Darlehenspolitif. Immer aber ericheinen neben den 
öffentlichen noch die genoſſenſchaftlichen Anſtalten al3 die beite Organiſation des Hypo— 
thefarfredit3, wobei die Tradition, das Vorhandenfein eines Stammes geichäftlich gut 
geichulter und zur Leitung einer Anftalt berufener Landwirthe und Anderes für die 
Wahl der einen oder anderen Form im einzelnen Fall entiheidend fein mag. In 
Wirklichkeit haben derartige Anftalten aber die geichäftlihen Unternehmungen nod) 
nicht verdrängt; und es iſt auch noch keineswegs feitgeitellt, daß diefe letzteren theuerer 
und für den Landwirth ungünftiger arbeiten al3 jene. Dieſe auffallende Thatjacdhe 
ift dadurch zu erflären, daß einerjeits dieſe Hypothefenaftienbanfen außer dem Hypo— 
thefengeichäft noch andere Gejchäfte betreiben, namentlich Emifjions- und Gründung3- 
geichäfte, jo daß das Hypothekengeſchäft nicht die einzige Duelle ihres Gewinnes iſt 
und daher in einer für den Grundbeſitzer günſtigen Weife ohne Nachtheile für die 
Aktionäre betrieben werden kann. Sodann aber mag für das Blühen der Aftiengejell- 
Ihaften no von Bedeutung fein ihre größere Energie im Geichäftsbetrieb, ihr 
größeres Entgegenfommen und ihre größere Freiheit von läftigen und langmierigen 
Förmlichkeiten 3. B. bei der Zuzählung des Darlehens. 


Die genofjenfhaftlihen Anftalten für den HHpothefarfredit verdanken ihren Urjprung 
der von Friedrich d. Gr. 1770 in Schleſien in’3 Leben gerufenen fogenannten Landſchaft. Es 
war dies eine Bereinigung der in der Provinz gelegenen zur Ritterfchaft gehörigen Güter, 
welche allein Darlehen erhalten fonnten und folidariich für die vom Verband eingegangenen 
Verbindlichkeiten hafteten. Pie Verbindlichkeiten beftanden vor Allem in der Perzinjung und 
Tilgung der von der Landfchaft ausgegebenen Pfandbriefe.. Nad) dem Mufter diejer Land- 
Ihaft bildeten fih dann, zum Theil noch im 18. Sahrhundert, zum Theil im Laufe des 
19. Jahrhunderts in den einzelnen Provinzen Preußens ähnliche Verbindungen, bald ebenfalls 
unter dem Namen „Landfchaft", bald als Ktreditverbände oder Kreditvereine bezeichnet. Die 
Beichränfung auf die ritterfchaftlichen Güter ift vielfach gefallen. Zur Zeit beitchen 16 folche 
Vereinigungen, von denen ſich 8 zu einem Eentralverband, der Kentrallandfchaft, vereinigt 
haben, welcher Verband ebenfall3 wieder Pfandbriefe ausgibt und durch die Vereinigung 
mehrerer Landſchaften mit größerer Sicherheit ausftattet. Nah dem Vorbild dieſer Land- 
Ihaften find Kreditvereine eingerichtet worden in Sadfen, Medlenburg, Braunſchweig und 
Württemberg. Da die Landichaft ihren Kredit ausjchlichlich auf das flahe Land bejchräntt, 
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haben ſich in Berlin, Danzig, Hamburg ähnlich ftädtiiche Vereinigungen gebildet. Der Um- 
fang der Geſchäfte diejer Anftalten ift ein bedeutender. Deffentlihe Anftalten, d.h. in 
Berwaltung öffentlicher Korporationen ftehende Hhypothefarinftitute gibt e3 in einigen Heineren 
deutichen Staaten: Hejlen, Oldenburg, Braunſchweig und in den thüringifchen Staaten. (Val. 
Hecht, Der europäifche Bodenfredit 1. Bd. 1900 2. u. 3. Theil.) Pfandbriefinftitute als Er- 
werb3unternehmungen find in Deutichland erſt feit 1856 (Gründung der allgemeinen Fredit- 
anftalt in Leipzig) üblich geworden und haben fih namentlih Ende der jechziger Jahre und 
Anfangs der fiebziger und neunziger Jahre ſtark vermehrt. Der Gejchäftsbetrieb der Aftien- 
banfen ift dur ein Reichshypothekenbankgeſetz vom 13. Juli 1899 geregelt worden. Gie 
bedürfen der Genehmigung durch den Bundesrath, unterliegen der ftaatlihen Auffiht und find 
für ihren & fchäftsbetrieb Normativbeitimmungen unterworfen. Wenn Hhpothefen an land- 
wirthichaftlihen Grundftüden zur Dedung von Pfandbriefen verwendet werden, müjjen fie 
mindeftend zur Hälfte aus Amortijationshnpothefen beitehen. Die Beleihung darf die erften 
3), bi3 ?/, des Werthes der Grundjtüde nicht überjchreiten. Vgl. Hecht, Art. Hypothefen- 
banfen im Hdm. d. Stw. Roſcher-Dade 2. Bd. ©. 559. Nah) Hattingberg, Referat 
3. Bd. ©. 340 ff. betrug der Pfandbriefumlauf der gemeinwirthichaftlihen Hypothefarfredit- 
organifationen in der Zeit von 1898 bis 1900 rund 4000 Millionen Mark (16 Landichaften 
2540 Millionen, 9 Brovinzialhilfsfaflen 191 Millionen, 6 Landeskulturrentenbanfen 32 Mil- 
lionen, 3 genoffenfchaftlihde Kreditvereine 306 Millionen, 17 Landesfreditanftalten 848 Mil- 
lionen). Die Hypothefenbanfen hatten Ende 1898 einen Pfandbriefumlauf von 5868 Millionen 
Mark (Hecht a. a. D.). Bei Lebteren jpielen aber ſtädtiſche Grundftüde und Gebäude al 
Belehnungsgrundlage eine bejonders große Rolle. Die preußiihen Sparfaifen Hatten Ende 
1900 in Hypothefen angelegt auf ftädtiichen Grundftüden 2000 Millionen Mark; auf länd- 
lihen 1487 Millionen Mark. Jedenfalls ijt der organifirte Hypothefarfredit heute im Deutfchen 
Reich bedeutender als der Privatfredit. So waren in Baiern Ende 1900 von 899 Millionen 
Mark Hypothefen nur 120 Millionen PBrivatdarlehen, 398 Millionen von Hypothefenbanfen, 
der Reſt von Sparfafien, Stiftungen, Verfiherungsanftalten (Roſcher-Dade a. a. DO. S. 571). 

Die Organijation des Hypothekarkredits in Dejterreich it ebenfalls erſt feit der Mitte 
der jechziger Jahre in lebhafter Weife durch eigene HHpothefenanftalten gefördert worden. 
Bis dahin waren außer Privaten und Stiftungen nur die 1790 gebildeten fogenannten fumus 
fativen Waifenfaffen — zur Verwaltung der Mündelgelder — und die 1819 gegründeten Spar- 
fajfen in der Anlage von Kapital im Immobiliarkredit thätig. 1842 wurden in Galizien 
Hhypothefeninftitute gegründet; 1854 die Hhypothefarabtheilung der öfterreichiichen Nationalbanf. 
Heute beftehen im Ganzen 22 Pjandbriefanftalten; darunter ein genojlenjchaftliches Snititut: 
der galizifche Bodenfreditverein (eine Genoſſenſchaft von Großgrundbefißern), drei von Spar- 
fafjen errichtete Inſtitute, ſechs Hypothekenaktienbanken und zwölf von Kronländern errichtete 
Hppothefenanftalten. Dieſe Snititute der Kronländer find theil3 Landeshypothekenbanken, die 
nur S$mmobiliardarlehen gewähren, theils Landesbanken, die auch noch andere Geſchäfte 
betreiben. In der Grundverfchuldung herrſcht Heute aber noch die Privathypothef. 1898 ent- 
fielen von den 10000 Millionen Kronen grundbücherliher Laſten in Defterreih nur 904 auf 
Zandesinftitute, Dagegen 2442 auf Sparfaffen, 401 auf Vorſchußvereine und Raiffeiſenkaſſen, 
185 auf Waifenfaffen, 48 auf ſonſtige landmwirthichaftlihde Kafjen und 6085 auf Private 
(Hattingberg a. a. O. J1. Bd. ©. 44). 

Literatur: Rau, Volkswirthſchaftspolitik Bd. I ©. 239 ff.; Buhenberger, Agrarpolitif 
Bd. II ©. 135 ff; v. d. Goltz, Art. Hhypothefenaftienbanfen im W. d. V.; derfelbe in 
Schönberg’s Hdb. ITIı ©. 105 ff.; derſelbe, Agrarifhe Aufgaben der Gegenwart, 1895, 
©. 84; Hecht, Die ftaatlihden und provinziellen Bodenfreditinftitute in Deutichland, 1891, 
Bd. II; derfelbe, Art. Hhypothefenbanfen, ländliche Streditfaflen im Hödm. d. Stw.; der- 
jelbe, Die deutfhen Hypothefenbanfen Bd. I Statiftift 1903; Hermes, Art. Landichaften im 
Hdw. d. Stm.; Wegener, Die Landichaften und die preußifchen Hhypothefenaftienbanfen in 
Annalen de3 Deutfhen Reichs, 18985 Schiff, Zur Frage der Drganifation des Hypothekar— 
fredit3 in Deutſchland und Defterreih, 1892; Bräf, Landwirthfchaftl. Hypothefarfredit in 
Deiterreich, 1899; Hattingberg, Referat zur Frage der Hypothekarentſchuldung, 1903, 3 Bde. 


4. Der landwirthſchaftliche Mobiliarfredit (Lombardfredit). 


$ 31. 1. Kredit gegen Verpfändung von Mobilien (Fauftpfand, Lombardfredit) 
wird der Landwirth unter Umftänden zur Bejchaffung von Betriebskapital in An- 
ſpruch nehmen. Er ift insbejondere dann zwedmäßig, wenn nad) abgefchlofjfener Ernte 
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die Preife oder fonjtigen Bedingungen des Berfaufes für den Grundbefiter ungünjtig 
find, eine fofortige Verfügung über den Werth der Ernte (de3 Getreides, der Wein- 
fechlung, des Holzes u. |. mw.) aber zur Dedung von Berpflichtungen nothmwendig. ift. 
Es Tann dabei eine VBerpfändung der Produkte unter Verwahrung auf dem Gute bes 
Landwirths oder aber eine Verwahrung an drittem Ort, mo die Waare eine fach- 
gemäße Behandlung erfährt, in Frage kommen. Der eritere Fall ift für die Auf- 
nahme eines Fauftpfandkredit3 infofern nicht ſonderlich günftig, als das Hypotheken— 
recht Deutſchlands und Defterreich die vom Boden feparirten, aber noch auf ihm 
lagernden Früchte in aller Regel als Pertinenzen be3 Bodens betrachtet. Sie haften 
daher aud) für etwaige Hypothekenſchulden und bieten dadurch) dem Fauftpfandgläubiger 
nicht genügende Sicherheit. Außerdem ift die Möglichkeit der Pfändung und gericht- 
fihen Sicherftellung diefer Waaren für anderweitige Berfonalichulden des Landwirthes 
nicht ausgejchloffen. Anders fteht es mit jenen Waaren, welche an drittem Ort ver- 
wahrt werden. Es kommen hHiebei nur folche Zeranftaltungen in Betracht, wo im 
Intereſſe einer rajcheren und zmedmäßigeren Verwerthung landmwirthichaftlicher Pro- 
bufte eine Einlagerung und eventuelle Veredlung unter Haftung der Anftaltsleitung 
borgenommen wird. Solche PVeranftaltungen find in den Lagerhäufern gegeben, tie 
fie für den Getreideverfauf nad) amerikaniſchem Mufter immer meitere Verbreitung 
auh in Deutihland und Deiterreih finden. Theils von Privaten, theil3 von Pri— 
baten unter öffentlicher Kontrole, theil3 von einer Genoſſenſchaft von Landwirthen, 
theil3 von öffentlihen Korporationen errichtet, bezmweden fie die Uebernahme, Auf- 
bewahrung, jachgemäße Behandlung von Getreide (Reinigung, Trodnung) mit Der 
Berpflichtung, dafjelbe tet zur Verfügung des Eigenthümers zu halten und ihm eine 
der Quantität und der Art nach gleiche Menge von Getreide jederzeit zur Verfügung 
zu ſtellen. Der Einlagerer wird durch einen von der Anftaltäleitung in beitimmten 
Formen und mit genauer Firirung der eingelieferten Quantitäten und Qualitäten ver— 
tehenen Schein (Lagerhausfchein, Warrant), der auf den Inhaber lautet oder über- 
jragbar gemadht mwerden Tann, al3 Eigenthümer legitimitt. Er kann diefen Schein, 
der ſonach eine genau beftimmte, jederzeit verfügbare Menge und Art von Getreide 
repräjentirt, überall vermwerthen, mit ihm fein Eigenthumsredht übertragen oder ihn 
und damit die zu beanfpruchende Quantität Getreide verpfänden. Durch diefe Form 
der Einlagerung wird das Produft — ohne daß es felbit räumlihe Veränderungen 
durchmachen müßte — leicht verfehrsfähig. Vor allem wird es auch für jolche Kredit— 
inftitute, welche ftrengere Anforderungen stellen müjjen, 3. B. Banknotenbanken, lom> 
bardirungsfähig. Solche Lagerhausſcheine haben bei genügendem Kredit deö die Aus 
gabe veranjtaltenden Lagerhaufes eine große Birkulationsfähigfeit und können bei ge- 
eigneten Rechtsformen mechlelähnliche Urkunden merden. 


2. Angejicht3 der ungenügenden Verbreitung des Inſtitutes der Lagerhäufer, die 
wie für Getreide auch für landwirthichaftliche Nebenprodufte — Spiritus, Zucker 
u. ſ. w. — errichtet werden fünnen, ift auch der Lombardkredit nicht hoch entwidelt. 
Vielfach wird er von landwirthichaftlihen Genoſſenſchaften, insbejondere den Verkaufs— 
genofjenichaften gewährt; meilt liegt er aber in den Händen der Darlehenskaſſen, 
welche Perjonaffredit gewähren und ift mit diefen enge verbunden. Ein großer Fort— 
Ihritt wäre erzielt, wenn es gelänge, das Warrantrecht jo zu geltalten, daß die Mehr- 
zahl der landwirthichaftlihen Produkte, auch wenn fie in Verwahrung de3 Grund— 
bejiter3 bleiben, dadurch zur Unterlage eines Banffredite3 gemacht werden können. 


Einen großen Fortſchritt in der Organijation des Kombardfredites hat Frankreich gemacht. 
Hier wurde am 18. Juli 1898 ein Geſetz über die Emijjion agriloler Warrants erlafjen, das 
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durch Gef. v. 30. April 1906 reformirt wurde. Eigenthümer, Nubnießer, Pächter von land- 
wirthſchaftlichen Grundftüden, Iandwirthichaftlihe Genoſſenſchaften fünnen über ihnen gehörige 
landwirthſchaftliche Produkte einjchließlih der Thiere durch das örtliche zuftändige Gericht 
Warrants ausitellen laſſen. Die in der Urkunde nad) Art, Menge, Werth fpezialifierten Er- 
zeugniffe fünnen entweder beim Eigenthümer oder bei landwirthichaftlihen Syndifaten oder 
Genoſſenſchaften oder bei Dritten, auf die fich Ausiteller und Mebernehmer des Scheine ge- 
einigt haben, hinterlegt werden. Die Laufzeit folder Warrants ift auf 5 Sahre befchränft, 
eben folange dauert die folidariihe Haftung der Unterzeichner und Smdoflanten. Der Zweck 
der Austellung des Warrant ift nicht die Eigentyumsübertragung, fondern die Verpfändung. 
Die jo verpfändeten Waren können ohne Einverftändniß des Darlehengebers veräußert werden, 
dürfen aber nicht vor Tilgung des Darlehens,übergeben werden. Die Warrants find durch 
Indoſſement übertragbar, die öffentlichen Kreditinftitute können jie wie Handelswerthpapiere 
unter Verzicht auf eine der jtatutenmäßigen Unterichriften annehmen. Es kann daher die 
Banf von Frankreich die mit zwei Unterfchriften verjehenen Warrants zur Disfontirung an- 
nehmen, Credit Lyonnais, Comptoir d’escompte fünnen fich mit einer einzigen begnügen. 
Stalien, Rumänien, Portugal, Belgien, Rußland und die Schweiz find dem Beijpiel Frank— 
reich gefolgt. 

Literatur: Gamp, Landwirthichaftlider Kredit ©. 182 ff.; über Lagerhäufer: Böhm, 
Die Kornhäufer, 1898; Schuhmacher, Drganifation des Getreideverfaufs in den Vereinigten 
Staaten IM J. f. N, 3. F., Bd. X; Urt. Landwirthſchaftliche Genoffenfchaften und Kornfpeicher 
im Hdw. d. Stw.; NRudloff, Der landwirthichaftlide Warrant, J. f. ©. 3. 1907; Gold— 
Ihmidt, Warrantreht und Landwirthſchaft in Frankreich, 1908. 


5. Der ländliche Perjonalfredit. 


$ 32. 1. Das Bedürfniß nach Betriebsfredit tritt Häufig ſchon vor der Ernte und 
u ſolcher Form auf, daß eine längere Kreditirung angeftrebt werden muß, fei es zur 
Beihaffung von Maſchinen oder Geräthen oder auch von Samen, Dungmitteln u. dgl. 
Für ſolche Fälle ift die Snanjpruchnahme von Rombardfredit nicht möglich. Hypothekar— 
fredit dafür in Anſpruch zu nehmen, iſt nicht empfehlenswerth, weil er Eoftipielig, an 
größere Yörmlichfeiten gebunden ift und die Abſtoßung diejes Kredites aus den lau- 
fenden Erträgniffen jchon nad) fürzerer Zeit erfolgen joll, weil ja auch daS verwendete 
Kapital nur eine fürzere Wirfungsdauer Hat. Es muß daher für Kreditorganijationen 
geforgt werden, welche dem Landwirth dieſen Betriebskredit in leichterer Weile und 
zu niedrigiten Koften zur Verfügung ftellen. Weber den Umfang, in welchem diejes 
Kreditbedürfnig auftritt, laſſen ſich ſchwer Angaben machen, da e3 heute noch immer 
zunı größten Theil feine Befriedigung durch private Geldgeber, gemerbsmäßige Geld- 
verleiher oder Familiendarlehen findet. Aber auch gut geleitete Wirthichaften können 
auf dieſen Kredit angemiefen fein, weil auch der vermögende Wirth fein größeres 
Betriebsfapital halten mird, als durch den normalen Gang nöthig erfcheint. Nun 
fönnen aber Unglüdsfälle, — Viehiterben, Brand, Ueberſchwemmungen — größere 
Betriebsuuslagen nöthig machen, oder e3 bleiben die Einnahmen unter dem normalen 
Stand durch einen ungünftigen Ausfall der Ernte, oder e3 gehen zu erwartende Ein- 
nahınen nicht ein, oder aber es wird eine Erweiterung der Wirthichaft angeſtrebt, für 
welche da3 vorhandene Betrieb3fapital nicht ausreicht. Je forgfältiger die Landiwirth- 
haft nad) den Grundfäßen der Geldmwirthichaft betrieben wird, defto mehr wird auch 
bei ihr ein laufendes Kreditbedürfniß auftreten, da3 durch die gefammten Eingänge 
des Betriebes in einer oder in mehreren Wirthichaftsperioden jeine ſichere Dedung 
findet, aber die vorübergehende Aushilfe durch fremdes Kapital verlangt. Für alle dieje 
Fälle jteht nach dem Gefagten dem Landmwirth nur der Perfonalfredit zur Verfügung, 
wie ja auch der ftädtiiche Geichäftsmann feinen Perfonalfredit in Anſpruch nimmt 
dur Wechfel oder Buchſchulden. Die Hiefür bejtehenden ftädtifchen Kreditinstitute 
ind aber nicht geeignet, dem Landwirth zu dienen, theil3 meil fie zu entfernt find, 
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um von ihm benüßt zu werden, theils weil ihre geichäftlihen Grundjäge nur furz- 
frijtige Darlehen zulafjen, während dem Landwirt meift mit einer Kreditfrift unter 
einem Sahre nicht gedient iſt; theils endlich, weil die perfünliche Kenntniß, die Die 
Grundlage für einen Berjonalfredit abgeben muß, bei den ftädtifchen Suftituten nicht 
begeben iſt. Es Hat ich daher daS Bedürfniß nach bejonderen Kreditinftituten für 
den ländlihen Perfonaffredit herausgebildet. Durch Tange Zeit war der Erfolg in 
diefer Richtung ftreitig zwiſchen den Schulze-Delitzſch'ſchen Vorſchußvereinen und 
gen Raiffeiſen'ſchen Darlehenskaſſen. 

2. Die erſten Vorſchußvereine nach Schulze-Delitzſch und die erſten Raiff— 
eiſen'ſchen Darlehenskaſſen ſind faſt zur gleichen Zeit (1850) und zwar auf der— 
jelben Grundlage genojjenichaftlicher Selbithilfe mit folidarifcher Haftung aller Mit- 
glieder gegründet worden; aber während die Vorjchußfaffen rein geſchäftliche Grund- 
füge walten ließen und einen räumlich unbeſchränkten Wirkungskreis umfaßten, ftellten 
die Darlehensvereine nach NRaiffeifen die genoffenfchaftlihe Vereinigung als Mittel 
nit nur der mwirthichaftlihen Hilfe, fondern vor Allem der geiftigen und fittlichen 
Erziehung der Mitglieder auch) durch die Art der Aufmendung der mwirthichaftlichen 
Mittel hin und blieben jtet3 befchränft auf den Kreis einer Gemeinde oder eines Bezirkes 
geringeren Umfanges. Die Schulze’schen Vereine waren Genoffenfchaftsbanfen: 
ihre Mitglieder bejaßen Gejchäftsantheile; fie nahmen fremdes Kapital als ſtets fällige 
oder kurzfriſtige Depojiten auf; jie richteten ihre Aftivgefchäfte nach banktechniichen 
Grundjägen ein; traten mit Jedermann in Geichäftsperbindung, der diejen geichäft- 
lihen Grundfägen entipradh; trachteten nach gemwinnbringenditer Verwerthung ihrer 
Geldbeitände und vertheilten den Gewinn al3 Dividende nach Maßgabe der einzelnen 
Geſchäftsantheile. Die Raiffeiſenkaſſen dagegen follten gemeinnügige Wohlfahrts- 
einrichtungen fein. Es war daher ausgeichloifen, daß den Mitgliedern aus dem Ge— 
ihäftsbetrieb als ſolchem Bortheile zufliegen. Daraus folgte mit Nothrmendigfeit die 
Begrenzung der Kaſſe auf einen räumlichen Bezirk, innerhalb deſſen durch lokale 
Tradition und Beziehungen ein Gemeinjamfeitsgefühl zu erwarten mar; daraus folgte 
ferner der Ausihluß jeder Vergütung für die Leitung der Gejchäfte — nur der 
Rechner, der Beamter der Kaffe war, wurde bezahlt —, der Ausſchluß einer Geminn- 
vertheilung — nur für Spareinlagen mwurde eine den Zinsfuß der Darlehen nicht 
überjchreitende Verzinfung gewährt — und die Verwendung der fich dennoch ergebenden 
Geſchäftsüberſchüſſe zur Bildung eines felbjtändigen Fonds, der mieder in gemein 
nüßiger Weije vermwerthet werden ſollte. Dieſen Grundlagen entiprechend war die 
Wirkſamkeit der Raiffeiſenkaſſen auch nicht auf das Kreditgeichäft beſchränkt: ſie follten 
vielmehr auch zu Sparjamfeit, Mäßigkeit, Fleiß und tüchtiger Wirthichaft anregen, 
Bildungsbeitrebungen fördern, wirthſchaftlich nützliche Maßregeln außerhalb der Kredit- 
erleihterung in's Leben rufen oder unterjtügen. Für die Kreditgewährung waren 
nicht ausſchließlich die formellen banktechniſchen Grundſätze maßgebend; entſcheidend 
war, daß der Kredit den Bedürfniß angepaßt war, daher insbeſondere eine längere 
Ausdehnung der Kreditfriiten als bei den Schulze-Deligjich’fchen Kaſſen, unter Um— 
ftänden auch Gemährung von Nealfredit. Diefes Vergehen gegen die theoretijchen 
Forderungen der Banktechnif wurde praftifch dadurch gut gemacht, daß die Gewährung 
von Kredit auch von der perjönlichen Kreditwürdigfeit abhängig gemacht wurde, daß 
die Verwendung des Kredit3 überwacht wurde und daß der Verzicht auf einen Ge— 
winnantheil die Möglichkeit der Anfammlung eigenen Vermögens bot. 

3. Im Verlauf der Zeit find die Unterfchiede zwiſchen den beiden Arten von 
Darlehenskaffen etwas verwiſcht worden, namentlich auch unter dem Einfluß der Ge— 
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ſetzgebung über die Erwerbs- und Wirthichaftsgenofjenichaften, der beide Arten von 
Bereinen unterjtehen. Die Raiffeilenfajjen waren genöthigt, Geſchäftsantheile zuzu- 
(alien, Beftimmungen über die Geminnvertheilung zu treffen, und fie haben, um den 
banfpolitiichen Bedenken Rechnung zu tragen, bei langfriltigen Darlehen in den Ver— 
trägen die Möglichkeit einer Kündigung auf furze Zeit bei Zahlungsichwierigfeiten 
de3 Verein aufgenommen. Andererſeits find die Schulze’fchen Kaffen auf die 
Kreditgemährung an ihre Mitglieder bejchränft worden und haben endlich unter der 
Konkurrenz der Raiffeilenfaflen eine ftarfe Individualiſirung der Kreditgemwährung 
unter Mäßigung ihrer Geminnjtanjprüdhe vorgenommen. Symmer aber bleiben dod) 
noch mwejentliche Unterfchiede zu Gunſten der Raiffeifenfaflen beftehen: 1. der grund- 
läglihe Verzicht auf Gewinn, der fich dort, wo Geichäftsantheile bejtehen, in ihrer 
ftatutenmäßig beſchränkten Größe, in der Beſchränkung der Zahl, welche ein Mitglied 
beiigen darf und in Beitimmungen über die Gewinnverwendung, welche den Gewinn 
zum größten Theil den Mitgliedern entziehen, äußert; 2. die Prüfung der perjön- 
fihen Kreditwürdigfeit und der Kreditverwendung feitens des Darlehensnehmers und 
der dadurd geübte Einfluß auf die Wirthichaftsführung, der zur Gemöhnung an die 
Seldwirthichaft, zur genauen Berechnung der Ein- und Ausgaben, zur Pünktlichkeit 
und Ordnung in Geldangelegenheiten und überhaupt zu forgfältigerer Wirthichaft 
führt; 3. die Hebung des genofjenjchaftlichen Geiſtes überhaupt und die darauf be- 
ruhende Förderung anderer wirthichaftlicher und geiftiger Ziele; 4. die örtliche Be— 
grenzung, welche eine Ausdehnung der vorhandenen erwerbswirthſchaftlichen Grund- 
läge verhindert und die eigentliche Grundlage für die gemeinnüßige Thätigfeit abgibt. 
Damit fteht in Verbindung die mit geringen Ausnahmen durchgeführte Bejchränfung 
diefer Kaljen auf Landwirthe. Die Raiffeijen’schen Kaſſen ericheinen darnad) heute 
la3 die zweckmäßigſte Form der Drganifation des Perſonalkredits für den mittleren 
und Heinen Bauernitand. Ihre Grenze finden fie nur da, wo durch eine weite Zer— 
treuung der einzelnen Befier in Gehöften der Zujammenhang geringer ift und es 
an einzelnen Perſönlichkeiten — Geiftlihen, Lehrern — fehlt, welche für die ehren- 
ämtlihen Stellungen der Leitung einer folchen Kalle in Betradht kommen könnten. 

4. Daß die Raiffeijenfaffen nach allen Richtungen, insbefondere aber zur Befriedigung 
des ländlihen Perjonalfredit3 ſegensreich gewirkt haben, iſt heute allgemein anerkannt. 
Sie haben die Heberzeugung gefeltigt, daß nur durch organifirte Kredite den Mängeln 
der Kreditgewährung auf dem Land begegnet merden fann, und daß hiefür Iofale 
Senofjenihaften mit unbefchränkter Haftung die geeignetfte Form find. Die Auge 
breitung ſolcher Genoſſenſchaften ift in Deutjchland feit den jiebziger Jahren in immer 
fteigendem, in jüngiter Beit in befonders ftarfem Maß vor fich gegangen. In Delter- 
reich haben fie feit 1885 größere Verbreitung gewonnen; aber auch in anderen Län— 
dern jind fie nachgeahmt worden. Dieſe Ausbreitung hat auch zur organischen Be— 
leitigung eines Webeljtandes geführt, der mit der Iofalen Bildung der Kaſſen zu— 
Jammenhängt: der ungleihen Geldvertheilung in den einzelnen lofalen Kaſſen, von 
denen manche Ueberfluß an Einlagen und wenig Kreditiwerber, andere aber im Ber- 
hältniß zum Kreditbedarf zu wenig Einlagen beſaßen. Es haben ſich nad) dem Ent» 
jtehen zahlreicherer Vereine Verbände derfelben und zwar theil3 provinzieller Natur, 
theils centralifirter, den ganzen Etaat umfalfender Art gebildet, durch welche die 
Möglichfeit gegeben ift, die an einem Ort vorhandenen Meberfchüffe jenen Kaffen zu 
Gute fommen zu laffen, welche Mangel an Baargeld haben. Diefe Verbände find 
zum Theil beichränft auf die Zufammenfajlung der Kreditvereinigungen; zum Theil 
aber find fie durch die enge Verbindung anderer Genoſſenſchaftszwecke mit den Raiff- 
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eiſenkaſſen auch auf die gemeinfame Durdführung ber Ein- und Verkaufszwecke tie 
auf die Förderung der Genofjenichaftsidee überhaupt gerichtet. 

5. Einen meiteren Fortichritt hat dieſe Entwidlung in Preußen durd) die 1895 
gegründete, mit jtaatlichen Mitteln ausgeftattete und unter ftaatlicher Auflicht geleitete 
Centralgenoſſenſchaftskaſſe erhalten, welche die Aufgabe hat, für den Geld- und 
Kapitalöverfehr der preußiichen Genoſſenſchaften jtädtifcher und ländlicher Natur und 
zwar der reditgenofjenfchaften wie der anderen mirthichaftlihen Genoſſenſchaften 
und dadurch für den gewerblichen und ländlichen Mittelitand einen ähnlichen Mittel- 
punkt abzugeben, wie er in der Reichsbank für den Geld- und Kreditverfehr der 
Großinduftrie und des Großhandels gegeben ift. Sie foll insbejondere den Kapital» 
mangel an einer Gtelle durch Zumeifung von Mitteln, die entweder von den ein- 
zelnen, überflüflige Bejtände bejitenden Genoſſenſchaften oder aus den Beitänden des 
allgemeinen Geldmarktes genommen werden follen, in leichter und für die Genojjen- 
ſchaften bequemer und billiger Weiſe beheben und andererjeit3 überjhüflige Bejtände 
ber Genofjenichaften auf dem Geldmarkt verwerthen. Sie foll dadurch dem Perjonal- 
fredit der produzirenden Mittelflaffen förderlich fein, indem ſie den für diejen Per- 
fonalfredit in Betracht kommenden Genofjenihaften die Sicherheit gemährt ſowohl 
der Verfügung über die nöthigen Kapitalien wie der Verwerthung nicht benöthigter 
eigener Kapitalien. Sie foll aber nicht nur die Kreditgenoffenfchaften, jondern auch 
alle anderen Genofjenjchaften insbefondere auch durch die Gewährung von Lombard- 
fredit unterſtützen. Um ihre eigene Stellung zu fichern, den Geſchäftsverkehr zu ver- 
einfachen, verkehrt fie aber nicht direft mit den einzelnen Genofjenfchaften, deren Lage 
zu prüfen fie nicht immer im Stande wäre, fondern nur mit den Genofjenjchafts- 
verbänden. Ihre Entwidlung ift eine günftige. Urſprünglich wejentfi von den land- 
wirthſchaftlichen Genoffenichaften in Anſpruch genommen, tft fie jet bereit3 zu einer 
Sentralbant für da3 gefammte Genoſſenſchaftsweſen geworden. 

Sn Deutidland gab e3 Ende 1905 12660 Spar- und Darlehenstafjen mit einem Be— 
triebsfapital von 1421 Millionen Mark (darunter 1244 Millionen Marf Spareinlagen und 
andere Tarlehen Privater). Die gemährten Kredite betrugen bei 11629 Kaljen 1085 Millionen 
Mark. Der größte Theil diefer Kaflen ift zu territorialen Zentralkaſſen vereinigt. Gie 
find, 35 an der Zahl, zu einem NReichsverband zufammengefdlofien. Ende 1906 Hatten fie 
ein Betriebsfapital von 206 Millionen Mark und einen Umfaß von 3149 Millionen Marl. 

Die preußiſche Centralgenoſſenſchaftskaſſe ift auf Grund des Geſetzes vom 31. Juli 
1895 mit einem Grundfapital von 5 Mill. Mark, da3 jehr bald auf 20 und 1898 auf 70 Mill. 
Markt erhöht wurde, errichtet worden. Sie unterjteht der Auffiht des Finanzminiſteriums, it 
der Revifion der Oberrechnungskammer und der Kontrole durch den Landtag unterworfen. Ihre 
Leitung iſt ftaatlih; aber fie ift in vermögensrechtlicher Hinficht felbftändig: für ihre Verbind— 
lihfeiten haftet nur ihr Kapital. Sie darf zinsbare Darlehen gewähren an PBereinigungen 
und Verbandskaſſen eingetragener Erwerbs- und Wirthfchaftsgenofjenihaften, an die für Die 
Förderung des Berfonalfredit3 beftimmten Iandichaftlihen, ritterfchaftlihen Tarlchenslajjen und 
an die von Provinzen (ländlihen Kommunalverbänden) errichteten gleichnamigen Inſtitute. 
Sie darf den Depofiten- und Chedverfehr pflegen, Spareinlagen annehmen, najjenbejtände 
im Lombard-, Effekten- und Wechjelgefchäft nutzbar machen, Wechſel verlaufen und acceptiren, 
für Rechnung obiger Vereinigungen und etwaiger Einleger Effekten verkaufen. Ter Umjap 
belief fi) Ende 1900 auf 377.5 Millionen Mark. 

In Oeſterreich gab e3 1888 erft 24 Naiffeifentafien, Ende 1907 aber 4531 Spar- und 
Darlehenstafien und 108 Vorſchußkaſſen im Allgemeinen Verbande, 1350 Spar- und Tarlehens« 
tafien außerhalb des Verbandes, zufammen alſo 5911 Kaſſen. Der Umſaß betrug 1906 bei 
2961 von ihnen 795.5 Millionen Kronen, fie waren in 18 Zentralfafien vereinigt, tweldye einen 
Umja von 611 Millionen Sironen hatten. Das Verjtändnis für den richtigen Gebrauch 
diefer Kafien läßt noch zu wünjchen übrig. In Tirol war Ende der 90er Sahre die Hälfte, ın 
Nieder- und Oberöjterreih cin Drittel, in Krain und Sclejien ein Fünftel der Einlagsgelder 
nicht in Perſonalkredit veranlant, ja viele Kaſſen verwendeten nidyt einmal ein Zehntel ihrer 
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Einlagögelder dazu. Mit Ausnahme von Niederöfterreich waren überall Hypothelardarlehen der 
Raiffeijenfaffen zu Grundfauf, Hausbau, Erbtheilung u. f. mw. üblih. In Böhmen madten fie 
250, der Darlehen aus. Noch bedenklicher ift es vielleicht, daß die von den lokalen Kajjen an 
die Centralverbände abgeführten Ueberſchüſſe in fteigendem Maße (in Niederöfterreichh Nov. 
1902 faft 500/,) zu Darlehen an landmwirthichaftlihde Produktions» und Abſatzgenoſſenſchaften 
verwendet wurden. Hattingberg, Referat über Hypothelarentihuldung, 1903, 1. Bd. insbe). 
©. 328 ff., 2. Bd. ©. 255 ff; Schmidt in der Gtatift. Monatsjchrift 1897 und 1898. 

Sn Frankreich jchuf erit das Gejeß vom 5. XI. 1894 die Möglichkeit für die Syndilate, 
landmwirthichaftlicde Kreditgenofjenfchaften (societes de credit agricole mutuel) ins Leben zu 
rufen. Zur Förderung diejer Kaſſen Hat das Gejeb vom 31. III. 1899 das von der Bank 
bon Frankreich bei Erneuerung ihres Privilegiumd 1897 dem Staate zu gewährende unver- 
zinslihe Darlehen von 40 Millionen Frances, ſowie den jährlichen ftaatlihen Antheil an ihrem 
Escomptegewinn beftimmt. Es wurden zu diefem Zmede Kaſſen für größere Gebiete (Caisses 
regionales) ind Leben gerufen, welchen der Staat unverzinsliche Darlehen gibt. Dieje Caisses 
regionales esfomptiren die von den Angehörigen lofaler Gejellfchaften ausgeitellten Handels- 
papiere nnd gewähren an die aus foldhen Perſonen gebildeten Cooperativgejellichaften Dar- 
lehen, die in 25 Jahren rüdzaglbar find. Juli 1907 gab e3 88 folcher regionaler Kajjen, fie 
fehlten nur in 5 Departements. Die Zahl der lofalen Kaſſen betrug Ende 1906 1638 mit 
76 188 Mitgliedern und 25.4 Millionen ausftehende Kredite. Franfreich Hat daher nicht die 
reiche Entfaltung der Darlehenskaſſen aufzumeifen wie Deutfchland und Defterreich. 

Ein wejentlicher Bortheil der Organifationen zur Befriedigung des Kreditbedürfniffes der 
Landwirthe überhaupt und der Einrichtungen für den Berjonalfredit im Bejonderen ilt es, 
daß dadurch der Wucher jehr eingejchränft wird. Diejer blüht überall auf dem Lande, wo 
für das Kreditbedürfniß nicht genügend vorgejorgt ift. Die Formen, in denen er auftritt, find 
mannigfaltig.e Im Wefentlihen treten die folgenden hervor: Geldwucher, Viehwucher, Grund- 
ftüdwucher und Waarenwucher. Gemeinjam ilt ihnen allen, daß die Nothlage, die Unfenntniß 
oder der Leichtſinn einer Perſon ausgenüßt wird, um durch ein Gefchäft, bei dem das augen- 
blidlihe Geldbedürfniß jener Perſon befriedigt oder ihr eine benöthigte Waare — Vieh, Ge— 
räthe, Konjumtibilien — oder ein angejtrebtes Grundftüd verfchafft wird, einen unverhältniß- 
mäßigen, in auffälligem Mißverhältniß zur Leiftung ftehenden Vorteil zu fihern. Ein untrüg— 
fiher Maßſtab diefer Hebervortheilung ift nicht aufzustellen; nur die Erwägung aller fonfreten 
Umftände fann ergeben, ob e3 fi im einzelnen Falle nur um ein zufällige, um ein Gelegen- 
heitsgejchäft, um die beredhtigte Dedung eines bedeutenden Riſikos oder um eine bemußte 
Hintergehung des Bemwucherten und eine jchädlihe Ausnüßung feiner Lage handelt. 

Zur Bekämpfung des Wuchers hat man in neuerer Zeit wieder Wuchergeſetze geſchaffen, 
die 1867 in Deutjchland, 1868 in Dejfterreich aufgehoben morden waren. In Defterreich erfolgte 
die Umfehr bereit durch das Geſetz vom 19. Juli 1877 für einzelne Theile des Staates — 
Galizien und Bufowina —, dem daS Geſetz vom 28. April 1881 für das ganze Staatögebiet 
folgte. Darnach iſt als Wucherer ftrafbar, wer fi von einem Anderen unter Ausnüßung 
jeiner Beritandesihmwäcde, Unerfahrenheit, Gemüthsaufregung, LXeichtfinnes oder Nothlage für 
Kreditgemährungen fo maßlofe Bortheile ausbedingt, daß dadurch das mirthichaftlihe Ver— 
derben des Streditnehmers herbeigeführt oder gefördert wird. — In Deutſchland unterwarf 
die Reichsgejebgebung durch das Geleb vom 24. Mai 1888 Denjenigen einer Strafe, der unter 
Ausbeutung der Nothlage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit eines Anderen für ein Dar- 
lehen oder im Falle der Stundung für eine Geldforderung fi) oder einem Dritten Ber- 
mögensportheile verfprechen oder gewähren läßt, welche den üblichen Zinsfuß derart über- 
ihreiten, daß nach den Umijtänden des Falles die Vermögensvortheile im auffälligen Miß- 
verhältniß zu der Leiſtung ftehen. Auch diefes Geſetz traf demnach nur den Kreditwucher und 
wurde Daher durch das Geſetz vom 19. Juni 1893 ergänzt, welches die Strafbeitimmungen des 
früheren Gefebes auf alle zmweijeitigen Nechtsgefchäfte ausdehnte, die denjelben mwirthichaftlichen 
Sweden dienen follen wie Darlehen oder Stundung von Geldforderungen. Es wird ferner 
davon getroffen die gewerbsmäßige oder gewohnheit3mäßige wucheriſche Ausbeutung dur 
andere al3 die erwähnten Nechtsgefchäfte. Ferner hat diejes Geſetz die Möglichkeit gefchaffen, 
die Ausübung des Gefchäftsbetriebes des Viehhandels, der Viehpacht und des Handels mit 
ländlihen Grundftüden unzuverläffigen Perjonen zu unterfagen. Die deutfhe Wuchergefeh- 
gebung tft mithin vollftändiger als die öfterreichifche. Vgl. Schr. d. 2. f. ©. Bde. 35, 38, 73, 
75; Caro, Der Wucher, 1893; Knies, Kredit, 1876, Bd. 1 ©. 328 ff. (aber mwefentlich hiſtoriſch— 
rehtlih); Lexis, Art. Wucher im Hdm. d. Stw. (mit reicher Kiteratur); Buchenberger, 
Agrarpolitif, Bd. II ©. 205 ff.; Sfopescul-Grecul, Das Wucherftrafrecht, 1. Bd., 1906. 
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Licht, Das landwirthſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen in Deutihland, Wien 1899, 1. Abth.; 
Schr. d. 8. f. ©. über ländliden Berfonalfredit, Bd. 73—75. 


6. Die Entihuldung des Grundbeſitzes und die Verſchuldungsgrenze. 


$ 33. 1. Die zunehmende Berihuldung des Grundbefiges wird von allen Seiten 
al3 ein großes Mebel anerkannt und wenn aud) die angeltellten Erhebungen ergeben 
haben, daß die Verfhuldung nur in einzelnen Gebieten eine jo große ift, daß fie 
für die Grundbefiger eine augenblidliche Gefahr bedeutet, jo iſt doch die Thatjache der 
ungeminderten Zunahme der Schuldenlaft eine folche, welche ſchwere Bedenfen her- 
borrufen muß. Es mwird dadurd) die Gefahr einer im Laufe der Zeit eintretenden 
ausgedehnten Ueberſchuldung nahe gerüdt. Wann eine folche Ueberſchuldung 
anzunehmen ift, ift nach dem oben ($ 29,2) Geſagten nicht mit ziffermäßiger Beſtimmt— 
heit anzugeben. Man wählt für diefe Beurtheilung gewöhnlich einen von zmei 
Mapitäben: man nimmt die Meberihuldung an, wenn der durchichnittliche Gutsertrag 
nah Dedung aller Betriebsauslagen und des Unterhaltes des Beſitzers und feiner 
Familie zur VBerzinfung und Tilgung der Hypothekenſchulden nicht ausreicht, alſo zu 
neuen Schulden und endlich zur Zwangsveräußerung führt, oder man Spricht von 
einer Meberfhuldung mit Rüdliht auf die den Hypotheken gebotene Gicdherheit. 
Diefe liegt im Berhältniß der Höhe der Hypotheken zum Gutswerthe. Wenn die 
Hnpothefen innerhalb der Bupillarficherheit liegen, aljo die Hälfte oder zwei Drittel, 
je nad) den ftatutariichen Beitimmungen, des ftatutengemäß ermittelten Gutswerthes 
nicht überjchreiten, wird feine Ueberſchuldung angenommen. Dieje tritt erit ein, 
wenn über diefes Maß hinaus Hypothefen aufgenommen werden, wenn Nachhypo- 
thefen entitehen (vgl. oben 5 29,3). 

Dieje Tegtere Art, dad Borhandenfein einer Ueberihuldung zu prüfen, knüpft 
zwar an formale Thatſachen an, ift aber doch von materieller Bedeutung, weil Nach— 
hopothefen, wie wir millen, immer unter ungünftigen Bedingungen aufgenommen 
werden und meil erfahrungsgemäß bei jo meit reichender Verihuldung jehr häufig 
der Ertrag unzureichend wird, die Betrieböfojten, den Unterhalt und die jährlichen 
Schuldverpflihtungen zu deden. 

2. Die Beforgniß vor ungünftigen Wirkungen der Hypotheken wird nod) durd) 
andere Erwägungen gefteigert. Eine beftehende hohe Verſchuldung kann, ohne an ſich 
Ueberſchuldung darzuftelfen, die Aufnahme von produftiven Darlehen für Meliorationen 
oder von Perfonalfredit für Betriebszwecke erſchweren und dadurch den Yortichritt in 
der Landmwirthichaft aufhalten. Won fehr großer Bedeutung it es ferner, daß Ver— 
beilerungen der Rentabilität der Landwirthſchaft zu Erhöhungen der hypothelariichen 
Belaftung führen fönnen, die bei einem NRüdgang der Konjunktur Ueberſchuldung 
hervorruft. Werden z. B. durd) agrariihe Zölle die Preife der Bodenprodukte ge— 
fteigert und dadurch die Nentabilitätsverhältniffe der Landwirthichaft gebeflert, fo 
wird fich dies in einer höheren Bewerthung de3 Bodens, mithin in einer größeren 
Verſchuldungsfähigkeit ausdrüden. Wird von diefer wirklich Gebrauch gemadt, fo 
halten fich vielleicht zur Zeit die bei Ankauf eines Gutes oder bei einer Erbtheilung 
aufgenommenen Hypotheken innerhalb der Grenzen normaler Verſchuldung. Sinken 
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aber dann die Preiſe und damit der Gutswerth, dann kann mit einem Male die 
Gefahr der Ueberſchuldung auftreten. Man weit endlich darauf Hin, daß bei folcher 
Veberfhuldung der Landwirt den Boden nur mehr für den Gläubiger bebaut, daß 
er in feinem eigenen Unterhalte eingejchränft wird, um Zinſen zahlen zu können, 
die mwenigftens zu einem Theil Theile feines Arbeitsertrages find, jo daß auf dem 
Wege freien Bertrages eine Schuldfnechtichaft herbeigeführt werde. 

3. Diefe Erwägungen Haben zu verjchiedenen Vorjchlägen geführt, die Ueber— 
ſchuldung zu bejeitigen durch Abbürdung der beitehenden Hypothekenſchuld und durch 
Verhinderung, daß künftig die Verfchuldung nad) dem Belieben des Grundbeſitzers vor 
fich gehe. Der weitgehendſte diefer Vorjchläge ging dahin, eine vollitändige Entlaftung 
des Bodens von den heute auf ihm ruhenden Hypotheken unter Mithülfe des 
Staates herbeizuführen. Es follten die Hhypothefenbücher geichloffen und meitere 
Hypothekarverſchuldungen entweder gar nicht oder nur für beftimmte Zmede (Boden- 
verbefferungen) unter öffentliher Kontrolle zugelaffen werden. Der Staat übernimmt 
die Auszahlung der Gläubiger durch Ausgabe von Staatlihen Schuldverichreibungen, und 
die verjchuldeten Grundbefißer haben ihre Verpflichtungen dem Staat gegenüber voll- 
ftändig oder in angemefjenem PVerhältniß abzutragen, während der verbleibende Reſt 
aus den allgemeinen Steuern getilgt wird, oder es wird alS Webergang ein Mora- 
torium vorgeſchlagen, d. h. eine zeitweilige gefeßliche Unterbrechung der Zahlungs- 
verpflihtungen der Schuldner. 

Eine ſolche Maßregel würde zu tief in unfere gejellichaftlihe Ordnung einjchneiden, 
als daß fie durchführbar wäre. Der Staat fann die Rechte der Gläubiger auf Geld- 
forderungen nicht ignoriren und kann fie daher nicht mit Schuldverfchreibungen abfertigen. 
Eine Belaftung der Gefammtheit mit großen Opfern zu guniten einer Bevölkerungsllaſſe, 
wie e3 die finanzielle Unterftüßung der Entlaftung märe, ift ohne Zuftimmung der 
anderen Bevölferungsflaffen ja gar nicht durchzuführen, fie würde eine unberechtigte 
Berihuldung fördern und den Staat zur Uebernahme auch leichtfinnig eingegangener 
Schulden zwingen. Die plötzliche Schließung der Hhypothefenbücher aber müßte eine 
große Störung der Wirthichaften zur Folge Haben und zur Entwerthung des Grund— 
bejiges führen. Eine ſolche ift nothmendiger Weile auch mit der Beichränfung der 
Berihuldbarfeit verbunden. Namentlich, wenn etwa Belibfredit nicht gejtattet wer— 
den follte, wäre eine außerordentliche Erſchwerung des Bodenerwerb3 für die Belib- 
ofen und Minderbemittelten gegeben und der Bodenerwerb durch die Geldfapitaliften 
erleichtert. Gerade der feine und mittlere Bauernftand hätte darunter zu leiden 
und würde zu einem Zeitpächterſtand Herabgedrüdt werden, während fich der Groß— 
grundbefiß ausbreiten würde. 

4. Etwas meniger weit gehen jene Borichläge, welche fordern, daß die berufz- 
genoſſenſchaftliche Organiſation der Landwirthe allein das Recht Haben folle, Hypo— 
thefarfredit zu gewähren. Mit Rüdficht darauf, daß hier die Korporationen der 
Landwirthe allein Träger des Hüpothefarfredites fein jollen, ſprach man von einer 
sneorporation des Hypothekarkredites (Schäffle). Die Landwirte feien zu 
Bivangsverbänden zu vereinigen und diefe würden zur Ausgabe von Pfandbriefen 
berechtigt, aus deren Erlös Sie die gefeßlich anerfannten Kreditbedürfniffe im gejeß- 
fihen Ausmaße und unter den gefeglichen Bedingungen zu gewähren berechtigt und 
verpflichtet find. Zuläſſig jollten fein. Melivrationgfredite, Kredite für Erholung von 
auperordentlichen Ungflüdsfällen, für den Bedarf von VBerficherungseinzahlungen und 
für gemifje Familienzwecke. Befigfredit ſoll gar nicht oder nur befchränft gemährt 
merden; ebenjo ijt Konſumtionskredit vollftändig ausgeichloffen. Die Beleihungsgrenze 
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ift mit 50°), des auf Grund des fapitalifirten Reinertrages angenommenen Cchäbung3- 
werthes feitgefeßt. In den Grundbefiß follten nur Forderungen der Korporation 
polfitredbar fein. Um doch den für Betriebszmede nöthigen Perjonalfredit nicht aus— 
zufchliegen, jollte die Korporation innerhalb gemiffer Grenzen diefen übernchmen. 

Auch diefer Vorschlag ift aber undurdhführbar. Er würde gleichfall3 durch den 
Ausſchluß von Befigfredit gerade die Fleinen und mittleren Befißer fchädigen und 
dadurch, daß die Aufnahme von Schulden ganz von der Zwangskorporation abhängig 
wäre, einen für den Landwirth unerträglihen und für die freie Entmwidfung der 
Wirthſchaft Hinderlihden Zwang ſchaffen. Endlich geht e3 Heute nicht an, die Ge- 
lammtheit der Landwirthe zwangsweiſe zu Organifationen zujammenzufafjen, melche 
mit einem großen mirthichaftlihen Rififo verbunden find, wie e3 durch die Pflicht 
geichaffer wäre, den ganzen geſetzlich anerfannten Tandwirthichaftlichen Kreditbedarf 
zu befriedigen. Thäten fie dies aber nicht, dann märe eine direfte Schädigung der 
Landwirthe gegeben. 

5. Die Entichuldungsporichläge, welche in der Gegenwart mit mehr Ausſicht auf 
Erfolg diskutirt werden, jehen von fo weitgehenden Einjchränfungen der wirthichaft- 
lihen Freiheit der Landwirthe ab. Sie gehen von dem Gedanfen aus, daß der 
Landwirth nicht Freditlos gemacht werden darf; daß es ſich auch nicht darum Handeln 
fann, die Landwirthe gegen die Folgen von Unveritand und Leichtſinn oder auch nur 
gegen wirthichaftliches Unglück durch gefeglihe Mittel zu ſchützen; daß, wer Schulden 
macht, fie auch ſelbſt bezahlen muß; daß der Grundbeſitz für alle, alſo auch für die 
Berjonaffreditverpflichtungen feines Befigers haftbar bleiben muß. Prüft man die 
Schäden des Hypothekenweſens der Gegenwart, jo treten uns al3 die maßgegenden 
entgegen: die feitens de3 Gläubiger kündbare Kapitalshypothef, insbejondere Die 
fündbare Nachhypothek, und die Zunahme der Hypothefarverihuldung, weil die 
Landwirthe nicht gezwungen Sind, zu tilgen. Zur Bejeitigung diefer Uebel— 
ftände wird gefordert, daß eine Ummandlung der fündbaren Kapitalshypo- 
thefen in Annuitätsihhulden vorgenommen merde und daß neuer Hypo— 
thefarfredit auf landmwirthichaftlide Grundjtüde nur in der Form der 
unfündbaren Rentenſchuld mit Amortifationszwang gegeben werden dürfe. 

Die Konvertirung der Kapitalshypothefen in Annuitätenfhulden kann nur all 
mählid vor fich gehen. Obligatoriſch könnte fie nur für einzelne Anftalten gemacht 
werden, welche ihren Gejchäftsbetrieb auf bejondere jtaatlihe Konzeflion gründen, 
wie die Sparfaffen. Ferner märe bei Zwangsverſteigerungen darauf zu jehen, daß 
der Webernehmer die etwa zu übernehmenden Kapitalshypothefen durch Annuitäts- 
Ihulden erfege. Die freimillige Konvertirung wäre durch befondere jtaatliche Be— 
günftigungen (Gebührenfreiheit u. dgl.) zu fürdern. Da die Konvertirung nur durd) 
beiondere Kreditanftalten (Sparfaflen, Landeshypothefenanftalten) erfolgen könnte, 
bliebe fie bejchränft auf jene Hypotheken, welche innerhalb der Grenze der Pupillar- 
ficherheit liegen, da dieſe Anjtalten in der Belehnung nicht weiter gehen fünnen. 
Allein durch die nunmehr vor ſich gehende Tilgung diefer Hypotheken wird jährlich 
eine Quote der pupillarficheren Belaftung frei, in welche die Nachhypotheken nad)- 
rüden fünnen. 

Die Vorfchrift, daß neue Hypotheken nur in der Form der unfündbaren Tilgung3- 
hypothek aufgenommen werden dürfen, hat aber die weitere Folge, daß der Indi— 
pidualfredit ganz durch den Anftalt3fredit verdrängt tmwürde, denn Private werden nur 
in feltenen Fällen unfündbare, in Heinen Theilen rüdzahlbare Hypotheken geben. Der 
Anitaltskredit wird aber nur in den Grenzen der Pupillarfiherheit gegeben. Die 
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Reform bedeutete daher, daß für die landwirthichaftlihen Güter thatſächlich eine 
Berihuldungsgrenze aufgerichtet würde. 

6. Die gejegliche Einführung einer Verjhuldungsgrenze ift oft gefordert morden, 
die Vorichläge ſchwanken zwiſchen 50°/, und der vollen Höhe des Ertragämerthes. 
Der Mangel jeder mechaniſchen Berihuldungsgrenze ift aus diefen ſchwankenden Vor— 
Ihlägen zu erjehen. Sie iſt nicht im Stande, den individuellen Berhältniffen Rechnung 
zu tragen. Dieſen Uebelſtand behebt der eben beiprochene Vorſchlag, unter der 
Borausfegung, daß die unfündbare Tilgungshpypothefen gemährenden Kredit- 
anitalten bei ihrer Feltitellung des belehdnbaren Gutswerthes die indi- 
viduellen Berhältniffe berüdjihtigen. vd. Hattingberg und v. Grabmayr, 
welche dieſen Vorjchlag vertreten, heben ausdrüdlih hervor, daß die unerläßliche 
Borausjegung diejes neuen Kreditrechtes der vollendete Ausbau der gemeinmirth- 
Ihaftlihen Kreditorganifation fei, die der Landwirthſchaft den nöthigen Kredit in pafjen- 
der Form und zu billigiten Bedingungen bietet. An die Stelle der oft fehlenden 
Einfiht des Schuldners, nicht mehr Hypotheken aufzunehmen, als er zahlen fann, 
tritt die der Kreditanftalten, ſoviel Kredit zu gewähren, al3 bei guter Wirthichaft 
mit Sicherheit verzinst und getilgt werden kann. Zweifellos bleibt hier ein Spiel- 
raum für Wilffür und Zufall, aber er muß in auf genommen werden, weil 
1. Nachhypotheken erfahrungsgemäß meilt etwas Schlimmes find und weil 2. der Vor- 
theil, der der Geſammtheit aus der Zwangstilgung erwächſt, größer iſt, alS die Nach— 
theile, die für Einzelne aus der Beichränfung erwachlen fünnen. 


7. Der Berfonalfredit wird durch das neue Kreditrecht injomweit berührt, als 
Schulden aus Perfonalfredit nicht mehr in Hypotheken umgewandelt werden könnten. 
Bedeutet dies eine Einjchränfung des unorganifirten Privatfredites, weil dieſer ſich 
ohne jene GSicherftellungsmöglichkeit zurüdziehen wird, fo verbefjert ſich andererfeits 
die Lage des Bodenbefißer gegenüber den Drganifationen zur Gewährung von 
Perjonalfredit (Raiffeifenfaffen), weil er diefen mit Hypothefariicher Belajtung inner- 
halb der Grenzen der PBupillarficherheit eine größere Sicherheit bietet, al3 bei voller 
Berihuldungsfreiheit. Nicht zu vermeiden iſt es allerdings, daß häufiger wegen 
perfönliher Schulden zum Zwangsverkauf geichritten werden wird, weil eine hypo— 
thekariſche Sicherftellung nicht möglih ift. Dies kann nur vermieden werden durch 
möglichite Ausbreitung der genofjenihaftlihen Organisation des Perjonalfredites, Die 
damit zu einer Borausfebung wird für eine zwedmäßige Organiſation de3 
Hypothekarkredites. ine weitere wichtige Folge wird das Ginfen der Boden- 
preiſe fein, meil die Kaufichillingsrefte auf die erite Hypothek beichränft bleiben und 
Dadurch die weniger zahlungsfähige Nachfrage ausgejchloffen bleibt. Doch wird hierin 
ein Nachtheil nicht erblidt werden fünnen, da ein auf Kreditfauf beruhendes Steigen 
oder Hochhalten der Bodenpreije feine nüßliche volkswirthſchaftliche Erſcheinung iſt. 
Eine praftiiche Schwierigkeit, allerdings nicht von großem Belang, wird die Trennung 
der landwirthichaftlichen, dem neuen Kreditrecht zu unterwerfenden Grundjtüde von 
induftriellem und Bauboden mahen. Ausnahmen von der Regel werden zugelaflen 
werden müſſen, wenn fich Kreditgeber finden, melde die Nachhypothef in der Form 
der unfündbaren Tilgungshgpothef gewähren; ferner, wenn e3 fih um Hypotheken 
aus Erbtheilungen Handelt, wo auch von der Unfündbarfeit und dem Tilgungszmwang 
abgejehen werden muß, joweit die Erbabfindungen zwei Drittel des Gutswerthes 
überiteigen. 


Die Befriedigung des landwirthſchaftlichen Kreditbedürfnijfes auf forporativer Grundlage 
mit weitgehenden Rechten der Korporation war jchon 1869 von Rodbertus vorgejchlagen 
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worden, der in der Schrift: Die Kreditnoth der Grundbefiter die formalen Prinzipien einer 
Kreditorganifation für den ländlichen Grundbeſitz dahin zufammenfaßte, daß fie ficheritellen 
folfen: „Die Gelbftverwaltung de3 gejammten Immobiliar- und Perjonalfredit3S durch den 
Grundbefiterftand ſelbſt mittels einer allgemeinen Landesanftalt, die durch fämmtliche Kreife 
de3 Staat3 verzweigt und durch eine gemeinjchaftlicde Tentralbehörde zufammenhängend in 
zwei Abtheilungen, je für $mmobiliar- und PBerfonalfredit, die betreffenden Geſchäfte führte.“ 
Diefe Anstalt unterfchiede fih von den Landichaften dadurdh, daß fie nicht nur den Kredit ge> 
währen, fondern zugleich an Stelle der Gerichte die Hypothefenbücher führen, daß fie den ganzen 
ländlichen Grundbefiß umfafjen und daß fie den Kredit nicht bi3 zu einer von vornherein firirten, 
fondern bis zur faktiſchen Verjchuldungsgrenze gewähren follte. Ihr ſollte die Aufficht über 
die verichuldeten Wirthichaften, event. die Sequeitration des Gutes eines ſäumigen Bahlers 
zuftehen. Spätere Borjchläge gehen weiter. So hat Freiherr v. Vogeljang (Die Grund» 
belaftung und die Grundentlaftung, 1879; Die Nothmwendigleit einer neuen Grundentlaftung, 
1888; Die fozialpolitiiche Bedeutung der hypothekariſchen Grundentlaftung, 1891) anfangs der 
achtziger Sahre die Meinung vertreten, daß alle Hypotheken der Tandwirthichaftlihen Güter 
abzulöfen jeien und die fünftige Hypothefenverihuldung nur mehr für Kulturzmede, Boden- 
verbeflerungen, nicht aber „aus Urſachen, die außerhalb feiner natürlichen Beſtimmung liegen, 
alfo durch Kauf» und Erbgang” erfolgen dürfe. E3 follte alfo der Beſitzkredit gefeklich aus— 
geichloffen werden. Nachdem eine jolde Ablöfung erfolgt fei, fei das Kreditwejen durch eine 
genofjenichaftlihe DOrganifation zu regeln, welche unter Iofaler Ueberwachung der Stredit- 
würdigfeit Kredite zu Bodenverbeflerungen zu gewähren hätte. Diejer Gedanfe wurde fpäter 
von Xorenz dv. Stein (Bauerngut und Hufenrecht, 1882) noch ſchärfer durchgeführt. Die 
Hälfte bis zwei Drittel des heutigen bäuerlichen Grundbefiges follte in einem Hufenbuch auf- 
gezeichnet und von den rechtlihen Wirkungen defjelben erfaßt werden, wenn entweder der 
Beſitzer es freimillig zugefteht oder da3 Gut in Erefution gefommen if. Durch freimillige 
Eintragung und dur) den Gang der NRealerefutionen würde nah und nad) — v. Stein 
rechnet mit einem Menſchenalter — ein bedeutender Stamm jchuldenfreier Bauerngüter ge- 
bildet fein. Künftig folle der Kredit theils Einzelfredit, theil3 Genoflenfchaftsfredit fein; eriterer 
ih auf die freien, nicht im Hufenbuch eingetragenen Gründe, leßterer auf die dem freien 
Verkehr entzogenen Grundftüde beziehen. Diefe können nur im Wege der Kreditgenofjenichaft 
verſchuldet werden, welche fi) aus den Belibern der im Hufenbuche eingetragenen Bauerngründe 
zu bilden hätten. Aehnlich iſt Schäffle’3 Vorjchlag (Die Inkorporation des Hypothekarkredites, 
1883), auf den im Tert Bezug genommen iſt. Ihm ftimmte insbefondere zu: Ruhland, Die 
Löſung der landmwirthichaftlichen Kreditfrage, 1886; Derfelbe, Der Gedanfe forporativer Boden- 
freditorganifation und feine Kritiken in der Beitichr. f. Stw., 1886, ©. 464. — Dagegen: Conrad 
in den Berhandlungen des 8. f. ©., 1884, Ueber die Maßregeln zur Erhaltung des Bauern- 
ftandes, Schr. Bd. XXVIII ©. 23 ff.; Schmoller, Borjchläge betr. den ländlichen Hypothefar- 
kredit in J. f. ©. V., 1887, ©. 147; v. Miaskowski, Erbrecht und Grundeigenthumsverthei— 
lung, 2. Bb., 1884, ©. 231 ff.; Buchenberger, Agrarpolitii, Bd. II ©. 264 ff.; Sering, 
Neferat über die Bodenbejitvertheilung und die Sicherung de3 Kleingrundbejites auf der 
Generalverfammlung de3 2. f. ©., 1893, Schr. Bd. LVIII ©. 143. Ein 1893 in Oeſterreich 
unternommener Verſuch (Beil. 700 u. 711 zu den Brot. d. Abgeordnetenhaujes, 11. Seſſion) 
it nicht zur parlamentarifchen Berathung gelangt. 


Sn Preußen ift durch Gef. v. 23. März 1906 die Möglichkeit der freimilligen Ueber— 
nahme einer Verfchuldungsgrenze getroffen worden. Gie wird durch die Beleihungsgrenze der 
Kreditanftalten gebildet, welche im Verordnungswege al3 zuftändig bezeichnet werden. Die 
Eintragung der Verihuldungsgrenze in das Grundbuch erfolgt auf Antrag des Eigenthümers 
und hat die Wirkung, daß darüber hinausgehende Belaftungen nicht in’3 Grundbuch eingetragen 
werden dürfen. Die Ausdehnung der Verjchuldungsgrenze und ihre Löſchung ift an die Zu- 
ftimmung eine3 ftaatlihen Kommiſſars gebunden. Dieje3 Geſetz ift mit Ver. v. 23. März 1908 
für DOftpreußen in Kraft gejekt worden, wo die Landichaft (vgl. ©. 117) durd) den General» 
landtag ermächtigt wurde, eine Entihuldungsaftion für jene Güter durchzuführen, welche fich 
der Verſchuldungsgrenze unterwerfen. Die Landſchaft belehnt bis zu *,, des Tarwertheg, der 
nad) ftatutarifch feitgelegten Abſchätzungsgrundſätzen ermittelt wird. Bei bejonders günitigen 
Bedingungen kann fie erhöhte Kapitalswerthe zulaſſen und bei befonders günjtigen indivi- 
ducllen Bedingungen Tarzujchläge bis zu 159%, eintreten lallen. Dieje Bedingungen werden 
für jene, welche eine Verſchuldungsgrenze eintragen laffen und die Tilgungspflicht 
übernehmen, verbeffert, indem die Belehnung zu 5/s des Taxwerthes erfolgt und eine Er- 
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höhung der ftatutenmäßigen Tarzufchläge bis zu 250%, erfolgen kann gegen 2°/,ige Tilgung 
diefes Zufchlages. Außerdem gemährt die Landfchaft noch darüber hinaus demjenigen, der 
die Verfchuldungsgrenze eintragen läßt, einen begrenzten Kredit für Meliorationszwecke oder 
zur Abftoßung von Nachhypotheken ebenfall3 gegen 2°) ,ige Amortifation. — Der Grund- 
gedanfe diefer Entichuldungsaftion ift: Ausdehnung der Belehnung dur die gemeinmirth- 
ihaftliche Kreditorganifation, aber dafür Zwang zur Tilgung und Sicherung vor dem Ent- 
ftehen von Nachhypotheken. Es iſt dafjelbe Prinzip, das auch dem im Tert beiprochenen 
Vorſchlag zu Grunde liegt. Vgl. Borhardt, Verſchuldung und Entſchuldung der Landwirth— 
ichaft, in $. f. G. 3. 1908. — Die rhein. Landwirthichaftsfammer hat eine Entjchuldungsaftion 
eingeleitet. 

Literatur: Gamp, Der landwirthichaftliche Kredit, 1883; Jäger, Aararfrage, 2. Theil, 
1883, ©. 310 und 355; Sering auf der Ngrarfonferenz, 1894, Berichte über die Verhand- 
lungen, 1894, ©. 261f.; Frhr. v. Freyberg, Die landwirthichaftlihde Verſchuldungsfrage, 
1894, ©. 80 ff.; Buchenberger, Agrarpolitif, Bd. II ©. 238; derjelbe, Grundzüge, ©. 108; 
Ratzinger, Die Volkswirthſchaft in ihren fittlihen Grundlagen, 1895, ©. 380 und 395; 
v. d. Goltz, Agrariiche Aufgaben der Gegenmart, 1894, ©. 138; Hattingberg, Referat betr. 
die Frage der Hypothekarentſchuldung, 1903; derſelbe, Gutachten an den deutichen Juriſten— 
tag über Bodenentihuldung und Berjchuldungsgrenze, 1904; dv. Grabmayr, Bodenentfchul- 
dung und Verſchuldungsgrenze, 1900; derfelbe, Referat auf dem 8. Intern. Agrarkongref. 


7. Heimftättenreht und Reform des Zwangsverfahrens. 


8 34. 1. Der Gedanke einer Verfhuldungsgrenze kehrt in verjtärkter Form mieder 
in dem Vorſchlag der Errichtung fogenannter Heimftätten d. h. der Abgrenzung eines 
zum Unterhalt einer Zamilie ausreichenden Grundes ſammt Wohnung und Wirth- 
Ihaftsgebäuden jowie des zur Bemwirthichaftung nöthigen Inventars und Sicherung 
deilelben gegen erefutive Eingriffe. Dieſe Heimftätte foll nur für Notfälle, Melio- 
rationszwecke, Abfindung von Miterben nur bis zur Hälfte des Ertragsmwerthes und 
nur mit Zuftimmung der Heimjtättenbehörde verjchuldet werden können. Dieſe Schulden 
dürfen nur Rentenjchulden fein, und Bimangsverfteigerungen find nur in der Form 
der Zwangsverwaltung zuläflig. Die Heimjtätte ſoll nach dem Anerbenrecht vererben, 
gefeglich untheilbar und nur mit Zuſtimmung des Ehegatten veräußerungsfähig jein. 
AS Ziel einer ſolchen übrigens nicht auf den ländlichen Grundbefit begrenzt gedachten 
Geſetzgebung denkt man ſich die Herftellung eines gegen alle Wechlelfälle des Lebens 
geliherten Exiſtenzminimums de3 Landwirthes, bezw. die Ermöglichung einer eigen- 
thümlichen, unantaftbaren Wohnjtätte in den Städten. 

2. Die Bedenken, die fi) gegen ein ſolches Heimftättenrecht ergeben, find zunächſt, 
ſoweit landwirthſchaftliche Heimftätten in Betracht fommen, die gleichen, die gegen 
eine ſchematiſche Verſchuldungsgrenze gerichtet find, verjtärft durch die Größe der hier 
vorgejchlagenen Eremtion. Denn da die Jmwangsverwaltung bei jo Heinem Beſitz, wie 
er veritändiger Weile allein in der Heimftätte zufammengefaßt werden fann, niemals 
mehr ats die Unterhaltsrente des Wirthes ergeben wird, iſt thaätſächlich eine Ver— 
Ihuldung mit der Heimjtätte als Unterpfand ausgeichloffen, damit aber auch die Kredit- 
fähigkeit des Wirthes aufs Aeußerſte beſchränkt. Buchenberger hebt hervor, daß 
die allererite Vorausjegung in der Heimftättenerrihtung eine Vorforge für das per- 
lönliche Kreditbedürfniß und zwar durch Zmangsorganifation und eine ausreichende 
Berliherung des Wirthes für alle jene Wirthichaftsfälle wäre, in welchen bei mangelıı- 
der Verſicherung (Viehſterben, Hagelichlag, Feuersgefahr u. |. wm.) der Kredit in An— 
Ipruh genommen zu werden pflegt. AndererjeitS wieder würde die Nichtentfeßbarfeit 
eine Prämiffe für Trägheit und Unmwirthichaftlichkeit fein. Erbauseinanderjegungen 
eriheinen mit der Heimftätte nicht möglich, wenn nicht Vorjorge getroffen ift, daß der 
Erblaffer für die von der Heimftätte weihenden Miterben 3. B. durch Eingehen einer 
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Lebensverfiherung, Kapital eripart. Endlich endigt aud) diefer Vorſchlag wieder mit 
der Berufung auf eine bevormundende Behörde, welche in wichtigen Wirthichafts- 
fällen die Enticheidung darüber treffen foll, ob der Landwirth das feiner Meinung 
nach nöthige Betriebäfapital aufnehmen dürfe oder nicht. Diefe Bedenken find fo 
groß, daß bisher der Vorichlag der Heimftätte von fait allen Vertretern der Willen- 
ichaft, aber au) von den mit der agrarpolitiihen Verwaltung betrauten Organen 
abgelehnt worden ift. 

Die Heimftättenbewegung ift auf eine mißveritandene Beurtheilung der in der nord» 
amerifanifchen Union bejtehenden homesteads zurüdzuführen. Es jind daſelbſt durch die Einzel- 
ftaatögejeßgebungen allerdings Heimftätten errichtet worden, welche gegen bejtimmte Erefutions- 
angriffe Schuß gewähren. Doc) beiteht diejer Schuß nur für Perjonaltreditforderungen; denn 
nit nur ift diefe Heimftätte angreifbar auf Grund aller vor der Errichtung eingegangenen 
Schulden, auch nad) der Errichtung kann Erefution in fie geführt werden für alle Schulden, 
welche mit Zuftimmung der Ehegatten Hypothefarifch fihergeitellt worden find. Vgl. Sering, 
Die landwirtHfchaftlide Konkurrenz Nordamerika in Gegenwart uad Zukunft, 1887, ©. 155 
bis 168; derfelbe, Art. Heimftätte im Hdw. d. Stw. und W. d. V. — Anfangs der adıtziger 
Kahre iſt der Vorſchlag in Deiterreich von dv. Stein, Bauerngut und Hufenredht, 1882, und 
insbejondere von Peyrer, Denkichrift betr. die Erbfolge in landwirthichaftlihe Güter und 
da3 Erbgüterreht (Heimftättenrehht) fammt Gejegentwurf 1884, aufgenommen worden und 
hat ſich von hier über Deutjchland verbreitet, mo er eine reiche Literatur und Vorjchläge an 
die gejeßgebenden Körper hervorgerufen Hat. Der deutſche Landmwirthichaftsrath Hat nad 
mehreren Verhandlungen 1891 und 11893 die Erlafjung eines Heimftättengejeßes abgelehnt. 
Vgl. hierüber fomwie über die meitere Literatur Buchenberger, Agrarpolitif Bd. II ©. 247 ff. 
Eine Abänderung des Heimftättengedanfen3 hat Grünberg, Gutachten an den XXIV. Deutichen 
Suriftentag über die Frage der Einführung eines Heimftättengefeßes, vorgeſchlagen. Darnach 
wäre generell „dem Zugriffe des Gläubigers ein dem Werthe nach firirtes Vermögensminimum 
zu entziehen”; innerhalb defjelben ‚joll der Schuldner auch Grund und Boden al3 unpfänd- 
bar reflamiren können“. Eine Entwidlung in diefer Richtung zeigt die Heimftättenbemwegung 
in Frankreich, wo 1906 in der Kammer ein Geſetzentwurf angenommen wurde, der unbemweg- 
lihe Güter im Höchitwerthe von 8000 Francs, Hausrath und Arbeitsgeräthe im Werthe von 
2000 Frances als Heimftätte ſchützte. Aber freilich mußten auch hier Zugriffe gemifjer 
Schulden wegen zugelalien werden. Die Kreditlojigfeit wird eben duch Firirung eines 
erefutionsfreien VBermögenswerthes ftatt eines VBermögensgutes nicht aufgehoben. Pal. 
Grünberg, Heimijtättenbeftrebungen, im Archiv, 24. BD. 

3. Wenn die Heimftättenbewegung auch ihr unmittelbares Ziel nicht erreicht hat, 
jo hat fie doch die Aufmerkſamkeit in ftärferem Maß auf die Bedingungen des Zwangs— 
verfahrens in unbemegliche Güter gelenkt und manche kleineren Reformvorichläge her- 
borgerufen, welche zwar nicht von bedeutenden Wirkungen, aber doch von günftigen 
Folgen für den ländlichen Grundbeſitz jein fünnen. Hierher gehört die Einführung 
de3 Dedungsiyitems im Zwangsverfahren Statt des Verkaufsſyſtems, d. h. die Vor⸗ 
Ihrift, daß ein nachſtehender Gläubiger zwar die Einleitung des Zwangsver— 
fahren3 betreiben kann, daß diefes aber nur dann durchgeführt wird, wenn er 
Dedung für alle voranftehenden Gläubiger bietet. Im anderen Falle bleibt alles 
unverändert. Dadurch werden wenigſtens millfürlihe Zwangsverſteigerungen, die oft 
nur den Zmed billiger Erwerbung des Grundftüdes Haben, eingefchränft. Ferner iſt ein 
older Erfolg die Ermädhtigung des Richter3 von der Zmangsverjteigerung abzujehen, 
wenn bei ihr nur ein Schleuderpreis geboten wird, z. B. um bloßer Dedung der Kojten 
willen; die Einführung des Zwangsverwaltungsverfahrens jtatt der Zwangsver— 
äußerung bei mittleren bäuerlichen Gütern, wo für eine folche Verwaltung da3 nöthige 
Perfonal zu finden iſt; die Freilafjung mejentlicher Theile des Hausgeräthes und des 
Inventars von der Zwangsvollſtreckung und endlich die Beſtimmung eines unangreijbaren 
Minimumz find weitere Maßregeln derfelben Richtung. In dem legteren Falle Handelt 
e3 ſich allerdings nur um ein Barzellenminimum. Dadurch unterſcheidet ſich der 
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Borichlag von der Heimijtätte; aber auch einer foldhen Fixirung wird nachgerühmt, 
daß fie gerade für den Heinften Grundbefiter von Werth fei. Allerdings fchränfe 
fie die Kreditfähigkeit ein; allein gerade hier fei dies nicht von Nachtheil, wenn die 
Bahl derer, die an den Erwerb folder Grundftüde denken können, geringer wird, da 
ja erfahrungsgemäß der Begehr nach) Parzellen jo groß fei, daß in Folge deſſen über- 
trieben hohe Preiſe bewilligt würden. In jüngiter Zeit wurde auch befürmortet, daß 
die organilirten Landmwirthe Güter, die zu zwei Drittel des Tarwerthes nicht zu ver- 
äußern find, übernehmen und als Rentengüter zu diefem Werte an Bauern weiter 
vergeben jollten. 

Literatur: Buchenberger, Agrarpolitit Bd. II ©. 275; derfelbe, Grundzüge ©. 136; 
Schneider, Ueber die demnächſtige Geftaltung des Grundbeſitzrechtes in Deutichland in J.f. 
G. V. Bd. XVI ©. 461; derjelbe, Das fogen. Heimftättenrecht, ebenda Bd. XVI ©. 83; 
Stein, Bauerngut und Hufentedt ©. 97; Birnbaum, Die Zmangsvollitredung in das un- 
bewegliche Vermögen und der Wucher in J. f. G. V., 1888, ©. 832; Jäger, Agrarfrage, 1888, 
Bd. III ©.1ff.; Hattingberg, Referat, 2. Bd., ©. 129 ff.; derjelbe, Gutachten ©. 357; 
Jowanowitſch, Die Heimitätte, 1908. 


Zweites Bud). 
Gewerbepolitik. 


Erſter Abfchnitt. Die Organifation der gewerblichen Produktion. 
I. Die Grundlagen der heutigen Produktionsorganifation. 


1. Die Gewerbeverfaſſung im 18. Jahrhundert. 


8 35. 1. Auf dem Gebiete des gewerblichen Lebens gab esim adhtzehnten Jahrhundert 
nirgends mehr eine ähnliche Gebundenheit der Berfonen, wie jene der ländlichen Be- 
völferung gemejen war. Schon frühzeitig hatten die Städte ihren Bewohnern die per- 
ſönliche Freiheit gefichert, und von Hier war fie den Handel- und Gemerbetreibenden 
überhaupt zu Theil germorden. Die gewerblihen Betriebe Hingegen waren noch in 
nit geringem Umfang Gebundenheiten unterworfen, die fich allerding® nidht une 
mittelbar mit jenen der Grundftüde vergleichen laſſen, aber doch die Niederlaffung, die 
Art und den Umfang des Betriebes von anderen Einflüjfen al3 den Entſchließungen 
des Betriebsleiter abhängig machten. Im größten Theil Europas — in den deutjchen 
Staaten, in Oeſterreich, in Frankreich, in Skandinavien und in Stalien — beitand die 
aus dem Mittelalter überflommene Zunftverfaffung zu Redt. Ihr Wejen war das 
folgende. 

Die Zunft oder Innung (Gilde, Bruderichaft) war eine auf Grund öffentlichen 
Rechts organifirte Verbindung von Gemwerbetreibenden zur Förderung ihrer wirth— 
Ichaftlihen Sntereifen mit dem Recht, unter der Autorität und Oberaufſicht der Stadt- 
obrigfeit, des Grundherrn oder (in fpäterer Zeit, namentlich aber in England und 
Frankreich) des Landesfürſten die Angelegenheiten ihres Gemerbe3 jelbitändig zu 
regeln. Dieſe gemerbepolizeilihen Befugniffe geben der Zunft ihre gejchichtliche 
Bedeutung. Daneben verfolgte fie gefellige, religiöfe, Unterjtüßungszivede, und es 
it ſehr wahricheinlich, daß gerade ihr gemwerbepolitiicher Charafter erjt zur Zeit ihrer 
Blüthe vollfommen ausgebildet wurde. Die Zünfte entjtehen in England und Frank—⸗ 
reih im 11., in Deutichland im 12. Jahrhundert und haben hier ihre Blüthe im 14. 
und 15. Jahrhundert erreiht. Während fie uriprünglic die DOrganijation einer 
niedrigeren Geſellſchaftsklaſſe barftellten, die als Arbeiterflaffe den befißenden und 
herrichenden Geſchlechtern der ftädtiihen Bürger, den Patriziern, nicht ebenbürtig 
und am Stadtregiment nicht betheiligt war, ändert fich die3 mit ihrer zunehmenden 
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Bedeutung. Sie erlangen mit dem 14. Jahrhundert Einfluß auf die Stadtverwaltung, 
wodurch natürlich ihre gewerbepolitiiche Macht gejteigert wurde und die Zunft zum 
allgemeinen Vorbild zwedmäßiger Drganifation auch für andere Berufe (Lehrer, 
Aerzte u. |. m.) wurde. 

Die Zünfte waren alfo lokale Selbitverwaltungsförper der einzelnen Gewerbe. 
Das Maß der ihnen eingeräumten Rechte und der von ihnen geforderten Pflichten 
war nach Zeit und Ort verihieden. Der ihnen zu Grunde liegende Gedanfe mar 
urfprünglih Wahrung der Intereſſen der Produzenten unter dem Gefichtäpunft an- 
gemefjener Bertheilung der von den Konjumenten ertheilten Aufträge und Wahrung 
des Intereſſes der Konfumenten auf Leiftung guter Arbeit. So mar die Zunft 
urjprünglic nicht blos Intereſſentenverband, jondern zugleich ein Organ der öffent- 
fihen Verwaltung. In fie waren Meifter, Gefellen und Lehrlinge eingegliedert; die 
Meifter allein al3 vollberechtigte Mitglieder. Um Meifter zu werden, d.h. einen felb- 
ftändigen Gemerbebetrieb ausüben zu fünnen, mußte man Mitglied der Zunft fein, aber 
zugleich den Nachweis der Befähigung in moraliiher und techniſcher Hinficht erbracht 
haben. E3 wurde eine bejtimmte Lehrzeit, eine beitimmte Dienftzeit als Geſelle, die 
Erfüllung der Wanderpflicht und meiftens auch die Lieferung eines Probeftüdes (Meifter- 
prüfung) gefordert. Jeder Zunft waren bejtimmte gewerbliche Arbeiten als ihr ſpe— 
zifiſches Wroduftionsgebiet zugemielen, die auszuführen fie allein daS Recht Hatte. 
Innerhalb des Stadtgebietes war fie vor fremder Konkurrenz geſchützt, es galt als das 
ihr übermwiejene Abjabgebiet. Zahlreiche Betriebsbeichränfungen zwangen den einzelnen 
Zunftgenofjen, feine Produftion in bejtimmten Grenzen zu halten. Man ftrebte da- 
durch aber nicht nur nach Hintanhaltung von Großbetrieben, melche das Einfommen 
der anderen Zunftgenoffen ſchmälerten, fondern auch nad) möglichiter Gleichhaltung 
der Produftionskoften, um dem Meifter feine Eriftenz zu fihern und das Aufkommen 
von Ungleichheiten Hintanzuhalten. Sp waren die Bejchaffenheit des NRohmateriales, 
da3 verwendet merden durfte, die Art des Verfahrens und aud die Preife der 
Produfte geregelt. Alle diefe Vorichriften waren zugleich im Intereſſe der Kon— 
jumenten gemacht, denen man die Sicherung guter und den Produftionsbedingungen 
entiprechend billiger Produktionen gewähren mußte, nachdem man den Zunftangehö- 
rigen durch das ausfchliegliche Produftionsreht und das ausſchließliche Abjabgebiet 
eine rechtlihe Monopolitellung eingeräumt hatte. Es iſt natürlich, daß dieſer feiten 
Ordnung der Meilterrechte und Meifterpflihten ein tmohlgeregeltes Lehrlings- und 
Geſellenweſen zur Ceite fland, jo daß das Nrbeitsverhältniß auf der Grundlage einer 
öffentlihden Rechtsordnung fußte. 

2. Es iſt zmweifellos, daß die Zünfte als ein Organ zur Regelung der Produftion, 
des Abſatzes und der Bedarfsbesriedigung innerhalb eines Iofalen Gebietes durch Jahr- 
hunderte gut funftionivt haben. Solange der Verkehr gering und das Produftion- 
und Abſatzgebiet gut zu überfchauen war, erfüllten fie ihre Aufgabe, einen gleich- 
mäßigen und feſten Abja durch geregelte Produktion zu befriedigen und dadurd) 
den Produzenten jelhft ein ausreichendes Einfommen zu fihern. Mllerdings gilt dies 
auch für die Blüthezeit der Zünfte nur für jene Gewerbe, melde in den großen, 
reihen Städten mirften. Ein Mllpeilmittel für die mwirthichaftlihe Noth waren jie 
nicht, und fie Haben namentlid) auch nicht vermocht, die Vermögensunterjchiede unter 
den gleihen Handmwerfern aufzuheben. Doch Haben fie immer durch genofjenichaft- 
fihe Einrichtungen und Unterftüßungen auch den Schwächeren geholfen. Aber mit der 
Ausbildung der Territorien und Staaten, der Entwidlung de3 Handels, dem Entftehen 
neuer Gemerb3arten und Technifen, der Entftehung einer Produktion für den Abja 
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in die Ferne, für den jchwanfenden unbefannten Markt wurden die mit ihnen ver- 
bundenen Schranken ftörend empfunden. Wohl erhielt fi) noch die Form; aber feit 
dem 16. Jahrhundert hörten die guten Seiten der Zunft zu wirken auf, während die 
monopoliltiihen und die Produktion bejchränfenden Tendenzen zu immer jtärferer und 
unter den neuen Berhältnillen verderblicher Wirkung gelangten. Die Aufgabe einer 
öffentlihen Verwaltung der gewerblichen Produktion zu gemeinfamem Nußen der Pro— 
duzenten und Slonfumenten ging verloren, und es blieb nur das Beltreben, den Zunft- 
zwang in jeder Richtung zur Förderung der Intereſſen der Meifter auszunügen. Die 
Mittel, welche vordem der Sicherung eines tüchtigen Nachwuchſes und der Gewähr 
tadellofer Produktion gedient Hatten, murden nun dazu verwendet, die Meifterichaft 
für die Familien der früheren Meifter zu erhalten, Auswärtige von der Zunft aus- 
zufchließen, die Zahl der Meifter zu beichränfen, jeden Konkurrenten ohne Rüchkſicht 
auf die Konfumenten zu verdrängen. Seit dem 16. Jahrhundert find in Deutichland 
die Klagen über „Handmwerfsmißbräuche" in den Städten, in den Territorialftaaten 
und auf dem Reichstag ftändig zu vemehmen. 

3. Die Folge dieſer Entwicklung war, daß die politiihen Gemwalten das ihnen zu— 
ftehende Auflichtsrecht über die Zünfte und ihre Pflicht zur Fürſorge für die öffent- 
lichen Intereſſen ftärfer zu fühlen begannen und eine doppelte Bewegung plabgriff: 
einestheil3 eine Beichränfung des Gelbjtverwaltungsrecht3 der Zünfte, indem an Stelle 
des genofjenichaftlichen Zunftrechts das jtaatliche Recht trat, anderentheil3 die Ent- 
twidlung eines neuen von dem Zunftrecht ganz unabhängigen Gewerberechts durch Ge— 
ftattung gewerblicher Betriebe außerhalb der Zunft. Allgemein hat fich bereits im 
18. Sahrhundert die Anſchauung Geltung verjchafft, daß alle Zunftrehte nur vom 
GStaate abgeleitet find und daher auch von ihm wieder aufgehoben und abgeändert 
werden fönnen (Reichsichluß von 1731 in Deutichland, Handmerferpatente von 1731 
und 1732 in Defterreich). Ueberall wird von diefem Recht Gebrauch gemadjt. Die Zunft- 
gericht3barfeit wird aufgehoben oder auf unbedeutende Thatbeftände eingeſchränkt; die 
Bedingungen der Lehrlingsbildung, der Gefellen- und Wanderzeit, der Meilterprüfung 
werden vom Gtaate feitgejegt; ſelbſt das Urtheil über die Zulaffung eines Zunftmeiſters 
wird von öffentlihen Beamten gefällt und die Zunft auf die bloße Mitwirfung bei der 
Verleihung des Gewerberechts durch den Staat beichränft. Bleiben jo noch die alten 
BZunftgewerbe in der überfommenen Form bejtehen, fo breitet fi) doch daneben immer 
ftärfer eine Mafje von unzünftigen Gemwerben aus, d. h. von folden, deren Betrieb 
überhaupt nicht von der Zugehörigfeit zu einer Zunft abhängig war, fondern direft auf 
ftaatliher Verleiyung (Konzeſſion) beruhte. Auch innerhalb der Zunftgewerbe hat 
der Staat das bereit3 früher von den politischen Obrigfeiten geübte Recht in Anjprud) 
genommen, auch ſolchen Perjonen das Recht zum Gewerbebetrieb zu verleihen, melde 
die zünftlerischen Vorbedingungen nicht erfüllt Hatten, fogenannte Freimeiſter, in 
Deiterreich Hofbefreite, Schubdefreter genannt. Eine wichtige Neuerung ift das Auf 
fommen der Fabriken. Techniſche Neuerungen, vor Allen aber die Zunahme des 
auswärtigen Handels, die vom Staate fchon im Intereſſe feiner Finanzen gefördert 
wurde, auch die Zunahme der Bevölferung führten dazu, daß man im 18. Jahr- 
hundert überall die neu auffommenden großen, mit mechaniſchen Kräften und einer 
bedeutenden Zahl von Arbeitern arbeitenden Betriebe unterjtüßte und anlodte, wo 
fie nod) nicht vorhanden waren. Ferner gab es eine große Zahl von Heimeren Ge- 
werben, welche niemals in die Zunftordnung eingereiht gewejen waren, freie Ge— 
werbe, deren Betrieb man gleichjall3 Jedermann geitattete, ohne dag erit eine behörd- 
Ihe Genehmigung in Aniprud genommen werden mußte. Nicht unwichtig für Die 
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Entwicklung der gewerblichen Produftion war ferner im 18. Jahrhundert die vornehm- 
ih auf dem Lande anfällige Hausinduftrie, die von Fapitalsfräftigen Händlern 
organilirt war und einen in feine der früheren Formen eingereihten Gemerbebetrieb 
darftellte, der gleichfalls in größerem oder geringerem Grad einer ftaatlihen Ordnung 
unterworfen mar. 

So beitanden im 18. Jahrhundert neben der alten ſcharf ausgeprägten, äußerlich 
lichtbariten Form der Gemwerbeverfaflung, den Zünften, melde den großen Stod der 
älteiten und befanntejten Gewerbe umfaßten, noch vielfach andere Formen, deren Ab— 
grenzung oft jchrwierig, deren verwaltungsrechtlihe Regelung feineswegs ohne Willfür 
war; auf dem ganzen Gebiete aber jtand unzweifelhaft die ordnnende ftaatliche Gemalt 
al3 anerfannte Macht da, der jedes individuelle Recht der Gemerbetreibenden unter- 
geordnet mar. 

Literatur: Rofcher, Syitem Bd. III S. 787ff.; Maſcher, Das deutihe Gewerbeweſen 
bon der früheften Zeit bis auf die Gegenwart, 1866; Schönberg in feinem Handbuch, Bd. III; 
derfelbe, Zur mirthichaftlihen Bedeutung des deutichen Zunftweſens im Mittelalter, im 
J. f.N. 1867; Stieda, Entitehung des deutfchen Zunftwejens in Jahrb. f. N. 1876; derſelbe, 
Art. Zunftwejen im Hdm. d. Stw.; Schmoller, Straßburg zur Zeit der Zunftlämpfe, 1875; 
derjelbe, Straßburger Tucher- und Weberzunft, 1879. Für Defterreih: Eulenburg, Das 
Wiener Zunftwejen (Ztſchr. f. Sozial- und Wirthichaftsgeichichte, 2. Bd.); Rizzi, Das öfter- 
reich. Gewerbe im Zeitalter des Merkantilismus (Ztfehr. f. Volksw. 1903); Adler, Die An- 
fänge der merkantiliftiichen Gemwerbepolitif in Defterreich, 1903, Pribram, Geſch. d. öfterreid). 
Gemerbepolitit von 1740—1860, 1. Bd., 1907. 


2, Der Nebergang zur Gewwerbefreiheit. 


8 36. 1. Die ftaatlihe Gemwerbeauflicht, welche nad und nad) an die Stelle zünft- 
leriicher Selbitverwaltung getreten war, ruhte im Wejentlihen doch noch auf dem 
gleichen Grundgedanken wie diefe, auf dem der Nothmendigfeit einer öffentlichen Für- 
jorge für die Zahl und Bertheilung der Gewerbe, für die Regelung des Betriebes 
und für die Bedingungen zum Antritt. Was früher die Zunftpolitif für ihren ſtäd— 
tiihen Bereich angeitrebt und zeitweilig ja auch erreicht Hatte, jollte nach den Grund— 
lägen der merkantiliſtiſchen Politik der Staat für feinen großen Wirthichaftsbereidh 
anftreben. Es werden daher an den mwirthichaftlihen Grundlagen der Yunftver- 
faflung weder in Deutichland noch in Oeſterreich einjchneidende Aenderungen vor— 
genommen. Nur die Autonomie der Zünfte wird befeitigt, und wenn aud) die 
Aufhebung der Zünfte felbit hier wie dort Schon ſeit dem Ende des 17. Sahrhunderts 
erwogen wird, iſt fie doch nicht erfolgt. Man fucht einzelnen Mißbräuchen, namentlid) 
dem der Beihhränfung der Zahl der Meifter, mit den ftaatlihen Machtmitteln ent- 
geaenzuarbeiten, läßt aber doch das Zunftwejen als Grundlage des Vermaltungsrechtes 
der Hauptmafje der Gewerbe und damit die in jenem Weſen liegenden Bejchrän- 
tungen bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts beftehen. Nur England und Frankreich 
haben fich früher davon befreit. 

sn England it bereits im 18. Jahrhundert die Großinduftrie und die für Die 
Ausfuhr arbeitende Anduftrie zu bedeutender Entwidlung gelangt. Die Erfindungen 
auf dem Gebiete der Eifen- und Tertilinduftrie (1768 erfte mechanische Spinnmaſchine 
von Arkwright, 1787 erſter mechaniſcher Webſtuhl von Cartwright) warfen alle 
früheren Betriebsbefchränfungen über den Haufen. Die Anwendung der Dampffcaft 
jeit 1789/90 durch) James Watt hat die Leiftungsfähigfeit der engliichen Smöuftrie 
ungeheuer gehoben. So Hatte ſich die Duantität der nach England eingeführten 
Baumtmolle in den erften fünfzig Jahren des 18. Jahrhunderts zwar verdoppelt, der 
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Erport an Baummollwaaren nicht ganz verdoppelt. In den zwanzig legten Kahren 
aber Hatte fi) die Einfuhr veradhtfaht und mar die Ausfuhr auf das Fünfzehn- 
einhalbfache geitiegen. In einem feit 1688 jelten unterbrochenen fiegreihen Kampfe mit 
Frankreich hatte England feine wirthſchaftliche Herrſchaft über alle Erdtheile aus- 
gebreitet; jeit 1770 war es für die Ernährung feiner Bevölkerung auf Getreweeinfuhr 
angewiejen. Syn einer foldhen Lage war eine ftaatliche Regelung der gewerblihen Pro— 
duftion weder nöthig noch durchführbar, weil die mwichtigite Vorausſetzung für eine 
folhe Regelung und Ordnung der Produktion nad) den Abfabbedingungen vom Staate 
nicht mehr zu beherrihen war, und ein auf die Ausfuhr angermiejener Staat durch 
jede Beſchränkung feiner Produktion fich felbft ſchädigt. In Frankreich) waren die Be- 
dingungen wohl nit ganz gleichartig. Allerdings hatte hier die Politik Colbert’3 
(1660—1684) — pofitive Förderung und ftaatlihe Ordnung aller die Induſtrie unter- 
ftügenden Einrihtungen — einen großen Aufſchwung herbeigeführt und ihr auf vielen 
Gebieten eine das Ausland überragende Stellung verſchafft. Seine Nachfolger aber 
haben jein Werk nicht in gleihem Geiſt fortgeführt, und unter ihnen ift Frankreichs 
Welthandelsitellung durch den VBerluft der nordamerifanifhen und afiatiihen Kolo- 
nien an England ftark beeinträchtigt worden. Um fo fühlbarer aber madhte ſich die 
Schhattenjeite der Colbert'ſchen Politik, twelche geblieben war: ein entmwideltes Syſtem 
ftaatliher Bevormundung des geierblichen Betriebes, feiner Organijation, feiner 
Technik und feines wirthſchaftlichen Verkehrs. Die bureaufratiihe Handhabung dieſer 
Borihriften wurde unerträglid, und auch in Frankreich) war daher der Boden vor— 
bereitet, auf dem die von den Philoſophen beeinflußten Lehren der Phyſiokraten 
und des Adam Smith von den volfswirthichaftlichen Segnungen der Gewerbefreiheit 
gedeihen konnten. Bon diejen beiden Staaten ging daher die Nenderung der Gemerbe- 
verfaſſung aus. 

2. In England blieben formell die Zünfte und älteren Beichränfungen des Gewerbe— 
betriebes bis in das 19. Jahrhundert beitehen. So murde erit 1814 ein das Arbeits- 
verhältniß regelndes Gele vom Jahre 1562 aufgehoben. Die gewerblichen Borrechte 
der Zünfte wurden erjt 1835 abgefhafft. Thatſächlich waren beide Geſetze mit zahl- 
reihen anderen Vorſchriften fchon ange objolet geworden. Auf neu erjtandene In— 
duftrien hatte man fie fchon im 18. Sahrhundert nicht mehr angewendet, und man 
ließ e3 geſchehen, wenn fie auch bei jenen Betrieben nicht angewendet wurden, für 
welche fie feiner Zeit erlaffen worden waren. Der Großbetrieb hatte ſich ſchon im 
18. Jahrhundert ungehindert entfalten können, und fo ift für England nicht ein be- 
ftimmter Zeitpunft anzugeben, in dem feine Gemwerbeverfaffung aus dem YZuftande der 
Gebundenheit in den der Gemwerbefreiheit überging. In Frankreich hatte Turgot 
1776 den Verſuch gemacht, mit einem Schlage die Gemerbefreiheit einzuführen. Nur 
die Gewerbe der Barbiere, Apotheker, Goldfchmiede, Buchdruder und Buchhändler 
folften bejonder3 geregelt werden; alle übrigen Gewerbe follten von Jedermann frei 
betrieben werden fünnen. Dieſes Edift murde allerdings niemal3 ausgeführt und 
Zurgot felbft verlor über diefem Verſuch feine Minifterfchaft; aber jeine Nachfolger 
führten bereit3 mancherlei Milderungen der bisherigen gemerbepolitiichen Praxis ein, 
und in der ftürmifhen Bewegung der Revolutionzzeit wurden die legten Schranken 
niedergeriſſen. Ein Gefe vom 2./17. März 1791 hob die Zünfte auf und gab den 
Gewerbebetrieb vom 1. April 1791 ab frei. Der Antritt des Gewerbes wurde nur 
von der Löfung eines Gewerbefcheins abhängig gemadt, der Jedem ausgefolgt werden 
mußte, der bie darauf feftgefeßte Abgabe bezahlte. Der Betrieb wurde vollitändig 
freigegeben. Nur für die Apotheker und Droguenhändler wurden bejondere Beltim- 
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mungen erlajjen, und die Goldſchmiede mußten jich eine polizeiliche Ueberprüfung ihrer 
Metalle gefallen laffen. Einige Jahre ſpäter, 1800 und 1802, wurden aud) die Fleifcher 
und Bäder wieder einer obrigfeitlihen Kontrole unterworfen. 

3. In den übrigen Staaten Europas erfolgte die Aufhebung der älteren Gemerbe- 
verfaffung, ſoweit fie nicht unter den Einfluß der franzöſiſchen Gejeßgebung kamen, 
wie Belgien, Holland, Stalien, einzelne Theile Deutichlands, in viel ſpäterer Zeit; ins— 
befondere in Oeſterreich und Deutſchland murde die Gemerbefreiheit formell erft im 
Ssahre 1859, bezw. 1869 eingeführt. Die wirthichaftlihe Entwidlung war. hier nicht 
jo weit vorgeichritten wie in den meftlihen Staaten, und die Reglementirung hat 
namentlich in Defterreich niemals einen fo lältigen und mit den Bedürfniflen des Ver- 
fehr3 jo in Wideripruch tretenden Charakter angenommen mie in Franfreih. Natürlich 
wurden die Hemmungen und Beichränfungen, welche von der Zunftverfaffung und 
ftaatlihen Ordnung unzertrennlid find, auch hier empfunden: die unnatürliche Ab— 
grenzung der Gewerbe, die Erichwerung des Uebertrittes von einem Gemerbe zu einem 
anderen, die Beichränfung der Meifterrechte auf jolche, welche gemwilje formale Erforder- 
nilje nachweilen konnten (Lehrdienit, Wanderjahre, Meilterprüfung), die Beichränfung 
in der Auswahl der Arbeitskräfte u. |. m., mie andererjeit3 das Willfürlihe in den 
zahlreichen von ſolchen Vorjchriften beftehenden Ausnahmen zu Gunften der unzünftigen 
Gemerbe, der Freimeifter und der Fabriken; aber eine jtarfe öffentlihe Meinung zu 
Gunften der Gemwerbefreiheit beitand dennoch nicht. Vielfach gewinnt man den Eindrud, 
daß es fait mehr ein Bedürfniß der ftaatlihen Verwaltung felbjt war, die Gewerbe— 
freiheit herbeizuführen, theil3 aus der überlegenen Erfenntnig des Werthes, den ie 
für die produktive Entwidlung der Volkswirthſchaft Haben mußte, theils um ſich durch 
ein einfaches und Hares Syitem der Gewerbeordnung aus dem Wirrjale, das im Laufe 
der Zeit entitanden war, zu befreien. So hat die preußilche Staatövermaltung durd) 
eine Geichäftsinitruftion für die Regierungen vom 26. Dez. 1808 die Gemwerbefreiheit 
im Prinzip anerfannt, durch das Edift über die Einführung einer allgemeinen Ge— 
mwerbejteuer vom 2. Nov. 1810 und über die Wolizeiwerhältnile der Gemerbe vom 
7. Sept. 1811 durchgeführt; aber al3 durch die Gewerbeorönungen vom 17. Juni 1845 
und 9. Febr. 1849 dieje Gewerbefreiheit wieder eingeſchränkt, Innungen mit verwaltungs- 
rechtlihen Befugniſſen eingejebßt wurden und von Neuem der Befähigungsnachmeis 
mit Meilterprüfung verlangt wurde, erhob ſich fein Widerftand der Bevölferung, der 
die Ausführung dieſes Geſetzes unmöglich gemacht hätte. — In Oeſterreich Hat man 
in den Kreiſen der Verwaltung wiederholt — jo 1821 und 1835 — den Verſuch einer 
Reform des Gewerberechts im Sinne der Gemwerbefreiheit gemacht, und wenn er aud) 
nicht verwirfliht wurde, jo wurde jedenfalls in diefem Sinne die Verwaltung des 
Gewerbeweſens gehandhabt. Erit als auch Hier die Volkswirthſchaft ſich in größeren 
Verhältniſſen zu bewegen anfing, nachdem in Deutichland durch den Bollverein 1835, 
in Dejterreih durch die Aufhebung der Prohibitivzölle 1850 und der Zölle gegen 
Ungarn 1851 ein größeres Wirthichaftsgebiet entitanden war, als durch Eilenbahnen, 
Dampfſchiffe und Telegraphen die lofalen Wirthichaftsfreiie gefprengt wurden und die 
Fortichritte der Technik und Chemie auch hier neue Unternehmungen in’s Xeben treten 
ließen, fonnten diefe Tendenzen verwirfliht werden. Nun entwidelte fih auch in 
Deutichland und Defterreih ein Bedürfniß nach größeren Unternehmungen, nach großen 
Kreditinitituten, welche ihnen zur Seite ftehen konnten, nach einheitlihen Verkehrs— 
untrumenten in Geld, Maß und Gewicht, und diejes Ausdehnungsbeitreben der pro- 
duftiven Kräfte der Volfswirthichaft forderte ein Gewerberecht, welches die individuelle 
Thätigfeit nicht unterband. Von diefer Strömung getragen fonnten dann die öjter- 
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reichiiche Gewerbeordnung vom 20. Dez. 1859, die zahlreichen Gewerbegeſetze der ein- 
zelnen deutichen Staaten zwiſchen 1860 und 1866 und endlich die Gemerbeordnung 
de3 Norbdeutihen Bundes vom 21. Juni 1869, welche vom Deutſchen Reiche über- 
nommen wurde, die Gemerbefteiheit verwirklichen. 

4. Man iſt gewöhnt, mit Rüdficht auf die formelle Sanftionirung, welche das Prinzip 
der Gemerbefreiheit durch dieje Geſetze erhalten Hat, jene Wirkungen von hier ab zu 
verfolgen und die eigenthümlichen Erſcheinungen des Wirthichaftslebeng feit den ſechsziger 
Sahren als „Folgen der Gewerbefreiheit“ zu betrachten. In Wirklichkeit ift die An- 
erfennung der Gewerbefteiheit durch jene Gelege nur eine Anerkennung von That- 
lachen, welche ſich allmählich entwidelt Hatten. Die alten Gemwerbeordnungen waren in 
Wirklichkeit in Deutichland mie in Oeſterreich ſchon lange objolet geworben, neue ge- 
werbliche Betriebsformen, Handels- und PVerfehrsunternehfmungen, für melche feine 
Zunftordnung paßte, hatten ſchon vorher beitanden, die Anwendung älterer Rechts— 
borichriften war unmöglich geworden, die Menichen waren ihnen innerlich) und mit 
den Bedingungen ihres Schaffens entfremdet. Co haben jene Geſetze nicht die Gemerbe- 
freiheit geichaffen, jondern einen Zuſtand, der ſich ohne oder gegen die Geſetze entridelt 
hatte, rechtlich anerkannt. Natürlich bildet aber ein folder Akt der Gefebgebung, der 
ein im Bemußtlein der Menſchen und in ihren praftiihen Bedürfnifien murzelndes 
Prinzip feierlich zum Ausdrud bringt, ein ftarfes Förderungsmittel für feine Verbreitung. 

Ueberall da, wo Gemerbefreiheit beiteht, finden bejtimmte allgemeine Grundfäße 
Anwendung. Dieſe find: 1. die gleiche Rechtsfähigkeit aller Perſonen in Bezug auf 
den Gemerbebetrieb, aljo die Gleichheit von Perſonen männlichen und meiblichen 
Geſchlechts, von Volle und Minderjährigen, von phyfiihen und juriftiichen Perſonen, 
von Gemeindeangehörigen und Gemeindefremden, von Staatsangehörigen und Aus- 
ländern, von Angehörigen der verichiedenen Neligionsbefenntniffe; 2. die volle Berech- 
tigung, den Ort, den Umfang und die Art des Betriebes nach eigenem Ermeijen zu be- 
ftimmen; es beiteht darnach fein Unterſchied zwiſchen einem Betrieb in der Stadt oder 
auf dem Lande; der Gemwerbeinhaber fanrı beliebig viele Betriebe gleicher oder ver- 
Ihiedener Art und ebenſo verjchiedene Betriebsitätten beſitzen; er kann felhftgefertigte 
oder angelaufte Waare feilhalten und verkaufen; 3. die Freiheit in der Preisbeitimmung 
für Produfte mie für gewerbliche Leitungen; 4. die Aufnahme und Entlafjung der 
Hilfsarbeiter in der Form privatredhtliher Verträge. Aufgehoben find im Syſtem der 
Gewerbefreiheit alle Zwangs- und Bannredhte, alle Zwangskorporationen und dadurd) 
natürlich auch ſolche früher ihnen zugejtandenen Verwaltungsbefugniſſe, die Nach» 
weiſung beitimmter Befähigung oder bejtimmten Vermögensbefites. Dagegen läßt die 
Gewerbefreiheit die Zufammenlegung von Kapitaltien oder Arbeitskräften in den rechtlid) 
zuläfligen Formen ungehindert vor fich gehen. Es ift aber nicht mehr zuläflig, einzelne 
Korporationen mit Privilegien auszuftatten und die Errichtung von Erwerbsgeſellſchaften 
an ftaatlihe Genehmigung zu binden. 

5. Bon biefen allgemeinen Grundfäßen beftehen aber überall Ausnahmen, Die 
bald mehr, bald weniger mweitgehen. So find gewiſſe Gemerbe an die Verleihung 
dur) die Behörde — Konzeffion — gebunden, wie Schaufpielunternehmungen, Gaſt— 
wirthichaften, Pfandleihgewerbe u. |. wm. Für manche Gewerbe wird der Nachweis der 
Befähigung gefordert: für Edhiffer, für Apothefer, für Baumeifter u. dgl. In allen 
Staaten wird die Anlage und der Betrieb der Gewerbe ftaatlicherjeitS übertwadht, um 
Schädigungen der Gefundheit oder des Eigenthums der Nachbarn hintanzuhalten. Aus 
diefen Gründen mwerden auch Borichriften über die Art des Betriebes erlaſſen. Be— 
fonderen Beichränfungen werden überall die Gewerbebetriebe int Umherziehen unter- 
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worfen, und in manchen Fällen erfolgen Breisfirirungen für Produkte oder Leiftungen; 
fo bei Bädern, Fleiſchern, Lohnfuhrwerken. Endlich iſt der Arbeitövertrag vielfach 
ftaatlich geordnet. Das Prinzip der Gemerbefreiheit bedeutet darnach nicht abjolute 
individuelle Freiheit, Sondern nur individuelle Freiheit innerhalb der jtaatlih anerkannten 
Grenzen. Wie meit oder wie enge dieje zu ftellen find, in welchen Richtungen der 
Staat auf die Benußung der individuellen Freiheit Einfluß nehmen ſoll, das bildet 
den S$nhalt der jtaatlichen Gemwerbepolitif, ſoweit diefelbe die Organijation der Gemerbe 
betrifft. Die Vertheilung von Kapital und Arbeit auf die einzelnen Produftionsgruppen, 
die Wahl der Käufer und Berkäufer, der Arbeiter und Arbeitgeber bleibt den Einzelnen 
überlaffen. Das ift das enticheidende Kennzeichen der freien Gemerbeverfaffung. 

In neuerer Zeit ift dieje freie Gemerbeverfaflung in zwei Richtungen durch grund» 
lägliche Abbiegungen des Prinzips der Gemerbefreiheit eingeichränft worden, durch 
befondere Beftimmungen betreffend die Verfaffung des Handwerks (Kleingemerbe) 
und durch die Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 

Es ift erfichtlih, daß die Formen der Gebundenheit im Gewerbe viel weniger vollitändig 
überwunden find al3 in der Landwirthſchaft. Dieſe Hat zwar die ältere gebundene Wirth 
Ihaftsverfaffung viel länger feitgehalten al3 das Gewerbe, aber dafür um fo radifaler abge- 
ftreift. Der weſentlichſte Grund dafür liegt darin, daß es fich in der Landwirthſchaft um ein- 
fache und gleichartige Beziehungen von Perjonen und mwirthichaftliden Bedürfniffen Handelt, 
während die Gewerbebetriebe viel mannigfaltiger, mwechjelnder in ihrer Einwirkung auf Die 
beichäftigten Perſonen und ihre Umgebung, in der Beziehung zum fonfumirenden Publikum 
viel fompfizirter find. Deßhalb kann man auch im Syſtem der Gemwerbefreiheit nidht umhin, 
ein befonderes Gewerberecht aufzuftellen, d.h. eine jelbftändige rechtlihe Ordnung der Bedin- 
gungen, unter denen ein Gewerbe angetreten und betrieben wird, und die für den Verkehr mit 
dem Publikum und für die Ordnung des Arbeitsverhältniffes gelten follen. Einer volllommenen 
Durhführung des Prinzips der Gemwerbefreiheit entipräche es, in allen diejen Beziehungen nur 
die Normen des allgemeinen bürgerlichen Rechtes oder des Handelsrechtes gelten zu laſſen. That» 
lähhlih finden aber immer eine Reihe von Sondervorichriften Platz, welche dann den Inhalt 
bejonderer Gemwerbeordnungen ausmachen. Da mo diefe Gemwerbeordnungen das allge- 
meine Recht der Gemerbebetriebe enthalten, ift es natürlih von Wichtigkeit feitzuftellen, was 
begrifflich al$ Gemwerbe anzujehen ift. Das Wort „Gewerbe“ mwird aber in einem verſchiedenen 
Sinne angewendet. Im Gegenſatz zur Urproduftion bedeutet e3 Verarbeitung oder Veredelung 
des Rohſtoffes und ſchließt darnach nicht nur die Urproduftion, fondern auch den Handel, die Ver- 
jiherung, die perſönliche Dienftleiftung influfive der Verfehröunternehmungen aus. Sn einem 
weiteren Sinne wird es aber als gleichbedeutend gebraucht mit Erwerb und bedeutet darnad) 
jede freie erwerbsmwirthichaftliche TIhätigfeit. In einem engften Sinne endlich wird darunter 
nur ein Theil der Stoff verarbeitenden Unternehmungen verftanden und zwar derjenige, der 
dies in den Formen des Stleinbetrieb3 thut, fo daß das Gewerbe dann in biefem Sinne mit 
Kleingewerbe zufammenfällt. 

Die deutſche Gewerbeordnung verfteht unter Gemerbe außer den eigentlichen Stoff 
verarbeitenden Gemwerben auch die Handelögemwerbe, die Verfehrsgewerbe und gewiſſe Dar- 
bietungen von perjönlichen Zeiftungen (Schauftellungen, Fünftlerifhe Darbietungen, bei denen 
ein höheres Intereſſe nicht obmwaltet und Anderes). Doc fcheidet fie wieder gemilje Unter- 
nehmungen aus, die nach diejer allgemeinen Abgrenzung der Gemerbeordnung zu unteritellen 
wären (Apotheker, Eifenbahnunternehmungen, Ertheilung von Unterricht). (8 6 der Reich? 
gewerbeordnung vom 21. Juni 1869.) Die öfterreihiihe Gewerbeordnung vom 20. Dez. 
1859 bezieht fih auf alle nicht ausdrüdlich ausgenommenen gemwerbsmäßig betriebenen Be- 
Ihäftigungen. Ausgenommen find die landmwirthichaftlide Produktion, der Bergbau, die 
literarijche Thätigfeit, die Ausübung jchöner Künfte, die liberalen Berufe, die Kredit- und 
Berjiherungsunternehmungen, Eiſenbahn- und Dampfichiffahrtsunternehmungen, die Haus 
induftrie, gemwöhnlihe Taglöhnerarbeit (Art. 4 und 5 des Kundmadhungspatentes, Ge]. v. 
15. März 1883). 

Wir Haben im Folgenden ftet3 daS Gemerbe al3 Gegenja zur Urproduftion (Landwirth- 
Ihaft und Forſtwirthſchaft), die Rohſtoff verarbeitende Thätigfeit im Sinne. 

Literatur: Roſcher, Syitem 85. III 2. Abt., 7. u. 8. Kap.; Schönberg in feinem Hdb. 
Bd. II 1 S. 481; Maſcher, Deutjches Gewerbeweſen S. 481ff.; Stieda, Art. Zunftwejen 
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im Hdw. db. Stw. Weber die Entwidlung der Gewerbefreiheit in England: Held, 2 Bücher 
zur fozialen Geſchichte Englands, 1881; Brentano, Mrbeitergilden der Gegenmart, 1872. 
Ueber die franzöſiſche Entwidlung: FZarnam, Die innere franzöfifche Gemerbepolitit von Col- 
bert bis Turgot, 1878. Für Deutichland: Kaizl, Der Kampf um bie Gewerbereform und 
Gemerbeftreiheit in Bayern von 1799 bi 1868, Leipzig 1879; Schmoller, Tas brandenburg- 
preußiſche Innungsweſen von 1640 bis 1806 in „Forſchungen zur brandenburg-preußifchen 
Geſchichte“ Bd. JI; v. Rohrſcheidt, Vom Zunftzwang zur Gemerbefreiheit, 1898; Mori 
Meyer, Geſchichte der preußiihen Handmerferpolitil, 2 Bde., 1884—1888; Köhler, Das 
württembergiſche Gewerberecht, 1891; Känede, Die Gemerbepolitif de3 ehemaligen König- 
reih® Hannover, 1892. Für Defterreih: Schmwiedland, Kleingewerbe und Hausinbuftrie in 
Defterreih, 1894; Waentig, Gewerbliche Mittelftandspolitit 1898; Pribram, mie bei $ 35. 


3. Die Aenderungen in der Arbeitsverfaſſung. 


8 37. 1. In zwei Punkten unterjcheidet ſich daS gewerbliche Arbeitsverhältniß der 
Gegenwart von dem der früheren Gemwerbeverfajlung. Im Handwerk, das den größten 
Theil der gewerblichen Arbeiter umfaßt, war das Arbeitöverhältnig bis zu einem ge— 
willen Grade auch ein Pflegeverhältnig. Nicht nur der Lehrling, auch der Geſelle 
lebte im Haus des Meiſters, war der Hausordnung unterworfen, aber auch der Gunft 
und Ungunjt des häuslichen Lebens und der häuslichen Pflege theilhaftig. Auch mo 
ein folches häusliches Zufammenleben nicht vorfam, mar durch die Zunft ein gemiller 
patriarchaliicher Einfluß auf das Leben der Gejellen vorgejehen. Neben diefen Mo- 
menten fommt als zmeiter charakteriftiiher Zug in Betradht die öffentlich-rechtliche 
Drdnung des Arbeitsverhältniljes und der Einfluß der Verwaltung, fei es der Magi- 
ſtratsverwaltung der Städte oder der amtlichen Verwaltung des Staates. Die Pflichten 
des Arbeiter und die Rechte des Arbeitgebers waren nad) vielen Richtungen ihrer 
Willkür entzogen und durch Statut oder Geſetz beitimmt. Insbeſondere waren Arbeits- 
zeit und Arbeitslohn jehr oft autoritativ normirt. Wichtig war es auch für den Ge- 
jellen, daß ihm Häufig ein Unterftüßungsanjprudy gegenüber der Zunft oder dem 
GStaate zuftand. Nur vorihriftsmäßig ausgelernte Arbeiter durften als Gejellen be- 
Ihäftigt werden. Dieje hatten aber auch den Aniprucd auf Arbeiten ihres Gemerbes, 
wo fjolhe vorhanden waren. In den Herbergen der Zunft und aus den Kafjen der 
Gefellen bezogen jie, wenn fie Arbeit fuchten, durch einige Zeit Unterhalt und Wander- 
unterftüßung. So bot die Zunftorganilation den gemerblichen Arbeitern manden 
ſeſten Halt, wofür fie freilich darauf verzichten mußten, durch das Mittel gemeinjamer 
Berabredungen und Einitellung der Arbeit fich Verbefferungen der Arbeitsbedingungen 
zu erzivingen. Sole „Zujammentottungen“ waren unter ftrenge Strafen geftellt. 

Diefe öffentlich-rechtliche Ordnung des Arbeitsverhältnijjes Hat freilich ſehr oft nicht 
jo jehr die Intereſſen der Arbeiter al3 die der Meifter im Auge gehabt, und aud) 
das Unterftügungsmejen funftionirte nicht immer vollfommen. Aber dennoch fonnte 
diefe Art der Ordnung de3 Arbeitsverhältniffes namentlih in den Zeiten aufitreben- 
ben Gemerbebetriebes befriedigen, weil ja das Arbeitsverhältnis von den Gejellen 
nur al3 ein Durchgangsſtadium zur Gelbftändigfeit betrachtet wurde, die man 
nad) zurücdgelegter Lehr- und Gejellenzeit durch Aufnahme al3 Meifter in die Zunft 
erlangte. 

Als ein Beilpiel der öffentlicherechtlihen Ordnung des Arbeitsverhältniſſes diene das in 
England 1562 erlaſſene fog. Elifabeth’jche Lehrlingsgeſetz. Dieſes fehte für die Hauptgemerbe 
feiner Zeit feft, daß, wer als Gejelle arbeiten wolle, vorher fieben Jahre als Lehrling gedient 
haben müſſe. Auf einen Gefellen dürfen nicht mehr als drei LTehrlinge gehalten werden. Für 
jeden meiteren Lehrling mußte auch ein Gefelle mehr eingeftellt werden. Niemand darf einen 
Gejellen auf weniger al3 ein Jahr dingen mit vierteljähriger Kündigung. Die Arbeitäzeit war 
auf 12 Stunden im Sommer, auf die Zeit von Tagesanbrud bis Naht im Winter feſtgeſetzt. 
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Der Lohn foll jährlih von Friedensrichtern und Stadtmagiftrat in der Weile feitgefeßt werden, 
daß er fjowohl in Zeiten des Mangels, als in Zeiten des Meberfluffes ausreichend ſei. Dieje Be- 
hörden entjchieden auch bei Streitigkeiten zwiſchen Meiftern und Xehrlingen und hatten leßtere zu 
ſchützen. Dieſes Geſetz enthielt einen fonzentrirten Ausdrud der Auffaſſung von den Pflichten 
de3 Staates und von der Art, wie man fich die Ordnung des Arbeitsverhältnijjes in früheren 
Sahrhunderten dachte. Es blieb in England bis 1814 in formeller, in der Prazis freilich viel- 
fach durdhhrochener Geltung. Daneben gab e3 viele Spezialgejeße mit Einzelordnungen. Bol. 
Held, 2 Bücher, S. 416ff. In den fontinentalen Staaten finden wir eine ähnliche einheitliche 
gejeglihe Regelung der Arbeiterfrage nicht; aber der Grundgedanke ift derjelbe. Er fommt in 
vielen Spezialgefeben zum Ausdrud. 

2. Neben dem Geſellenthum der zünftleriichen Gemerbe, das im 18. Kahrhundert 
noch immer den Großtheil der gewerblichen, in einem Arbeits- und Dienftverhältnig 
tehenden Perſonen umfaßte, trat gerade in Ddiefer Zeit eine Arbeiterklaſſe hervor, 
deren WUrbeitsverhält einer ſolchen Regelung entbehrte: in den an Zahl und Umfang 
zunehmenden, nicht zünftigen Gemwerben, in den freien Gemwerben, Manufakturen, wie 
man die Zujammenfafjung einer größeren Zahl von Xrbeitern zu nit zünftigen 
&emwerbebetrieb nannte, in den Fabrifen wurden Arbeitskräfte beichäftigt, die nur 
theilmeife als Lehrlinge aufgedungen und Später als Gefellen bejtimmter Gemerbe 
betrachtet wurden. Es entwidelt fich jo außerhalb der BZünfte ein freier Arbeiter- 
Itand, deifen Arbeitsrecht behördlich nicht geregelt war. Man Hilft fi, fo gut man 
fann, es werden beſondere Verordnungen erlaflen, um die Kündigungsfriiten zu 
regeln, das „Entlaufen“ der Hülfsarbeiter, das eigenmädhtige Berlaflen der Arbeit, 
ſowie Verabredungen der Hülfsarbeiter zu hindern, man wendet die Dienjtboten- 
ordnungen auf Arbeiter in ſolchen Betrieben an und macht Berjuche, zu einem Sonder- 
recht für fie zu gelangen, die aber nirgends zu einem Erfolge führen. Wo nicht 
nad) der Natur des Gemerbebetriebes die geichulte Arbeit eines zünftleriichen Gemwerbe- 
betriebes nothmendig mar, wird daher jchon im 18. Jahrhundert das Arbeitsverhältniß 
zu einem rein vertragsmäßigen. Es find die ſchwächſten Perſonen, die in dies 
Urbeitöverhältnig gedrängt werden, Arme, Bettler, Bemafelte, Landſtreicher, Findel- 
finder, unehrlihe Leute und ihr Nachwuchs. Die Fabrikarbeiter diefer Zeit find zu 
einem großen Theil der Bodenja der Bevölkerung, man beachtet ihre Lage nicht, 
ihre Zahl iſt zudem noch nicht überragend. 

Die Arbeitsverfaflung, die fich Hier neben der zünftlerifchen zu entwickeln begann, 
wird mit dem Zurücktreten der Zünfte theils thatſächlich, theils rechtlich immer 
allgemeiner und mit der formellen Erklärung der Gewerbefreiheit tritt ganz all— 
gemein an die Etelle der patriarchaliich-autoritären Ordnung der freie Arbeits- 
vertrag, d.h. die Beziehungen zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern find auf Grund 
de3 zwiſchen ihnen gejchlojlenen Bertrages nach dem allgemeinen bürgerlichen Recht 
zu beurtheilen. Der indiwidualiftiihen Auffaffung der Volkswirthſchaft entſprach e3, 
diefe Verträge als individuelle anzufehen. Ms man im Sahre 1791 in Franfreid) 
Bereinigungen von Arbeitgebern, wie von Arbeitern verbot, erklärte man im Geſetz: 
„Es gibt feine Korporationen mehr im Staate; es gibt nur das Sonderinterefje jedes 
Einzelnen und das gemeine Intereſſe.“ Die günftigen Folgen, die fi) daraus für 
die Volkswirthſchaft ergaben, find nicht unbedeutend. Pie Steigerung und raſche Ver— 
änderung der Produktion finden in der Freiheit des Vertrages und der fi) daraus 
ergebenden höchiten Anſpannung der Wrbeitsfräfte und in der mwillfürlichen Veränderung 
ihrer Zufammenfegung eine mächtige Stüße. Die Freiheit in der Wahl des Arbeit- 
gebers und des Arbeitsortes, die Freizügigfeit, welche mit der Gemerbefreiheit aud) 
für den Arbeiter befteht, ermöglichte e3 ihm, beilere Ermerbögelegenheiten aufzu- 
juhen und führte zu Wanderungen der Arbeiter, die mwieder ein ftarfes Anfteigen 
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der Produktion an gemiljen, von der Natur oder Kultur begünftigten Orten zur 
Folge Hatten, Nun erjt wird die volfsmwirthichaftliche Produktion wirffic) einzig und 
und allein von der Menge vorhandenen Kapital3 und vorhandener Arbeitskraft ab» 
hängig, da alle Unternehmerthätigfeit Kapital und Arbeitskraft dahin ziehen kann, wo 
ie am fruchtbariten verwendet werden können. Damit ift auch eine, im Laufe der 
Zeit jtet3 mwirfjame Tendenz unterjtüßt zur Erhöhung des Antheiles der Arbeit am 
gefammten Nationalproduft, da auf die Dauer bei freier Gemwerbeverfaflung die 
Nachfrage nach Arbeit das Angebot überfteigen wird. Von grundlegender Bedeutung 
iit die Menderung des Wrbeitsverhältnifjes, die durch die Gemerbefreiheit bewirkt 
wurde, endlich noch dadurch geworden, daß durch fie die Gleichberechtigung der 
Arbeiter mit den Arbeitgebern, den Unternehmern, anerfannt worden ift. Für die 
\oziale Stellung der Arbeit ift dadurch eine entfcheidende Aenderung eingetreten. Der 
Unternehmer ift nicht mehr der Herr, der Arbeiter der Diener, beide find vertrags— 
mäßig berechtigt und verpflichtet. Die Gewalt des Unternehmers ift daher auch durch 
den Vertrag begrenzt. 

3. Die Folgen, die aus diefer Ummälzung ſich ergeben haben, find fehr bedeutend 
und werden unten ($ 53f.) noch ausführlicher zu beiprechen fein. Hier fei nur nod) 
daran erinnert, daß die Aufhebung der zahlreichen öffentlichen Ordnungen des ftädti- 
ſchen BerufsrehtS der Bergangenheit die zmwilchen den einzelnen Gruppen von 
Ürbeitern beitehenden Schranfen und ihre Einordnung in beitimmte Arten von 
Stüß- und Hülfsorganifationen (grundherrliche, zünftleriiche, genoffenjchaftliche Unter- 
ftügungspfliht und Zwangszugehörigkeit zu derartigen Drganifationen) aufgehoben 
und die Bildung einer einheitlihen Arbeiterklaſſe erleichtert hat. Das Auf- 
hören der Gebundenheit der Landbevölferung, der autoritativ normirten Dienftpflicht 
der Gejellen, der Beſchränkungen für die Errihtung von Gemwerbebetrieben hat eine 
allgemeine Freizügigfeit nicht nur der Unternehmer, fondern auch der Arbeiter her- 
beigeführt, welche der Entwidlung neuer und großer gewerblicher Unternehmungen, 
dem Wachſen der Bevölferung und insbefondere dem Wahsthum der Städte fehr 
fürderlid) war. In den leßteren aber waren durch die Ungunft der Wohnverhältniffe, 
duch die Koitipieligkeit der Lebenshaltung, durch die ftärfere Lockerung der Familien— 
bande und der Einflüffe genoffenichaftlicher Art (nachbarschaftlichen und Gemeinde 
geijtes) die auf den perjönlichen Lebenzitand des Arbeiter einmwirfenden Folgen des 
Arbeitsverhältnifjes befonders ungünftig. Diefe werden um fo ftärfer empfunden, als 
nicht mehr, wie zur Zeit des Kleinbetriebes, die Arbeitzitellung nur ein Durchgangs- 
ſtadium ilt. Zur Führung einer Unternehmung gehört in der Gegenwart ein Kapital, 
da3 der Arbeiter auch unter günftigen Berhältniffen nicht erfparen kann. Das ge- 
werbliche Arbeitsverhältniß wird fo für die ganze Maſſe der Arbeiter zum dauern— 
den Berufsverhältnis. 

Dieje gewerbliche Arbeiterichaft macht einen immer größer werdenden Brucdhtheil 
der Gejammtbevölferung aus. Insbeſondere in den Städten, wo durch die Anhäufung 
gleichartiger Eriftenzen, durch das gefteigerte geijtige Leben, durch den lebhafteren 
Verkehr, durch Zeitungen, Vereine, VBerfammlungen der Ideenaustauſch lebendiger 
und eindringlicher wird, fommt dieje Lage den Arbeitern zum Bewußtſein und führt 
zu Bemühungen, fi) von ihr zu befreien. So entiteht die Arbeiterfrage zunächſt 
al3 gemwerbliche Arbeiterfrage. Sie umfaßt das ganze Gebiet der Probleme, welche 
durch die Nothmendigfeit der harmonifchen, befriedigenden Eingliederung der Arbeiter- 
Halle in den durch die Gewerbefreiheit geänderten gejellfhaftlihen Organismus ent- 
ſtehen. Es zeigt ſich dabei, daß dieſe Probleme, welche das wirthidhaftliche, geiftige, 
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fittliche, politische Leben eines Großtheild der Bevölkerung umfaſſen, auf das Engfte 
mit dem ganzen Aufbau der Gejellihaft zufammenhängen, jo daß die Arbeiterfrage 
nur einen Theil einer allgemeineren, jozialen Frage bildet. 

Nach der Berufzählung vom 14. Juni 1895 vertheilten fih im Deutfhen Reiche die in 
wirthichaftlihden Berufen Ermerböthätigen auf die unten genannten Berufe und Gtellungen 
im Berufe wie folgt: 

Land- und Forſtwirthſchaft en Handel und Verkehr 





Gelbftändige - » - 2... 2 568 725 2 061 764 843 557 
Angeftellte (Beamte) . . 96 173 263 745 261 907 
Mithelfende Samilienangehörige 1 903 649 56 003 109 933. 
Urbeiter = 2 0- n.E WE % 3 724 145 5 899 708 1123114 

8 292 692 8281 220 2338511 


Bon der Gejammtjumme von 18912423 Erimwerbsthätigen waren demnady 10 746 967, 
das find 56.80), Arbeiter, ein Verhältniß, das fih in den Berufögruppen der Smduftrie aber 
bi3 auf 71.20/, fteigert. 

Sn Defterreich lieferte die Betriebszählung vom 3. Juni 1902 folgendes Ergebnis. Es 
gab in 


Inhaber Beamte (Angeitellte) Arbeiter 
der Land- u. Forſtwirthſchaft . .. 3 424 016 69 951 1 187 296 
den Erzeugungsgemwerben . . . . . 924 910 87 603 2 320 508 
den Handel3- u. Verkehrsgewerben 326 247 252 569 137 483 


In Bezug auf die Zahlen betr. die Land- und Foritwirthichaft vgl. oben ©. 73. Man 
ſieht ſowohl aus der öfterreihifchen, wie aus der deutſchen Statiftif die relativ und abfolut 
größere Bedeutung der Arbeiterfrage im Gewerbe. Sie mahen aud in Defterreich.69.6°/, 
der Berufsthätigen diefer Gruppe aus. 


Literatur: Laſſalle's Schriften; Lange, Die Arbeiterfrage, 4. Aufl., 1879; Brentano, 
Das Arbeitsverhältnig gemäß dem heutigen Recht, 1877; derjelbe in Schünberg’3 Hodb. 
1. Aufl. 88. I; Hiße, Kapital und Arbeit, 1881; derjelbe, Art. Urbeiterfrage im Staats— 
lerifon; Schönberg in feinem Hob. 4. Aufl. Bd. II2; Herkner, Die Arbeiterfrage, 4. Aufl., 
1906. 


IL. Die gewerblichen Betriebsfyfteme. 


1. Die gewerbliden Betriebsſyſteme im Allgemeinen. 


$ 38. 1. Nach der zur Anwendung fommenden Technif und nad) der wirtichafte 
lichen Organiſation der gewerbliden Produktion jcheiden wir den Hausfleiß, das 
Handmerf, die Hausindujtrie und die Fabrif. 

Die in der geichichtlihen Entwicklung ältefte- Form gewerblicher Betriebe ijt der 
Hausfleiß (das Hauswerf). Wir verftehen darunter die Produktion im Haus für 
das Haus, fei es aus felbjtgemonnenen oder erworbenen Rohſtoffen. Sie ift durd) 
fange Zeit, jolange fein oder wenig Taufchverfehr beiteht, die einzige Form gemerb- 
fiher Produftion und auch bei Höchiter Entwicklung der gejellichaftlihen Arbeitstheilung 
nicht volljtändig verdrängt. Noch heute werden einfache Produftionsverrichtungen in 
jedem Haushalt vorgenommen. Sn ländlihen Wirthichaften, namentlih in foldhen, 
die vom Verkehr abgelegen jind, nimmt die Eigenproduftion gemwerblider Art — 
Herftellung von Leinen, von Haudgeräthen, Selbftverarbeitung der Rohſtoffe der 
Kahrungsmittelproduftion — oft noch einen großen Raum ein. 

Das Handwerk ift berufsmäßige gewerbliche Produktion für den Markt mit 
wenig oder feinen Mafchinen, mit Heinem Kapital für einen lofalen Abſatz unmittel- 
bar an die Kunden. Zwei typiſche Formen treten dabei hervor: das Lohnwerk und 
das Preiswerk (Bücher). In dem erften Falle Tiefert der Konfument felbjt das 
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Rohmaterial und der Handwerker übernimmt nur die Verarbeitung gegen Stüdlohn. 
Er geht dabei entweder von Ort zu Ort (unftändige Betriebe, Wanderbetriebe) oder 
er bejigt eine fejte Betriebsftätte, in welche ihm da3 rohe Material geliefert wird. 
Preiswert liegt dann vor, wenn der Handwerker das nöthige Betriebsfapital — Werk- 
zeug und NRohmaterial — jelbit bejitt und die fertige Waare um einen vereinbarten 
Preis an die Kunden verfauft. Das Handwerk ift durch die Jahrhunderte Hindurch 
— in der erften Zeit al3 Lohnwerk, jpäter als Preiswert — die den Marftverfehr 
beherrihende Form der gemwerbliden Produktion gemefen. 

Geit dem 16. Jahrhundert, dur) die Entwidlung des Handel gefördert, tritt 
die Hausinduftrie (Heimarbeit, Verlagſyſtem) auf. Ihre Eigenthümlichkeit befteht 
darin, daß von einem Unternehmer (Verleger) Arbeiter in ihren eigenen Wohnungen 
oder doch außerhalb einer etwa vorhandenen Produftionzftätte des Unternehmers 
in ber Weile bejchäftigt (verlegt) werden, daß der Verleger ihnen die Lieferung 
beftimmter, durch ihre Arbeit herzuftellender oder zu verbollfommnender Produfte 
aufträgt. Sie ftellen alfo nicht, wie die Arbeiter, ihre Arbeitskraft für beftimmte Beit 
in den Dienst des Unternehmers, fondern verpflichten fi) zur Verrichtung einer be- 
ftimmten Arbeit an einem beitimmten Produkt, 3. B. zur Herftellung von Kiften, Meer- 
ichaumpfeifen, Hofen, Weften, Hemden u. dgl. Häufig tritt der Unternehmer nicht 
direft mit den gewerblichen Arbeitern in Berbindung, fondern bedient fi der Ver- 
mittlung eines Agenten (Faktors). Er iſt bald ein bloßer Händler, welcher die 
beftellte Waare den Konjumenten und Petailhändlern weiter veräußert, bald ift er 
Fabrifant und verarbeitet die bezogene Waare meiter oder ftellt gleich Waare in ge- 
ſchloſſenen Betriebsftätten her. Der verlegte Arbeiter bezieht Häufig den Rohſtoff 
oder Hilfsftoffe, jeltener auch die Werkzeuge vom Verleger. Manchmal ftellt er alles 
Betriebsmaterial jelbft bei. Die Hausinduftrie ſchließt fi) an das Handwerk, wie an 
den Hausfleiß an. Sie entjteht durch Aufhebung der wirthichaftlichen Selbſtändigkeit 
von Handwerkern, welche nicht mehr für Kunden, fondern nur nod) für einen Verleger 
arbeiten, von deſſen Beftellungen fie abhängig find oder der Verleger übernimmt 
Produfte, die durch Hauzfleiß über den eigenen Bedarf hergeitellt und auf den Markt 
gebracht wurden, oder er nützt die im Hausfleiß erworbene Gejchidlichfeit aus, indem 
er durch Gewährung von Aufträgen den häuslihen Arbeitskräften Ermwerbögelegen- 
heiten eröffnet und durch deren Größe und Gtetigfeit allmählich die gewerbliche Pro— 
duftion neben der ſonſt etwa noch vorhandenen Berufsthätigfeit der häuslichen Arbeiter 
in den Vordergrund treten läßt. Die Ummandlung der Handwerker in Heimarbeiter 
geht Hauptfächlich in den Städten vor fi), während die Ausnutzung des Hausfleißes 
befonders für die ländlichen Hausinduftrien charakteriftiih ift. Die Hausinduftrielle 
Produktion ift eine Fapitaliftiiche; doch ift das Kapital des Händlers nicht in feite 
Anlagen gebracht, es ift nur ein fich raſch umſetzendes Geldfapital nöthig. 

In früherer Zeit häufiger, jest jeltener, ift die Form der Hausinduftrie ohne 
Verleger, bei der Hausinduftrielle jelbit oder Yamilienangehörige die erzeugten Pro— 
dukte Haufirend vertreiben. 

Die entwideltfte Form gewerblicher Produktion ift die Fabrik, d. h. jene gewerb- 
lihe Unternehmung, in welcher eine größere Zahl von Arbeitern in der geſchloſſenen 
Werkftätte des Unternehmers regehnäßig unter Anwendung entwickelterer Technik und 
Aufivendung größeren Sapital3 beſchäftigt wird. Der Ausdrud „Fabrik“ iſt im 18, 
Sahrhundert aufgefommen zur Bezeichnung der auferhalb der Zunftverfafjung geftellten 
Großbetriebe. Eie ift immer ein zentralijirter Betrieb, in welchem theils dur) Die 
angewendete Technik, theil3 durch die arbeitstheilige Verwendung einer größeren Zahl 

Handbuch de3 Defientlihen Rechts. Einl.Band. Abth. IV. I. 4. Aufl. 10 
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von Arbeitern die Möglichkeit der Produktion im Großen gegeben iſt. Das hier zur 
Berwendung fommende Kapital ift daher immer bedeutend und immer zu einem 
größeren Theile al3 jtehendes Kapital in Gebäuden und Majchinen angelegt. 

2. Während die landwirthichaftlihen Betriebsiyfteme nur durch die BVerjchieden- 
heit der technifhen und ökonomiſchen Produftionsbedingungen charafterijirt find, da 
ſowohl vom Bauer wie vom Großgrundbejiger extenſiv und intenjiv gemirthichaftet 
werden kann, drüden die gewerblichen Betriebsſyſteme nicht ſowohl Verſchiedenheiten 
der Kapitalg- oder Arbeitsintenfität im Betriebe, als Berichiedenheiten der fozialen 
DOrganifation aus. Im Hausfleiß, in der Hausinduftrie und im Handwerk iſt Die 
Technik die gleihe, kann die Arbeit und Kapitalsintenfität wenigſtens gleich fein; 
allein fie unterjcheiden fi) durch) die Art, mie die eine und die ‚andere in die Ge— 
fammtorganijation der Bolfswirthichaft verflochten ift und durch die verfichiedene 
Stellung des Produftionäleiterö bei der Verwendung und Verwerthung des Produftes. 
Was wir al3 gewerbliche Betriebsformen bezeichnen, find daher eigentlich gejellichaft- 
lihe Organifationsformen der gewerbliden PBroduftion. 

Darum wird hier die Betriebsentwidlung Won einer Bedeutung für die Geſammt— 
organifation der Volkswirthſchaft, wie fie in der Landwirthſchaft nur zum Theil durd) 
den Gegenſatz von Klein und Großbetrieb gegeben ift. Die die Gejammtheit be- 
rührende Frage ift die, wie die Entwidlung der gewerblichen Betriebsformen auf Die 
Entwidlung der produftiven Kräfte in der Volkswirthſchaft, auf die Steigerung der 
Produktion, auf die auswärtigen Wirthichaftsbeziehungen und die meltwirthichaftliche 
Stellung der eigenen Bolfswirthichaft, andererjeitS aber auf die Befik- und Ein- 
fommensvertheilung, auf die Möglichkeit des fozialen Aufſtiegs der unteren Klaſſen, 
auf die Schichtung der Bevölkerung in Selbſtändige und Bedienftete, auf die Lage 
der Angeftellten und Arbeiter einmwirkt. Die Politik hat daher die volfswirthichaftliche 
und die foziale Bedeutung der gewerblichen Betriehsigfteme zu prüfen und wird dar— 
nah zu Mapregeln gelangen, melde von dieſen Gefichtspunften aus bejtimmte 
Betriebsformen hemmen oder fördern und die in ihnen liegenden fozialen Gefahren 
abſchwächen jollen. 

Die Schwierigkeiten, die einzelnen gewerblichen Betriebsſyſteme begrifflih von ein- 
ander zu trennen, find fo groß, daß e3 niemals gelingen wird, ‚Definitionen‘ der gemwerb- 
lihen Betriebsformen zu geben oder Beichreibungen, welche jeden Smdividualfall deden. Es 
fann fih nur darum handeln, das Typilche hervorzuheben. Dies hat Bücher in den unten 
angegebenen Schriften in meifterhafter Weile getban. Sombart hat in feinem Bud Mo- 
derner Kapitalismus, 1. Bd. Einl., dann ©. 52 ff., ©. 92/93, mit viel Geift und großer That- 
jahenfenntnis dieje und verwandte Bücher'ſche Auffaſſungen befämpft, m. €. aber doch nicht 
mit Erfolg. So lehnt er ©. 93 die Auffafjung des Handwerks als Kundenproduftion auf 
lofalem Markt ab. Aber auf ©. 445 charakterifirt er daS Vorherrfhen des Handwerks in den 
deutihen Städten der 1840 er Jahre mit dem Hinweis darauf, daß nur hier und da ın einem 
Laden verlagsmäßig hergeftellte Waare feil gehalten murde; „ſonſt auch in den Großftädten 
fleine Läden mit wenigen fertigen Erzeugnifjen, in denen der Meilter die Beltellungen feiner 
Kunden entgegennimmt‘. Ebenſo tritt in den fich daran anjchließenden Einzelfchilderungen der 
ſtädtiſchen Handwerke immer wieder die Betonung der Iofalen und Kundenproduftion hervor. 

Sombart (I ©. 9ff.) will die Anwendung des Wortes Betrieb nur für die Organijation 
der Arbeitsgemeinihaft in der Produktion zulafien. Er fieht daher bei einer Scheidung der 
Betriebsformen von der Art der Berwertung des Produftes ganz ab und ordnet die Betriebe 
ausſchließlich nach der Art der Arbeitsgemeinfchaft (Mlleinbetrieb, Familienb., Gehilfenb.), er- 
mweiterter Gehilfenb. (Arbeit mit mehreren Gehilfen), Individualb. im Großen (ein bejonderer 
Tall des Vorhergehenden), gejellfchaftliher Betrieb im Kleinen (erweiterter Gehilfenbetrieb mit 
Igitematifch durchgeführter Arbeitsteilung), Manufaktur (gejellfchaftlihder Großbetrieb mit Hand» 
arbeit), Fabrik (mafchinelle bezw. automatische Großproduftion). 

Wie im Tert hervorgehoben, gebrauchen mir thatjächlich das Wort Betrieb hier in anderem 
Sinne, al3 in der Landwirthſchaft. Es ſcheint mir aber doch nicht, al3 ob daraus bisher üble 
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Folgen entitanden wären, da mir und des geänderten Inhaltes des Wortes Betrieb bemußt 
find. Jedenfalls kommen wir durch die von Sombart gewählte Beichräntung nicht um bie 
Nothwendigkeit herum, Hausinduftrie und Handwerk, gemerblichen Klein- und Großbetrieb ala 
wirthichaftlihe und gefellichaftlihe Organiſationsform zu bejchreiben. 

Literatur: Rofher-Stieda, Syftem Bd. III 2. Abth. 3. Kap.; derfelbe, Ueber In— 
duftrie im Kleinen und Großen, Anfichten der Volkswirthſchaft 3. Aufl. S. 101 ff.; Schäffle, 
Geſellſchaftliches Syſtem Bd. II ©. 300 ff.; Schwarz, Betriebsformen der modernen Große 
inbuftrie in der 3. f. Stw. Bb. XXV ©. 535 ff.; Bücher, Art. Gemwerbe im Hdw. d. Stw. 
und W. d. V., Art. Fabrit im W. d. V.; dDerfelbe, Die Entftehung der Bollswirthichaft 
3. Aufl. 1901 ©. 175; Stieda, Art. Fabrik im How. d. Stw.; Sombart, Art. Hausinduftrie 
im Hödm. d. Stw.; Derjelbe, Der moderne Kapitalismus 2 Bde. 1902, insbef. 1. Bd. Ein. 
u. 1. Bud). 


2, Die Fabrik. 

$ 39. 1. Die Fabrik ift der Typus des gemerbliden Großbetriebes. Sie it 
die Organijation der maſchinellen Großproduftion. Alle wirthichaftlichen und techniichen 
Bortheile vereinigen fi) in ihr. Sie vermag die Arbeitstheilung auf3 Bolltomnienfte 
herauszubilden, die leiſtungsfähigſte Technik anzumenden, die Majchinenfraft durd) 
Berwendung der ftärkfiten Motoren auf3 Vollkommenſte auszunügen, den Produktions» 
prozeß fo zu fpezialifiren, daß Übergänge von einer Arbeit zur anderen vermieden 
werden. Gie ilt daher vor Allem die Trägerin der billigen und ralhen Erzeugung 
von Gütern in großen Mengen, der Heritellung von gewiſſen Güterqualitäten welche 
mit den unvollflommenen Mitteln der handwerksmäßigen Technik nicht hHergeitellt 
werden können. Sie gilt deshalb als der vollfommenite Typus der gewerblichen Pro- 
duftion überhaupt, al3 das Ziel, dem die Entwidlung aller übrigen Betriebsformen 
zujtrebe. 

Welches die Vorausfegungen und melches die Wirkungen einer ſolchen gemerb» 
lichen Großproduftion find, ift bereit3 (I. ©. 188 ff.) auseinandergejegt worden. Die 
Fabrik ift nicht nur ein Ergebniß der Technik; die fabrifsmäßige Technik iſt viel- 
mehr erſt unter beitimmten gejellichaftlihden Vorausſetzungen möglich gervorden. Die 
wichtigften davon find das Wachsthum der Bevölkerung und die dadurch gegebene 
Möglichkeit eines Mafjenabjages; die Verbeſſerung der Verkehrsmittel, welche erit die 
Möglichkeit Schuf, einen großen KundenfreiS von einem Punkte aus regelmäßig zu 
verjehen, und die Entmwidlung der Handels, Geld- und Kreditorganilation zur Be— 
wältigung all’ der mwirthichaftlichen Verkehrsvorgänge, welche fih an einen folchen 
Maſſenabſatz anjchließen. Dazu kommt das Auftreten eines großen Bedarfs z. B. in 
den Eifenbahnen, Dampfihiffen oder Brüdenbauten, in den großen Fabriken jelbft, 
der handmwerf3mäßig nicht mehr befriedigt werden konnte. Dieſer der Fabriksbildung 
günftige Entwidlungsprozgeß it im 19. Sahrhundert außerordentlid) vorgejchritten. 
Nicht nur die rafhe Zunahme der Bevölkerung, das Wachsthum der Etädte, die Ver- 
fürzung der Entfernungen, die Regelmäßigfeit und Verbilligung der Berfehrsmittel find 
der Entwidlung der gemerblihen Produktion günftig geweſen. Auch die ftaatlidhe 
Wirthſchaftspolitik war mit Nothmendigfeit auf eine Begünftigung der gewerblichen 
Großproduftion gerichtet. 

2. Die Begünftigung der großen fabrilsmäßigen Betriebe beginnt bereit3 im 
17. Jahrhundert. Sie ift eine Begleitericheinung der Zuſammenfaſſung ftaatliher 
Macht und der Ausdehnung politifcher Herrichaft, wie fie namentlich bei den beiden 
rivalifirenden Großmächten de3 17. und 18. Jahrhunderts — Yranfreih und Groß 
britannien — zu bemerken if. Der gewerbliche Sroßbetrieb ift ein Mittel finanzieller 
Kräftigung der Staaten und die nothmwendige Ergänzung der auf die Eroberung au& 
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wärtiger Märkte gerichteten Handelspolitif. Eine Reihe von Maßregeln wird ergriffen, 
um die Induſtrie im Lande zu heben: Steuerbefreiung, Geldunterftügungen, öffentliche 
Auszeichnungen, perjönlihe Begünftigungen der Unternehmer und ihrer Arbeiter, Be- 
freiung vom Zunftzwange und anderen Cchranfen der Gemwerbeausübung; Ausfuhr- 
prämien werden gewährt; ja der Staat jelbjt organifirt Mufterbetriebe, Diefer ſo— 
genannten merfantilitiichen Politik liegt eine ganz bewußte Schäßung der Großinduftrie 
zu Grunde, welche durch die Menge der Rohſtoffe, die fie verbraudht für die Urpro— 
duftion, durch die Menge der Arbeitskräfte, welche fie beichäftigt für die wachſende 
Bevölkerung, durch die Maſſe der hergeitellten Produkte für den auswärtigen Handel 
und endlich durch die erhöhte Steuerfraft für die Finanzen des Staates ſegensreich 
wurde. Den Bedürfniffen, welche dieje zunehmende Großinduftrie und der auf fie 
geltüßte Handels-, Geld- und FKreditverfehr erweckte, entſprach dann vor Mllem der 
Uebergang zur Gemwerbefreiheit. Das freie Aſſoziationsweſen, die Freizügigkeit der 
Arbeiter, das freie Niederlaffungsrecht der Unternehmer, die Bildung großer einheit- 
liher Wirthichaftsgebiete mit freiem Verkehr im Inneren, einheitlihem Maß und Ge- 
wicht, die Förderung der Abſatzwege, die Anfammlung großer Kapitalien in Banken 
al3 Folge der freien Bewegung der SKapitalgverwerthung, kurz all’ die Maßregeln, 
welche die Politik der Gemerbefreiheit auszeichnen, haben Bedingungen geichaffen, 
welche für die Großbetriebsentmicdlung günftig waren. War früher die Wirthichafts- 
politif auf die Förderung einzelner Induſtrien durch jpezielle Maßnahmen gerichtet, fo 
mar jebt die ganze Wirthichaftspolitif grundfäglih jo geordnet, daß ihre Maßregeln 
dem Großbetrieb förderlich werden mußten. Nicht al3 ob man die Gewerbefreiheit 
eingeführt hätte, um die Fabriken zu fördern, allein e3 liegt in der Natur der mwirth- 
Ihaftlichen Freiheit, daß fie die vorhandenen Entwidlungstendenzen zur vollen Wir- 
fung fommen läßt, indem alle entgegenjtehenden Hindernilje bejeitigt erfcheinen. Aber 
auch joweit politive Maßnahmen der Wirthichaftspolitif in Frage famen, mußten fie 
nothwendigerweiſe durch die Bedürfnilfe der Großinduftrie beeinflußt werden; denn 
es wird 1. die Wirthichaftspolitif immer die ſichtbarſten und am jtärfiten zum Aus— 
drud fommenden Bedürfnije zum Ausgangspunkt nehmen und es it den Groß— 
induftriellen natürlich leicht, eine vernehmbare Vertretung ihrer Intereſſen zu finden; 
2. jind beitehende Großinduftrien aus den oben angeführten Gründen immer von jo 
entiheidender Wichtigkeit für das ganze mwirthichaftlihe Leben des Staates, daß eine 
Nichtberückſichtigung ihrer Intereſſen ftet3 auch die Schädigung meiterer Bevölferungs- 
freie in ſich Ichließt; 3. endlich werden die Großinduftrien von den Staatlichen Maß— 
nahmen vermöge der größeren Intelligenz, der größeren Vermögen und der rajcheren 
Drienttrung ihrer Leiter ſtets einen viel jtärferen Gebrauch machen, al3 die Heinen. 
Ausstellungen, gemerbliches Unterrichtsmeien, Muſter- und Markenſchutz, Privilegien, 
Patente u. |. m., die formell nicht der Sroßinduftrie allein dienen, werden doch ihr 
in ftärferem Maße zu Gute fommen. 

3. So ilt das Fabriksweſen durch innere und äußere Momente in diefem Sahr- 
hundert mächtig gefördert worden. Die als Fabrifen zu bezeichnenden Unternehmungen 
haben nit nur an Zahl bedeutend zugenommen: es iſt auch eine innere Entwidlung 
bemerkbar, welche für die ganze volfswirthichaftliche Organisation wichtig geworden ift. 
Es jind den einfahen, dem Handwerk gegenüber als Großbetriebe zu bezeichnenden 
Fabriken fabrifsmäßige Großbetriebe entgegengetreten, welche die eriteren an Sntenfität 
der Arbeitstheilung und Arbeitsvereinigung, in der quantitativen und qualitativen Be- 
deutung der angewendeten Mafchinen und Apparate, in der Zahl der beichäftigten 
Arbeitskräfte, in der Größe des angelegten Kapitals und in der ganzen Drganifation 
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um ein Bedeutendes überragen. Die Weiterbildung ber Fabrifsbetriebe gejchieht nicht 
nur durch eine gefteigerte Anwendung derjenigen Mittel, durch welche die Fabrik das 
Handwerk übertrifft; fie bedient jich auch neuer Mittel. Colche find: die Spezialifation 
des Betriebes, die Kombination mehrerer Betriebe, die Abgabe der kaufmänniſchen 
Funktion der Betriebsleitung an felbjtändige Unternehmungen, die örtliche Zufammen- 
faſſung von Fabrifsbetrieben und endlich ihre Vereinigung in Gemeinſchaftsorganiſa— 
tionen, wie Kartelle und Trufts. Die Spezialifation iſt Beichränfung der Produf- 
tion auf Xrtifel von geringer Berjchiedenartigfeit. Sie gemährt alle Bortheile der 
Berbilligung und Vervolllommnung einer ſtets in gleicher Richtung vor fich gehenden 
Arbeit. Die Kombination mehrerer Betriebe liegt dann dor, wenn verfichiedene 
Produftionsitufen von einer Unternehmung zufammengefaßt werden; wenn 3. B. zu 
einem Gtahlwerf ein Hochofen, zu diefem Erzgruben und Kohlenbergmwerfe, Koks— 
fabrifen u. dgl. Hinzutreten, aljo Roh- und Hilfsftoffe der Ganzfabrifation in eigenen 
Betrieben für den Eigenbedarf gewonnen oder die Abfallitoffe der Produktion jelb- 
ftändig verwerthet werden. Dadurch gewinnt der Unternehmer nicht nur die Sicher— 
heit guter Qualität feiner Roh- und Hilfsitoffe, die Unabhängigkeit von Störungen, 
er fpart auch alle über die Produktionskoſten Hinausgehenden Koften eines Kaufes zu 
Marktpreiien. Durch die Trennung der kaufmänniſchen Aufgaben des Einfaufes 
von Rohitoffen, des detaillirten Verkaufes von Produkten wird die Leitung entlajtet 
und kann fi mit größerer Energie der technilchen Aufgabe zumenden. Durch die 
örtlihe Zuſammenfaſſung von Yabrifen (Maichineninduftrie und Baummollen- 
induftrie, Spinnerei und Weberei) werden Transportfoften gejpart, Fortichritte der 
Technik raſch ausgenügt, wird Spezialifirung erleichtert. In den Rartellen und 
Trufts endlich treten Vereinbarungen auf, welche monopoliftiih die Yabrifation be- 
ftimmter Produktionszweige beherrichen. 

Unter Anmwendung diefer Mittel find mächtige Unternehmungen entitanden, welche 
Tauſende von Arbeitern beichäftigen, techniihe Anftalten der verfchiedeniten Art in 
Betrieb fegen und einen Berfehr mit allen Welttheilen entfalten. Solche Unter- 
nehmungen fönnen, au) wenn fie einem Eigenthümer gehören, nicht mehr von 
einem Einzelnen geleitet werden; die Leitung ift einer Mehrzahl von Angeitellten an- 
vertraut, deren Intereſſe am Betrieb nicht mehr durch einen Antheil am Vermögen, 
londern durch andere Verbindungen fichergeitellt wird. Wie in einer ſtaatlichen Ver— 
waltung wird da3 Unternehmen von einer Hierarchie von Beamten beherricht, die mit 
größerer oder geringerer Selbitändigfeit enticheiden und von der oberiten Epiße nur 
allgemeine Direftiven empfangen können. Die richtige Dezentralilation der Theile des 
Betriebes vorzunehmen, die Verbindung der einzelnen Theile ficherzuftellen, die Per— 
lönlichfeiten richtig auszumählen und eine Mebereinjtimmung der Xeiftung des Ge— 
fammtbetriebes mit den Bedürfniffen des Marktes und den erhaltenen Aufträgen 
herbeizuführen, ift nummehr Aufgabe der oberiten Spite des Unternehmens, deſſen 
Träger auch dem techniichen und faufmännifchen Theil der einzelnen Betriebsanftalten 
ferne fteht. 

4. Diefe Entwicklung größerer mduftrien von der einfachen Fabrik bis zu der 
eine einzige Großunternehmung darftellenden Fabrikſtadt hat nicht nur die urſprüng— 
liche handwerksmäßige Produktion weſentlich beeinflußt, fondern auch neue Bedingungen 
für die wirthfchaftlihe und foziale Lage der imduftriellen Arbeiter gejchaffen. Die 
Fabriken haben die gewerbliche Arbeiterfhaft in großer Menge an den induftriellen 
Mittelpunften konzentrirt, haben fie jtrengen und vielfah ungünftigen Arbeitsbedin- 
gungen unterroorfen, haben da3 Wohl und Wehe zahlreicher Familien an das Ge- 
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deihen einer einzelnen Unternehmung gebunden und haben überall da, wo fie von 
der Produktion Beſitz ergriffen haben, das Arbeitsverhältniß für die Arbeitenden zu 
einem dauernden gemadt, von dem ein Uebergang zur Unternehmeritellung im gleichen 
Betrieb nicht möglich) it. Sie haben endlich durch das Zulammenziehen großer Arbeiter- 
maſſen, die in gleichartigen, wenig günftigen Verhältniſſen leben, die Armuth gehäuft 
und ſichtbar zum Ausdrud gebradht. Dieje Entwicklung it nach) zwei Seiten bedeutjam 
geworden. Einmal jind dadurch) neue Probleme hervorgerufen worden, welche eines- 
theil3 den Bedingungen der Arbeit in den Fabrifen und ihrer Rüdwirfung auf die 
Gejundheit, das geiltige und fittliche Leben der Arbeiterfchaft, anderentheil dem Zu— 
lammenleben großer Mengen von mirthichaftlich dürftigen Perſonen in ftädtiicher Nach— 
barichaft entjprangen. Sodann hat die Vereinigung der Vielen, die Gleichartigfeit der 
Lebensbedingungen und die foziale Iſolirung, in der fie inmitten der großftädtiichen 
Gemeinmwefen daſtehen, das Selbftbemußtjein der gewerblichen Arbeiterfchaft und das 
Verlangen geweckt nad) Fortentwidlung der Gefellihaft zu einer für fie günftigen 
DOrgantjation unter ihrer thätigen Mitwirfung. Sn den induftriellen Mittelpunften be- 
lteht nicht wie auf dem Lande eine foziale Gemeinſchaft, in welcher den nichtbefibenden 
Arbeiter eine große Anzahl von Mittelgliedern mit dem großen Beliter verbindet, in 
Ihroffer Trennung ftehen ich die Maſſen der nichtbefißenden gemerblichen Arbeiter und 
die wenigen Unternehmer und Bejißenden gegenüber. Dadurch find die Fabriken 
nicht nur für die Produftionsorganifation, fondern für die ganze gefellichaftliche Orga— 
nilation der Städte und meiterhin der Volkswirthſchaft überhaupt von Bedeutung 
gemorden. 


Wenn im Tert auf da3 Vorwiegen des mafchinellen Betriebes in der Fabrik hingewieſen 
wird, jo foll damit nicht behauptet fein, daß man nur dort von Fabrif ſprechen fünne, wo 
Maſchinen eine maßgebende Rolle fpielen. Das ift 3. B. in den hemifchen Fabrifen nicht der 
Tal. Sombart, Moderner Kapitalismus I ©. 48 hebt daher nicht die majchinelle Ausrüftung, 
jondern das Automatische des Produftionsprozeffes hervor. Auch da3 wird nicht immer ent- 
Iheidend fein. In Glasfabrifen 3. B. brauchen weder Maſchinen noch automatisches Verfahren 
entjcheidend zu fein. Andererfeit3 geminnt der Ausdrud majchinelles Verfahren nad) und nad) 
eine neue Bedeutung, die nicht mehr am mechanischen Werkzeug haftet, jondern die Gleich» 
fürmigfeit, Uniformität, quantitative und qualitative Genauigkeit der Rohftoffe und Arbeits» 
prozeſſe al3 das charafteriftiiche des majchinellen Prozefjes hervorhebt. In geiftvoller Weile 
arbeitet diefe Gedanken aus Veblen, The Theory of business enterprise, New York 1904, 
ch. IL 


Es ift Schwierig, die einzelnen gewerblichen Produktionsſyſteme begrifflih jo abzugrenzen, 
daß fie verwaltungsrechtlich mit Sicherheit erfaßt werden fünnen. Da aber eine ſolche Ab- 
grenzung für die Rechtsordnung der einzelnen Kategorien von Wichtigkeit ift, hat man nit 
auf fie verzichten fönnen. Solche Verfuhe aber fönnen nicht mehr als Anhaltspunfte an— 
geben, welche der freien Beurtheilung im konkreten Falle immer noch einen großen Spielraum 
laſſen. Co ift die Fabrik definirt im ſchweizeriſchen Fabrifsgejeg vom 23. März 1877: 
„Als Fabrik ift jede Snduftrieanftalt zu betrachten, in welcher gleichzeitig und regelmäßig eine 
Mehrzahl von Arbeitern außerhalb ihrer Wohnung in geſchloſſenen Räumen befchäftigt wird.‘ 
— In England findet man das unterfcheidende Merkmal in der Verwendung von Dampj-, 
Wafler- oder einer anderen mechanischen Kraft zum Umtrieb von Arbeitsmaſchinen; in einigen 
anderen Ländern in der Beichäftigung einer beftimmten Anzahl von Arbeitern in gejchlojjenen 
Räumen: in Frankreich 20, in Stalien 10. Sn Defterreich befteht feine gejegliche Be— 
ftimmung. Doch find durch eine Minifterialverordnung vom 18. Juli 1883 und vom 3. April 
1888, ſowie durch eine Entfcheidung des Vermwaltungsgerichtshofes vom 2. Juni 1892 einige 
Anhaltspunfte gegeben und zwar beftehen fie in dem Hinweis auf die Größe de3 Kapitals, 
die mafchinelle Technik, eine Vielheit von Arbeitern, die befonderen Funktionen des Leiters 
gegenüber den lechnifchen Beamten und Arbeitern, Erzeugung der Waare auf Vorrath und 
Aehnlihes. Sn Deutſchland gibt e3 feine die Verwaltung bindende Feititellung des Be— 
griffes Fabrik, vgl. Schentel, Die deutiche Gewerbeordnung, 2. Bd. 1894, ©. 192. Eine 
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Entfheidung des Reichsgerichts aus dem Jahre 1898 Hebt ähnlihe Momente hervor mie bie 
öfterreichiiche Verordnung: Größe und Ausdehnung der Räumlichkeiten, Zahl der Arbeiter, die 
vorwiegend mechaniſche Art ihrer Thätigfeit, Arbeitstheilung, ferner, wenn aud) weniger wichtig, 
die Erzeugung in Maffen, Benugung von elementaren Triebkräften, Ausfchluß bes Lehrlings— 
verhältniljes. 

Noch jchwieriger iſt es, die fabriksmäßigen Gewerbe ftatiftiich zu erfalfen, da für eine 
folhe Zujammenfaflung zählbare Merkmale gegeben fein müſſen. Solche fünnen nun in ber 
Berwendung von Motoren oder in der Zahl der Arbeiter, eventuell, wo nad) dielen Sich die 
Gteuerleiftung richtet, auch dieje fein. Nach ſolchen Geſichtspunkten Hat man auch Verſuche 
gemacht, die durch die gewerbliche Betriebszählung in Deutſchland zu Tage geförderten Er- 
gebnifje zu verwerthen. Nach der Zählung vom 14. Juni 1895 gab e3 in ben Gruppen In— 
duftrie einschließlich Bergbau und Bergweſen | 


Kleinbetriebe Mittelbetriebe Großbetriebe 
6-50 


mit 2—5 51 und mehr Berfonen 
Betriebe - »- 2... 1 989 572 139 459 17 491 
Berfonen . .... 3191 125 1 902 049 2 907 329 


Die Motorenbetriebe verfügten über 3427325 Pferdeſtärken. Seht man die Keiftung einer 
Pferdeftärfe gleich der von 10 Menfchen, jo bedeutet dies eine Vermehrung der gewerblichen 
Arbeitskraft um 34.4 Millionen menſchliche Arbeitskräfte. 

In Bezug auf die Antheilnahme an der Produktion fhäßt Sinzheimer a. a. D., daß 
den fabrifsmäßigen Großbetrieben mehr als die Hälfte, den Heinen Fabriken über 10°], ber 
Produktion zufalle und der Reſt fih auf Handwerk und Hausinduftrie vertheile. 

In Defterreich ergab die Betriebszählung von 1902 für die Erzeugungsgemerbe 


Betriebe mit 


1—5 6-50 über 50 Berfunen 
BODl 2,20% 913 472 50 383 6149 
PVerjonen . . . . 1552065 629 681 1131 550 


Darnad find 479/, der induftriell thätigen Perſonen in Sleinbetrieben (mit bis 5 Per- 
onen), 53°/, in ſolchen mit mehr Betrieben befchäftigt. Nimmt man auch auf die medani- 
ihen Arbeitskräfte Rückſicht, jo find den Stleinbetrieben rund 200000, den Mittelbetrieben 
250000, den Großbetrieben 1 Million Pferdefräfte zuzurechnen. Setzt man eine Pferdefraft 
gleich der Arbeit von 10 Männern, jo haben die Sleinbetriebe 3.5 Millionen Arbeitskräfte, 
die Mittelbetriebe 3.1 Millionen, die Großbetriebe 11.1 Millionen, fo daß auf die Kleinbetriebe 
19°/,, auf die Großbetriebe 62°%/, der in der Induſtrie geleifteten Arbeit entfallen. 

In Frankreich war das Verhältniß unter Ausſchluß der Mleinarbeiter in den Erzeugungs- 
gemwerben (Resultats statistiques du recensement des industries et professions 1896 vol. IV, 


p. 73, 1901): 


Betriebe mit Zahl der ö 
Hilfsarbeitern Betriche ” Silfsarbeiter ’o 
1— 4 489 970 85.13 806 627 25.91 
5—50 78 105 13.57 913 076 29.34 
mehr ala 50 7456 1.30 1 392 000 44.75 
575 531 3111 703 


Sn Belgien unter Ausschluß der Hausinduftrie und der öffentlichen Betriebe (Recense- 
ment general des industries et des metiers 1896. Analyse des vol. IV et V, p. 26, 1901): 








Betriebe mit Zahl der a 
Hilfsarbeitern Betriebe "Io Hilfsarbeiter o 
1— 4 211 700 93.53 350 971 36.22 
5—49 13 000 5.74 192 300 19.85 
50 und mehr 1 650 0.73 425 603 43.93 
226 350 968 874 


Ueber die Entwidfungstendenz vgl. I ©. 190 ff. 

Literatur: Bd.I S. 136; Rofcher, Ueber die volfswirthichaftliche Bedeutung der Maſchinen⸗ 
induftrie in „Anfichten der Volkswirthſchaft“ 1861, ©. 175; derjelbe, Ueber Induſtrie im 
Großen und Sleinen, ebenda ©. 117; Rofher-Stieda, Syſtem III S. 708 ff.; Marg, 
Kapital I ©. 373 $f.: Held, 2 Bücher zur fozialen Geſchichte Englands, ©. 578 ff.; Stieda, 
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Art. Fabrik im How. db. Stw.; Sinzheimer, Weber die Grenzen der Weiterbildung des fabrifs- 
mäßigen Großbetriebes in Deutſchland, 1893; Schmoller, Weber die Entmwidlung des Groß— 
betriebes und der jozialen Klafjenbildung in „Preußiihe Jahrbücher” Bd. LXIX; derfelbe, 
Wefen und Verfafjung der Großunternehmung in Sozial- und Gemwerbepolitif der Gegenwart, 
1890; Bernstein, Probleme des Eozialismus und der gegenmärtige Stand der induftriellen 
Entwicklung Deutfchlands in „Neue Zeit“ 15. Jahrg. Bd. J ©. 303; J. ©., Beiträge zur Ent» 
wielungsgeihichte der Großinduftrie in Deutjchland, ebenda, 12. Jahrg. Bd. LI. 


3. Die Hausinduſtrie. 


8 40. 1. Die Technif des hausinduftriellen Betriebes ijt eine einfache und gleich- 
mäßige. Sie ilt handwerksmäßig; Arbeitstheilung und Arbeit3vereinigung find gering, 
die Anwendung von Majchinen ift jelten, das in den einzelnen Werfftätten verwendete 
Kapital unbedeutend; insbejondere fehlt meiltens ftehendes Kapital. Der haus— 
induftrielle Betrieb erhält daher jeine Bedeutung nicht durch die Technik und mirth- 
Ihaftlihe Organifation der einzelnen Werfitätte, fondern durch jene Eigenthümlichkeiten, 
welche ſich aus der Zufammenfaljung mehrerer oder vieler folder Werfjtätten durch den 
Verleger ergeben. Wir haben oben auf das Typijche des Verlagsſyſtems Hingemwiefen 
und charakterifiren nun im Folgenden die verfchiedenen Eriheinungsformen der 
Hausinduftrie: 1. die ländliche fog. nationale Hausinduftrie, die aus dem 
Hausfleiß erwachſen ift, 3. B. Spinnerei, Weberei, Töpferei, Korbflechterei, Holz- 
Ichnigeret. Sie bildet zum Theil eine Nebenarbeit von Landwirthen und ihrer Familien- 
glieder, geht aber häufig in eine felbjtändige handwerksmäßige Thätigfeit über. Die 
Produkte merden theils durch MittelSperjonen (Verleger), theils durch Familienglieder, 
theil3 durch von ihnen beftimmte Perjonen auf den Markt gebracht. Zu folchen tra- 
ditionell von den Bauern betriebenen gemerbliden Thätigfeiten treten nicht felten 
lolche, zu welchen die ländliche Bevölkerung im Intereſſe einer Hebung des Neben- 
erwerb3 jyitematilch erzogen wurde (angejegte Hausinduftrien). 2. Die Heimarbeit 
als Nebenerwerb von Perſonen, welche einen anderen Hauptberuf Haben oder von 
Frauen, deren Männer oder Bäter einen jelbitändigen Beruf haben. Meiftens handelt 
e3 fich dabei um Verwerthung der in der häuslichen Erziehung erworbenen Fähig- 
feiten, inSbejondere der Nähfertigfeit der Frauen, oder um einfache manuelle Thätig- 
feiten, wie bei Gartonnage-, Papp-, Schreibarbeiten u. dgl. Hier liegt eine gänzlich un- 
organifirte Arbeit vor. Die Arbeit Uebernehmenden find fich ihrer Arbeiterftellung oft 
gar nicht bemußt, der Erwerb iſt Gelegenheitserwerb, wird aber oft ein mejentlicher 
Beitandtheil des Samilieneinfommens. 3. Das verlegte Handwerk. Ein flein- 
gewerblicher Betrieb, in welchem ein zur felbitändigen Ausübung des Gewerbes be- 
fähigter und befugter Handmwerfer allein oder mit Gehilfen und LXehrlingen oder mit 
Hilfe von Familienangehörigen für einen Verleger arbeitet, entweder in eigener Werf- 
ftätte oder in feiner Wohnung. Die jo beichäftigten Perſonen haben oft das Recht 
zum jelbjtändigen Gewerbebetrieb und werden dann Zwiſchenmeiſter genannt, wenn 
lie andere Perſonen beichäftigen, oder Stüdmeilter, da die Betriebe ſtets fpezialifirt 
ind und die Meijter ſelbſt vom Verleger nach) dem Stüd bezahlt werden. Solche 
Betriebe fommen auf dem ganzen großen Gebiet der Heimarbeit vor: in der Tiich- 
lerei, Drechälerei, Schuhmacherei, Schneiderei, Schirmerzeugung, Meſſerſchmiede, Satt- 
lerei, Riemerei, Gemehrinduftrie, Galanteriemaarenerzeugung u. |. wm. 4. Der felb- 
tändige Heimarbeiter. Im Gegenjab zu dem bei einem Zmifchenmeifter arbeitenden 
unjelbitändigen Heimarbeiter fünnen mir jenen, der berufsmäßig von der Heimarbeit 
lebt, ohne einen Gewerbebetrieb zu eröffnen, als felbftändigen Heimarbeiter bezeichnen. 
Hieher gehören insbefondere der Sitzgeſelle und die Stüdarbeiter in den Beklei— 
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dungsinduftrien. Die Art, wie fich ihre Arbeit vollzieht, ift ſehr mannigfaltig: a) fie 
arbeiten bei ji) zu Haufe, in eigener Wohnung; b) fie miethen einen Arbeitsplaß in 
der Werkitätte der Wohnung eines anderen Heimarbeiter3 oder eines Zwiſchenmeiſters, 
fie gehen „auf Siß"; c) fie miethen gemeinfam eine Arbeitsftätte, aber, wie auch in 
allen anderen Fällen, jeder arbeitet für jih; d) fie arbeiten in der Wohnung oder 
Werkitätte eines Dritten, an dem PBerlagsprozeß gar nicht Betheiligten, 3. B. wenn 
ein folcher in jeinen Räumen Werkſtühle aufitellt oder Schleiffteine für GSteinfchleife- 
reien laufen läßt und die Arbeitspläge gegen Bezahlung abgibt; e) der Dritte, bei 
dem jie arbeiten, it ein Faktor, Vermittler zwilchen ihnen und dem Verleger, ohne 
aber Zwiſchenmeiſter zu fein, oder f) er ift ein Zwiſchenverleger, der fi) vom Zwiſchen— 
meilter dadurch unterjcheidet, daß er nicht mie diefer das Rififo trägt; g) fie arbeiten 
in Werkſtätten des Verlegers felbit, indem diejer einestheils einen Vertrag auf Liefe— 
rung eines bejtimmten Produktes mit ihnen abjchließt und andererfeit3 ihnen zur 
Ausführung der Arbeit feine Werkvorrichtungen vermiethet. 5. Die Heimarbeit 
als Fortiegung der Werkitättenarbeit. Hier entiteht die Heimarbeit dureh Nad)- 
haufegeben von Arbeit, welche auch in der Werkitätte des Unternehmers verrichtet 
wird, und zwar entweder mit Meberichreitung der für die Werfitätte feitgejegten 
Arbeitszeit durch Fortſetzung der Arbeit zu Haufe oder während der Unterbrechungen 
der Arbeit in der Werkſtätte des Unternehmers. 

Zur volljtändigen Kenntniß der Hausinduftrie und namentlich auch ihrer Hiftoriichen Be— 
deutung hat vor Allem die deutjche dejfriptive und wirthichaftsgeihichtlihe Forſchung bei- 
getragen. Die hervorragende NRolle, welhe vom 16.—19. Sahrhundert die Hausinduftrie als 
erite großfapitaliftiihe Form der Induſtrie gejpielt hat, ift Heute vollftändig anerkannt. Vgl. 
Schmoller, Die Hausinduftrie und ihre älteren Drdnungen und Reglements, in J. f. G. V. 
1887; derjelbe, Die gefhichtlihe Entmwidlung der Unternehmung, 5. die Hausinduftrie, 6. das 
Recht und die Verbände der Hausinduftrie, ebenda, 1890, 1891; Geering, Handel und Indu—⸗ 
ftrie der Stadt Bafel, 1886, ©. 440, 592, 600 ff. — Ueber die Entwidlung der Auffafjungen 
fiehe Stieda, Kiteratur, Heutige Zuftände und Entitehung der deutfchen Hausindujtrie, 1889, 
Schr. 8.8. f. ©. Bd. 39. — Ueber die heutige Auffaffung Bücher, Art. Gewerbe im Hdw. 
d. Stw. und W. d. B.; Sombart, Art. Hausinduftrie im How. d. Stw. (Daſelbſt auch voll» 
ftändiges Literaturverzeihniß); Schönberg in feinem Hob. Bd. II1 ©. 488; Schwiedland, 
Kleingeiwerbe und Hausinduftrie in Defterreich, 1894; derfelbe, Formen und Begriff der Haus 
induftrie in J. f. N. 3. F. 1898. Die legten Unterfudhungen über die Formen der Hausinduftrie 
von Liefmann, Wejen und Formen des Verlags, 1899, und von Alfred Weber (Schr. d. 
B.f. ©. Bd. 88, insbef. ©. 16) haben neue werthvolle Geſichtspunkte ergeben. Doch Hat Tief- 
mann durch eine allzu formaliftiiche Behandlung der Hausinduftrie als Verlag und des Ver— 
lag al3 Werkverdingungsvertrag der Wirkung feiner Schrift Eintrag gethan. Weber hat die 
für die praftifhe Politik wichtige Unterfcheidung gemadjt: eine reine Hausinduftrie (jelb- 
ftändige Produktion von auch im Abſatz unabhängigen Ktleinmeiftern [ungefähr meine erite 
Gruppe, oben unter 1)), verlegte felbftändige Produktion (meine dritte Gruppe) und haus- 
induftrielle Außenarbeit (meine 2., 4. und 5. Gruppe). Eine ſehr gute Heberfiht über die 
topifchen Formen der Hausinduftrie bei Schwiedland, Ziele und Wege einer Heimarbeits- 
geießgebung, 2. Aufl., 1903, ©. 29 ff.; H. Koch, Die deutfhe Hausinduftrie, 1907. 

2. Außer bei einem Theil der ländlichen Hausinduftrie ift die Hausinduftrie immer 
ein fapitaliftilcher, auf der Vermwerthung eines Geldfapitals zur Beſchäftigung von 
Heimarbeitern beruhender Betrieb und fehr Häufig nad) der Größe jeiner Umſätze und 
nad) feiner Organisation ein Großbetrieb. Namentlicd) in den unter 3 und 4 an- 
geführten Fällen. Der Produktionsprozeß ift hier arbeitstheilig zerlegt, die Arbeit der 
einzelnen Hausinduftriellen fpezialifirt, das Zuſammenwirken Bieler zum einheitlichen Er- 
gebniß nothivendig. Aber es ift der Großbetrieb des Händlers, der Vielen Aufträge gibt. 
In der einzelnen hausinduftriellen Werkftätte ift nicht zu jehen, ob der Rod, die Wefte in 
einen Groß- oder Kleinbetrieb geliefert wird. Die häuslichen Werkftätten, welche arbeits- 
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theilig produziren, müſſen nicht nothwendig von Einem Verleger ihre Aufträge erhalten, 
ihre Beichäftigung fann gejichert jein durch viele Einzelaufträge, die von Kleinen Verlegern 
ausgehen. Iſt doch das ganze Schneidergemerbe heute Konfeftion, auf arbeitstheilige 
Heimarbeit gegründet, mährend nur wenig Schneider wirkliche Konfeftionäre, d.h. 
für den Handel mit fertiger Waare eingerichtete Großbetriebe darftellen. Es fiegt 
alſo in dem hier zur beobadhtenden Großbetriebe fein einheitlicher Produftionsprozep 
vor. Es gibt nur viele getrennte Produktionsprozeſſe, welche unter einheitlicher Leitung 
ftehen; die einzelnen vom Verleger beichäftigten Heimarbeiter arbeiten gleichzeitig neben- 
einander, aber ohne Verbindung miteinander; das einzelne Produkt ift nicht das Er- 
gebniß der BZufammenarbeit vieler Arbeiter. Die einheitlihe Leitung ermöglicht nur 
die Häufung von im Kleinen produzirten Produkten in den Magazinen des Ber- 
legers, aber der Berleger kann fi eben dadurch alle jene Bortheile zu Nube 
machen, welche mit dem kaufmänniſchen Verkehr im Großen zufammenhängen: billigen 
Einfauf, billigen Transport, Auswahl der Berfaufsgelegenheiten. Der Berleger hat daher 
hier die Stellung eines Großkaufmannes, nicht die eines großen Fabrifanten, und Diele 
Stellung it jo vorherrſchend, daß auch die Eigenthümfichkeiten der Hausinduftrie, ihre 
Wirkung für die Arbeiter und ihre Bedeutung für die Volkswirthſchaft nicht der 
Produftionsorganifation, jondern den Bejonderheiten des Taujchverfehrs, des Handels, 
entipringen. 

3. Nach der Verbindung der Verleger mit den Heimarbeitern kann man die 
folgenden Formen unterjchheiden: 1. die Heimarbeiter erhalten den Rohſtoff vom Ver— 
feger und werden nach der abgelieferten Stückzahl für die Arbeit entlohnt (Lohnſyſtem): 
2. die Heimarbeiter beichaffen fi) das NRohmaterial ſelbſt und der Verleger nimmt 
dann die Waare zu einem vereinbarten Kaufpreis ab (Kaufſyſtem). In beiden Fällen 
fann es auch vorkommen, daß dem Heimarbeiter Werkzeuge oder Maſchinen vom Auf- 
traggeber beigeftellt werden; 3. zwiſchen den Berleger und die Heimarbeiter jchiebt 
ih eine Reihe von MittelSperjonen ein, während die Stellung des Heimarbeiterö mie 
beim Lohnſyſtem oder Kaufigitem iſt (Faktorenſyſtem). Die Funktionen der Mittelö- 
perfon können verjchieden fein. Entweder find fie blos Agenten, welche die Aufträge 
des Berlegers, die Rohmaterialien, eventuell die Werkzeuge und Zuthaten auszutheilen, 
die Ausführung der Arbeit zu überwachen, die Brodufte einzufammeln und abzuliefern 
haben. Dann üben fie ähnliche Aufgaben aus, wie die Werfmeilter des geichlofjenen 
Betriebes. Oder fie jind Zmilchenhändler, übernehmen die Aufträge vom Berleger 
auf eigene Rechnung und beichäftigen jelbit die Heimarbeiter (Zwiſchenverleger), oder 
lie find ſelbſt Produzenten, welche einen Theil der erhaltenen Aufträge meitergeben 
(Zwiſchenmeiſter). Dieſe Zmifchenglieder können alfo ſehr mannigfaltig fein und ebenjo 
die Bedingungen, unter denen fie mitwirken. Immer ift damit die große Gefahr ver- 
bunden, daß ſich ſchon durch die Häufung der Zmiichenhändler, dann aber auch durch 
die monopolitiihe Stellung, welche meiltens die Zmilchenglieder den unorganifirten, 
wenig gebildeten, mwirthichaftlih Schwachen Heimarbeitern gegenüber einnehmen, eine 
wirthichaftlihe Schädigung der Heimarbeiter ergibt. In jenen ftädtiihen Hausinduftrien, 
in welchen ſolche Mittelsperjonen in ihrer Wohnung dritte Arbeitskräfte zu niederen 
Löhnen und bei übermäßiger Arbeitszeit beichäftigen, Ipriht man von dem Sweat— 
ingſyſtem (Schwikiyitem), daS aber feine bejondere Form der Hausinduftrie, 
londern einen Spezialfall der bei der Hausinduftrie überhaupt möglichen Ausbeutung 
Daritellt. 

4. So verichieden die unter 1. angeführten Formen der Hausinduftrie, jo verfchieden 
ind auch die Typen der Heimarbeiter felbft. Der Heimarbeiter kann ein voll- 
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ftändig ausgebildeter Handwerker fein mit dem Rechte felbftändigen Gewerbebetriebes, 
mit Gehilfen und Lehrlingen, die er in mohleingerichteter Werfftätte befchäftigt, oder 
er ift ein Gejelle, der Arbeit nad) Haufe übernommen hat und entweder allein oder 
mit dritten angermorbenen Arbeitskräften erledigt; oder er ift Werfftättenarbeiter, der 
auch noch in der freien Zeit zu Haufe arbeitet; oder es find überhaupt nicht berufs- 
mäßige Arbeitskräfte, fondern im Nebenerwerb und in den PBaufen, welche die Haus- 
haltsführung läßt, thätige Perfonen; oder e3 jind Heine Grundbefißer, die in den von 
der Bodenbemirthichaftung nicht in Anfpruch genommenen Zeiten gewerblich arbeiten. 
In allen diefen Fällen wird die Arbeit entweder ftreng gewerbsmäßig mit gefchulten 
Arbeitskräften oder ohne ſolche mit oder ohne Inanſpruchnahme der Familie in eigener 
Werfitatt oder in den Wohnräumen der Familie, unter Anmeldung des Gemerbe3 oder 
ohne ſolche betrieben. Die Heimarbeit fügt fih in alle Xüden des Arbeitätages er- 
werbender Menſchen ein. E3 gibt feine ohne majchinelle Vorrichtungen und ohne 
bejondere Schulung in einfachen Arbeitsprozeß auszuführende Produktion, melde nicht 
hausinduftriell betrieben würde. Insbeſondere die Gebiete der Bekleidungsinduftrie und 
hier vor Allem jene, welche weibliche Arbeitskräfte benöthigen, find Stark durchjeßt damit, 
ja vielleicht vorwiegend auf Heimarbeit gegründet. Aber auch die jcheinbar entlegeniten 
Produftionsgebiete werden von Heimarbeitern aufgefudt. So führt man als haus 
induftrielle Betriebe neben allen Arten der Befleidungsinduftrie an: Torniſter⸗, Riemen, 
Batrontafchen-, Perlmutterfnöpfeerzeugung, Tiſchlerei, Kleineifeninduftrie, QTabafver- 
arbeitung, Heritellung von Zuderwaaren, Bronzervaaren, Poſamentirwaaren, Sonnen» 
und Regenfchirmen, Korbflechtereien, Strohhüten, Holzjchnigereien, Töpfereien, Drechslerei, 
Glasperlenerzeugung, Glasichleiferei, Galanteriervaarenerzeugung, Muſikinſtrumente, 
Meſſerſchmiederei u. |. m. 

5. Diefe Vielgeftaltigfeit der Heimarbeiterverhältnilje macht eine einheitliche Beurthei- 
lung, wie auch eine verwaltungsrechtliche Regelung ſehr ſchwierig. Zwiſchen den Gegen- 
lägen einer häuslichen Nebenbeichäftigung zur Verwerthung freier Zeit und überjchüffiger 
Arbeitäfraft und der berufsmäßig mit voller Strenge betriebenen, unter dem Drud der 
Konkurrenz leidenden Beichäftigung in der häuslichen Arbeitsſtätte; zwiſchen der etwaigen 
Beichäftigung des Heinen Landwirthes in den Wintermonaten und der Tag und Nacht 
in Anſpruch nehmenden Arbeit des Hausmebers oder Nagelichmiedes auf dem Lande; 
zwiſchen der geregelten Arbeit eines verlegten, aber gut bejchäftigten Handwerfers und 
der ungeregelter Arbeit eine3 GSigefellen oder von einem Schwitzmeiſter Beichäftigten 
gibt e3 vielerlei Abftufungen und beachtensmwerthe typiſche Ericheinungen. Zweifellos 
ermöglicht die Heimarbeit vielen Perjonen einen Erwerb, der ihnen einen geordneten 
Haushalt zu führen geftattet unter vielleicht ftarker, aber nicht übermäßiger Anjpannung 
ihrer Arbeitöfräfte; fo in vielen Fällen hausinduftriellen Nebenerwerbs. Aber ebenjo 
gewiß iſt es, daß die Heimarbeit auch die Gelegenheit bietet zu Ueberanftrengungen unter 
befonder3 ungünftigen hygienifchen Verhältniſſen, unter übermäßiger Ausdehnung der 
Arbeitäzeit, geringer Entlohnung, Verwendung von Frauen und Kindern zu Arbeit 
leiftungen, die da3 Maß ihrer Kräfte überfteigen, zur Ausbeutung der ſchwächeren Arbeit» 
fräfte Durch Uebervortheilung bei der Lieferung von Rohftoffen, Werkzeugen, Zuthaten oder 
bei der Ablieferung der Waare, durch Kreditabhängigkeit und Waarenlieferungen. Da id) 
die Organifation ber Hausinduftrie in viele einzelne Verträge auflöft, welche durch das 
Geheimniß der Häuslichfeit, der geichloffenen Wohnung, durch die Iſolirung der ein- 
zelnen hausinbduftriell arbeitenden Familien oder Perfonen, durch die materiellen oder 
geiftigen Schwächen der Heimarbeiter verdedt werden, iſt die Möglichkeit zu ungünjtiger 
Geftaltung des Arbeitsverhältniffes befonders ftarf. Andererfeit3 ijt eine jteigende 
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Beſſerſtellung felbft bei Vorhandenſein günftiger Konjunfturen, etwa bei vorübergehend 
lich hHäufenden Beſtellungen, ausgejchlofjen, da die Konkurrenz der Fabriken eine Marimal- 
grenze für die Entlodnung, wie für die Koften der Heimarbeit überhaupt aufrichtet, 
der man fich nicht nähern kann, ohne die Fortführung diefer Betriebsform in Frage 
zu Stellen. 

6. Die Heimarbeit Stellt daher — von häuslichen Nebenbeichäftigungen abgeſehen — 
eine Betriebsorganifation dar, welche nur gedeihen kann, folange fich ihre Koften 
unterhalb der für den geichlofjenen fabrifsmäßigen Betrieb beitehenden Minimalfoften 
bewegen. Ber Ausdrud „Kojten“ ift hier im meitelten Sinne zu nehmen und umfaßt 
auch die Beurtheilung jener Mühen und Sorgen, welche aus der jtändigen Beziehung 
zu den Arbeitern im gejchlojjenen Betrieb hervorgehen, und das Rififo der Anlage 
jtehenden Kapitals. In diefer Richtung bietet nun gerade die Hausinduftrie Vorzüge, 
welche ihre Anmendbarfeit auch bei entiwidelter Technik vom Standpunkt des privaten 
Kapitals zweckmäßig ericheinen laffen. Der Verleger hat im Wefentlihen nur den 
Abſatz zu überfehen. Auch da, wo er in die Produktion organifirend eingreift, Mufter 
und Modelle entwirft, den Anſtoß zur Produktion gibt, einzelne Theile der Produktion, 
wie das Zufchneiden bei der Konfektion, felbjt vornimmt, oder unter feiner Leitung in 
eigener Werfitätte vornehmen läßt, it dies doch nur eine verhältnigmäßig geringe 
techniſche Müheleiftung, welche faum die Dispofitionen eines gewöhnlichen Händlers 
bei der Beitellung der Waare übertrifft. Der Umſtand, daß fein Zufammenmirfen der 
Arbeiter zu gemeinfamer Produktion jtattfindet, mithin der Einzelne zu feiner Zeit als 
ein nothmendiges Glied einer organilirten Geſammtheit zu betradhten it, macht ihn 
ebenfo unabhängig von den Arbeitern, wie die Möglichkeit, fich jederzeit ohne Verluſt 
vom Betriebe zurüdziehen zu können, da Ffeinerlei jtehendem Kapital bei Betriebs- 
einitellung ein Verluſt an Zinſen und Amortifation droht. Die Koften der Ueberwachung 
der auszuführenden Arbeit, die Verantwortlichkeit für die Einhaltung der den gemerb- 
fihen Betrieb jomwie die Verwendung von Arbeitern betreffenden Geſetze, die Koſten 
etrvaiger Arbeiterverlicherungen oder durch Haftpflicht drohenden Schädigungen fallen 
für den Berleger volljtändig oder bis auf die etwaige Vertheuerung der Produktion 
duch die Faktoren weg. Endlich bringt die früher geichilderte ungünitige Stellung der 
Heimarbeiter es mit fich, daß fie feine großen Kohnforderungen ftellen und einem etwaigen 
Rohndrud feine Hindernifle bereiten fünnen. Dies iſt um jo ſchwerwiegender, al3 ja 
nach der ganzen Drganilation des Betriebes ungünftige Konjunfturen, Preisfenfungen 
der Produfte bei mangelnder Nachfrage oder fteigender Konkurrenz, welche im fabrifs- 
mäßigen Großbetrieb durch Veränderungen in der techniihen und wirthſchaftlichen 
DOrganilation ausgeglichen werden fünnen, hier außer dem Unternehmergemwinn eben 
nur die Löhne der Heimarbeiter vorfinden, an denen Erſparniſſe eintreten können. 
Diejen privatmwirthichaftlichen Vorzügen der Hausinduftrie für den Unternehmer fommen 
nun noch gemille äußere Verhältniffe entgegen: die große Menge meiblicher Arbeits— 
fräfte, welche in den Städten eine Ergänzung des häuslichen Einfommens durch Neben- 
erwerb anitrebt; die Schlechte wirthichaftliche Tage zahlreicher Handmwerfer in den Städten 
und auf dem Lande, welche aus Mangel an Abſatz zeitweilig oder immer jede ſich 
nur Darbietende Gelegenheit ergreifen müljen, um ihre Eriltenz zu retten; die dürftige 
Lage der ländlichen Bevölferung, für melche oft eine auch jchlecht entlohnte gemwerb- 
liche Nebenbeichäftigung ein Mittel der Erhebung aus troftlofer Armuth iſt. Durch 
VBerfnüpfung diefer Bedingungen wird allerorten die Hausinduftrie gefördert. Sie läßt 
allerdings die fomplizirteren Produftionen fabrifsmäßiger Betriebe unberührt. Sie 
kann Angeſichts des Mangels techniicher Leitung und der Schwäche der Arbeitskräfte 
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nur einfache Produktionen betreiben; aber die Maflenartifel diefer Art werden durd) 
fie heute mwahrjcheinlich in größerer Menge erzeugt, als auf dem Wege fabritsmäßiger 
Produktion. 


Die ältere deutſche Nationalöfonomie Hat der Hausinduftrie geringe Aufmerfjamfeit ge- 
fhenft. Sie ift ganz von dem vordringenden Fabrikſyſtem in Anſpruch genommen. Rau, 
Bollswirthichaftälehre, 1841, 4. Aufl. S.463. fpriht nur fehr im Allgemeinen davon und 
rühmt die Vorzüge, welche die Verbindung einfacher Gewerbe mit landmwirthichaftlicher Neben- 
beichäftigung ergebe. Noch Schäffle, Sejellichaftliches Syitem Bd. II, 1873 S. 299, berührt 
fie nur vorübergehend und zwar unter dem Gejichtspunft der äußeren Organiſation al3 zer- 
ftreute Betriebe im Gegenſatz zum gejchlojjenen Betriebe der Fabrik. Dieſer flüchtigen Betrad)- 
tung entſprachen dann die günftigen Urtheile, welche einerfjeit3 auf der Annahme befferer Ar- 
beit3bedingungen in der Familie und andererjeit3 auf dem Vorwiegen der Anficht beruhen, daß 
die Hausinduftrie zumeift eine ländliche Nebenbeichäftigung fei; fo noch Roſcher, Syitem 
9b. III S.499, welcher bedauernd meint: „Leider verringere fich da3 Gebiet, auf dem die 
Hausinduftrie konkurriren könne, immer mehr.“ Aehnlich günftig früher au Schmoller, 
Geſchichte des deutichen Kleingemwerbes, 1870, ©.204. Diefer älteren Auffaſſung der Hausinduftrie 
entſprach auch die verwaltungsrechtliche Behandlung, die ihr zu Theil wurde; fo der Ausſchluß 
von der Anwendung der Gemerbeordnung in Defterreih. Hier Hat das Kundmachungs- 
patent zur GO. v. 20. Dez. 1859 „die in die Kategorie der häuslichen Nebenbejchäftigungen fallen- 
den und durch die gemöhnlichen Mitglieder des eigenen Hausftandes betriebenen Erwerbszweige“ 
von der Geltung des Geſetzes ausgeichlojfen. Die Novelle zur GO. v. 15. März 1883 nennt 
jie beim Namen und erflärt: „Die gefammte Hausinduftrie ift von der Einteihung unter die 
Gemerbe überhaupt ausgenommen“ ($ 1). Das Handelsminifterium bezeichnet dann (Vdg. v. 
16. Sept. 1883) als Hausinduftrie: die nach örtliher Gewohnheit ohne gewerblidhe Hilfsarbeiter 
höchſtens mit Yamilienangehörigen in eigener Wohnftätte betriebene gewerbliche Thätigfeit, was 
natürlih zu eng und zu weit ift. Die Novelle v. 8. März 1885 dehnt daS Trudverbot ($ 78 
BD.) auf jene Hilfsarbeiter aus, „welche außerhalb der Werkftätte für Gewerbsinhaber die zu 
dem Gewerbebetrieb nöthigen Ganz- oder Halbfabrifate anfertigen oder foldhe an fie abjeßen, 
ohne aus dem Verkauf diefer Waaren an Konjumenten ein Gewerbe zu machen“. Dies ift der 
Anfang eines hausinduftriellen Arbeiterfchußes, eine Durchbrechung de3 Prinzips von 1883. 
Wieder eine andere Abgrenzung enthält das Gef. über die Kranfenverficherung der Arbeiter v. 20. 
März 1888 im $3: „Auch ſolche Unternehmer, in deren Auftrag und für deren Rechnung jelbitändige 
Arbeiter in eigenen Betriebsftätten perjönlid) oder unter Mitwirkung der Angehörigen des eigenen 
Haugftandes, jedoch ohne andermeitige Hilfsarbeiter mit der Herftellung oder Bearbeitung in- 
duftrieller Erzeugnijfe beichäfligt find (Hausinduftrie), find berechtigt, mit diefen Arbeitern unter 
Buftimmung berfelben der Kranfenverficherung beizutreten.“ Sehr radikal verfährt dagegen 
das Gef. 0.27. Nov. 1896 über die Getwerbegerichte, indem e3 unter Anderen al$ Arbeiter im 
Sinne des Gefebes erfärt ($ 5c): „Berfonen, welche außerhalb der Betriebsftätte gegen eine 
Entlohnung mit der Bearbeitung oder Verarbeitung von Rohſtoffen oder Halbfabrifaten für 
Unternehmer bejchäftigt find,“ mithin fat die ganze Hausinduftrie umfaßt. 

Die de utſche Gewerbeordnung hat die Hausinduftrie allerdings nicht ausdrüdlich ausgeſchloſ— 
jen; aber ausdrüdlich untertworfen doch nur den Beftimmungen über das Trudverbot. Schentel, 
Die deutfche Gewerbeordnung, Karlöruhe 1892, ©. 82, interpretirt allerdings jo, daß die haus— 
induftriellen Arbeiter in der Regel als Lohnarbeiter im Sinne der Gewerbeordnung anzujehen 
jeien. Das Trudverbot ift ausgedehnter als in Defterreich, indem e3 nicht die Einfchränfung auf 
„Hilfsarbeiter“ enthält und den Ehuß nicht von dem Fehlen eines gemerbsmäßigen Verlaufes 
der produzirten Waaren an Konſumenten abhängig macht ($ 119b d. RGO.). 8 154 der 
RED. geftattet die Beftimmungen de3 Arbeiterjchußes der 88 135 bis 139b durd) kaiſ. Ver- 
ordnung mit Zuftimmung des Bundesrathes auf „andere Werkftätten“, aljo auch auf haus— 
induftrielle auszudehnen. Diez ift geichehen durch Vdg. v. 31. Mai 1897 auf Werkitätten, wo— 
rin die Anfertigung oder Bearbeitung von Männer- und Ninabenkleidern, von Frauen» und 
Kinderkleidung, jowie von weißer und bunter Wäſche im Großen erfolgt. (Vgl. die Einzel- 
heiten der Vog. bei Shwiedland, a.a.D. ©.270.) Für diefelben Betriebe ift vom 1. April 
1903 ab die Führung von Lohnbüchern vorgefchrieben. Tas Gef. dv. 30. März 1903 betr. die 
Kinderarbeit verbietet auch die Beihäftigung eigener Kinder vor den 10. Jahr. — Tas deutiche 
Krankenverficherungsgefeß dv. 15. Zuli 1883 hatte die Verſicherungspflicht von ortsitatutari- 
her Beftimmung abhängig gemadt. Seit 1892 find die Außenarbeiter ohne Weiteres ver- 
liherungspflichtig, und feit Novelle v. 30. Juni 1900 fann aud) der Bundesrat die Zivangs- 
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verficherung der „jelbftändigen"“ Hausinduftriellen, der Hausgemwerbetreibenden, verfügen. Die 
Unfallverfiherungspfliht fann auf fie durch Statut der Berufsgenojjenfchaft oder Landesgeſetz 
ausgedehnt werden (Gej. v. 30. Juni 1900). Die Alters- und Snvaliditätsverficherung kann der 
Bundesrath (Gef. v. 22. Zuni 1889) auf die Hausgemwerbetreibenden ausdehnen. So gejchehen 
1891 für die Tabafinduftrie, 1894 und 1895 für die Weberei, Wirferei, Majchinenftriderei und 
andere Zertilbetriebe. 

Wie diefe Skizze der Geſetzgebung ziveier Staaten, die nicht gerade zurüdhaltend find mit 
verwaltungsrechtlihen Regelungen, zeigt, ift die Politit der Hausinduftrie gegenüber unficher. 
Man kann im Ganzen drei Richtungen unterjcheiden: 1) Beeinfluffung der Hausinduftrie als 
Betriebsform, 2) Schub der in den hausinduftriellen Betrieben bejchäftigten Hilfsperfonen 
nach Analogie des allgemeinen gemerblichen Arbeiterfchußes, 3) Schuß der Hausinduftriellen 
gegenüber den Berlegern. Die Hausinduftrie als Betriebsform wird von den Handwerkern, 
den Fabrifanten und den Arbeitern befämpft, da Alle unter ihrer Konkurrenz zu leiden haben. 
Bon allen Seiten find allgemeine Verbote oder foldhe einzelner Formen (Sibgejellentum) 
gefordert worden, doch ift die Forderung heute noch undurchführbar wegen mangelnder Kon- 
trolfe und der Unmöglichkeit, den Hausinduftriellen anderen Ermerb zu verjchaffen. Doch ift 
eö möglich, den Uebergang in gefchlofjene Werfjtätten und Fabrifen durch Errichtung von Ge- 
nofjenfchaften, kommunalen Werkſtätten u. dgl. zu fördern. Der Arbeiterfchuß wird fchon 
verſucht (fiehe oben), ift aber nur auf Grund fehr umfangreicher Snipektionen wirkſam zu 
erhalten, er wächſt natürlich in demjelben Maße, in dem die Hausgemwerbebetriebe centrali- 
firter find. Der Schuß der Hausinduftriellen gegenüber den Berlegern und ihrer eigenen 
Konkurrenz ift vor Allem auf Hebung und Sicherung der Löhne und Preife gerichtet. Zu 
diefem Zweck find, zum Teil mit gutem Erfolg, verfuht worden: genoſſenſchaftliche Organi- 
jation der Hausinduftriellen, Tarifverträge mit den Berlegern, behördliche Lohn- und Preis— 
feftfegungen. Vgl. Schmwiedland, Ziele und Wege einer Heimarbeitsgejeßgebung, 2. Aufl., 
1903 (bejte Weberficht über praftifhe Verſuche und Geſetzgebung, insbejondere auch der ameri- 
fanifhen und auftraliihden Staaten); Weber und Philippopid in Schr. d. 2. f. ©. BD. 88; 
ein hübfches Beifpiel praftifcher Arbeit bei Wilbrandt, Marimalarbeitstag und Mindeitlohn- 
tarif in der Hausmeberei in J. f. R. 3. 5. 28. Bd., ©. 625 und von Tadyenthal, Die 
Gablonzer Induſtrie u. die Produftivgenofjenichaft der Hohlperlenerzeuger, 1900. Die Ent- 
widlung der Hausmweberei zur Webfabrif und die Aufgaben der Verwaltung gegenüber der 
Handmweberei in der Gegenwart erörtert Wilbrandt, Die Weber in der Gegenwart, 1906. 

Gegenwärtig Stehen im Deutichen Rei) und in Oeſterreich Gejeßentwürfe zur Berathung, 
welche dort die Heimarbeit in der Zigarreninduftrie, hier die Heimarbeit in der Bekleidung3- 
induftrie durch; Anmeldezivang, Unterwerfung der Wohn- und Arbeitsitätte unter die Gewerbe— 
inſpektion und durch beftimmte hygienische Schußporfchriften regeln wollen. In Großbritannien 
wird die autoritative Lohnfeſtſetzung durch Organe mit Amtscharafter für einzelne Hausindu- 
ſtrien erwogen. 

Ueber die Ausbreitung der Hausinduſtrie beſitzen mir ſtatiſtiſche Angaben, die aber, da 
die Erfaffung ſehr ſchwierig ift, jedenfall Hinter der Wirklichkeit zurüdbleiben. Die deutſche 
Berufszählung 1895 zählte 342511 im Hauptberuf TIhätige, die gleichzeitige Zählung der Ge- 
mwerbebetriebe 457984. 47.070), aller Hausinduftriellen waren in der Tertilinduftrie, 35.690, 
in den Belleidungsgemwerben thätig. Ihren ftädtifchen Charakter zeigt die Bertheilung: auf 
1000 Einwohner entfielen hHausinduftrielle Berfonen in den Großftädten 21.17, in den Mitteljtädten 
14,93, in den Kleinjtädten 18.87, in den Landſtädten 20.03, auf dem flachen Lande 9.16. (Sn 
Krefeld 97.04, Elberfeld 62.24, Barmen 40.12, Berlin 35.05 pro Mille) — In Defterreich find 
bei der Betriebszählung 1902 629181 Haupt-, 22615 Nebenbetriebe mit 2843955 Be- 
triebSbogen und 357019 Betriebe mit 463564 Perſonen mit Heimarbeiterfarten gezählt worden, 
jo daß 14°,, aller gewerblich Thätigen Hausinduftrielle find. Befonders ſtark iſt das Ver— 
hältniß in der Tertilinduftrie: 337514 Nihthausinduftrielle und 211502 Hausinduftrielle, in der 
Induſtrie der Befleidungs- und Pelzwaaren 397129 und 140346, der Holz-, Flecht- und Schnik- 


waaren 193756 und 46591. Zmeifellos find aber auch in Defterreich nicht alle Hausinduftriellen 
erfaßt worden. 


Literatur (Daritellungen der Hausinduftrie): Schr. d. ®. f. ©. Bd. 40—42 u. 48; Thun, 
Die Induſtrie am Niederrhein, 1879; Sar, Die Hausinduftrie in Thüringen, 1881—1888; aus 
neuerer geit in Schr. 8.2. f. ©. BD. 62 bis 71: Die Lage de3 Handmerfes in Deutjchland 
und Defterreich, und Bd. 84—88: Haudinduftrie und Heimarbeit in Deutfchland und Oeſter—⸗ 
reih. Erhebungen der Kommiffion für Arbeitsftatiftif über die Arbeitsverhältniffe in der 
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Kleider- und Wäfchelonfektion, Berlin 1896; die Erhebungen de3 öfterreich. arbeitäftatiftifchen 
Amtes über die Kleider- und Wäfchelonfektion, Stenogr. Protokoll, Wien 1899 und über die 
Berhältniffe im Schuhmadjergemwerbe, Stenogr. Protokoll, Wien 1904; Berichte der Gemwerbe- 
injpeftoren über die Heimarbeit in Defterreih, 3 Bde., Wien, 1900, 1901; Hausinduftrie und 
Heimarbeit im GroßherzogtHum Baden. Hrsg. v. db. Fabrikinſpektion, 1907. 


III. Gewerbepolitifhhe Beftrebungen zu Gunflen des Handwerks. 


1. Die Konkurrenz des Handwerks mit der Fabrik und der Hausinduftrie. 


$ 41. 1. Bis in das 16. und 17. Jahrhundert ift das Handwerk al3 gewerbliche 
Produktion im Heinen Betrieb, für einen lofalen Kundenfreis, auf Grund von Be— 
ftellungen die charakteriftiiche Form eines gewerblichen Unternehmens. Die Handwerker 
Ipielen in den Städten eine wichtige Rolle, erhalten eine eigene verwaltungsrechtliche 
Ordnung, die Zunft, fie werden zum Typus des gemerbetreibenden Bürgerthums, ihr 
Gewerbebetrieb ericheint als der normale. Dieſe Vorftellung erhält fich bis heute, 
obwohl ſchon feit Langem große Veränderungen in der gewerblichen Produktions» 
ordnung dur) das Verlagsſyſtem und das Fabriksſyſtem hervorgerufen werden. War 
e3 ſchon feit jeher vorgefommen, daß die Handwerker nicht blos für Kunden auf Bes 
ftellung, fondern auch auf Vorrath, für den Markt produzirten, daß fie nicht blos 
Waaren für den lofalen Abſatz, jondern auch für den Vertrieb in der Fremde dur) 
Haufirer oder andere Händler erzeugten, jo wird dieje Art der Produktion im 17. und 
18. Sahrhundert immer häufiger, jet neben die alten Handwerker die Hausgewerbe- 
treibenden, macht Handwerker felbit zu Hausgemerbetreibenden und verwiſcht jo Die 
Unterjhiede zwiſchen dem „jelbitändigen“ Handwerker und dem als Heimarbeiter 
arbeitenden. Und ebenfo wird der alte Typus des bürgerlichen Gemwerbetreibenden 
von der Seite der Fabrik Her verändert. Mit dem Aufflommen der neuen motoriſchen 
Kräfte, Dampf und Elektrizität, neuer Techniken, neuer Rohſtoffe, treten nicht nur 
vollkommen neue Betriebe auf, die nicht unter die alten Handwerke fubjumirt werden 
fönnen, die leßteren felbjt verändern ihren techniichen und kaufmänniſchen Betrieb, 
nehmen Mafchinen auf, entmwideln eine vollfommenere Arbeitstheilung, Tpezialifiren 
jih, geben die Produktion für individuellen Bedarf volllommen auf und arbeiten nur 
mehr für den Markt im Großen oder fie gliedern fih an Großbetriebe an, furz, 
harakteriftiiche Merkmale des alten Handwerks gehen verloren oder fie nehmen Züge 
der fabrifsmäßigen Produktion an, ohne daß deßhalb ihr Betrieb gerade ein Groß— 
betrieb fein müßte. Mit anderen Worten, mie e3 fchwierig wird das Handwerk von 
einem Verlag3betrieb zu trennen, fo wird e3 auch fchwierig, die Scheidung der Fabrik 
gegenüber vorzunehmen. Wenn mir daher von einem Verdrängungsprozeß ſprechen, 
der das Handwerk ergriffen hat, jo meinen wir damit oft nur einen Umbildungs- 
prozeß, und man muß ſich daher Kar darüber fein, daß die Konkurrenz zmwilchen 
Handwerk einerjeit3 und Fabrik und Verlagsſyſtem andererfeit3 nicht einfad) bedeutet, 
daß fremde Unternehmungen fi) an die Stelle bisher beftandener fegen, vielmehr 
legen die Veränderungen vielfach im Handwerk ſelbſt ein und geitalten es um. 

2. Bor Allem müffen wir zwiſchen handmwertsmäßigen Betrieben der Waaren- 
produftion und reinen Arbeitsgewerben jcheiden. Als erftere bezeichnen wir jene, 
welche ein marftfähiges Produkt liefern, das vom Konfumenten fertig bezogen und jogleid) 
tonfumirt wird: Schuhe, Kleider, Werkzeuge u. ſ. w.; als letztere diejenigen, bei weldhen 
der Gewerbetreibende dem Konfumenten unmittelbare Dienftleiftungen zu gewähren hat. 
Hier gibt e3 wieder ausichliegliche Arbeitsgerverbe, wie Maler, Anftreicher, ein großer 
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Theil der Baugewerbe oder ſolche, bei welchen die Waarenlieferung in Verbindung mit 
Arbeitsleiſtungen tritt, z. B. Tapezirer-, Vergolder-, Glaſergewerbe. Bei den Arbeits— 
gewerben iſt eine Verdrängung des Handwerks durch den fabriksmäßigen oder haus— 
induſtriellen Betrieb nicht möglich. Hier können nur Verſchiedenheiten in der Größe 
des Handwerks eintreten. Dagegen iſt die in früherer Zeit oft betonte Scheidung von 
einfachen und Kunſtgewerben, welch letztere wegen der nothwendigen individuellen 
Behandlung einen fabriksmäßigen Großbetrieb nicht zulaſſen ſollen, nicht zutreffend, da 
nach den neueren Unterſuchungen auch künſtleriſche Gewerbe von der Fabrik oder dem 
Verlag dem Handwerk entriſſen worden ſind. Das eigentliche Konkurrenzgebiet bilden 
die Gewerbe der Waarenproduktion. Hier laſſen ſich die folgenden Verſchiebungen 
beobachten: 1. Das Vollhandwerk wird durch die Fabrik erſetzt; ſo in der Weberei, 
Uhrmacherei, in der Schuhmacherei u.a. 2. Das Vollhandwerk wird verlegt, mie Dies 
in der Tiichlerei, in der Schuhmadherei, in der Schirmmaderei u. a. beobachtet wird. 
3. Einzelne Produkte des Vollhandwerks werden durch die Fabrik erzeugt; To werden 
einfache Möbel fabrifsmäßig, fomplizirtere handwerksmäßig hergeftellt, die Bonbons— 
erzeugung und Herftellung von trodenem Badmwerf wird der Zuderbäderei entzogen. 
4. Es tritt eine Bedarfsverſchiebung ein. Der Konfument gebraudht andere Produfte 
al3 die bisher handwerfsmäßig erzeugten: Drahtjeile an Stelle von GSeilerwaaren, 
Emailgeſchirre an Stelle von Böttcherwaaren. 5. Theile des Produktes werden fabrif2- 
mäßig hergeltellt, andere handmwerfsmäßig, und auch die Zuſammenſetzung bleibt dem 
Handwerk, dagegen gehen namentlich die Anfangsitadien der handwerksmäßigen Pro- 
duftion oder die Heritellung des Halbfabrifates aus dem Rohſtoff auf die Fabrik über: 
Schlöſſer in der Schlofferei, Hölzer und zugerichtete Bürften in der Bürftenbinderei, Schäfte 
in der Schuhmaderei u. |. m. 6. Der hHandmwerfsmäßige Betrieb befteht in Konkurrenz 
mit dem Großbetriebe fort durch Spezialifirung der Produftion; 3. B. bei Mefler- 
Ihmieden, in der Kleineifeninduftrie. 7. Das Handwerk erhält fi als NReparatur- 
gewerbe und Arbeitsgemwerbe. 8. Das Handmerf bleibt al3 technilcher Betrieb beitehen, 
verliert aber jeine mwirthichaftliche Selbjtändigfeit durch Eingliederung und Angliederung 
an einen großen Betrieb, 3.8. Böttcher in Bierbrauereien, Schlofjer, Sattler, Stell- 
mader bei Transportunternehmungen. 

3. Das Maß und die Stärke, mit der die verichiedenen Berjeßungsformen des 
Handwerks auftreten, hängt von Bedingungen ab, unter denen die wichtigsten find: 
1. Die Größe des Abjabgebietes. Die Städte, raſche, billige und Häufige Verkehrs— 
mittel begünftigen Zabrif und Verlag; das Land und Mangel der Kommunifationen 
unterjtüßen das Handwerk. 2. Die mwirthichaftlihen und pſychologiſchen Eigenthümlich- 
feiten der Konſumenten. Wirthichaftliher Wohlſtand unterftüßt die Erzeugung hand- 
mwerfsmäßiger Produkte des gemöhnlichen Bedarfs; Gewöhnung und Iofale Rüdfichten 
erhalten die Berbindung zwiſchen Konfumenten und Handwerf auch da, mo wirth— 
Ihaftliher Weile der Bezug fabrifsmäßig erzeugter Produfte vorzuziehen wäre. Dem 
wirft wieder ftarf entgegen die Bequemlichkeit in Magazinen zu faufen, daher jene 
Momente ftärfer auf dem Lande, al in der Stadt wirfen. 3. Technifhe und kauf— 
männiſche Bildung und Beſitz menigitens eines Heinen Kapitals erleichtern dem Hand- 
werk das Feithalten feines Produftionsgebietes durch Ermöglihung der Spezialifirung 
geichiekte Anpafjung der handwerksmäßigen Produktion an neue Bedürfniffe, Ausnützung 
des vom Großbetriebe noch offen gehaltenen Feldes. 4. Der Grad der Beſetzung der 
Gewerbe. Eine Ueberfeßung von Gemerben führt vielfah zum Verlag und ruinirt 
auch die bejjeren und tüchtigeren Handwerker in der Zeit des Konkurrenzkampfes. 
Solche Meberjegungen fommen vielfadh vor in Folge mangelnder Ordnung des Zur 
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wachſes, ungenügender Ueberſicht über die Eriltenzbedingungen, die Märkte und Abſatz— 
verhältniffe; in Folge von Beſchränkungen der Gejeßgebung (Befähigungsnachmeis vgl. 
8 43); bei geringem Wohlitand der Bevölkerung und gleichzeitigem Wachsthum der- 
felben, da die Sleichmäßigfeit und Eingeengtheit des Konſums nur wenig Handmwerfer 
fordert, für welche ein ftarfes Angebot vorhanden iſt. Andererſeits vermag fteigender 
Wohlitand der Bevölkerung und Vervielfältigung des Konſums durch Entftehen von neuen 
Produftionsrihtungen auch neue Gebiete der handwerksmäßigen Produktion zu eröffnen, 
bezw. alte zu ftärken, wie dies gegenwärtig an den Gemerben, die durch die Eleftro- 
technik, den Automobilismus, das Radfahrweſen belebt werden, beobachtet werden fann. 

4. Die Thatfache der Verdrängung des Handwerks durch die Fabrik und die Auf- 
hebung feiner wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit durch den Verlag bedroht einen relativ 
großen Theil der gewerblichen Bevölkerung und zugleich denjenigen, ber nad) der 
Meinung Vieler den gewerblichen Mittelitand und fomit einen mwerthoollen, ja un 
entbehrlihen Theil der gejellichaftlihen Klaſſen zu bilden hat. Jedenfalls Hat das 
Kleingewerbe in vergangenen Zeiten einen ausfchlaggebenden Theil des herrichenden 
Bürgeritandes in den Städten gebildet. E3 drängt daher nicht nur der Gelbiterhaltungs- 
trieb der gefährdeten Handmerfer, jondern auch das Intereſſe jener politiihen PBar- 
teien, welche jene Meinung vertreten, dahin, Mittel und Wege zu juchen, um 
diefen Mittelftand zu erhalten. Auch wer die Anficht nicht vertritt, daß dem Hand» 
werferitande eine fo große ftaatlihe Bedeutung zufommt, kann jenem Prozeß der 
Bebrängung und Verdrängung einer fo zahlreichen Bevölkerungsklaſſe nicht gleichgiltig 
gegenüberftehen und wird e3 al3 eine Aufgabe der ftaatlihen Politik betradhten, 
unterftügend einzugreifen. Das Biel wird freilih nicht ganz daſſelbe fein. Jene 
Anfiht will einen bejtehenden Entwidlungsprozeß hemmen, mährend dieje die Aufgabe 
hat, die beftehende Entwidlung für die Gejammtheit möglichſt nußbar und für den 
Einzelnen am mwenigften fchädlich zu machen. Dieſe letztere Meinung verdient den Vor» 
zug; denn es ift nicht möglich, die Grundlagen unjerer wirthichaftlichen Organijation — 
die Freiheit der Konfumtion, der Niederlafjung, der Produktion im Allgemeinen — 
unangetaftet zu laſſen, wenn man die aus diefer Freiheit hervorgehende Entmwidlung 
der Produktion einfeitig beeinflujfen will; jene aber aufzugeben vermag heute Niemand 
mehr, weil fie zu ſehr in’3 Bewußtſein und das Bedürfniß der Bevölkerung über- 
gegangen find. Es Hat ſich ferner die Fapitaliftiiche Großproduftion, wie in voraus— 
gegangenen Paragraphen gezeigt worden ift, al3 ein Ergebniß zmwingender mwirthichaft- 
liher Gründe ermwiejen, jo daß ihre Beichränfung, jelbjt mern fie möglich wäre, dem 
Bedürfniß der Verforgung machfender Bevölferungsmaffen und dem erlangen nad) 
möglichjt geringem Aufwand an Arbeit3- und Materialfoftern bei diefer Verſorgung 
widerjprechen würde. E3 kann demnadh die allgemeine Richtung der vom Etaate 
gegenüber diefen Konfurrenzen der Betrieböformen einzufchlagenden Politif nur darin 
gelegen fein, darauf hinzumirfen, daß Jede — alſo insbefondere auch das Handmwert — 
zur vollftändigen Ausnüßung desjenigen Bedarfögebietes gelange, zu deſſen Befriedigung 
lie befonder3 geeignet ift, alfo dazu gelange die Fähigkeit auszubilden, ji) dem Be— 
dürfniffe der Bevölkerung anzupafjen. Dieſe Erfenntniß ift in der Gegenwart wohl 
weit verbreitet, doch hat die Gejeßgebung in Deutſchland und Oeſterreich nicht auf 
dieſem Wege allein zu Hülfe fommen wollen. 


Die unter Literatur angegebenen Erhebungen de3 ®. f. ©. haben die entjcheidende Rolle, 
weldhe die Veränderungen de3 Bedarfes für die gewerbliden Produftionsorganijationen 
befigen, dargethan. Vgl. Bücher, Referat auf der Generalverfanmlung 1897, Bd. 72. Mit 
auf Grund des Materiales, das jene Erhebungen boten, hat Sombart, Ter moderne Kapi— 
talismus 1902, 1. Bd., 21.—27. Kap. und 2. Bd., 3. Bud, die Veränderungen, die im Hand- 
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werk in der Gegenmart vor fich gehen, auf das Eingehendfte dargeftellt. Vermöge der eigen- 
thümlichen Begriffsbeftimmungen (Handwerk = Heingemwerblidie Produktion zum Zmede der 
Sicherung des Lebensunterhaltes; Fapitaliftiihe Unternehmung — Erwerb3unternehfmung zum 
Zwecke der Geminnerzielung) ift das von ihm beobachtete Ergebniß: abfoluter Niedergang des 
Handwerks zu Gunften der Fapitaliftiichen Unternehmung nicht ganz einwandfrei. Sn der 
Sade gebe ih ihm Recht, ich nenne es aber nicht einen Untergang des Handmerfs, wenn e3 
jih als Hleinfapitaliftiiche Unternehmung meiter erhält. Man it ohnedies fchon längſt ftill- 
jchweigend übereingefommen, mehr vom „Kleingemwerbe” al3 vom „Handmwerf" zu reden. Das 
Eritere ſieht auch Sombart nicht völlig verfchwinden. — Wie alte Gewerbe verſchwinden und 
neue ſich bilden auf Grund neuen Bedarfes, neuer Produftionsmethoden, neuer Arbeitsmittel 
und Rohftoffe, zeigt hübſch Petrenz, Die Entwidelung der Arbeitstheilung im Leipziger Ge— 
mwerbe, 1901. — Sn England und Amerifa verjteht man unfere ganze Handmerferfrage 
nicht, da dort die Tradition von ihrer einstigen Stellung verloren gegangen ift. Sn Frank— 
reih und Belgien fcheint fie durch die Thätigfeit der Fatholifch-fonfervativen Parteien zum 
Bemußtlein der Bevölkerung gebradjt zu werden. Vgl. Brants, La petite industrie contem- 
poraine, Paris 1902, und den Compte rendu du congrös international de la petite bourgeoisie, 
Brüffel 1900. 


Literatur (über die Frage der Konkurrenz von Handwerk, Fabrik und Hausinduftrie): mie 
bei $ 38; ferner Schönberg in feinem Hödb. II 1 S. 499 ff.; Unterſuchungen über die Lage 
des Handwerks in Deutichland und HDefterreih, Schr. d. 2. f. ©. Bd. 62—71; Berhandl. d. 
V. f. ©. 1897, Schr. Bd. 76 (dazu die Zufammenfaffung von 9. Grandfe in. f. G. V. 
1897 ©. 1031); Adler, Ueber die Lage des Handwerks in Defterreich, 1898; Schwiedland, 
Kleingewerbe und Hausinduftrie in Defterreih, 1894; Sombart, Gewerbeweſen, 1904; 
Herfner, Arbeiterfrage, 5. Aufl., S. 409 ff., 430 ff.; Wernide, Kapitalismus und Mittel- 
ſtandspolitik, 1907. 


2, Die Handwerkerpolitik der Gegenwart in Deutichland und Deiterreidh. 


8 42, 1. Während in der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Gemwerbepolitif 
darauf gerichtet war, die Grundzüge der Gemerbefreiheit zu verwirfliden und ins- 
bejondere die Beichränfungen der Zunftverfafjung und der ihr entiprechenden ftaatlichen 
Maßregeln zu bejeitigen, hat die fteigende Bedrängung des Handwerks durch Fabriken 
und den Großbetrieb überhaupt innerhalb der Handmerferfreife und der ihnen nahe- 
ſtehenden politiihen Parteien Beitrebungen hervorgerufen, die Gemerbepolitif in eine 
dem Handwerk günftige Richtung zu drängen, und die Geſetzgebung Hat fi dem Drud 
diefer Bewegungen nicht entzogen. In der jüngften Zeit find die erjten Anſätze zu 
einer Regelung der Hausinduftrie zu bemerfen, einen breiteren Ranm nimmt in der 
Politif der gewerblichen Betriebsformen aber doch nur die Handmwerferpolitif ein, 
die auch als Politif zu Gunsten des Kleingemerbe3, ald gewerbliche Mitteljtand3- 
politif bezeichnet wird. So hatten ſchon die wirthichaftlich gedrüdten Zeiten der vierziger 
Jahre des 19. Jahrh. eine lebhafte Agitation zur Beichränfung der Gemerbejreiheit, 
namentlich in Norddeutichland, herbeigeführt, die ihren ſchärfſten Ausdrud in den Be— 
Ihlfüffen eines am 15. Juli 1848 in Frankfurt zufammengetretenen Handmerfer- und Ge— 
werbefongrefies („Handmwerferparlament“) fanden. Diefer forderte Beſchränkung der Zahl 
der Meifter, Zumeifung aller Handmwerfearbeiten in den Fabriken an die zünftigen Meifter 
am Orte, Bejchränfung jedes Gemerbetreibenden auf ein Gewerbe, Zuweiſung des Klein- 
handel3 mit Handmerfswaare an die Sunungsmeifter, Mlleinberecdhtigung der Städte zum 
Semerbebetrieb, Unzuläfligfeit von öffentlichen (Gemeinde-, Staat3- oder Aktien-)Werk- 
jtätten, Verbot des Haltens von mehr als zwei Lehrlingen, Verbot des Submilfionz- 
weſens und Vertheilung der öffentlichen Arbeiten an die Meifter durch einen von ihnen 
eingejegten Gewerberath, Beſteuerung der Fabriken zu Gunften der Handwerfer, Lehr- 
zwang, Wanderzwang, Prüſungszwang. Diejes Programm ift im Wejentlichen bis auf 
heute das ideale Ziel der Handmwerferbewegung geblieben. Die preußifchen Gewerbe— 
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ordnungen vom 17. San. 1845 und 9. Febr. 1849 kamen jenem Verlangen theilmeife 
entgegen. Die Ausübung der meilten Handmerfsbetriebe wurde abhängig gemad)t 
von obligatorifchen Lehrlingsprüfungen, einer dreijährigen Gefellenzeit, einer Meifter- 
prüfung und der Mitghiedichaft bei einer Innung. Die Yabrikinhaber wurden auf die 
Beichäftigung von Gefellen beichränft. Die gleichzeitige Ausübung mehrerer Handwerke 
konnte unterfagt werden. Gejellen und Gehilfen durften nur bei Meiltern ihres Ge— 
werbe3 arbeiten. Die Arbeitsgebiete der verichiedenen Gewerbe wurden durd) Gemwerbe- 
räthe abgegrenzt. Die Errihtung von Magazinen zum Handel mit Handwerkswaare 
fonnte verboten werden. Ein Fortichritt aber war es, wenn Bmangsunterjtügungs- 
faflen unter gewiſſen Bedingungen errichtet wurden und den Arbeitgebern für die 
Unterftüßung ihrer Lehrlinge, Geſellen und Hilfsarbeiter eine meitgehende Beitrags- 
pflicht auferlegt wurde. 

2. Diefer Rüdfall in die Gemwerbepolitif der Vergangenheit wurde in Preußen 
erſt durch das Nothgewerbegejeg vom 8. Juli 1868 befeitigt, welches alle ausjchließ- 
lichen Rechte der Zünfte und faufmänniichen Korporationen befeitigte, den Befähigungs- 
nachmeis, den Unterjchied zwiſchen ftädtiihem und ländlichem Gewerbe aufhob, Die 
Beſchränkung der Meilter auf Beichäftigung von Arbeitern ihrer Gewerbe bejeitigte. 
Diefe Grundfäße wurden ermweitert in der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869, 
welche im Zujammenhang mit den Gefeten über die Freizügigkeit und über die Auf- 
hebung der Wuchergefeße vom Jahre 1867, der Aufhebung der ftaatlichen Genehmigung 
für Aftiengefellfchaften im Jahre 1870, dem Geſetz über die Erwerb3- und Wirthichafts- 
genofjenichaften vom Jahre 1868 und der Aufhebung der polizeilichen Beichränfungen 
der Eheichließung im Jahre 1868, ſowie mit dem in diejelbe Zeitperiode fallenden 
Uebergang zum Freihandel in der ausmärtigen Handelspolitif die Grundſätze Der Ge— 
werbefreiheit in weitem Maße vermwirflihte. Die Handwerkerbewegung ruhte indejlen 
nicht. 1868 und 1869 fanden zahlreiche Berfammlungen von Handmerfern jtatt, welche 
gegen die beabjichtigte Gemwerbefreiheit proteitirten. Nach Erlaß des. Geſetzes Tiefen 
viele Betitionen ein um Wiedereinführung früherer Beichränfungen. 1872 verfammelten 
ih in Dresden Handwerker aus 145 Städten und beichloflen die Bildung eines Ber- 
bande3, der im nächſten Jahre zu Stande kam al3 „Verein felbjtändiger Handmwerfer 
und Fabrifanten“. Diejer Verein ftellte ji) zmar auf den Boden der Gemerbefreiheit, 
forderte aber eine innere Organifation und Gründung von Verbänden, welche aus fich 
heraus für Ordnung und Recht der Gewerbe forgen follten. Dieſer Verein jchmolz 
mit der Zeit jehr zufammen und ging 1882 über in den „Allgemeinen deutfchen 
Handmwerferbund“, deſſen Programm Zwangsinnungen, Befähigungsnachmeis, Legi- 
timationzpfliht für die Gehilfen, Handmwerferfammern, ferner Schutz gegen den Wett» 
bewerb der Gefängnißarbeit, gegen Militärmwerkitätten, gegen Submiſſionsweſen und 
Haufirwejen forderte. 1884 traten, nachdem inzwiſchen wieder Innungen eingeführt 
worden waren, die Vorſtände von 14 Fachverbänden zufammen und bildeten den 
„Sentralausihuß vereinigter Snnungsverbände Deutſchlands“ in Berlin. 

3. Dieſe beiden Vereinigungen verbanden fich 1890 und haben die Politik ſtark 
beeinflußt. Sie forderten insbejfondere die Zwangsinnungen, den Befähigungsnachweis 
und die Errihtung von Handmwerferfammern zur Anterejjenvertretung des Klein— 
gewerbes; außerdem einzelne Maßregeln, durch welche die dem Handwerk gefährliche 
Konkurrenz (Gefängnigarbeit, Wandergewerbe, Magazin» und Verſandtgeſchäfte) fern- 
gehalten werden. Die Reichsgeſetzgebung ift ihnen durch die Geſetze vom 18. Juli 1881, 
8 Dezember 1884 und 6. Juli 1887 theilmeife entgegengefonmen, indem wieder 
Innungen, wenn auch auf der Grundlage der Syreimilligfeit, mit öffentlihem Ber- 
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waltungsrecht in’3 Xeben gerufen wurden. Als ihre Aufgabe wurde Hingeftellt, außer 
der Pflege der Gemeinjamfeit und der Standesehre, Förderung eines gedeihlichen 
Verhältniffes zwiſchen Meiftern und Gejellen, Regelung de3 Lehrlingsmefens, Ent- 
iheidung von Streitigkeiten zwiſchen Meiltern und Lehrlingen, Errihtung von Fach— 
ihulen. Auch auf Nichtinnungsmeifter konnte ſich unter gewiſſen Bedingungen der 
Einfluß der Innungen erjtreden; jo in Bezug auf Streitigkeiten mit Lehrlingen, auf 
Beiträge zu Schuleinrihtungen. Einen weiteren Fortichritt in der DOrganifation des 
Handwerks hat das Reichsgeſetz vom 26. Yuli 1897 gemacht. Durch daffelbe find 
Handmwerferfammern eingerichtet worden. Diefe find Vertretungen der Intereſſen 
des Handwerks für größere Bezirke, gewählt von den Handmwerferinnungen, event. den 
Gemerbevereinen des Bezirkes aus den Innungsmitgliedern. Sie ftehen unter der 
Auffiht der höheren Verwaltungsbehörden, find von der Regierung über Angelegen- 
heiten des Handwerk zu hören und haben das Recht, jelbjtändig Veranftaltungen zur 
Förderung des Handwerks zu treffen. Ihnen obliegt die nähere Regelung des Lehrlings- 
weſens, die Einſetzung von Prüfungsausihüflen zur Abnahme von Gejellenprüfungen. 
Bei allen Angelegenheiten, welche die Lehrlinge oder Gejellen betreffen, iſt die Mit- 
wirfung eines bei der Handmwerferfammer gebildeten Gejellenausfchuffes vorgefchrieben. 
Ferner it das Innungsweſen feiter geregelt worden, indem überall da, mo die Majorität 
der Handmwerfer es bejchließt, die Innung entweder für alle Handmwerfer oder doch für 
jene, welche der Regel nach Lehrlinge und Gejellen oder Lehrlinge beichäftigen, obli- 
gatoriſch gemacht wird. Sie dürfen nur für gleiche oder verwandte Gewerbe errichtet 
werden. Ebenjo find nunmehr die Gejellenaustchüffe bei jeder Innung obligatoriſch. 
Der Befähigungsnachmeis wurde nicht Direft eingeführt; doch dürfen nur folche Hand- 
werfer den Titel „Meiſter“ führen, welche die Meifterprüfung beitanden haben. 

4. In Defterreich Hat es das gering entmwidelte öffentliche Leben mit fich gebracht, 
daß die auch dort unter den Handwerkern herrjchende Unzufriedenheit verhältnigmäßig 
ſpät zum Ausbruch fam. Zwar zeigen ſich fogleih mit Beginn der Verfaflungszeit 
(1867) Anzeichen einer beginnenden Handmwerferbewegung; aber noch 1874 und 1877 
fonnte die Regierung eine Reform der Gewerbeordnung im Sinne volljtändigerer Durd)- 
führung der Gemwerbefreiheit dem Abgeordnetenhaus vorjchlagen und erjt 1879 tritt 
ein allgemeiner böhmiſcher Gemerbetag für die Aufrechterhaltung der durch die Ge— 
werbeordnung von 1859 formell beibehaltenen Zwangsgenoſſenſchaften und die Wieder- 
einführung des Befähigungsnachwetles ein. Seit diejer Zeit nimmt die Bewegung für 
eine Reform der Gewerbeordnung in diefem Sinne immer mehr zu, verliert aber bald 
den Charakter einer Vertretung rein wirthichaftlicher Intereſſen und wird zum Mittel 
politischer Barteibejtrebungen, welche in der Drganijation des Gemerbeitandes das 
Mittel zum Aufbau des Staates im Sinne fonjervativer Staatsideen erbliden. Die 
wirthichaftlihen Forderungen greifen daher fchließlich fo weit aus, daß ſie ohne eine 
DOrganifation der Geſellſchaft nicht durchführbar find. Sie find auf dem Vierten All- 
gemeinen Defterreichiichen Gemerbetag feitgeftellt und 1893 in einem Antrage im Ab- 
geordnetenhaus formulirt worden. Ihr mejentliher Inhalt ging dahin, die Ausübung 
hHandmwerfsmäßiger Gewerbe an den Befähigungsnachweis zu binden, aud) dann, wenn 
die Betriebsform die der Fabrik ift, ferner eine Bejchränfung des Handel3 mit hand- 
werfsmäßiger Waare auf Handwerker und den Zuſammenſchluß der Handmerfer zu 
Genoſſenſchaften mit Verwaltungsbefugnijjen zu fordern. 

Durch die Novelle zur Gewerbeordnung vom 15. März 1883 begann man joldhen 
Wünſchen Rechnung zu tragen. Dieje Novelle jchied die Gewerbe in freie, handwerks— 
mäßige und fonzeffionirte. Die konzeſſionirten, d.h. an eine ausdrüdlihe Genehmigung 
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durch die Gemwerbebehörde gebundenen (Gaftwirthichaften, Schiffsgewerbe, Rauchfang— 
fehrer u. f. w.), waren bereit3 früher vorhanden. Neu war die Errichtung der hand» 
mwerfsmäßigen, als welche ſolche anzufehen find, „bei denen e3 fi) um Fertigfeiten 
handelt, welche die Ausbildung im Gewerbe durch Erlernung und längere Verwendung 
in demfelben erfordern und für melche diefe Ausbildung in der Regel hinreicht“. ($ 1.) 
Für fie wurde ein Befähigungsnachweis eingeführt. Außerdem beitimmte bie Novelle, 
daß für alle gewerblichen Unternehmungen, alfo aud) für die freien und fonzelfionirten, 
mit Ausnahme der Fabrifanten, die Bildung von Zwangsinnungen — „Genofjen- 
ſchaften“ — vorgeichrieben it. Ein Gele vom 5. Februar 1907 fam den Wünſchen 
ber Handmerfer noch weiter entgegen. Die Gewerbe, welche als „handwerksmäßige“ 
zu gelten haben, 53 an der Bahl, find nunmehr im Geſetze felbit genannt; den Zwangs— 
genoffenfchaften ift ein Einfluß auf die Entſcheidung der Vermwaltungsbehörde über die 
Zulaffung zum Gewerbebetrieb eingeräumt; in 5 Jahren kann die Meifterprüfung 
vorgelchrieben werden, mit der Wirkung, daß nur geprüfte Meijter diejen Titel führen 
und Lehrlinge halten dürfen; für einzelne Handelögewerbe (Gemilchtwaaren, Kolonial», 
Spezereis, Materialmaaren) ift der Befähigungsnachweis eingeführt worden, den In— 
habern anderer, die mit Schuhen, Kleidern Handeln, ift das Recht genommen, Maß 
zu nehmen oder Reparaturen vorzunehmen, wenn fie nicht ſelbſt den Befähigungs- 
nachweis für das Schuhmadjer- oder Kleidergewerbe haben. 

Literatur: Stieda, Art. Handwerk im Hdm. d. Stw.; Biermer, Art. Handwerker im 
W. d. V.; 0. Rohrſcheidt, Vom Zunftzwang zur Gemerbefreiheit, 1898; Beringer, Innungs⸗ 
gejeßgebung, 1906; Hamorfa, Erläuterungen und Vorſchläge zu den im Zuge befindlichen 
Gemerbereformen, 1892; Naske, Die gewerbepolitiihe Bewegung in Oeſterreich und ihre 
Schlagworte, 1896; Wäntig, Gewerbliche Mittelftandspolitif, 1898, ©. 71ff.; Kobatſch, Die 
Gemerbegejeßnovelle v. 5. Febr. 1907, in Ztichr. f. Volksw., 1908; Wernide, Kapitalismus 
und Mittelftandspolitif, 1907. 


3. Der Befähigungsnachweis. 

843. 1. Die Wiedereinführung des Befähigungsnachmeiles für die Zulafjung zum 
jelbjtändigen Gemwerbetrieb wird gefordert, weil man in ihm das Mittel erblidt, um 
die tüchtigen, redlicden Gemwerbetreibenden und die bejtehenden Gewerbebetriebe gegen 
Schleuderproduftion und unredlihe Konkurrenz, das Publikum aber gegen die Uner— 
fahrenheit und das ungenügende Können einzelner Handmwerfer, dieje ſelbſt endlich 
gegen Leichtjinn beim Antritt des Gewerbes zu ſchützen. Dadurch ſoll die klein— 
gewerbliche Produktion wieder zu Anjehen und, indem fie gegen das Eindringen von 
untauglichen, die Preiſe in unredliher Konkurrenz drüdenden Elementen geihüßt wird, 
zu ausreichender Sicherung ihrer mwirthichaftlihen Eriftenz gelangen. In dieſer Be— 
gründung iſt der Hinweis auf die jchlechte Ausbildung bes gewerblichen Nachwuchſes 
berechtigt. Dieſe ijt zmeifellos bei vielen Handmwerfern ungenügend. Aber darauf 
wirft vor Mllem die Veränderung ein, die mit dem Handwerk vor ich gegangen 
it. Der Meifter, der gezwungen ift, fich zu fpezialiliren und daher nur eine Art 
von Waaren zu erzeugen, 3.8. nur Schlöſſer, nur Beinfleider, nur Kajten, nur 
Kiften u. |. w., oder der nur ein Theilproduft herftellt, kann dem Lehrling nicht Die 
Kenntniſſe aller Kunftfertigfeiten des Wollgemerbes beibringen. Aber auch im voll» 
fommenen Gewerbebetrieb muß der Meifter feine mwirthfchaftliche Stellung erhalten durd) 
eine ftrenge Ausnüßung der vorhandenen Arbeitsfräfte, insbejondere durch möglichite 
Arbeitstheilung und Vermeidung von Zeit» und Kraftverluften, jo daß aud) hier die 
Gefahr vorliegt, daß der Lehrling entweder nur einfeitig ausgebildet oder zu früh 
nicht al3 Lehrling, fondern al3 jugendlicher Arbeiter ausgenüßt wird. Ta, wo das 
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Handwerk im Niedergange begriffen, durch Fabrik und Hausinduftrie bedrängt ift, wird 
vollends das Beltreben vorhanden fein, den Lehrling als billige Arbeitskraft aus- 
zunüßen und feiner Ausbildung nur jo viel Aufmerkſamkeit zu ſchenken, als durch die 
nothwendige Verwendung für irgend welche Theilarbeiten im eigenen Betriebe wünjchens- 
werth erſcheint. Hier kann es dann zu fürmlicher Lehrlingszüchterei auf Koften der 
fünftigen Stellung des Handwerferjtandes fommen. Verſchlimmert wird endlich die 
Rage dadurch, daß auch wirthichaftlich beſſer geitellte und gemiljenhaftere Meilter eine 
immer geringere Sicherheit haben, daß fie für die Mühen und Kojten einer tüchtigen 
Ausbildung dur die Möglichkeit, Fünftig tüchtige Gejellen zu erhalten, entichädigt 
werden, mweil der jtarfe Bedarf an gut geichulten Arbeitskräften in den Fabriken einen 
sicht geringen Bruchtheil der im Handwerk ausgebildeten Arbeiter veranlaßt, die ge- 
licherte, beifer entlohnte und unter günftigeren allgemeinen Arbeitsbedingungen vor 
lich gehende Arbeit in der Yabrif der eines Gejellen vorzuziehen. Daß das Mittel, 
einen tüchtigen gemwerblichen Arbeiterftand zu erziehen, aber nicht gerade im Befähi- 
gungsnachweis gelegen fein kann, ergibt fich zur Öenüge ſchon daraus, daß in feinem 
Smöduftrieftaat der Welt, Dejterreih und theilmeife Deutichland ausgenommen, auf 
diefe Maßregel der alten Zunftpolitif zurüdgegriffen wird. Der Beſähigungsnachweis 
it vielmehr unzureichend und direkt jchädlich. 

2. Die Borausjegung jedes Befähigungsnachmweiles ift die Abgrenzung der einzelnen 
Gewerbe, feine nächite Folge die Beichränfung im Gewerbebetriebe auf jenes Handiwerf, 
für welches der Befähigungsnachweis erbracht worden ift. Die Abnahme der Prüfung 
legt ferner unparteiiiche Prüfer voraus, damit nicht andere Erwägungen al3 folche der 
Sadlichfeit das Urtheil beeinfluffen, und fie kann fich endlich nur auf die techniſche 
Geſchicklichkeit und auf gewiſſe wirthichaftliche Kenntniſſe (Buchführung) erjtreden. Was 
der Befähigungsnachmweis beiten Falles erreichen fann, tft daher, daß felbjtändige Hand- 
werfer auf ihre gemwerblide Ausbildung in der Richtung der abzulegenden Prüfung 
größeres Gewicht legen und daß vielleicht dadurch der Nachwuchs an Handwerkern 
etwas beichränft wird. Allein diejfer mögliche Vortheil wird aufgewogen durch den 
jiheren Nachtheil der Bindung des einzelnen Handwerfers an das Gewerbe, für das 
er den Befähigungsnachweis erbracht Hat. Die Möglichkeit, bei ungünftiger Lage feines 
Gewerbes zu einem anderen überzugehen, die Nachbargebiete ſeines Gewerbes zu be— 
treten, durch Vereinigung mehrerer Gemerbe feinen Betrieb fortzuentimwideln, ſich dem 
wachlenden Bedürfniß des Publifums in der Darbietung feiner Waare anzupaffen, 
mithin die mwichtigite Eigenfchaft, welche heute — inmitten einer von Zwangs- und 
Bannrechten freien Konſumtionsgemeinſchaft der Menſchen — ein Produzent bejigen 
muß, iſt für den durch den Befähigungsnachmeis geſchützten und zugleich gebundenen 
Handwerker beichränft. Die Sicherheit unparteiifcher Prüfung iſt nicht oder nur auf 
Kosten der Sachjlichfeit zu erreichen, da nur die Gemwerbetreibenden felbit ein vollgiltiges 
Urtheil über die Technik des Bemwerbers abgeben fönnen, zugleich aber daran intereflirt 
ind, die Zahl der Meijter nicht anwachſen zu laſſen. Die Gefahr einer Ausnützung 
des Befähigungsnachmeiles zur Monopolifirung der beftehenden &emerbebetriebe iſt 
daher bedeutend und nur durch Dazmilchentreten der behördlichen Organe zu vermeiden; 
iit aber das Urtheil von diejen abhängig, jo entbehrt es der jachlichen Begründung und 
\hafft eine Abhängigkeit des Gemerbeitandes von der Beamtenfchaft, die unerwünjdht tft. 
E3 iſt ferner eine Thatjache, daß alle Gewerbe in einer fortwährenden Umgeftaltung 
begriffen Jind, daß die Arbeitsmethoden, Rohſtoffe u. |. m. häufig mwechjeln, fo daß die 
Prüfung aus dem „Gewerbe“ doch immer nur irgend eine Theilfähigfeit feititellen 
kann. Die mit dem Befühigungsnachhmweis nothmwendig verbundene Beichränfung der 
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Gemerbeberechtigungen muß den Geſchäftsbetrieb beengen, die Ausführung von Arbeiten 
ichwerfällig machen — meil man mit einer Mehrheit von Handwerkern zu thun be= 
fommt — und dadurd) der Bevorzugung des Großbetriebs Vorſchub leiſten. Die 
Kunden aber brauchen den Befähigungsnachweis nicht zu ihrem Schuße, da fie fidh 
vor ſchlechten Handwerkern am beiten ſelbſt ſchützen, indem fie jih von ihnen fern- 
halten. 


3. Der Befähigungsnachmweis fanrı aber nicht einmal al3 ein Mittel zur Erhaltung 
des beitehenden Gewerbes betrachtet werden, denn er ſchützt den Gemerbetreibenden 
nit gegen die Bedarfsverichiebung. Das beite Können Hilft dem Böttcher nichts, 
wenn das Bublifum nicht mehr Holz-, ſondern Blechgefäße wünſcht; mohl aber hindert 
der Befähigungsnachhweis und die damit verbundene Abgrenzung der Gewerbe ihn, 
fein kundenloſes Gebiet zu verlalfen und in ein anderes Gewerbe einzutreten. Der 
Befähigungsnachmweis Hilft nicht gegen den unlauteren Wettbewerb, da dieſer nicht auf 
mangelndem Können, fondern auf unreeller Ausnüßung des gegebenen Könnens zum 
Bmede der Verdrängung der Konkurrenten beruht. Der Befähigungsnadhmweis hilft 
endlich nichtS gegen die Konkurrenz, welche dem felbitändigen Handmerfer durch den 
Verlag und die Fabrik geichaffen merden. An eine Ausdehnung des Befähigungs- 
nachmweijes auf die Fabrik ift nicht zu denken. Cie märe zwecklos, da die Leitung einer 
Fabrik andere Fähigkeiten als techniiche Fertigkeiten erfordert. Sie wäre miderfinnig, 
da die Fabrik oft viele handwerksmäßige Thätigfeiten in fich vereinigt und es unmöglich 
ift, vom Leiter den Befähigungsnachmeis für alle zu fordern. Sie wäre unmöglich, meil 
auf dem ganzen Gebiete der fabrifsmäßigen Produktion die internationale Konkurrenz 
über die Bedingungen des Betriebes enticheidet. An den Verlag vermag der Be— 
fähigungsnachmweis aber nicht zu rühren, meil diefer ja nur eine fapitaliftiiche Organifation 
darjtellt und jeder mit Kapital verjehene Handmerfer feine mwirthichaftlich ſchwächeren 
Konkurrenten oder Geſellen verlegen fann. 


4. Man hat den Befähigungsnachweis aber auch al3 Mittel bezeichnet, um die 
Ausbeutung der Handwerker durch Händler zu beichränfen oder zu bejeitigen, indem 
man an ihn die weitere Forderung fnüpfte, daß nur demjenigen, der den Befähigungs- 
nachweis erbracht hat, der Handel mit handwerksmäßig erzeugter Waare zuftehen folle, 
jo daß aljo die Leiter der Magazine mit Schuhmaaren, mit fertigen Kleidern, mit 
Möbeln, aud) die Befähigung zur Ausübung des betreffenden Handmwerf3 haben müljen. 
Dadurch) joll dem Handwerker wieder in größerem Maße der unmittelbare Abſatz feiner 
Waare gejichert werden. Dieje Annahme ift trügerisch, weil ſich ein Händler leicht 
durch einen gelernten Handwerfer vertreten laſſen oder mit ihm eine Handelsgefellichaft 
eingehen kann; weil eine ftrifte Durchführung dieſes Grundfages zum Nachtheile zahl- 
reicher Konfumenten ausfallen müßte, melche 3.8. auf dem Lande fehr häufig nur 
bei einem Kaufmann folche Waare beziehen können; weil für zahlreiche Kleine Hand— 
werksbetriebe oft der Händler der einzige fichere Abnehmer ift und weil der Bedarf 
des Publikums durch die Kaufläden fo rafch, fo bequem und fo gut befriedigt wird, 
daß jene Beichränfung nur die Folge hätte, daß nun unter den Handwerkern fich 
Händler ausbildeten, was zwar für diefe Einzelnen nützlich wäre, ohne daß aber der 
Handwerkerſtand dadurch einen Vortheil hätte. 

In Defterreich ift durch die Gewerbenovelle vom 15. März 1883 ein Befähigungsnad)- 
weis für gewiſſe Gewerbe (hHandiverf3mäßige Gewerbe; vgl. $ 31 Anm.) in der Form ein» 
geführt, daß ihr Antritt an die Beibringung eines Lehrzeugnilies und eine3 Arbeitszeugniffes 
über eine mehrjährige Verwendung al3 Gehilfe in demielben Gewerbe oder in einer dem 
Gewerbe analogen Fabrik gebunden ift. Ec war daher nur ein Verwendungsnachweis. Durch 
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die Novelle vom 5. Februar 1907 ift die Gejellenprüfung obligatoriich Hinzugetreten, nad) fünf 
Sahren fann die Meijterprüfung verlangt werden. 

In Deutichland ſucht die Gemerbenovelle vom 26. Juli 1897 einen indirekten Zwang 
dadurch herbeizuführen, daß fie nur jenem Handwerker, welcher eine Meifterprüfung abgelegt 
hat, gejtattet, den Meijtertitel zu führen. Hier hat fich übrigens im Auguft 1905 die Majo- 
rität der Handwerferfammern (vgl. oben ©. 164) auf einer Tagung in Köln gegen die Ein- 
führung des Befähigungsnachmeijes ausgejprodhen, jo daß er heute nur noch) in Defterreid) 
eine Rolle jpielt, ohne daß er hier dem Handwerk geholfen hätte. 

Literatur: Hampfe, Der Befähigungsnahmeis im Handwerk, 1892; derſelbe, Akt. 
Befähigungsnachmeis im Hdm. d. Stw. Guppl. I; Stieda, Der Befähigungsnadmeis, 1895; 
Adler, Die Lage des Handwerks in Defterreih, 1895; Wäntig, Gewerbliche Mittelitands- 
politif, 1898, ©. 223 ff. 


4. Die ftaatlide DOrganilation des Handwerks. 


8 44. 1. Nächſt der Wiedereinführung des Befähigungsnachweiſes ift die Wieder- 
heritellung öffentlihrechtliher Korporationen zur Verwaltung der Intereſſen der Hand- 
werfer ein von den Gemwerbeparteien erftrebtes Ziel. Solche Korporationen haben 
früher in den Sünften, Innungen bejtanden. Und an den Gedanken der Blüthe des 
Handwerks in diejen Korporationzformen fnüpfen die Wünſche auf ihre Neuderftellung 
an. Sie follen alle Handwerfer deffelben Gewerbes oder der verwandten Gemerbe 
oder auch aller Gewerbe innerhalb eines nicht zu weit gegriffenen Bezirkes zufammen- 
fallen zur Berathung, Vertretung und Bermwaltung ihrer gemeinfamen Angelegenpheiten. 
Bon den freien Bereinen, allgemeinen Gemerbevereinen und Fachvereinen follen fie 
ſich dadurch untericheiden, daß fie Zwangscharakter und öffentliche Rechte wie Pflichten 
erhalten. Sie follen neben der Förderung privatwirtdichaftliher Zwecke durch gemein- 
ſames Borgehen in der Art der Ermwerbs- und Wirthichaftsgenoffenfchaften aud) 
öffentliche Snterefjen vertreten. Solche liegen in der Förderung des Gemeingeiftes, 
in der Pflege des Berufs und der Standesehre, in der Hebung des fittlihen Be— 
mwußtjeins ihrer Mitglieder. Mllein auch unmittelbare Bermwaltungsaufgaben jollen 
ihnen übertragen werden; fo die Ordnung des Lehrlingswefens im Rahmen des 
Geſetzes, die Enticheidung von GStreitigfeiten aus dem Lehrverhältnig oder zwiſchen 
Gejellen und Meilter, die Verwaltung der gejeglic organilirten Kranken- und Unter- 
ſtützungskaſſen für ihre Mitglieder oder Lehrlinge und Gefellen. Sie follen an Die 
Behörde Gutachten erjtatten über die Verhältniffe des Gemerbes und die Mittel zu 
jeiner Förderung, alfo als Sntereifenvertretungen wirken. Weitgehende Wünjche wollen 
ihnen wieder, wie in den Zeiten der Zünfte, die Ueberwachung ihrer Mitglieder in 
Bezug auf die Einhaltung der Borfchriften der Gewerbeordnung übertragen; ja man 
will in ihnen das Organ für eine genoffenfchaftliche Regelung der ganzen gewerblichen 
Produktion erbliden. 

2. Daß jede förperichaftliche Bethätigung fonfurrirender Elemente in der Volks— 
wirthichaft nüglich wirken kann, ift zmweifellos, und ebenjo ſicher ift, daß zahlreiche 
Mißſtände, melche der Einzelne nicht überwinden kann, durch eine gute Gemeinjchafts- 
organifation bejeitigt werden. Dennoch ift es fraglich, ob das Handwerk ſich Heute 
zu einer Bmangsorganifation eignet. Die Bedenken, melde dagegen jprechen, find 
die folgenden: 1. Es ift fchmierig, jene Betriebe, welche als handwerfsmäßige in 
Innungen zufammengefaßt werden follen, abzugrenzen; der Charakter des Handwerks 
wird nicht nur durch den materiellen Inhalt feiner Produktion oder durch ein leicht 
erfennbares äußeres Anzeichen bejtimmt, wie der Gegenjaß von Landwirthſchaft, Berg- 
bau und Smduftrie, fondern durch Die Größe des im Betriebe angelegten Kapitals 
und die Art der Produftion. Hierbei ift aber eine Stufenfolge von Betrieben gegeben, 
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welche unter einander oft geringe gemeinschaftliche Intereſſen Haben: verlegter Meifter, 
jelbftändiger Meifter, Meiſter und Händler, Kleinfabrifant. Ebenfo find die Bedürf- 
nilje eines und defjelben Betriebes verjchieden, je nach IStadt und Land. 2. Die 
Nothmwendigkeit einer Abgrenzung der Gewerbe zur Beitimmung der Yugehörigfeit 
des einzelnen Handwerks zu einer beitimmten Snnung führt zu endlojen Streitigkeiten 
jubtilfter und unfruchtbarfter Art. 3. Eine Zufammenfaffung verfchiedener Gemerbe, 
lei es verwandter oder „aller Gewerbe‘, bringt mit Nothmwendigfeit die Vereinigung 
von Gruppen mit fich, welche wirthſchaftlich entgegengejeßte oder menigitens feine 
gemeinschaftlichen Intereſſen haben, 3. B. Schuhmacher und Ledererzeuger, Kürſchner 
und Hutmacher, und hemmt dadurch die Thätigkeit der Innung. 4. Je gleichartiger 
aber die in der Innung vereinigten Gewerbe, defto jtärfer ift mieder der Gegenſatz 
der einzelnen Intereſſen. Die Gemerbetreibenden find in höherem Maße Konkurrenten 
al3 die Landwirthe, weil bei diefen die Ausdehnung der Konkurrenz in der Größe 
des Bodenbeſitzes fejte Grenzen erhält, während jeder Gewerbetreibende feinen Betrieb 
mit Hilfe von Kredit nad) dem Maß zunehmenden Abjates ausdehnen kann. 5. Die 
Abſatzſchwierigkeiten, welchen das Handwerk; heute begegnet, erfordern die höchſte 
Anſpannung der individuellen Kraft und Tüchtigfeit und fonzentriren dadurd) das 
Ssntereffe gerade der Beiten auf ihren eigenen Betrieb. Ihnen kann aus der Ber- 
bindung mit wirthſchaftlich geſchwächten, intelleftuell weniger begabten Gemerbsgenofjen 
fein Bortheil erwachſen. Es wird daher den Innungen fehr häufig an den nöthigen 
perjönlihen Kräften für die Aufgabe forporativer Selbſtverwaltung fehlen. Die befleren, 
wirthichaftlich, technifch und geiftig gefchulten Meifter werden den Innungen fremd 
bleiben; die ſchwächeren und meniger tauglichen Elemente gewinnen aber dur) Samm— 
lung feine größere Bedeutung und Kraft. 

3. Gemeingeiſt kann nur auf Grundlage gleicher Intereſſen und eines gejicherten 
Gebietes gemeinfamer Sntereffen geweckt und geftärft werden. Wo dieje äußeren 
Bedingungen für eine Gemeinschaftsorganijation gegeben find, farın auch eine Zwangs— 
organijation am Plate fein, weil fie vorhandene Entmwidlungstendenzen fördert. Es 
wäre möglich, daß ſolche auch im Handwerk wieder hervortreten; aber die Voraus— 
ſetzung dafür it, daß fie von den Handwerkern felbjt empfunden merden und in frei- 
willigen Beſtrebungen der Organijation und gemeinfamer Thätigfeit ihren Ausdrud 
finden. Die Zmangsorganifation fann dann diefen größere Kraft und Wirkjamfeit 
verleihen. Heute aber erwartet die Mehrzahl der Handmerfer in eriter Linie von der 
Zwangsorganiſation und den ihr vom Staate zu verleihenden Rechten eine Abhilfe 
ihrer mißlihen Lage, welche doch in den meiften Fällen nur duch ihre indipidnelle 
Thätigfeit gebeffert werden kann. Solange nicht al3 die Aufgabe der Zwangsgenoſſen— 
Ihaften die Förderung der Handwerker in diefer Selbftthätigfeit angejehen tmwird, muß 
lie eine leere Form bleiben und kann die Mebertragung von Staatlichen Verwaltungs— 
aufgaben in der Ordnung des Lehrlingsverhältniffes, der Beziehungen zu den Gejellen 
und gar auf dem Gebiet der Ueberwachung der Durchführung gejetlicher Vorjchriften 
nicht ohne die Gefahr bleiben, daß diefe Vermwaltungsbefugnije mißbraucht merden, 
um durch das Mittel einfeitiger Begünftigung der Meifter und durch felbftjüchtige 
Ausnügung der übertragenen Verwaltungsgewalt Vortheile zu erlangen, die im 
Widerſpruche mit den öffentlichen Sntereffen ftehen. Andererfeit3 ift es aber gewiß, 
daß Zmwangsorganifationen ohne Verwaltungsbefugniſſe gänzlich werthlos ind, weil 
das Intereſſe der Betheiligten fofort erlahmen muß, wenn e3 nur einen theoretihen 
Ausdrud finden fann. 
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4. Die ftaatliche Organifation des Handwerks ftößt daher auf zahlreiche Wider- 
jtände und ift bei der heutigen Lage des Handwerks nicht widerſpruchslos zu Töfen. 
Es muß daher die Frage entitehen, ob die Aufgabe, welhe man einer Organi- 
lation des Handwerks übertragen will, nicht auf einem anderen Wege unter Mit- 
wirkung der Betheiligten erreicht werden fann. Gehen mir von den idealen Aufgaben 
der Erziehung ab, für welche das bloß äußere Mittel der Organiſation gewiß nicht 
ausreichend ift, jo bleiben vor Allem übrig die Ordnung des Lehrlingsmwefens, Die 
Beziehungen zur Gehilfenichaft, der gewerbliche Unterricht und die Löſung materieller 
Aufgaben, jei es der perfönlihen Fürlorge bei Krankheiten, Snvalidität und Alter, fei 
es der Förderung des Erwerbes und der Wirthichaft der Gemerbetreibenden. Daß 
auf diefen Gebieten nur die Wahl zwiſchen vollitändiger Organijationslofigfeit und der 
einen Gemeinichaftsorganifation der Innungen gegeben fein follte, iſt nicht einzufehen. 
Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, felbjtändige Kaflenorganilationen für die 
verichiedenen Unterſtützungszwecke nad) Art der durch die ftaatliche Arbeiterverficherung 
gebildeten, gemeinfame Ausihüfle von Meiſtern und Gefellen, wie fie in den Gewerbe— 
gerichten bereit3 beitehen, Sfnterejfenvertretungen, wie die Handel3- und Gewerbe— 
fammern jie daritellen, aus den Sntereflentenfreifen gebildete Beiräthe der ſtaatlichen 
oder fommunalen Verwaltungsorgane find Organifationen, welche, jedem einzelnen 
Zwecke angepaßt, die den Innungen zugemwiejenen Aufgaben zum vollen Vortheil der 
Handmerfer Löfen fünnen. Aus ihrer Wirffamfeit würde man erſt erjehen können, 
inwieweit fi) eine centralifirtte Organilation zu bewähren vermöchte. Die Ausübung 
gewerbepolizeiliher Aufgaben kann heute fein Staat den Intereſſenten felbjt über- 
lafien, und was den in Defterreich fo gern vertretenen Gedanken einer Regelung der 
gewerbliden Produktion durch ftaatlich organifirte Zwangsgenoſſenſchaften anbelangt, 
jo ift er bei dem Gegenja von Großinduftrie und Handwerk nicht durchzuführen. Ein 
Verſuch aber, dem Handwerk allein irgend welche Produftionsgebiete vorzubehalten, 
müßte an dem Bedarf der Konſumenten, an der die ganze Bollswirthichaft heherr- 
Ihenden Thatſache des Bevölkerungswachsthums, des internationalen Verfehrs und der 
Freiheit der Konjumtion jcheitern. 

sn Defterreich hat man zuerjt wieder Zimangsorganijationen der Kleingemwerbetreibenden 
errichtet. Formell beitanden fie auch noch nad) der Gewerbeordnung vom Jahre 1859, that» 
lächlich waren die darauf bezügliche Vorfchriften nie ausgeführt worden. Erit die Novelle vom 
15. März 1883 hat nähere Beftimmungen über die Errihtung von folden Zwangsgenoſſen— 
Ihaften mit ftaatlicher Hilfe getroffen. Darnach haben alle nicht fabrifsmäßig betriebenen Ge— 
werbe (ausgeſchloſſen iſt auch die Hausinduftrie, welche überhaupt nicht unter die Gewerbe— 
ordnung fällt) fanımt ihren Hilfsarbeitern einen gefellfchaftlihen Verband zu bilden, der ent- 
weder nur aus gleichen oder verwandten Gewerben, unter Umftänden aber aud), wo die Zahl 
der eriteren zu gering wäre, aus allen Gemwerben einer oder nachbarlicher Gemeinden beiteht. 
Als ihre Zwecke find bezeichnet Pflege des Gemeingeiftes, Hebung der Standesehre unter den 
Mitgliedern (Meiftern) und Angehörigen (Gefellen), insbefondere auch durch jchiedsgerichtliche 
Austragung entjtandener Streitigkeiten au3 dem Arbeitz-, Lehr- und Lohnverhältniß, Vorſorge 
für ein geordnetes LXehrlingsverhältniß, Gründung und Förderung von gewerblichen Fachlehr- 
anftalten, Errihtung von Krankenkaſſen, von Erwerbs- und Wirthichaftsgenofjenichaften. “Die 
Gehilfen find in einer befonderen Gehilfenverfammlung organifirt und ſind durch einen 
dDafelbjt gemählten Ausfhuß im der VBerfammlung der Meifter, wie im jchiedsgerichtlichen 
Ausfhuß vertreten. Das Geſetz vom 23. Februar 1897 hat Vertreter der Genoffenfchajten eines 
Bezirkes als „gewerblichen Beirath“ den politiihen Bezirksbehörden angegliedert. Die Kom- 
petenz dieſer Beiräthe ift durch das Gef. v. 5. Februar 1907 ermweitert worden, fo daß bei 
den gemerbebehördlichen Entſcheidungen die Snterefjenten großen Einfluß befommen. Da 
eine 1894 durchgeführte Erhebung ergeben hatte, daß die auf das Genofjenichaftsmejen bezug- 
nehmenden Gejeßesbeftimmungen ungenügend angeführt wurden, murden 1899 ftaatlidhe 
Senofjenfhaftzinftruftoren (zur Zeit 15) angeftellt, welche die Genofjenichaften in der 
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Erfüllung der ihnen zugemwiefenen Aufgaben durch Belehrung und Anmeifung unterjtüßen 
jollen. 

Trotz 25jähriger Geltung des Genofjenfchaftsgefeges und 10jährigen Beltandes der In— 
jtruftoren ift fein großer Erfolg zu verzeichnen. E3 waren zwar am 31. Dezember 1906 
6026 Genofjenihaften mit 676 040 Mitgliedern und 952 432 Gehilfen und Lehrlingen Fonftituirt. 
Aber nach der Betriebszählung vom 3. Juni 1902 gab e3 946470 Betriebe mit 1 928 903 thätigen 
Perfonen, die zu den nicht fabrifSmäßigen gezählt werben müſſen, da nur bis zu 10 Berjonen 
darin thätig waren. Geht man bis zu den Betrieben mit bi3 20 Perfonen, erhält man 
960 553 Betriebe mit 2128 977 Perſonen. 

Die Thätigfeit der Genoffenfchaften läßt fehr zu wünſchen übrigen. Die Gehilfenktranfen- 
kaſſen gedeihen nicht. Meiſterkrankenkaſſen gab e3 nur 126 (unter 6026 Genofjenfchaften!). 
Das Unterftüßungsmefen ift noch) ganz unorganifirt. Aber auch die Pflege gemeinfamer Wirth- 
Ihaftsinterefjen ift gering. E3 gab nur 281 Ermwerb3- und Wirthichaftsgenoflenichaften, wo⸗ 
von 64 auf Wien uud 126 auf Böhmen entfielen. Auch in der Pflege des Bildungsweſens 
it nur in Wien und in Böhmen Snitiative der Genoſſenſchaften zu bemerken. Der Einfluß 
der Genofienichaften auf ein geordnetes Lehrlingsweſen ift gering, ihre Arbeitsvermittlung un« 
bedeutend. Nahezu vollitändig verjagen fie bei den Aufgaben zur Herbeiführung geregelter 
Buftände zwiſchen Gemerbeinhabern und ihren Gehilfen, zumal nur für 60°/, der Genojjen- 
Ihaften Gehilfenverfammlungen jtatutarifch eingerichtet find (obwohl fie obligatoriich Jind!), von 
denen aber die Mehrzahl nicht funktionirt. Vgl. Die gewerblichen Genoſſenſchaften in Dejter- 
reich (Genoffenschaftsftatiftit, herausgegeben vom Handeläminifterium 1895); Mataja, Die 
gewerblichen Genoffenfchaften in Defterreih, J. f. N. 3. F. Bd.11 ©.718; Wäntig, Gemerb- 
lihe Mittelftandspolitit ©. 351 ff.; Die Lage des Handwerks in Delterreih, Schr. d. 2. f. ©. 
Bd. 71, 1896; Philippovich, Referat über die Handmerferfrage auf der Generalverfammlung 
des 3. f. ©. 1897, Schr. Bd. 76 ©. 72; Adler, Lage der Handwerker in Defterreich, 1898, 
©. 71ff. 

Sn Deutfchland ift durch das Geſetz vom 26. Juli 1897 die Möglichkeit der Bildung von 
Zwangsgenoſſenſchaften geichaffen worden; wenn die Mehrheit der betheiligten Gemwerbetreibenden 
der Einführung des Beitrittszwanges zuftimmt, der Bezirk der Innung fo abgegrenzt ift, daß 
fein Mitglied durch die Entfernung feines Wohnortes verhindert ift am Genofjenjchaftsleben 
theilzunehmen, die Zahl der betheiligten Handwerfer zur Bildung einer leiftungsfähigen Innung 
ausreicht, kann unter den das gleiche Handwerk oder verwandte Handwerke ausübenden Ge- 
werbetreibenden eine Zwangsinnung gebildet werden, der dann alle Gemwerbetreibenden an» 
gehören müfjen. Ihre Aufgaben find im Allgemeinen wie in Defterreich geordnet. Daneben 
beitehen noch freie Sgnnungen auf Grund der Gejehe vom Jahre 1881 und 1886 fort. Die 
Innungen können Sich zu Iofalen Verbänden, Innungsausſchüſſen, die eines größeren Bezirkes 
zu Innungsverbänden zuſammenſchließen. 

Ende 1904 beſtanden im Reich 71 Handwerkskammern und 11339 Innungen. 11311 da- 
von hatten 4838 700 Mitglieder, davon waren 30°/, Zwangdinnungen mit 218 468 Mitgliedern, 
die übrigen freie Snnungen. In Sübddeutfchland vertreten Gemerbevereine ungefähr diejelben 
Bmwede, wie die Snnungen. Shre Zahl wird für 1906 mit 1613, die ihrer Mitglieder mit 
150 000 angegeben. Sombart nimmt an, daß etwa 42°/, aller Handwerksmeiſter organilirt 
find. Was die Erfüllung der den Innungen überwiefenen Aufgaben anbelangt, fo ilt das Er— 
gebniß auch in Deutichland nicht günftig. Das Oberauffiht3organ der Innungen find die Hand- 
werferfammern. Vgl. Hibe, Referat über die Handmerferfrage auf der Generalverſammlung 
d. V. f. ©. 1897, Schr. Bd. 76; Hampke, Die Neuorganijation des Handwerks und die Rege— 
lung des Lehrlingsmwefens in J. f. N. 3.5. Bd. 14 ©. 481 ff.; derfelbe, Die deutſche Hand— 
werferorganifation in J. f. N. 1903; Beringer, Innungs-Geſetzgebung in Deutſchland u. 
Defterreich, 1906. 

Literatur: Roſcher-Stieda, Syſtem Bd. II ©. 959; Schäffle, Die Heingemwerbliche 
Körperichaftsbildung in 3. f. Stmw., 1897; Steinmann-Budher, Die Nährjtände und ihre 
zulünftige Stellung im Staate, 1885, S. 197 ff.; Hitze, Kapital und Arbeit, 1880; Jäger, 
Die Handwerlerfrage, 1887; Weichs-Glon, Die Organijation des Stleingewerbes in der 3. 
f. Stw., 1897; Kobatſch, Das öjterreichiiche Gewerberecht und feine Reform in J. f. N. 
3. F. Bd. XI; Stegemann, Die Organifation de3 Handwerks in J.f. G. V Bd.18; Schön- 
berg in feinem Hdb. Bd. II1 ©. 704; Stieda, Art. Innungen im Hdw. d. Stw. Bd. IV 
und Suppl. I; Böttger, Programm der Handwerker, 1893: A. Voigt, Die Organiſation 
des Kleingemwerbes in 3. f. Stw. Bd. LI; Sombart, Gewerbewefen, 2. Theil, 1904. 


172 Zweites Buch. Gemerbepolitif. 8 45, 


5. Die freien Genoſſenſchaften des Handwerks. 


$ 45. 1. Wo immer die ftaatlihe Organijation des Handmwerfs befürwortet wird, 
wird fie al3 ein Mittel angejehen, um außer der Erfüllung gemwiljer Aufgaben der 
Erziehung die organijirten Handwerker zu gemeinjamer mirthichaftlicher Thätigfeit 
heranzuziehen. Mehr oder weniger tritt als letztes Biel der Korporationzidee immer 
wieder der gemeinjame Gejchäftsbetrieb hervor. So wird als ein Zweck der Innung 
in der Gejeßgebung Deutichlands bezeichnet, „zur Förderung des Gewerbebetriebes 
der Innungsmitglieder einen gemeinjchaftliden Gejchäftsbetrieb einzurichten‘; in der 
Oeſterreichs wird an die Spibe geitellt die „Förderung der gemeinfamen gemerblichen 
Intereſſen durch die Errihtung von Vorſchußkaſſen, Rohitofflagern, Verkaufshallen, 
dur Einführung des gemeinſchaftlichen Mafchinenbetriebes und andere Erzeugungs- 
methoden”. Zur Erreihung diefer Zwecke bedarf e3 aber der Zwangskorporationen 
nicht. Vielmehr Hat die Geſetzgebung jchon feit einem Menfchenalter die Rechtsform 
für derartige Unternehmungen gejchaffen in den in Deutichland und Oeſterreich ala 
Erwerbs und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften bezeichneten Unternehmungen. Deren Natur 
it bereit3 im erjten Bande auseinandergejegt worden und e3 iſt dort auch auf das 
Eigenthümliche ihrer Entwidlung verwieſen worden (Bd. J 88 64—68). Die Genoffen- 
Ihaften, welche für den Handmerfer vor Allem in Betracht fommen, find die Kredit- 
genoffenichaften, die Rohftoffvereine, die Werkzeuagenoffenichaften, die Magazinsgenofjen- 
Ihaften und in lester Linie auch die Produftivgenofjenichaften. 

2. Die vier erjtgenannten Genofjenjchaften laſſen den gejchäftlihen Betrieb des 
einzelnen Handwerkers unangetaftet. Sie verschaffen ihm aber in einzelnen Richtungen 
Bortheile, welche jonjt nur dem mit Großkapital ausgeftatteten Unternehmer zuftehen. 
Die Kreditvereine — Vorſchußkaſſen, Volfsbanfen — an welche in Deutichland 
und Oeſterreich die Entwicdlung der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften unter 
dem Einfluß der Thätigkeit von Schulze-Delikih vor Allem anknüpft, haben den 
Bmed, dem Handwerker billigen und leicht zugänglichen Kredit zu verichaffen und ihm 
dadurch die Möglichkeit zum Einfauf der Rohſtoffe und Hilfsitoffe gegen Baarzahlung, 
zur bejjeren Einrichtung der Werfitätte zu geben und ihn aus der Abhängigkeit zu 
befreien, in die er gegenüber dem Fabrifanten des Borproduftes fommt, der häufig 
als Händler zugleich der Abnehmer der Handmwerfsprodufte iſt. Die Kreditjuchenden 
ind ſelbſt Mitglieder der Genoſſenſchaft, Haben durch ihren Geichäftsantheil einen 
Antheil am Vermögen und am Gewinn der Anjtalt und haben daher ein doppeltes 
Intereſſe an dem Gedeihen und einer guten Gefchäftsgebahrung des Sireditvereines. 
Die Berfügung über einen ſolchen Berfonalfredit ift dem Handwerker ebenjo wie dem 
Landwirthe unentbehrli zur Vermeidung der Nachtheile, die aus einem Mangel an 
Betriebsfapital erfließen fönnen. Kreditorganifationen diefer Art find daher die un- 
entbehrlihe Grundlage für die weitere genoffenjchaftlide Thätigfeit der Handwerker. 

Der durh Rohſtoffgenoſſenſchaften bewirkte Bezug der Rohitoffe im Großen 
vermittelt dem Einzelnen die Vortheile einmal des billigeren Einfaufes im Großen, 
lodann aber auch der beijeren Qualität. Denn der einzelne feine Unternehmer fann 
fein jo großes Lager an Holz, Leder, Tuchen halten, daß er einestheils gut abgelegene 
Waare, anderentheils Rohſtoffe in folder Auswahl befist, daB er die verjchiedenen 
Bedürfniffe feiner Kunden befriedigen kann. In der Vereinigung jtellen viele kleine 
Unternehmer aber einen ſolchen Bedarf dar, daß fie gemeinjchaftli” wohl ein Lager 
halten können, das dem reichen, gut afjortirten eines Großunternehmers gleicht, aus 
dem dann jeder einzelne Handmwerfer nach feinem Bedarf einen Vorrath entnimmt. 
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Bei den Werksgenoſſenſchaften Handelt es fi) darum, die Vortheile größerer 
Betriebsanlagen oder Mafchinen dem einzelnen Heinen Unternehmer zugänglich) zu 
machen, der entweder das Kapital nicht befigt, deren Koften bejtreiten zu können oder 
nicht einen genügenden Abſatz hat, um fie vollfommen auszunützen und dadurd) mwirth> 
Ihaftlich ventabel zu machen. Beide Mängel können durch Zufammenfafjung mehrerer 
oder vieler Handmerfer befeitigt werden, welche num gemeinfchaftlich die Vorrichtungen 
oder die Machine ausnügen, welche dem Einzelnen unerjchwinglich märe. 

Zu ben bedeutſamſten, wenn auch noch verhältnikmäßig wenig ausgebildeten Ge> 
noffenichaften gehören aber die Magazinsgenoffenihhaften, d. i. die Vereinigung 
mehrerer Handmerfer zur Beihaffung einer gemeinfamen Verkaufsſtätte, in melcher 
jedes Mitglied feine Waare auf eigene Rechnung zum Verkauf ausftellt und der 
Verkehr mit dem Publitum durch einen gemeinfam bejtellten Berfäufer bejorgt mid. 
Bei der großen Neigung der Konfumenten, fertige in ihrer Konjumfähigfeit fogleich 
zu beurtheilende Waare zu faufen, erlangen die Händler mit Handmwerfswaare immer 
größere Bortheile vor den Erzeugern, welche diefe ji nun durch eine Magazins- 
genoffenichaft ſelbſt verfchaffen fönnen. Der Einzelne kann meder einen theuren Ver— 
fauf3laden miethen, noch viel Waare auf Vorrath anfertigen; die Vereinigung gibt 
Jedem den Antheil an einem den Konſumenten bequem gelegenen Laden und bildet 
durch die Einlieferungen von Waaren der vereinigten Handmerfer eine Borrathsitätte, 
die reichlich) und verjchiedenartig zuſammengeſetzt it. Die Magazinsgenoſſenſchaft üt 
aljo eine Ablaborganijation und berührt demnad) das empfindlichite Gebiet, auf dem 
der Handwerker bisher am ftärfiten gegenüber dem Großunternehmer im Nachtheile war. 

Alle diefe Genoſſenſchaften fünnen unter einander in Berbindung ftehen, und 
namentlich der Kreditgenofjenichaft wird die Aufgabe zufallen, in ähnlicher Weile, wie 
die Raiffeiſenkaſſen für die Entwidlung der eigentlihen Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
Sorge getragen haben, fo auch hier die Organifation der übrigen Genoffenichaften zu 
fördern und für fie die Geldgebahrung zu übernehmen. Die Produktivgenoſſen— 
ihaft, d.h. die vollftändige Verschmelzung der Perſonen und ihrer Kapitale zu einem 
einheitlihen Betriebe nimmt heute noch immer eine NAusnahmsitellung ein und iſt 
ſchwerer in’S Leben zu rufen und ſchwerer zu halten, als die übrigen Genoſſenſchafts— 
formen. (Vgl. Bd.I 8 64, 5.) 

3. Auch diefe Genoſſenſchaften werden da, mo dem fonzentrirten Großbetriebe 
entiheidende Vorzüge techniiher und mirthichaftliher Art zufommen, die Beileite- 
jebung des Handwerks nicht aufhalten; allein auf den vielen Gebieten, wo nidjt 
der fabrifsmäßige, jondern der kaufmänniſche Großbetrieb den jelbitändigen Hand— 
werfer verdrängt Hat (Möbel-, Kleider, Schuhmaarenmagazine), vermag die genojjen- 
\haftlihde DOrganilation dem Handwerker zwar nicht die individuelle Unabhängigfeit, 
aber feine mwirthichaftliche Unabhängigkeit zurüdzugeben. Aber auch von der Eins 
wirkung auf die Konfurrenz zwiſchen Handmwerf und Großinduſtrie abgejehen, jtellen 
derartige genoflenfchaftlihe Unternehmungen einen Fortichritt in der Produktions 
organifation dar, weil fie auf jeden Fall beifer und bilfiger zu produziren gejtatten 
und meil jie Sntereffengemeinfchaften herbeiführen, melche gerade unter den konkur— 
rirenden Wirthichaften ſorgſam gepflegt werden follen. In joldden Gemeinſchaften, 
welche von den Einzelnen ohne Zmang gebildet werden, werden jich jene Keime der 
Solidarität entwideln, deren Entfaltung einen meiteren Ausbau der Gemeinjchafts- 
organtjation ermöglicht. 

Die eriten auf dem Prinzip der GSelbfthilfe der Betheiligten beruhenden deutſchen Ge— 
noffenijchaften von Handwerkern und Arbeitern find von Hermann Schulze-Delitzſch in den 
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Sahren 1849 und 1850 in’S Leben gerufen worden. 1853 haben in Delitzſch und zwei Nachbar 
ftädten 12 folhe Genoſſenſchaften, 2 Krankenkaſſen, 2 Vorſchußvereine, 2 Konſumvereine und 
6 Rohftoffgenofjenfchaften von Tiſchlern, Schuftern und Schneidern beitanden. Schulze be- 
trachtete fie als Borftufen für die Bildung von Produktivgenoſſenſchaften (Schulze-Delitzſch, 
Aſſoziationsbuch für Handmwerfer und Xrbeiter, 1853). Mllein die thatlächlihe Entwidlung 
hat im Wefentlihen nur eine Förderung der Kreditgenoffenfchaften und der Konſumgenoſſen— 
ſchaften gezeitigt. Erft in neuerer Zeit nehmen in der Landwirthſchaft die Genoffenfchaften in 
einzelnen Erwerbszweigen, wie oben ©. 60ff. betont, größeren Aufſchwung. 

Wie jehr die Entmwidlung der Erwerbs- und Wirthichaftsgenofjenihaften im Kreife der 
Handwerker noch zurüdgeblieben ift, zeigt die Gtatiftif des Genoſſenſchaftsweſens. Im 
Deutſchen Neid eriltirtten am 1. Sänner 1907 257 gemerblide Rohſtoffgenoſſenſchaften 
(gegen 1786 landwirthicheftlihe), 341 Werfgenofjenfchaften (gegen 321), 198 Magazinsgenoffen- 
Ihaften (gegen 311), 230 PBroduftivgenofjenichaften (gegen 3362), 15602 Kreditgenofjenjchaften, 
von denen etwa °/,. auf die Landmwirthichaft entfallen. In Defterreich gab es Ende 1905 
7335 Borjchußvereine, davon waren aber 63.30/, Raiffeifenfaffen, alfo ländlihe Genoſſen— 
ihaften, 920 Konſumvereine, 2650 andere Genofjenschaften, wovon aber mindeftens zwei Drittel 
der Landwirthſchaft zuzurechnen fein merden. 

ALS Hauptgrund für die geringe Entmwidlung der gewerblihen Genofjenfchaften in einzelnen 
Erwerbszweigen darf wohl der von Crüger angegebene gelten: „So hart e3 Elingen mag, es 
ift der Konfurrenzneid unter den Handierfern, der immer noch die Ausbreitung von Rohſtoff-, 
Magazind- und Werkgenofjenfhaften erfchwert und fich allen Bemühungen, die Handiverfer von 
der Nothmendigfeit der Gründung ſolcher Genofjenschaften zu überzeugen, entgegenſtellt.“ 
(Sahresbericht für 1896 über die auf Selbithilfe gegründeten deutjchen Erwerb3- und Wirth: 
Ichaftsgenofjenichaften, Leipzig 1897, ©. V.) 

Die verhältnigmäßig größere Zahl von gemerblihen Produftivgenofjenichaften deutet nur 
Iheinbar auf eine rajhere Zunahme diefer Form unter Handwerfern und Arbeitern. Die 
meilten find fapitaliftiiche Unternehmungen, welche nur die Rechtsform der Genoffenichaft ge- 
juht haben. Crüger betrachtet nur 49 als eigentliche Produftivgenofjenfchaften (a. a. ©. 
©. XX). Wie gering die Entmwicdlung der Produftivgenofjenfchaften in Deutichland ift, zeigt 
aud) das Buch von Häntſchke, Die gewerbliden Produktivgenoſſenſchaften in Deutjchland, 1894. 
Berf. jest feine Hoffnung auf die wachſende Einficht in den Innungen, ©. 340, bis jetzt hat 
jich diefelbe aber noch nicht bewährt. 

Literatur: Crüger, Die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in den einzelnen 
Ländern, 1892; Zeidler, Geſchichte des deutſchen Genoſſenſchaftsweſens der Neuzeit, 1894; 
Knittel, Beiträge zur Geſchichte des deutichen Genoflenfchaftswefens, 1895; Barifius und 
Crüger, Das NReich2gefeß betr. die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889, 
1890; Schönberg in jeinem Hdb. II1 ©. 703; Jahresberichte der deutfchen Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 


6. Poſitive Förderung des Handwerks durch den Staat. 


8 46. 1. Die poſitive Förderung, welche der Staat dem Handwerkerſtande an- 
gedeihen läßt, liegt in der Zumendung materieller Mittel und Bereititellung geiltiger 
Kräfte zur Förderung der techniihen und wirthichaftlihen Bildung der Handmwerfer, 
zur Hebung des Genofjenichaftswejens, zur Förderung des Kredit und des Abſatzes 
hHandwerfsmäßiger Produkte. 

2. In Bezug auf die techniihe und wirthichaftlihe Bildung handelt es ich ſowohl 
um ſolche Mapßregeln, durch welche die Ausbildung des Nachwuchſes, als um Tolche, 
durch melde der heute ausübende Handmerfer gefördert werden joll. In eriterer Hin— 
liht fann und foll das gemerblihe Schulmejen und die Ordnung des Lehrlings— 
weſens öffentlihe Mittel und Kräfte in Anspruch nehmen. Unter den Beitrebungen 
der neueren Gewerbegeſetzgebung in Deutſchland und Defterreich verdienen feine fo 
viel Anerfennung, wie jene, die ſich auf die Drdnung des Lehrlingsverhältniljes 
richten. Es kommen hier natürlich vor Allem die Verpflichtungen der Lehrherren 
gegenüber der Perſönlichkeit des Lehrlings in Betracht, der Schub des Lehrlings, aber 
außerdem jeine Pilicht zur gemerblichen Ausbildung und namentlich zur Meberwachung 
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des Schulbefuches. Denn die Schwierigkeiten, welche der Werfitättenlehre in ber 
Gegenmart im Wege Stehen (jiehe oben ©. 165), laſſen das gewerbliche Unterrichts > 
wefen, das neben und an die Stelle der Werfjtättenlehre getreten ift, immer wichtiger 
eriheinen. Es Handelt ji um Anjtalten, die entweder dazu bejtimmt find, die Werf- 
ftättenlehre ganz zu erjegen (Kehrwerkſtätten, gewerblide Fachſchulen), oder 
fie bilden eine Ergänzung zu ihr in der Weile, daß der Lehrling neben der Aus— 
bildung in der Werkitätte des Meiſters auch noch den Unterricht in der Anftalt genießt 
oder jo, daß Diele letztere als ein Fortbildungsunterricht ſich an die vollendete Lehre 
beim Meilter anschließt (gemerblihe Fortbildungsichulen). 

Beſonders viel veripriht man fih von der ftaatlihen Errichtung von Lehrwerk— 
ftätten, in welchen der Lehrling ein Gewerbe praftiich erlernen fol. Sie haben 
gewiß einen großen Borzug. Ihrer allgemeinen Verbreitung jtehen aber die often 
für den Lehrling entgegen, indem jelbit dann, wenn von öffentliden Korporationen 
für unentgeltlihen oder gegen geringes Entgelt ertheilten Unterricht gejorgt wurde, 
doch die Koften für die Verpflegung und Häusliche Ueberwachung des Lehrling 
von den Eltern getragen merden müßten. Einen vollftändigen Erfab für die Werf- 
jtätte des Meiſters vermag die Lehrwerkſtätte auch deßhalb nicht zu geben, meil der 
angehende Handwerker auch den Berfehr mit den Kunden, die Bejonderheiten der 
Bedürfniffe der Konjumenten, die praftiiche Bethätigung feiner Kunſt den individuellen 
Anſprüchen des Publikums gegenüber, erlernen muß. Immerhin fann man fi 
ein Syſtem öffentlicher Lehrmerfitätten in Verbindung mit einer Organijation der 
Verpflegung und Unterkunft der Lehrlinge denken, welches die Aufgabe der gemerb- 
lichen Ausbildung jugendlicher Arbeitskräfte vollfommen erfüllt. Es find aber in 
Wirklichkeit noch jo viele Schwierigkeiten zu überwinden — Wahl des Syitems, örtliche 
Bertheilung, innere Einrihtung, Dedung der Koiten der Lehrmwerfitätte und Dedung 
der Koſten der Berpflegung und Unterkunft der Schüler —, daß an eine einfade 
Ordnung der Lehrlingsfrage auf diefem Wege nicht zu denken ift. Die wahrſcheinliche 
Entwidlung wird die einer jtetigen Verbreitung der verfchiedenen Formen der gemerb- 
lihen Borbildungs-, Yortbildungs- und Ergänzungslehranftalten und Fachſchulen fein, 
wobei naturgemäß die Gebiete mit dichterer und mohlhabenderer Bevölferung, ins— 
bejondere die Städte mit raſcherem Erfolge vorwärts jchreiten werden, während in 
den Heineren Städten und namentlich auf dem flachen Lande die Werkftättenlehre nod) 
lange vormwiegen wird. 

3. Uber der Mehrzahl der heutigen Handwerker kann eine Neuordnung in dieſer 
Richtung nicht mehr zu Gute fommen, und es wird längerer Zeit bevürfen, bis die 
gewerbliche Erziehung der Jugend volllommen organifirt iſt. Es bleibt daher noch 
ein meites Feld für die außerordentlihen Mittel, welche eine ſyſtematiſche Organi— 
lation des gemwerblihen Unterrichts nicht erfegen können, aber mwenigftens in gleicher 
Richtung zu wirken bejtimmt find. Solche find die Abhaltung von Meifterfurfen, 
durch welche während Fürzerer Zeit Gefellen und Meijter fachmänniſch unterrichtet 
werden. Durch Gemährung von Stipendien laſſen ſich deren Vortheile weiteren 
Kreifen zugänglich) machen. Daneben ift das Smftitut der Wanderlchrer, das jid 
in der Landwirthſchaft fo gut bewährt hat, auch auf dem Gebict de3 Gewerbes an— 
zumenden. Zum Theile werden dieſe Wanderlehrer praftiihe Kurfe abhalten fünnen; 
daneben aber jollen fie der mwirthichaftlichen, kaufmänniſchen Bildung der Handwerker 
ihre Sorgfalt widmen und fie für größere Aufgaben, wie für die Bildung von Ge— 
noffenichaften, empfänglich machen. Bei den mannigfachen Berührungen, welche die 
politiichen Behörden, namentlich) dort, wo Zwangsgenoſſenſchaften beftchen, mit den 
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Gemerbetreibenden haben, jollten ihnen fahmännijhe Beiräthe zur Seite geftellt 
werden, welche die vorhandenen Genofjenichaften unterjtügen, ihnen bei der inneren 
Einrihtung der Buchführung, der Revifion zur Seite zu jtehen Hätten und in den dem 
genofjenfchaftlihen Leben fern ftehenden Handwerkern das Verſtändniß dafür meden 
würden. Dieje Organe hätten bei Lehrlingsprüfungen zu interveniren und jeder Zeit 
mit Rath und That den Vereinigungen der Handwerker beizuftehen. Es ift eine That- 
lache, daß e3 den Handwerkern vielfah nit an dem guten Willen, aber an der 
Fähigkeit fehlt, eine große Organifation zu gemeinfamem Gejchäftsbetrieb auszudenfen, 
einzurichten und die nöthigen geichäftlihen Grundlagen dafür zu finden. 

4. Da e3 aber den Handwerkern nit nur an der technischen Bildung, fondern 
auch an den Mitteln gebricht, fich Die für die Anwendung befjerer Technik nöthigen 
Behelfe zu beichaffen, jo kann der Staat überall da, mo Werfsgenoffenichaften noch 
nicht errichtet find, die Funktionen einer folchen übernehmen und die Erziehung zu 
befjerer Technik dadurch fördern, daß er die nöthigen Maſchinen anſchafft und fie leih- 
weile größeren Gruppen von &emerbetreibenden zur Berfügung ftellt. Auf diefem 
Wege wird das Verſtändniß für eine volllommenere Technik rafcher und beſſer gemedt 
merden, als durch bloße Belehrung. Ebenfo kann er die Schmierigfeiten, melche der 
Bildung ausreichender Kreditorganilationen im Wege ftehen, befeitigen, indem er eine 
öffentlihe Kreditorganijlation (f. unten $ 78,4) ſchafft, welche den beftehenden 
Genojjenihaften die zu ihrem Gefchäftsbetriebe nöthigen Kapitalien gewährt, den 
beitehenden Kreditgenoſſenſchaften gegenüber als ein Sentralinititut zur Ausgleichung 
ihres Geldbedarfes auftritt und die Bildung neuer folcher Snititute, wie der Genofjen- 
Ihaften überhaupt fürdert. Insbeſondere wird der Staat dabei fein Augenmerk der 
Drganijation des Abſatzes zumenden fünnen, fei e3 Durch bejondere Förderung bon 
Abſatzgenoſſenſchaften, fei es dadurch, daß er jelbit die Bildung von foldhen anregt 
und den Abſatz durch Uebernahme von Produkten für feinen Bedarf (Heeresbedarf) Hebt. 

5. E3 handelt ſich in allen diefen Fällen um kleine Mittel, welche von den bereits 
erprobten nicht oder nur durch die Art, wie fie angewendet werden, abweichen. Allein 
die Erfahrung lehrt, daß der Staat über die Unterjtügung der durch die wirthichaftliche 
Geſammtentwicklung geförderten einzelnen Entwidlungsthatlachen hinaus überhaupt feine 
erfolgreihe Macht ausüben fann. Eine andauernde jorgfältige und ftarfe Snitiative in 
der Anwendung diejer Heinen Mittel wird dem Handwerk den Uebergangsprozeß, in 
dem es jich befindet, erleichtern und es ihm rafcher ermöglichen, das von der Fabrik 
zum Nuben der Gejammtheit in Anjprud genommene Gebiet zu verlajien umd ein 
neues Produftionsgebiet zu juchen, als e3 die fich jelbjt überlaffenen einzelnen Hand— 
werfer vermöchten. Ein Mehr zu thun it dem Staat nicht möglih. Jeder Verſuch, 
dem Handwerk fein heutiges Produftionsgebiet dauernd fihern zu mollen, müßte an 
dem Intereſſe der wachjenden Bevölferung nad) großer und billiger Produktion, tie 
an den Thatſachen internationalen Verkehrs Tcheitern. 


Größere Beachtung als die öfterreichifche Gemerbegejeßgebung verdient die im Min. f. 
öffentliche Arbeiten centralifirte öfterreihiiche ftaatlide Gemwerbefürderung. - Ihr dient das 
1885 als Zentrafftelle zur Bopularilitung technijcher Fortichritte errichtete technologische Gewerbe— 
muſeum feit 1891. Eine ftändige Ausftellung zeigt die wichtigften Werkzeugmaſchinen und Klein- 
motoren; Wanderaugitellungen führen die Maſchinen den Handwerkern in den Ländern vor; 
Mufterbetriebe für einzelne Gewerbe (Schuhmacher, Schneider, Tiichler, Schloffer u. ſ. m.) zeigen 
den modernen Heinfapitaliftiichen Betrieb; der Gemerbeförderungsdienft fungirt al3 Ausfunft- 
ſtelle in techniſchen, gemerberechtlihen, wirtſchaftlichen Fragen; er veranftaltet Wandermeifter- 
furje, überall mo ein Bedürfniß vorhanden ift, und Bucdhhaltungsfurje; er fördert die Er- 
tihtung gemerblicher Erwerbs- und Wirthichaftsgenofienfhaften durh Belehrung und Auf- 
Härung, durch) Darlehen und Zufhüffe, durch Mafchinenüberlafjung, durch Abfagvermittlung; 
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endlih nimmt er Einfluß auf das Lehrlingsweſen durch Lehrlingsausftellungen, Förderung 
der Errihtung von Lehrlingsheimen. Nach feinem Mufter find 10 Gemerbeförderunginititute 
in den Provinzen mit Unterftüßung der Länder und der Handeld- und Gewerbekammern ge> 
bildet worden. Vgl. Berichte des f. k. Handeläminifteriums3 über die Verwendung des zur 
Förderung des Kleingewerbes bemilligten Kredites, feit 1895, Annalen des Gemerbeförderungs- 
dienites, Wien, feit 1906. 


Literatur: Schönberg, Hbb. II. ©. 678 ff.; Stieda, Art. Lehrlingsweſen, Höm. d. St.; 
Derſ., Das gemerbl. Lehrlingsweſen, in J. N.N.% Bd. 2 u. Bd. 20; Scheven, Die Lehr- 
mwerfitätten, 1904; Hampfe, Regelung d. Lehrlingsmwejenz, in J. f. N. 3 %. Bd. 14; Klein- 
burg, Gewerbl. Unterrichtsweſen in Defterreich, 1900. 


IV. Die Organifation der gewerblichen Intereffen. 


1. Die Intereſſenvertretungen. 


8 47. 1. Für die neben dem Zunfthandmwerf emporkommende fabriksmäßige Groß— 
induftrie hat es bis in unjere Tage an einer Vertretung ihrer Intereſſen gefehlt. Für 
das Handwerf war jie mit der Gewerbefreiheit theil3 durch die Aufhebung der Zünfte, 
theil3 durch deren Nichtfunkftioniren abhanden gefommen. Das Bedürfniß der ftaat- 
lihen Bermwaltung, fih über Maß und Art der Wünſche in den gewerblichen Kreifen 
zu unterrichten, und das Beitreben, die amtlihen Organe des Staates von zahlreichen 
fleineren VBermwaltungsaufgaben, bei deren Durchführung feine Sntereffenkollifion zu 
befürchten war, zu entlajten, hat aber den Wunsch nach folchen Vertretungen ebenfo 
entitehen lafjen, wie das Verlangen der Gemerbetreibenden felbit, auf die mwirthichaft- 
liche Politif des Staates Einfluß zu gewinnen. Wie in der Landwirthſchaft zeigte ſich 
auch in der Induſtrie, daß die volle Atomifirung der Gefellihaft innerhalb einer ftaat- 
lich organilirten Gemeinschaft unmöglich ift. Die Intereſſen der vielen einzelnen Wirth- 
Ihaften jtreben nad) einem gemeinfamen Ausdrud der Beziehungen der Gewerbe— 
treibenden unter einander und zu den übrigen Wirthichaftsfreifen der Urproduftion, des 
Handel3 und des Verkehrs. Der Verkehr mit den Konjumenten im In⸗- und Auslande 
erfordert zahlreiche Ordnungen, Aufflärungen, Gebote und Verbote, zu deren Vermittlung 
ih der Staat bejonderer zweckmäßiger Organe bedienen muß, wenn er ihre gleich- 
mäßige Uebung und einheitlihe Wirkung gegenüber den Einzelnen erzielen mill. Die 
Nothmwendigkeit, die Grundzüse der Wirthichaftspolitif, die Förderung der einheimilchen 
Produktion in Einklang mit den Thatſachen der Wirklichkeit und den realen Intereſſen 
zu jeßen, zwingt den Staat nicht nur überhaupt mit den Vertretern der Produktion 
in Verbindung zu treten, jondern auch darauf zu adıten, daß die Nathgeber, die er 
aus diejen Kreilen heranzieht, nicht nur individuelle Wünſche äußern, fondern den 
wahren Inhalt der gewerblichen Intereſſen der ganzen Produktion vertreten. E3 kann 
daher nicht überraichen, daß tro& der individualilirenden Wirkungen der Gemwerbefreiheit 
in allen Staaten ein Zufammenjchluß der Gemerbetreibenden jtattgefunden hat, der vom 
Staate gefördert und in verichiedener Weife für die Zwecke der Verwaltung ausgenützt 
worden ift. Diefer Zuſammenſchluß vollzieht fich thels durchwegs in den Formen de3 
freien Vereinsweſens, theils wird er von vornherein durch Staatlichen Einfluß organifirt, 
und es find demgemäß die freien und die ftaatlich organifirten gewerblichen Intereſſen— 
vertretungen auseinander zu halten. 

2. Unter den ftaatlid) organifirten Snterefjenvertretungen nehmen die 
Handel3- und Gewerbefammern den eriten Plaß ein, weil in ihnen Form und Inhalt 
der gererblichen Snterejjenvertretung am vollfommenften ausgeprägt worden ift. Zwar 
ijt die ganze gemerbliche $ntereffenvertretung noch wenig befeftigt und in fortrwährender 
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Umbildung bezw. Neubildung begriffen, und aud) die Handelsfammern find weder in 
den einzelnen Staaten gleichartig organilirt noch als ein feiner weiteren Reform be» 
dürftiges Organ anerfannt; aber fie bejtehen bereits ſeit längerer Zeit und zeigen am 
deutlichiten, wie die gewerbliche Snterefjenvertretung mwirfen fann. Die Handelsfammern 
iind in Anfnüpfung an ältere faufmänniiche SKorporationen entitanden und Hatten in 
eriter Linie die Snterefjen des Handels wahrzunehmen. Da diejer aber ohne gemerb- 
Yihe Produktion nicht gedeihen kann und in feiner Blüthe an diefe gebunden ilt, ver- 
einigte fich jehr leicht damit die Ausdehnung ihrer Thätigfeit auf die Intereſſen der 
Induſtrie. Die Handelsfammern, da io jie zugleich die Induſtrie vertreten als Handels- 
und Gewerbefammern bezeichnet, Haben im Allgemeinen das Snterefje von Handel und 
Smöuftrie und zwar der Groß- und Kleininduftrie innerhalb eines Theifes des Staats— 
gebiete3 mwarzunehmen, Wünfche und Anträge der betheiligten Kreiſe aus eigener 
Ssnitiative oder auf behördliche Aufforderung der ftaatlihen Verwaltung zur Kenntniß 
zu bringen, die Regierung über den Zujtand von Handel und Gemwerbe durch fortlaufende 
Berihte zu informiren und die ihnen vom Staate zur Durchführung übertmiejenen 
Berwaltungsaufgaben zu erfüllen. Die Art, wie diefe Organe gebildet werden, die 
Kreife, welche dabei mitwirken, die Befugnilfe, welche ſie bejigen, die Verwaltungs— 
aufgaben, die ihnen übermwiejen find, jind in den einzelnen Staaten verichieden ab- 
gegrenzt. Wichtig iſt, daß fie nicht blos eine berathende Körperichaft find, jondern 
entweder auf Grund der Statutarifch ertheilten Zuftimmung ihrer Mitglieder oder auf 
Grund gejeslicher Beitimmungen auch Berwaltungsaufgaben erfüllen. Sole find: die 
Bildung von Schiedsgerichten, die Beitellung von Handelsrichterbeifigern, von Sad) 
verſtändigen, die Ausitellung von Zeugniſſen über Preife, Handelsgebräude und zu 
zollamtlichen Zwecken, die Führung von Firmentegiftern, der Marfen- und Muſterſchutz⸗ 
regifter, die Verwaltung von Börſen, von faufmänniihen und gewerblichen Anjtalten 
und Schulen. 

3. Da die Handelsfammern eine organilirte Vertretung ſowohl der faufmännilchen, 
wie der gewerblichen Intereſſen und zwar ſowohl der großfapitaliftiichen Unternehmungen 
(Sroßhändler, Großinduſtrielle), wie der Kleinunternehmer (Krämer und Handwerfer) 
lein jollen, tt bei der Bildung der Vertretung auf dieſe verichiedenen Gruppen von 
Bertretern Rüdliht zu nehmen, was in der Weile gejchieht, daß die Mitglieder der 
Handelsfammern durch Wahl aus den verjchiedenen Gruppen? (Handel, Gewerbe im 
engeren Sinne, Bergbau) und innerhalb dieſer wieder aus Wahlförpern, welche nad) 
äußeren Merkmalen, 3. B. nad) der Größe der Steuerleiltung abgeftuft find, hervor 
gehen. Auf folhe Weile iſt es möglich, jeder Antereflentengruppe einen Antheil an 
der Vertretung zu jihern. Dagegen ilt das Bejtreben jeder Gruppe, daß ihre Wünſche 
und Anfichten dur die Gejammtvertretung auch zum Ausdrud gebracht werden, 
natürlich nicht gejichert, wenn die Handelsfammer eine einheitliche Körperichaft bleibt. 
Diefer Gegenjat kann wohl gemildert werden durch eine Trennung der Kammer nad) 
Geftionen des Handels und des Gewerbes, wie dies in Dejterreich gejchieht; allein e3 
bleiben doch noch zahlreiche gemeinjame Fragen, in welchen eine Minorität der einen 
Berufsgruppe der Majorität der anderen unterliegen kann. Es iſt daher wiederholt 
verlangt worden, daß dieje einheitliche Vertretung aufgelöſt und durch die gefonderten 
Bertretungen des Handels, der Großinduftrie und des Handwerks erjeßt werden. Die 
größten Fortichritte Hat die Bewegung zur Verfelbjtändigung der Vertretung des Klein- 
gewerbes in bejonderen Handwerker- oder Gemwerbefammern gemadt. Das 
Handwerk jteht ja ſowohl dem Handel, wie der Großindujtrie feindlich gegenüber, da e3 
bon beiden Geiten bedrängt wird. Diejer Gegenſatz ilt am fchärfiten ausgebildet, und 
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die große Zahl der Handwerker läßt eine Berüdjichtigung ihrer Wünſche als berechtigt 
eriheinen. Während in Oeſterreich bis jetzt die einheitlihe Vertretung von Handel 
und Gewerbe in einer Kammer erhalten geblieben und durch jeftionale Trennung, mie 
durch eine forgfältige Behandlung der Wünſche der Handmerfer diefer Strömung 
Rechnung getragen worden ift, ift man in Deutichland zur Bildung bejonderer Hand- 
werferfammern (ſ. oben ©. 164) geichritten. In Oeſterreich ift den Wünfchen der 
Kleingemwerbetreibenden menigitens teilweiſe dadurch Rechnung getragen worden, daf 
die Ausſchüſſe von Genofjenjchaftsverbänden als gemerbliche Beiräthe der politiichen 
Bezirksbehörden funftioniren und für die Zwecke der Gemwerbeförderung ein eigener 
Beirath gebildet wurde. 

4. Der Wunfch der ftaatlihen Verwaltung, ſich über die Bedürfniffe der mirth- 
Ichaftlichen Kreife zu unterrichten, Hat noch andere Formen der Intereſſen— 
vertretung in's Neben gerufen. Es gehören hierher die zahlreichen Beiräthe, welche 
einzelnen Bermaltungszmweigen für die [peziellen Zwecke der Verwaltung angegliedert 
ind: fo die Eifenbahnräthe zur Neußerung über die zweckmäßigſte Ordnung des 
Transportwefens und des Tarifweſens; Bollbeiräthe zur Regelung der Waarenflaffi- 
fifation und gewiſſer zolltechniicher Maßnahmen; bejondere Kommillionen zur Vor— 
berathung von Handelöverträgen. In neuerer Zeit tritt daS Verlangen nach einer 
centralen Snterelfenvertretung ſowohl für die Landwirthſchaft, wie für die Induſtrie 
hervor in den Verſuchen, welche in Preußen mit der Errihtung eines Volkswirth— 
Ichaftsrathes und in Oeſterreich mit dem Induſtrie- und Landwirthſchaftsrath gemacht 
worden find. Während die Handel3- und Gemerbefammern territoriale Bezirke ver- 
treten und dajelbit dauernd als unterftüßende Organe der ftaatlihen Verwaltung 
funftioniren, follen jene centralen Bertretungsförper der Regierung eine Stübe für 
die allgemeine Führung der Wirthichaftspolitif bieten und demgemäß über grundlegende 
Henderungen der Sejeggebung oder der Verwaltung ihr Urtheil abgeben. Dieſe noch 
feinesweg3 ganz Haren Beitrebungen werden dann häufig in Verbindung gebracht mit 
einem ſyſtematiſchen Aufbau der SSntereffenvertretungen, der in lofalen Bezirken beginnt 
und mit der centralen Wirthichaftsvertretung abichließt. 

Eine einheitlihe Organifation in diefer Richtung befteht noch nirgends. Anſätze 
zu einer folchen, die Bevölkerung zugleich) nach mwirthichaftlihen Ständen im Rahmen 
der Gemwerbefreiheit neu organifirenden Bertretung liegen zweifellos vor in den Zwangs—⸗ 
genofjenichaften des Kleingewerbes und den Bergbaugenofjenichaften in Oeſterreich, in 
den Handmerferfammern in Deutihland. Doh it nicht wahrzunehmen, tie Diefe 
Anfäge ſich weiter entmwideln merden. 

5. Nicht unbeachtet bleiben darf das freie Vereinsweſen auf dem Gebiete der 
Induſtrie, das innerhalb der Großinduſtrie eine ganz ſelbſtändige Form der induftriellen 
Organijation geichaffen hat. Solche Vereine find zunächſt meist nur Vertretungen von 
\peziellen Produftionsgruppen — Berein der Baummoll-, Leinen-, Schafwoll-, Eijenz, 
Papierinduftriellen u. |. wm. — welche zur Beiprehung und Berathung gemeinjamer 
Angelegenheiten gegründet, durch Herausgabe von Fachzeitichriften gefördert und durch 
die Nothrwendigfeit, bei Wahlen in die Handeläfammer, bei Berathungen gejetgeberiicher 
Borichläge, bei Maßnahmen ftaatlicher Verwaltung ihre Intereſſen zum Ausdrud zu 
bringen, zulammengehalten werden. Manchmal treten von vornherein verjdhiedene 
Smduftriegruppen in foldhen Vereinen zufammen, 3. B. foldhe, welche durch Erport- 
interejlen miteinander verbunden find oder ſich zur Erreichung eines beſtimmten wirth- 
Ihaftspolitifchen Zieles, 3. B. Einführung oder Erhaltung von Schußzöllen, verbinden, 
Diejes Vereinsweſen ift in der Gegenwart hoch entmwidelt und bie darauf begründete 
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Gemeinjamfeit perjönlicher Beziehungen und ſachlicher Intereſſen Haben ihre Wirk— 
famfeit häufig erweitert und eine Selbjtverwaltung gemeinichaftlicher Angelegenheiten 
herbeigeführt, 3. B. Führung einer Produftiongftatiftif, Sammlung von Material zur 
Beurtheilung der Abjabgelegenheiten, Prüfung der internationalen Konfurrenzverhält- 
niffe, Mittheilungen über die Sreditwürdigfeit der Abnehmer, Organijation von Ver— 
fiherungen u. ſ. w. Durch den Zujammenjchluß mehrerer folder Bereinsgruppen zu 
Sentralvereinen entiteht dann eine mohlorganilirte Vertretung der Gejammtinduftrie, 
welche neben der in den Handels- und Gewerbefammern organilirten ftaatlichen oder als 
Grundlage einer folhen, wie beim Volkswirthſchaftsrath in Preußen und Induſtrierath 
in Oeſterreich, beſtehen kann. Durch die Intelligenz ihrer Leiter, durch die Mittel, über 
welche fie verfügen, durch den Einfluß, den jie durch Fachblätter und die Tagespreife 
auf die öffentliche Meinung gewinnen, duch das Anfehen, das fie bei den Ver— 
tretungsförpern und bei der Regierung genießen, iſt ihnen ein felbjtändiger Einfluß 
auf die Richtung der Wirthichaftspolitif und der mwirthichaftlichen Verwaltung gefichert. 

6. Eine beiondere Rolle jpielen in neuerer Zeit die fog. Arbeitgeberverbände, 
das find Bereinigungen von gewerblihen Unternehmern zur Regelung ihres Verhält- 
niljes zur organilirten Arbeiterjchaft. Sie find mit dem Ende der achtziger Jahre 
des 19. Sahrhundert3 zuerft vereinzelt, mit dem Ende des Jahrhunderts in fteigender 
Zahl entitanden und zu großer Macht herangewachſen. Meiſt ftehen fie in Ber- 
bindung mit den Bereinigungen zu mwirthichaftlihen Zwecken, find in diefem Kreiſe 
entitanden oder ın Anlehnung an die öffentlich rechtliche Organifation der Innungen. 
Aber gemöhnlih Haben Sie ihre eigene PVerfaflung, auch wenn eine ſolche Beziehung 
zu anderen Bereinsformen bejteht. Es find Schutz- und Trutzvereine der Unter- 
nehmer gegen die Arbeiter. Deren DOrganilation geht in der Regel voraus und der Zwect 
des Urbeitgeberverbandes iſt es, der Macht der organifirten Arbeiter die der organifirten 
Unternehmer entgegenzuftellen und dadurch den Einfluß der Unternehmer auf Die 
Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen zu fihern. Dieſe Arbeitgeberverbände umfaſſen 
zum Theil die Unternehmer verjchiedener, zum Theil nur folche der gleichen Gewerbe, 
lie find bald nur über ein fleineres Ortögebiet, bald über größere Bezirke, oder über 
den ganzen Staat verbreitet. Nicht nur die Großinduftrie, ſondern auch das Klein- 
gewerbe nimmt an ihnen Theil. Ihre Thätigkeit beiteht in Maßnahmen zur Ber- 
hütung von Wrbeiterbewegungen und Streiks, in Maßnahmen zur Bekämpfung und 
Unſchädlichmachung der Streiks, in paritätiichen Vereinbarungen mit der Arbeiterſchaft. 
Die Bedeutung und Wichtigkeit diefer Organilation liegt darin, daß durch fie Die 
Drdnung des gewerblichen Arbeitsverhältniſſes zu einer Angelegenheit gemacht wird, 
welche unter Berücdfichtigung der Intereſſen der Geſammtheit der betroffenen Gemerbe 
erfolgt, daß dadurch naturgemäß eine Stärkung der Stellung des Arbeitgebers erfolgt, 
wodurd die Kämpfe um die Arbeitsbedingungen ernfter, ausgebreiteter und von ver— 
tiefter fozialer Wirkung werden. 

Die Handelstammern find franzöfilchen Urſprungs. In Deutichland find fie Anfangs des 
19. Jahrhunderts in den Ländern franzöfiihen Rechtes, in größerer Zahl erit feit Mitte des 
Sahrhunderts errichtet. Für Preußen ift maßgebend das Geſ. v. 24. Febr. 1870 und 8. Aug. 1897. 
In Defterceich beftehen Handelsfammern feit 1848. Ihre gegenwärtige Grundlage it das 
Gef. vom 29. Juni 1868. In Defterreich find ſie obligatorifch für das ganze Staatsgebiet, 
da3 in 29 Handelsfammergebiete getheilt it. In Preußen werden fie nad) Bedürfniß für 
einzelne Städte oder Bezirke errichtet, wodurch ihre Verbreitung fehr ungleich wird und ein 
großer Theil von Handel und Snduftrie einer Organijation entbehrt. In den anderen deutichen 
Staaten find fie im ganzen Staatögebiet organijirt. Ihr Aufgabenfreis ift in Deutfchland wie 
in Defterreich in der im Tert angegebenen Weiſe abgegrenzt. In einzelnen Provinzen Preußens 
wurden 1884 bejondere Gemwerbefammern errichtet, weldde Gefammtvertretungen für. den 
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Handel, dad Gewerbe und die Landwirthichaft fein follten und Die Reichs- und Landes— 
verwaltung in der Förderung der gewerblichen Intereſſen zu unterjtügen berufen waren. Gie 
find jedoch zu Feiner Wirkjamfeit gelangt. Vgl. Gräber, Pie Organiſation der Berufs- 
interejien 1890, ©. 238 ff. In Bremen, Hamburg und Xübed beitehen Gemwerbefammern als 
ein bejonderer Bertretungsförper des Handwerks. Als eine centrale wirthichaftliche Intereſſen— 
vertretung war in Preußen durch die Verordnung vom 17. Nov. 1880 ein Volkswirthſchaftsrath 
eingejeßt tmorden. Er beitand aus 75 von der Regierung ernannten Vertretern der Induſtrie, 
der Landmwirthichaft, des Handwerks und des Arbeiterftandes. Er zerfiel in 3 Geftionen: für 
Induſtrie, Landmwirthichaft und Handel. Er Hat im Ganzen nur 7 Gejegentwürfe berathen 
und ift feither nicht wieder zufammengetreten. Vgl. Gräber a.a. ©. ©. 179; Schäffle, 
Kern- und Beitfragen. — Der öfterreihiihe Snduftrierath ift wie der Landwirthſchaftsrath — 
vgl. oben ©. 71 — durch Verordnung vom Juli 1898 gebildet worden. Er befteht aus 75 Mit- 
aliedern, von welchen 35 durd) die Handels- und Gemerbefammern, 20 durch induftrielle Ver— 
eine gewählt, 20 vom Handel3minifter ernannt werden. Er hat die Aufgabe, das Material 
für die AMenderung de3 autonomen Bolltarif3 und für den Abjchluß von Handelsverträgen mit 
anderen Staaten vorzuberathen, über Einridhtungen zur Erweiterung des Abſatzes und Maß— 
nahmen zur Berbejlerung der einheimihen Produktion zu berathen und fann aus eigener 
Snitiative der Regierung Anträge unterbreiten. 

Daß die Handelsfammern die freien Organifationen nicht gehemmt haben, ift aus ihrer 
fteigenden Madt in der Gegenwert zu erfennen. Landgraf (Snduftrielle Fachverbände, ihre 
Entftehung, ihre Aufgaben, ihre Erfolge in J. f. N. 3.5. 22. Bd. ©. 343) ſchildert ihre Wirk— 
ſamkeit an dem Beispiel des Verbandes Deuticher Chofoladenfabritanten. Eine Ueberficht über 
die in Deutfchland beftehenden Bereine und Verbände gibt Shomercu3, Die freien 
Snterefienverbände für Handel und Anduftrie in J. f. G. V., 1901, ©. 439. Daſelbſt auch 
eingehender Hinweis auf den Einfluß insbejondere des Centralverbandes deutjcher Induſtrieller 
auf Gejeßgebung und Verwaltung, ©. 512 ff. 

Der Eentralverband deuticher Induſtrieller, 1876 gegründet, war von Anfang an al 
Reihhsorganifation zur Förderung der Intereſſen der Großinduftrie bei den bevorftehenden 
Handelövertragsverhandlungen gedadt. Eine Reihe von großen Induſtrien war durch die 73er 
Krife fchwer betroffen morden und fudhte nun im Bund mit dem! durch die überfeeilche 
Konkurrenz bedrohten Großgrundbefiß Zollihuß gegen das Ausland zu erreihen. Und ihre 
Bemühungen hatten vollen Erfolg, die Abkehr Deutichlands vom Freihandel und die Pro— 
Hamirung des Schutzes der nationalen Arbeit durch den Fürften Bismard ift vornehmlich dem 
Einfluß des Centralverbandes zuzufchreiben. Auch in der Folgezeit, namentlich bei den Ber- 
tragsverhandlungen der jüngften Zeit, übte die Bereinigung maßgebenden Einfluß auf die 
Reichsregierung; 1895 bildete fich der Bund der Snduftriellen, eine Vereinigung von Snduftrien, 
deren Intereſſen im Centralverband — hauptſächlich wegen des dominirenden Einflufjfes der 
Eifeninduftrie — nicht genügend vertreten waren. Um die beiden großen Bereinigungen 
gruppirt fich eine große Zahl von Aſſoziationen einzelner Induſtrien, unter denen.der Verein 
deuticher Eifen- und Stahlinduftrieller, der Verein der deutſchen Zuderinduftrie und der Verein 
zur Wahrung der gemeinfamen mwirthichaftlihen Sntereffen für Nheinland-Weitfalen die größte 
Bedeutung erlangt haben. 

An Dejterreich haben die drei großen Lentralvereine, der Gentralverband, der Bund 
öfterreichifcher Smduftrieller und der induftrielle Club, die enticheidende Stellung im Induſtrie— 
rath, der Material für Aenderungen im autonomen HZolltarif und bei Abſchluß von Handels- 
berträgen vorzubereiten und bei Produftionsverbefjerungen und Abfagerleichterungen fein Gut— 
achten abzugeben hat. 

Die Arbeitgeberverbände find erft in jüngfter Zeit hervorgetreten. „Für ihre nu— 
meriihe Bedeutung ift fennzeichnend, daß in Deutichland die „Hauptftelle deutſcher Arbeitgeber- 
verbände“ feid 1905 51 Verbände und 21 Einzelfirmen mit 711899 Arbeitern, der „Verein 
deutfcher Arbeitgeberverbände‘' Ende 1007 ca. 300 Einzelorganifationen mit 1200000 Arbeitern 
vereinigte. Zu diefen gemiſchten Verbänden treten noch 15 Reichsverbände einzelner Gemerbe. 
Bol. Kejfler Die deutfchen Arbeitgeberverbände, 1907. (Sch. d. 2. f. ©. 124. Bd.). Zu ähn- 
lihen Gentralorganifationen find fie auch in Defterreich gelangt. 

Die volle Bedeutung des Phänomens der freien Affoziation der Großinduftrie wird noch 
nicht in vollem Umfang gewürdigt: in den Centralverbänden herrjhen naturgemäß jene In— 
duftrien, die wegen geringer Zah] der Konkurrenten oder der relativ geringen Berjchiedenheit 
ber Produltionsbedingungen leicht zu organifiren find, und fie drängen die Intereſſen der 
übrigen Produftiongzweige in den Hintergrund. Noch ungleich größere Bedeutung äußern 
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aber die Gentralvereine für die Konfumenten: vermöge ihrer gewaltigen vom Staat unab- 
hängigen Organifation üben fie auf Gejeßgebung, Verwaltung und durch die von ihnen be- 
herrſchte Preffe zum Theil auf die öffentlihe Meinung entjcheidenden Einfluß aus und ihrer 
jtreng fonzentrirten Kraft ift es in eriter Linie zuzufchreiben, wenn der Konjumentenftandpunft 
in der Wirthſchaftspolitik der Kontinentaljtaaten immer mehr zurüdtritt. 


Literatur: von Kaufmann, Die Vertretung wirthichaftlicher Intereſſen in den Staaten 
Europas, 1879; Steinmann-Buder, Die Nährjtände und ihre zukünftige Stellung im Staate, 
1886; Gräßer und Schäffle aa. O.; Mareſch, Art. Gemwerbefammern, Handelöfammern 
im Hdw. d. Stw.; Derjelbe, Art. Handel3- und Gewerbefammer im Oeſterr. Stw.; Rathgen, 
Art. Handelsfammern im W. d. B.; Landgraf, Art. Handelsfammern im W. d. V.; Schön- 
berg in feinem Hob. Bd. II1 ©. 726; Philippovich, DOrganifation der Berufsintereſſen im 
3. f. V. 1899; Rulemann, Die Gewerkſchaftsbewegung, 1900; v. d. Borght, Art. Unter- 
nehmerverbände im Hdw. d. Stw. 


2, Die Altiengefellfchaften. 


8 48. 1. Die Natur der Aktiengejellichaften, ihre volfswirthichaftliche Bedeutung, 
die Bedeutung, welche jie für die Sammlung großen Kapitals, für die Vertheilung 
des Rilifos, für den Berfehr bieten, find bereits in der allgemeinen Volkswirthſchafts— 
fehre auseinandergejegt worden. Ebenda iſt auch im Allgemeinen bereit3 auf die 
Gefahren Hingemwiejen worden, welche fih aus der Anwendung diefer Unternehmungs— 
form für den Vermögensbeſitz wirthichaftlich ſchwacher, dem Gejchäftsleben fernitehender 
Elemente ergeben fünnen, und e3 wurde gezeigt, wie troßdem das Aktienweſen an 
Ausbreitung zugenommen hat, fo daß es Heute thatlächlih die Organiſation großer 
Ermwerb3zmweige, wie des Bank- und Verficherungs- und Verkehrsweſens, ſowie des Berg- 
baue3 beherricht und auf anderen Gebieten die Einzelunternehmung oder die einfachen 
Formen der Handelögefellichaft zurüddrängt. In der That ift die Zunahme der Aftien- 
gefellihaften in den Ländern intenfiverer mwirthichaftlicher Thätigfeit eine bedeutende. 
So betrug in Deutichland im Jahre 1886/87 die Zahl der Aftiengefellichaften 2143 
mit einem eingezahlten Kapital von 4876 Millionen Mark, im Fahre 1896 3712 mit 
einem Kapital von 6846 Millionen Mark, im Sahre 1906 5061 mit 14021 Millionen 
Mark Kapital, wobei zu beachten it, daß ein großes Bethätigungsfeld der Aktien— 
gejellichaften, das der Eifenbahnen, in Deutichland durch die faſt vollkommen durchgeführte 
Berjtaatlihung der normaljpurigen Bahnen diejer privaten Unternehmungsform ver- 
Ihloffen it. Sn Großbritannien beitanden 1884 8692 Aftiengejellichaften mit einem 
eingezahlten Kapital von 476 Millionen Pfund, im Jahre 1896 21223 mit einem 
eingezahlten Kapital von 1145 Millionen Pfund, im Jahre 1906 40995 mit 2043 Mil- 
lionen Pfund Kapital. In Belgien betrug das Mftienfapital im Jahre 1885 
960 Millionen Franken, im Sahre 1895 2120 Millionen, im Jahre 1902 2967 Millionen 
Sranfen. Das Bedürfniß nach Vereinigung großer Kapitalien, das in der Mitte des 
19. Sahrhunderts anläßlich der Bahnbauten und Gründung großer Banfunternefmungen 
für die Bevorzugung der Aftiengefellichaften enticheidend geweſen ilt, tritt heute nicht 
mehr jo dringend hervor, da die privaten Vermögen ungemein gewachſen find. Sa, 
e3 überwog fogar, menigjtens zeitweilig, die Tendenz zur Bildung fleiner Aftiengejell- 
Ihaften. Während 3. B. in Deutichland 1886/87 das Berhältniß der Aftiengejell- 
haften mit einem Kapital unter 500000 Mark nur 41.95%/, der Geſammtzahl aller 
Aktiengeſellſchaften betrug, war es 1896 51.51°/,; das der Kapitalien mit über 
21), Millionen Mark war im erfteren Jahre 17.63°/,, im lebteren 13.92°/,., Auch in 
dem reicheren und mit größeren Unternehmungen rechnenden England beträgt das 
durchichnittliche Kapital der Aftiengefellichaften nur 55000 Pfund. In Belgien betrug 
es 1895 2.2 Millionen Franken; bei 50°/, aber unter 1 Million; bei 41.2°/, ſogar 
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unter 500000 Franken. Von ausichlaggebender Bedeutung für die Bildung von 
Aktiengefellichaften jcheint demnad) die Beichränfung und PVertheilung des Rilifos mie 
die leichte Beweglichkeit und Verwerthbarkeit des Aftienbefites, welche theilweiſe Reali- 
lirung des in Unternehmungen angelegten Vermögeng, leichte Uebertragung von Perſon 
zu Perſon, leichte VBermögensauseinanderfegungen in Erbfällen, furz eine felbitändige 
Bewegung der Antheile an dem Bermögenswerth eines Unternehmens gejtatten, ohne 
daß deilen Betrieb dadurch gejtört zu werden brauchte. Daß insbejondere die Be— 
grenzung des Rilifos für den Einzelnen, der dur den Aktienbeſitz al3 Unternehmer 
betheiligt it, von Bedeutung für die Bevorzugung diefer Unternehfmungsform mird, 
darauf deutet die raſche Zunahme der Aftiengefellfchaften mit beichränfter Haftung in 
England Hin, feit diefe Form für zuläflig erklärt wurde (1859 für die Mehrzahl, 1862 
für alle Unternehmungen), wie aud) die Zunahme der Genoſſenſchaften in Deutich- 
land, Seit hier ſolche mit beichränfter Haftung zugelaffen wurden. Aber auch für die 
modernen Formen der Kapitald- und Betriebsfonzentration, der Wirthichaftsgemein- 
ihaften, wie jie in den Truft3 und Kartellen Hervortritt, ift die Aktienform ein bequemes, 
ja unentbehrliches Mittel, um die Einheitlichfeit der Organifation und wechſelnde Ver— 
theilung in der Herrichaft über die Betriebe ohne Störung dieſer felbit zu erreichen. 

2. Es iſt daher aus inneren Gründen und auf Grund der Erfahrungen anzunehmen, 
daß die Aftienunternehmungen auch fernerhin eine bedeutende Rolle in der Volks— 
wirthichaft fpielen werden. Sie find nicht auf da3 Gebiet der gewerbliden Produk— 
tion beichräntt; fie find für alle wirthichaftlichen Unternehmungen, auch für den Betrieb 
der Landwirthichaft zuläſſig. Allein auf diefem letzteren Gebiete treten fie jo fehr 
zurüd, daß man die wenigen vorhandenen vernadläfligen kann. Pie ganze Organi- 
lation der geichäftlihen Leitung, die ftrengen formalen Borichriften über die Buch- 
führung, das Yurüdtreten des bemweglihen Kapitals im landwirthichaftlihen Betrieb, 
das Borwiegen des perjönlichen Elementes in der Verwaltung, die geringe Möglich- 
feit Tapitaliftiiher Ausdehnung des Betriebes find die Gründe, welche die Anwendung 
der Afktiengejellihaft auf die Landwirthſchaft thatlächlich ausschließen. Dagegen treten 
lie auf dem Gebiete des Bankweſens, des Verſicherungs- und des Verkehrsweſens 
bedeutend hervor, und zwar ijt gerade hier noch am ftärfiten die Bedeutung der 
Kapital-Konzentration durch die Aftiengejellichaften zu beobachten. Co hatten in 
Deutichland im “Jahre 1902 419 auf Aktien gegründete Kreditinftitute 3289 Millionen 
Mark Kapital, mehr als ein Drittel des Kapitals aller Aftiengefellichaften zujammen- 
genommen; aber der Zahl nad) überwiegen die Aftiengefellichaften der induftriellen 
Unternehmungen, 3581 unter 4971 Aktiengeſellſchaften überhaupt in Deutichland. Die 
Aftiengefellihaft iſt demnad) eine wichtige Form der gewerblihen Produktionsor— 
ganijation. 

3. Diejes ſtarke Hervortreten der Aftiengefellichaften legt die Frage nahe, in welcher 
Weile ſich der Staat ihnen gegenüber verhalten folle. In der geihichtlihen Ent— 
widlung der Aktiengejellichaften, die aus privilegirten Handelsfompagnien in der Zeit 
grundjäßlicher ſtaatlicher Beeinfluffung der volfswirthichaftfihen Organiſation hervor» 
gegangen find, iſt e3 begründet, daß man ihre Bildung durch fange Zeit nit vom 
gemeinen Recht freigegeben hat, daß man fie als öffentliche Körperfchaften anjah, zu 
deren Entjtehung e3 landesherrlicher Spezialprivilegien bedurfte (Oktroyſyſtem). 
Auch jpäter it man zwar zu einer grundfäglichen Regelung des Rechtes der Aftien- 
gejellihaften gejchritten, hat aber doch jede Gründung ar befondere ftaatlihe Ge— 
nehmigung und ftaatlihe Aufficht gebunden (Konzeſſionsſyſtem). Dieſes Syſtem 
it auch) dann noch beibehalten morden, al3 bereits die Periode ftaatliher Bevor- 


184 Zweites Buch. Gemerbepolitif. 8 48. 


mundung der Snduftrie überwunden war, weil man einestheil3 die für den Einzelnen 
aus der Gründung und Verwaltung der Aftiengefellichaften hervorgehenden Nachtheile 
duch Hintanhaltung unfolider Gründungen oder Gebahrungen vermeiden mollte und 
andererfeit3 die in der Afktiengejellichaft organilirte Kapitalsmacht nicht ohne ftaatliche 
Aufficht Tajjen wollte. Noch das deutiche Handelsgeſetzbuch vom Fahre 1862 fteht auf 
dem Standpunft des Konzeſſionsſyſtems und zu feiner Zeit war nur in England 
Ungarn, Hamburg und Bremen die Bildung von Aftiengefellichaften freigegeben. Erit 
als in den ſechziger Jahren der Grundſatz der Gemerbefreiheit allgemein anerfannt 
wurde und den einzelnen NRegierungshandlungen fein Gepräge gab, hat man an Stelle 
des Konzeſſionsſyſtems das Syſtem privatredhtlider Normativbeftimmungen 
gejett, dB. h. die TFeititellung von Rechtsnormen pofitiven Inhalts, welche bei der 
Bıldung und Verwaltung von Aftiengefellichaften eingehalten werden müſſen, midrigen- 
fall3 die verantwortlichen Perſonen (Gründer, Verwaltungsräthe, Auflichtsräthe, Diref- 
toren) den gejeblihen Etraf- und Haftungsbeitimmungen unterliegen, ohne daß aber 
die Bildung der Gejellfchaften oder deren Verwaltung an ftaatlihe Genehmigung 
oder Aufliht gebunden märe. 

Ueberall mo diejes Syſtem eingeführt wurde, hat es zu einem raſchen Aufſchwung 
des Aktienweſens geführt und dadurch auch der Produktion und dem Verkehr einen 
jtärferen Anftoß gegeben. Seine Begründung findet e3 vor Allem in der Schwäche 
und Unzureichendheit der Staatlihen Aufficht und in der Nothmwendigfeit einer Stärkung 
des DVerantwortlichfeitsgefühls wie der Celbitändigfeit in der Verfolgung jeiner In— 
tereſſen bei jedem mirthichaftenden Individuum. Die Mftiengefellfchaft ift in der 
heutigen Volkswirthſchaft unentbehrlich, und der Grundſatz der Gelbitverantmwortlichkeit 
des Einzelnen fteht noch aufrecht. Damit verträgt es ſich nicht, die Möglichkeit der 
Bildung einer gejellfchaftlichen Unternehmung von der Einfiht, den Kenntniſſen und 
den Willen eines oder mehrerer ftaatliher Beamten abhängig zu machen. Ganz 
unmöglich aber ilt es für den Staat, eine fortlaufende wirkliche Stontrole der Ge— 
Ihäfte der einzelnen Aftiengefellichaften zu üben, da die diefen Gefellichaften als Auf- 
lihtsorgane zugetheilten Beamten nicht die Fähigkeit haben fünnen, neben der Er- 
füllung ihrer amtlichen Funktionen den Gelchäftsgang komplizirter wirthichaftlicher 
Unternehinungen zu prüfen. Das Genehmigungsredht wie das Auflichtsrecht des Staates 
fann nur rein formal erfüllt werden. Die materielle Bewegung der wirthichaftlichen 
Intereſſen einer großen Volkswirthſchaft kann zwar von eimer Regierung in ihren 
allgemeinen Grundzügen erfaßt werden; aber fie und ihre Organe ſind außer Stande, 
den Werth oder Unmerth geplanter Unternehmungen, durchzuführender Gejchäfte zu 
beurtheilen. Die Eriftenz jener Rechte bewirkt eine Hintanhaltung der Bildung von 
Aktiengejellichaften und damit ein Monopol zu Gunften der bejtehenden. Sie ſchwächt 
die Kontrole und die Gelbftändigfeit der Intereſſenten ab, welche ſich durch die jtaat- 
liche Genehmigung und Aufjicht in ihren Intereſſen gejchüßt glauben, während diejer 
Schutz doch thatjächli” weder die Gründung von fchlecht rentirenden Unternehmungen 
noch die Durchführung ungünftiger Geichäfte verhindern Tann. Beten Falles werden 
die Privaten vor betrügerifchen Manipulationen geſchützt; aber nur auf Koften ihrer 
Gelbitbethätigung, einer freien Bewegung der SKapitalien und der Entwidlung der 
Produktion und des Verkehrs der Volkswirthſchaft. Man hat daher mit Recht das 
Konzeſſionsſyſtem überall fallen gelafien. Oeſterreich allein glaubte daran feithalten 
zu jollen. Jenen Schuß, den der Staat bei NAufrechterhaltung der Grundſätze des 
Privateigenthums und der mwirthfchaftlichen Freiheit der Perfon überhaupt gewähren 
fann, fann er auch in der Form privatrechtliher Normativbeitimmungen gewähren. 
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4. Das vom Staate durch befondere Beitimmungen zu beeinfluffende Gebiet ift 
ein dreifadhes: die Gründung, die Verwaltung der Aftiengefellihaften und der Handel 
mit Aftien. Dies find die drei Quellen, aus denen die Möglichkeit der Weberbor- 
theilung und der Ausnüßung der Unfenntniß der wirthichaftlich ſchwächeren Elemente 
hervorgehen. Der Handel mit Aktien vollzieht fi auf der Börſe. Er iſt an ſich von 
der Organijation der Aftiengefellichaft nicht abhängig. Es können nur die Spekula— 
tionen, welche fih an die Preisbewegung der Aktien Fnüpfen, in den Vorſchriften 
über die Gründung und Verwaltung der Gejellihaft Erleichterung und Erſchwerung 
finden (3. B. je nad) den leichteren oder jtrengeren Vorſchriften über die Bilanzirung); 
aber im Webrigen iſt die Börfe und der Börfenhandel ein felbitändig zu ordnendes 
Gebiet der Bollswirthichaft, jo daß das Aktienrecht fih nur mit den Thatjachen der 
Gründung und der Verwaltung zu beichäftigen hat. Auszugehen ift dabei von der 
Thatſache, daß die Aktionäre in die Lage verfeßt werden müſſen, alle Bedingungen 
des Geſchäftsbetriebes in ihrem vollen Umfang kennen zu lernen und auf ihren Werth 
zu prüfen, ſowie daß Garantien geichaffen werden, daß die der Verwaltung noth- 
wendigerweiſe einzuräumende Unabhängigkeit nicht benübt werde, um die Intereſſen 
der Aktionäre zu vernacdjläfligen oder der Leitung auf betrügeriihe Weile Bortheile 
zu jihern. Es kann fi) dabei nicht darum Handeln, jede Gefahr mißbräuchlicher Aus- 
nüßung der aus der Unfenntniß und Unerfahrenheit des Publikums oder der Mit- 
glieder der Aftiengejellichaft fich ergebenden Gelegenheit zu bejeitigen, da3 it durd) 
feinerlei geſetzliche Vorjchriften zu erreihen. Es muß genügen, wenn die Technik der 
Bildung und Verwaltung der Aktiengejellihaft jo geordnet wird, daß die Intereſſenten 
in die Lage verſetzt werden alles Wilfensmerthe zu prüfen, zu beurtheilen, ob fie 
daraufhin den leitenden Perjonen ihr Vermögen anvertrauen wollen und eventuell 
Gelegenheit erhalten dieje zur Verantwortung zu ziehen. Die wicdtigiten in Betracht 
fommenden Punkte find folgende: 1. Die Stüdelung der Aktien. Se Feiner die 
Aktien, deſto weiter der Kreis derer, die fi an der Gejellfchaft betheiligen können, 
dejto mehr Perjonen werden dadurdh Aktionäre, die geringe Kenntniß der Grundſätze 
der VBermögensverwaltung, der wirthichaftliden Lage, der Mittel und Wege, jich über 
die Rentabilität der Unternehmungen zu unterrichten, befien, deſto geringer wird 
der Einfluß der Aktionäre auf die Verwaltung und deito größer Die Gefahr eines 
Mißbrauchs dieſes Umjtandes. In Deutichland iſt außer für gemeinnügige und für 
Unternehmungen, melde die Garantie der öffentlichen Körperichaften genießen, der 
Minimalbetrag 1000 Mark. Dadurch werden die geringeren Vermögen von der Be- 
theiligung abgehalten. 2. Der Gründungsporgang. Das Augenmerk ift hiebei zu 
rihten auf die Bewerthung der von den Gründern eingebrachten Sachgüter und Ver— 
mögensrechte, auf jene Thatſachen und Behauptungen, die als maßgebend für Die 
Rentabilität des Vermögens Hingeftellt werden; auf die Abfindung einzelner Gründer 
für übertragene Vermögenswerthe in Aktien des Unternehmens; auf die Entihädigung 
der Gründer und anderer Perſonen für den mit der Gründung verbundenen Auf— 
wand. Es iſt zu fordern, daß in allen diefen Dingen volle Deffentlichfeit waltet und 
daß in den Proſpekten, melde zur Bildung der Aftiengefellichaften einladen, wie ın 
der gründenden Verfammlung die für die Bewerthung der Vermögensobjelte und die 
Höhe der Entichädigung enticheidenden Thatſachen vorgeführt werden, ſowie, daß die 
Gründer und mit ihnen verbundene Perſonen und Unternehmungen Emiſſionsbanken) 
für die Richtigkeit und Vollftändigfeit der von ihnen gemachten Angaben durch nicht 
zu furze Zeit auch) nad) der Gründung verantwortlich bleiben, da Häufig erit nad) 
einigen Jahren die Unrichtigleit oder die Mängel jolher Angaben auftreten. 3. Die 
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Leitung. In die Leitung der Aftiengefellichaft theilen fich die Generalverfammlung 
der Aftionäre, der Vorjtand und der Aufſichtsrath. Vorſtand und Auflichtsrath find 
für das Einhalten ihres ftatutenmäßigen Wirkungsfreijes und für die Anmendung der 
Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmannes verantwortlich zu mahen. In der General- 
verfammlung ift für eine vom Vorſtand unbeeinflußte Willensäußerung der Aktionäre 
zu forgen. Man jucht dies zu erreihen durch das Verbot eigenen Aftienbefibe3 und 
Ausnützung deijelben in der Generalderfammlung durch die Gelellichaft, durch Be- 
Ichränfung des Stimmrechts des Borjtandes und der Beamten der Gelellihaft und 
insbeiondere durch Einräumung von Rechten auch an Minderheiten der Aktionäre. 
4. Die Bilanz. Diele iſt das rechneriiche Ergebniß aus der Gegenüberitellung des 
Vermögens und aller Schulden der Gejellichaft. Sie gibt ordnungsgemäß aufgeitellt 
einen genauen Ueberblid über die VBermögenslage, den Geminn oder den Berluft in 
einem beitimmten Zeitpunfte. Sie it das wichtigſte Orientirungsmittel für Aftionäre 
ſowohl über die abgelaufene Gelchäftsgebahrung, wie über den gegenmärtigen Stand 
ihrer Unternehmung. Da die Buchhaltung über Mittel verfügt, auch bei gleichem 
Geichäftsitand das Ergebniß verichieden darzuftellen, 3. B. durch verfchiedenartige Be— 
werthung der Vermögensbeitandtheile (Einftellung nad) Herftellungs-, Ermerbs- oder 
Realilirungspreifen; Behandlung dubiojer Forderungen; Größe der Abfchreibungen 
u. |. m.), jo iſt die Aufitellung beitimmter Forderungen in Bezug auf die Bilanz im 
Intereſſe Harer Rechnungslegung nothmendig. 

Erfahrungsgemäß pflegt nur ein Feiner Theil der Aftionäre an den General— 
verſammlungen theilzunehmen. Alle jene Mittel, welche darauf abzielen, die per- 
lönlihe Einwirfung der Aktionäre zu fteigern, werden daher wahrſcheinlich von ge— 
ringem Erfolge fein. Um fo wichtiger ift es, daß die Vorſchriften über die Grün- 
dungsvorgänge wie über die Bilanzirungsporichriften ftrenge gehalten find, zumal bei 
Vergehen gegen fie auch ſchon einer Minderheit von Aktionären das Recht einge- 
räumt werden kann, eine außerordentliche Ueberprüfung, eventuell richterliche Inter— 
vention herbeizuführen. 


E3 betrug die Zahl und das eingezahlte Kapital der Aftiengefellihaften (für Oeſterreich, 
Ungarn und Rußland ohne Hauptbahnen): 


ß i i i 2 in 

nn RE mn A on A 
Delterreih . -. .. 385 1 314.5 557 2 193.2 587 2 364 
Ungarn . .... 86 246.9 287 609.8 1896) 903 
Deutſches Rei!) .. 3124 6 733.1 4 971 12 890.8 5061 16484 
Stalien ..... 657 1 790.1 1215 3 301.2 — — 
Belgien ..... 734 2 064.4 1330°) 2819.6 — — 
Niederlande?) . . 884 852.8 3566°) 2195.6 4 745 2 620 


Großbritannien!). 13323 18 602.4 35965 44 388.0 40 995 48021 
Frankreich . . . . — — 6322 13 508.0 — — 
Rußland ..... 504 2311.1 1181?) 4411.6 1477 6 229 


Die im VBorhergehenden aufgeitellten Forderungen find von der deutichen Reichsgejeßgebung 
durch eine Novelle zum Aftiengefeß vom 18. Juli 1884 und ihre Verſchärfung im neuen 
deutichen Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 erfüllt. — In Defterreich ift man troß mieder- 
holter Verfuche (1867, 1873, 1882) nicht über das Konzeſſionsſyſtem und die Behandlung der 
Aktiengeſellſchaften al3 öffentlicher Vereine nach dem Vereinsgeſetz vom 15. Nov. 1852 hinaus» 
gefommen. Die hHemmende Wirkung biejer rechtlichen und verwaltungspolitiichen Behandlung 
wurde verſtärkt durch eine hohe ftaatliche, in Folge der Steuerzufchläge der Länder und Ge- 
meinden drüdende Befteuerung. Auch der üble Auf, der nad) dem ephemeren Aufihmwung und 


1) 1906. — ?) 1900. — 9) 1899. — ?) Bei früheren Zählungen mwaren Heine Gefellfchaften 
ausgeſchloſſen. 
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Zuſammenbruch von 1873 die Gründung von Aftienunternehmungen begleitete, trug dazu bei, 
die Bildung von Aftiengejellihaften hintanzuhalten. So blieb Zahl und Kapital der Gefell- 
ſchaften durdh fait ein Vierteljahrhundert ftationär. 1873 gab es 815 Gefellfchaften mit 1527 Mill. 
Gulden Kapital, 1876 524 mit 704 Mill., 1895 449 mit 788 Mill. (immer ohne Eifenbahnen). 
Eine Bdg. vom 20. Sept. 1899 Hat Normativbeftimmungen aufgeftellt, welche von nun ab für 
die Errihtung und Umbildung von Altiengefellichaften (mit Ausnahme von Banf-, Kredit- und 
Berfiherungsunternehmungen, Eifenbahnen und Dampfichiffsunternehmungen) maßgebend find 
(Afktienregulativ) und dadurch den Mangel einer Aftiengefeggebung bis zum Zuftandelommen eines 
jolhen Gefeßes erjeßt. Seither ijt die Zahl der Aktiengefellfchaften etwas geftiegen. 1905 
war ihre Zahl 587. 

Der engen Zufammenhang der Truftgründungen mit dem Aktienweſen, die Methoden 
ipe£ulativer Gründungen und die Nothmwendigfeit einer Regulirung der Gefchäftsthätigfeit der 
Attiengejellfchaften find fehr gut auseinandergejeßt von Meade, Trust Finance, New York 
1903. Der fpefulative Charakter fo vieler Gefellfhaftsgründungen, die Möglichkeit des Spe- 
tulationsgemwinnes durch Kauf und Berfauf der Aktien bei allen Gejellfchaften und die mirth- 
Iheftlihe Macht, welche die großen Gefellfchaften befißen, Haben in vielen Staaten zu einer 
Gonderbehandlung und hohen Belaftung der Aftiengejellihaften in der Beiteuerung geführt. 
So namentlich in Defterreih, Stalien und Spanien. Aber au in Frankreich und in den 
deutihen Staaten find Aftiengejellfchaften höher belajtet al3 die Unternehmungen einzelner 
Perfonen oder anderer Handelögefellichaften. Zmeifellos iſt die Aktiengeſellſchaft tragfähiger, 
fchon wegen der Bertheilung des Rififos und der Möglichkeit, daß der Aktionär fich ihm recht— 
zeitig entzieht. Aber eine der Leiſtungsfähigkeit nur der großen und jpefulativen Unter- 
nehmungen angepaßte Steuer hindert die Entwidlung der übrigen, und davor muß der Staat 
fih angejidht3 der Bedeutung der Aftiengefellichaften für die Volkswirthſchaft hüten. 

Dur Geſetz vom 20. April 1892 find im Deutihen Reich, mit Gef. v. 6. März 1906 in 
Defterreih Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung eingeführt worden. Sie gleichen 
der Aftiengefellihaft in der Beſchränkung der Haftung der Gefellichafter auf die Höhe der 
Stammeinlage, unterfcheiden fi) aber von ihr durch die erleichterte Form der Gründung und 
Beihlußfaffung wie durch den Mangel öffentliher Rechnungslegung und Kontrole, welchen 
Momenten wieder die erfchwerte Uebertragung ber Antheile am Gefellichaftsfapital gegenüber> 
fteht, durch welche fie vom Börfenverfehr ausgeichloffen find. Es fcheint, daß dieje Gejell- 
Ihaftsform die Aftiengefellichaft bei Heinfapitaliftiihen Unternehmungen ablöfen mird. 

Bon 1892—1896 wurden in Deutichland 1173 G. m. b. H. und 636 Aktiengeſellſchaften 
gegründet. Geit 1896 wurden im Durchſchnitt dreimal mehr G. m. b. H. als Aktiengeſellſchaften 
gegründet; Dagegen wandeln fich in jüngiter Zeit wenig Aftiengejellichaften um, jeitdem in allen 
deutjhen Staaten — feit 1905 auch) in Preußen — die Aftienjteuer auf die G. m. b. 9. aus- 
gedehnt wurde. Die meiften ©. m. b. 9. finden fi} in der Induſtrie der Steine und Erden, 
das höchſte Durchſchnittskapital in der Tertilindujtrie; am häufigſten ift ein Kapital von 20- bis 
100 000 Mart, doch meifen an 300 Betriebe über 1 Million Mark, der größte (die Berliner 
Bank Hardy) fogar 15 Millionen aus. Der eigentlihe Großbetrieb hat nur in der Induſtrie 
der Steine und Erden, in der Holz: fowie in ber Tertilinduftrie (Hier namentlich wegen der 
Geheimhaltung der Bilanzen) fi für die neue Unternehmungsform entjchieden, in der 
Maſchinen- und Metallinduftrie find nur die Mittelbetriebe, bei den Brennereien, Brauereien 
und GClektrizitätsgejellihaften nur die lokalen Unternehmungen G. m. b. 9. Die hierher ge— 
hörigen „Banken“ find durchwegs Lokale Kreditkaffen. — In Defterreich beitanden 1907 61 ©. 
m. b. 9. mit einem Kapital von 22.5 Mill. Kr. 

Der Ermwerb3- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ift bereit3 oben in den $$ 16 und 
45 gedacht worden. 

Literatur: Neukamp, Die Gefellfhaften mit beſchränkter Haftung in Zeitjchr. f. V. ©. 
u. V., 1899; Wendt, ©. m.b. H. in Z f. N. 1902; Wagon, Die finanzielle Entwidlung 
der Aktiengeſellſchaften, 1903; Bd. I 8 63; Kleinwächter in Echönberg’s Hdb. I, ©. 226 ff.; 
Schmoller, Geſchichtliche Entmwidlung der Unternehmung (XVI.) in J. f. ©. 3. Bd. XVII; 
Ring, Art. Aktiengefellfchaften (Aftienrecht); van der Borght, Art. Aktiengejellihaften 
voll3wirthichaftliche Bedeutung); von Juraſchek, Art. Attiengefellihaften (Statiftif); alle im 
How. d. Stw.; Ueber die Reform des Aktienrechtes, Schr. d. V. f. S. Bd. IV, 1874, Wagner, 
Das Aktiengeſellſchaftsweſen in J. f. N. Bd. XXI; Landesberger, Art. Aktiengejellichaften 
im Oeſt. Stw. B. 
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3. Kartelle und andere Monopolorganilationen. 


849. 1. Das Aktienweſen Hat die Bildung von gewerblichen Großbetrieben unter- 
jtüßt, die Entwidlung ift aber nicht bei dem Zuſtande großer, fonkurrirender, in Händen 
von Aktiengejellichaften liegender Unternehmungen jtehen geblieben. Gerade die Größe 
der in den einzelnen Unternehmungen angelegten Kapitalien hat, namentlich dann, 
menn viel ftehendes Kapital inveftirt war, das zu feiner Amortifation lange Berioden 
genügender Rentabilität benötigte, bewirkt, daß die Konkurrenz diefer Unternehmungen 
von unangenehmen Yolgen begleitet war. Wie in den vierziger Jahren des 19. Kahr- 
hunderts die Konkurrenz der neugegründeten Eifenbahnen in England zu Schädigungen 
aller am Konfurrenzfampf Beteiligten führte, ohne daß einer von ihnen zu verdrängen 
war, führte auch bei wachſendem induftriellen Großbetrieb die Konkurrenz, namentlich 
bei finfender Konjunftur, zu ökonomiſchen Berluften für Mlle, ohne daß einer oder 
einige der Konkurrenten den Sieg davongetragen hätten. Wie dieje Erfahrung bei 
jenen Bahnen zu Berjchmelzungen und Bereinbarungen führte, jo hat fie auch auf 
dem Gebiete des gewerblichen Großbetriebs Organijationen hervorgerufen, welche 
den Zweck haben, die Konfurrenz unter den Unternehmungen zu beſchränken 
oder zu bejeitigen. Faſt ausnahmlos find ſolche DOrganifationen in Kriſenzeiten 
entitanden, mo das Sinken der Preife die Produzenten zu Weberlegungen zwingt, ob 
etwa durch gemeinsame Belchränfung der Produktion oder andere Verabredungen dem 
Preisdprud ein Ende gemacht werden fünnte. Aehnlich fünnen auch andere Urſachen 
wirken, welche den Unternehmergemwinn jchmälern, wenn diefe Urſachen nicht dur) 
den einzelnen Produzenten allein bejeitigt werden können. Erſt in fpäteren Zeiten, 
wenn die Erfahrung das privatwirthichaftlih Nützliche ſolchen Zufammenjchlufjes der 
Unternehmungen erwiejen hat, wird auch bei jteigenden SKonjunfturen das Beitreben 
der Produzenten, fie voll auszunügen und fie nicht durch Konfurrenzmaßregeln 
Ihädigen zu laſſen, PVeranlaffung zum Entftehen folcher Organilationen gaben. Im 
weiteren Berlaufe fann man dann die Beobachtung machen, daß die Ausficht, durch 
einen geeigneten Zufammenjchluß wenigſtens emer großen Zahl von Unternehmungen, 
eine günjtige Stellung auf dem Marfte zu erlangen, eine Monopolitellung zu 
befommen, fei e3 weil der Zuſammenſchluß zu einer Verbilligung der Produktion führt, 
let eö meil die Größe und Art der Vereinigung eine monopoliftiiche Beherrichung des 
Marktes ermöglicht, den Anftoß zu ſolchen Organisationen gibt. Was im Anfang nur 
Mittel der Abwehr drohender Schäden war, wird fo im Laufe der Entmwidlung be- 
wußt benüßt, um die Möglichkeit Schädigender Konkurrenz überhaupt auszujchließen. 


2. Die Formen, in welchen dieje Organifationen zum Zwecke der Beichränfung oder 
der Beleitung der Konkurrenz unter bisher felbitändigen und fonfurrirenden Unter— 
nehmungen auftreten, find mannigfaltig. Da jeder Ausihluß der Konkurrenz zum 
Monopol Führt, gehören alle Monopolorganijationen hierher, die auf dem 
Boden der freien Konkurrenz geihaffen werden, alfo al3 Folge wirthichaft- 
licher Weberlegungen auftreten. Natürliche und rechtliche Monopole find durch außer- 
wirthichaftlihde Momente vor der Konkurrenz geſchützt, wenigſtens feiner direkten Kon— 
furrenz zugänglich, und fie find daher nicht ein Produkt der wirthichaftliden Entmwidlung. 
Sie fommen daher hier zunächſt nicht in Betracht, zumal fie für die Organiſation der 
Volkswirtſchaft nicht von mejentlicher Bedeutung find. Wenn die zunehmende Bildung 
bon monopoliftiichen DOrganilationen im freien Verkehr zu einer Monopolpolitif der 
Staaten führen jollte, wird gewiß auch die Frage der natürlichen. und rechtlichen 
Monopole zur Spradhe fommen; heute ijt dies feine dringende Frage. Dagegen 
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dürfen in ihrer Bedeutung und in ihrer Wirkung für die Volkswirthſchaft den im 
freien Verkehr duch Zuſammenſchluß entitandenen Monopolorganifationen jene glei) 
geachtet werden, welche ſchon bei ihrer Gründung oder durch die thatlächliche Entwick— 
lung eine übermädtige Stellung erhalten haben, jo daß ihnengegenüber eine Kon— 
furrenzunternehmung nicht gewagt werden fann. Bei dem Wachstum der Kapitalien, 
dem zunehmenden PBrivatreihtum und bei der Möglichkeit, im Wege des Aktien- 
handel riefige Kapitalien aus der ganzen Welt in einzelnen Unternehmungen zu fon- 
zentriren, find ſolche Möglichkeiten nicht ausgeichloffen, wie fie 3. B. auf dem Gebiete 
der Betroleumproduftion verwirklicht wurden, wo zwei familien Rodefeller und Roth- 
child die amerifanifhe und ruffiihe und damit fait die Weltproduftion beherrichen. 

3. Die verbreitetite und am häufigften genannte Form folcher Monopolorganifationen 
it die des Kartells. Kartelle (Unternehmerverbände, Syndifate) find Vereinigungen 
lelbftändiger Unternehmer, welche durch gemeinfame Regelung der Pro— 
duftion oder des Abſatzes die Konkurrenz unter ſich einfchränfen oder 
befeitigen und dadurdh eine monopolitiihe Beherrichung des Marktes anjtreben. 
Das Charakteriitiiche diefer Vereinigung liegt darin, daß die einzelnen Betriebe be— 
itehen bleiben und jeder Unternehmer die Herrfhaft über die innere Drganifation 
jeines Betriebes behält. Aber er verbindet fih mit Unternehmern deſſelben Pro— 
duftionszmweiges, um die Bedingungen ihres Wettbewerbes zu regeln oder ihn gänzlich 
auszuschließen und den Abſatz unter fih zu theillen. Die Kartelle find nicht auf das 
Gebiet der gewerblichen Produktion bejchränft; aber fie haben hier ihren Urfprung und 
ihre größte Entwidlung genommen. Cie treten feit zwei Dezennien in mwachjender 
Zahl und größerer Bervolllommnung ihrer inneren Organilation in allen Staaten 
entwickelterer Volkswirthſchaft auf und zwar in folcher Hebereinjtimmung ihrer Formen 
und Ziele, troß aller Verfchiedenheiten der Nationen, Staaten und ihrer Wirthichafts- 
politif, daß fie nicht als eine Folge einzelner ftaatliher Maßnahmen oder National- 
germohnheiten angefehen werden können, jondern eng verwachſen ericheinen mit dem 
Brinzip, das der Volkswirthſchaft aller diefer Staaten zu Grunde liegt, dem Grundjah 
der freien Konkurrenz als Regulator der Produktion. Die Einficht, daß ſich der wirth— 
Ihaftlihe Bortheil der Einzelnen durch Vereinbarungen und gemeinfame Beherrichung 
des Marktes befjer wahren laſſe, als durch einen alle Betheiligten [chädigenden Kon— 
kurrenzkampf ilt es, welche in leßter Linie zur Kartellirung führt, und meil diejer 
Konkurrenzkampf in der gemwerbliden Produktion ſtärker it als in der landwirth— 
Ihaftlihen, überwiegen auch dort die Kartellbildungen. Se mehr das ftehende Kapital 
in der Produftionsanlage vorwiegt und je gleichmäßiger das erzeugte Produkt ift, 
defto leichter geht die Kartellbildung vor ſich; denn im erfteren Falle ilt der Einzelne 
am menigjten leicht in der Lage ungünftige Konjunfturen auszugleichen, find Die 
Verluſte größer al3 bei Betrieben mit vorwiegend umlaufendem Kapital, während 
andererjeit3 die Gleichmäßigfeit der Produktion die Vereinbarungen über die Abjah» 
bedingungen erleichtert. Sinten der Gewinne und Steigen des Kapitalsriſikos 
mit dem Wachſen der Konkurrenz und der Größe der Unternehmungen 
ind die entjheidenden Urſachen der Kartellbildung. Unterjtüßend kommen 
in Betracht alle Momente, welche auf die Zahl der Konkurrenten und daher auf die 
in die Vereinbarung einzuziehenden Perſonen vermindernd einwirken, aljo vor Allem 
die Konzentration der Produktion in wenige Großbetriebe fowie Schutz— 
zölle, welche fremde, ausländiihe Konkurrenten fernhalten. 

4. Die Formen, in denen die entwidelteren Kartelle auftreten, find, nad) der 
Art, wie fie den Wettbewerb unter Sich einjchränfen: Preisvereinbarungen, Vers 
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theilung der Abfabgebiete, Produftionsfartelle, Gewinnausgleichungs- und Vertrieb3- 
fartellirungen. Die Preisvereinbarungen bewegen ſich bei jteigender Konjunktur 
natürlih in der Richtung einer Erhöhung der reife, bei finfender Nachfrage liegt 
ihr Werth in der Möglichkeit längerer Aufrechterhaltung gegebener Preiſe und lang- 
famer Ermäßigung Eine Vertheilung der Abjabgebiete Hat zur Folge, daß 
jedes Ffartellirte Unternehmen ein Gebiet bezw. einen KundenfreiS eingeräumt erhält, 
innerhalb deſſen von den übrigen fartellirten Unternehmern nicht3 verfauft wird. Es 
wird alſo durch daS Gebietsfartell dem einzelnen Unternehmer jeitens des Kartell 
eine Monopolftellung gejichert, die er dann nad) feinem Ermeſſen benützen fann. 
Während Preisvereinbarungen und Gebietsfartellirungen die PBroduftionsaröße der ein- 
zelnen Unternehmer unberührt fallen, Haben PBroduftiongfartellirungen den Zweck, 
die jedem Unternehmer zufallenden Produftionsgrößen zu beitimmen, um durch Rege— 
lung der Produftion das Angebot an Waare und dadurdh den Preis zu beeinflufjen. 
Es wird dabei für jeden Betrieb eine meiltens nach dem Durchſchnitt der legten Jahre 
berechnete Normalproduftion aufgeftellt und von Zeit zu Zeit durch Kartellbeichlüjle 
feitgeftellt, welche Prozentjüge diefer Normalproduftion jeitens jedes Mitgliedes erreicht 
werden dürfen. Aus der Produktionskartellirung ergibt fih die Gewinnausgleihung 
dann, wenn bei einzelnen Mitgliedern die erhaltenen Aufträge unter der Höhe des 
ihnen zugeftandenen Kontingentes geblieben find, während fie bei anderen dieje Höhe 
überichritten haben. Dieje lebteren haben dann entweder von den in der Produktion 
Yurüdgebliebenen SKartellwaaren zu einem bejtimmten Preiſe zu übernehmen oder an 
das Kartell eine Abgabe zu zahlen, welche zur Entihädigung für die verfürzten Mit- 
glieder verwendet wird. Bei den Vertriebsfartellen endlich vollzieht ſich der Abſatz 
der Waare durch das Kartell felbjt, welches eine gemeinjame Verfaufsitelle einrichtet, 
bon welcher allein die fartellirtten Waaren bezogen werden fünnen, von welder aus 
nad Maßgabe der einlangenden Aufträge die Beichäftigung den Fartellirten Werfen 
zugewieſen wird. 

Alle Kartellirungen find natürlich nur möglich, wenn alle oder doch die Mehrzahl 
der Produzenten des gleichen Produktionszweckes dem Kartell beigetreten find und 
wenn Mittel und Wege beitehen, die Einhaltung der Kartellvereinbarungen feitens der 
einzelnen Mitglieder zu fontroliren und zu erzwingen. Um dieſes letztere zu erreichen, 
unterwerfen fich die Unternehmer einem Syſtem von Konventionalftrafen und Kontrolen, 
welche von der Slartellleitung gehandhabt werden und eine oft jehr ausgedehnte Einficht 
in die Bücher und Geichäftsthätigfeit der Einzelnen zur Folge Haben. 

5. Die Kartelle find aber nicht die einzige Erfcheinungsform einer auf dem Boden 
der freien Konkurrenz ſich ausbildenden monopoliftiihen Organifation. Eine entwideltere 
Form, die zu einer einheitlicheren und wirthichaftlich vollfommeneren Leitung früher 
jelbjtändiger Betriebe führt, it der Truft. Dieſe in den Ver. Staaten ausgebildete 
DOrganijationsform hat mehrere Stadien durdjlaufen, während melden Prozeſſes die 
urjprünglihe Bedeutung des Namens Jich geändert hat. Das Weſen de3 Truft beitand 
darin, daß die Aktien der Gefellichaften, die fich zuſammenſchließen wollten, von den 
Aktionären an ein Komitee von Treuhändern, Truſtees, übertragen wurden, denen 
man zugleich) die unwiderrufliche Vollmacht erteilte, das Stimmrecht auf die Aktien 
auszuüben. Die Truftees gaben dagegen den Aktionären jog. Truft Certificate aus, 
auf welche die Dividenden ausbezahlt wurden, welche den in den Händen der Truftees 
befindlihen Aktien aus den Erträgniffen zufommen follten. Als ſolche Verträge ver- 
boten mwurden, erfolgte der Zuſammenſchluß in anderen Formen. Es wurde eine 
einzige neue Geſellſchaft gebildet, welche die ſämmtlichen Untergejellfchaften in fich 
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vereinigte. Den Vorgang diefer Verſchmelzung von mehreren felbitändigen Unter- 
nehmungen nennt man Sufionirung Oder es erwarb die Fräftigite Gejellihaft ganz 
oder zum Theil Aktien der anderen Gefellichaften, jo daß fie in diefen die Mehrheit 
der Stimmen und damit die Leitung hatte. Dabei blieben alle Gejellihaften formell 
unabhängig von einander beitehen. Solche Berbindungen find unter dem Namen 
Intereſſengemeinſchaften, Concerns, befannt. Oder endlich es murde eine neue 
Obergejellichaft gebildet, welche den einzigen Zweck Hatte, die Aktien der verfchtedenen 
Gejellichaften zu befigen, eine fog. Holding Company. 

Alle diefe Formen der Vereinigung werden jet mit dem alten Namen Truft, 
in den 2er. Staaten auch al3 „Combination“ oder „Combine“ bezeichnet, mährend 
in Deutichland unter Kombination die Vereinigung von Unternehmungen verjtanden 
wird, Die verjchiedenen Produftionzftadien angehören, z. B. wenn Mafchinenfabrifen 
eigene Eilenhütten und Kohlenzechen erwerben, oder die großen Eifen- und Stahlmwerfe 
ih am Kohleniyndifat betheiligen. Für diefe Vertruftung ift, wie man Sieht, das 
Aktienweſen ein faum zu entbehrendes Mittel. Nicht nur, weil der Erwerb von Altien 
die Möglichkeit gibt, in mwiderftrebende Gefellichaften einzudringen, die Mehrheit in der 
Generalverfammlung zu erlangen und fo die Verſchmelzung zu erzwingen. Diele 
Methoden find auch zur Erlangung von Kartellverträgen angewandt worden. Aber 
die Vertruftung benöthigt die Aktienform, um die ungeheueren Kapitalien aufzubringen, 
die für die im Truft gegebene neue Gefellihaft nothwendig find. Die im Truft zu ver- 
einigenden Werke müſſen ja ausgefauft werden. Zudem tft die VBertruftung von An— 
beginn an von dem Prinzip beherricht geweſen, durch die Vereinigung die Produftions- 
foften zu mindern. Man fucht daher alle Produktionsſtadien von der Fertigfabrifation 
bis herab zur Gewinnung der Rohftoffe zu vereinigen, alfo alle Zwiſchengewinne aus- 
zulhalten. Aus demfelben Grunde gliedert ſich der Trujt gerne Transportunter- 
nehmungen, Eijenbahnen und Dampfidiffe an. So fommt es, daß 3. B. der große 
Stahltruft, die United States Steel Corporation, ſich mit einem Mftienfapital von 
4400 Millionen Markt und 1216 Millionen Mark Prioritätsobligationen Tonftituirte. 

Die Truftform iſt in Europa noch wenig entmwidelt, Anfäbe dazu find aber in 
Fufionirungen und Kombinationen, welche namentlid in Deutichland (elektriiche, Eijen- 
induftrie) in den lebten Sahren häufiger wurden, vorhanden. Der Truft ijt zmeifellos 
die wirthſchaftlich vollfommenere Organisation, weil er die ökonomiſchſte Produktion 
zuläßt: ungünstig gelegene, technijch veraltete Betriebe werden eingeftellt, die anderen 
ausgedehnt, die Aufträge können zweckmäßig vertheilt, unter den Betrieben jelbit 
Spezialilirungen vorgenommen werden, Preiserhöhungen der Rohſtoffe oder Halb- 
fabrifate laſſen den Truft, der fich felbit verforgt, unberührt, die Gewinne der Zwiſchen— 
händler und der Transportunternehfmungen werden bejeitigt oder doch reduzirt. 

6. Eine Betradytung der Wirkungen der Kartelle und Trufts muß den Grad 
der monopoliftiihen Beherrſchung der Produktion und die fi daran anſchließenden 
Folgen in3 Auge fallen. Das Monopol ift nicht felten fo groß, da die Abnehmer 
der Produfte (Händler, Erzeuger der Endprodufte) und die Rohftoffproduzenten zur 
Berpflihdtung zu ausſchließlichem Verkehr mit dem Kartell gezwungen werden 
fönnen, indem ihnen, wenn Sie die Verpflichtung nicht eingehen wollen, entweder 
gar nicht oder nur zu höheren Preiſen geliefert wird bezm. der Rohſtoffbezug ein» 
geitellt wird. Dadurch werden natürlich nicht nur die Außenjtehenden aufs Schwerſte 
geichädigt, oft vernichtet, auch die Abnehmer und Rohjftofflieferanten werden in große 
Abhängigkeit gebracht. Dieſe Abhängigkeit bedroht insbejondere die Händler, welden 
von den Kartellen Preije und Verkaufsbedingungen vorgefchrieben werden, jo daß fie 
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zu Agenten, die nur im Auftrage des Produzenten für den Abſatz thätig find, herab— 
gedrüdt werden. Da die Kartelle hierbei die Großhändler bevorzugen, fördern fie den 
Sroßbetrieb im Handel. 

Ein Beilpiel hiefür bietet das Rheiniſch-weſtfäliſche Kohlenſyndikat, welches die Großhändler 
der einzelnen Abjaßgebiete in Gejelljchaften organifirte und die Verfaufsbedingungen bis in 
bie Kreiſe des Kleinhandels feitiebte. 

Die Macht diefer Organilationen it jo groß, daß ein Sieg Außenftehender über 
lie zu den Geltenheiten gehört und nur auf jolden Produftionsgebieten zu beob— 
achten fein wird, wo die Natur der Waaren wegen ihres individuellen und dem 
bejonderen Bedürfniß der einzelnen Konjumentenfreife anzupaſſenden Charakters die 
Kartellivung und PVertruftung und die damit verbundene allgemeine Regelung der 
Preiſe und PBroduftionsquantitäten nicht zuläßt. Im Großen und Ganzen iſt das Auf- 
und Abſchwanken in der Zahl und Art der Kartelle, die Neubildung und Auflöfung 
der Kartelle nicht al3 Zeichen der inneren Schwäche dieſer Drganifationsform über- 
haupt anzujehen, jondern als eine Anpafjungsbewegung. Gemiß tft, daß in abjehbarer 
Beit nit alle Induſtrien und auch in den Kartellinduftrien nicht alle Waarengat- 
tungen einer Kartellivung unterliegen werden; auf welchen Gebieten fie jich aber be- 
währt und erhalten kann, das ijt nicht theoretiſch vorherzufagen, das wird praftiich 
ausgeprobt werden. Die lange Dauer der Kartelle in den auf einfachen Produftiong- 
bedingungen ruhenden, leicht zu überfehenden Induſtrien — Bergbau, Maſſenartikel 
der Eifeninduftrie — und die große Verfeinerung der Rartellverträge, welche auch 
fomplizirtere Induſtrien zu umfaſſen geitattet, laffen annehmen, daß wir mit einem 
id) ausbreitenden Stamme von Kartellen gerade der für die volfsmwirthichaftlihe Pro- 
duftion wichtigiten Maffenartifel zu rechnen haben merden. 

Für einen ruhigen, gleihmäßigen Gang der Broduftion fünnen ſolche Organijationen 
große Dienfte leilten. Sie vermögen die Broduftion vollfoınmen dem Bedarf 
anzupaljen. Namentlich in der Form der Trufts tragen fie auch zur Verbefferung 
der techniſchen und wirthſchaftlichen DOrganifation bei, für die ein jtarfer 
Anſporn einestheil3 in der dadurch geficherten Möglichkeit größerer Gewinne, anderer- 
jeit3 in der Gefahr der Konkurrenz von Außenfeitern beiteht. Dadurch wäre auch eine 
Borbedingung für eine Berbeijerung der Lage der Arbeiter gejchaffen, deren 
Wirkſamkeit allerdings unficher und von manchen anderen Faktoren (Arbeiterorganijation, 
Geſetzgebung, öffentlihe Meinung) abhängig ilt. 

Was die Preispolitif der Kartelle anbelangt, fo ift deren Bedeutung nicht jo 
einfach, wie es mit Rüdfiht auf ihren monopoliftiichen Charakter zu fein ſcheint. Nicht 
jede Erhöhung der Preiſe durch Kartelle ift ungerechtfertigt und nicht immer führt 
die Kartellirung zu Preiserhöhungen. Pie Konfurrenzpreife find nicht immer Die 
niedrigiten, denn die Konfurrenz bedingt viel todte Koſten (für Neflame, Spejen für 
den Vertrieb, überflüjlige Transporte u. dgl.). Der kaufmänniſche Theil des Be— 
triebes fann ohne Konkurrenz billiger geitellt werden, techniſch-organiſatoriſch können 
Berbejjerungen durchgeführt, rüdjtändige Betriebe aufgelajlen, beſſere Ausnützung der 
übrigen erreidht werden u. |. m. Dadurch mird die Möglichkeit geichaffen, auch bei 
geringeren Preiſen große Gewinne zu machen. Hohe Preiſe werden aber oft aud) 
deshalb vermieden, weil fie zum Gebrauch von Surrogaten und zur Bildung von 
Konfurrenzunternehmungen anregen. Gefährlich wird die Preisbildung daher meift nur 
dort, to es Sich um vollfommene Monopolitellungen handelt, wie bei Kohle, Petroleum, 
Zuder u. dgl. Das fonfumirende Publikum wird oft durch die Kartellpreife weniger 
hart getroffen, al3 die Gruppe der meiterverarbeitenden Smduftrien, vor Allem dann, 


8 49. IV. Die Organifation der gewerblichen Intereſſen. 193 


wenn dieſe jelbjt noch nicht Zartellirt find. So können durch ein Eijenfartell die 
Kleineijeninduftriellen, die Majchinenfabrifanten, durch ein Spinnereifartell die Weber 
geihädigt werden, wenn der Abſatz ihrer Produkte bei den Kartellpreijen zurüdgeht 
oder an fremde Konkurrenz verloren geht. Sie haben nur injfoweit einen Bortheil, 
als das Kartell an die Stelle ſchwankender Preiſe ftetige, gleichmäßige jet. Solche 
find jogar vielleicht wichtiger al3 niedrige Preiſe der Roh- und Halbitoffe, meil dieſe 
wieder die Konkurrenz unter den Fertigfabrifanten hervorrufen. 


Eine vielangefochtene Preispolitif der Kartelle it die der billigen Auslandsverfäufe 
bei gleichzeitigem Hochhalten der Preife im Inlande. Doch iſt nur ein Fall von befonderer 
Bedenklichleit: wenn duch den billigen Erport die Weltmarftpreife gebrüdt werden, fo daß 
dadurch die ausländiihen Käufer und Weiterverarbeiter der Waaren eine Begünftigung erhalten, 
die fonft fehlte. Dies kann bei Kartellen für Rohitoffe und Halbfabrifate eintreten. So konnten 
die holländifchen Schiffsbauanſtalten, ausländische Gajometerfabrifen ihre Produfte aus deutſchem 
Eiſen billiger herftellen als deutiche Werfe. Nicht immer aber find die niedrigeren Auslands— 
preije auf Kartellverfäufe zurüdzuführen und es Tann zmedmäßig fein, zu dieſen Preijen zu 
erportiren, um überflüffige Waaren, die im Inland einen Preisdrud hervorrufen könnten, zu 
entfernen oder um bei nicht genügender Nachfrage im Inland den Betrieb aufrechtzuerhalten, 
die Generalunfojten zu ermäßigen und die Arbeiter zu befchäftigen. Da aber auch andere 
Smöuftrieitaaten jo verfahren, bilden die Preife auf dem Weltmarkt überhaupt nicht mehr den 
Ausdrud der wirklihen Produktionskoſten der verſchiedenen Länder, was zu Abfonderlichkeiten 
führt. Nach Liefmann fam e3 vor, daß man von Amerika Eifenwaaren nad) Europa erportirte, 
ie dann wieder zurückbrachte und troß der Zölle und der doppelten Transportkoften billiger 
befam, als direft vom Drahttruſt. Ebenfo konnte man deutiche Bleche billiger aus Holland be- 
ziehen, al3 direft aus der Fabrik, die dem betreffenden Konjumenten benachbart war. Solche 
Fülle find aber nicht regelmäßige Erfcheinungen, und im Ganzen ift es nicht der billige Ausland3- 
verkauf, jondern das Hocdhalten der Preife im Inland, das die Gefahr der Kartelle bildet. 
Diefe juchen den Weiterverarbeitern die Konkurrenz im Auslande dadurch zu erleichtern, daß 
ie Ausfuhrvergütungen gewähren, die aber meift nur den Erzeugern von Halbfabrifaten, nicht 
jenen der fertigen Produkte gegeben werden. 

Ueber die deutſchen Kartelle fand von 1903 an im deutichen Reichsamt des Innern 
eine Enquéte Statt, welche das rheinifch-mweitfälifche Kohlenſyndikat, die oberjchlefiihe Kohlen- 
fonvention, da3 Koksſyndikat, die Roheifeniyndifate und den Halbzeugverband, das Walzdraht- 
und das Drahtitiftentartell, den Weißblechverband, Stahlverbände, das Kartell für Zeitungs- 
drudpapier, für Tapeten, die Bereinigung der Spiritusbrennereien und der Spritfabrifen und 
den Börjenverein deutjcher Buchhändler umfaßte. Die Verhandlungen find erjchienen unter 
dem Titel: Kontradiktoriihe Verhandlungen über deutiche Kartelle, Berlin 1903 ff. Ms Ergebniß 
ind dem beutjchen Reichstag vorgelegt worden: Denkſchrift über das Kartellmejen, 1. Theil 
(1905), die Kartellitatiftift umfaſſend; 2. Theil (1906), die Vorfchriften des deutſchen Civil- 
und Strafrechtes, 3. Theil (1907), die Kartelle der Kohleninduftrie darftellend. 

Sn den Vereinigten Staaten ilt daS 1904 neu gegründete Bureau of Corporation der 
Centralregierung in Wafhington mit Spezialunterfuhhungen betraut. Bisher erfchienen: Report 
of the Commissioner of Corporations on the Beef Industry, Wajhington 1905; on the Petro- 
leum Industry, 2 Theile, 1907. Dieſe Berichte enthalten die jorgfältigfte und eingehendfte 
Daritelung von Kartellen bezw. Truft3 und ihrer Preispolitit. Frühere Erhebungen in den 
Reports der Industrial Commission, ®ol. I Trusts (1900); ol. XIII Trusts and Industrial 
Combinations (1907); ol. II Gefeßgebung betr. d. Truft3; Bol. XIX Vorichläge d. Kom— 
milfion. Ueber die Kartelle in Belgien veröffentlichte die Ergebnilfe einer privaten Enquete 
De Xeener, Les syndicate industriels en Belgique, 2 ed. 1904. Ueber die Kartelle in Eng» 
land vgl. Macrojty, The Trust Movement in British-Industry, Yondon 1907. 


Literatur: I 877; Sch. 8.8. f. ©., 85.60 u.61; Liefmann, Die Unternehmerverbände, 
1897; 2%. Pohle, Die Kartelle der gemerblihen Uuternehmer, 1898; Schäffle, Ueber Kar— 
telle in 9. f. Stw., 1898; Grunzel, Ueber Kartelle, 1902; Liefmann, fartelle und 
Truſts, 1905; William 3. Ripley, Trusts, Pools and Corporations, 1905; Baunigarten u. 
Mepleny, Kartelle und Trufts, 1906; Bonikowsky, Einfluß der Jnduftriefartelle auf den 
Handel, 1907. 
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4. Die Politik gegenüber den Induſtriemonopolen. 


8 50. 1. Daß die Kartelle und Truſts nur eine vorübergehende Erjcheinung fein 
lollten, ift wenig wahrſcheinlich. Dafür it ihre Ausbreitung zu allgemein und zu ftarf. 
In Deutſchland find ſchon von 1860 an Kartelle fejtzuftellen, aber erjt 1893 nehmen 
fie einen Aufſchwung. Es beitanden vor 1865 4, vor 1875 8, vor 1885 90, vor 1896 
260, vor 1905 385 Kartelle, in lebterem Jahre mit ungefähr 12000 Betrieben. Die 
meiften fallen auf die Montan-, Eiſen- und Metallinduftrien, auf die chemiſche und 
die Tertilinduftrie. Sm den Ver. Staaten, wo ſchon früher Ffartellähnliche Ver— 
abredungen, pools, beitanden hatten, beginnt die Truftgründung 1882 mit dem Standard- 
Oil Truſt, und für 1903 find bereit3 453 induftrielle Trufts mit einem Kapital von 
9000 Millionen Dollar feſtgeſtellt. Große Produktionszweige, wie Stahl und Eijen, 
Buder, Petroleum, Branntwein, Papier, Tabak find vollitändig oder doch in der 
Mehrheit der Produftionsunternehmungen vertruftet. Auch in induftriell weniger ent- 
widelten Rändern find Kartelle verbreitet, wie in Dejterreih-Ungarn, wo man 1506 
ca. 100 zählte. Daß der Freihandel und eine jtarf individualiitiiche Gefinnung der 
Bevölferung von diefer Monopolifirungstendenz nicht befreit, dafür iſt England ein 
Beilpiel. Daſelbſt beitehen Kartelle in der Form von „Aſſociations“ in der Garn 
induftrie, in der Kalifodruderei, Färberei, Wollfüämmerei. Ferner find einzelne Zweige 
der Eifen- und Stahlinduftrie kartellirt. Es gibt ein Tapeten, Zement-, Salzfartell, 
einen Sodas, Whiskytruſt. Zum Theil find diefe Vereinigungen die Folge internationaler 
Vereinbarungen, wie der englifche Tabaftruft. Weberhaupt nehmen die internationalen 
Rartelle zu, insbeſondere in der auf einige Fabrifen beichränften chemischen Induſtrie 
(Karbol-, Zink, Duedfilber-, Borar-, Kunftdünger-, Sodafartell), in der Eleftrizitäts-, 
Emaille-, Glasinduftrie, in einigen Zweigen der Eifen- und Stahlinduftrie (Schienen, 
Träger) find ſolche Vereinbarungen erfolgreich durchgeführt worden. Auch in Frank— 
reich madt die Konzentration Fortichritte, doch mehr in der Form der Truſts und 
Aftiengejellichaft als in der der Kartelle. Eiſen, Zuder, chemiihe Produfte, Papier 
find ihre Objefte. 

2. Dieſe immer mächtiger werdenden Monopolorganijationen find in dreifacher 
Richtung eine Gefahr für die Gefellihaft. Sie bedrohen die Konfumenten mit Nad)- 
theilen bei der Preisbildung, fie Halten die Arbeiterichaft in großer Abhängigkeit, fie 
legen die Enticheidung über die Güterverforgung der Volfswirthichaft und damit über 
die ganze Produftionsentwidlung in die Hände einiger weniger Perſonen. Ganz neue 
loziale Schichtungen werden dadurch hervorgerufen. Das jelbitändige Unternehmerthum 
wird eingefchränft, verdrängt, am Auffommen gehindert. Eine ungeheuere Machtfülle 
it wenigen Perjonen anvertraut, die bei gejichertem, gleihmäßigem Gang der Pro— 
duftion mwachjende Gewinne ziehen, die wegen des Fehlens einer Konfurrenz immer 
mehr den Charafter von Renten ftatt einer Vergütung für magenden Erwerb annehmen. 

Kann durch gejeblihe und Verwaltungsmaßregeln des Staates dielen Gefahren 
vorgebeugt werden? Dies it für alle Induſtrieſtaaten eines der mwichtigiten wirth— 
Ihaftspolitiihen Probleme der Gegenwart und der nächlten Zukunft. Man wird bei 
einer Behandlung von dem allgemein anerkannten Grundſatz ausgehen müfjen, daß die 
Freiheit nicht aufgehoben werden dürfe, Vereinbarungen zu treffen, welche die Kon— 
furrenz bejchränfen oder aufheben. Ohne folche Vereinbarungen märe ein geregeltes 
Wirthſchaftsleben gar nicht mehr möglich. Die Erfahrung Hat gelehrt, daß zivilrecht- 
lihe Normen, melde Kartelfvereinbarungen für rechtsungültig erklären, 3.8. meil 
lie gegen die guten Sitten verftoßen (Frankreich) oder weil das Geſetz folche Verein- 
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barungen unterjagt, durch welche die Preife zum Nachtheil des Publifums erhöht werden 
(Oeſterreich), praktiſch unwirkſam find, zum Theil, weil man die Einhaltung der Ver— 
einbarung durch bejondere Mittel doch erzwingen fann, zum Theil, weil das Bedürf- 
niß jo groß it, daß die Vereinbarung ohne Rechtszwang eingehalten wird. Ebenjo 
it der Verſuch mißglüdt, Vereinbarungen der erwähnten Art ftrafbar zu machen 
(Sherman Bill von 1890 in den Ber. Staaten). Zum Theil fonnte das Verbot 
nicht angewandt werden, weil es berechtigten Sntereffen und notwendigen Vorgängen 
des Wirthichaftslebens widerſprach, zum Theil trieb e3 die Kontrahenten zur Ber- 
I\hmelzung, modurd feiner Anwendung der Rechtsboden entzogen wurde. Immer 
mehr jieht man ein, daß eine bloße Kartellgejebgebung, d. h. eine Gefeßgebung, 
welche nur Rereinbarungen zum Ausjchluß des Wettbemwerbes treffen will, nicht aus— 
reihend ilt, daß man auf den Kern der Sache jelbit eingehen und das im freien 
Berkehr entitandene Monopol treffen muß. Da die Form, in der ſolche Monopol- 
organilationen entitehen, aus den oben angeführten Gründen faft immer die der 
Aktiengejellfchaft ift, bedarf es immer auch gleichzeitig einer Regelung des Aftien- 
mwejens. 


3. Die Ziele, welche eine Regelung der Monopolorganijationen ins Auge 
faffen muß, find durch die drei Gefahrengruppen beitimmt. Es ift 1. die Hintanhaltung 
ungerechter Preisbildung, 2. der Schub und die Fürforge für die in der Monopol- 
organifation bejchäftigten Arbeiter, und 3. die Verhütung des Mißbrauches der Macht 
gegen Abnehmer, gegen felbftändige Unternehmer, gegen Mitglieder des Kartell an— 
zuftreben. In letzter Zeit it auch noch darauf hingewieſen worden, daß es gerecht» 
fertigt fei, die Gefammtheit an den Gewinnen der Kartelle Antheil nehmen zu lafjen, 
ſei e3 Durd) eine bejondere Bejteuerung, ſei e3 durch Feitlebung einer Geminnbetheiligung 
de3 Staates, ein Vorſchlag, der volle Beachtung verdient. 


Die Durchführung diefer vierfachen Aufgabe einer Kartell und Monopolgefeb- 
gebung hat ganz außerordentlihe Schwierigkeiten zu überwinden. Cchon die fichere 
Beitimmung deijen, was im einzelnen Falle gefordert oder was als Verlebung jchuß- 
berechtigter Intereſſen angejehen werden joll, it in allgemeiner Weiſe kaum möglid). 
Kein Geſetz kann in zweifellofer Weiſe feititellen, warın ein Preis ein gerechter oder 
anzufechtender ilt, warn da3 auf Verdrängung von Mitmwerbern, auf Erhaltung der 
Abfaggebiete gerichtete Handeln berechtigt ift, warn e3 einen Mißbrauch daritellt. 
Man wird jich theilweiſe dadurch Helfen können, daß man beſonders häufig vorfommende 
oder in ihren Wirkungen befonder3 bedeutjame Handlungen ausdrüdlich Herausgreift, 
wie dies 3. B. auf dem Gebiete des Transportweſens durch Betonung der Transport⸗ 
pflicht, der Pflicht zur Gleichbehandlung der Verfrächter, des Verbotes geheimer 
Nefaktien oder der Nefaktie überhaupt heute ſchon geichieht. ES wird aus diejem 
Grunde fih auch empfehlen, wo möglich ſpezielle Geſetze für einzelne monopolifirte 
Smduftrien, 3.8. für Kohle, Eifen, zu maden, deren bejondere Bedingungen dann 
befjer Berüdfichtigung finden können. Aber dennod) werden allgemeine Regelungen 
und in ſolchen Spezialgefegen allgemeine Bejtimmungen nicht zu vermeiden jein. 
Und dies ift nicht zum Geringiten der Grund, weshalb nod) feine praftiichen Verjuche 
einer wirflihen Regelung unternommen worden find. Man fcheut fih, den wirth- 
Ihaftlihen Verfehr und feine Preisbeftimmungen Einflüffen zu unterwerfen, die nicht 
au3 den betheiligten mwirthichaftlichen Intereſſen herauswachſen, ſondern vom Stand» 
punft einer nicht genau zu präziſirenden Moral und öffentlichen Sittlichleit aus, von 
außen her Jich geltend machen. 
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Sn der That Handelt es fih in letzter Linie immer darum, eine Enticheidung 
über die von den Kartellen und ähnlichen DOrganifationen im Verkehr geforderten 
Preiſe herbeizuführen, ſei es daß das Urtheil der Berichte darüber zugelaffen wird, 
fei e8 daß Berwaltungsbehörden die Prüfung und Beurtheilung zugeftanden wird, ſei 
e3 daß bejondere Organe geſchaffen werden, denen unter Mitwirkung der Intereſſenten 
diefe Macht übertragen wird. Der Mapitab für die Beurteilung der Berechtigung 
der Preije ift jelbjt wieder jchwanfend. Die Einen wollen nur dann die Anfechtung 
zulaffen, wenn die Merkmale einer wucheriſchen Preisfeititellung vorliegen. Andere 
dann, wenn die Preiſe einen Gewinn zulajjen, der den fonjt im Verkehr üblichen 
underhältnigmäßig überfteigt, oder wenn dadurch andere bei der Produktion, Anichaffung 
oder dem Abſatz ihrer Waaren beträchtlich in einer ihre wirthichaftliche Lage weſentlich 
beeinfluffenden Weile gejchädigt werden. Ebenſowenig geklärt ijt die Frage, melche 
Rechtswirkungen ein gefälltes Urtheil Haben foll, ob es nur die privatrechtliche Un- 
gültigfeit oder auch eine Schadenerjagpflicht ausiprechen ſoll, ob es bloß negativ, 
Preiſe aufhebend oder pofitiv, Preiſe feititellend fein foll. 

4. Angeſichts diefer Schwierigkeiten und Unficherheiten empfiehlt es ſich, zunächſt 
auf indireftem Wege einzumirfen. Es ilt in erfter Linie volle Deffentlichfeit der 
Kartellverträge und wichtiger, fürdie Breisbildung maßgebender Thatſachen, 
wie Produftionzziffern, Beitellungen, dann der Preiſe felbit und der Gewinne zu 
erzwingen. Dies zu dem Zwecke, um das Material für eventuelle jtaatlihe Eingriffe 
vorzubereiten, und um dadurch der öffentlihen Meinung, wie den beteiligten Inter— 
eſſenten Gelegenheit zur Bethätigung zu geben. Der Staat foll Gegenorganijationen 
und die Gelegenheiten für eine Konfurrenzentwidlung fördern. Dies fann er 
duch Subventionen, Steuerbegünftigungen, vorzugsmweile Berüdfichtigung von nicht 
fartellirten Smduftrien bei öffentliden Lieferungen, durch Zollherabfegungen und 
eifenbahntarifariihe Maßregeln tun. In einzelnen Fällen wird der Staat felbit als 
Produzent auftreten (Kohle) und dadurd) eine monopoliftiihe Preispolitif hindern 
fönnen. Nur wenn diefe Mittel fi) als unwirkſam ermweilen, wären Eingriffe in Die 
Preisbildung vorzunehmen, eventuell bei einfachen und in der Monopolorganijation 
weit vorgeichrittenen Produktionszweigen auch Verſtaatlichungen gerechtfertigt. — Die 
lelbftändige Befteuerung des Kartellgewinnes, das Verbot gemifjer Geſchäftspraktiken, 
Mapregeln zu gunften der Arbeiter find leichter durchzuführen. Bier bietet nicht Die 
Maßregel an fich, Jondern die Abgrenzung der Organifationen, welche von ihnen ge— 
troffen werden follen, Schwierigkeiten. Zu gunften der Arbeiter fommt vor Allem 
Schu der Drganijation und Einwirkung auf fchiedsgerichtliche Inſtitutionen in Be— 
tracht (vgl. unten $ 55 und 8 68). Bon den Geichäftspraftifen der Monopolorganija- 
tionen fommen vor Allem jene in Betracht, welche das Aufkommen der Konkurrenz 
duch Ausnahmemaßregeln verhindern: Verpflichtung der Kundſchaft zu ausſchließ— 
lichem Verfehr, örtlich beichränfte Preisunterbietung, Preisunterbietung nur in den 
Produkten, die der Konkurrent produzirt. Kartell» oder Monopolſteuern ſind noch 
nirgends eingeführt, die Aftienfteuer erfüllt zum Theil den Zweck. 

Sn Defterreich haben die Gerichte die Beftimmung des Stoalitionsgejeßes vom 7. April 
1870 84, wonach Berabredungen von Gemwerbsleuten zu dem Zmwede, um die reife einer 
Waare zum Nachtheil des Publikums zu erhöhen, unverbindlich jind, fehr ertenfiv inter- 
pretirt, fo daß thatfählih den Kartellen hier die Rechtskraft fehlt. Troßdem eriftiren und 
vermehren fie fih. Sn Deutfchland hat man verfudht, Beltimmungen des B.G. B., melche 
Nechtsgefchäfte, die gegen die guten Sitten verftoßen, betreffen, auf die Kartelle anzumenden, 


fie erwiefen fich aber nicht al3 ausreihend. In Frankreich bedroht Art. 419 des Code penai 
mit Gefängniß und Geldftrafen den, der durch Vereinbarung zwiihen den hauptjächlichen 
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Ssnhabern derjelben Waaren eine Steigerung ihres Preifes herbeigeführt hat. Nach Urt. 1131, 
1133 bes Code eivil fünnten Kartellverträge al3 gegen die guten Gitten oder bie öffentliche 
Ordnung verftoßend reht3ungültig erklärt werden. Die Gerichte Haben aber dieje Beftimmungen 
wegen ihrer allgemeinen Fafjung nie angewendet. Aud) ift es leicht möglich, fich ihrer Wirfung 
zu entziehen. Am Weiteften ift die Gefeßgebung in den Ber. Staaten gegangen. Ein Gef. 
v. 1887 betr. den BZmifchenhandelöverfehr der Eifenbahnen (Interstate Commerce Act) ver» 
pflichtete die Bahnen zu „vernünftigen und gerechten" Tarifen, und verbot jede Bevorzugung 
einzelner Berfrachter, jorwie Vereinbarungen von Bahnen über Tarife. Zur Beauflichtigung 
der Bahnen wurde eine eigene Behörde, die Interstate Commerce Commission, geidhaffen. 
Dieſes Geſetz ift wichtig, nicht nur, weil es der Beginn einer Regulirung der Transportmonopole 
duch den Staat (die Union) ift, fondern auch, meil in der ungleichen Behandlung der Ber- 
frächter ein Mittel zur Bildung induftrieller Monopole gelegen ift (Standard Dil Eo.!). Durch 
das Unionzgefeß dv. 2. Juli 1890 (Sherman Anti-Trust Act) erhielten die antimonopoliftifchen 
Beitrebungen eine allgemeine Baſis. Es bejagt, daß jeder Vertrag, jede Vereinbarung (com- 
bination) in Truft- oder anderer Form oder jedes Komploit zur Beſchränkung von Handel und 
Berfehr (conspiracy in restraint of trade and commerce) zwiſchen den einzelnen Staaten und 
dem Ausland verboten, ftrafbar und ſchadenserſatzpflichtig iſt. Nach engliihem, in den Ber. 
Staaten beadhteten common law war bis dahin jede Vereinbarung zur Beichränfung des 
Handels ungültig, die „unreasonable“ (unvernünftig) war. Diefe Bedingung war nun weg— 
gefallen und darnad) iſt die Herjtellung irgendwelcher Intereſſengemeinſchaften mwirthichaftlicher 
Natur ftrafbar, wenn fie über den Bereich eines der Unionzftaaten Hinausgreift. Diefem Union3- 
gefeg folgten viele Gejeße der Einzelftaaten für ihren Bereih. Ihre praftiihe Wirkung be- 
friedigt nidt. Man erkannte, daß der Zufammenfchluß der Unternehmungen fehr oft die 
Borausfegung höherer wirthichaftlider Blüthe und oft unvermeidlich if. Die Gerichte konnten 
die Shermanafte daher nicht anmenden. Die Korporationen entzogen fih ihr durch Ver 
ihmelzung (jo rief fie die neue Truftform hervor), andererfeit3 entftand doch eine große Un- 
fiherheit, welche die wirthſchaftliche Entwidlung hemmte. Im Oftober 1907 wurde dann von 
der National Civic Federation ein Programm aufgeitellt, welches eine weitgehende Monopol- 
gefeßgebung verlangt, der auch die Arbeiter» und Arbeitgeberverbände unterworfen wären, Die 
aber folhe Organifationen ungeftört lafjen joll, fo lange fie „reasonable“ find. Diejes, von ber 
republifanifhen Partei angenommene, in einem Geſetzentwurf (Hepburn Bill) niedergelegte 
Programm ift deßhalb bedeutfam, meil es von den angejeheniten Perfönlichkeiten der Praris 
und der Theorie unterftüßt wird. Die Bewegung gegen die Monopole ift in den Ber. Staaten 
jo ftarf, daß man vor weitgehenden Mitteln nicht zurüdichreden wird. 

Bon europäishen Staaten hat nur Defterreich in wiederholten Gejebentwürfen (1897, 
1898, 1901) den Anlauf zu einer Regelung der Monopole genommen. Der lebte Entwurf 
unterftellte nicht nur Kartelle, fondern auch folde „Einzelunternehmungen, deren patentrechtlich 
nicht geſchützte Waaren dem freien Verkehr thatjächlich entzogen find“, einer ftaatlihen Auflicht, 
die bewirken foll, daß durch ein Einigungsverfahren die Monopolorganijation zu einem an- 
gemefjenen Vorgehen gebradt wird. Hilft dies nicht, jo follen bei wucheriishem Vergehen 
Strafen eintreten, in fonftigen Fällen, die zu Klage Anlaß geben, foll der Handelsminilter Ver- 
fügungen treffen fönnen, welche die Monopolunternehmung belaften, ihre Konkurrenz und bie 
Abnehmer ftärfen (Zoll-, Tarifmaßregeln, Subventionen u. f. m.). 

Clarfe, Control of Trusts, New Mork 1900, Hat wohl am jchärfiten auf die Nothwendigfeit 
einer Antimonopolpolitit hingemwiefen. Er ftüßt fich dabei auf da3 auch in Amerifa anerkannte 
common law. Geine Vorſchläge find übernommen worden im Final Report of the Industrial 
Commission, Bol. XIX, 1902, ©. 650 f. Sie fordern Gleihbehandlung aller Verfrächter durch 
die Bahnen, Verbot einer nur zum Zweck der Vernichtung der Konkurrenz vorgenommenen 
Preisunterbietung. Die Kommiffion verlangt außerdem außerordentliche Befteuerung durd) 
die Union und Ueberwachung durch ein Bureau. Lebtere Forderung und die der gleichen 
Frachtbedingungen find verwirklicht. — In Deutichland Hat Schmoller (Das PVerhältniß der 
Kartelle zum Staat, J. f. G. 3. 1905, ©. 1559, u. Schr.d.2. f. S., Bd. 116, ©. 237 ff.) Vor- 
Ihläge eritattet, welche auf Ueberwadhung und Förderung der Konkurrenz hinauslaufen, aber 
noch feine direfte Einwirkung auf die Breije fordern. Die großen Aktiengejellichaften (über 
75 Millionen Mark Kapital) mwill er einer direkten ftaatlihen Kontrolle und Geminnbetheiligung 
unterwerfen. 

Literatur: Steinbach, Redtsgeichäfte der wirthichaftlihen DOrganifation, 1896, ©. 175 ff; 
Landesberger, Butadhten über die rechtliche Behandlung ber Jnduftrielartelle zunı XXVL Deut— 
Ihen Juriſtentag (Berh., 2. Bd., ©. 350 F.); Menzel, Die Kartelle und die Rechtsordnung, 


198 Zweites Bud. Gemerbepolitif. 8 51. 


1902 (auch Sch. d. 8. f. ©., Bd. 60); Klein auf dem XXVII. Deutſchen Zuriftentag (Ver— 
handlungen, 4. Bd., 1905); Schmoller in Sch. d. 8. f. ©., 85.116, u. in J. f. G. V., 1905; 
Denffchrift über da3 Kartellmefen, 2. Theil, 1907; Report of the Industrial Commission, 
Bol. XIX (1902), Final Report, ©. 595 ff.; Federal Regulation of Industry (Annals of the 
American Academy of Political and Social Science. Nr. 107, 1908); Baumgarten u. Me$- 
leny, Rartelle und Trufts, 1906, ©. 243 ff. 


5. Die ſtaatliche Organiſation der Induſtrie. 


851. 1. Die Frage liegt nahe, ob nicht, wie in der Landwirthſchaft, fo auch auf 
dem Gebiete der Induſtrie ein Intereſſe an der Entwidlung einer einheitlichen Organi- 
lation zur Erfüllung gemeinjamer Produftions- und Verwaltungsaufgaben befteht. Die 
weit vorgejchrittene Organijation der Kartelle, die Eriltenz zahlreicher freier Vereine, 
die Organilation der Handel3- und Gemerbefammern, die in Defterreih und Deutich- 
fand durchgeführte Zmangsorganifation des Handwerks, die für den fpeziellen Zweck 
der Unfallverfiherung geichaffenen Berufsgenoffenichaften in Deutichland zeigen, daß 
jedenfall3 Kräfte vorhanden find, welche in diefer Richtung wirken. In verichiedenen 
Richtungen mit jpeziellen Zwecken, theil3 auf jtaatlihem Negulativ, theil3 auf ftaat- 
fihem Zwang, theils auf freiem Uebereinfommen beruhend, haben fich bereits induftrielle 
Drganifationen gebildet, und es jcheint nicht unwahrſcheinlich, daß fie mit ftaatlichen 
Mitteln zu einer Berufßsorgantjation gleich der der oben bejchriebenen landwirthichaft- 
fihen Berufsgenofjenichaften Hinübergeführt werden können. Als die treibende Kraft 
wirft auf dem Gebiet der Induſtrie noch die Arbeiterbewegung mit, indem die gewerb— 
fihen Arbeiter ungleich den ländlichen ich bereit3 organijirt Haben und die Ordnung 
de3 Arbeitöverhältnilfes immer mehr aus dem Bereich privater Vereinbarungen in den 
folleftiver Bertragsichließung und einheitlicher Ordnung für ganze Induſtriezweige tritt, 
\o daß hier neue Aufgaben entitehen, welche ſich ganz mohl zur Gelbitverwaltung 
durch die Berufsintereffenten eignen, die fie ja in den Arbeitgeberverbänden zum 
Theil jelbit in die Hand genommen haben. 

2. Der Aufgabenfreis, den eine Berufsgenofjenichaft oder in anderer Yorm durch» 
geführte einheitliche Organijation der Induſtrie zu erfüllen hätte, wäre demnad ein 
dreifahher: Vertretung der Intereſſen der Induſtrie nad) außen duch Gutachten, 
Aeußerungen und Beeinflufjung der öffentlihen Meinung, Geſetzgebung und Verwal—⸗ 
tung; Förderung der Produftiong- und der Ermwerböinterefjen der Mitglieder durch 
Belehrung über die Broduftionsbedingungen, Abſatzverhältniſſe, ſowie durch pojitive 
Beranftaltungen (Erportvereinbarungen, Unterrichtsanitalten u. dgl.) und endlich Rege— 
fung des Arbeitsverhältniifes und der Verwaltung der aus dem Arbeitsverhältniß 
entipringenden gemeinfamen Anſtalten (Schiedsgerichte, Einigungsämter, Berjiherungs- 
anftalten). Eine Organilation der Industrie könnte daher heute nicht mehr als Or— 
ganilation der Unternehmer allein beftehen, ſondern müßte zugleich eine ſolche der 
Arbeiter zu thätiger Mitwirfung an den fie betreffenden Aufgaben umfaljen. Der 
Verſuch, eine ſolche Organiſation zwangsweiſe für das Gebiet der Großinduſtrie in 
Defterreich zu Schaffen, iſt daſelbſt von der öffentlihen Meinung fait übereinjtimmend 
abgelehnt worden; ein gleichartiger, nur den Bergbau umfaſſender DOrganifationsent- 
wurf iſt dagegen verwirklicht worden, ohne aber praftiihen Erfolg gehabt zu haben. 
sn der That find die Schwierigkeiten, welche einer unmittelbar ſtaatlichen Organifation 
der Induſtrie entgegentreten, nicht geringe. Die Produktionsrichtungen find unendlich 
mannigfaltig und in hohem Grade wechſelnd. Die Perfönlichkeit des Leiters, Die 
individuelle Art der Kapitalsanlage find von größerem Einfluß auf den Erfolg der 
Produftion; die Technik des Betriebes it veränderlicher, als in der Landwirthſchaft 
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und wird von den einzelnen Produzenten forgfältig als ein Theil ihres Geſchäftsge— 
heimnifjes gehütet. Die Einzelunternehmer find in größerem Maße Konkurrenten als 
die Landwirthe, weil jeder bereit it und im Stande, auch Kunden feiner Konkurs 
renten zu verjorgen. Solange daher nicht die Sntereffen der gewerbliden Produzenten 
jelbft zu einer Vereinbarung drängen, wie in den freien Vereinen und Sartellen, 
läuft jeder ftaatlihe Verſuch, eine ſolche zwangsweiſe herbeizuführen, Gefahr, an dem 
Widerftreben der Einzelnen zu fcheitern und zu einer bloß formellen Erfüllung per 
gefeglihen Vorfchriften zu führen. Eine mweitere Schwierigkeit liegt in der Frage, wen 
der Staat zu einer Korporation vereinigen ſolle. Die Schwierigfeiten der Abgrenzung 
der Gemerbe, welche bereit3 bei der Frage der Handmwerferforporationen betont worden 
it, befteht für die Induſtrie im Allgemeinen in gleicher Weiſe. Endlich it die Ver— 
einigung der Großinduftrie und des Handwerks in einer Korporation nicht geeignet zu 
einer befriedigenden Behandlung praftiicher ragen zu führen, die Trennung der 
Körperichaften nach den Kriterien der Fabrif und des Handmwerfs aber nicht ohne Will- 
fürlichfeiten durchzuführen. Dieſe Schmwierigfeiten find um fo gemichtiger, je umfang- 
reicher umd eingreifender die den Korporationen zugedadhten Aufgaben jind, fo daß 
lie von ausfchlaggebender Bedeutung werden, wenn eine Organiſation der gefammten 
Induſtrie für alle angeführten Zmede ftattfinden foll, während fie geringer in's Gewicht 
fallen, wenn nur Organiſationen geplant find, melcdhe die eine oder die andere der 
erwähnten Aufgaben erfüllen jollen. 

3. Solche Staatliche Organiſationen der Großinduſtrie für beitimmte einzelne 
Bmede beitehen bereit3 in den oben beiprochenen Handel3- und Gemwerbefammern, in 
den Induſtrie- und Beiräthen einzelner Verwaltungszweige (Zoll, Berjiherungs-, 
Wafleritraßenbeiräthe u. dergl.) und fie find neuerdings in Ausficht genommen für 
die Verwaltung des Arbeitsverhältniſſes in jog. Arbeitsfammern, wo die induftriellen 
Unternehmer in Verbindung mit den Arbeitern Angelegenheiten der Arbeitslojenfürjorge, 
der Arbeitsvermittlung, des Wohnungsbaues, der Wohlfahrtseinrichtungen und darüber 
hinaus Fragen des Arbeitövertrages im Intereſſe beider Theile verwalten jollen. Ueber 
die Organilation diefer Art Hinauszugehen, beiteht zur Zeit fein Bedürfnik. 

Bor einem Zwang zur Herbeiführung einer Organijation der Snduftrie warnen im All- 
gemeinen alle bejonnenen Freunde einer folden. Bgl. Schmoller, Referat über die Reform 
der Gewerbeordnung auf der Generalverfammlung des 3. f. ©. 1877; ferner vom Gtand- 
punft der katholiſchen Wirthichaftspolitif Peſch, LXiberalismus, Sozialismus und chrüftliche 
Gejellihaftsordnung, 2. Hälfte 1896, ©. 530 ff.: „Die unmittelbare Gründung und innere 
DOrganilation von Genoſſenſchaften der Bürger ift daher auch an und für fih nit Sade der 
Staatsgewalt; allein fie fann wohl einen indirekt beftimmenden Einfluß und eine Aufſicht über 
diejelben ausüben, jomweit die Intereſſen der Gejammtheit dies fordern" (S. 533). Dagegen 
©. 564: „Da die berufsftändiihe Organijation der Gefellfhaft in unmittelbarer Beziehung zur 
öffentlihen Wohlfahrt fteht und in einer der bürgerlichen Freiheit, mie dem organiſchen 
Charakter der Staatlichen Gejellfchaft entiprechenden Weife allen Bürgern, fomweit dies erreichbar 
it, die Möglichkeit eröffnet, jelbftthätig ihre Privatmwohlfahrt zu erreichen und zu bemwahren, 
jo erfennen wir im Prinzip die Berechtigung der Staatsgemwalt an, obligatorische Berufs» 
genoſſenſchaften, öffentlih-rechtlihe Berufsftände einzuführen. Jedoch fügen wir eine doppelte 
Beſchränkung bei: 

a) Der Zwang darf nur ein partifulärer fein, d. h. bloß einem Heineren Bruchtheile 
der Berufögenojjenfchaften gegenüber zur Geltung fommen. Wenn bie Mehrzahl oder doch 
ein bedeutender Bruchtheil der zu einer beſtimmten Berufsart gehörigen Perjonen pofitiv 
widerſtrebt, ſo würde vor der Hand eine zwangsweiſe Einführung der forporativen Organijation 
ihren Zweck vollitändig verfehlen. 

b) Der Zwang wird jodann nur ein fubfidiärer fein dürfen. Da die berufsftändifche 
Organiſation aus der Initiative der Standesgenoffen jelbit hervorgehen kann, jo mird 
die Staatsgewalt zunächſt die Snitiative zu weden und durd) Verleihung bedeutfamer Rechte 
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und Privilegien zu ftärfen haben.“ — Ueber noch mweitergehendere Neigungen zu Zwangs— 
maßregeln vgl. ebenda ©. 553 ff. Weitaus der größte Theil der fatholiichen Sozialpolitifer 
hat die Frage des Zwanges bei der DOrganilation des Handwerks zuftimmend beantwortet. 
Vgl. auch Jäger, Die Handwerferfrage, I, 1887, ©. 282. Ein Verſuch, der in Defterreich 
im Jahre 1891 gemacht worden mar in dem Entwurf eines Gejeßes betreffend die Einführung 
von Einrihtungen zur Förderung des Einvernehmens zwiſchen den Gemwerbeunternehmern und 
ihren Arbeitern, weldhen Einrichtungen die forporative Organifation der fabriksmäßigen Unter- 
nehmungen zu Grunde gelegt murde, iſt von der öffentlihden Meinung abgelehnt worden; 
hingegen hat ein Gel. vom 14. Aug. 1896 in Defterreich die Errihtung von Genoffenjchaften 
beim Bergbau zwangsmweife durchgeführt. Mitglieder dieſer Bergwerksgenoſſenſchaft find nach 
8 3 des Gef.: „wer ein Bergmerf bejißt oder erwirbt und mer bei einem Bergmwerf als 
Arbeiter bedienjtet ift, it für die Dauer des Belibes bezw. der Bedienjtung von Geſetzes 
wegen und ohne Ausnahme Mitglied der Genoſſenſchaft, zu welcher das Werf gehört und hat 
die damit verbundenen Rechte und Pflichten.“ Bergmwerfsbejiter und Bergarbeiter bilden 
gefonderte Verſammlungen, welche je einen Ausſchuß erwählen, die dann beide zujammen- 
genommen den großen Ausfhuß bilden. Aus Mitgliedern der beiden Ausſchüſſe wird der zur 
Geihäftsführung berufene Vorſtand gebildet. Zweck und Aufgabe diefer Genofjenjchaften ift 
Pflege des Gemeinjinnes, de3 bergmännifchen Geiftes, der Standesehre; die Förderung gemein- 
jamer Intereſſen insbejondere durch Errichtung gemeinnüßiger Anftalten; Obforge für beruf- 
lihe und religiögsfittlihde Ausbildung der jugendlihen Arbeiter; Dienſt- und Arbeitspermitt- 
lung; Verhütung und gütlihe Ausgleihung von Gegenſätzen zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitern; fchiedsgerichtliche Entfcheidungen; Critattung von Gutachten über Genojjenjchafts- 
angelegenheiten; jährliche Berichterftattung über die weſentlichſten Vorkommniſſe. Vgl. Knapp, 
Das Geſetz über die Errichtung von Genoffenjchaften beim Bergbaue, 1897. 


6. Die gewerbliche Produktion der öffentlichen Körperſchaften. 


8 52. 1. Bon manden Ceiten wird als höchſte Form der volkswirthſchaftlichen 
DOrganifation der Betrieb durch öffentliche Körperfchaften — den Gtaat oder Die 
Gemeinde — angejehen. Die Sozialdemofratie erblidt befanntlich in der Aufhebung 
der privaten Unternehmerorganifation und ihrem Erſatz durch öffentlich-rechtlich orga— 
nifirte Gemeinschaften das lebte Ziel, dem die Organifation der Volkswirthſchaſt zuitrebe. 
Aftiengefellichaften, Genofjenichaften, Kartelle ſeien darnach die vorbereitenden Stadien 
de3 Ueberganges der privatwirthfchaftlichen in die gemeinmwirthichaftlihe Produftion. 
Val. Bd. 18 79. Daß dies für die Landwirthſchaft nicht als richtig bezeichnet werden 
fann, wurde bereit3 oben S. 70 hervorgehoben. Hier taucht die gleiche Frage bezüg- 
lich der induftriellen Produktion auf; aber auch hier läßt fih an den Thatjachen eine 
in jener Richtung laufende Entwicdlungstendenz nicht beobachten. Die Wirthſchafts— 
betriebe, welche in öffentlicher Verwaltung ftehen, find auch in der Gegenwart nod) 
gering an der Zahl. Es kommen dabei vornehmlich” in Betracht: Bergbaubetriebe 
(Kohle, Salz, Edelmetalle; fo in Preußen und Defterreidh); die Produktion gemiljer 
Berbrauchsgegenftände des täglihen Bedarf? (Tabak in Oeſterreich und Frankreich, 
Salz in Defterreih, Branntwein in der Schweiz und Rußland); das Poſtweſen mit 
allen feinen Nebenbetrieben (in allen Staaten); das Eifenbahnmwefen mit den zugehörigen 
gewerblichen Nebenbetrieben (in alfen Staaten Europas mit Ausnahme Frankreichs, 
Spaniens und Englands); die Herftellung gewiſſer Produfte für den Heeresbedarf in 
staatlicher Regie (Brodbädereien, Kriegsmaterialerzeugung u. dgl. in allen Milttärjtaaten) ; 
ferner die Gas- und Wafferverforgung mie der Betrieb Tofaler Verkehrsmittel mit den 
dazu gehörigen gewerblichen Nebenbetrieben in fehr vielen Städten aller Staaten. Endlid) 
ift noch in diefem Zufammenhang daran zu erinnem, daß in manchen Staaten ein- 
zelne öffentliche, d. h. mit Mitteln öffentlicher Körperichaften ausgerüftete und in der 
Verwaltung öffentliher Beamter ftehende Kreditinftitute exiſtiren (in Preußen die 
Bentralgenoifenfchaftsfaffe, die Seehandlung; in England, Frankreich, Dejterreich die 
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Poſtſparkaſſe; in vielen Staaten, auch Deutichland und Defterreich, Anftalten für Hypo— 
thefarfredit), und daß auch die öffentlihe Organiſation des Verficherungsmwefens in Zu- 
nahme begriffen ift. 

2. Wie dieje Ueberficht zeigt, ift von einer gewerblichen Produftion durch öffent- 
liche Körperichaften als Erfat für private Unternehmungen nur in wenigen Fällen 
die Rede, und dieſe jtehen unter fo eigenartigen Bedingungen, daß jich nicht behaupten 
läßt, daß mit ihnen die wirthichaftlide Entwidlung der Gegenwart eine ältere Form 
der Organiſation überwunden habe. Dies gilt vor Allem für die Bergbaubetriebe, 
welche Weberreite früher bejtandener, noch viel ausgedehnterer ftaatlicher Betriebe, nicht 
aber in öffentliche linternehmungen übergegangene PBrivatbetriebe daritellen. Desgleichen 
it die Tabakfabrifation in Oeſterreich und Frankreich, da3 Salzmonopol in Defterreich 
nicht durch die moderne Wirthichaftsentwidlung, fondern durch das finanzielle Be- 
dürfniß der Staaten ſchon im 18. und Anfangs des 19. Jahrhunderts als Monopol 
ın’3 Leben gerufen worden. Das fchweizeriihe Branntweinmonopol iſt nicht aus 
Gründen der vollswirthichaftliden Produftionsorganilation, fondern zum Zweck beijerer 
Befämpfung des unmäßigen Branntweinkonſums, das ruffiiche aus finanziellen Gründen 
in's Leben gerufen worden, fo daß nur die Gas- und Wafjerverjorgung der Städte durd) 
eigene ftatt durch private Unternehmungen ſowie die Zunahme des Prinzips öffentlicher 
Verwaltung im Verfehrsmweien als ein Beweis für das aufgeitellte Entwicklungsprinzip auf- 
geitellt werden könnte. Allein e3 ift ehr mohl zu beachten, daß e3 ſich hier niemals um die 
Alternative: Konkurrenz privater Unternehmungen oder öffentlicher Unternehmungen, jon- 
dern immer um die Alternative Monopol einer privaten oder Monopol einer öffentlichen 
Unternehmung gehandelt Hat, jo daß die Kommunalifirung auf diefen Gebieten nicht 
bemweisfräftig jein fann für die übrigen Gebiete gewerblicher Konfurrenzproduftion. 
Ferner hat man es hier nicht mit einer alten PBroduftionsform zu thun, da die ein- 
heitlihde Lich und Waflerverjorgung der Städte, die Ausbildung der Berfehrsorga- 
nilationen ein Problem der neueften Zeit bildet, fo daß hier in feiner Weiſe von einer 
„Entwidlung‘ die Rede fein fann, zumal viele Städte von vorneherein mit öffent— 
lihen Betrieben in diejer Richtung begonnen haben. Wehnliches gilt auch von den 
Eilenbahnen und dem ganzen Poſtweſen, die nur ausnahmsweiſe als Thätigkeitägebiete 
privater Unternehmungen angefehen, niemal3 aber al3 ausschließliche Konkurrenzunter- 
nehmungen anerfannt worden find. Daß für den fachlihen Bedarf diejer Betriebe, 
wie anderer öffentlicher Organijationen, insbeſondere des Heeres zahlreiche gewerbliche 
Produftionsanftalten feitens der Staaten errichtet werden, iſt natürlich und feine 
Neuerung. Mebrigens bleibt ſelbſt auf diefen Gebieten die Wirklichkeit Hinter der 
möglichen öffentliden Produftionsorganilation zurüd, indem der weitaus größte Theil 
des Heeresbedarfs, z. B. an Schuhen, Waffen, Tucdhen u. |. w. nicht durch eigene Pro— 
duktion, jondern durch Lieferungen privater Unternehmer gededt wird. Das öffentliche 
Kredit» und Verſicherungsweſen fällt nicht in den Bereich gewerblicher Produktion 
und wurde hier nur angezogen, um eine vollitändige Ueberficht über den Kreis öffent- 
fiher Wirthfchaftsorganifation zu gewinnen. Doc mag aud) in diefer Richtung darauf 
verwiejen werden, daß es fich hier nicht um einen Webergang von privaten in öffent» 
lihe Unternehmungen, jondern vielfach um das gleichzeitige Funktioniren beider und 
eine Erprobung handelt, welche DOrganifationsform den Vorzug verdient. 

3. Aus den Thatſachen der Gegenwart läßt fich daher nicht wohl eine Zunahme 
öffentlicher Produftionsbetriebe als charakteriftiihes Zeichen der Gejammtentwidlung 
der volfswirthichaftlihen Produftionsorganifation erweiſen; ja das, was bisher in dieſer 
Richtung ſichtbar geworden ift, läßt fogar weniger vermuthen, al3 man bei einer ein- 
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gehenderen Betrachtung der Organiſationsentwicklung einzuräumen geneigt fein wird. 
Wir haben an verichiedenen Stellen hervorgehoben, daß neben und an bie Stelle 
privater fonfurrirender Einzelunternehmungen Neubildungen getreten find: fombinirte 
Rieſenbetriebe, Aktiengeſellſchaften, genoſſenſchaftliche Uebernahme von großen Xiefe- 
rungen, Genoſſenſchaften mit dem Zweck der Produktion für den eigenen Bedarf, 
Kartelle mit ihrer Unterbindung der Konkurrenz und ihrer gemeinſamen Regelung der 
Produktion. An verſchiedenen Stellen haben dieſe Bildungen die Einwirkung des 
Staates nothwendig erſcheinen laſſen, theils durch allgemeine Regulative, welche die 
rechtlichen Bedingungen ihres Beſtandes feſtſtellen und die Formen ihrer Geſchäfts— 
führung beſtimmen, theils durch poſitive Einflußnahme zum Zweck der Errichtung 
genoſſenſchaftlicher Verbände, theils zur Beſeitigung monopoliſtiſcher Auswüchſe, ſo 
daß man es hier nicht mehr mit völlig reinen Privatunternehmungen zu thun hat. 
Das aber ſcheint das Entſcheidende zu fein. Die Entwicklung treibt zu immer voll- 
fommenerer und einheitlicherer Drganifation der Unternefmungen, zur Beleitigung 
regellojer Konkurrenz, zu wirthſchaftlich nüglichiter Ausgleihung zwiſchen Produktion 
und Bedarf, zur Eliminirung überflüjliger Zmilchenglieder zwiihen Produzenten und 
Konfumenten. Wenn dann der Staat noch Einfluß darauf gewinnt zur Vermeidung 
ungünftiger Einwirkungen nach außen (monopoliftiihe Ausbeutung der Konfumenten 
und Arbeiter), jo iſt in der That alles erreicht, was Heute durch eine öffentliche Pro— 
duftionsoraanifation erreicht werden fünnte. Welches das meitere Entmwidlungsitadium 
ſein wird, läßt ſich nicht vorherſagen. E3 Sprechen wenig Gründe dafür, daß das 
lozialdemofratiihe Ziel — Mebergang des Privateigenthums an Produftivmitteln in 
gefellichaftliches Eigenthum, Produktion dur) und für die Gefellichaft — erreichbar 
ilt, weil es in dieſer Formel einen Umfang und eine Einheitlichfeit der Organijation 
ſowie pſychiſche Eigenjchaften der Menſchen vorausfegt, welche mit unferen heutigen 
Erfahrungen unvereinbar find; aber jehr viele Gründe fprechen dafür, daß das Syſtem 
der individuellen Konfurrenz, das niemals vor unjerer Zeit beitanden Hat, auch durd) 
die Periode der Gemerbefreiheit nicht begründet worden iſt: daß vielmehr die Auf- 
löfung der unzweckmäßigen alten Produftionsorganifation der Zünfte und Die 
Atomilirung der gemwerbliden Produktion nur den Zweck gehabt Hat, neue vollfom- 
menere Organilationen zu ermöglichen, welche wieder auf öffentlich-rechtlicher Grund— 
fage ruhen und in vollfommener Form die Verforgung der Gefammtheit durchführen. 
Wie weit dabei direkt öffentlihe Produftionsorganilationen eine Rolle [pielen werden, 
wie weit die ſolchen zugemutheten Funktionen durch irgend welche Formen der ge— 
werblichen Alloziation erfüllt werden, läßt fich ſchwerlich voraus beitimmen; gewiß iſt 
aber, daß auch diefes Ziel einheitlicher Produftionsorganifation nicht für das gefammte 
Gebiet der gewerblichen Produktion erreichbar it und daß es gar nicht wünſchens— 
werth it, eine ſchematiſche Formel für fie aufzuftellen. Die örtliche Bertheilung der 
Bevölferung, ihre Konjumtionsgemwohnheiten, die Schwankungen des Bedarfs, die indi- 
vidualilirende Thätigkeit der Produzenten find Dinge, welche nicht bejeitigt werden 
fönnen, deren Wirkungen ſich in der Produftionsorganilation darin äußern mülfen, 
daß an die Stelle einheitlicher ſchematiſcher Formen eine größere Mannigfaltigfeit tritt. 
Es iſt ſelbſt auf den Gebieten verhältnißmäßig einfacher Produftion, 3. B. der Schuh- 
waaren, nicht wahricheinlich, daß an die Stelle der zahlreichen Kleinproduzenten einige 
wenige ſchematiſch produzirende Großunternehmungen treten werden, folange noch 
den Konſumenten die freie Wahl des Produftes bleibt. Ein Zwang zu einheitlicher 
Konfumtion um einheitlicher Produftion willen wäre aber direft freiheit- und fultur- 
widrig. Demnach jcheint das Gebiet der möglicher Weile einheitlichen, ſei e3 durd) 
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öffentliche Körperichaften, ſei es durch Genoſſenſchaften oder andere Gemeinichaften 
zu betreibenden gewerblichen Produktion, das in der Praxis bisher einen fo geringen 
Raum einnimmt, felbit theoretifch nicht allzu groß zu fein, und merden daher alle 
Bemühungen, Verbefjerungen der volfswirthichaftliden Organiſation herbeizuführen, 
nicht auf die unerreihbare gejellichaftlihe Gefammtproduftion, jondern auf die Unter- 
ftüßung der in der gegenmärtigen Organilation zu beobachtenden Entwidlungstendenzen 
zu größerer Vollkommenheit gerichtet fein müſſen. 

Ueber die Mebertreibung der Idee einer einheitlihden Produktion „durch die Gefellichaft 
für die Geſellſchaft“ jeitens der Sozialdemokratie vergleihe man insbejondere Kautzky, Das 
Erfurter Programm, 1892; Dldenberg, Biele der Sozialdemofratie, 1891; Adolf Wagner, 
Das neue fozialdemofratiihe Programm, 1892. Gegen die Möglichkeit ausgedehnterer ftaat3- 
wirthichaftlicher Thätigkeit — finanzielle oder madjtpolitifche Gründe ausgenommen — Schäffle, 
Trennung von Staat und Volkswirthſchaft in 3. f. St., 1889; ähnlich feit jeher die fatho- 
liihen Wirthichaftspolitifer. Vgl. Peſch, Liberalismus, Sozialismus und chriftliche Gefellfchafts- 
ordnung, ©. 449 ff. 

Die deutihen Sozialiften haben feit den Auffäben von Bernitein, Probleme des Sozia— 
lismus in „Neue Zeit", Sahrgang 1896/97 und der Zufammenfaffung feiner kritiſchen An- 
ihauungen in dem Bude: Die Borausfeßungen des Sozialismus und die Aufgaben der 
Sozialdemokratie, 1899, eine Richtung wiſſenſchaftlicher Beurtheilung der Wirthichaftsentwidlung 
ausgebildet, welhe man mit dem Namen „Revifionismus" bezeichnet, die in Bezug auf die 
induftrielle Entmwidelung davor warnt, eine bevorjtehende Alleinherrichaft der Eollektiviltiichen 
Betriebsformen zu erwarten. Es fei vielmehr anzunehmen, daß das Gebiet der privaten 
Unternehmungen zum Teil jelbit angeregt durch folleftiwiftifche Unternehmungen rafcher wachſe 
al3 diefe (vgl. I $ 150). Eine vortrefflihe Zufammenfaffung der in den Tatfadhen zu beobach— 
tenden Entmwidlungstendenzen und Gegenüberftellung zu den fozialiitiihen Theorieen bei 
Bourguin, Die foziahftiihen Syſteme und die wirthichaftlihe Entwidlung, 1906 (aus dem 
Franzöj. überjebt). 


V. Die Stellung der Arbeiter in der gewerblichen Produktionsorganifation. 


1. Das Arbeitsrecht. 


853. 1. Die Grundlage des Arbeitsrechts iſt im Syſtem der Gewerbefreiheit 
für alle Gruppen gewerblicher Arbeiter grundſätzlich dieſelbe: Die Freiheit der Perſon 
und des Arbeitsvertrages iſt die Baſis, auf der die ganze Rechtsordnung des 
Arbeitsverhältniſſes ruht (Bd. I $ 44 und oben $ 37). Die wichtigſten Folgerungen, 
die jich daraus ergeben, jind: 1. Niemand Hat eine Pflicht zur Arbeit, aber 
auch Niemand ein Recht auf Arbeit; es bleibt Jedermann überlafjen, ob er feine 
Arbeitskraft verwertden will, und er hat, wenn er dies thun will oder thun muß, 
um Einflommen zu erzielen, ſelbſt die Arbeitögelegenheit zu fuhen. Daraus folgt, 
daß die Gejellichaft Niemanden, der arbeitslos und in Folge deijen einfommenälos 
it, einen Rechtsanſpruch auf Verforgung einräumen kann. Was fie ihm etwa dennod) 
geroährt, ift Armenunterftüßung in Form eines Almoſens. Ferner ift eine nothwen— 
dige Folge diefes Grundjaßes der individuellen Gelbitverantwortlichkeit für die Be— 
\haffung von Arbeitsgelegenheit, dab abfolute Freizügigkeit bejteht, d. h. daß Niemand 
gehindert werden Tann die Arbeitögelegenheit aufzufuchen, wo fie fich eben darbietet, 
und damad) den Ort feiner Niederlafjung zu beftimmen. 2. Der Arbeitsvertrag 
wird grundfäglih als ein von Individuum zu Individuum gejchlojjener 
privatrehtliher Vertrag angejehen, deſſen Form und Inhalt, foweit nicht aus- 
drücklich gejegliche Vorfchriften anderes verfügen, dem Willen der Kontrahenten über- 
lajjen bleibt. 3. Auch wenn der Staat, wie dies in der Gegenwart überall der Fall 
it, den zuläfligen Inhalt des Arbeitsvertrages beeinflußt (3. B. durch das Gebot der 
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Conntagstuhe, Ausschluß gewiſſer Perſonen von gemiljen Arbeiten u. ſ. w.), ſo bleibt 
doch jedenfalls die Beftimmung des wirthichaftlihen Entgelte für die Ueber- 
laſſung der Arbeitskraft, des Lohnes, und damit die Erzielung der wirthichaftlichen 
Grundlage der Eriltenz des Arbeiter3 und feiner Familie dem freien VBertrags- 
Ihluß vorbehalten. Wie die Beichaffung der Arbeitsgelegenheit überhaupt, find 
auch die Bemühungen um einen für den Lebensunterhalt des Einzelnen mie feiner 
Familie zureihenden Lohn der individuellen Selbitverantwortung überlafjen. 4. Dem 
Grundſatz mwirthichaftlicher Selbitverantwortung entipriht es endlih, wenn audh für 
die Fälle der Arbeitsunfähigfeit, jei es durch Krankheit, Snvalidität oder Alter 
die Fürſorge dem Einzelnen und feiner Familie überlafjen bleibt. 

2. Der Grundjag individueller Selbitverantwortung und individueller Freiheit, 
welcher dem Arbeitsrecht zu Grunde liegt, iſt auch für die Unternehmer in Geltung 
und da fie die Eigentümer der Broduftionsmittel find, nehmen fie das Recht für ſich 
in Anſpruch, zu beitimmen, was produzirt werden foll d.h., welche Waren oder 
Dienftleiftungen durch die Unternehmung bereitgeftellt werden jollen, wie produzirt 
merden joll, d. h. welche Rohſtoffe, Hilfsſtoffe, Arbeitsprozefle zur Anwendung fommen 
jollen und auch unter welchen bejonderen Bedingungen in Bezug auf Größe 
und Ausitattung der Arbeitsräume, in Bezug auf Arbeitszeit und Arbeitslohn u. ſ. mw. 
Arbeiter bei ihnen Beichäftigung finden follen. Die VBerantmwortlichfeit der Unter- 
nehmer für den Erfolg der Unternehmung, die fie mit ihrem Vermögen tragen, ilt 
das Correlat jener Freiheit, aus ihr fcheint in der That zu folgen, daß auch jomeit 
die Wrbeiter durch Bedingungen des Arbeitsprozefjes berührt werden, deren Feſtſetzung 
dem Unternehmer überlajjen bleiben muß. Die Freiheit des Arbeiters fomme ja darin 
zu Tage, daß fein Arbeiter gezwungen werden fünne, auf die von den Unternehmern 
borgeichlagenen Arbeitsbedingungen einzugehen, daß Annahme oder Ablehnung daher 
in das Belieben der Arbeiter geitellt fei. 

3. Ein jo geordnetes Arbeitsrecht, wie es in der Periode wirthichaftlicher Freiheit 
thatfächlic verwirklicht wurde, bringt aber für die Wrbeiter große Nachteile mit fich, 
die alle in legter Linie darauf zurüdgehen, daß die Arbeiter befißlos find und daher, 
um leben zu fönnen und vor der Armenpflege bewahrt zu bleiben, Arbeitöverträge 
annehmen müſſen, auch wenn ihnen die Bedingungen unbillig jcheinen. Dieje Ordnung 
des Arbeitsrechtes macht fie verantwortlich dafür, daß ſie Arbeitsgelegenheiten finden 
und daß diefe lohnend genug feien, um fie und ihre Familie in den Wechjelfällen des 
Lebens zu erhalten, aber fie räumt ihnen einen Einfluß auf die Bedingungen des 
Arbeitsverhältnifjes nicht ein und anerfennt feine Verpflichtungen der Gejammtheit 
oder Einzelner, dem Arbeiter zu Arbeitögelegenheiten, zu ausreihendem Lohne oder 
zu Einfommen bei Mrbeitsunfähigkeit zu verhelfen. Die Arbeiterklaſſe ift dadurd) 
großen Gefahren ausgejeßt, die vornehmlich in den folgenden Richtungen hervortreten: 
1. Eine große Schwäche des einzelnen Arbeiters beim Abſchluß des Arbeits— 
vertrages, der in Folge defjen allzu leicht ungünftig für den Arbeiter ausfällt. Die Wahl, 
die Arbeitsbedingungen des Unternehmers anzunehmen oder abzulehnen, ift für den 
Arbeiter thatlächlich die Wahl zwiſchen Einfommen und Einfommenslofigfeit und muß 
für den Einzelnen daher faft immer mit der Annahme der Bedingungen enden. 2. Ab— 
jolute Niedrigfeit des Arbeitseinfommen3 mit daraus folgender unbefriedigender 
Lebenshaltung. 3. Relative Niedrigfeit des Arbeitseinkommens gegenüber der 
Aufgabe, auch für die Zeiten der Arbeitslofigfeit und Arbeitsunfähigfeit vorzuforgen und 
4. in Folge der Niedrigfeit des Einfommens die Nothmendigfeit des Erwerbes 
von Srauen und Kindern und damit Auflöfung des Familienlebens und Mängel 
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der Kindererziehung. 5. Mangelnde Sicherung einer erworbenen Arbeits— 
itellung, weil die Ständigfeit der Beichäftigung von der Fortdauer des privaten Ver— 
trages mit dem Unternehmer abhängt, den diefer, jei es aus äußeren Gründen, wenn 
er 3.8. zur Einſchränkung des Betriebes gezwungen ift, oder aus perjönlichen Gründen 
aufheben kann, es dem Arbeiter überlaflend, ſich neue Arbeitsgelegenheit zu fuchen. 
6. Mangel an Urbeitsgelegenheit überhaupt und damit Einfommenslofigfeit bei 
voller Fähigkeit und Bereitrilligfeit zu arbeiten. 

4. Nicht alle diefe Uebeljtände find ausfchlieglich eine Folge der individuellen Freiheit 
und Gelbitverantwortlichkeit im Wirthichaftsleben. Sie Hängen zum Theil mit der uns» 
genügenden Entwidlung der volfswirthichaftlichen Organiſation in allen ihren Theilen, 
mit ungenügender Broduftions- und Konfumtionsorganiation wie mit dem jtets nach» 
drängenden Bevölferungswahsthum zufammen. „Die Sicherung des Minimums (für 
jeden Arbeiter) ift ohne ungeheuere Steigerung des Volksreichthums undenkbar“, fchreibt 
ein Sozialift (Tugan-Baranowsky) und hebt damit das nothmwendige Ziel, welches die 
Bollswirthichaftspolitif immer vor Augen haben muß, richtig Hervor. Pie ungünftige 
Lage der Arbeiter iff aber auch bei fteigender Produktivität auf der Grundlage 
individueller Freiheit nicht behebbar. 

Die Intereſſen der Arbeiter im Arbeitsverhältnis find nicht Einzelintereffen, 
fondern Kolleftivinterefien. Wer als Arbeiter in einen gewerblichen Betrieb ein- 
tritt, wird al3 Glied in einen Organismus eingefügt, in dem er nicht nad) feinem 
mdividuellen Belieben Ort und Art und Zeit und Bedingung der Arbeit bejtimmen 
kann. Wie verihieden auch die einzelnen Arbeiter nach Alter und Geichleht und be— 
jonderer Wrbeitsaufgabe find, fie find doch Alle vereinigt durch die arbeitsteilige Mit- 
wirkung am einheitlihen Arbeitsprozeß. Beginn und Ende der Arbeit, die Gejund- 
heits- und Krankheits-, Unfallgefahren des Betriebes, die Einwirkung der Arbeit auf 
Körper und Geilt, die Bedingungen der Auflöfung des Arbeitsverhältnifies, die Arbeits— 
ordnungen find für alle Arbeitenden gleih. Aber auch die Grundlagen der Entlohnung 
können nicht individuell feitgejegt werden, fondern müſſen in gleicher Weile für Alle 
zu gleicher Arbeit Berufenen im Anſchluß an den Arbeitsprozeß firirt werden, ja 
das Reſultat der Arbeit der Einzelnen ſelbſt wird im arbeitsteiligen Verfahren durch 
die Arbeit des Andern mitbeftimmt. Wie foll da der einzelne Wrbeiter zu den 
Ürbeitsbedingungen Stellung nehmen? Wie foll er auf die Anbringung von Edhuß- 
borrihtungen an den Maſchinen, auf die Hygiene im Yabrifbetrieb, auf die Arbeits- 
dauer, auf die Arbeitspaufen, auf den für die Schnelligkeit der Arbeit enticheidenden 
Gang der Maſchinen, wie auf allgemeine Beranftaltungen, mie die Erridhtung von 
Arbeiterausichüffen, von Wohlfahrtseinrichtungen, auf die Organifation eines Arbeits- 
nachweiſes, auf daß Verhältniß der Zahl der Lehrlinge zur Zahl der erwachlenen 
Urbeiter und auf taufend andere Dinge, die zu Lebenzfragen für ihn, wie für Die 
vielen Andern werden, die mit ihm arbeiten, al3 Einzelner im individuellen Arbeits— 
vertrag Einfluß nehmen? Das Arbeitsverhälfnis verlangt einheitliche Regelung und 
DOrganifation für die Gejfammtheiten der Arbeiter im Betriebe. Der freie Arbeits» 
vertrag iſt eine Fiktion. Die Wirklichkeit Heißt: Annahme der vom Unternehmer 
feitgejeßten Bedingungen, mie fie find, oder Verzicht auf Arbeit. Da der Verzicht 
aber praftiih unmöglich ift, bedeutet diefe Freiheit Unterwerfung unter den Willen 
der Unternehmer. 

Nicht weniger unzureichend ift die Macht des Einzelnen in Bezug auf das Finden 
pafjender Arbeitögelegenheit, in Bezug auf die Hintanhaltung der Konkurrenz der 
Arbeiter untereinander, in Bezug auf die Verwendung von Frauen und Kindern und 
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in Bezug auf die allgemeine Lebensfürſorge (bei Krankheit, Alter, in der Beichaffung 
billiger Wohnungnn, Lebensmittel u. |. w.). 


5. Dieje Erfenntnig Hat zu Maßregeln und Einridhtungen geführt, durch melde 
das Arbeitsverhältniß aus der Sphäre eines rein privatrechtlichen Inſtituts heraus— 
gehoben und die Xebenshaltung der Arbeiterſchaft zum Gegenſtand organi- 
firter Verwaltung und Fürſorge gemadht wurde. Wie alle Theile der Gefell- 
Ichaft fich ftetsS unter dem Zufammenmirfen der verjchiedenften Antriebe, Mittel und 
Drganilationsformen meiterentwideln, jo geht auch die Fortbildung des Arbeitöverhält- 
niſſes nicht bloß auf einem Wege vor fih. Pie frei organilirte Arbeiterichaft, der 
Staat und die öffentlichen Körperjchaften, die philanthropiiche Thätigkeit Einzelner mie 
privater Organiſationen wirken hiebei mit, es umzugeftalten und die Lage der befik- 
ofen Klaſſen in Einklang zu bringen mit den Kulturfortichritten der Menjchheit. 

Die auf die Lebenshaltung gerichteten YFürjorgebeitrebungen tmerden fpäter be— 
handelt werden (vgl. II2, 5. Bud). Im Folgenden gelangt die Geftaltung des 
Arbeitsrechtes zur Darftellung, die fih aus der geänderten Auffafjung des Arbeits— 
verhältnifjes in der Gegenwart ergibt. Die mejentlichen Reformen des Arbeitsrechtes 
gegenüber der individualiftiihen Auffaſſung betreffen die Organiſation der Arbeiter, 
ihre repräjentative Bertretung gegenüber den Unternehmern, Rechtsichugorganilationen 
bei GStreitfällen, endlich die gefeßlihe Beltimmung des Inhalts des Arbeitsvertrags. 


Sn allen auf die Lage der Arbeiter bezügliden Maßnahmen fommen nicht bloß mirth- 
Ihaftlihe, fondern auch ethiſche Gefichtspunfte in Betradt. Die Arbeiter bilden den 
größten Teil der ganzen Gejellihaft. Ihre Trennung von den übrigen Gliedern der Gejell- 
haft durch eine Beichränfung ihrer Xebenshaltung hat eine geiftige und fittlihe Trennung 
zur Folge und damit eine Spaltung der Nation, die auf die Dauer nicht ohne die verderb- 
lichiten Folgen für die Gefammtheit bleiben kann. Die den Arbeitern gegenüber einzujchlagende 
Politif kann daher niemals bloß Wirthfchaftspolitif fein; fie iſt vielmehr ftet3 auch Gejell- 
Ihaftspohitif, d. H. fie fucht die Einheit der Gefellihaft zu erhalten gegenüber den durch die 
Unterſchiede in der mirthichaftlihen Stellung begründeten Berjchiedenheiten der Bildung und 
des Kulturgenuffes und der darauf beruhenden Trennung der Klaffen. Darum hat man diejen 
Theil der Wirthichaftspolitif auch mit dem bejonderen Namen der Spzialpolitif bezeichnet. 
Aehnliche Aufgaben treten allerdings auch auf anderen Gebieten der Gefellichaft auf. Die 
Sozialpolitik ift daher nicht auf die Arbeiterfrage befchränft; allein fie findet hier ihr größtes 
und wichtigstes Anwendungsgebiet. 

Die ältere Nationalöfonomie, die ganz unter dem Banne von Adam Smith Stand, 
überjah die Mängel der Gemerbefreiheit, meil fie die Freiheit des Erwerbes ftet3 als ein 
weſentliches Mittel zur Erhöhung der Produktivität der Arbeit betrachtete: „Alle Einſchränk— 
ungen aber, welche die Freiheit der Arbeiter beengen, vermindern im Allgemeinen das 
Produft der Arbeit und find aljo der Vermehrung des Nationalreichthums nadhtheilig .. .” 
Jakob, Grundfäße der Nationalökonomie, 3. Aufl. 1825, ©. 341. Diejer Sat drüdt ſcharf 
pointirt den Gedanfengang aus, der in diefem Punkte die Volfsmwirthichaftslehre bis in Die 
neuejte Zeit beherrihte. Er mar zu feiner Zeit, wie im Text hervorgehoben, durch Die 
Reaktion gegen die überfommene foziale Ordnung beredtigt und mir haben daraus den 
Grundfaß dauernd gewonnen, daß die wirthichaftliche Freiheit als treibende Kraft der mirth- 
Ihaftlihen Entwidlung anerfannt werden müffe und nur jo weit eingejchränft werden dürfe, 
als nothwendig ift, die daraus entipringenden Nachtheile für Dritte zu mildern. Die ver- 
nichtende Wirkung, welche aus der wirthichaftlihen Freiheit für die handarbeitenden Klafjen 
entjpringt, haben bereit3 die englifhen und franzöjiihen Sozialiften zu Anfang unjeres 
Sahrhunderts erfannt (vgl. Bd. I $$ 145 und 146), und damals bereit3 wurde der Zuſammen— 
hang zwiſchen Volkswirthſchaft und PVolfsgefundheit berührt. So bei Sismondi, Nouveaux 
Principes d’Economie politique, Paris 1827, Bd. II ©. 362, der dem niedrigen Lohn und 
der gejundheitsfchädlicden Arbeit in den Fabriken die dadurch hervorgerufenen Koften Der 
Spitäler gegenüberftellt. 

In Deutichland hat wohl zuerft R. Mohl in feinem Aufſatze: Ueber die Nachteile, welche 
ſowohl den Arbeitern felbft, als dem Wohlftande und der Sicherheit der gefammten bürger- 
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lichen Gefellihaft von dem fabrifmäßigen Betriebe der Induſtrie zugehen und über die Noth- 
mwendigfeit gründlicher Vorbeugungsmittel, im Archiv der politiihen Defonomie und Polizei— 
wiſſenſchaft Bd. II, 1835, im Anſchluſſe an englifhe und franzöfiihe Schriften ſyſtematiſch 
den Zufammenhang zwiſchen vorübergehender Reichthumsvermehrung und Bevölferungs- 
Degeneration hervorgehoben und auch bereit3 darauf aufmerffam gemacht, wie in den Armen- 
foften „der Nuben der durch jo vieles Elend erfauften mwohlfellen Waarenverfertigung wieder 
für den fteuerpflictigen Bürger vermindert wird“ (©. 154). Es bedurfte aber fajt ziveier 
Generationen, bi diefe Gedanken meitere Verbreitung erhielten. Heute find fie zu einem aner- 
kannten Bejtande der Wilfenfchaft geworden und aud) die praftifche Politik verichließt fich ihnen 
nicht mehr. So mag die Zeit fommen, in der der Sab nicht gilt: „ES iſt ein merkwürdiges 
Ergebniß der Geihichte, daß die Fortichritte der Gefellfchaft in Bevölkerung, Gemwerbefleiß und 
Einfiht immer auf Koften der Gejundheit, Gemandtheit und Verftändigfeit der großen Maffe des 
Volkes ftattfinden." Storch, Handb. d. Nationalwirthichaftslehre, Hamburg 1819, Bd. II ©. 409. 
Insbeſondere die Literatur über Arbeiterihug und Fabrifgejeßgebung bietet reiche Belege für 
den volkswirthſchaftlichen Nußen der unmittelbar auf die Erhöhung der perfönlichen 
Reiftungsfähigfeit der Arbeiter gerichteten Bemühungen. Die theoretiiche Seite ift bejonder3 
von Brentano und feinen Schülern ausgearbeitet worden, vgl. insbefondere dejlen Schrift 
über das Berhältniß von Arbeitslohn und Arbeitszeit zur Arbeitsleiftung, 2. Aufl. 1893. Aus— 
gezeichnete Erörterungen bieten die Schriften von Sydney und B. Webb, vor Allem ihre 
Theorie und Praxis der engliihen Gemerfvereine, 2 Bde. 1898, insbeſondere der Abjchnitt 
„Die Theorie der Gewerkvereine“, Bd. II ©.135 ff., in welchem zugleich die Nothwendigkeit 
der Beichränfung der individuellen Freiheit zur Ermöglihdung von Maßregeln, welche die 
nationale Reiftungsfähigfeit erhöhen, überzeugend begründet wird. 

Literatur: Brentano, Das Arbeitsverhältnig gemäß dem heutigen Recht, 1877; der— 
jelbe in Schönberg’3 Handbuch, 1. Aufl. 1. Bd. ©. 917; Lange, Die Urbeiterfrage, 4. Aufl. 
1879; Herfner, Die Arbeiterfrage, 5. Aufl. 1908. Stieda, Art. Urbeiterfrage im Hdm. 
d. Stw.; Löning, Art. Arbeiterredht, ebenda; Hibe, Die Arbeiterfrage und die Beitrebungen 
zu ihrer Löfung; als Manuffript gedrudt, 1898; v. d. Borght, Grundzüge der Sozialpolitif, 
1904. 


2. Koalitionäfreiheit und Arbeitseinftellungen. 


854. 1. Das nächſte Mittel, melches die Arbeiter anwenden fünnen, um die aus 
ihrer Iſolirung hervorgehende Schwäche zu bejeitigen, ilt die Koalition, d.h. die 
Bereinigung in irgend welcher Form, um durch jie eine Verbejjerung der Arbeits- 
bedingungen zu erzielen. Der einfachhite Fall iſt der, daß die Arbeiter einer Werfitätte 
lid) verabreden und ihren Werfmeiltern oder Unternehmern gegenüber die gemeinjam 
fejtgelebten Bedingungen — Berfürzung der Arbeitszeit, Erhöhung der Löhne, Aenderung 
der Pauſen, Befeitigung von Hygienischen Mißftänden oder was fonjt — vertreten. 
Eine jolde Verabredung kann fich aber auch auf die Arbeiter aller oder vieler Werf- 
ftätten des Gewerbes an demjelben Ort oder eines ganzen Landes erftreden, um auf 
dieſem Wege eine Berbeflerung der Arbeitsbedingungen für alle Betriebe an demielben 
Ort oder für das ganze Gewerbe zu erlangen. Eine folhe Koalition ift natürlich an 
lich noch fein ausreichendes Mittel, die gewünſchte Verbefferung zu erhalten: fie bringt 
den Unternehmern die Wünfche der Arbeiterfchaft nur mit größerem Nachdruck und 
auf Grund forgfältigerer Erwägung vor. Regelmäßig mird die Koalition aber mit der 
Abſicht unternommen, falls die Unternehmer die Wünfche der Arbeiterfchaft ablehnen 
jollten, einen Drud auf fie dadurch auszuüben, daß alle koalirten Arbeiter, feien es 
die einer Werfitätte oder aller Werfftätten eines Gewerbes in der Stadt oder die des 
ganzen Gewerbes im Land die Arbeit niederlegen und fo lange nicht wieder auf- 
zunehmen erflären, bis fie die Zuficherung der Erfüllung ihrer Wünfche haben. Eine 
ſolche Arbeitseinſtellung (Arbeiterausftand, Strife) bringt die Unternehmer in eine 
ganz andere Lage, al3 wenn ein einzelner Arbeiter erklärte, die Arbeitsbedingungen 
nit annehmen zu können oder beffere zu fordern, und bei Nichterfüllung die Arbeit 
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niederlegte. Davon iſt niemals die Kontinuität eines Betriebes abhängig; eine andere 
Arbeitzeintheilung, eine zeitweilig ftärfere Anfpannung der vorhandenen Kräfte, Ver- 
ihiebung einiger Arbeiten genügt, den Betrieb im Gang zu erhalten, bis der Unter- 
nehmer Erjaß gefunden hat. Wenn aber gleichzeitig ſämmtliche Arbeiter die Arbeit 
aufgeben, fteht auch der Betrieb ftill, und je nachdem die Koalition die Arbeiterfchaft 
volfftändig oder nur unvolljtändig erfaßt hat, wird der Unternehmer entweder vor die 
Nothwendigkeit verjegt, feinen Betrieb überhaupt einzujtellen oder ihn mit neuen 
ungefchulten oder ſchlechten Arbeitzfräften in unvollfommenerer oder mühevollerer Weile 
fortzuführen. Immer werden ihm dadurd) Nachtheile zugefügt: die Verminderung 
jeiner Produktion ſowie Nichtvollendung begonnener Arbeit, Schädigungen am Material 
durch Stillftehen des Betriebes, Zinsverlufte, Zeit- und Koftenverlufte durch die Noth- 
mwendigfeit der Beichaffung neuer Arbeiter u. |. w. Bei der am vollflommenjten organi- 
firten Koalition, welche alle für den Betrieb nothiwendigen Arbeitskräfte des Gemerbes 
umfaßt, führt der durch fie herborgerufene Arbeiterausitand zu einem Gtillitand der 
ganzen Produktion, und dies ift ein jo wichtiger Drud auf die Unternehmer, daß er 
häufig ausreicht, um fie zu veranlafjen, den Wünfchen der Arbeiter entgegenzufommen. 

Wie Koalitionen der Arbeiter find natürlich auch folche der Unternehmer möglich, 
und es fann den Unternehmern die vereinbarte Verweigerung der Arbeitsgelegenheit 
al3 ein mächtiges Mittel erjcheinen, um miderjtrebende Arbeiter zur Annahme ihrer 
Forderungen zu bewegen oder jie zu zwingen, von ihren eigenen Forderungen ab- 
zulalfen, indem die Mafje der von der Arbeit ausgeichlofjenen Arbeiter durch die Ver— 
luſte an Xohn, durch phyſiſche Entbehrungen und den moralischen Drud, den die Lage 
ihrer Yamilienglieder auf fie ausübt, veranlaßt wird, nachzugeben. Eine Solche 
Einstellung der Arbeit jeitens der Unternehmer wird als Ausfperrung (Lock-out) 
bezeichnet. 

2. Arbeitseinitellung und Ausfperrung find Machtmittel, welche heute jeitens der 
organilirten Arbeiter und Unternehmer in großem Maße angewendet werden, um 
ihren Willen bei der Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen durchzujegen. Ihre An— 
wendung bedeutet einen Kampf, der wie jeder auf Zerſtörung gerichtete Germaltaft 
mit Schäden für die Gefellichaft verbunden tt und eine Beichränfung der individuellen 
Freiheit enthält. Man Hat daher im Beginn der Gemwerbefreiheit in allen Staaten 
Vereinigungen ſowohl der Arbeitgeber wie der Arbeiter zum Zweck gemeinjamer 
Feititellung der Arbeitsbedingungen unterjagt. Aber diefer Standpunkt läßt ſich nicht 
aufrecht erhalten. Den Unternehmern gegenüber fann das Verbot nicht durchgeführt 
werden, weil fie, gering an der Zahl und zu vielerlei gejellihaftlihen und wirth— 
\haftlihen Sweden verbunden, es immer umgehen fünnen, wenn jie wollen, und e3 
widerſpricht daher der Gerechtigfeit, gerade den Arbeitern das Machtmittel zu vermeigern, 
das man den Unternehmern laffen muß. Sodann aber hat jich immer mehr die Ueber- 
zeugung entwidelt, daß es im gejellichaftlichen Intereſſe gelegen ift, wenn die Lage der 
Arbeiter, der großen Mehrzahl der Bevölkerung, nicht verichlechtert, ſondern verbeijert 
wird und daß die ilolirten Arbeiter unfähig find, jich der Verjchlechterung der Arbeits— 
bedingungen zu ermwehren, wie fie der Konkurrenzkampf der Unternehmer mit feiner 
Tendenz die Produftionskojten herabzudrüden, mit fi) bringen muß oder Bortheile 
zu erlangen, wie fie bei günitigen Gefchäftsergebnijjen möglich wären. Co find die 
Koalitionsverbote in den einzelnen Rändern aufgehoben worden zu verichiedenen Beiten 
und meilt erit im Gefolge einer ftarfen Arbeiterbewegung. Die Aufhebung erfolgte 
zuerft in England 1824, in Frankreich 1864, in Deutjchland 1869, in Oeſterreich 1870, 
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3. Nicht in allen Ländern hat übrigens die Aufhebung des Koalitionsverbotes das 
Zugeftändniß voller Koalitionzfreiheit im Gefolge gehabt. Nur langjam erringt der Ge- 
danfe volle Anerkennung, daß die Arbeiter mit den Unternehmern beim Abichluß des 
Arbeitsvertrages gleihberedhtigt find, man fürchtet die Störungen, melde große, 
gutorganifirte Arbeitermafjen im Wirtsichaftsleben Hervorbringen können und nament- 
ih gegenüber den Koalitionen in Form von Bereinen, aljo jtatutarisch gefeftigten 
Berbänden, wurden manderlei auch politiihe Bedenfen erhoben. Co Haben denn 
Frankreich, Deutſchland (Reichsgewerbeordnung $ 152) und Defterreich (Gef. v. 
7. April 1870) zwar das Koalitionsverbot aufgehoben, aber gleichzeitig ſprechen die Ge- 
lege aus, daß folche Verabredungen rechtunverbindlich find, daß alſo Jeder jederzeit 
ohne nachteilige Wirkungen von ihnen zurüdtreten kann. Außerdem bedrohen fie 
und auch England denjenigen mit Strafe, auch wenn die Handlung nad) dem all» 
gemeinen Strafgejeb nicht ftrafbar wäre, der einen Andern durd) Drohung, Förper- 
lichen Zwang, dur) Ehrverlegung u. dgl. zur Theilnahme an einer ſolchen Verabredung 
zu nötigen fucht, während jener, der diejelben Mittel anmendet, um Andere davon 
abzuhalten, nicht jtrafbar it. Auch durch adminiſtrative Mittel (Handhabung der 
Polizeigewalt, des Vereins- und Berfammlungsrechtes) iſt oft eine thatlächliche Ein- 
Ichränfung des Kvalitionsredhtes erfolgt. Da in Deutichland die Aufhebung des 
KRoalitonsverbotes durch die Reichsgewerbeordnung erfolgte, bleiben für die nicht der Ge— 
werbeordnung unterjtehenden Arbeitergruppen die landestechtlihen Sonderbeitimmungen 
aufrecht. Sp in Preußen das Geſetz v. 24. April 1854, melches verfügt, daß Dienit- 
boten ſowie land- und foritwirthichaftlide Taglöhner, welche Arbeitgeber durch Ein- 
ftellung von Arbeit in Verbindung mit Andern zu Konzeffionen nötigen wollen, mit 
Gefängnis zu beitrafen find. In Delterreich, Frankreich, England iſt das Koalitions— 
recht allgemein. Auch in der Anwendung des Vereinsrechtes auf Arbeitervereine, 
welche den Zmwed haben, auf Arbeitsbedingungen Einfluß zu nehmen, find die Staaten 
verichieden. England Hat den Gemerfvereinen durch die Geſetze v. 29. Juni 1871 
und 10. Juni 1896 eine forporationsähnliche Rechtsſtellung aber nicht die volle Rechts— 
perfönlichkeit verliehen. Ste haben die Rechte einer juriftiihen Perſon ſoweit fie fie 
zur Verwaltung und Sicherung ihres Vermögens brauden, aber unflagbar find Ver— 
einbarungen über Arbeitsbedingungen ihrer Mitglieder, über Unterjtügungen an die 
Mitglieder u. dgl. Dagegen war eine zivilrechtliche Haftung ihres Vermögens an— 
erfannt für Handlungen ihrer Vertreter. Dieſe Schadenserjagpflicht it aber durch das 
Geſetz v. 21. Dez. 1906 wieder aufgehoben worden. In Frankreich waren troß Auf- 
hebung des Soalitionsverbotes im Jahre 1864 Vereine nicht möglich, weil fie von 
der Genehmigung der Regierung abhängig waren. Erſt das Geſetz vom 21. März 1884 
geftattet die Zulaffung von Vereinen unter leichten Bedingungen und gewährt ihnen 
die Rechtöfähigfeit. In Deutichland unteritanden Vereine und Verſammlungen bis 
1908 der Landesgeſetzgebung und dieje ftand nur in Baden und Württemberg auf dem 
Boden der Vereinsfreiheit. Sn Preußen mar eine Verordnung vom 11. März 1850 
in Kraft, welche alle Vereine und ihre Verfammlungen, die „öffentliche Angelegenheiten“ 
erörtern, einer behördlichen Kontrolle unterwarf und unter Anderem aud) Frauen von 
der Theilnahme ausſchloß. Dieſe engherzigen Beichränfungen find dur) das Reichs— 
vereinsgejeß von 1908 befeitigt. Aber noch immer wird die zivilrechtliche Stellung 
der Vereine durch das Bürgerliche Geſetzbuch in ganz unzulänglicher Weiſe geregelt. 
Die Erlangung der Rechtsfähigfeit ift an fehmerfällige Formalitäten gefnüpft, 3. 2. 
Einreihen eines Mitgliedemwerzeichniffes (manche Arbeiterberufsvereine haben Zehn— 
taujende von Mitglieder!) und die Vermwaltungsbehörden haben ein Einſpruchsrecht 

Handbuch des Deifentlidyen Rechts. Einl.-Band. Abth. IV. I. 4. Aufl. 14 
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unter anderem bei Vereinen, welche politiiche oder fozialpolitiihe Zwecke verfolgen. 
Die Arbeiterberufspereine können daher nicht NRechtsfähigleit erlangen. Sn Defter- 
reich können Arbeiterberufsvereine auf Grund de3 VBereinsgefebes vom 15. November 
1867 gegründet werden und auch Nechtsfähigfeit erlangen. Doc können fie diefe 
für die Koalitionszwede der Arbeiter nicht verwenden, da fie einestheil3 Gefahr 
laufen, daß ihr Unterſtützungsweſen den Berficherungsgejegen unterworfen wird, andrer- 
ſeits Unterjtüßungen bei Arbeitseinjtellungen auf Grund einer fünftlihen Auslegung 
des DVereinsgejeges unterfagt werden. Auch bietet daS Bereins- und Verſammlungs— 
gejeb manderlei Handhaben zu einer ſchikanöſen Behandlung der Vereine mit Koa— 
litionszwecken. 

Alle dieſe ängſtlichen Beſchränkungen werden fallen, wenn einmal die Einſicht 
allgemein ſein wird, daß ohne Koalitionen und ohne geordnete Träger derſelben eine 
gedeihliche Fortbildung des Arbeitsvertrages nicht möglich iſt. 

4. Mit der grundſätzlichen Ablehnung polizeilicher wie verwaltungsmäßiger Hinder- 
niſſe der Arbeiterkoalitionen iſt aber die Frage noch nicht erledigt, ob die Koali— 
tionen auch auf allen Gebieten und unter allen Umſtänden zugelaſſen werden 
ſollen. Es iſt auch von Freunden vollkommener Koalitionsfreiheit der Zweifel aus— 
geſprochen worden, ob alle Gebiete der Arbeit ihre Folgen vertragen. Es handelt 
ſich hiebei um Arbeiten von großer Bedeutung für das Gemeinwohl, deren 
Störung durch Arbeitseinſtellung weit über den Kreis der Unternehmer, die zur Ein— 
räumung beſſerer Arbeitsbedingungen genöthigt werden ſollen, hinauswirkt; ſo bei Elek— 
trizitäts,, Gas- und Waſſerwerken, bei Poſt- und Eiſenbahnangeſtellten, bei der Mann- 
ichaft der Seeſchiffe u. ſ.w., fowie um Arbeiter in öffentlihem Dienft, die mit 
der größeren Sicherung ihrer Stellung zugleich ein größeres Map von Pflichten über- 
nehmen. Die Unterbrehung des normalen Arbeitsganges kann in jenem alle Ge- 
fährdungen für da3 Leben dritter Perjonen und Störungen des ganzen gefellichaft- 
lihen Xebens im Gefolge Haben, in lebterem fteht fie im Widerſpruch zu dem Wefen 
der Dienititellung. Es wird Niemand die Forderung ablehnen können, daß ſolche Arbeits- 
einftellungen im öffentlichen Intereſſe zu vermeiden ſind. Es folgt aber zugleich daraus, 
daß, da die Geſammtheit an der befriedigenden Ordnung eines Arbeitsverhältnijfes, deſſen 
Störung zugleih eine Störung für die ganze Gefellihaft bedeuten kann, ein jo über- 
wiegendes Intereſſe hat, vom Standpunft diejes öffentlichen Intereſſes aus alles vor— 
zufehren it, um zu verhindern, daß e3 zu einer folchen Arbeitgeinftellung fommen Tann. 
Mit anderen Worten, es wird hier eine Einmilchung der öffentlichen Gemwalten berechtigt 
und nothwendig ſein. E3 zeigt Sich bereit3 hier, daß für die Fortentwidlung des 
Arbeitsverhältniffes zwei einander zum Theil ergänzende, zum Theil ausschließende 
Grundſätze in Betracht fommen: der der freien Organifation der Arbeiter und 
der der öffentliden Regelung. 

5. Mit der Anerfennung der Koalitionzfreiheit iſt von jelbit auch das Recht zur 
Einftellung der Arbeit gegeben. Die Nichtannahme oder Nichtfortjegung der Arbeit ift 
ja fhon nad) dem Grundfaß des freien Arbeitsvertrages ein Recht jedes Einzelnen. 
Ein beionders bei lebhafter Arbeiterbewegung und Zunahme der Ktoalitionen häufiger 
Fall ilt aber der, daß Arbeiter vor Vollendung der Arbeitszeit, für welche fie einen 
Arbeitövertrag abgejchloffen Haben oder vor Beginn einer vertraggmäßig übernommenen 
Arbeit in den Ausftand treten, alfo fontraftbrühig werden. Es iſt eine Erinnerung 
an die frühere Ordnung des Arbeitsverhältniljes, wenn in einigen Gtaaten Arbeiter, 
die fontraftbrühig werden, einer Strafe unterworfen werden. Es iſt felbitverjtändlich, 
daß ein folcher Kontraftbruch, wie jede Verletzung übernommener Pflichten, ver- 
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werflich iſt und, wenn nicht außerordentliche Nöthigungsgründe vorliegen, Zeugniß von 
einem gering entwickelten Rechtsgefühl abgelegt. Alle Rechtsmittel und alle mora— 
liſchen Mittel, durch welche ſich der Vertragsbruch vermeiden läßt, ſind zu unterſtützen; 
allein die ſtrafrechtliche Behandlung des Arbeitsvertragsbruches iſt eine Anomalie, da 
der Arbeitsvertrag heute ein privatrechtlicher Vertrag iſt, von den Gewerbeordnungen 
grundſätzlich als ſolcher behandelt wird und nirgends aus dem Bruch eines privatrecht- 
lichen Vertrages etwas Anderes als Haftung und Erſatz des Schadens gefordert wird. 
Wieder ift e3 eine fchwere Beeinträchtigung der Gleichberechtigung, wenn gerade ber 
Arbeiter zur Einhaltung feines Vertrages auch noch durch das Strafgefeb gezwungen 
werden foll, während den Unternehmer jogar bei Verlegung deſſelben Arbeitspertrages, 
3. B. durch Nichtzulaffung zur Arbeit, Nichtgervährung des vereinbarten Lohnes, der 
vereinbarten Art der Arbeit u. |. w. nur eine bloß civilrechtliche Entſchädigungspflicht 
trifft. Mit demfelben Recht müßte auch eine Beitrafung der zahlreihen Bertrags- 
verlegungen gefordert werden, welche im Gebiet des Waarenverfehr3 vorkommen, wo 
durch Nichtlieferung oder nicht rechtzeitige Lieferung oder andere als vertragsmäßige 
Kieferung von Waaren oft dem anderen Kontrahenten ein empfindlicher Schaden zuge- 
fügt wird, während beim Kontraktbruch deö Arbeiter in den meilten Fällen nicht 
einmal da3 Entſtehen eines Schadens nachgewiefen werden kann. In den menigen 
Fällen, in welchen etwa von einer ernithaften Schädigung durd einen unvorherge- 
jehenen Austritt der Arbeiter aus der Arbeit geiprochen werden kann — beim Majjen- 
ſtrike — ift aber thatlächlich die Durchführung der Kontraftbruchitrafe ohnedies nicht 
möglih. Es wird daher mit vollem Recht die Beitrafung des Kontraftbruch$ der 
Arbeiter von der überwiegenden Mehrheit aller Volkswirthe und NRechtspolitifer abge- 
lehnt. Ein Fortſchritt im Rechtsbewußtfein wird dadurch nicht erzielt; vielmehr trägt 
dazu alles bei, was in den Arbeitern das Gefühl, mit den Unternehmern gleichbe- 
rechtigte Kontrahenten zu fein, wedt und ſtärkt, insbejondere die Unterjtüßung aller 
DOrganijationen der Arbeiter, welche ihnen allein die Fähigkeit geben, den Unternehmern 
gegenüber mit gleiher Macht aufzutreten. 

Der Wunſch einer Vermeidung von Wrbeit3einjtellungen und Ausfperrungen führt zu 
Schieds- und Einigungsverſuchen mannigfacher Art (vgl. unten $ 67). Aber davon abgejehen, 
wachſen die ftaatlichen Eingriffe, um die Arbeitsftreitigfeiten in Betrieben, die für ein geordnietes 
Bujammenleben der Menjchen unentbehrlich find, dem Kampf durch Arbeitseinftellung und Aus— 
jperrung zu entziehen. Es geichteht dies durch Streifverbote und gleichzeitige öffent- 
lihe Regelung de3 Arbeitsverhältnifjes. Noch unvollfommen entmwidelt ift der Ge- 
danfe in den Ber. Staaten, wo ein Bundesgejeß von 1888, revidirt 1898, Schiedögerichte 
für Streitigkeiten zwiſchen Eifenbahngefellihaften und deren Angeftellten vorfieht, gegen deren 
Enticheidung an die Gerichte appellirt werden fann. Auch in Canada beftehen fchiedsgericht- 
lie Snftitutionen zur Beilegung von Streitigkeiten in Eifenbahnbetrieben feit Gef. v. 10. Zuli 
1903. Das Gef. v. 14. März 1907 dehnt dieje Einrichtung aus. E3 betrifft nun die Gewerbe 
des Bergbaues, Berfehrs, der Dampfichifffahrt, des Telegraphen- und Telephondienftes, der 
Ga3- oder eleftriijhen Lichtverforgung, der Trinfmwaflerverforgung und der Lieferung von 
motoriiher Kraft. Doch haben die Ausſprüche der Schiedsgerichte nur moralifhe Wirkung 
und find GStreif3 und Ausfperrung nur mwährend der Thätigfeit der Schiedsgerichte unterfagt. 
Mehnlih ein argentinifher Gejegentwurf von 1906. Weiter geht Stalien im Eifenbahn- 
verjtaatlihungsgefeg vom 22. April 1905, das den Angeftellten Anſpruch auf Benfion und Unter- 
tügung gemährt, aber GStreifende al3 entlafjen betrachtet. Ein Gejeßentwurf vom Jahre 1907 
bezieht fich auf Privatbetriebe, die der gemeinen Wohlfahrt dienen (Beleuchtung, Waflerzufuhr, 
Verkehr, Straßenreinigung, Krankenpflege, Gefangenenverpflegung). Es fieht vor Regelung 
des Arbeitsperhältnifjes durch die öffentlichen Behörden, Erledigung von Streitigkeiten durch 
Schiedsſpruch, verpflichtet aber Unternehmer und Arbeiter zur Befolgung bei Schadenserfap- 
pfliht, die beim Arbeiter durch Zurüdbehaltung von 10%, des Lohnes von höchſtens zwei 
Monaten gelihert wird. Ein franzöſiſcher Gefegentiwurf von 1907 regelt da3 Arbeits- 
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verhältniß aller öffentlihen Angeftellten mit Beamtencharafter und macht Arbeitseinftellung 
ftrafbar. Aehnlih ein ungarijher Entwurf aus demjelben Jahre. Bereit3 durchgeführt ift 
das Prinzip im holländiſchen Geſetz vom 31. Juli 1903. In Deutfhland und Oeſterreich 
fehlt es an bejonderen Gejeten. In Auſtralien beftehen vollftändige Streifverbote bei be- 
hördlicher Regelung der Löhne (vgl. II 2 8 103). 

Der Kontraftbrud ift in den einzelnen Staaten verfchieden behandelt. In England wird 
durch das angeführte Gejeß der Vertragsbruch mit Strafe bedroht, wenn durch ihn die Waffer- 
oder Gaszufuhr für eine Stadt abgejchnitten oder bei möglicher VBorausficht diefes Erfolges 
Menjchenleben gefährdet, ſchwere Körperverlegungen verurſacht oder mwerthoolles bemegliches 
oder unbewegliches Eigenthum der Zeritörung oder ſchwerer Beſchädigung ausgeſetzt wird. 
Es liegt demnach nicht eine reine Beftrafung des Kontraftbruches als ſolchen vor. Eine foldhe 
fennt $ 85 der öfterreichifhen Gewerbeordnung, welcher außer der civilrechtlihen Verpflichtung 
zum Schadenerjab fontraftbrüchige Gehilfen mit Arreft bis zu 3 Monaten beftraft. Desgleichen 
ind in Defterreih nach den Dienftordnungen der einzelnen Länder Dienjtboten, melche vor 
Ablauf der Dienitzeit den Dienſt eigenmächtig verlajjen, nicht blos auf Verlangen des Dienft- 
heren durch Zwang zur Rückkehr in den Dienft anguhalten, jondern auch mit Geld oder Arreft 
angemejjen zu bejtrafen. Aehnliche Beltimmungen finden fih in den Seegefeßen; fo in der 
deutihen Seemannsordnung. — Civilrechtliche Buße verfügt die deutfche Gewerbeordnung in 
den $$ 119a, 124b und 134, worin den Gemwerbeinhabern die Zurückhaltung eines Theiles de3 
Lohnes (!/,, jedoch nicht mehr als ein Wochenlohn) erlaubt und die Berechtigung zugeftanden 
wird, bei vertragsmwidriger Niederlegung der Arbeit für jeden Tag des Bertragsbruches bis zu 
einer Woche den Betrag des ortsüblichen Taglohnes ohne Nachweis des Schadens, aber auch 
mit Verzicht auf weiteren Schadenerjaß zu fordern. 

Literatur: II 2 8 101; Stieda, Art. Arbeitseinitellungen und Koalitionsreht im Höm. d. 
Stw.; Verhandlungen der Eifenacher Verſammlung zur Beſprechung der fozialen Frage, 1873 
©. 78 ff.; Urbeitseinftellungen und Fortbildung des Arbeitsvertrages, Schr. 8. V. f. ©. Bd. 45; 
Verhandlungen des V. f. ©. 1890, Schr. Bd. 76 ©. 250; Verhandlungen des 2. f. ©. 1897, 
Schr. Bd. 76; Schriften d. Bei. F. foziale Reform, 2. u. 5. Heft; v. Berlepſch, Das Koa— 
litionsrecht d. Arbeiter, ©. PB. XIII; Herfner, Arbeiterfrage, 5. Aufl., ©. 89 ff.; Leo, Die 
Trage des GStreifrehts in öffentlichen Betrieben, Archiv 1908. — Zur Frage des Kontraft- 
bruches: Schr. des 2. f. ©. Bd. 7; Verhandlungen des 2. f. ©., 1874, Schr. Bd. 9. — 
Schmoller, Die Natur des Arbeitsvertrages und der Kontraftbruh in 3. f. Stw. 1874, 
©. 449; Schönberg in feinem Handbuch Bd. 2 ©. 70 ff.; Löning, Art. Arbeitsvertragsbrud) 
im Hdw. d. Stw.; Löwenfeld, Kontraktbruch und Koalitionsredht im „Archiv“ Bd. 3, 1890; 
Steinbach, Rechtsgeſchäfte der mwirthichaftlihen Organifation, 1897, ©. 118. 


3. Die Urbeiterberufsvereine (Gewerkſchaften). 


8 55. 1. Koalitionen ſetzen nicht nothwendig dauernde Drganifationen voraus; 
aber ohne ſolche erweiſen ſich Koalitionen der Arbeiter jehr ſchwach. Sie fünnen nur 
durch Unterjtügung von außen oder in bejonderen Fällen, in welchen den Unter- 
nehmern jede Störung ihres Betriebes ſchädlich erſcheint, Yortheile erringen. Bei einem 
lang andauernden Ausſtand fehlt es ihnen an den Mitteln zur Unterjtüßung der aus— 
ftändiishen Arbeiter und ihrer Familien. Der Zuſammenhalt der Einzelnen it nicht 
io feft wie da, wo das gemeinfame Band längerer Zugehörigkeit zu einer Drgani- 
lation fie einigt und es ist daher fchwerer, fie den Verſprechungen der Gegenpartei 
und der eigenen Noth gegenüber zum Nusharren zu bewegen. Aber auch wenn ein 
Ausftand zum Erfolge geführt Hat, ift noch nicht alles gewonnen. Es handelt fid) 
nun um die oft viel fchwierigeren Fragen des Feſthaltens des Errungenen, um die 
gleichmäßige Anwendung der vereinbarten Bedingungen, um die Auslegung in zweiſel— 
haften Fällen. Wenn die Verbindung der Arbeiter nach errungenem Erfolg aufgehört 
hat, jo fteht wieder der Einzelne dem Unternehmer gegenüber und nad und nad 
zerbrödelt der Vortheil, den der Arbeiterausitand gebracht hat, in den Einzelverträgen, 
welche die Unternehmer mit ihren Arbeitern abjchließen. Endlich fehlt eS bei einer 
Koalition, die der felten Verbindung ihrer Mitglieder ermangelt, an einem verant- 
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wortlihen Subjekt, das Berbindlichkeiten übernehmen und ihre Ausführung ficher- 
ftellen fann. Diefe Mängel können nicht anders bejeitigt werden al3 durd) dauernde 
Drganifationen der Arbeiter. In allen Staaten haben die Arbeiter Vereine gebildet 
zur Wahrung ihrer Intereſſen beim Abjchluß oder beider Auslegung des 
Arbeitsvertrages. | 

Diefe Vereine find unter dem Namen Wrbeiterberufspereine, Gewerk— 
Ihaften, Gemerfvereine, Fachvereine, Trade Unions, Syndicats befannt. 

Die Gewerfichaften umfalfen entweder nur Arbeiter des gleihen Berufes, 3. B. 
nur Tischler, nur Former, nur Echloffer, nur Kupferichmiede, und dehnen ſich dann 
möglichjt über alle Arbeiter diejer Gruppe im Lande aus oder Sie fallen alle Arbeiter 
eines Betriebes, 3. B. alle vorgenannten Arbeiter innerhalb einer Mafchinenfabrif zu— 
fammen und vereinigen dann Hilfsarbeiter der gleichen Betriebe im Lande oder endlich 
fie nehmen Arbeiter mehrerer Gruppen auf, z. B. Mebger, Bäder, Brauer und Müller 
al3 Arbeiter der Lebensmittelinduftrie. Der erſte Typus it der verbreitetite, von den 
entwidelteren Gemerfichaften angeitrebte, der zweite iſt in den Bereinigten Staaten 
häufig, der dritte nur durch geringe Organifationsfähigkeit und Verbindung mit einer 
politiihen Parteibewegung erflärliche fommt in Defterreich vor. 

Das typiiche Wefen eines Gemwerfvereins der erjten Gruppe läßt fich folgender- 
maßen charafterijieren: Jedes Mitglied Hat wöchentlich Beiträge in beitimmter Höhe, 
event. außerordentliche Umlagen zu bezahlen. Es erhält dafür eine Unterjtüßung im 
"alle der Arbeitslofigfeit. Bei manchen Vereinen werden auch Kranfengelder, Alters» 
penfionen, Begräbnißgelder bezahlt. Die Verwaltung des Vereinsvermögens Steht der 
Gentralitelle zu, welche daher auch einen Einfluß nimmt auf daS Verhalten der Mit- 
glieder, fomweit dadurch Ausgaben für den Verein veranlaßt werden. Co ilt jedes 
arbeitsloje Mitglied verpflichtet, die von dem Perein, der zugleich als Arbeitsnach— 
weisftelle fungirt, nachgewiejene Arbeitögelegenheit aufzujuchen und einen Pla, two 
ihm entiprechende Wrbeitäbedingungen geboten werden, anzunehmen. Finden Mit- 
glieder ihre Arbeitsbedingungen nicht entipredhend, jo fünnen fie dem Berein Mit- 
theilung machen, deſſen Vorſtand die Umjtände prüft und event. beim Unternehmer 
vermittelt. Wird die Bejchwerde gerechtfertigt gefunden und die Urſache nicht abge- 
ftellt, fo fann das einzelne Mitglied die Stelle verlaſſen unter Anſpruch auf Arbeits— 
lojenunterftüßung. Iſt die Zahl der Mitglieder eine größere und wird ihnen die als 
gerecht befundene Ordnung der Arbeitsbedingungen vermeigert, jo kann die Central» 
leitung, wenn fie die Ausficht für eine Arbeitseinjtelung günſtig findet, den Mitgliedern 
die Ermädtigung zum Ausſtand geben, und dieje erhalten dann, fo lange der Aus— 
ſtand dauert, die Arbeitslofenunterftügung. Bei großen Vereinen bilden fih in den 
einzelnen Städten Zmeigvereine und find die Funktionen der Geldeinfammlung, der 
Ordnung lofaler Streitigkeiten zwiſchen Unternehmern und Wrbeitern, die Führung 
der Mitgliederliiten und die Verwaltung der Vereinsangelegenheiten zwiſchen den 
Organen der Zweigvereine und der Centrale getheilt; immer aber jteht der Centrale 
alfein das Recht zu, über die Zuläffigfeit eines Ausftandes zu enticheiden. Bei großen 
Vereinen find die Aufgaben der Zentralverwaltung fo umfangreich und erfordert die 
Iinanzielle Ordnung im Vereine, die Überficht über die verfchiedenen Arbeitsbedingungen 
an den Vereinsorten, das Verhandeln mit den Unternehmern fo viel Zeit, Umficht, 
bejondere Kenntniß und Gemwandtheit, daß fie nicht mehr von ausübenden Arbeitern 
als Nebenbejchäftigung geübt werden Tönnen, und es treten hier bejoldete Beamte als 
Funktionäre des Vereins auf. 
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3. Die größte Förderung erfahren die Gemwerfichaften durch die Drganifation de3 
Unterftüßungsmwefens: Kranfen-, Invaliden-, Alters-, Arbeitslofenunterftüßung. Die 
Unterjtüßungszwede, welche die einzelnen Gemerfvereine verfolgen, find nicht immer 
gleichartig; aber charafteriftiich ind immer zmei Momente: e3 fehlt niemals eine 
Unterftüßung für den Fall der Arbeitslofigfeit und die Unterjtüßungs- 
mittel werden nicht nad verliherungstehnifhen Grundſätzen einge- 
jammelt und verwendet. Kein Mitglied hat einen Flagbaren Recdhtsanipruch auf 
Unterjtübung und jedes Mitglied kann, wenn es auch noch jo lange feine Beiträge 
gezahlt Hat, fall3 es fich mit den Statuten des Vereines in Widerfpruch jet, ohne 
Entihädigungsanspruch ausgeichlojfen werden. Das Unterſtützungsweſen iſt für den 
Verein nur ein Mittel, nicht das Hill. Er muß unter Umijtänden feine ganzen 
Fonds bei einem großen Ausftand verwenden, ohne Rüdjiht auf die zu zahlen- 
den Sranfengelder und Invalidengelder. Nichtsdejtomeniger iſt das Unterjtügungs- 
wejen nicht ohne Bedeutung für den Gemwerfverein. E3 übt eine ftarfe Anziehungskraft 
aus, Es iſt ein Mittel, die Disziplin im Verein zu feltigen, da Niemand ihn leicht- 
fertig verlaffen und die Einzahlungen im Stiche laſſen wird. Es veranlaßt die Vereins— 
leitung, forgfältig die Zweckmäßigkeit einer Arbeitseinftellung zu prüfen, und es ift 
endlich die einzige organifierte Unterjtügung für die Fälle der Arbeitslofigfeit, die ſich 
mit Erfolg bewährt Hat. 

Dur die Arbeitslojenunterftügung verhindert der Gemwerfverein das Unterbieten 
der gegebenen Arbeitsbedingungen. Um diefe felbit im Intereſſe der Arbeiter zu ge- 
Italten, bedarf e3 aber pofitiver Einwirkungen. Nur in wenigen Gemwerfen mit einer 
geringen Anzahl gejchulter Arbeiter kann die bloße Unterjtügung einzelner Arbeiter, 
welche die Arbeit niederlegen, ein Mittel fein, die Unternehmer zur Verbeſſerung der 
Arbeitsbedingungen zu veranlafien. Die Regel ift die, daß, wenn nad) der Meinung 
der Arbeiter in einem organijierten Gewerbe die Gelchäftslage eine Berbeilerung der 
Arbeitsbedingungen zuläßt, die Funktionäre des Vereins mit der Unternehmung ver- 
handeln und entweder in gütlihdem Webereinfommen oder nad) einer durchgeführten 
Urbeitseinftellung die Arbeitäbedingungen in einer Mebereinfunft für alle Arbeiter und 
wenn mehrere Unternehmer betheiligt waren, für alle Unternehmer feitjegen. An die 
Stelle des individuellen Arbeitövertrages tritt daher ein Kolleftivvertrag, der im 
Wege der Vertretung für die einzelnen Arbeiter abgejchloffen wird und deſſen Aus— 
führung der Gemwerfverein überwacht. 

Eine weitere Wirffamfeit entfalten die Gemwerfvereine als Arbeiterinterejjen- 
vertretung, indem fie durch ihre Vertreter die öffentlihe Meinung, die Mitglieder 
öffentliher Körperichaften zu beeinfluffen juchen oder direft bei den Wahlen zu den 
leßteren auf die Kandidaten einwirken, um eine den Beitrebungen des Gemwerfvereines 
günftige Geſetzgebung zu erzielen oder zu bewirfen, daß die Bermwaltung in einem ihnen 
wohlmolfenden Geilt geführt wird. Die Biele, welche die Gemwerfvereine verfolgen, 
umfaljen das ganze Gebiet des Arbeitsverhältnifles: den Lohn, die Arbeitszeit, Die 
gefundheitlihen Bedingungen der Arbeit, die Betriebseinrichtungen, ſoweit fie auf die 
Geſundheit und das Leben der Arbeiter einwirken, das Verhältniß der Werfführer zu 
den Arbeitern u. ſ. w. In allen diefen Punkten it ihr Beſtreben dahin gerichtet 
Gleichmäßigkeit zu erzielen, einestheil3 um zu verhindern, daß ein Theil der Mit- 
glieder fchlechtere Wrbeitsbedingungen hat als der andere, anderentheils um die 
Konkurrenz der Arbeiter von dem Gebiet der Arbeitäbedingungen abzudrängen und 
zu verhindern, daß dem mwohlmwollenden und entgegenfommenden Unternehmer, der 


8 55. V. Die Stellung der Arbeiter in der gewerblichen Produltionsorganifation. 215 


günftigere Bedingungen einräumt, duch den Unternehmer mit Ichlechteren Arbeit3- 
bedingungen eine illoyale Konkurrenz bereitet erde. 

Eine mweitere Aufgabe, welche die Gemwerfichaften fich ftellen, ift die des Rechts— 
ſchutzes ihrer Mitglieder. In Deutichland wurden zu diefem Zwecke feit 1894 Arbeiter- 
fefretariate errichtet, welche Rechtſuchenden Rath ertheilen und bei Geltendmadhung 
von Anſprüchen Hülfe erweifen. Sehr intenfiv iſt endlich die Thätigfeit der Gewerk— 
Ihaften auf dem Gebiete des Bildungsmwefens durch Veranitaltung von Kurfen, 
Borträgen, belehrenden Ausflügen u. dgl. 

4. Dieje meitgejtedten Ziele fönnen die Gemwerfichaften erit anjtreben, wenn fie 
eine gemwille Größe erreicht Haben. Sie fünnen auf die Unternehmer nicht einwirken, 
die Mittel zur Arbeitseinftellung, zur Unterjtüßung von arbeitslojen Mitgliedern nicht 
aufbringen, wenn nit die Zahl ihrer Mitglieder groß genung it, um bei einer 
Arbeitseinitellung dem Arbeitgeber nothwendige Arbeitäfräfte zu entziehen, und um 
die nothiwendigen Aufwendungen für die Vereinszwecke aus den laufenden Beiträgen 
beitreiten zu können. - Mit einem jolchen Anwachſen der Mitgliederzahl und mit der 
räumlichen Ausbreitung des Vereins entitehen aber jene oben erwähnten Verwaltungs- 
fragen. Es iſt eine direkte Verwaltung durch die Mitglieder nicht mehr möglih, fie 
bedürfen einer repräfentativen Vertretung, es muß das Berhältniß der Zweigvereine 
zur Centrale, die Kontrolle der Einnahmen und Ausgaben geregelt werden. Andere 
Verfaſſungs- und Berwaltungsfragen entjtehen durch die Bildung von Gewerkſchafts— 
verbänden. Solche entitehen durch Berbindung von Gewerkſchaften deſſelben Induſtrie— 
zweiges, z. B. der Textilinduſtrie zur Berathung der gemeinſamen Intereſſen. Per 
Wunſch, die lokalen Intereſſen der verſchiedenen Arbeitergruppen am ſelben Orte zu 
vertreten, führt die Gewerkſchaften deſſelben Ortes zu einem lokalen Verbande zu— 
ſammen, zu Gewerkſchaftsräthen (Gemerfichaftsfartellen, Gewerkvereinsunionen). 
Die allgemeinen Intereſſen der Gewerkſchaften eines Staates werden auf jährlichen 
Gewerkſchaftskongreſſen beſprochen und haben in den einzelnen Ländern zu ge— 
werkſchaftlichen Landescentralen geführt, die untereinander in Verbindung ſtehen 
und ſeit 1902 Internationale Konferenzen zur Erörterung wichtiger Fragen ab— 
halten und Berichte über die Gemwerfichaftsbewegung in den einzelnen Ländern ver— 
öffentlihen. Daneben gibt es internationale Verbindungen der einzelnen Yach- 
gemwerfichaften. 

Innerhalb Deutichlands und Oeſterreichs treten in der Gemwerfihaftsbemegung 
politifche, religiöfe und nationale Tendenzen hervor. So find in Deutjchland die an 
Zahl und Mitgtiedern ſtärkſten Bereine, die ſog. freien Gewerkſchaften, ebenjo 
wie in Oeſterreich die als Gewerkſchaften jchlechtiweg bezeichneten Vereine der 
Sozialdemofratie zuzuzählen. Daneben gibt es in Deutjchland chriſtliche Gewerk— 
haften katholiſcher oder proteftantifcher Richtung, die Hirſch-Duncker'ſchen Ge» 
werfvereine, welche die Betonung einer politiichen oder religiöfen Richtung ver 
meiden, und einige andere unabhängige Vereine, in Defterreich neben hriftlihen 
auch deutfchnationale, tſchechiſche, polnifche u. |. w. Arbeitervereine. 

9. Die Zugehörigkeit zu einer Gemerfichaft nöthigt den einzelnen Arbeiter, fich 
in Bezug auf die Bedingungen des Arbeitäverhältnifjes und eines etwaigen Gtreites 
mit den Unternehmern den Beichlüffen der Mehrheit zu fügen. Dadurch kann er 
freilich manchmal gezwungen werden, für einige Zeit Nachtheile auf fi) nehmen zu 
müfjen (Ausjperrung, Streik, den er nicht gebilligt hat), die ihm als Einzelner erfpart 
worden wären. Allein die Arbeiter haben eben feine Wahl als die, die größeren 
Uebel auf ſich zu nehmen, welche mit der individuellen Freiheit verbunden find oder 
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aber fi) damit zu begnügen, ein mitbejtimmender Theil einer größeren Menge zu 
fein, in welcher, um im Snterefje Aller vorzugehen, das Intereſſe Einzelner manchmal 
nur unvollfommen gewahrt werden Tann. Eine ftarfe Unterdrüdung der Minderheit 
it ja doch nie wahricheinlih, weil jeder Gemwerfverein mit der Gefahr des Abfalles 
feiner Mitglieder rechnen muß. Gewiß werden aud) Erfolge, welche die Gewerkvereine 
zu erzielen vermögen, die Nachtheile des Zwanges aufmwägen. Solche liegen in der 
Berbeijerung der Arbeitsbedingungen und in der Sicherheit, daß man eine folche durch 
Koalition erzielte Errungenſchaft auch feithalten fünne. Sie liegen in der Sicherheit, 
die der Gewerkverein durch jeine Kontrole dafür gemährt, daB etwaige gelebliche Ver— 
fügungen zu Gunften der Arbeiter auch eingehalten werden. Bor Allem aber bedeutet 
die Zugehörigkeit zu einer ſtarken Gemerfichaft eine Hebung des Selbſtbewußtſeins 
der Arbeiter, die in einem großen und ftarfen Verein einen Rückhalt für gerechte 
Forderungen finden und eine Erziehung zur Gelbitverwaltung, zur Löſung ſchwieriger 
Aufgaben, wie ſie die Organifirung von Menſchen, die Leitung von vermwidelten Ver- 
handlungen, die verantwortliche Vertretung großer Intereſſen mit fi) bringt. Da— 
durd) gewinnen die Arbeiter Kenntniſſe und Fähigkeiten, welche ſonſt nur den oberen 
Klaſſen zu erwerben möglih it. Diele Wirkung der Arbeit in den Berufsorgani- 
lationen der Arbeiter ift für die Fortbildung der ganzen Gejellichaft von der aller- 
größten Wichtigkeit; denn dadurch) wird eine neue Klaſſe befähigt, an der Verwaltung 
öffentlicher Angelegenheiten theilzunehmen und verhindert, daß dieje einen einjeitigen 
Slafjencharafter erhält und nur im Intereſſe gemwilfer Gruppen der Gefellichaft ge- 
führt wird. 

Die Wirkungen der Gemwerfvereine beichränfen fich nicht auf die dem Verein An- 
gehörigen. Sie ziehen vielmehr auch andere Arbeiter in Mitleidenschaft und zwar in 
mehrfacher Richtung. Zum Theil findet eine Ddirefte Webertragung der von den 
Gewerkvereinen errungenen Vortheile ftatt; jo in vielen Fällen der Berbejjerung der 
Arbeitszeit, der Arbeitspaufen, der Hygieniihen und Betriebseinrichtungen. Zum 
Theil ift die Uebertragung nur eine indirefte, indem das, was die Gemerfvereine 
errungen haben, al3 Norm und Maßſtab gilt, an dem die Lage anderer Arbeiter- 
gruppen gemeſſen wird. Dies Tann VBeranlaffung geben, daß für fie gleiche Be— 
dingungen gefordert werden, 3. B. bei Vergebung öffentlicher Arbeiten, oder daß doc) 
die öffentliche Meinung, welche nicht ganz unwirkſam iſt für die Geftaltung der Arbeits— 
bedingungen, im Sinne der Gemwerfvereine beeinflußt wird. Endlich aber haben die 
Gemerfvereine die Tendenz, die Arbeitsunfähigen aus dem Gewerbe zu verdrängen; 
denn als Nichtgemwerfvereinler werden fie nicht geduldet und im Gewerkverein jind fie 
nicht zu brauchen, da die Wirkfamfeit deffelben nur jo lange andauert, als er aud) 
den Unternehmern normale Reiftungen fichern fann. Auf diefe Weije wirken die Gemerf- 
bereine dahin, die Leiftungsfähigfeit der Arbeiter des Gewerbes zu heben. Manchmal 
geichieht dies auch direkt, indem fie auf die Heranbildung wie auf die Zahl des Nach— 
wuchjes Einfluß nehmen. Doch ift diefe Art der Beeinfluffung des Gewerbes durch 
Gemwerfvereine in der Abnahme begriffen. 

Unter den nachtheiligen Wirfungen, melche ſich an die Thätigfeit von Gemerfvereinen 
fnüpfen, müffen die Neigung zu monopoliftifcher Beherrſchung des Arbeitsmarktes und 
zur Einfchränfung der Produktion durch Firirung eines Marimums für die Leitung 
der einzelnen Arbeiter hervorgehoben werden. Bon einjichtigen Gemwerfvereinsführern 
werden ſolche Tendenzen befämpft. 

6. Von den Unternehmern wird der von den Gewerkſchaften geübte Zwang als 
Einſchränkung ihrer Freiheit empfunden. Und in der That haben die Gemwerfvereine 
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immer mehr Gebiete für ihre Mitbeitimmung in Anſpruch genommen, welche die Unter- 
nehmer als ihre eigene Herrichaftsiphäre anzujehen gewohnt waren; denn da die Arbeits- 
bedingungen immer durch die vom Unternehmer beitimmten Arbeitsprozefje und an den 
Eigenthumsobjekten des Unternehmers firirt werden, So iſt jedes Mitiprechen der Arbeiter 
bei Feititellung der Arbeitäbedingungen zugleich eine größere oder geringere Einjchränfung 
der Willensiphäre des Unternehmers. Allein dies ift nicht zu vermeiden, da es ſich ja um 
einen zweiſeitigen Vertrag Handelt und Leben, Gefundheit, geitiges und förperliches 
Wohlbefinden, furz die ganze Natur des arbeitenden Menichen durch die Bedingungen, 
unter denen er arbeitet, beeinflußt werden. Es iſt nur menjchlich, daß hiebei feitens 
der organilirten Arbeiter manchmal unberechtigte und übertriebene Forderungen geitellt 
und ſchwächere Unternehmer in eine Zwangslage gebracht werden; aber e3 ift bis jebt 
noch fein Fall nachgewieſen, in dem dieſe Mitwirkung der Arbeiter bei der Feſtſetzung 
oder Auslegung des Arbeitsvertrages eine Induſtrie gejchädigt oder zu Betriebs- 
einstellungen und Berringerung der Produktion geführt Hätte. Im Gegentheil find 
jene Induſtrieen, welche über eine wohlorganiſirte Arbeiterichaft verfügen, ſtets auch 
die leiſtungsfähigſten. ES hängt dies einestheil3 mit der bereit3 erwähnten Ausleje 
zulammen, welche der Gewerkverein unter den Arbeitern felbit ſchafft; andererfeit3 aber 
auch damit, daß die Unternehmer gezwungen find, wenn jie nicht durch die zu Gunſten 
der Arbeiter verbeilerten Bedingungen eine Verkürzung des Unterniehmergemwinnes 
erfahren wollen oder wenn fie die Konkurrenz mit den anderen Unternehmern, die fie 
nun nicht mehr auf Koſten der Arbeiter führen fönnen, mit Erfolg weiter betreiben 
wollen, techniiche Fortichritte in der wirthichaftlichen Organifation ihrer Unternehmungen 
anzuftreben und auszunüßgen. E3 iſt für die Unternehmer ficher eine Unbequemlichkeit, 
e3 mit einer eiferfüchtig auf ihre Vortheile bedachten Arbeiterichajt zu thun zu haben, 
und es erichwert dies die Leitung der Unternehmungen, jtellt an diejelbe erhöhte 
Anforderungen in Bezug auf Smtelligenz, Geichäftsgeilt und perſönlichen Charafter, 
jo daß auch nad) oben hin die Gemwerfvereine al3 ein Mittel fozialer Ausleje wirken. 
Wo fie aber eingebürgert find, jind fie den Unternehmern, welche nunmehr mit ver- 
antmortlihen Organen der Arbeiterſchaft verhandeln fünnen, von jo großem Wortheil 
daß hervorragende Induſtriemagnaten den Vorſchlag machen fonnten, den Gewerk— 
vereinen, d. h. ihren Vertretern, das Recht einzuräumen, für ihre Mitglieder unter 
Haftung des Vereines Arbeitsverträge abzuschließen. 

7. Die Arbeit in Gemwerfvereinen hat Vorausjfegungen, die wegen des verichie- 
denen Grades der Erziehung, der Bildung, des Temperaments nicht von allen Arbeitern 
dellelben Landes oder von den Arbeitern aller Länder erfüllt werden können, jo daß 
fih daraus die Grenzen der Gewerkvereine und damit die Grenzen der freien 
Organifationsmögflichkeit überhaupt ergeben. Sahrelange Einzahlungen ohne Ausficht, 
daraus einen anderen Vortheil als den der Eicherung der gegebenen Arbeitsbedingungen 
zu erhalten; vorfichtige Prüfung der ftrategifchen Lage, in der ſich der Gewerfverein 
vor etwaigen Berhandlungen mit den Unternehmern zur Verbeſſerung der Arbeits» 
bedingungen oder Erklärung einer Arbeitzeinftellung befindet, da nicht leichtjinnig das für 
Krankheits- und Altersunterftüßungszmede dienende Vermögen des Vereins auf's Spiel 
gejegt werden darf; klare Beurtheilung der erreichbaren Zugeftändnijje und daher 
rechtzeitige Hartnädigfeit und rechtzeitige Nachgiebigfeit; forgfältige Prüfung all’ der 
Heinen Bortheile, welche fi) bei der Ordnung des Arbeitöverhältnifjes zu Gunften der 
Arbeiter erreihen laſſen — all’ das feßt fo viel Umficht, Zähigfeit, Selbſtbeherrſchung 
und verjtändige Energie voraus, daß hochentmwidelte Gewerkvereine wahrſcheinlich auch 
bei voller Koalitionsfreigeit überall nur die tüchtigften Arbeitergruppen beherrichen 
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werden. 1906 waren in Deutichland 2215165 Perjonen, in England 2106283 Per⸗ 
ſonen in Gewerfichaften organifirt. Das it etwa ein Drittel der in Induſtrie, Handel 
und Verkehr beichäftigten Arbeiter. Das iſt ein großer Prozentſatz, wenn man bedentft, 
daß unter den beichäftigten Perſonen auch die unter 16 Jahre alten und die Frauen 
gezählt find, und in Deutichland vermöge ihrer befonderen Stellung die meijten Arbeiter 
der Verfehrögewerbe auszuſcheiden wären. Am jtärfiten find jie im Bergbau, in der 
Maſchinen-, Metall- und Tertilinduftrie, in den typographiihen Gemwerben vertreten, 
wo fait alle Arbeiter Gewerfvereinen angehören. In Defterreich betrug die Zahl der 
organiſirten Arbeiter ca. 500000, in Frankreich ca. 800000, das iſt 16°/, der in 
Induſtrie, Handel und Verkehr beichäftigten Arbeiter. Zu einem geringen Theil find die 
weiblichen Arbeiter organifiert: geringere Fähigkeit gemeinfam zu verhandeln, größere 
Neigung zu gejellihaftliher Shihtung, die Erwartung der Verhetrathung, geringere 
Wideritandsfähigfeit im Kampf mit den Unternehmern find die beobachteten Hindernifle. 
Sehr ſchwach ſind die Gemwerfvereine der ungelernten Arbeiter (Taglöhner, Dodarbeiter 
und ähnlicher) und folche, welche Arbeiter decentralifierter Betriebe umfaljen wie die Der 
Randwirthichaft. Bei den eriteren ijt der Wechlel der Beichäftigung jo groß und ein 
Erſatz jo leicht möglich, daß der Verein die Aufgabe alle Arbeitsiofen zu unterſtützen, 
nicht erfüllen kann; bei den lebteren iſt die Schwierigfeit einer einheitlichen Zeitung, die 
Slolirung der einzelnen Arbeiter, die große VBerfchiedenheit der Iofalen Bedingungen, die 
größere Abhängigfeit vom Unternehmer das enticheidende Hinderniß. Bedenflich werden 
für alle Gewerfvereine große Krijen, welche bedeutende Mengen von Arbeitern außer 
Beihäftigung jegen und die Geldmittel der Vereine aufzehren. In jüngiter Zeit iſt 
den Gemwerfvereinen in den Konzentrationen der Unternehmungen ein Hindernis er- 
wachſen, das ihrem Beltande gefährlich wird. Sollten die Gemerfvereine zu ſchwach 
und die Verwaltungen der fartellirten Unternehmungen geneigt fein, dieſe Schwäche 
auszunüßen, dann wird die Intervention öffentlicher Gemwalten nothmendig. 


8. Die Gemerfvereine ftehen auf dem Boden der gegebenen Wirthichaftsordnung 
und beabjichtigen, daraus alle Konjequenzen zu Gunjten der arbeitenden Klaſſen zu 
ziehen. Cie jind daher, menn auch feine grundfäßlichen Feinde einer jtaatlihen Ein- 
milhung, welche je nach der Stärfe und dem Bedürfniß der einzelnen Vereine bald 
abgelehnt, bald herbeigewünjcht wird, fo doch davon überzeugt, daß durch die An- 
wendung des Mittel3 der Arbeitsloſenunterſtützung und der folleftiven Vertragsſchließung, 
auf dem Wege privater Beitrebungen ein Theil der Vortheile, welche die Marktlage 
den Unternehmungen gewährt, fih für die Arbeiterfchaft rejerviren lajfen. Das Lohn— 
ſyſtem und die Preisbeitimmung des Marftes find die Grundlage aller ihrer Forde— 
rungen und ihres Vorgehens. Dieje vollitändige Annahme der gegebenen wirthichaft- 
fihen Grundlagen, die Vereinigung aller Kräfte zur fchrittweilen Verbeſſerung der 
Rage einzelner Schichten der Arbeiter und die damit verbundene Abneigung der 
Gemwerfvereinler, alles Heil für die Arbeiterflaffe von einer großen Ummälzung der 
gegebenen Produftionsformen zu erwarten, ftellen den Gegenſatz der Gemerfvereins- 
politif zur politischen, fozialdemofratiichen Arbeiterbewegung dar. Doch ſucht dieje 
in der Gegenwart ſich immer mehr auch der erjteren zu bedienen. 

Nach) dem Bierten Snternationalen Bericht über die Gemerfichaftsbemegung 1906, Berlin 
1908, waren in den 13 Ländern, die berichteten (alle europäilchen Staaten außer Frankreich, 
Schweiz und Rußland) die Zahl der in Gewerkſchaften organilirten Arbeiter 5 851 215, Davon 
nur 372920 Wrbeiterinnen und nur 108891 in der Landwirthſchaft thätige. Von legieren 
entfielen nicht meniger als 71629 auf Stalien (unter 273 125 Organifirten überhaupt) und 


24000 auf Ungarn (unter 153 332 Organifirten überhaupt), jo daß bei den übrigen Staaten 
die organifirten Zandarbeiter überhaupt feine Rolle jpielen. Für Frankreich liegt eine An- 
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gabe des Office du travail für 1. Januar 1906 vor, welche 4857 Syndifate mit 838 134 Mit- 
gliedern zählt, darunter ca. 43000 landwirthichaftliche. — Die organilirten weiblichen Arbeiter 
verteilen ſich weſentlich auf England (150000) Deutjchland (140 554) Oeſterreich (41 838). — 
Ueber Einnahmen und Ausgaben liegen Berichte vor in England für 60.49°/, der gefammten 
Drganilirten. Die Jahreseinnahme (E) betrug 47.8 Mill. Mark, die Zahresausgabe (A) 39.9 
Mill. M., das Vermögen (B) 106 Mill. M. In Deutichland für 96%,: E. 46.6, U. 41.3, 
3.315 Mill. M. Sn Defterreich für 100°%/,: €. 5.19, U. 4.3, B. 6.2 Mill. M. Für Unter- 
ftüßungen murden verwendet in England 25.5 Mill. M., in Deutfchland 9.3 Mill. M., in 
Defterreih) 1.9 Mill. M.; für Streits in England 3.1 Mill. M., in Deutichland 15.8 Mill. M, 
in Defterreih 1.5 Mill. M. (Da in Defterreich die Vereine zur Gewährung von Gtreifunter- 
ftüßungen nicht erlaubt find — eine der Eleinliden Auslegungen de3 Vereinsgeſetzes! — werden 
hier die Gtreifgelder durch „freie Organifationen“, d. h. durch Sammlungen aufgebradt.) 

Das erite Arbeiterjefretariat wurde 1894 in Nürnberg gegründet behufs Ausfunfts- 
ertheilung in gewerblihen Rechtöfällen und Fragen der Xrbeiterverjiherung. 1907 bejtanden 
bereit3 96, die von 419 832 Ausfunftjuchenden in Anſpruch genommen wurden. Die Ber- 
waltung erfolgte in 38 Fällen durch Gewerkſchaftskartelle, in 46 Fällen durch bejondere Ge— 
werkſchaftskommiſſionen, 27 erteilen nur an Organiſirte und Drganijationsunfähige Auskunft, 
69 an Jedermann. Nach deutihdem Mufter wurden auch in Delterreich, Holland, Dänemark 
Gefretariate gebildet. Vgl. Soudek, Die deutjchen Arbeiterjefretariate, 1902. 

Literatur: Brentano, Xrbeitergilden der Gegenmart, 2 Bde., 1871/72; derfelbe, Das 
Arbeitsverhältniß gemäß dem heutigen Recht, 1877; Herfner, Die Arbeiterfrage, 5. Aufl. 1908; 
Webb, Gejhichte des Trade Unionism, 1895; diefelben, Theorie und Praris der Gewerk— 
vereine, 2 Bde., 1898. Die Artifel Gemwerfvereine im Hm. d. Stw.; KRulemann, Die Ge- 
werkſchaftsbewegung, 1900; v. Noſtitz, Das Auffteigen des Arcbeiterjtandes in England 1900; 
Bafjermann u. Giesberts, Die Arbeiterberufsvereine, 1901; Sombart, Dennodh! Aus 
Theorie und Geſchichte der gemerkichaftlichen Arbeiterbewegung, 1900; Heilbronn, Die freien 
Gewerkſchaften feit 1890, 1907. Ueber Defterreihh: Höger, Aus eigener Kraft, 1892 (Geſch. 
des nd. Buchdrudervereins); Verkauf, Zur Gejchichte des Arbeiterrechte3 in Dejterreich, 1906; 
Deutſch, Geſchichte der öfterreichiichen Gewerkſchaftsbewegung, 1908. Ueber Ber. Staaten: 
Sartorius u. Waltershaufen, Die Gemwerfvereine in den Ber. Staaten, 1886; Philipp o- 
vich in Soziale Rundihau, 1905; Hollander u. Barnett, Studies in American Trade 
Unionism, 1906; %. Mitchell, Organifirte Arbeit, 1904. Weber Frankreich: Kritsky, 
L’Evolution du Syndicalisme en France, 1908; Weil, Le Syndicalisme en France (Revue 
internationale, Jänner 1908). 


4. Der kollektive Arbeitsvertrag und der Arbeitstarifvertrag. 


556. 1. Die zunehmende Stärfe der Arbeiterorganilationen Hat auch auf der 
Unternehmerjeite Vereinigungen in’3 Leben treten laflen, welche die Wahrung ihrer 
Intereſſen beim Abichluß und während der Dauer des Arbeitövertrages zum Zwecke 
haben. Dieſe Arbeitgeberverbände (vgl. oben $ 47) haben dem einzelnen Unternehmer 
in mweitgehender Weije die Freiheit in der Ordnung des Arbeitöverhältniffes genommen. 
Gie beitimmen, melde Forderungen der Arbeiter al3 unberechtigt abzulehnen find 
(3. B. die der Abfchaffung des Accordlohnes, die Einführung von Minimallöhnen, die 
Einftellung welcher Arbeiter unterbleiben foll (3. B. Streifende, Wortführer bei Streiks), 
ja ſie gehen fo weit, daß bei einem Ausſtand die einzelnen Unternehmer überhaupt 
night mehr mit ihren Arbeitern verhandeln dürfen oder dab die Mitglieder des 
Verbandes keinerlei grundfägliche Aenderungen an den Arbeitsbedingungen in ihrem 
Betriebe ohne Zuftimmung des Vorftandes vornehmen fünnen. Die Yolge dieſer 
Organilationstendenz auf beiden Ceiten ift, daß ein Zuftand im Gewerbe einge> 
treten it, in dem der individuelle Arbeitsvertrag faktiſch al3 bejeitigt an- 
gejehen werden muß. Unter dem Druck der Organifationen der Arbeiter und 
Unternehmer fommen Vereinbarungen zuftande, welche von Gejammtheiten gejchloffen 
werden, ſei e3 daß dieje unmittelbar in Verfammlungen Beichluß gefaßt haben, ei 
e3 daß ſie die Beichlüffe ihrer Vertreter gutheißen. Solche Arbeitsverträge pflegt 
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man al3 Kolleftivverträge zu bezeichnen. Stets ijt dabei eine Vielheit von Ar— 
beitern nötig, während auf der Unternehmerfeite auch ein Einzelner genügt, doch ilt, 
wie bemerft, auch bei den Unternehmern die gemeinjame Schlußfaſſung ſchon Häufig 
au bemerfen. 

2. Solche Kolleftivverträge werden zunächſt für die Perjonen geichloffen, melche 
zur Zeit des Vertragsabichluffes am Arbeitsverhältnis beteiligt waren. Sie begründen 
einen Arbeitsvertrag unter den Kontrahenten und es jteht nur die Erfüllung dieſes 
Bertrages durch beide Theile mit perjönlicher gegenfeitiger Verbindlichkeit und Klag— 
barkeit in Frage. Spielt jchon hier die Frage eine Rolle, ob eine rechtlich wirkſame 
Bindung eine8 an eimer Koalition betheiligten Arbeiters durch den Vertreter der 
Koalition angenommen werden kann, jo wird die Frage noch fchmwieriger bei jenen 
Kolleftivverträgen, melde über folche fonfrete Arbeitsverträge einer Mehrheit von 
Verjonen hinausgehen. Das Bedürfnis, Stetigfeit in das Arbeitsverhältniß zu bringen, 
ift bei Arbeitern und Unternehmern ein großes. Die Arbeiter müflen wünjchen für 
längere Zeit gleichmäßige Wrbeitöbedingungen zu erlangen und die Unternehmer 
müſſen das Gleiche anjtreben, um feite Grundlagen für ihre gejchäftlichen Kalfulationen 
zu erhalten. Beide Theile Haben dabei ein natürliches Intereſſe, daß dieſe Arbeits- 
bedingungen zugleich im ganzen Gewerbe bei den mitwerbenden Arbeitern und Unter- 
nehmeru anderer Betriebe dieſelben jeien, meil jede Verfchiedenheit zu Unterbietungen 
und Störungen im Arbeitsverhältniß führen fann. Treten daher einmal die Koali- 
tionen der Arbeiter und Arbeitgeber mit einander in Verhandlungen, fo ift es natürlid), 
daß fie Verträge Ichließen, melche nicht nur für die vertragichließenden Berjonen, 
jondern aud) für alle Jene gelten, welche in der Zufunft in das Arbeitsverhältnik 
eintreten. Es liegen dann Berträge vor zwiſchen einer Bielheit von Arbeitern und 
einem oder mehreren Arbeitgebern, welche die Bedingungen der fünftig abzu- 
Ihließenden einzelnen Arbeitsverträge im Voraus für eine Zeit hinaus 
generell regeln und feitlegen. Für Kolleftivverträge diefer Art ift der Name Ar- 
beitstarifpertrag, Tarifvereinbarung, Tarifgemeinſchaft üblich gemorden, 
da ihr mwejentlicher Inhalt in der Aufitellung von Lohntarifen beiteht. 

3. Die dem Tarifvertrag weſentlichen Momente beziehen ſich theil3 auf die äußeren 
Bedingungen, unter welchen die fünftigen Arbeitsverträge ftehen follen, theils be- 
treffen fie den Inhalt des Arbeitsverhältniffes ſelbſt. Zu den eriteren gehören: 
die Dauer, der Anfang, das Ende, das räumliche und fachliche Geltungsgebiet des 
Tarifvertrages, die Mittel zu feiner Durchführung, namentlih die Schlichtung von 
Streitigfeiten aus dem Tarifvertrage ſelbſt und aus den einzelnen auf ihm ruhenden 
Arbeitsverträgen, die Folgen feiner Verlekung, das Verbot der Arbeitseinftellung und 
Ausfperrung, die Kündigung, Erneuerung, jtillichweigende Verlängerung. 

Die auf den Inhalt des Arbeitsverhältnifjes Bezug nehmenden Beltimmungen, 
die ın hohem Grade von den Belonderheiten der einzelnen Gemwerbe abhängig jind, 
betreffen inöbejondere die Löhne und die Arbeitszeit, ſodann aber gemille allgemeine 
Intereſſen der Arbeiterichaft im Ganzen, wie Unfallverhütungsmaßregeln, Regelung 
des Lehrlingsweſens u. dgl. 

Bon Seite der Großinduftrie it eingewendet worden, daß ihre fomplizirten Arbeit3- 
verhäitnilfe jolhe generelle Regelungen nicht zu laſſen. Dem mideriprechen aber die 
Erfahrungen, die Tarifverträge mit jehr eingehenden Lohnregelungen aufmweilen. Co 
famen in der engliichen Tertilinduftrie Tarifliften vor mit mehr al3 6000 verfchiedenen 
Afkordlohnfeftfeßungen. Der Tarifvertrag der Solinger Kleineifeninduftrie kennt 
24 Grund», 448 Neben- und 116 Zuſchlagspoſitionen. 
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4. Das Eigentümliche des Tarifvertrag liegt darin, daß er nicht ein Arbeitsvertrag 
it, aber doch die Bedingungen für jeden einzelnen joldhen Arbeitsvertrag der von 
Mitgliedern der vertragichließenden Gruppen abgeſchloſſen mwerden wird, feititellt. 
Allerdings verpflichtet der Tarifvertrag weder die Arbeitgeber beitimmte Arbeiter zu be- 
Ihäftigen, noch die Arbeiter bei einem in der Tarifgemeinichaft jtehenden Arbeitgeber 
in Arbeit zu treten oder bei ihnen auszuharren, und wollen ſich die Beteiligten dem 
Bertrag entziehen, jo brauden fie nur ihr Arbeitsverhältniß zu löſen. Aber der 
Zweck des Bertrages iſt doch der, beitimmte Arbeitsbedingungen aufrecht zu erhalten. 
Der Arbeitgeber, der Arbeiter anjtellt, die der Tarifgemeinihaft nicht angehören, um 
dadurch von den vereinbarten Arbeitsbedingungen los zu fommen, verlett die „Tarif- 
treue“ und ebenjo Handelt der Arbeiter, der bei einem nicht gebundenen Arbeitgeber 
unter ungünftigeren Bedingungen arbeitet. Es liegt daher im Intereſſe der Aufrecdht- 
erhaltung des Tarifvertrages, daß auf die Mitglieder der Tarifgemeinjchaft ein Zwang 
zur Einhaltung ausgeübt werde. Zur Zeit hängt die Rechtswirkſamkeit der Tarifver- 
träge weſentlich ab von der Kraft der Koalitionen, die ihn zuftande gebracht haben. 
Er ilt Daher nur bei jenen Arbeitern anmendbar, die foalitionzfähig find. Hier zeigen 
ih nun die großen Nachtheile eines unzulänglihen Koalitionsrechtes. Ohne feite 
dauernde Geltaltungen können Koalitionen feine rechtsgültigen Tarifverträge zujtande 
bringen, für jene fehlt ihnen aber 3. B. in Deutichland die Rechtsfähigfeit der Berufs- 
vereine. Der Tarifvertrag braudht verantmwortlide Rechtsſubjekte als Träger 
der Vereinbarung. Seine Einhaltung muß durch Konventionalftrafen und Sicherung3- 
fonds erzimungen merden fünnen. Dann erſt werden organiſatoriſche Einrichtungen, 
wie Schiedsgerichte und paritätiiche Arbeitsnachweiſe, welche nur für tariftreue Arbeiter 
und Arbeitgeber arbeiten, wertvolle Hülfsorganifationen fein. Allerdings ſuchen ſich 
heute die Arbeiterberufsvereine folder Verantwortlichkeit zu entziehen, indem jie nicht 
mit ihrem Vermögen für die Tariftreue ihrer Mitglieder haften wollen. Doch it 
dies ein ebenjo einfeitiger Klaffenitandpunft, wie der der Unternehmer, die überhaupt 
feine Tarifverträge eingehen wollen weil fie dadurch in ihren „Herrenrechten“ beſchränkt 
würden. Heute haben Tarifverträge nur die moraliihe Stüße der getroffenen Ver— 
einbarung, es iſt Aufgabe der Rechtsordnung dafür zu forgen, daß die freimillig ein» 
gegangenen Verpflihtungen audh rechtlich bindend gemacht werden können. In 
jolden Kolleftivverträgen werden die Arbeiter die Freiheit wieder finden, melde die 
TIhatlahen ihnen geraubt Haben. Sie werden ein Mittel werden zur Hebung der 
Arbeiterflajje, zur Steigerung ihres Anteiles an den machjenden Erträgnifjen der 
Unternehmungen. Dann darf aber die Arbeiterichaft auch nicht davon zurüdichreden, 
die Verantrvortlichfeit zu tragen, die mit folder Freiheit untrennbar verbunden ilt. 
Wenn dies gelingt, dann wird es auch möglich fein, das Prinzip des Tarifvertrages 
zu erweitern und mit Hülfe anderer öffentlicher Organifationen jo auszugeftalten, daß 
es auch für die Ordnung von gemwiljen Arbeitbedingungen unorganifirter Arbeit an— 
wendbar wird. : 

Ueber die einzelnen Arten der Tarifverträge und ihr Vorkommen vgl. II 28 102. Ebenda 
auch Ueberfiht über die Literatur. An neueren Schriften find zu erwähnen: 

Zimmermann, ©. 5. 1908 (Beiprehung neuerer Literatur); Günther, Der Tarif- 
vertrag in München, 1907; Köppe, Der Arbeitötarifvertrag al3 Problem der Gejeßgebung, 1908; 
Die kollektiven Arbeit3- und Lohnverträge in Defterreich im Jahre 1906. Hrsg. v. arbeits- 
ftatift. Amt, 1908; Herkner, Arbeiterfrage, 5. Aufl., 1908, 88 39, 40. 

In mehreren Staaten find Verſuche einer gejeßlihen Normirung des kollektiven und 
des Arbeitstarifvertrags gemacht worden. So regelt ein Gef. v. 26. März 1904 in Genf „die 


Art der Feftitellung der üblichen Tarife zwiſchen Arbeitern und Unternehmern“, inden es be- 
jtimmt, daß mangel3 Uebereinftunft der Parteien der Brauch entiheiden, al3 Brauch aber 
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angefehen werden follen allgemeine Arbeitäbedingungen, die gemäß diefem Geſetze aufgeitellt 
find. Auf jolche Aufftellungen wird feiten3 der Behörden mit Erfolg, in3bejondere durch die 
Einrihlung eines Einigungdamtes Hingearbeitet. — Sn Defterreich find nad) $ 114b der 
Gemerbenovelle vom 5. Febr. 1907 die gemwerbliden Zwangsgenoſſenſchaften (Meilter und Ge— 
hilfen) berechtigt, für den Bereich der Gemerbe ihrer Mitglieder im Rahmen der gejeglichen 
Vorſchriften Beftimmungen über Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit, über Pauſen über 
Beit und Höhe der Entlohnung und über die Kündigungzfrift aufzuftellen, folche, die in Genf 
Geltung haben, wenn nicht von dem einzelnen Gemerbeinhaber abweichende Vereinbarungen 
getroffen worden find. — In Holland regelt ein Gef. v. 13. Juli 1907 den Arbeitsvertrag und 
beftimmt darin über den Tarifvertrag, daß VBerabredungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter, 
die im Widerfpruch mit einem Tarifvertrag ftehen, von jedem (außer dem Arbeitgeber) ange- 
fochten werden fünnen, der beim Abjchluß des Tarifvertrages Partei war. Unter dei Arbeitern 
kann nur eine Rechtsperfönlichkeit befißende Vereiniguna Partei jein. — In Franfreich wurde 
im Sahre 1907 ein Gejeßentwurf zur zivilrechtlichen Regelung der Tarifverträge vorgelegt, an 
dem bejonder3 bedeutjam ijt die Beftiminung, daß der rechtsgültig abgejchlofene Vertrag durd) 
5 Sahre automatijch Geltung erlangt für alle Arbeitgeber und Arbeiter der beteiligten Gruppen. 
Bol. Köppe a. a. O. ©. 202. Eine große Bedeutung haben für die Entwidlung von reinen 
Kollektiv» und von Tarifverträgen die Einrichtungen der Schied3gerichte und behördlicher Lohn— 
feftfeßungen. gl. unten $ 67 und 1128 103. 


5. Die Arbeiterausſchüſſe. 


8 57. 1. Eine befondere Art organifirter Vertretung der Arbeiter, melde in den 
lechziger Sahren in Deutichland geichaffen wurde und in neuerer Zeit in PDeutjchland 
wie in Defterreich zahlreiher zur Anwendung fam, find die Arbeiterausſchüſſe 
(Xelteftenfollegien, Bertrauensmännerfonferenzen, Berathungskommiſſionen). E3 jind 
dies Vertreter der Arbeiter des einzelnen Unternehmers zur Unterſtützung feiner Leitung 
in der Verwaltung der auf das Arbeitsverhältniß bezüglichen Angelegenheiten. Sie 
ind aus dem praftiichen Bedürfniß der Unternehmer in’3 Leben gerufen worden, die 
Wünſche und Anfichten der Arbeiter bei den fie betreffenden Angelegenheiten zu hören 
und Einrichtungen, die ihnen zu dienen bejtimmt find, unter ihrer eigenen Verwaltung 
zwedmäßig wirken zu lallen. Die Berwaltung von Krankenkaſſen, von Wohlfahrts- 
einrichtungen, die Berathung der Fabriksordnung, die Handhabung der Strafbefugniß 
bietet zahlreiche Gelegenheiten zur Berüdjichtigung befonderer Wünſche und zur Ein- 
vernehmung der Arbeiterfchaft, die in einem größeren Unternehmen, in welchem der 
Reiter nicht zu jedem einzelnen Arbeiter in perjönliche Beziehungen treten fann, noth- 
wendiger Weile in der Form einer Vertretung veranlaßt werden muß. 

Die Mitglieder der Urbeiterausfchüffe werden theil3 gemählt, theils von dem Unter- 
nehmer ernannt. In der Regel ilt das paffive Wahlrecht an eine längere Zugehörig- 
feit zur Fabrik und an ein beitimmtes Alter gebunden. Das Maß der Befugnifie, 
welche3 der Unternehmer dem Arbeiterausfhuß einräumt, iſt verjchieden; doch treten 
zwei Richtungen ihrer Wirffamfeit deutlich hervor. 


2. Die AUrbeiterausfchülle funftioniren entweder als Bermittlungsinitanz oder 
als ein Vermwaltungsamt. Sn eriterer Hinficht haben fie Wünfche und Beſchwerden 
der Arbeiter vor den Unternehmer zu bringen und geben dadurch Gelegenheit, recht» 
zeitig einer Unzufriedenheit der Arbeiter vorzubeugen durch Befeitigung ihrer Urſachen 
oder Aufflärung über die nothiwendigen Maßregeln. In diefer Richtung wirken jie 
ausſchließlich als Vertretungen der Intereſſen der Arbeiter. Als Verwaltungsinitanz 
üben die Ausſchüſſe Funktionen aus, welche herfömmlicher Weile dem Unternehmer 
zuftehen: Handhabung der Fahrifsordnung, durch welche das Verhalten der Arbeiter in 
der Fabrif geregelt wird; Enticheidung über das Verfahren bei Ueberftunden, über 
Arbeitseinftellungen an gemilfen Feiertagen, Verwaltung von Einrichtungen, die im 
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Ssntereffe der Arbeiter bei der Fabrik beitehen (Biblivthefen, Konfumvereine, Speije- 
anftalten u. |. w.), oder fie mwirfen mit bei der Enticheidung über Stlagen, fei e3 der 
Werkmeiſter über die Arbeiter, ſei e3 der Arbeiter über Vorgänge in der Yabrif, wie 
über ſchlechtes Material, Fehler an den Mafchinen, Parteilichfeit bei der Zutheilung 
von Arbeiten, Schädlichkeit gewiſſer Anlagen u. |. w. 

3. Die Arbeiterausfchüffe find darnach Organe, durch welche die Ausführung des 
Arbeitvertrages überwacht und im Einverftändnig mit dem Unternehmer und im 
Intereſſe der Arbeiter geregelt werden foll. Sie jeßen immer voraus, daß die Regeln 
für die Beichäftigung der Arbeiter in dem Unternehmen in Arbeitsordnungen (vgl. 
unten $ 60) feitgelegt find, jo daß eine fichere Grundlage für ihre Wirkffamfeit gegeben 
it. Der Abſchluß neuer Arbeitsbedingungen obliegt ihnen nicht. Sie find nicht ein 
Kampforgan der Arbeiterichaft, zumal die Arbeitervertreter meilt nicht allein, jondern 
in Verbindung mit der Fabrifdleitung oder mit Beamten des Unternehmens in den 
Ausſchüſſen thätig find; aber immerhin haben die Arbeitervertreter doch auch hier eine 
regelmäßige, bei den periodifch wiederkehrenden Sitzungen der Ausichüffe ſich dar— 
bietende Gelegenheit, die Anſichten der Arbeiterichaft über alle Bedingungen des Arbeits— 
verhältnilfes zum Ausdrud zu bringen, alfo auch auf VBerbeilerungen zu drängen. Ein 
willfürliches Vorgehen der Unternehmer iſt nicht möglich, ohne den Einſprüchen der 
Bertrauensmänner der Arbeiter zu begegnen und andererjeit3 werden auch die Arbeiter 
leichter vor unüberlegtem Streit mit dem Unternehmer abgehalten werden, wenn die 
Sicherheit geboten ift, daß ihre Wünfche und Beſchwerden an einer durch fie Eontrolir- 
baren Gtelle einer Prüfung unterzogen werden. Das Wichtigfte bleibt aber jedenfalls, 
daß die Ausführung des Arbeitsvertrag und das an NReibungsflächen jo reiche Gebiet 
der perſönlichen Beziehungen der Arbeiter zu ihren Vorgejegten in der Fabrik und zu 
ihren Arbeitgebern nicht unfontrolirt bleibt. Die Vermeidung aller Unklarheiten, die 
jihere Prüfung alles Fragwürdigen, die Möglichkeit raſcher Abftellung alles Unrechts 
it ein großer Vorzug der Arbeiterausfchüffe; nicht minder auch die Hebung des Bewußt— 
fein der Arbeiter, die ihre Gleichberechtigung im Arxbeitövertrag und ihre Vertrauens— 
würdigfeit durch die Webertragung von Gelbftvermaltungsangelegenheiten anerkannt 
finden, jo daß die Arbeiterausichüfle dadurch) zu einem Mittel der fozialen Bildung 
der Arbeiterihaft werden. 

4. Eine befriedigende Wirkſamkeit fünnen Arbeiterausjchüffe nur entfalten, wenn 
die Arbeitervertreter in ihnen von den Arbeitern gewählt find und ihnen auch volle 
Sreiheit des Wortes und innerhalb der Grenzen des Amtes eine ſolche der Verwaltung 
gejichert ift. Eben dies veranlagt manchen Unternehmer fie abzulehnen, weil jede Wahl 
und jede Vertretung eine Organiſation der Arbeiter in wenn auch noch fo ſchwachen 
Formen vorausjeßt und herbeiführt und dadurch die Iſolirung der Arbeiter aufhebt 
und weil andererfeit3 jede dem Ausſchuß eingeräumte Befugniß das Recht des Unter- 
nehmer3 auf mwillfürliche Entfcheidung einengt. Daß das erftere nicht nur fein Uebel— 
ſtand, jondern ein direkt erftrebensmerthes Ziel ift, ift ſchon mwiederholt betont worden. 
Von einer wirklichen Einjchränfung der Freiheit des Unternehmers fann aber nicht 
geſprochen werden, wenn ihm die Wilffür genommen ift einen Vertrag einfeitig aus— 
zulegen, ohne die Meinung des anderen Kontrahenten zu hören. Es wird vielmehr 
durh ein Organ, das al3 berechtigte und ftändige Vertretung der Arbeiterfchaft im 
Unternehmen befteht, einem Zuftand der Ungerechtigkeit und Unbilligfeit, der die Arbeiter 
einſeitig dem Unternehmer unterwirft, ein Ende bereitet. In welchem Grade den Aus— 
ſchüſſen ſelbſtändige Entſcheidungs- und Verwaltungsrechte einzuräumen find, hängt ganz 
vom Willen des Unternehmers ab. Meiſt wird der Verzicht auf folhe Rechte wie 
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die Mühe des öfteren Verhandelns des Unternehmers mit den Arbeitervertretern reichlich 
gelohnt durch ein bejjeres Verhältniß zu den Arbeitern und durch die rafche Befeitigung 
von Mißverſtändniſſen und Unzufriedenheiten, welche ſich ohne ein folche3 Organ der 
Ausſprache bei den Arbeitern häufen und dann zu erniten Zmiftigfeiten führen können. 
Freilich bedürfen aber auch die Arbeiter, welche Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes find, 
um unabhängig mwirfen zu können, eine3 gemwiljen Schußes vor der Entlaffung; denn 
durch dieſe könnte der Unternehmer jede Wirkſamkeit der Arbeitervertreter unterbinden. 
E3 könnte zu ihren Gunſten eine längere als die übliche Kündigungsfrift — etwa drei 
Monate — vorgeichlagen werden oder aber es müſſen die Vertreter der Arbeiter in 
den Ausſchüſſen durch die Organijation der gefammten Arbeiter geftüßt werden. 

Um ein Bild der mannigfachen Uebelſtände zu geben, welche durch die perjönliche Be- 
rührung von Arbeitgebern und Arbeitern leicht zu befeitigen find, ohne ſolche aber aus Gleich- 
gültigfeit, Leichtjinn, Uebelmollen oder Unverftand der Unternehmer oder Werfmeifter zu un 
zähligen NReibungen zwiſchen Arbeitern und ihren Vorgeſetzten, zu Unzufriedenheit, Mißtrauen 
und ſchließlich offener Feindfeligfeit Anlaß geben können, jei hier die Lifte von folchen Heinen 
Verletzungen des Arbeitsvertrages wiedergegeben, welche der öfterreichiiche Eentralgermerbe- 
injpeftor Migerfa der Enquetefommiljion über die Arbeiterausfchüffe im öfterreichifchen Ab- 
geordnetenhaus vorgelegt hat (Enquete ©. 174 ff.). Ich Hebe daraus hervor a) Geſetzwidrig— 
feiten: Nichteinhalten gejeßliher Schranken der Arbeitszeit; Nichtzugehörigkeit der Arbeiter zu 
den gejeglihen Anforderungen entſprechenden Krankenkaſſen; Nichtbeachtung geſetzlicher Ruhe— 
pauſen; Fehler im Zuwägen der Garne; Gebrauch nicht richtig zeigender Meßinſtrumente; 
Gewichtsirrthümer bei Uebernahme der Waare; Lohnabzüge für Rechnung Dritter; Zwang, 
Gegenſtände des Bedarfs an Zahlungs Statt anzunehmen; Nichtentſchädigung von Arbeitern, 
deren Arbeitsbuch ſich mehrere Tage nicht in der Fabrik vorfand und die dadurch am Eintritt 
in eine andere Fabrik gehindert waren; b) Verletungen der aus dem Arbeitsvertrag erworbenen 
Rechte und unbilliges Verhalten von Unternehmern: Beiftellung von fchlehtem Material; un- 
regelmäßige Lohnzahlungen; allzu langes Hinausfchieben der definitiven Abrechnung; mieder- 
holt irrige Lohnberechnungen; Abſchaffung von Prämien, die bei Eingehung des Arbeit3- 
vertrages vereinbart wurden, ohne Aenderung des lebteren; Mehrforderung von Arbeit ohne 
Mehrzahlung; Nichtentlohnung der Wartezeit und Vorarbeiten; plößlicher Uebergang vom 
Akkordlohn zum Tagelohn; Feititellung des Akkordlohnes erſt bei Ablieferung der Waare; Zwang, 
an Beltattungsfeierlichfeiten eines Familiengliedes des Unternehmers theilzunchmen und ſo— 
dann Abzug des Lohnes für den ganzen Tag; Nichteinhalten der durch den Agenten gemadhten 
Berjprehungen an Arbeiter, welche zum Eintritt in eine fern gelegene Fabrik bejtimmt 
wurden; Ungleichheit der Kündigungzfriften; Forderung des unentgeltlihen Wajchens der Fuß— 
böden des Arbeitsraumes; Beitragspfliht der Arbeiter zu den Reinigungskoſten der Ab- 
tritte u. |. mw. — Solchen Thatbeftänden gegenüber erjcheint dann die Verurtheilung der 
Arbeiterausſchüſſe jeitens einzelner Snduftrieller als vollfommen unberedhtigt. 

Die Errichtung von Fabriksausſchüſſen hatte ſchon der volfswirthichaftlihe Ausfhuß der 
Frankfurter verfaffunggebenden Nationalverfammlung im Sahre 1848 in jeinem Minorität- 
votum vorgeſchlagen; die erjte gefeßliche Beftimmung ift aber erjt durch die Novelle zur deut- 
tchen Reichsgewerbeordnung vom 1. Juni 1891 gejchaffen worden, welche im $ 134 einige Be- 
ftimmungen trifft, welche den Unternehmern da, mo ftändige Arbeiterausſchüſſe beſtehen, 
Erleichterungen für die Durchführung anderer gefebliher Beitimmungen gewährt. — Das 
preußische Berggejeb vom 14. Zuli 1905 macht Arbeiterausſchüſſe obligatoriih für alle Berg- 
mwerfe, welche in der Regel mindeitens 100 Arbeiter bejchäftigen. Sie gehen aus Wahlen 
hervor. Sie find vor Erlaß oder Abänderung der Arbeitsordnung zu hören, haben Anträge, 
Wünſche und Beſchwerden der Belegichaft vorzubringen, bei der Berwaltung der Strafgelder 
mitzumirfen, den Wagen- und Wiegefontrolleur zu wählen. — In Defterreich hatte der Gejeß- 
entwurf vom Sahre 1891 über einige Einrichtungen zur Herbeiführung eines guten Einver- 
nehmens zwijchen Arbeitgebern und Arbeitern für alle Fabrifen die Errichtung von Arbeiter- 
ausihüffen obligatorisch vorgeichrieben. Aber weder diejer Entwurf noch ein fpäterer, der nur 
Normativbeftimmungen enthielt, ohne einen Zwang zur Errichtung von Ausſchüſſen vorzu— 
Ichreiben, wurde Geſetz. Dagegen ift durch Gef. v. 14. Auguft 1896 bei jedem Bergwerk ein 
Lofalarbeiterausschuß eingeführt zur Vertretung der Arbeiterjchaft gegenüber dem Werföherrn. 

Literatur: Chr. d. 2. f. ©. Bd.XLVI; Perhandlungen 1890, Bd. XLVII; Hiße, 
Pflihten und Aufgaben der Arbeitgeber in der Arbeiterfrage, 1888; Dechelhäufer, Die Durd)- 
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führung der fozialen Aufgaben im Berein der anhaltifchen Arbeitgeber, 1888; derſelbe, 
Soziale Tagesfragen, 1889; Röſike, Arbeiterfhuß, 1887; Philippovich, Arbeiterausfchüffe 
und Einigungsämter in Oeſterreich, Archiv Bd. VII; Ergebniffe der Enquete über den Geſetz— 
entwurf betreffend die Einführung von Einrichtungen zur Förderung des Einvernehmen? 
zwiſchen den Gemwerbeunternehmern und ihren Arbeitern, Wien 1893; 9. Hoch, Die Arbeiter- 
ausſchüſſe, 1907; Schmwiedland, Der Gedanke verbindlicher Arbeiterausichüfje in Defterreich, 
in J. f. G. 1907. 


6. Die Intereſſenvertretung der Arbeiter (Arbeits- und Arbeiterlammern). 


S 58. 1. Die Unternehmer haben außer ihren freien Vereinen jtaatli organifirte 
Bertretungen ihrer Sntereffen in den Landwirthichaftsfammern, in den Handel3- und 
Gemwerbefammern und in den Handwerferfammern. Die Arbeiter entbehren einer 
loIhen Bertretung. Die Gemwerfvereine find private Vereinigungen, wie die Arbeit- 
geberverbände, aber der öffentlihen Verwaltung gegenüber nicht einmal von folcher 
Bedeutung, mie die freien Vereine der Snduftrie oder wie die landmwirthichaftlichen 
Bereine der Grundbefiter. Die Arbeiterausſchüſſe find al3 Organe einzelner Betriebe 
überhaupt nicht berufen, die allgemeinen wirthichaftlihen Intereſſen der Arbeiter zu 
wahren. Dieſe Thatlachen Haben dazu geführt, daß man auch für die Arbeiter eine 
Berufsorganijation al3 Spntereflenvertretung verlangte und in einzelnen Staaten auch 
thatſächlich einführte. Bon der Anficht ausgehend, daß man die Wrbeiter in formell 
gleicher Weile behandeln müſſe, wie die Unternehmer, verlangen die Einen Arbeiter- 
fammern, das find Drganijationen, in welchen die Arbeiter allein vertreten find, fo 
wie die Unternehmer in den Handelsfammern allein vertreten jind, während Andere 
Gewicht darauf legen, daß Unternehmer und Arbeiter in einer paritätiich zufammen- 
gejegten Vertretung gemeinjam in Angelegenheiten des Arbeitsperhältniljes berathen, 
welche Drganilation man mit dem Namen Arbeitsfammer bezeichnet. Für die 
Arbeiterfammern treten die radikalen Theile der Arbeiterihaft und jene Unternehmer- 
gruppen ein, welche die Gleichberechtigung der Arbeiter nicht anerkennen wollen, daher 
nicht mit ihnen gemeinjam berathen wollen. 

Zweifellos trifft die Analogie mit den ſog. Snterejfenvertretungen der Unternehmer 
nicht völlig zu. Es liegt an der Ausdrucksweiſe, die im Sprachgebrauch üblich geworden 
ilt, daß wir in dieſen Intereſſenvertretungen das perfünlie Moment hervorheben und 
lie als Vertretungen der „Unternehmer“ bezeichnen. In Wirklichkeit find fie als Ver— 
tretungen der „Unternehmungen“ gedacht, d.h. fie jollen die VBerwaltungsbehörden 
in der Wahrnehmung jener Intereſſen unterjtüßen, durch welche die Produktion ge— 
fteigert, die Abfabgebiete ermweitert, fördernde Maßregeln der Gejeßgebung und Ver— 
waltung (AusfunftsertHeilungen, Brämtirungen, Subventionirungen, Unterrichtsangelegen- 
heiten) nußbar werden fünnen, und fie folfen folche Emrihtungen verwalten, welche 
allgemeine Bedingungen eines gedeihlihhen Verkehrs um Kreiſe der einzelnen Produftions- 
gebiete find (Verwaltung des Mufter- und Markenſchutzweſens, von Schulen, Durdy- 
führung landwirthichaftlicher Verfiherungen u. dgl.). Daß biezu die „Unternehmer“ 
herangezogen werden, ift natürlich, da fie mit ihren geijtigen Kräften und ihrem Ber- 
mögen die Verantwortung für die erfolgreiche Führung der Unternehmungen tragen. 
Eolange man nicht daran denkt, die Arbeiter zur Leitung der Unternehmungen heran- 
zuziehen, ift e3 der Natur der Sache nach nicht möglich, Arbeiter an der Vertretung 
diejer Interefjenfreife zu betheiligen, fie muß fachgemäß eine „Sntereffenvertretung der 
Unternehmer“ in dem angeführten objektiven Sinne jein. 

2. Anders ſteht es mit der geforderten Vertretung der Intereſſen der Arbeiter. 
Nach der Natur der hier in Frage ftehenden Organifationen handelt es jih um Ein- 

Handbuch de3 Teifentlihen Rechts. Einl.-Band. Abth. IV. I. 4. Aufl. 15 
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richtungen, melche auf die Gejeßgebung und Verwaltung durch Gutachten, Anregungen 
und Beſchwerden Einfluß nehmen und durch Theilnahme an der Verwaltung dieſe für 
die Intereſſenten nützlich machen follen. Im Mittelpunft der hiebei in Frage fommen- 
den Intereſſen fteht das Arbeitsverhältniß und die Lage der Arbeiter im Gefolge 
dieſes Arbeitsverhältnifjes. Die Arbeitsbedingungen, die Arbeitsordnungen, die Art 
ihrer Durchführung, Inhalt und Ausführung von gejeglihen Arbeiterihußbeitimmungen, 
die Arbeitslofigkeit, das Funktioniren der Arbeitsnachweile, Wohlfahrtsanitalten, kurz, 
von der Lebensfürſorge abgejehen ftellen die im Arbeitöverhältniß gegebenen und um 
daſſelbe gruppirten Thatſachen den wirthſchaftlichen Intereſſenbereich der Arbeiter dar. 
Diefer ift daher zum größten Theil zugleih ein Intereſſenbereich der 
Unternehmer, und zwar nicht in dem Sinne, in dem 3. B. ein von den Handels- 
fammern beeinflußter Zolltarif zu einem Gegenftand des Intereſſes für die Arbeiter 
wird, weil er mit ‚feinen Produftions- und Preisverſchiebungen auch auf ihre Lage 
einwirkt. Bielmehr werden die Unternehmer durch jede Veränderung in den That- 
lachen des Axbeitsverhältnifjes direft und unmittelbar berührt. Dies ift der ent- 
icheidende Grund, weshalb fachlich die Arbeitsfammer die gebotene Form der hier 
in Frage ftehenden Intereſſenvertretung iſt, denn wie der objektive Zweck jener anderen 
Vertretungen der des gedeihlihen Ganges der Unternehmungen ijt, jo iſt es hier der 
der objektiv befriedigenden Ordnung des Arbeitäverhältnifies. Das Arbeitäverhältnik 
it aber immer ein zweiſeitiges Berhältniß, das objektiv befriedigend nur geordnet 
werden fann, wenn Urbeiter und Unternehmer in ihrem oft gegenfäßlihen Verhalten 
zu einem Kompromiß fommen. Dies ijt der nüchterne Sinn der im deutſchen Arbeits- 
fammergejegentwurf formulirten Aufgabe der Arbeitsfammern, daß fie berufen find, 
„ven wirthichaftlihen Frieden zu pflegen”. Nicht über Harmonie und Frieden jollen 
die Unternehmer und Arbeiter in diefen Organilationen reden, fondern fie follen die 
Thatſachen fo ordnen, daß Harmonie und Frieden daraus hervorgehen können. 

3. Die Folge dieſer Auffaſſung iſt aber allerdings die, daß Fragen des Arbeits- 
verhältniffes bei Beſtand von Arbeitsfammern nicht mehr in Handelsfammern und 
anderen Unternehmerorgantlationen verhandelt werden follten, oder daß doch deren 
Entichließungen fein Einfluß auf die Gefeßgebung und Verwaltung eingeräumt werden 
darf. Was im Bereich der freien Vereine gejchieht, bleibt natürlich auf beiden Ceiten 
unbehindert. 

Die Aufgaben ſolcher Arbeitsfammern find im Wejentlichen dreifacher Natur: 
1. Erhebungen über die gewerblichen und mwirthichaftlihen Verhältniſſe ihrer Gewerbe 
und ihres Bezirkes zu veranitalten; 2. die Aufgabe gutachtlicher Neußerungen und 
Beichwerdeführung in Angelegenheiten, welche das Arbeitsverhältniß berühren; 3. Ver- 
waltungsaufgaben mit einen allgemeinen gejeglihen Hintergrund. Es kann feinem 
Bmeifel unterliegen, dag Organe zur Erfüllung diefer Aufgaben mwünjchensmwerth, ja 
nothmwendig find. Die gemerbefreiheitlihe Ordnung des Wrbeitsvertrages und Die 
techniſche Entwidlung der induftriellen Unternefmungen mit ihren neuen Arbeit3- 
bedingungen hat neue Intereſſen der Arbeiter als Arbeiter geichaffen, hat dadurch 
für eine, einen großen Theil der Bevölkerung umfaſſende Klaſſe ein &ebiet der 
Wünſche und Beftrebungen nad) zwedmäßiger Ordnung hervorgerufen, das bereits 
zu vielen neuen Geſetzen und Vermwaltungsmaßregeln geführt hat (z.B. Arbeiterſchutz, 
Arbeiterverficherung, Arbeitsnachweis, Fürſorge für Arbeitslojfe), deren Durchführung 
die Bethätigung der Intereſſenten nad) dem Grundſatze mirthichaftlicher Selbitver- 
waltung nöthig madt. 
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Die früher befprochene Entwidlung des Arbeitsvertrag zum Kollektiv» und Tarif- 
vertrag hat ein neues Gebiet für gemeinfame Bethätigung von Arbeitern und Unter- 
nehmern geichaffen, und e3 ift wohl möglich, daß die beiden ftreitenden Parteien, wenn 
fie ihre Kräfte im GStreite erfolglos, aber zu beiderjeitigem Schaden erprobt haben, 
die Arbeitskammern al3 feiten Stübpunft für eine friedliche Beillegung von Arbeits— 
ftreitigfeiten benügen. Namentlich wäre es möglich, durch Arbeitsfammern Lohntarife 
für ſolche Gewerbe aufzuftellen, welche wie die Hausinduftrie nicht organilationsfähig 
find. Zunächſt ift allerdings nach den Erfahrungen in Belgien, Holland und Franfreid) 
eine unmittelbare Beeinfluffung der Arbeitsverträge durch Arbeitsfammern nicht zu 
erwarten. Wenn fie aber alö ein Ausſchuß beiderleitiger, jtarfer Organiſationen eine 
Zeitlang funftionirt Haben werden, werden fie auch auf diefem Gebiege Nüßliches leiſten. 

Wo nur die Sntereffen der Arbeiter in Frage ftehen, 3. B. bei genofjenfchaftlichen 
Beranftaltungen der Arbeiter (Konjumvereine, Baugenofjenichaften, Hülfsfaffen, Kredit- 
organifation u. dgl.), wäre es berechtigt, die Arbeitermitglieder der Arbeitsfammern 
ſelbſtändig berathen und enticheiden zu laſſen. 


Der erſte Vorfchlag zur Errihtung von Arbeitsämtern ftammt von Schönberg, der in 
feiner Schrift: Arbeitsämter, 1871, den Vorſchlag machte, das ganze Deutſche Reich in Heine 
Bezirfe mit je einem Arbeitsamt zu theilen, je acht folcher Bezirke zu vereinigen und unter 
ein Öberanıt zu ftellen und die Oberämter in ein Gentralamt zufammenzufalfen. Die Funk— 
tion diefer Aemter Hätte einestheils in der genauen Feititellung aller auf die materielle und 
ſoziale Tage der Lohnarbeiter bezüglihen Verhältniffe, anderntheils in der Ueberwachung der 
Durdhführung der befonderen darauf bezüglihen Geſetze bejtehen follen. Dieſer Gedante 
ift in neuerer Zeit im Deutfchen Reichstag von fozialdemofratifcher Geite in erweiterter Form 
vorgetragen worden, indem daſelbſt vorgejchlagen wurde die Bildung eines Reichsarbeitsamtes, 
dem die Ueberwachung und Ausführung der Arbeiterfchußbeftinnmungen, Anordnung und Ober- 
leitung von Maßregeln und Unternehmungen, welche das Wohl der in Betrieben irgend 
welcher Art beichäftigten Hilfsperfonen erfordert, zujtehen jollte..e Die Erfüllung diejer Ver— 
waltungsaufgabe ginge in den einzelnen ihm unterjtehenden WArbeitsämtern vor ſich, die je 
einen befonderen Bezirt im Reich zugewiefen erhalten. Dieje Arbeitsämter beftünden aus 
einem Wrbeitsrath mit den nöthigen Hilfjsbeamten und einer Arbeiterfammer, die zur Hälfte 
von den Unternehmern, zur Hälfte von den Arbeitern gewählt wäre. Der Arbeitsrath . als 
der eigentliche vermwaltende Beamte hätte das Recht, jederzeit in den Betrieben die nöthigen 
Befihtigungen vornehmen zu dürfen, die für Leben und Gejundheit nothwendig fcheinenden 
Anordnungen zu treffen, mithin eine ähnlihe Funktion auszuüben, wie unfere heutigen Ge- 
werbeinjpeftoren in Verbindung mit den politifchen Behörden. Sein Amt bildet zugleich eine 
Eentralftelle für unentgeltlihen Arbeitsnahhmweis. Die Arbeiterfammern dienten zur Unter- 
ftügung des Arbeitsrathes und hätten Erhebungen zu pflegen über alle auf das Arbeitsver- 
hältniß Bezug habenden Umftände Cie ftellten für ihren Bezirf Minimallöhne feit; fie 
wählten Schiedsrichter für Streitigkeiten aus dem Mrbeitöverhältnig und bildeten die Be- 
rufungsinitanzen für Urtheile der leßteren wie auch gegenüber den Anordnungen des Arbeits- 
rathes. — In Oeſterreich war ſchon im Jahre 1872 und hierauf wieder 1886 der Vorjchlag 
gemacht worden, bejondere Arbeiterfammern zu bilden al3 eine berathende Körperichaft über 
Arbeiterangelegenheiten und eine Hifskörperjchaft für die Nachweiſungen über die gewerbliche 
Arbeiterjtatijtil. Sie werden nur aus gewählten Arbeitervertretern zufammengejeßt und um- 
faßten je einen Handelskammerbezirk. Zugleich Hätten fie al3 Wahlkörperſchaften für die poli- 
tiihen Wahlen dienen jollen. PVermwaltungsbefugniffe waren ihnen nicht zugedad)t. 

Der Gedanke der Arbeitzämter it nur in bejchränttem Maße verwirklicht worden. Nur 
für das Gebiet der ſtatiſtiſchen Erhebungen beitehen nun in fait allen Staaten bejondere 
Organe, welche zum Theil nur unter amtlicher Zeitung, zum Theil auch unter Mitwirkung von 
Smterefjenten und Fachmännern wirkſam find. Solche Aemter find in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa ſchon jeit den jechziger Jahren in den Einzelftaaten errichtet worden. 1884 
wurde ein Gentralamt in Walhington geichaffen. Die europäiihen Aemter ftammeu aus den 
legten 15 Jahren: England 1886, Schweiz 1887, Franfreid) 1891, Deutjchland 1892, Belgien, 
Spanien 1894, Oeſterreich 1898. Die Organifation diejer Aemter und die Methoden ihres 
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Vorgehens ſind durchaus verſchieden und auch in den einzelnen Staaten noch keineswegs durch 
feſte geſetzliche Grundlagen geregelt. 

Arbeitskammern beſtehen in Belgien, Holland und Frankreich. Die 1887 konſtituirten 
conseils de l'industrie et du travail in Belgien und die 1897 errichteten Arbeitskammern in 
Holland werden zur Hälfte von den Unternehmern, zur andern Hälfte aus den Arbeitern ge— 
wählt; zum aktiven Wahlrecht ift nothwendig Vollendung des 25. Jahres und Beſchäftigung 
im Kammergebiet in Belgien während der lebten fünf, in Holland durch drei Jahre im legten 
Decennium. Die Kammern find in Belgien territorial, in Holland zweckmäßiger nad) Berufs- 
zweigen organilirt. Ihre Aufgabe befteht in Folgendem: 1. Das Sammeln von Auskünften 
über Arbeitsangelegenheiten; 2. das Abgeben von Gutachten an Staats- und Gemeindebehörden 
in Bezug auf ſämmtliche Gegenftände, welche die Intereſſen der Arbeit (in Holland auch Heim- 
arbeit und Handwerk) betreffen, desgleihen Abgabe von Gutachten auf Verlangen der Inter— 
ejlenten; 3. das Verhüten und Ausgleichen von Streitigkeiten über Arbeitsangelegenheiten auf 
Anfuhen der Intereſſenten; wenn die Vermittlung von einer Seite nicht angenommen wird, 
dann darf die Kammer die Akten publiziren. 

Die Kammern Haben Sich weder in Belgien noch in Holland bemährt; bie Zahl der ab- 
gegebenen Gutadıten iſt gering, der Verſuch, durch ihre Vermittlung eine Statiftif des Arbeits- 
marftes zu gewinnen, iſt mißlungen und ihrer FZunftion als Einigungsämter fommen fie in 
faum 2°), aller Strifes nad). 

Viel weitergehende Zwecke verfolgen die franzöfiihen conseils du travail, die 1900 duch 
Defret des Handelsminilters Millerand in's Leben gerufen wurden; fie verfolgen gleiche Zwecke 
wie die belgischen und holländiihen Kammern, außerdem aber haben fie bei jozialpolitifchen 
Unterfuhungen mitzuwirken, Maßregeln gegen die Arbeitslofigfeit vorzufchlagen, Arbeitszeit 
und -lohn feſtzuſtellen und Vorſchläge zur Erlaffung von Arbeiterſchutzgeſetzen zu eritatten; 
wahlberedtigt find nur die Fachverbände und die Gemwerberichter. Ueber den conseils du 
travail fteht der conseil superieur, eine ftändige Enquetefommiffion. Da den neuen durd) 
minifterielle Verordnung gejchaffenen Organifationen die legale Bafıs fehlt, Haben jie ſich noch 
nicht recht entfalten fünnen. 

In Deutichland ift 1908 ein Geſetzentwurf zur Erörterung geftellt worden, der Arbeit3- 
fammern in Anlehnung an die Einteilung und die Bezirke der gewerblichen Berufsgenojjen- 
ihaften errichten will. Ihre Aufgabe ſoll insbejondere fein, ein gedeihliches Berhältnik 
zwiſchen Arbeitgebern nnd Arbeitern zu fördern; Staats- und Gemeindebehörden durch Gut- 
achten zu unterjtüßen; Anträge an Behörden und öffentliche Vertretungsförper zu richten; 
Wohlfahrtsanitalten hervorzurufen und zu verwalten. 

Die italienifchen Camere del Lavoro find Bereiniguugen von Arbeiterberufsvereinen mit 
einem Gentralbureau nach dem Vorbild der 1891 gegründeten Mailänder Kammer. Gie dienen 
in erjter Linie politiihen Organiſationszwecken, bejorgen aber auch die Arbeitspermittlung, 
fontroliren die Ausführung der Arbeiterjchuggefege und unterftüßen die Genofjenfhaftsbildung. 

Literatur über Arbeitsfammern verzeichnet bei Harms: Deutjche Arbeitsfammern, 1904, und 
in J. f. N. 1905, 1.9; Z. f. Stw., 1905, Heft 1; Harms, Die Holländifchen Arbeitsfammern, 
Tübingen 1903; Jay, Die Arbeitsräthe in Frankreich (Schriften der Gejellichaft für Sozial— 
veform, Heft 12); Fuchs, Arbeiterfammern, Archiv, 20. Bd.; Dochow, Arbeitsfammern, in 
J. f. G. V., 1904; über die italienischen Sombart im Archiv, Bd. VIII, und John ın  f. 
N., Bd. 19; Mataja im Hdw. d. Stw. (über den öjterr. Vorjchlag). Ueber Arbeitzftatiftif: 
Joachim, Snftitute für Arbeitzftatiftif, 1890; J. f. ©. V., 1895, ©. 298; Schönberg, tt. 
Arbeitsſtatiſtiſche Aemter im Hdm. d. Stm., 2. Aufl.; Beiträge zur Arbeiterftatiftif, Kaiſerl. 
ftatift. Amt, Berlin 1904 (Weberficht über alle arbeitsftatiltiihen Aemter). 


7. Der Arbeiterfchuß. 
a) Die Rrinzipienfrage. 

859. 1. Unter Arbeiterichuß falfen wir jene Maßregeln zuſammen, durch welche 
der Staat in den Arbeitövertrag emgreift, um Gefahren, welche für den Arbeiter aus 
dem Arbeitsverhältniß entipringen können, Hintanzuhalten. ES geichieht dies theils 
durch Gebote, melche einen Theil des Inhalts des Arbeitsvertrages mit zmwingender 
Gewalt beftimmen (3. B. Zahlung der Löhne in Geld, Anbringung von Sicherheits- 
borrichtungen bei Mafchinen u. ſ. w.), theils durch Verbote, welche die Uebertragung 
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von Arbeit an beſtimmte Perſonen überhaupt oder unter gewiſſen Bedingungen aus- 
ſchließen (3.8. an Kinder unter 12 Sahren, an Frauen in gejundheitsgefährlichen 
Betrieben) oder welche einen bejtimmten Vertragsinhalt generell für alle Arbeitskräfte 
ausichließen (3. B. Arbeit an Sonn- und Feiertagen). Prliht und Necht des Staates, 
der einen folchen Arbeiterihuß einführt, it es, ſeine Durchführung zu überwachen und 
jeine Uebertretung unter Strafe zu Stellen. Der Arbeiterfchuß verfolgt demnach gleiche 
Ziele wie die auf Verbefjerung der Arbeitsbedingungen gerichteten Beftrebungen der 
organilirten Arbeiter und mie jene geiftigen und fittlichen Mächte, welche in der Moral 
und Religion eine Ausbeutung menſchlicher Perſönlichkeiten im Arbeitsverhältniß ver- 
werfen. Allein der Arbeiterichuß wird durch die Zwangsgewalt des Staates eingeführt 
und aufrechterhalten. Er iſt jtet3 allgemein wirffam, wo die gejeßlichen Bedingungen 
jeiner Geltung auftreten, mithin unabhängig von den fittlihen Anfchauungen der im 
einzelnen Falle Betheiligten oder der geiltigen und phyſiſchen Stärfe ihrer Drganifation. 

2. Diefe Bejonderheiten des Urbeiterichußes gegenüber dem vertragsmäßig zu er- 
reihenden Inhalt des Arbeitsvertrages find es auch, welche ihn rechtfertigen. Es gibt 
große Kreife der Arbeiterbevöfferung, welche einer Organiſation entbehren (vgl. oben 
S 55, 7,8) und dadurch des einzigen Machtmittel3 beraubt find, das die Arbeiter 
bejißen, um die Arbeitsbedingungen durch ihre eigene Macht günftiger zu geftalten. 
Hieher gehören namentlich die Kinder und die jugendlichen Arbeiter. In vielen 
Fällen verfagt auch die Kraft der Organilation, die zudem mit Rüdjicht auf die 
großen Nacdhtheile, welche ein Kampf mit den Unternehmern den Arbeitern immer 
bringt, nur in folchen Fällen aufgeboten werden fann, welche den Arbeitern ganz 
bejonder3 wichtig erfcheinen. Auch erzielt fie feinesmegs immer gleichartige Bedingungen 
für alle Betriebe. Was aber die Aenderung der öffentlihen Meinung mie der fitt- 
lihen Anſchauungen der Bevölferung anbelangt, fo geht diefe nur äußerft langſam, 
generationenweife vor fih und immer unter dem Eindrud vollzogener äußerer That» 
lachen, jo daß fie allein nicht ausreichend Hilfe bieten fann. 

Ueberall find die erſten Arbeiterſchutzgeſetze ſolche zu Gunsten der Kinder; fo in 
England, in Preußen, in der Schweiz, in Defterreih, und überall ftehen fie im un- 
mittelbaren Zufammenhang mit den Beobachtungen von Nerzten, Rekruten aus- 
hebenden Dffizieren, GSeelforgern und der öffentlichen Meinung überhaupt über den 
ruinöſen Zuftand, in den die „freie“ Arbeiterfchaft gerathen war. Der Schuß der 
Frauen und jugendlichen Arbeiter jchließt fi) daran an, und fo iſt es vor Allem der 
Gedanke eines Schußes der förperlichen und geiftigen Kräfte der fünftigen Generation 
bor vorzeitiger Vernichtung in der Fabrik, welcher das ſachliche Motiv zu Eingriffen 
der Geſetzgebung abgab, mährend die formale Begründung in der Schwäche der 
Individuen gegeben war. Heute ift der Gefichtspunft ein meiterer. Zwar ftehen 
noch immer volfshygienifche Gründe im Vordergrund; aber immer mehr madt fid) 
die Anfchauung geltend, daß der gefegliche Arbeiterichug gleich den vertragsmäßig zu 
erreihenden Verbeſſerungen der Arbeitsbedingungen die Aufgabe Habe, eine Hebung 
der körperlichen und geiftigen Kräfte der Arbeiterfchaft durch Kürzung ihres Verbrauches 
in der Arbeit und durch Stärkung ihrer Konjumtionskraft zu erreihen, um dadurch 
die Produktivität und foziale Leiftungsfähigfeit der die Mehrheit der Bevöfferung um— 
fafjenden Arbeiterfiaffe und fo den SKulturftand der Nation überhaupt zu erhöhen. 
Diefem Gedanken Tiegt die Annahme zu Grunde, daß die Verbefferungen in der Lage 
der Arbeiter der Volkswirthſchaft und dem ganzen geſellſchaftlichen Organismus in 
erhöhter Leiftungs- und Genußfähigfeit und damit in der Stärkung von Kräften zu 
Gute fommen, welche den Fortichritt der Gefellichaft fördern. Der Arbeiterihuß 
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tritt hiebei als ein Mittel auf der Sicherung und gleihmäßigen Aus— 
breitung deſſen, was die Arbeiter vertragsmäßig erreicht haben, jomie 
al3 eine Ergänzung ihrer individuellen und frei organijirten Thätigfeit. 

3. Es find darnach zwei Richtungen des Mrbeiterjchuges zu beobachten. In der einen 
wirft er nur al3 ein Schußmittel vor einem Verſinken von Wrbeitergruppen unter Die 
Untergrenze phyfiiher und geiltiger Lebenshaltung, welche dem Bemußtjein der Zeit 
entjpricht. Hier ijt der Eingriff des Staates ein Analogon der Armenverjorgung, der 
öffentlihen Anftalten für Kranke, Siehe und Breſthafte In der zweiten Richtung 
wirft er auf die Lebenshaltung fteigernd und fürdernd ein und unterjtüßt Die 
Tendenzen für eine Hebung des Kulturitandes der Bevölkerung. In diefer Richtung 
it er dem Bildungszwang, wie er in der allgemeinen jtaatlihen Nolfsichule gegeben 
it, zu vergleichen. Hier gliedert ſich der Urbeiterichuß an die privaten und öffentlichen 
Anftalten der Gefundheitspflege, Bildung und Erholung an, welche die Lebensthätigfeit 
der Bevölkerung zu erhalten und zu Stärken bejtimmt find. Bisher hat ſich der Arbeiter 
ſchutz fait ausfchließlich in der eriten Richtung bewegt. Die zweite Stufe liegt noch 
vor und. Damit find auch im Allgemeinen feine Grenzen bezeichnet. Als Schutz der 
Nothdurft wird fein Inhalt durch die phyfiologiihen Bedürfniſſe und die allgemeine 
Boritellung von denn Minimum der Lebenshaltung bejtimmt; als Mittel einer Er- 
höhung des Lebensftandes ift entjcheidend die durch ihn erzielte Wirkung erhöhter wirth— 
\haftliher und fozialer Leiftungsfähigfeit der Arbeiterſchaft. Wo dieje nicht erreicht 
werden fann, it der Arbeiterfhuß zu weit gegangen oder verfrüht. 

Für die gewöhnliche Beurtheilung macht es wenig Unterſchied, ob eine Arbeiter- 
ſchutzmaßregel mehr zu der einen oder mehr zu der anderen Richtung gehört. Diefe 
Halt ſich ftetS an gewiſſe äußerliche, zunächit fichtbare Thatfachen, die in beiden Fällen 
eintreten. Und zwar find diefe Thatjachen gelegen in der Erhöhung der Produftions- 
foften für den Unternehmer und in der Schmälerung der Wrbeitsgelegenheit für den 
Arbeiter, dem die Arbeitszeit gefürzt oder Beihäftigung überhaupt unterjagt wird. Diefe 
beiden Gründe gegen den Arbeiterſchutz wirfen bald entgegengejegt, bald aber werden 
lie gemeinfam vorgetragen; fo wenn behauptet wird, daß das Berbot der Sonntags- 
arbeit den Arbeitern den Verluſt eines Siebentel ihres Einkommens und den Unter- 
nehmern wegen geminderter Wroduftion bei gleichbleibenden ®eneralfoften erhöhte 
Auslagen pro Produfteneinheit bewirken müſſe. Die Wirkung einer allgemeinen Ber- 
befferung der Arbeitsbedingungen iſt aber in letzter Linie ftet3 in der Richtung 
einer Vervollkommnung der Produktion und ‚Erhöhung ihrer Leiſtungsfähigkeit ge— 
legen, da jede Erhöhung der Koften der Arbeit die Unternehmer veranlagt, eine 
Auslefe unter den Arbeitern vorzunehmen und die tüchtigiten auszuwählen, Die 
Produftionsprozejle zu vervollflommnen, die Fähigkeit zur kaufmänniſchen und tech- 
niihen Leitung auf das Höchſte auszubilden und jene Unternehmungen zu be— 
günjtigen, event. unter Wegfall der ſchwächeren parafitiichen Unternehmungen, melche 
die beite Organilation und die vollfommenjte Art zu produziren haben. Negativ wirkt 
demnach der Arbeiterſchutz in der Richtung der Verdrängung der Arbeitsunfähigen, 
der untüchtigen Arbeiter, der Ichwächeren Snduftrien, die ſich nur auf Koſten der Aus— 
beutung menschlicher Arbeitskräfte erhalten konnten. Der Arbeiterſchutz ift demnach eine 
Unterjftüßung der befjeren und Teiftungsfähigeren Elemente gegenüber den ſchwächeren, 
welche jenen eine Schmußfonfurrenz zum Nachtheile des ganzen Volfes bereiten. Wie 
die Erfahrung aller Länder lehrt, Haben denn auch nicht jene die Vorherrichaft in der 
Produktion, welche ihre Arbeitskräfte ohne gejeglihen Chuß bei niedrigen Löhnen und 
langen Arbeitszeiten der Ausnußung preisgeben, jondern jene, melche ihren Arbeitern 
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durch hohe Löhne, kurze Arbeitszeiten und vollfonımenere Arbeitsbedingungen einen 
höheren Grad von Leiſtungsfähigkeit erworben haben. 

Es kann aber nicht in Abrede geftellt werden, daß diefe Erhöhung der Leiſtungs— 
fähigkeit, wie jede Verbefferung der gejellichaftlichen Organtfation und jede volllommenere 
Anpafjung ihrer Glieder an neue Funktionen nicht ohne jchmerzlihe Berlufte für die 
Einzelnen — eben für die ſchwächer ausgerüfteten Konkurrenten unter den Unter- 
nehmern und Arbeitern — vor Sich zu gehen pflegt und daß daher nicht geringes 
Gewicht darauf zu legen ilt, daß ſolche Berbefferungen jchrittweife und unter ftetiger 
Beachtung des Verhältniffes wachſenden Mrbeiterfchußes und wachjender Leijtungs- 
fähigkeit der Arbeiter gemacht werden. 

Literatur (über die Brinzipienfrage): Dehn, Zur Theorie und Praxis des Arbeiterſchutzes 
in Annalen des Deutichen Reiche, 1886; Hitze, Kapital und Arbeit, 1880; derjelbe, Art. 
Arbeiterfhuß im Staatslexikon; Schäffle, Zur Theorie und Politif des Arbeiterſchutzes in 
3. f. Stw., 1890/91; Frankenſtein, Arbeiterfchuß, 1896; Herfuer, Arbeiterfrage, 5. Aufl. 
©. 274 ff.; Webb, Theorie und Praris der Gemwerfvereine, Bd. II ©. 237 ff.; Peſch, Libe- 
ralismus, Sozialismus und hriftlihe Geſellſchaftsordnung, 1896, 2. Hälfte, ©. 393 ff.; Zange, 
Das Schweizerische Fabrikgeſetz und fein Einfluß auf die induftriellen Verhältnijie der Schmeiz 
im Archiv 1897, ©. 88; Zanten, Die Ürbeiterfchußgejeßgebung in den europäiſchen Ländern, 
1902; Jay, La protection legale des travailleurs, 1904; Zwiedinek, Arbeiterſchutz u. Arbeiter- 
verlicherung, 1905; Schriften der internationalen Bereinigung für gefeglichen Arbeiterjchuß, Jena 
1901ff.; Schriften d. Gefellichaft für ſoziale Reform, Berlin, 1901 ff.; der öfterreich. Gejellich. 
f. Arbeiterfhuß, 1902 ff.; der Schweizer. Bereinigung zur Fördrg. d. intern. Arbeiterjchußes, 
1901 ff. 


b) Die Entwidlung der Geſetzgebung und der internationale Arbeiterſchutz. 


S 60. 1. Der Kampf um die Arbeiterjchußgejeßgebung erweiſt ſich ın der bisherigen 
Entwidlung weſentlich al3 ein Kampf um die gejeßliche Beitimmung der Arbeitszeit 
und zwar vor Allem für die Kinder, jugendlihen Perſonen und weiblichen Arbeiter. 
Alle anderen Seiten des Arbeitsverhältniſſes treten verhältnigmäaßig, nicht un ihrer ſach— 
lihen Bedeutung, aber in Bezug auf den erreichten Erfolg und die Stärke ftaatlicher 
Initiative gegenüber diefem Theil des Arbeiterſchutzes zurüd. Sodann tritt die Arbeiter- 
Ihußgefeßgebung vor Allem auf als eine auf fabrifsmäßige Betriebe anzumendende 
ftaatlihe Ordnung und wird daher auch Fabrifgejeggebung genannt. Erſt nad 
und nad) wird ihr Prinzip allgemein angewendet und auch auf andere Betriebsformen, 
ſo auf das Handwerf, ſowie auf andere al3 gewerbliche Unternehmungen, auf Handels- 
und Verfehrsunternehmungen ausgedehnt. Doch bejteht in diefer Richtung auch heute 
noch eine große Ungleichmäßigfeit. Selbſt in dem Lande der ältejten Fabrifsgejeh- 
gebung — in England — iſt der Arbeiterichuß feineswegs auf alle Arbeiter und Unter— 
nehmungen angewendet; insbejondere die Landwirthichaft hat, wie eines Koalitions- 
\hußes, jo auch des Arbeiterfchußes zu entbehren. 

Das erſte Arbeiterfchußgejeg Englands wurde 1802 al3 Gefeß „zur Bewahrung 
der Sejundheit und Moral der Lehrlinge in den Baumwollfabriken“ erlafjen, jpäter 
auf die ganze Tertifinduftrie ausgedehnt und 1833 durch Einfeßung bejonderer jtaat- 
licher Auffichtsbeamten in feiner Wirkſamkeit geſchützt. Es fand nur auf Kinder und 
jugendliche PVerfonen über 18 Jahren Anwendung. Erſt 1844 wurden weibliche Per- 
ſonen über 18 Jahre den jugendlichen gleichgeftellt. Nachdem 1847 für diefe Perjonen 
Die Arbeitszeit auf 10 Stunden täglich beichränft worden war, machte die Geſetzgebung 
weitere Fortichritte und wurde auf andere Induſtrien ausgedehnt; 1867 aud) auf die 
Werkitätten (Handiverfe). 1878 wurde die ganze zeriplitterte Geſetzgebung in ein ein- 
heitliches Fabriks- und Werkjtättengefeß zujammengefaßt, deſſen Beſtimmungen insbei- 
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1891 und 1895 erweitert worden find. 1901 erfolgte eine neuerliche einheitliche Kodi- 
fifation, 1902 ein beionderes Geſetz zum Schutz der Kinder. 

2. Sn Preußen Hatte bereits 1828 der General v. Horn darauf aufmerkam 
gemacht, daß in der Nheinprovinz die Yabriksarbeit zu einer körperlichen Entartung 
der Bevölferung geführt Habe, jo daß fie nicht mehr ihr Rekrutenkontingent ftellen 
fönne; aber erſt im Jahre 1839 kam es zu einem Verbot der Arbeit von Rindern 
unter 9 Fahren und zur Einichränfung der Arbeit von 9—16 jährigen auf 10 Stunden 
täglih. 1853 wurde die Normalgrenze der Beichäftigung in Fabrifen das zurücdgelegte 
12. Sahr; für 13—14 jährige wurde eine Beichäftigung bi3 6 Stunden täglich geitattet; 
für 15— 16 jährige blieb e3 bei den 10 Stunden. Augleich wurden in einzelnen Be- 
zirken Fabrikinſpektoren eingejebt. Der Norddeutiche Bund übernahm 1868 im Wefent- 
fihen die preußische Gewerbegejebgebung; doch wurden die bisher nur für Fabriken 
geltenden Beltimmungen auch auf Bergmwerfe, Aufbereitungsanitalten und unterirdiſche 
Betriebe, Brüche und Gruben ausgedehnt, das Trudverbot wurde eingeführt und generell 
die Vorschrift aufgeitellt, daß jeder Gemwerbeunternehmer verbunden iſt, auf feine Koften 
diejenigen Einrichtungen herzuftellen und zu unterhalten, welche mit Rückſicht auf die 
beiondere Belchaffenheit des Gemerbebetriebes und der Betriebaftätte zu thunlichiter 
Sicherung der Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gejundheit nothmendig find. 
Die Einfebung von Ueberwachungsorganen war nicht vorgejehen. So blieb es auch 
im Deutihen Reich, bis 1878 einige Fortichritte erzielt wurden: die Ausdehnung 
der Schubbeftimmungen auf Arbeiter in Werkftätten mit regelmäßigem Dampfbetrieb, 
in Hüttenmwerfen, Bauhöfen, Werften; Werbot der Arbeit von Wöchnerinnen 3 Wochen 
nad) der Niederfunft; Berbot der Arbeit unter Tage für weibliche Arbeiter; Befugniß 
des Bundesrathes, die Arbeit von weiblichen oder jugendlichen Perſonen in einzelnen 
Betrieben zu unterlagen; Einjebung von Fabrifinipeftoren. Ein meiterer Fortichritt 
it dur) das Gele vom 1. Juni 1891 erzielt, welches die Grundlage des heutigen 
Arbeiterſchutzes im Deutichen Reid) if. Während die früheren Gejege eine Anmendung 
auf Handwerk und Hausinduftrie überhaupt ausſchloſſen, iſt jebt wenigſtens theilmeife 
die Möglichkeit ihrer Anivendung durch Bundesrathsbeichluß gegeben. Die Handlungs- 
gehülfen erhielten einen befferen Schuß durch das Gef. v. 10. Mai 1897. 1903 folgte 
ein Gejeb zum Schuß der Kinder. 1908 wurde eine Novelle zur Gewerbeordnung vor— 
gelegt, welche unter Anderem eine Verkürzung der Arbeitszeit der Frauen und Heim- 
arbeiterfhug bezmwedt. Außerdem läßt fie den Begriff Fabrik (im Gegenjab zum 
Handwerk) für den Arbeiterfchuß fallen. Für die ausnahmsloje Geltung der Wrbeiter- 
ſchutzbeſſimmungen joll lediglich die Zahl der beichäftigten Arbeiter, mindejtens 10, 
entfcheidend fein. Ausgeſchloſſen bleiben aber immer noch vom Arbeiterſchutz gemilje 
Kategorien von Handelsangeftellten, die Verfehrsarbeiter und die landwirthichaftlichen 
Arbeiter. 

3. Sn Defterreich mwaren jchon 1786/87 ſchwache Verſuche zu einer Regelung 
der gewerblichen Kinderarbeit gemacht worden, erjt 1842 griff man aber zu bejtimmt 
formulirten Verboten und Beitbeichränfungen und erit die Gemerbeordnung vom 
20. Dezember 1859 Hat die Verbote generell gemadt. Biel haben fie freilich nicht 
erreicht. Wichtig war der Ausichluß von Kindern unter 10 Jahren. Das Marimalalter 
der Geichübten betrug 16 Jahre. (Verbot der Nachtarbeit und Bejchränfung der Arbeits- 
zeit für 14 ÿ16 jährige auf 12 Stunden.) ; Außerdem bejtand ein Trudverbot. Einen 
Hortichritt brachten erſt die Gelege vom 17. Juni 1883 über die Gemwerbeinjpeltoren, 
vom 20. Juni 1884 über die Beichäftigung von jugendlichen Mrbeitern und Frauens— 
perionen und die Sonntagsruhe beim Bergbau, pom 8. März 1885 betreffend die Ab— 
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änderung der Gewerbeordnung, vom 16. Januar 1895 und vom 18. Juli 1905 betreffend 
die Regelung der Sonn- und Feiertagsruhe, welche die heute geltenden Bejtimmungen 
des Arbeiterichußes enthalten. Defjelben entbehren auch heute noch die Arbeiter der 
land» und forjtwirthichaftlichen Produftion und ihrer Nebengemwerbe, ſoweit diefe Ver— 
arbeitung ihrer eigenen Erzeugnijle zum Gegenitande Haben, Lohnarbeit gemeiniter 
Art, die Hausinduftrie, die Handelsangeitellten und die Arbeit in den Verfehrägewerben. 
Alle allgemeinen Beitimmungen obiger Geſetze beziehen fi auf alle gemerblichen 
Unternehmungen mit Ausnahme der Hausinduftrie, alfo auch auf Kleine Gewerbe; 
doch jind für Fabrifen beſondere jchärfere Beſtimmungen vorgefehen. 

4. Frankreich gelangte erjt 1874 nad einem gänzlich unwirkſamen Kinderjchuß- 
gefeb vom Jahre 1841 und einem immer obfolet gebliebenen Marimalarbeitsgefeb 
vom Jahre 1848 zu einem Verbot der Arbeit von Kindern unter 12 Jahren und zur 
Beichränfung der Arbeit jugendlicher Perſonen, jowie zur Einſetzung einer bejonderen 
Fabrifinipeftion.. 1892 und 1893 erfolgten Ermweiterungen (für Kinder, jugendliche 
Berjonen und Frauen), 1900 die Einführung des Zehnitundentages für alle Betriebe, 
wo geſchützte Perſonen thätig find, 1903 eine Ausdehnung der dem Arbeiterichuß 
unterworfenen Betriebe. 

In der Schweiz beitand vor 1877 in den einzelnen Kantonen ein Arbeiterichuß 
für Kinder und jugendliche Arbeiter in verichiedenem Umfang, der exit durch das 
Bundesgejeb vom 23. März 1877 betreffend die Arbeit in Fabriken einheitlich für die 
ganze Eidgenoflenichaft geordnet und durch eidgenöjliihe Yabrikinipeftoren überwacht 
wird. Geither find mehrere Bundesgejege zum Echube der Arbeiter (in Zündhölzchen— 
fabrifen, bei Eijenbahnen) gefolgt, die prinzipielle Beichränfung der Geſetzgebung des 
Bundes auf Fabriken Hinderte aber eine größere Entwidlung. Eine joldhe erfolgte in 
den Kantonen durch ergänzende Geſetze namentlich zu Gunften der Kinder, Jugend- 
lihen und Frauen. 1907 ift eine Reviſion der Bundesgefete vorbereitet. 

3. Die Berjchiedenheit der Gejeße in den einzelnen Staaten und die Befürchtungen 
bor einer einjeitigen Produftionskojtenerhöhung infolge der nationalen Arbeiterichub- 
gejeßgebung haben immer wieder Veranlafjung gegeben, zur Bejeitigung der damit 
verbundenen Nachtheile im Wettbewerb der Unternehmungen eine internationale 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung anzuftreben. Eine folche war zuerſt 1841 von einen 
elſäſſiſchen Fabrifanten angeregt worden. 1880 erging zum eriten Mal eine offizielle 
Anfrage von der Schweiz an die hauptlählicdhiten Snduitrieftaaten, ob ſie geneigt 
wären, Unterhandlungen zum Zweck der Anbahnung einer internationalen yabrikgejeß- 
gebung anzufnüpfen. Die meilten Antworten waren ablehmend. 1889 machte fie einen 
zweiten Verſuch unter Vorlage eines bejtinnmten Programmes. Diesmal wurde die 
Einladung günftiger aufgenommen; doch trat der Kongreß nicht in der Schweiz, ſondern, 
nachdem ſich auch inzmwifchen der deutſche Kaiſer zur Einberufung einer internationalen 
Arbeiterichußfonferenz entichieden hatte, im März 1890 in Berlin zufammen. Geprüft 
wurden die ragen der Regelung der Bergwerfsarbeit, das Verbot der Sonntags— 
arbeit, Minimalalter der in Fabriken zuzulaffenden Kinder, Marimalarbeitstag für 
jugendliche Arbeiter, Beſchränkung der Arbeit in gejundheitsichädlihen und gefährlichen 
Betrieben, Beichränfung der Nachtarbeit für jugendliche und weibliche Perſonen, Art 
und Weiſe der Ausführung etwa geſchloſſener Verträge. Erxklärliher Weiſe kam die 
Konferenz über allgemeine Refolutionen, welche gemwifje Dinge als wünſchenswerth 
bezeichneten, nicht hinaus. Immerhin ift aber dadurch die in den 80er Jahren überall 
ſtark angewachſene Strömung zu Gunften des nationalen Arbeiterſchutzes beitärkt 
worden und ſind gleichartige Ziele für eine jolche aufgeftellt worden. In derjelben 
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Richtung wirkten die im Jahre 1897 in Zürih und Brüffel und 1900 in Paris tagen- 
den internationalen Arbeiterichußfongreffe. Der erjtere wurde von der ſchweizeriſchen 
Arbeiterichaft einberufen und von Xrbeiterparteien der verſchiedenſten Parteirichtungen 
bejucht, während die leßteren eine Bereinigung von WBolitifern und Gelehrten dar» 
ftellten. Der Parifer Kongreß führte zur Gründung einer nternationalen Bereinigung 
für den gejeßlichen Arbeiterjchuß, welche ein SSnternationales Arbeitsamt in Bajel 
gründete, das von vielen Staaten jubventionirt wird und die Aufgabe hat, die Arbeiter- 
ichußgefege und Regierungsverordnungen, ſowie Daten über die Bewegung zu Gunſten 
des Arbeiterfhußes aus allen Ländern zu ſammeln und zu publiziren, ferner durch 
Spezialunternefmungen mit Unterjtügung der nationalen Geftionen der Vereinigung 
die einheitliche Behandlung von Arbeiterihußfragen in den verjchiedenen Staaten zu 
fordern und Vereinbarungen zwilchen ihnen anzuregen. Seiner Anregung und Vor— 
bereitung ift die Einberufung einer internationalen Arbeiterſchutzkonferenz nad) Bern, 
Mai 1905, zu danken, aus der der erjte internationale Arbeiterſchutzvertrag 
bom 26. September 1906 hervorging betr. das Verbot der Frauennadhtarbeit und 
der Verwendung von weißem Phosphor (vgl. unten S$ 62 und 65). 


6. Diefe Bewegung für internationalen Arbeiterfchuß reiht ſich jenen zahlreichen 
anderen Vorgängen an, welche unter den europätichen Staaten und unter den Kultur— 
ftaaten überhaupt einheitlihe Grundfäge der Berwaltung im Intereſſe des inter- 
nationalen Verkehrs herbeizuführen bemüht find, und es kommt ihr daher eine Hohe 
Bedeutung zu, zumal durch fie die Bewegung für nationalen Arbeiterfchuß in den 
einzelnen Ländern gejtärft wird und eine Annäherung ihrer Ziele erreicht wird. Diefe 
auf „Europäiſirung“ der ftaatlihen Verwaltung gerichtete, aus dem intenfiveren Ver— 
fehr der Kulturvölker hervorgehende allgemeine Rulturtendenz iſt der ftärffte Hebel für 
den internationalen Arbeiterſchutz. Wenn aud) die thatlächlihen Erfolge zunächſt nur 
feine jein werden, fo iſt doch ſchon viel gewonnen, wenn in einzelnen Fragen Gleich— 
artigfeit und in der gefammten Arbeiterſchutzpolitik das Anjtreben gleicher Ziele er- 
reicht wird. 


Literatur: England: Plener, Geſchichte der engliihen Fabrifsinspektion, 1871; Marx, 
Kapital, Bd. I ©. 269 ff.; Weder, Die engliihe Fabritsinfpektion, 1888; Richter, At. 
AUrbeiterfhuß in Großbritannien im Hdw. d. Stw.; Noftit, Das Auffteigen des Arbeiterjtandes 
in England, 2. Abfchn., 1900; Karpeles, Die englifchen Fabrikgeſetze, 1900; Hutchins and 
Harrison, A History of Factory Legislation, 1903. — Deutſchland: G. Anton, Gefchichte 
der preußifchen Fabriksgeſetzgebung, 1891; Elfter, Art. Urbeiterfchußgefeggebung im Hdm. d. 
Stw. und W. d. V.; Herfner, Zur Kritif und Reform der deutſchen Arbeiterſchutzgebung im 
Archiv, Bd. III; derjelbe, Die Neform der deutfchen Arbeiterfhußgebung, ebenda Bd. V; 
Schäffle, Deutſche Kern- und Zeitfragen, 1894, ©. 350 ff.; Schmoller, Zur joztalen und 
Gemerbepolitif der Gegenwart ©. 462; Weber, Die Arbeiterfchußgefeggebung im Deutfchen 
Reich in J. f. G. V., 1897. — Defterreich: v. Miſes, Zur Geichichte der öfterreich. Yabrif- 
gefeggebung, in Ztſchr. f. Volksw., 1905; Dehn, Die öfterreihiihe Fabrikgeſetzgebung in J. 
f. ©. V., 1886; Verkauf, Die Arbeiterfchußgefebgebung in Defterreih in J. f. N. N F. 
Bd. XVII; Steinbadh, Art. Urbeiterjchußgefebgebung im Hdm. d. Stw.; Herz, Der gegen- 
märtige Stand und die Wirkſamkeit der Urbeiterfchußgefeßgebung in Deiterreich, 1898; Müller 
in Soziale Verwaltung in Dejterreich, 1900, 1. Bd.; Berfauf, Zur Gefhichte des Arbeiter- 
rechts in Defterreih, 1906. — Franfreih: Landmann, Xrbeiterfhuß in Franfreih, im 
Archiv, 19. Bd.; Mataja, Urjprung des Arbeiterſchutzes in Frankreich, 3. f. Stw., 1896; Pic, 
Traite de legislation industrielle, 1903. — Schweiz: Landmann, DdDie Arbeiterſchutzgeſetz— 
gebung der Schmeiz, 1904. — $nternationaler Arbeiterfhuß: Cohn, Internationale Fabrik— 
gefeßgebung im J. f. N. N. F., 88.1 u. XXI; Georg Adler, DieFrage des internationalen 
Arbeiterſchutzes, München 1888; Bücher, Zur Gejchichte der internationalen Fabrifgejeßgebung 
in Deutfche Worte 1888; Lehmkuhl, Internationale Regelung der fozialen Frage; Protokoll 
der internationalen Arbeiterfchußfonferenz, Leipzig 1891; Amtlicher Bericht über den inter- 
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tationalen Kongreß für Arbeiterfhuß in Zürich, Zürich 1898; Congres International de Legis- 
lation du travail, Rapports et Compte rendu, Bruxelles 1898; C. Int. pour la protection 
legale des travailleurs, Rapports et Compte rendu, Paris 1901. Dazu die Art. Arbeiterfchuß- 
aefeggebung in den einzelnen Ländern im Hdmw. d. Stw.; die Schriften der Vereinigungen für 
Arbeiterfhuß (val. $59 Literatur) und die fortlaufende Publifation der Arbeiterfchußgejege im 
Bulletin des Internationalen Arbeitsamtes, Jena 1903 fi. 


c) Die Formalien des Arbeitspertrages (Urbeitsordnung, Kündigung, 
Arbeitsbuch, Arbeitszeugniß). 

8 61. 1. Die Grundbedingung einer gedeihlihen vertragsmäßigen Ordnung des 
Urbeitöverhältniffes iſt vollitändige Klarheit über den Umfang der gegenjeitig zugeltan- 
denen Rechte und übernommenen Pflichten. Dieſem Zweck dient die Arbeitsordnung, 
d.h. die Zufammenfaffung der aus dem Xrbeitsverhältniß entipringenden Pflichten und 
Nechte der Arbeiter gegenüber dem Unternehmer und feinen Organen, aljo die Be- 
jtimmung über die Dauer der Arbeitszeit, die Nuhepaufen, die Kündigungsperhältnifie, 
das Verhalten im Arbeitsraum, bei der Benußung der Geräthe u. ſ. w., ſowie die 
Strafen für Verlegungen diefer Ordnungen. Eine ſolche Arbeit3ordnung aufzuitellen, 
betrachten die Unternehmer als ihr Recht, während es dem Xrbeiter nur frei jtehe, 
fie anzunehmen oder abzulehnen. 

Diejen Arbeitsordnungen gegenüber, welche, mie erfichtlich, den eigentlichen Inhalt 
des Urbeitsvertrages ausmachen, da fie die Bemwegungsfreiheit der Arbeiter umjchreiben 
und fein Abhängigfeitsverhältniß gegenüber dem Unternehmer bejtimmen, hat die Gefeh- 
gebung eine zweifache Aufgabe: 1. dafür zu forgen, daß eine folche Arbeitsordnung bei 
Eingehen de3 Arbeitövertrages vorhanden, dem Arbeiter befannt iſt und daß fie ohne 
Zujtimmung der Arbeiter nicht geändert wird, da dies eine einjeitige Abänderung des 
Arbeitsvertrages durch den cinen vertragichliegenden Theil, den Unternehmer, bedeutete; 
2. zu bejtimmen, was der Inhalt folder Arbeit3ordönungen fein dürfe und zu ver- 
hindern, daß nicht auf dem Wege einer Scheinbar bloßen Ordnung des Verhaltens der 
Arbeiter im Unternehmen geſetzliche Bejtimmungen, 3. B. über Arbeitszeit und Ruhe— 
paufen, verlegt werden. 

Dieje Forderungen ergeben ji) aus der Thatſache, daß die Arbeiter jehr häufig 
die Arbeitsordnnung der Unternehmung gar nicht zu Geficht befommen, jo daß fie dann 
der Willfür der Unternehmer preisgegeben find, ſowie aus der Erfahrung, daß mill- 
fürlihe Abänderungen des Arbeitsvertrages auf dem Wege einfeitiger Abänderung der 
Arbeitsordnung ebenjo vorkommen wie Verfuche, ſich den Beltimmungen der Arbeiter- 
Ihußgejeßgebung durch interne Verfügungen mit oder ohne Zuftimmung der Arbeiter 
zu entziehen. In kleineren Betrieben, two fomwohl die Bedingungen der Arbeit ſich 
von jedem Arbeiter leicht überjehen laffen, als aucd ein direkter Verfehr mit dem 
Unternehmer fofort und im einfacher Weile eine mündliche Verjtändigung ermöglicht, 
it das Bedürfnis nad) Schriftlich) ausgearbeiteten Arbeitsordnungen nicht vorhanden; in 
grögeren Betrieben aber, wo eine Mehrheit von Arbeitern in verichtedenen Stellungen 
thätig iſt, Rechte und Pflichten von vielen über- und nebengeordnieten Organen ab- 
gegrenzt werden müljen, eine individualilirende Behandlung der einzelnen Arbeiten und 
Arbeiter nicht möglich ift, ift die Arbeitsordnung eine unentbehrlidye Bedingung klarer 
Arbeitsverträge. Tas Fehlen einer folchen oder ihre mißbräuchliche Anwendung ruft 
Zweifel, Streitigkeiten, Rechtsverlegungen und Mißtrauen hervor und da an geordneten 
Arbeitsperhältniffen nicht nur der einzelne Unternehmer und Arbeiter, ſondern aud) 
die Geſammtheit weſentlich interefjirt iſt, iſt es Necht und Pflicht des Staates, in 
dieſer Hinſicht Vorkehrungen au treffen, welche in der Regel Vorichriften in den oben 
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genannten beiden Richtungen enthalten. In der Verwaltung der Arbeitsordnung zeigt 
fih in befonderem Maß der Werth, ja die Unentbehrlichfeit von Arbeiterausfhüflen in 
größeren Betrieben. 


2. Unter den formalen Bedingungen des AUrbeitövertrages nehmen ferner die Ver- 
einbarungen über die Kündigung ein größeres Intereſſe in Anſpruch, da fie die 
Dauer des Vertragsverhältniſſes und die Bemwegungsfreiheit für beide Theile zeitlich 
begrenzen. Aus dem Fehlen von Vereinbarungen in diejer Richtung und aus dem 
Mangel ergänzender Gejeßesbeitimmungen oder ungenügenden Bejtimmungen, mie aus 
mangelnder Klarheit über die Bedingungen, unter welchen auch ohne Einhalten von 
Kündigungsfriften das Arbeitsverhältnig von einem der beiden Theile gelöft werden 
fann, ergeben ſich zahlreiche Mißſtände, welche insbefondere da, wo der Vertragsbruch 
noch unter Strafe geitellt ift, wie in Defterreich, eine empfindliche Benachtheiligung des 
Arbeiter enthalten fönnen. Jede geſetzliche Verfügung hat von der Bleichberechtigung 
der beiden Kontrahenten auszugehen und daher zu beitimmen, daß die Kündigungs- 
friften für beide Theile die gleichen fein müfjen, entgegengejebte Vereinbarungen aber 
nidtig find. In dem lebteren Falle treten ebenjo, wie beim Fchlen von Verein— 
barungen, geſetzlich vorgeschriebene Kündigungsfriſten ergänzend ein, die je nach der 
Natur der betreffenden Arbeit und dem Herfommen einen größeren oder geringeren 
Zeitraum in der Regel zwiſchen 14 Tagen und drei Monaten, umfaljen. Die Auf- 
hebung de3 Arbeitsverhältnifies ohne Kündigung muß für beide Theile zuläffig fein 
aus Gründen, welche eine jchwere fittliche, körperliche oder wirthſchaftliche Schädigung 
de3 Betroffenen befürdten laſſen. 

3. Sn manden Staaten find zur Beftätigung eines beitehenden Arbeitsverhältnifies 
Arbeitsbücher üblih, das find von den Behörden ausgejtellte jchriftliche Ausweiſe 
über die Arbeitsverhältniffe, die die Arbeiter eingegangen find. Sie enthalten außer 
der näheren Bezeichnung des Befibers Angaben über den Beginn, die etwa verabredete 
Dauer und das Aufhören des Arbeitvertrages. Der Belißer hat fein Arbeitsbuch bei 
Eintritt des Arbeitsverhältniffes dem Unternehmer zu übergeben, der es ihm beim 
Austritt wieder auszufolgen hat. Die Behörde — in der Negel die Gemeinde — 
beitätigt die Richtigkeit der Eintragungen. 

Sole Arbeitsbücher werden von den Arbeitern mit Recht veriworfen. Sie fönnen 
ihm nicht nüßen, wohl aber ſchaden und bringen auf jeden Fall Beläftigungen mit ſich. 
Sie nüben nicht, mweil fie nur Auskunft über die Dauer der Beichäftigung, nicht über 
die Qualität des Arbeiter enthalten. Günſtige Zeugnifje kann fich der Arbeiter auch 
in anderer Form ausftellen laſſen; fie fünnen ſchaden, weil fie Gelegenheit zu Nad)- 
forſchungen und VBermuthungen über die Gründe des Aufhörens eines früheren Arbeits- 
verhältniffes bieten, weil bei Verluft eines Arbeitsbuches Miktrauen entjteht, weil fie 
Bereinbarungen der Unternehmer gegen die Arbeiter, Projfriptionen, Stennzeichnungen 
mißliebiger Arbeiter edleichtern. Cie nöthigen die Arbeiter zu Zeitverluften durch 
unnöthige Gänge bei den Behörden, geben die Möglichkeit zu Chifanen und pojitiven 
Schädigungen (Zurüdhalten, Berlieren, Kennzeichnen der Arbeitsbücdher). Der einzige 
Bortheil, den fie für den Arbeiter haben können, der eines unanfechtbaren Nachweiſes 
eines beftehenden Arbeitsverhältniffes, ilt auf vielen anderen Wegen auch zu erreichen. 
Die Arbeitsbücher find nur ein Mittel der Polizeifontrole, der fein anderer Staats 
bürger unterworfen ift, weil e3, zumal bei den jorgfältigen Melderegiftern gerade in 
jenen Staaten, melche die Arbeitsbücher eingeführt haben, nicht alS unentbehrlich 
bezeichnet werden kann. Geringeren Bedenfen begegnet das Arbeitsbuch bei jugend- 
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fihen Perjonen, weil es hier al3 ein Mittel der Erziehung wirkten und von häufigen 
Arbeitswechſel abhalten fann. 


Bon diejen Arbeitsbüchern find die Lohnbücher oder Arbeit3zettel wohl zu unter- 
jcheiden, welche für den Verkehr von Unternehmern mit Heimarbeitern vorgeichrieben 
werden und Auffchreibungen enthalten über Art und Umfang der übertragenen Arbeit, 
über Lohnſätze, Zeitpunft der Llebertragung der Arbeit und der vereinbarten Lieferungs— 
frift. Sie find ein unentbehrliches Mittel zur Gewinnung von fontrolficbaren Unter- 
lagen für die Beurteilung des Heimarbeiterverhältniffes. 

4. Früher war es, namentlich im Bergbau, üblich und iſt es heutzutage noch beim 
Geſinde fo, daß bei der Aufhebung des Arbeitsverhältniijes dem austretenden Arbeiter 
ein Zeugniß auögeftellt wird. Auch dies kann zu ſchweren Schädigungen der Arbeiter, 
ja zur dauernden Vernichtung ihrer Eriltenz führen; e3 gibt die Möglichkeit der Ver- 
einbarung unter den Unternehmern, um durch geheime Zeichen auf unliebfame Arbeiter 
aufmerffjam zu machen; bei ungünjtiger Wrbeitsführung erichwert ein mwahrheitsgetreues 
Zeugniß jede Möglichfeit eine Stellung zu erlangen und endlich iſt der Maßſtab der 
einzelnen Unternehmer fein gleichartiger. Die Verpflichtung zur Ausſtellung von Arbeits- 
zeugnifjfen ilt daher aufgehoben, ja dem Arbeitgeber das Recht genommen ungünitige 
Zeugniffe auszuſtellen, dem Arbeiter aber das Recht vorbehalten, Zeugniffe zu verlangen. 


Daß die Arbeitsordnungen Gelegenheit zu ftarfen Mißbräuchen geben, bezeugen die 
Berihte der Gemerbeinjpeftoren. Auch menn nicht direft Geſetzwidriges gefordert wird, 
finden doch leicht Verlegungen der guten Gitten und des Nechtsgefühles der Arbeiter ftatt; 
jo wenn 3. B. gefordert wird, daß Arbeiter und Arbeiterinnen fich perfönliche Leibesvifitationen 
gefallen laffen müffen, auch wenn fie nicht des Diebftahls verdächtig find; wenn eingehende 
Gelditrafen zu Prämien für fleißige und brave Arbeiter verwendet werden und Aehnliches. 
Die öfterreihiiche Gewerbeordnung vom Jahre 1859 Hatte daher mit Recht verfügt, daß 
in jeder Werkitätte, wo mindeftens 20 Arbeiter beichäftigt find, eine Dienftordnung angeichlagen 
jein müſſe, worin insbejondere auszudrüden find: die Arten der Arbeit, Dauer der Arbeit, 
Lohnverhältniffe, Zeit der Abrechnung, Befugniffe des Auffihtsperfonald u. f. w. Welch 
geringe Erfolge derartige Verfügungen aber ohne ftaatlihe oder Kontrole der Arbeiterjchaft 
haben, zeigt, daß noch zu Beginn der neunziger Jahre die Arbeitsordnungen vielfach fehlten 
oder dem Gejebe nicht entipradhen. Bol. Philippovich a.a. O. 

sn Deutihland Hat erit die Novelle von 1891 für jede Fabrik, welche mindejtens 
20 Arbeiter beichäftigt, Arbeit3ordnungen obligatorisch gemacht. Geldftrafen dürfen die Hälfte 
des durchſchnittlichen Tagesarbeitöverdienites nicht überfchreiten und nur in einzelnen Fällen 
ihmererer Vergehen, Thätlichfeiten gegen Mitarbeiter, Vergehen gegen die Sicherheit des 
Betriebes bis zur vollen Höhe des Arbeitsverdienftes reihen. Alle Strafgelder müfjen zum 
Beiten der Arbeiter der Fabrik verwendet werden. Bor dem Erlaß der Arbeitsordnung oder 
eines Nachtrags dazu iſt den in der Fabrik beichäftigten großjährigen Arbeitern Gelegenheit 
zu geben, fich über den Jnhalt?zu äußern. Eingehende Borjchriften über Arbeitsordnungen 
im Bergmwerfsbetrieb enthält das preußiſche Gejeß vom 24. Juni 1892, welches erſt Arbeit3- 
ordnungen obligatorii machte, während fie in Defterreich für VBergarbeiter bereit3 durch $ 200 
des Berggejekes vom Jahre 1854 vorgefchrieben waren. — Lohnbücher fonnte nad) der Novelle 
zur BD. v. 30. Juni 1900 der Bundesrath für große Gewerbe vorjchreiben (gejhehen am 
9. Dez. 1902 ſür Kleider- und Wäſchekonfektion). Durch dasjelbe Gefek find für minderjährige 
Arbeiter in Fabriken Kohnzahlungsbücher vorgeschrieben worden. — Sn der Schweiz hat ſchon 
das Fabriksgeſetz von 1877 die Einführung von Arbeit3ordnungen in allen den Gefeß unter- 
worjenen Betrieben verfügt. — In Frankreich find fie dur) das Gefek vom 5. November 
1894 angenommen; in Belgien durd) ein Gejeß vom 15. Juni 1896. 

In Bezug auf das Kündigungsrecht hat die deutfche Gewerbenovelle von 1891 die im 
Tert ausgeiprochenen Grundjäße verwirklicht. Arbeitsbücher find nur in Oeſterreich — $ 80 
der Gewerbeordnung — undkin Ungarn für alle Arbeiter obligatoriish. In Deutjchland find 
ſie durd) die Gemwerbenovelle vom‘ Jahre 1891 und das preußifche Berggeſetz von 1892 für 
nminderjährige Arbeiter vorgejchrieben. Arbeitszeugnifie find in Defterreich obligatorifh — 
$ 81 der Gewerbeordnung — dürfen jedoch nur, wenn fie für die Arbeiter günftig find, in’s 
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Arbeit3buch eingetragen werden. In Deutichland haben nad) der Gemerbenovelle von 1891 
die gewerblichen Arbeiter ein Recht ein Zeugniß zu verlangen. 

Literatur: Biber, Der freie Arbeitsvertrag und die Arbeitsordnung, 1872; Sering, 
Arbeiterausichüffe in der deutſchen Snduftrie, Schr. d.B. f. ©. Bd. XXXXVII; Philippovidh, 
Arbeiterausfchüffe und Einigungsämter in Defterreih, im Archiv Bd. IX; Vandervelde, Das 
Gefeb vom 16. Juni 1896 über Arbeit3ordnungen, im Archiv Bd. IX; Stieda, Art. Arbeit3- 
buch im Hdw. d. Stw.; Schr. d. 82. f. ©. Bd. VII über Beftrafung des Arbeitspertragsbruches 
und Bd. X; Schönberg in feinem Höb. Bd. Ile ©. 104; Frankenſtein, Arbeiterfchuß, 1896, 
©. 117 ff; Evert, Hob. des gewerblichen Arbeiterjchußes, Berlin 1895, ©. 41, 75, 105, 112. 


d) Der Perſonenſchutz. 

$ 62. 1. Jeder Arbeiterihuß ift natürlich ein Schuß von Perfonen. Wenn daher 
hier ein Perſonenſchutz ausdrücklich als eine bejondere Art des Arbeiterjchubes hervor- 
gehoben wird, jo foll damit gefagt werden, daß gewiſſe Perjonen ein erhöhtes Map 
ftaatliher Fürforge in der Ordnung ihres Arbeitsverhältniffes nicht auf Grund ihrer 
Arbeitftellung, jondern auf Grund ihrer perfönlichen Eigenjchaften genießen. Die 
bejonders gejhüsten Perſonen find: Kinder, jugendliche Perſonen, Frauen. Die Urſache 
der bejonderen Stellung, welche ihnen im Arbeiterſchutz zugemiejen it, liegt eines— 
theil3 in der Hier befonders deutlich Herportretenden Schwäche diejer Perſonen beim 
Abſchluß des Arbeitsvertrages, andererfeit3 in der gerade hier für die Allgemeinheit 
drohenden Gefahr einer Degenerirung der Bevölferung durch fchonungslofe Ausnüßung 
der fürperliden Kräfte von im Entmwidlungsalter jtehenden Perſonen oder der Frauen 
al3 der Mütter der fünftigen Generation. Die Bejonderheit des ihnen gewährten 
Schutzes äußert fich einestheils in Vermwendungsperboten, alfo Ausichluß von beitimmten 
Arbeiten, anderentheils in der Beichränfung der für fie gejtatteten Arbeitszeiten und 
Ermeiterung der für fie innerhalb der Tagesarbeit gebotenen Ruhepaufen. Beide 
Gruppen des Perſonenſchutzes find wieder in jedem Staat je nad) dem Betrieb 
— Fabrik, Kleingemerbe, Bergwerk — verjchieden geordnet. 

2. Der Kinderfhuß ift zugleih ein Bildungsihuß, indem er zu verhindern 
tracdhtet, daß die Kinder während der der elementaren Bildung gemidmeten Jahre dem 
Unterriht durch gewerbliche Arbeit entzogen werden. Der Kinderihuß Steht daher 
immer in einem Yufammenhang mit der Ordnung des Voltsichulunterrichtes. Dies iſt 
auch noch aus einem anderen Grunde nöthig. Die Kinder der Arbeiter genießen, da 
in der Regel beide Eltern außer Haus erwerben müſſen, feine oder eine ungenügende 
häusliche Auffiht und Erziehung. Werden fie durch den Arbeiterſchutz in's Haus ver- 
wieſen, fo it dies nur eine halbe Maßregel, wenn nicht gleichzeitig für öffentlichen 
Unterricht und Erziehungsanftalten geforgt wird. Ueberall ift diefe ergänzende Forderung 
nur zu einem Theil verwirfliht. Das Syitem der öffentlichen Erziehung der im Haus 
nicht genügend überwachten Jugend ift noch unvollfonımen entmwidelt. Hat man im 
18. Sahrhundert die Möglichfeit der Kinderarbeit in den Fabriken al3 ein Mittel 
der Erziehung und des vermehrten Erwerbes der Armen gepriefen, jo hat man jid) 
zwar in der Gegenwart von der rofigen Borftellung befreit und nad) den furdtbaren 
Schäden, welche die frühzeitige regelmäßige Arbeit unter der Jugend angerichtet hat, 
dazu entichliegen müfjen, fie zu verbieten. Aber die dadurch neu erjchloffene Duelle 
der Verwahrlojung und Verrodung der fich ſelbſt überlaffenen Kinder hat man bisher 
nicht genügend beachtet. Bon 19000 finderhortbedürftigen Schulfindern Wiens waren 
1896 nur 350 in Kinderhorten wirklich untergebradht! 

Eine einheitliche Begrenzung des die Verwendung ausfchließenden Kindheitsalters 
beiteht in den europäifchen Staaten nicht und iſt mit Rüdjicht auf die phyſiologiſchen 
Unterfchiede der Bevölferung und eine verjchiedene Ordnung des Volksſchulweſens nicht 
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zu erreichen. In vielen Fällen wird nicht ein vollfommener Ausſchluß von der Arbeit 
erklärt, fondern nur gefordert, daß die Verwendung fih auf „leichtere Arbeiten 
erftreden müſſe und den Echulbefuh nicht Hindern dürfe. Colche disfretionäre Be— 
ſtimmungen find nit ganz zu vermeiden, wenn die gefeßliche Ordnung nicht ſchablonen— 
haft fein foll, bilden aber große Gefahren, darunter namentlich die einer Unterbürdung 
der Kinder durch Förperliche und geiftige Arbeit. Wo die konkreten Berhältnifje ſolche 
Borichriften unerläßlich machen, iſt eine ſtrenge Ueberwachung und andauernde Ueber- 
prüfung nothrwendig.e Die Grenze zwiſchen „Kindern“ und „jugendliden Perſonen“ 
it im Allgemeinen mit 14 Sahren angenommen. 

Tie Grenze des Verwendungsalter3 von Kindern in Fabriken und im Bergbau 
it — ich gebe das Sahr an, welches vollendet fein muß — in Delterrei und in der Schweiz 
14, in Deutjchland 13, in Franfreih, Belgien, Niederlande (unter Tage 16), LXuremburg 
{unter Tage 16), Schweden, Rußland, Stalien, Großbritannien 12 (unter Tage 13), in Ungarn 
und Spanien 10 (unter Tage 16). In manden Staaten dürfen Kinder, die da3 angegebene 
Alter überjchritten Haben, nur dann in Fabrifen beichäftigt werden, wenn fie ein Zeugniß 
über den Schulbefuh, zum Theil auch über ihre förperlide Tauglichkeit erbringen und it 
dann die Grenze vorausjeßungslojer Seftattung der Beſchäftigung höher; jo in Großbritannien 
16, in Deutichland 14, in Frankreich 13, in Ungarn 12 Sahre. 

Nur wenig Staaten haben ein Verbot der gewerbliden Beihäftigung von Kindern im 
Allgemeinen, aljo auch im Handwerk ausgefprodhen; fo Oeſterreich, wo die Grenze mit 
12 Sahren feitgejeßt ift, Großbritannien, Franfreih und Stalien, welche feinen Unterichied 
zwiſchen den Betrieben madhen. In Deutjichland ift durch Geſetz vom 30. März 1903 betr. 
Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben das Verbot der Beichäftigung von Kindern unter 
12 Jahren nicht nur auf Werfitätten, fondern auch auf Handel3- und Verkehrsgewerbe aus- 
gedehnt worden. Außerdem die wichtige Beitimmung, daß auch eigene Kinder in gemwerb- 
lihen Betrieben nur nach vollendetem 10. Jahre beichäftigt werden dürfen. Da, mwo die 
Arbeit von Kindern unter 14 Jahren zugelaffen ift, werden noch bejondere Ausnahmen be— 
züglih der Nachtarbeit und der Arbeit in beſonders geſundheitsſchädlichen vder gefährlichen 
Betrieben gemacht. Großbritannien hat gleichfalls ein befonderes Kinderfchußgeleß, da3 die 
Kinder auch im Handel, in der Landwirthfchaft und in der Heimarbeit |hüßt (von 1903). 

sn welchem Maß die Eriwerbsthätigfeit von Kindern außerhalb der Fabriken vorkommt, 
zeigt die amtlihe Erhebung des Teutihen Reichs von 1898. Die Zahl der Kinder in den 
Fabriken war von 21053 im Sahre 1888 auf 5312 im Jahre 1895 zurückgegangen. Die Er- 
bebung von 1898 aber hat 532283 Stinder in noch nicht oder noch fhulpflidhtigem Alter er- 
mittelt, welche gewerblich thätig waren. (Bierteljahrsh. 3. St. d. D. R., 1900, 3. Heft.) Die 
Zahl bleibt aber Hinter der Wirklichkeit zurüd, da nicht alle Gebiete des Deutfchen Reiches und 
nicht alle Zmeige gewerblicher TIhätigfeit berüdjichtigt wurden. Dazu kommt die wohl ebenjo 
große Zahl von Kindern in der Landwirthſchaft. (Agahd, Ermerbsthätigkeit fchulpflichtiger 
Kinder, 1897; derfelbe, Kinderarbeit in Deutjchland, 1902; derfelbe, im Archiv Bd. XI: 
Schr. d. Geſ. f. foziale Reform, Heft 10: Agahd u. Schulz, Gei. betr. die Kinderarbeit in 
gewerbl. Betrieben.) Ueber Stinderarbeit in Defterreih: Kraus, Die Erwerbsthätigfeit ſchul— 
pflihtiger Kinder in Defterreich, 1903.; Sn Frankreich: Raoul Jay, L’emploi des enfants 
dans les theätres et cafe-concerts. Sn den Ber. Staaten: Child Labor Legislation, Phila— 
delphia 1907: Child Labor and Social Progress, Philadelphia 1908. In der Shweiz: Wild, 
Gewerbliche Kinderarbeit in der Schweiz, 1908; Zinsli, Kinderarbeit und Kinderjchuß in der 
Schweiz, 1908; Deutjch, Die stinderarbeit und ihre Bekämpfung, 1907. 

3. Unter jugendlihen Perſonen werden Perſonen zwifchen dem zuläfjigen 
Eintrittsalter und jener Altersgrenze verjtanden, von der ab die Gefeßgebung der 
einzelnen Staaten die Vollarbeiter rechnet. Diefe Altersgrenze ſchwankt zwiſchen dent 
15. und dem 18. Lebensjahr. Hier handelt es fich nicht mehr um den regelmäßigen 
Ausihluß von der gewerblichen Arbeit, ſondern einestheils um Werbote der Be- 
\häftigung in Betrieben, deren Gefährlichkeit oder Geſundheitsſchädlichkeit 
die noch in der Entwidlung begriffenen Perſonen befonders jchädigen können, oder 
um die Begrenzung der Zuläffigkeit ihrer Arbeit in ſolchen Betrieben durch befondere 
Bedingungen: erhöhte Sicherheitsporfehrungen, außerordentliche Beſchränkung der Arbeits- 
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zeit fomie um das Verbot der Nachtarbeit, die im Allgemeinen zerrüttend auf den 
menschlichen Körper wirft, insbeſondere aber in jenen Sahren, in mwelchen er nod) 
größerer Ruhe zum Wiedererfaß und zur vollen Entfaltung der Kräfte braucht; endlich 
um die Beſchränkung der Arbeitszeit in den an und für fih als zuläffig er- 
fannten Betrieben und Tageszeiten auf ein Maß, welches einestheils den förperlichen 
Kräften diefer Jahre angepaßt erſcheint und andererjeit3 noch einen genügenden Spiel- 
raum für die geiltige Fortbildung Durch den Bejuch von allgemeinen Fortbildungsichulen 
oder ſpeziellen Fachſchulen läßt. 

Die Beichränfungen der Arbeit jugendlicher Perſonen wirken ftärfer auf die Unter- 
nehmungen ein al3 die der Slinderarbeit, weil die Zahl diefer Perſonen bereits eine 
bedeutendere und ihre Arbeitsleiſtung eine größere ilt. Hier find daher in der Gejeh- 
gebung auch nur geringe Fortichritte zu bemerken. Die Marimalgrenze gejchübten 
Alters it in Stalien mit 15, in Deutichland, Deiterreih, Ungarn, Belgien, Holland 
mit 16 Jahren gezogen. England, die Schweiz, Schweden, Dänemark, Frankreich 
und Spanien dehnen den Schuß bis zur Mlterägrenze von 18 Jahren aus und ge- 
währen zum Theil veritärften Schuß für die Perſonen im Alter bi$ 16 Jahren. Die 
für zuläflig erflärten Arbeitszeiten von Perſonen diefer Altersperiode find aber meilt 
noch bedeutend. Am vollflommeniten iſt das Verbot der Nachtarbeit und Sonntags- 
arbeit durchgeführt. Doch machen die meilten Staaten vom Berbot der Nachtarbeit 
wieder Ausnahmen. Allgemein (England, Frankreich, Stalien ausgenommen) werden 
jugendlide Perſonen nur in Fabriken und den ihnen gleichgeitellten Unternehmungen 
(Bergbau, Brüche, Werften u. dgl.), nicht aber im Handwerk und in der Hausinduftrie 
geihübt. Die Ausdehnung des Schubalters auf 18 Jahre und das abfolute Verbot 
der Nachtarbeit find wünſchenswerth. 

Bis 18 Jahre dehnen den Schu aus: England, die Schweiz, Schweden, Däne- 
marf, Franfreih und Spanien; am vollfommenften eigenthümlicher Weile Spanien, 
das die Arbeitszeit für die Periode von 14 bis 18, bei Frauen von 14 bis 17 Jahren auf 
8 Stunden beihränft. Schweden und Frankreich (bi3 16 Jahre f. unten) begrenzen fie 
mit 10 Stunden; Dänemarf mit 12 Stunden (bis 16 Jahre |. unten); England meift mit 
zahlreichen Ausnahmen auf 56 Stunden in der Woche und Verbot der Nacdhtarbeit; in der 
Schweiz Berbot der Nachtarbeit. — Deutſchland fchreibt im Allgemeinen den gewerblichen 
Unternehmern, welche PBerjonen unter 18 Jahren bejchäftigen, bejondere Rückſichten vor auf 
die Gejundheit und GSittlichkeit, welche durch das Alter diefer Arbeiter geboten werden. — 
Dejterreich verpflichtet Gemwerbeinhaber, jugendlichen Arbeitern die erforderlihe Zeit zum 
Bejuche der Abend- und Sonntagsſchulen einzuräumen. — Für Arbeiter von 14 bis 16 Jahren 
ind die zuläffigen Arbeitszeiten: in Deutfchland 10 Stunden (dazu Verbot der Sonntags— 
und Feiertagsarbeit, der Nachtarbeit); in Defterreich 11 Stunden (der allgemeine Marimal- 
arbeitstag) und Bejchränfung auf leichtere Arbeiten (dazu Verbot der Sonntags- und Nadt- 
arbeit); in Ungarn 10 Stunden und Beichränfung auf leichtere Arbeiten (Verbot der Sonn— 
tags- und Nachtarbeit); in England, wie bis 18 Sahre, aber nur auf Grund ärztlicher Unter- 
juhung (beichränfte Nachtarbeit); in Franfreih 9 Stunden (Verbot der Sonntagd- und 
Feiertags- und Nachtarbeit); in Belgien (für PBerfonen von 12 bis 16 Jahren) 10%/, Stunden 
(Verbot der Nachtarbeit und der Arbeit an mehr ald 6 Tagen in der Woche); in den Nieder- 
landen 11 Stunden (Verbot der Gonntags- und Nachtarbeit); in Dänemark 6 Stunden. 

Sn den meilten Staaten ift der Regierung die Vollmacht ertheilt, in gefährlihen oder ge— 
ſundheitsſchädlichen Betrieben die Befchäftigung jugendlicher Arbeiter zu verbieten. MS joldhe 
Betriebe gelten 3. B. Glashütten, Bleifarben-, Bleizuderfabrifen, Walz- und Hammerwerke, 
Nohzuderfabriten und Zuderraffinerien, Zündhölzchenfabrifen u. ſ. w. 

4. Der Frauenihuß umfaßt weibliche Arbeiter über der durch die Geſetzgebung für 
jugendliche Arbeiter firirten Altersgrenze und trifft auch die jugendlichen Arbeiterinnen, 
injofern er Rüdfichten auf die Stellung und Natur des Weibes entipringt. Für den 
Schuß fommen in Betracht die Befonderheiten des weiblichen Organismus (geringere 
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förperliche Leiftungsfähigfeit und größere Empfänglichkeit für beitimmte ſchädliche Ein- 
wirfungen), die Etellung der Frau im Haushalte, den zu ordnen ihr Beruf ift, ihre 
Stellung al3 Mutter und zwar jowohl während der Schwangerſchaft wie auch nad) 
der Geburt und andauernd al3 Ernährerin und Pflegerin der Kinder, endlich die Ge— 
fährdungen, denen die Frau in der Richtung einer Verlegung ihrer Ehre und ihrer 
Sittlichfeit durch die befonderen Bedingungen der Arbeit in den gemwerblichen Unter- 
nehmungen ausgefegt fein kann. Pie Forderungen, die fich daraus ergeben, laufen 
darauf hinaus, daß die Arbeitszeit der Frauen in noch ftärferem Maße, als die der 
jugendlichen Arbeiter beſchränkt werde, damit einestheil die Hier in befonderer Stärfe 
vorhandenen Gefahren für die förperliche Gefundheit gemildert werden und andererfeits 
der Frau Gelegenheit gegeben werde, ihrer Aufgabe der Haushaltführung und Kinder- 
pflege mwenigitens theilweiſe nachkommen zu fünnen. Ganz jelbtveritändlich find natürlich 
die Forderungen von Vorkehrungen zum Schuße der Sittlichkeit. In Betracht fommen 
daher Verbote der Frauenarbeit in gejundheitögefährlihen Betrieben und Betrieben 
ſchwererer fürperlicher Arbeit, Verbot der Nachtarbeit, Verbot der Beichäftigung von 
Wöchnerinnen mährend beitimmter Zeit nach der Entbindung eventuell vor der zu 
erwartenden Niederfunft, Verkürzung der täglichen Arbeitszeit, Gewährung eines vollen 
und eines halben Ruhetages in der Woche zur Beſorgung häuslicher Arbeiten (Reinigung, 
Näh- und Flidarbeit, Bejorgung von Einkäufen) und Ausdehnung der täglichen Mittag3- 
paufe, um die Bereitung des Mittaggmahlez für die Familie zu ermöglichen oder zu 
erleichtern, Maßregeln zum Schuß der Frauenehre, Gewährung von Sibgelegenheiten 
in Zadengeichäften. 

Der jcheinbar fo natürliche Schuß der Frau it keineswegs allgemein: Ungarn, Schweden, 
Norwegen, Rußland haben feine bejonderen Schußbeitimmungen. Sn Belgien merden 
nur Wrbeiterinnen unter 21 Sahren davon betroffen; Frankreich beſchränkt ihre Arbeits— 
zeit auf 10 Stunden, gemährt Wöcdhnerinnenfhub (4 Wochen), mwöchentlihen Ruhetag und 
(durh Ausnahmen durchbrochenes) Verbot der Nachtarbeit; England ftellt fie den jugend- 
lihen Arbeitern gleih, gibt vier Wochen Wöchnerinnenfhuß. In der Schweiz Hat das 
Bundesgeleß das Verbot der Sonntags- und Nachtarbeit für Frauen, melde einen Haus- 
halt zu bejorgen haben, 1’,,jtündige Mittagspaufe und achtwöchentlichen Wöchnerinnenſchutz, 
davon mindeftens 6 Wochen nach der Entbindung verfügt; doch Hat die fantonale Geſetz— 
gebung weitergehende Beltimmungen getroffen. Defterreich hat das Verbot der Nachtarbeit, 
Schutz der Wöchnerinnen 4 Wochen nad) der Entbindung, Verbot der Arbeit unter Tage und 
das durch Verordnung ‚zu regelnde Verbot der Arbeit in gefährlichen und geſundheitsſchäd— 
lihen Betrieben. Marimalarbeitstag und Sonntagsruhe gelten allgemein. Deutſchland Hat 
da3 Verbot der Sonntags und Feiertagsarbeit, der Nachtarbeit, da3 verordnungsmäßige Ver- 
bot der Arbeit in gejundheitsfchädlihen oder moralwidrigen Betrieben, Marimalarbeitszeit 
von 11 Stunden täglih, mit 1'/,ftündiger Mittagspaufe (an Samjtagen 10 Stunden und 
Schluß der Arbeit um 5'/, Uhr), Schuß der Wöchnerinnen durch 6 Wochen (bei Geſundheits— 
zeugniß auf 4 Wochen befchränftt. Der Geſetzentwurf von 1908 verringert die Arbeitszeit der 
drauen vom 1. Januar 1910 an auf 10 Stunden. Stalien verbietet feit Gefeß vom 19. Juni 
1902 die Nachtarbeit der Frauen von 1907 an und jchreibt eine Marimalarbeitszeit von 
12 Stunden vor. Ein Monat Wöchnerinnenſchutz. Häufig finden fih in den Geſetzen befondere 
Regelungen ber Arbeitszeit der Frauen in beftimmien Betrieben (namentlid in den 2er. 
Staaten), das Gebot der Gewährung von Gißgelegenheit in Ladengeichäften, hier und da 
ein Schuß der Frau im 9. Monat der Schwangeridhaft. 

Der Berner Vertrag dv. 26. Sept. 1906 zwiſchen Deutjchland, Defterreih, Ungarn, Groß— 
britanien, Frankreich, Italien, Spanien, Portugal, Dänemark, Belgien, Holland, Schweden 
und der Schweiz verbietet die Nahtarbeit der Frauen ohne Unterjchied des Alters 
— Durch Feſtſetzung einer menigftens Ilftündigen Nachtruhe — in allen indujtriellen Unter- 
nehmungen, die mehr al3 10 Arbeiter bejchäftigen, außer es find nur Familienglieder. Der 
Vertrag tritt am 1. Januar 1911, für jene Länder, die die Nachtarbeit ber Frauen nod) nicht 
geregelt Haben, am 1. Januar 1914, für einzelne Betriebe unter beftimmten Vorausfegungen 
am 1. Sanuar 1919 in Kraft. 
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Eine jorgfältige, die reiche Literatur über die erwerbsthätigen Frauen zufammenfaifende 
Darftellung gibt Wilbrandt, Die deutliche Frau im Beruf, Berlin 1902; Lily Braun, Die 
Srauenfrage, 1901; Pohle, Frauenfabrifarbeit u. Frauenfrage. 1900. Die Beichäftigung ver- 
heiratheter Frauen in Fabriken, Berlin 1901 (Berichte der Gemwerbeinjpeftoren); dazu: Pohle 
in J. f. G. V. 1901, 1902. 


e) Der Marimalarbeitstag. 


863. 1. Da wir hier von den vertragsmäßigen Bedingungen des Arbeitsverhältnifjes 
abfehen, verftehen wir unter Marimalarbeitstag eine durch gejeliche Verfügung oder 
Durch eine auf geſetzliche Ermächtigung gejtügte Verordnung der Regierung feitgeftellte 
Marimaldauer der täglichen Arbeitszeit. Da der Marimalarbeitstag als gleichmäßige 
Korm für alle Beichäftigten und für alle Gewerbe, die davon betroffen werden, auf- 
geitellt wird, mwird er auch als Normalarbeitstag bezeichnet. Weil für Frauen, 
jugendliche Arbeiter und Kinder beſondere Vorjchriften erijtiren, Hat der Marimalarbeits- 
tag ausfchließliche Bedeutung für erwachſene männliche Arbeiter; aber auch dort, two ſolche 
Borichriften fehlen, gewinnt er feine Bedeutung mwejentli durch die Thatlache, daß 
ein jo wichtiger Theil des Arbeitspertrages männlicher Erwachlener durc Staatliche Ein- 
miſchung feſtgeſetzt wird. 

Dieſe ſtaatliche Intervention zu Gunſten erwachſener Männer begegnet auch bei 
entſchiedenen Anhängern des Arbeitsſchutzes einer grundſätzlichen Ablehnung, welche ſich 
auf die Abneigung ſtützt, den erwachſenen Mann in der Freiheit ſeiner Entſchließung 
zu beeinfluſſen. Man wünſcht die Fixirung der Arbeitszeit der freien Vereinbarung 
zwiſchen Unternehmer und Organiſationen der Arbeiter zu überlaſſen und fürchtet, 
durch jene Intervention die Selbſterziehung der Arbeiterſchaft zu hindern, ſie an eine 
bevormundende Thätigkeit des Staates ſtatt an entſchloſſene Selbſtthätigkeit zu ge— 
wöhnen. Dieſe Begründung kann angeſichts der vielen Staatsinterventionen, welche 
das Leben fortwährend herausfordert, nicht ausreichen. Die Staatsintervention iſt 
in dieſem Punkte nicht gefährlicher als z. B. bei Verordnung von Vorſchriften zu 
Gunſten der Geſundheit oder Sicherheit der Arbeiter in den Betrieben oder zu Gunſten 
der Kinder, wobei ja doch in Wirklichkeit die Willensentſchließung der Eltern, nicht die 
der Kinder vom Staate beſchränkt wird. Entſcheidend können nur die Gründe ſein, 
welche für eine ſolche Regelung vorgebracht werden. Dieſe Gründe ſind hygieniſcher 
und allgemein kultureller Natur; fie ſtützen ſich auf die Unzulänglichkeit der vertrags— 
mäßig zu erreichenden Beichränfungen und auf die volfswirthichaftliche und ſoziale 
Cchädlichfeit der dabei zur Anwendung fommenden Mittel. 

2. Ueberall da, wo ſeſt geregelte Arbeitszeiten nothwendig find und der Willfür des 
Arbeiter3 fein Spielraum bleibt, der ihm geftattet, nach feinem Bedürfniß Pauſen zu 
machen oder die Arbeitszeit zu verfürzen, alfo vor Allem in Fabriken, wo der Gang 
der Arbeit durch Maſchinen bejtimmt wird, iſt eine Begrenzung der täglichen Arbeitszeit 
mit Rückſicht auf das durchjichnittlihe Maß Förperlicher und nervöſer Kraft, das Dabei 
verbraucht wird, im Intereſſe der Erhaltung der Gefundheit und des Wiedererfabes 
der verbrauchten Kräfte nothwendig. Sn dieſer Hinfiht kann zwiſchen den früher 
erwähnten geſchützten Perjonen und erwachfenen Männern ein qualitativer Unterjchied 
nicht beitehen. Ebenfo iſt es aus allgemein fulturellen Gründen nothmwendig, daß die 
wirthichaftliche Arbeit nicht den ganzen Tag und die ganze fürperliche und geiltige Kraft 
der Männer verbrauche, fondern ihnen Zeit laſſe zur Belehrung, geiltigen Erholung, 
Antheilnahme an den öffentlihen Vorgängen und zum Genuß des Familienlebens. 
Dies iſt um jo nothmendiger, je mehr die politiiche Verfaſſung und die Art der Selbſt— 
verwaltung auf der Vorausfegung einer thätigen Antheilnahme aller Etaatsbürger beruht. 
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Die intenfive gemerbliche Arbeit, welche den Betriebsbedingungen der in den 
internationalen Wettbewerb gejtellten Induſtrieunternehmungen der Gegenwart an— 
gepaßt it, iſt aufreibender als die Arbeit in der Landwirthichaft oder in der Induſtrie 
der Vergangenheit und meist auch aufreibender als im Handwerk, denn fie muß ſich 
dem Tempo de3 mechaniſchen Produktionsprozeſſes anpaffen. Viele Beichäftigungen 
find durch die Rohſtoffe, Arbeitsmethoden, Ternperaturverhältniffe, durch räumliche 
Eriftenzbedingungen der großen Städte ungefund. Die jtädtiichen Lebensbedingungen 
an fih machen eine Erweiterung der freien Zeit wünjchenswerth, da die Arbeiter oft 
weite Wege zurüdzulegen haben. Man hat fich daher immer häufiger zu gejeglichen 
Arbeitzeitbefchränfungen entichieden und den dagegen erhobenen Bedenken durch da3 Maß 
der Beichränfung und die Art der Durchführung Rechnung getragen. Der gewichtigſte 
materielle Einwand, der, daß der Arbeiter in feinem Lohneinkommen verfürzt werde, ilt 
zwar nicht grundfäßlich richtig, da man gerade im Gefolge einer Arbeitszeitverfürzung 
eine wachjende Leiltungsfähigfeit der einzelnen Arbeiter wie der Unternehmungen beob- 
achtet hat, aber immerhin darf eine generelle Regelung der Arbeitszeit nicht überfehen, 
daß diefe günitigen Wirkungen nicht immer als mechanische Folgen einer Verfürzung 
der Arbeitszeit eintreten, fjondern von der Natur der Bevölferung, von ihrer Er- 
ziehung, von dem bereits erreichten Stande der Technik, von dem Kapitalreihthum des 
Randes, von der Vertheilung der verichiedenen Betriebsformen im Lande und von der 
bejonderen Art des Gewerbes abhängig find und nicht ohne eine wenigſtens vorüber- 
gehende Schädigung der Intereſſen ſowohl von Arbeitern, welche zeitweilig eine Lohn— 
minderung erfahren fünnen wie von Unternehmern erreicht werden, welche erhöhten 
Kapitalsaufwand, andere Zufammenjegungen der Arbeit, andere Formen der Technif 
vornehmen müffen (Bd. I 8 45). 

Gerade darum ziehen Viele die vertragsmäßige Ordnung vor, weil bei vertrags- 
mäßiger Verkürzung der Arbeitäzeit der erlangte Marimalarbeitstag in allen feinen 
Folgen wohlbedacht und den individuellen Verhältniſſen der Induſtrie angepaßt wird. 
Dagegen wendet man aber ein, daß die organijirten Mrbeiter nur einen Heinen Theil 
aller Arbeiter erfaſſen und nicht einmal immer eine gleichmäßige Regelung der Arbeits- 
zeiten innerhalb ihrer eigenen Gewerbe durchſetzen fünnen, ſowie, daß ein errungener 
Erfolg ohne gejeglichen Cchuß einer jteten Bedrohung durch die Unternehmer ausgefebt 
it und daß ſowohl das Erlangen einer Arbeitszeitverfürzung, wie das Feithalten cines 
vereinbarten Marimalarbeitstages nur durch die Kampfmittel der Organijation erreichbar 
it, während der gejeglihe Marimalarbeitstag auf friedlihem Wege feltgejebt wird. 

4. In der That Sprechen diefe Gründe ſehr zu Gunſten einer gejeglihen Verfügung, 
ohne melche, wie das Beilpiel ſelbſt der Länder mit fortgejchritteniten Organifationen 
beweilt, große Maffen von Arbeitern übermäßig langen Arbeitszeiten preisgegeben Sind. 
Allein die Aufgabe eines gejeklihen Marimalarbeitstages wird nicht in der Richtung 
einer ſchematiſchen Feitfebung der täglichen Arbeitszeit gefunden werden dürfen. Ent— 
Ihließt man fich zu einem allgemeinen gefeßlihen Marimalarbeitstag, fo wird er, wie 
in der Schweiz und in Defterreich, die Beſtimmung eines nicht jtarf von der her- 
kömmlichen Arbeitszeit abweichenden generellen Maximums für alle gewerblichen bezw. 
fabrifsmäßigen Arbeiten (in Defterreich und in der Schweiz als elfitündiger Marimal- 
arbeitstag) enthalten. Hiedurch wird ein Hygienifches Minimum gejchaffen, deſſen Aus— 
Dehnung und Erweiterung aus fulturellen und lohnpolitifhen Gründen der vertrags- 
mäßigen Feſtſetzung überlaffen bfeibt. Daneben, oder, wo ein genereller Marimal- 
arbeitstag nicht bejteht, ohne einen foldhen, werden dann gejegfihe Marina mit 
bejonderer Rüdlicht auf die gefundheitsichädlichen Wirkungen und auf die wirthichaftliche 
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Rage der einzelnen Induſtrien und Beichäftigungen für die verjchiedenen Induſtrie— 
zweige und Beichäftigungen in verjchiedener Höhe feitgefebt. 

So Haben viele Staaten, auch Oeſterreich, befondere Marimalarbeitözeiten im 
Bergbau eingeführt. Wieder andere Bejchränfungen des Arbeitstages finden für’ die 
Handelsangeitellten in Ladengefchäften, für die Bureauarbeiter, für die Angeftellten 
der Verfehrsgewerbe ftatt. Der Wunſch, das Maß der täglichen Arbeit zu begrenzen 
und doch die freie, dem Bedürfnig des Verkehrs angepaßte Verwendung der Arbeits- 
fräfte nicht zu jehr zu bejchränfen, Hat auch zu einer indireften Begrenzung des 
Arbeitstages geführt, indem man in gemiljen Fällen das Minimum der innerhalb 
von 24 Stunden zu gewährenden Nuhezeit und dann Beginn und Ende der Arbeit 
feſtſetze. (Man vgl. die unten für die einzelnen Staaten angegebenen Beilpiele). 

Durch die fombinirte Anwendung diejer Möglichkeiten ift die gejegliche Begrenzung 
der täglichen Arbeitszeit ein wichtiges Mittel zur Hebung der Lage der arbeitenden 
Klaffen geworden und eine wertvolle Unterjtügung ihrer durch Selbithülfe errungenen 
Fortichritte in der Verfürzung der Arbeitszeit. Wenn die Wrbeiterflaffe ſich ſelbſt auf 
dem Pariſer internationalen Cozialiftenfongreß 1889 und auf dem BZüricher Arbeiter- 
ichußfongreß 1900 das Ziel des Achtitundentages gejebt Hat, jo ilt anzuerkennen, daß 
die3 ein fulturelles Ziel ift, deffen Erreichung wenigitens für die ſchwere Arbeit allfeits 
angeftrebt werden follte. Die von den Arbeitern verlangte Uniformität der Arbeits- 
zeit ift abzulehnen, da die Bedingungen der Arbeit zu verichieden find. 

5. Soll eine Marimalarbeitözeit, jet jie nun vereinbart oder geſetzlich vorgefchrieben, 
zur vollen Wirfung fommen, jo muß das Arbeiten über diefe Zeit hinaus ausgefchloffen 
fein. Bei blos vereinbarter Marimalarbeitszeit it dies Häufig nicht der Fall, ſondern 
es wird nur für Ueberſtunden ein höherer Stüdlohn oder Stundenſatz vereinbart. 
Statt zu einer Regelung der Arbeitszeit führt dies Häufig nur zu einer Senkung der 
normalen Lohnſätze, die dann erſt durch häufige Meberarbeit auf die Höhe des üblichen 
Wocheneinkommens gebradyt werden, jo daß hier die Arbeitszeitfeſtſetzung vollitändig 
verjagt. Auch bei gejeßliher Marimalarbeitszeit werden Ueberſtunden als Ausnahmen 
zugelafjen in dringenden Fällen äußerer Bedrängniß und bei unvorhergejehener Häufung 
von Aufträgen u. dgl.; doch iſt der zuläflige Umfang folder Ausnahmen regelmäßig 
eingejchränft. 

Bon diefen Marimal- oder Normalarbeitstag ift der Normalarbeitstag von Rodbertus 
wohl zu unterfcheiden. Seinem Normalarbeitstag liegt der Gedanke zu Grunde, die Schwierig- 
feit und Anftrengung der Arbeit durch Feſtſetzung verfchiedener Arbeitszeiten für die einzelnen 
Arbeit3arten zu berüdfichtigen, jo daß die Arbeitsſtunde eines Mechaniker z. B. das Fünffache 
der Arbeitszeit eines gewöhnlihen Tagelöhners gelte. Jedes Gewerbe hätte mithin einen ver- 
ihiedenen Marimalzeitarbeitstag, innerhalb deſſen von jedem Arbeiter die übliche Durchſchnitts— 
leiftung zu fordern wäre. Dieje verjchiedenen SZeitarbeitstage mit ihrer durchſchnittlichen 
Normalarbeitsleiftung wären dann unter einander glei zu feßen und in demjelben Maße zu 
bemwerthen. Der Normalarbeitstag wäre dann eine ideelle Zeiteinheit, der in jedem einzelnen 
Gewerbe ein verichiedenes wirflides Ausmaß mit wirthichaftlich gleich zu merthender Arbeits- 
leiftung entſpräche. Vgl. Rodbertus, Der Normalarbeitstag, abgedrudt bei Zeller, Zur 
Erfenntniß unferer ftaatswirthichaftlihen Zuftände, Berlin 1885, und 3.f. Stw., 1878. Rod- 
bertus verurtheilt den Marimalzeitarbeitstag als lohndrüdend; doch entjpricht dieſes Urtheil 
den jeither gemachten Erfahrungen nidt. 

Die thatfächlihe Dauer der Befchäftigung in den einzelnen Erwerbszweigen iſt nit in 
allen Staaten genau ermittelt. Weber die Entwidlung des Arbeitstages in England unter 
dem Einfluß der Gewerfvereine geben eine Ueberſicht ©. u. B. Webb, Theorie und Praxis 
der engliihen Gewerfvereine Bd. II ©. 316. Nach ihrer Meinung war zu Beginn des 19. Yahr- 
hundert3 der gewöhnliche Arbeitstag für alle qualifizirten Gewerbe in England 12 Stunden 
mit Einfchluß der Baufen, alfo 10%), Stunden effektiv. 1813 erhielten die Londoner Baus 
gewerbe, 1836 die Londoner Mafchinenbauer den Zehnftundentag. 1847 wurde er für Die 
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Tertilfabrifen in dem Scyußgejeß der jugendlihen Arbeiter angenommen. Die Neunjtunden- 
bewegung begann in Liverpool 1846, hatte völligen Erfolg aber erft im Sahre 1871. Unter- 
deffen war unter den qualifizirten Gewerben eine Bewegung für den ‚„Sonnabend-Halbfeier- 
tag’ entitanden. Die Baugewerbe hatten um das Jahr 1847 einen „Vieruhrſonnabend“ er- 
rungen. Die Arbeitswoche betrug 58',, Stunden. „Im Jahre 1861 war derjelbe in London 
zu einem „Zweiuhrſonnabend“ (561, Stunden in der Woche) geworden. Das Belek von 
1874 nahm dieje Einrichtung für die Tertilfabrifen an, 1901 wurde für fie gejeßlich der Arbeits- 
ihluß am Samftag auf 12 Uhr feitgejebt, jo dag an Wochentagen 10, am Samitag 5', Stun- 
den gearbeitet wird. Ms im Jahre 1871 der Neunftundentag von den Majdyinenbau- und 
Baugemwerben gemonnen worden war, war es in der Form eines Elfitundentages mit Ein- 
ſchluß von 1',, Stunden für die Ejjenspaujen an 5 Tagen der Mode und 6 Stunden mit 
Einihluß von ?/, Stunde für Frühftüd am Connabend; fie fiherten jich aljo eine Vierund 
fünfzigftundenwocde und einen „Einuhrfonnabend‘. Am Jahre 1890 verlangten die Majchinen 
baugewerbe am Tyne und Wear einen vollitändigeren Halbfeiertag und erhielten einen „Zwölf— 
uhrjonnabend‘ (53 Stunden). Bei der großen allgemeinen NRepijion der Arbeitszeit in Lon— 
doner Baugewerbe im Jahre 1892 murde die wöchentlihe Arbeitszeit auf 50, 47 umd 
44 Stunden, je nach der Sahreszeit, alfo auf 48*, Stunden im Jahresdurchſchnitt beitimmt. 
Der Sonnabend galt ftet3 als Halbfeiertag. Endlich wurde der Achtitundentag in den Jahren 
von 1889 bis 1897 in mehr als 500 Yabrifsbetrieben angenommen. Die Regierungsſchiffs— 
wersten und -Werkſtätten, faft alle ftädtiichen Gasanftalten und die Mehrheit der Maſchinen— 
werkſtätten und Buchbindereien in London mie einzelne Firmen im ganzen Lande jind in 
diefe Zahl eingeſchloſſen.“ — Uebermäßig lange Arbeitszeiten fommen auch in England nod 
vor in den Berfehrsgewerben, im Handwerk und in der Hausinduftrie; aber die Fortichritte 
des Achtftundentages ſind fo groß, daß ein vorſichtiger Beobachter bemerft: „Es läßt ſich ohne 
Uebertreibung vorausfagen, daß der Achtitundentag, wenn nicht allgemein, jo doch ala die 
überwiegend vorherrichende Kegel noch vor den Augen der jeßt lebenden Generation zur Gel— 
tung gelangen wird.” Rae, Neue Fortichritte der Achtitundenbemegung in England, im 
Archiv 1898, Br. XI ©. 34. — Ein Gef. v. 1905 ermädtigt die Lofalbehörden den Schluß 
der Ladengeichäfte von 7 Uhr abends ab, an einem Wochentag von 1 Uhr ab, zu verfügen. 

Sn Frankreich hatte das Gejek vom 2. Nov. 1892 beitimmt, daß die efjektive Arbeitszeit 
der Arbeiter und Arbeiterinnen vom 16. bis 18. Lebensjahr 60 Stunden in der Woche und 
die tägliche Arbeitszeit für dieie Perjonen und Arbeiterfrauen 11 Stunden nit überjchreiten 
dürfe. Eine Erhebung des Office du travail (Salaires et duree du travail dans l’industrie 
francaise, 1897) jteflte für die Mitte der 90er Jahre feit, daß in der PRrivatinduitrie im Mittel 
von 1000 Arbeitstagen 215 eine Dauer von mehr als 11 Stunden, 180 weniger ale 9 Stunden 
hatten. 296 hatten 9—10, 309 10 bi3 11 Stunden Dauer. Damit übereinjtimmend berichtete 
die Commission superieure du travail für 1897, daß die Arbeitszeit von 11 Stunden ji) aus- 
breite, ohne dar die Produktion eine Einbuße erlitten hätte. Störend war die Verichiedenheit 
des Arbeitstages der Jugendlichen (unter 18 Jahren) und der Frauen, was in der Praxis zu 
zahlreichen Lebertretungen der Schußvorfchrift für jene führte. Shnen machte das Gelek vom 
30. März 1900 ein Ende, welches nad) einer Uebergangsperiode die Arbeitszeit für Jugend— 
lihe und rauen einheitlich mit 10 Stunden firirt und dieſes Marimum zugleich auf die er- 
wachlenen männlichen Arbeiter überträgt, welche mit geihüßten Perſonen in einen Betriebe 
arbeiten. Seit 31. März 1904 ijt der Zehnitundentag in Kraft. Er trifft über die Hälfte aller 
Betriebe und fait 409 , aller Arbeiter der Snduitrie. Das Geſetz umfaßt aud) die Kleinbetriebe. 
Es iſt nicht ohne Störungen, aber im Ganzen mit gutem Erfolge durchgeführt worden (Bauer, 
Die Entwidlung zum Zehnjtundentag im Archiv, Bd. 19). — Außerdem gilt noch das Gejer 
von 1848, welches für motorijche Betriebe und Betriebe mit mehr als 20 Arbeitern den zwölf- 
tündigen Marimalarbeitstag vorjchreibt. Die Arbeitszeit der Eiſenbahnbedienſteten iſt feit 1901 
aejeglich geregelt, 3. B. für Lofomotivführer in 10 Tagen 90 Stunden, täglih nicht mehr 
ale 12 Stunden. — Gei. v. 29. Juni 1905 begrenzt die Arbeitzzeit der Nohlenbergarbeiter vom 
„uni 1907 ab auf 8 Stunden (von der Einfahrt des lebten einfahrenden bis zur Wicderantunft 
des eriten auffteigenden Arbeiters). — Ein Gel. v. 19. April 1905 regelt die Arbeitszeit des 
Schiffsperjonals der Handelsmarine: im Hafen 8 Stunden für das Maſchinenperſonal, 9 Stunden 
für die Tedbejaßung, auf See 8 und 12 Stunden mit der Perpflihtung unbegrenzter Arbeit 
im Notfall. 

Sn Belgien Hat die Betriebszählung vom 31. Oft. 1895 bei 464 155 Arbeitern in Be- 
trieben ohne Nachtarbeit (ohne Bergwerke) folgende Arbeitszeiten konitatirt: 8 Stunden und 
weniger arbeiteten 3.920 „, obiger Arbeiter, über 8-9 Stunden 7.17% ., über 9-10 St. 31.719 „, 
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über 10—10'/, St. 14.54%/,, über 10'/;—11 St. 18.36°%;,, über 11—11!/, ©t. 15.080, ,, über 
11Y/;—12 St. 6.65°%/,, über 12 ©t. 2.250%/,.. — 1880 Hatte noch eine Erhebung bei mehr ala 
45°/, der Arbeiter eine Arbeitszeit von 12 und mehr Stunden feitgeftellt. 

In Defterreich iſt der elfjtündige Marimalarbeitstag für Fabrifen (Gejeb vom 8. März 
1885), für Bauunternehmungen (Gejeß vom 22. Juli 1902) und für Negiebauten der Eifen- 
bahnen und ihre Hilfsanftalten (Geje vom 28. Juli 1902) eingeführt. Thatjächlich ift die 
Arbeitszeit meift geringer. Sm den von den Gemerbeinjpeftoren bejudhten Fabrifen, 67000 
in Sahr, Hatten in den Jahren 1897 bis 1900 eine geringere als elfjtündige Arbeitszeit 420/,, 
46.60/,, 48.5 0/0, 53.300. Auch im Handwerk herrfcht wenigstens in den größeren Gtädten 
vielfad) eine Arbeitszeit von 10!/, bis 1Oftündiger Dauer. Eine 1907 veröffentlichte amtliche 
Erhebung der Arbeitzzeit in Yabrifsbetrieben (Hrsg. v. Arbeitsitatiftiihden Amt) ergab, daß 
54.70/, aller Arbeiter eine Arbeitszeit von 10 Stunden oder weniger hatten. Den 11 Stunden- 
tag hatten nur mehr 17.2°/, aller Arbeiter. Ein Drittel aller Betriebe verfürzte am Sonntag 
die Arbeitszeit gegenüber der jonjt üblihen. — Im Kohlenbergbau ift durch Geſetzvom 27. Juni 
1901 die Schihtdauer für in der Grube bejchäftigte Arbeiter mit 9 Stunden begrenzt, für 
Bergbau überhaupt ift nach Geſetz vom 21. April 1884 eine höchſtens zwölfftündige Schichtdauer 
und zehnftündige effeftive Arbeitszeit geftattet. 

Sn Deutſchland hat die Gemerbenovelle von 1891 für Arbeiterinnen einen Marimal- 
arbeitstag von 11 Stunden (Samftag 10 Stunden mit 5'/, Uhr-Schluß) eingeführt, ferner be- 
ſtimmt, daß durch Bundesrathsbeichluß „Für folhe Gewerbe, in welchen ‘durch übermäßige 
Dauer der täglichen Arbeitszeit die Gejundheit der Arbeiter gefährdet wird, Dauer, Beginn 
und Ende der zuläfligen täglichen Arbeitszeit und der zu gemwährenden Baufen vorgeschrieben’ 
werden kann. Gel. v. 30. $uni 1900 hat zwar nicht die Arbeitszeit, aber Doch die Ruhezeit der 
Sehilfen, Lehrlinge und Arbeiter in offenen Verfaufsftellen geregelt und den 9 Uhr- bezw. 8 Uhr- 
Ladenſchluß eingeführt. — Der Bundesrath hat von feiner Befugniß Gebrauch gemadt zu 
Gunften der Arbeiter in Bädereien, in der Wäſche- und Stleiderfonfektion, in Bleihütten, Blei- 
farben- und Bleizuderfabrifen, Aftumulatorenfabrifen, Betrieben zur Bulfanifirung von Gummi- 
waaren, Thomasichladenmühlen, Steinbrühen und Steinhauereien, Getreidemühlen, Gaft- und 
Schanfwirthichaften. — Erhebungen über die Arbeitszeit der erwachſenen Arbeiterinnen, welche 
von Gemerbeauflichtsbeamten im Jahre 1902 angeltellt worden find, haben e geben, daß die 
Mehrheit Schon unter dem Zehnftundentag arbeitet. So hatten einen Arbeitstag bi3 10 Stunden 
in Breußen am 1. Oft. 1902 71.30/, ber 21751 in Betraht fommenden Betriebe mit 61.80], 
der 385 820 erwachſenen Arbeiterinnen. — Das preuß. Berggejeß vom 14. Juli 1905 befchräntt 
die tägliche Arbeitszeit (von Beendigung der Geilfahrt bis zu ihrem Wiederbeginn, wobei eine 
Dauer der Eeilfahrt von mehr als !/, Stunde der Arbeitszeit zugerechnet wird) bei Betrieb3- 
ftätten mit mehr al3 22°C. auf 8, mit mehr als 26° C. auf 6 Stunden. — In den preußiichen 
Eijenbahnmerfftätten ift jeit 27. Dez. 1905 der Neunftundentag eingeführt. — Die Novelle zur 
Neichögemwerbeordnung 1908 fieht den 10 Stundentag vor und räumt den Landes-, Central-, 
ja auch Polizeibehörden das Recht ein, für Gemerbe, „in weldhen durch übermäßige Dauer 
der täglichen Arbeitszeit die Gefundheit der Arbeiter gefährdet wird‘, Dauer, Beginn und 
Ende der zuläjligen Arbeitszeit zu regeln. 

Sn der Schweiz ift feit 1877 der elfftündige Marimalarbeitstag für Fabriken eingeführt, 
ein Bundesgefeß vom 1. April 1904 Hat die Arbeit am Samftag auf 9 Stunden mit 5 Uhr- 
Schluß gekürzt. — In Holland hatten 1900 47.4°9:, der Betriebe eine Arbeitszeit von weniger 
als 10, in Dänemarf 1902 929), der Betriebe und 95.409), der Arbeiter eine ſolche von 
weniger al3 11 Stunden (Bauer a. a. O.). — In Rußland it durch Gejeb vom 2./14. uni 
1897 die tägliche Arbeitzeit in Fabrifen, Hütten und Bergmwerfen auf 11'/,, vor Gonn- 
und Feiertagen auf 10 Stunden, die Nachtarbeit auf 10 Stunden im Marimum feitgejebt. 
Gef. v. 27. November 1906 fett ſür Handelsgeichäfte und Kontore, ſowie für die Werkſtätten 
der Handwerker den 12ftündigen Normalarbeitstag felt. 

Einen Hiftorifcehen internationalen Weberblid über die Entwidlung (Verfürzung) der Ar— 
beitszeit in der Tertilinduftrie gibt Martin's Aufjag über die Verkürzung der Arbeitszeit in 
der Tertilinduftrie, im Archiv Bd. VIII ©. 240 ff. Er fommt dabei zu dem Schluß, daß die 
Verfürzung der Arbeitszeit im Intereſſe der Unternehmer gelegen jei in Folge der dadurd) 
herbeigeführten Vervollkommnung der Produftionsorganifation (©. 281). — Eine theoretijche 
Unterfuhung von Loſch — Der Marimalarbeitstag in technifcheberufliher Beleuchtung in %. 
f. G. 3. 1891 ©. 1199 — Sucht aus der Pertheilung der Betriebe in einzelnen Induſtrien, 
ihrer Größe und der Zahl der bejchäftigten Arbeiter nach den Nachweis zu erbringen, daß ein 
genereller Marimalarbeitstag von 10 Stunden in Deutjchland heute für viele Betriebe nur 
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mit großen Berluften oder gar nicht durchführbar ſei. Die Bemeisführung tft zu enge, weil 
fie die mögliche techniſche und wirthſchaftlich-organiſatoriſche Veränderung nicht veranichlagen 
fann; doch unterftüßt fie die Forderung einer Scheidung des Marimalarbeitstages nad) Er- 
werböziveigen. 

In größtem Umfang befteht der Achtſtundentag in Auftralien. Auch inEngland ift 
der Achtitundentag Sehr verbreitet. Sn den Vereinigten Staaten iſt er für die Bundes— 
betriebe vorgejchrieben, auch in zahlreidhen europäischen Staaten iſt er in den öffentlichen 
Betrieben eingeführt. — Ueber ein Beijpiel erfolgreichen Weberganges von einen zwölf— 
ftündigen auf einen adtjtündigen Arbeitstag vgl. Philippovich im Handeldmufeum, 1894, 
Bd. II ©. 625; über Erfahrungen in Deutichland vgl. Dammer, Hob. d. Arbeitermohlfahtrt, 
2. Bd. ©. 64 ff. und Soziale Praris. 

Kiteratur: Wagner, Rodbertus-Jagetzow über den Normalarbeitstag in 3. f. Stw. 
Bd. KXXIV; Brentano, Ueber das Verhältniß von Arbeitszeit und Arbeitslohn zur Arbeits- 
leiftung, 2. Aufl. 1893; Rae, Der Achtitunden-Arbeitstag, 1897; Sidney Webb and Harold 
Cox, The eight hours day, 1891; 8. u. ©. Webb, Theorie und Praris der englischen Gemerf- 
vereine, Bd. 1 ©. 291; Schoenhoff, The Economy of high wages, 1892; Abbe, Die volts- 
rwirthichaftlihe Bedeutung der Berfürzung des indujftriellen Arbeitstages (Sozialpolitiiche 
Schriften, 1906, ©. 203 ff.). 


f) Die SonntagSarbeit, Nachtarbeit und Ruhepaufen. 


$ 64. 1. Religion, hygieniſche und Intereſſen allgemeiner Art vereinigen fi, um 
Die Forderung zu unterjtügen, daß der den Menfchen feit Jahrhunderten als Tag der 
Muße und Ruhe geheiligte Sonntag und die großen Feiertage der Kirchen und ber 
Nationen auch der arbeitenden Bevölkerung al3 Tage der Erholung frei bleiben. Es 
ift vielleicht nichts charakteriftiicher für die Ungzulänglichfeit der blos vertraggmäßigen 
Vereinbarungen der Wrbeiter, als daß fie nicht im Stande waren, der Arbeiterfchaft 
diefen Ruhetag zu erringen, gegen deilen Gewährung fein erniter Einwand erhoben 
werden fann. Die Gründe, die dagegen geltend gemacht werden, find einesthells den 
Bedürfniffen jener Betriebe abgenommen, welche aus techniichen Gründen kontinuirlich 
betrieben werden müſſen oder nicht ohne große wirthichaftlide Cchädigungen unter- 
brochen werden fünnen, wie: chemilche Prozeſſe, Zuderfabrifen, Bädereien, Brauereien, 
Bapierfabrifen, Hochöfen u. |. w., anderentheils dem Bedürfniß der Bevöfferung nad) 
Aufrechterhaltung des Verkehres, wie der Befriedigung dringender Bedürfnifje, namentlid) 
der Nahrung, und endlich wirkt die Anſchauung mit, daß eine zwangsweiſe Verkürzung 
der Wochenarbeit von 7 auf 6 Tage für jenen Theil der Arbeiter, welche die Arbeit 
auch des jiebenten Tages zur Erzielung ihres Einfommens benöthigen, eine zwangs— 
weile Verkürzung des Einfommens bedeute. Die erjten beiden Einwände find nicht 
allgemeiner Natur. Sie begründen nur Ausnahmen und bejtimmte techniiche Ver— 
fügungen für einzelne Gruppen von Induſtrien; fie beweiſen nur, daß nidht allen 
Arbeitern während des ganzen Sahres der Sonntag al3 Ruhetag eingeräumt werden 
fan. Der allgemeine, den privatwirthichaftlichen Snterefjen der Arbeiter abgenommene 
Grund aber trifft in Wahrheit auch nur jene einzelnen Gruppen von Arbeitern, welche 
nicht im Stande find, aus der am Eonntag germonnenen Erholung die Kraft zu fchöpfen, 
in den Wochentagen jo viel mehr zu leiften, daß ihr Einfommen das gleiche bleibt; 
in der That werden aber nicht nur Stüdlöhner, fondern auch Taglöhner ſehr bald nad) 
Einführung eines gejeglihen Ruhetages in der Woche ihren Verdienjt durch erhöhte 
Leitungen auf die alte Höhe gebracht haben, während die Fontinuirliche, durd) feinen 
Tag der Erholung, Freude und Erhebung unterbrocdhene Arbeit Körper und Geiſt auf- 
reiben und eine leiftungsunfähige Bevölkerung ſchaffen muß. Eine wirkſame Sonntags- 
ruhe wird aber nur dann vorhanden fein, wenn die Arbeit von Samſtag Abends 
bis Montag früh ruht. 
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Die Bedeutung der Sonntagsruhe bringt es mit ſich, daß fie nicht blos unter 
dem Gefichtspunkt des Arbeiterjchußes zu betrachten iſt. Sie ift in England, Oeſter— 
reich, Deutichland auch für die Gefchäftsinhaber geboten, trifft daher auch alle Betriebe 
und faufmännifchen Läden, die nur vom Inhaber geführt werden. Natürlich iſt für 
große Gewerbe (Lebensmittel, Verkehrsgewerbe u. dgl.) die Statuirung von Aus— 
nahmen nöthig. 

2. Eine weitere Forderung des Wrbeiterichußes it die Ausdehnung des Verbotes 
der Nachtarbeit oder die Geſtattung der Nachtarbeit nur unter gemwilfen Bedingungen. 
Jene Betriebe, welche ihrer techniſchen Natur nach feinen Ruhetag zulafjen, find zugleid) 
Solche, welche auch während der Nacht betrieben werden müflen. Dazu gehören ferner 
viele Verfehrsunternehmungen. Allen ein großer Theil der Nachtarbeit entipringt 
nicht Gründen zwingender Nothmwendigfeit, fondern dem wirthichaftlichen Intereſſe der 
Unternehmer nach raſcher Ausnüßung ihres ftehenden Kapitals (Bd. I $ 54), zum Theil 
auch einer ungünftigen zeitlichen Vertheilung der Aufträge und dem Streben fie raſch 
zu erledigen. Soweit diefe Sntenfififation der Arbeit nur auf Konkurrenzrückſichten 
beruht, z. B. auf dem Wunſch, raſcher oder doch mindeſtens ebenſo raſch liefern zu 
fönnen, wie andere Konkurrenten, fann Sie fein Hinderniß für die Aufhebung Der 
Kachtarbeit bilden. Der Konfurrenzgrund wird in den meilten Fällen durch gleid)- 
mäßige Anwendung des Verbotes der Nachtarbeit wegfallen. In den anderen Fällen 
fann die Unterfagung der Nachtarbeit eine vorübergehende Verminderung der Ge— 
lammtproduftion im Gefolge Haben; jehr bald aber würden neue Unternehmungen 
entjtehen und den Produftionsausfall deden, jo daß nur eine theilmeife Erhöhung 
der Produktionskoſten als ungünftige Folge eintreten könnte, die bei einem generellen 
Verbote jedoch nicht auf den Unternehmern zu laften brauchten. Angeſichts der großen 
Chädigungen der Volksgeſundheit, welche im Geleite der Nachtarbeit auftreten, kann 
eine etwaige Verlangfamung des Produftionsprozeifes nicht al3 ein ſchwerer Mebeljtand 
angejehen werden; ilt aber Nachtarbeit aus zwingenden technifchen Gründen oder aus 
Gründen der internationalen Konkurrenz unvermeidlich, jo jollte fie an die Einführung 
fürzerer Arbeitszeiten, 3. B. dreier achtftündiger Schichten, gebunden fein. 


3. Mit jeder Arbeitszeitregelung ift auch eine folche der Ruhepaufen verbunden, 
welche den Arbeitstag unterbrechen müffen, da ohne folche Vorfchrift die in den ganzen 
Arbeitstag hineingelegte kürzere gefeglich zuläflige Arbeitszeit durch millfürliche Feit- 
jegung von Ruhepaufen ilfuforifch gemacht würde. 

Ein für alle Arbeiter giltiges gejeßliches Verbot der Sonn-(und Feier-)tagsarbeit 
beiteht jest in England, der Schweiz, Defterreih-Ungarn, Deutihland, Schweden, 
Norwegen, Frankreich, Belgien. Doc ift nur die pierundziwanzigftündige Sonntagsruhe 
gewährleiftet. Nur die Schweiz, melde das Verbot der Nachtarbeit fennt, Schafft dadurd) 
eme fehsunddreißigftündige Ruhe. 

Das Verbot der Nachtarbeit ift ausgeſprochen: 1. nur für Kinder unter 12 bezm. 
14 Fahren in Norwegen, Rumänien; 2. für Kinder und jugendliche Arbeiter bis 16, 17 und 
18 Jahre in Ungarn, Luxemburg, nur für weiblie Kugendliche in Dänemark und Schweden; 
3. für Kinder, jugendliche Arbeiter und weibliche Arbeiter ohne Altersgrenze in Deutjchland, 
Defterreich, Großbritannien, Frankreich, Belgien, Rußland, Niederlande, Stalien; 4. für alle, 
auch erwachfene männliche Arbeiter in der Schweiz. Als Nacht gilt in der Regel die Beit 
von 8 (9 oder 10) Uhr Abends bis 5 (6 oder 7) Uhr Morgens. 

Die Ruhepaufen find am forgfältigften geregelt in England, wo zuläffiger Beginn und 
Schluß der Zeit, in welche die Arbeitszeit der geſchützten Perfonen fällt, gejetlich firirt und 
jodann die Gefanmtpaufen verzeichnet find, welche in diefe Tageszeit fallen müfjen, z. B. in 
Werkitätten: Beginn der Arbeitszeit 6 Uhr früh, Schluß fpäteftens 9 Uhr Abends; in der 
Zwiſchenzeit 4Y/, Stunden Ruhepaufen; längſte zuläffige von Pauſen nicht unterbrochene Arbeits- 
zeit 5 Stunden. — Deutfchland regelt für weibliche Arbeiter nur eine Mittagspauje 1 bis 
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1!/, Stunden, für jugendliche Arbeiter bei jechsftündiger Arbeitszeit !/,, ſonſt 1 Stunde Mittags 
und je eine halbe Stunde vor und nad Mittag. — In Defterreich find eine einftündige 
Mittagepaufe und eine halbe Stunde weiterer Baufen bei einem Höchſtmaß zuläffiger ununter- 
brochener Arbeitszeit von 5 Stunden feſtgeſetzt. Dieſe Vorjchrift gilt auch für das Kleingewerbe. 
— Die Schweiz Ffennt gejeklihe Paujen nur für Frauen von 1—1!,, Stunden. — Sn den 
übrigen Staaten, welche Perſonenſchutz kennen, find für die geſchützten Perſonen ebenfalls 
Ruhepauſen angeordnet. — Ueber die intern. Vereinbarung betr. das Verbot der Nachtarbeit 
der Frauen ſ. $ 62. 

Literatur: Frankenſtein, Xrbeiterihuß ©. 50f.; Schönberg in feinem Höb. Bd. II 
©. 98; Ergebnifje der Erhebungen über die Beihäftigung gewerblicher Arbeiter 
an Sonn» und Feittagen (Deutichland), 1887, 3 Bde. (dazu ein Generalbericht); Bebel, 
Die Sonntagsarbeit, 1888; Bed, Conntagdarbeit, Neferat auf dem Züricher Kongreß, Pro— 
tofoll 1897, ©. 11; Erismann, Nactarbeit, Referat für den Züricher Kongreß, Protokoll 
©. 73; Ansiaux, Travail de Nuit des Ouvrieres de I!’Industrie, Bruxelles 1898; Hirſch, Das 
Verbot der Nachtarbeit, in J. f. &. V. 1901; Die gewerblide Nachtarbeit der Frauen, Berichte 
aus allen Staaten, Hrög. dv. Stefan Bauer, 1903; Haud, Die Nachtarbeit der Jugendlichen 
in der öfterr. Induſtrie, 1907. 


g) Der Betriebsſchutz. 


865. 1. Es iſt die Eigenthümlichfeit des Arbeitsvertrages, daß er den Arbeiter al3 
Gelammtperjon in den Dienſt des Betriebes ftellt und ihn dadurch zur Gänze der Ein- 
wirkung der konkreten Bedingungen der Arbeitsitätte und Betriebsart unterwirft, bei 
der der Arbeiter beichäftigt it. „Der Lohnarbeiter verfauft an den Unternehmer auf 
die Dauer des Arbeitstages nicht nur ein beitimmtes Quantum Mugfeln, Energie oder 
mechaniſcher Geſchicklichkeit, ſondern thatlächlich feine Exiſtenz. Cine überfüllte und 
Ichlecht ventilirte Werkitätte erjchöpft feine Energie, Kanalgas oder giftige Rohmaterialien 
untergraben feine Gejundheit, ſchlecht fonjtruirte Anlagen oder unvollfommene Mafchinen 
verftümmeln ihn oder machen jogar feinem Leben ein Ende; eine rohe Umgebung 
madjt jein Leben brutal und erniedrigt feinen Charakter. Wenn er aber Arbeit an- 
nimmt, jo verpflichtet er fich ftillfichweigend dazu jede Mafchine zu bejorgen, jedes 
Material zu gebrauchen, jede Atmoſphäre zu erdulden, der er in der Werfitätte feines 
Arbeitgeber3 begegnet, wie feindlich jie auch immer jeiner Gejundheit oder Sicherheit 
jein mögen“ (Webb). Es iſt unmöglich diefer Schilderung eine Abſchwächung entgegen- 
zujegen, fie zeigt deutlich, wie falich die Behauptung der Unternehmer ift, daß die 
Anlage der Arbeitsftätte, die Anbringung der Mafchinen, die Arbeit des Betriebes ihre 
Angelegenheit, die Fabrik „ihr Haus“ fei, in deſſen Ordnung ſich ohne Verlegung ihrer 
Freiheit fein Dritter einzinnengen habe. Thatſächlich wird durch die Art des Betriebes 
Geſundheit, Lebensdauer und Sittlichfeit der Arbeiter in einem ſolchen Grade beeinflußt, 
dag nichts natürlicher ift, als daß fie, ſoweit dieje Einwirkung in Betracht kommt, der 
willfürlichen Feititellung durch den Unternehmer entzogen wird. 

2. Gerade auf dieſem Gebiete hat fich aber bis jeßt der Einfluß der Arbeiter 
al3 außerordentlich Schwach erwieſen. Es it leicht einzufehen, daß hier von einer 
individuellen Regelung überhaupt nicht die Rede fein kann, weil die Arbeitsbedingungen 
für die Geſammtheit der Arbeiter die gleichen jein müffen. Aber auch die folleftive 
Vertragsichliegung Hat fich der Betriebsficherung noch nicht mit Erfolg bemächtigt. Die 
Urſache Tiegt zum Theile auf Seite der Arbeiter ſelbſt. Verbefjerungen der Werkitätten 
oder Fabriksräume in gefundheitlicher Beziehung, Schußvorrichtungen bei gefährlichen 
Maſchinen, Bentilationz- und Reinigungsvorrichtungen nüßen dem Arbeiter nicht un— 
mittelbar, und ihre Vortheile jind nicht fo greifbar wie eine Erhöhung des Lohnes oder 
eine Verkürzung der Arbeitszeit. E3 gehört ein hoher Grad von Einſicht und Voraus— 
iht dazu, die Möglichkeit einer hygieniſchen VBerbefierung einzufehen und ihre Anwendung 
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mit Hartnädigfeit zu verfolgen, namentlih dann, wenn fie zugleich den Arbeitsprozeß 
de3 Arbeiter3 beeinflußt, ihn zu jorgfältigerer Hantirung, peinlicher Sauberkeit, viel- 
facher Weberlegung zwingt, und ihn dadurd) vielleicht jogar durch einige Zeit eine 
Minderung feines Stüdlohnes bringt. Krankheit und Tod find zudem fo allgemeine 
Ericheinungen und ihre Speziellen Urjachen fo ſchwer zu erkennen, daß gerade die jungen 
und Fräftigen Arbeiter, die in den Arbeiterorganilationen eine große Rolle fpielen, fich 
wenig geneigt zeigen, diejen Dingen größere Aufmerkſamkeit zuzumenden, zumal ihnen 
hier noch vielfach der Einwand des Gelbitbeitimmungsrechtes der Unternehmer einigen 
Eindrud madt. Es iſt ſehr bezeichnend, daß jelbit in England die Gemwerkvereine 
erit jeit den Siebziger Jahren nach) großen Erfolgen in der Xohn- und Arbeitszeit- 
frage diefem Punkte ihre Aufmerkſamkeit zuwenden. Es iſt daher fein Zweifel, daß 
hier Staatliche Eingriffe nothwendig find, wenn die Gefährlichkeit oder Gefundheits- 
\chädlichfeit von Arbeitsprozellen erfannt it. 

3. Das Beitehen folder Cchädlichkeiten it aber unbeftritten. Ungenügende Luft- 
zufuhr, verdorbene Luft, ungünftige, zu hohe oder zu niedrige oder wechjelnde Tempera- 
turen, grelle oder jchlechte Beleuchtung, die Inhalation gefährlicher Stoffe, die Einwirkung 
chemiſcher Gifte, die Gefahren mechanischer Vorrichtungen (Maſchinen, Aufzüge, fteile 
Treppen, Yallthüren u. ſ. m.) find Bedingungen, welche in fait allen Betrieben eintreten 
fönnen, von gewiſſen ganz unzertrennlih find. Es find danach drei Gruppen von 
Induſtrien zu fcheiden, welche man als gejundheitsgefährlich bezeichnen kann, indem 
ihr Betrieb eine Gefährdung in fich fchließt, die nicht auf einer beſonders ungünftigen 
Seftaltung der allgemeinen Arbeitsbedingungen (Luftraum, Beleuchtung, andauernde 
Bethätigung in einjeitiger Richtung), jondern auf den technifchen Bedingungen des 
Vroduftionsprozelfes ‚beruht: a) Betriebe mit hoher Vergiftungsgefahr, 3.8. Be- 
triebe, welche Blei, Bleimweiß, weißen Phosphor, Arjenif erzeugen oder verwenden; 
b) Betriebe, welche in Folge der Entwidlung von Staub, ſchädlichen Dämpfen, über- 
mäßig hohen oder niedrigen Temperaturen eine Erfranfungsgefahr in jih ſchließen, 
3.8. Scleifereien, Steinhauereien, Glashütten; c) Betriebe mit großer Unfall3- 
gefahr, 3. B. Bergmerfe, Steinbrüche, Fuhrwerksunternehmungen. Die Art, wie diejen 
Gefahren zu begegnen iſt, wird ſich nach den Befonderheiten der einzelnen Betriebe 
richten müſſen, und der Arbeiterſchutz kann gerade Hier nicht eine generelle Regel 
enthalten, jondern muß fih in individualifirende Beftimmungen für die einzelnen 
Produftionsrichtungen auflöfen. Sm Mlgemeinen fommen in Betracht Verkürzung der 
Arbeitszeit in jenen Betrieben, deren Gefährlichkeit nicht direft zu befümpfen ilt, und 
Anbringung von Reinigungs-, Bade-, befonderen Schußporrichtungen, eine auf Die ver- 
Ihiedenen Bedürfniffe Rüdfiht nehmende bauliche Konftruftion und fortlaufende ärzt- 
liche Kontrolle. 

Die Intern. Verein. f. geſetzl. Arbeiterihuß forderte in eimer Eingabe an alle 
Induſtrieſtaaten im Juli 1906 Anzeigepfliht für gewerbl. Vergiftungen für Aerzte 
und Kranfenanftalten (nach Vorbild von sect. 73 des engl. Fabrifgejeges in der Faſſung 
von 1901); Anzeigepfliht für Erzeugung und Verwendung gewerblicher Gifte; beiondere 
Ueberwachung diefer Betriebe durch gewerbehygieniſch geſchulte Nerzte; Regelung der 
Arbeitszeit in jolchen Betrieben und in Ländern mit Kranfenverfiherung; Unabhängig- 
feit der Werzte der Betriebe, welche gewerbliche Gifte erzeugen, vom Betriebsinhaber. 

Ueber den Beltand gejundheitliher Gefahren geben die Berichte der Gemwerbeinfpeftion und 
die zahlreichen Unfälle in Bergwerks- und Snduftriebetrieben Hinreihenden Aufſchluß. Einen 
generellen Einblid in die Lebensbedrohung der Arbeiterihaft gewähren die allerdings nicht 


vollitändigen Meberfichten über den Altersaufbau der Arbeiterbevölferung. Nach Oldendorff, 
Der Einfluß der Beichäftigung auf die Lebensdauer der Menfchen, Berlin 1877, famen von 
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je 100 im Alter über 20 Sahren eingetretenen Iodesfällen auf die Altersflajje der Berufs- 
fategorien 


20—30 30— 40 40—50 über 50 $ahre 
tin Zulingen und Lennep) 

Shleifer -. -» 2 2 2220. 31.6 26.9 23.4 18.1 

Eifenarbeiter . . . . . 20.1 16.6 17.4 45.9 

männliche Sejammtbevölferung 18.4 16.3 16.0 48.8 


Nach Sommerfeld, eitirt bei Frankenftein, Arbeiterfhuß, 1897, deſſen Unterfuchhungen 
38 Berliner Krankenkaſſen mit 906 340 Mitgliedern und 9761 Todesfällen während der Be— 
vbadhtungszeit der Jahre 1885 bis 1893 umfaßten, Stellt fich die Betheiligung der einzelnen 
Gruppen an der Schwindfuchtöfterblichkeit folgendermaßen: 


von 1000 Lebenden von 1000 Sterbefällen 


Berufsarten iind an der Lungen— entfallen auf 
ſchwindſucht geiturben Rungenihwindfudjt 

Berufe ohne Staubentwidlung . » » 2 2200. 2.39 381.0 
„ mit a — 5.42 470.0 

Pr „Entwicklung — Staubes .. 4.42 403.43 

J F — metalliſchen F V 5.84 470.48 
Re organiſchen 5.04 537.04 

Kerl. männl, Bevölferung von mehr als 15 Jahren 4.93 332.3 


Hirt, Hodb. der Hygiene und der Gemerbefranfheiten, herausg. von Pettenkofer u. Ziemſſen, 
Leipzig 1882, II. Theil 4. Abth. ©. 145, zählt 27 gewerbliche Verrichtungen, bei welchen unter 
100 Arbeitern durdhichnittli 65 bis 80 an gewerblichen Bergiftungen leiden, 43, bei welchen 
er ein Berhältniß von 25—30°;, annimmt. 

Die geſetzlichen Verfügungen laifen auf diefem Gebiete der VBerordnungsgemwalt der Re- 
gierung und den Enticheidungen der VBermwaltungsbehörden einen großen Spielraum. So in 
Deutſchland Geſetz vom 1. $uni 1891, $ 120a: ‚Die gewerblichen Unternehmer find ver— 
pflichtet, Arbeitsräume, Betrieb3vorrihtungen, Mafchinen und Geräthichaften jo einzurichten 
und zu unterhalten und den Betrieb fo zu regeln, daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben 
und Gefundheit jo weit gejhüßt find, wie es die Natur des Betriebes geitattet. — — — 
Endlih find diejenigen Vorſchriften über die Ordnung des Betriebes und das Berhalten der 
Arbeiter zu erlajjen, welde zur Sicherung eines gefahrlojen Betriebes erforderlich find.” 
Aehnlich in Deiterreich $ 74 der Gemwerbeordnung. Die Ausführung diejer allgemeinen Vor— 
Ichriften it jehr jchiwierig, weil jie dem fubjektiven Ermeſſen einen allzu großen Spielraum 
läßt, aber jie ermöglichen doch die Gebote der Hygiene und die Forderungen vorgefchrittener 
Technik nad und nad zu vermwirfliden. Es gefchieht dies in der Regel im Anſchluß an die 
Inſpektion der Betriebe durd) die Gerwerbeauffichtsbeamten oder generell durch Spezialanord- 
nungen, deren es in allen Staaten zahlreiche gibt. Nicht unerheblihe Verbejjerungen hat Die 
Organiſation der Unfallverjicherung bewirkt, indem die öffentlihen Korporationen, Berufigenojjen- 
ihaften in Deutſchland oder öffentlihen Anftalten in Lejterreich, für die Unfallverjicherung 
das Recht erhalten haben, Unfallverhütungsvorfchriften zu erlaflen oder bei den Behörden zu 
beantragen, von welchem Recht jie im Intereſſe ihrer Finanzen auch Gebrauch machen. 
Aehnlich wirkt eine Geſetzgebung, welche eine weitgehende Haftpflicht der Unternehmer feit- 
itellt wie die Englands aus dem Jahre 1897. 

Dur ein internationales Uebereinkommen v. 26. Sept. 1906 zwiſchen Tänemarf, 
Deutſchland, Frankreich, Jtalien, Quremburg, Niederlande und Schweiz wurde in diejen Staaten 
die Verwendung von weißem Phosphor für Zündhölzghen vom 1. Januar 1911 ab verboten. 
‚sn Telterreich und Großbritannien ijt der Anfchluß zu erwarten. 


Yiteratur: Webb, Theorie und Praxis der Gewerfvereine, Bd. J S. 319 ff.; Franken— 
ſtein, Arbeiterſchutz, © 96 ff.; Albrecht, Der geieklihe Schuß der ee Arbeiter 
gegen Gefahren für Leben und Gejundheit n J. f. V. G., 1890, S. 127: Schuler, Fabriks— 
Hygiene und Fabriksgeſetzgebung (Bericht auf dem 6. internationalen Kongrejie für Hygiene 
und Temographie 1887); Dammert, Handwörterbud der öffentlihen Gejundheitspflege; 
Handbuch der Hygiene, hrig. v. Weyl, VIII. Bd., 1. Theil: Allg. Gewerbehygiene u. Fabrik— 
gefeßgebung, 1894; ‚2. Theil: Spezielle Gewerbehngiene, 1895: Gejundheitsgefährlidde In— 
dujtrien, Berichte über ihre Gefahren und deren Verhütung, aus allen Staaten, herausg. v. 
d. tern. Verein. j. act. Arbeiterfchuß, Sena 1903. Ueber die Khosphorgefahren: Teleky, 
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Die PhospHornefroje, 1907. Ueber Bleivergiftungen: Beröffentlichungen des f. Ef. arbeits- 
ftatiftifchen Amtes, 1905 ff. 


h) Der Arbeiterfhuß im Handwerf und in der Hausinduftrie. 


8 66. 1. Die meilten der vorerwähnten Schußmaßregeln haben nur Geltung für 
die Großinduftrie, für die Fabrik, nicht aber für das Handwerf und die Hausinduftrie. 
Es erklärt fich dies aus der Hiltoriichen Entjtehung der Arbeiterfchußgejeßgebung. Das 
Fabrikſyſtem Hat in feinem eriten Auftreten überrafchende Uebelſtände hervorgerufen 
und bietet andauernd durch Konzentration der Betriebe und der Arbeiter eine größere 
Leichtigkeit für die Ueberwachung und Durchführung der Schubvorfchriften. Dieſe unter- 
ftügen zudem, wie mehrfad) hervorgehoben, eine Entwidlungstendenz der Großinduftrie, 
infoweit fie die Leiltungsfähigfeit der Arbeiter erhöhen. Nusreichende Beobachtungen 
in allen Staaten haben aber ergeben, daß die Mißſtände, welche die Arbeiterfchuß- 
gejeßgebung bejeitigen will, übermäßiger Verbrauch der Arbeitskraft, vollftändige Auf- 
laugung aller förperliden und geiftigen Kräfte durch die Vroduftionsthätigfeit, ungejunde 
Betriebsitätten und Betriebsarten auch im Handwerk und in der Hausinduftrie vorhanden 
ind. Aber zugleich beitehen unzweifelhaft große Schwierigfeiten für Die Uebertragung der 
Fabrikgeſetzgebung auf diefe Betriebsformen. Dieje Schwierigkeiten laſſen jich in folgende 
Momente zufammenfafjen: Handwerk und Hausinduftrie find decentralifirte Betriebe 
in größerer Zahl, jo daß ihre Ueberwachung — und ohne folche bleiben erfahrungsgemäß 
die geſetzlichen VBorichriften unbefolgt — nicht in ausreichendem Maße möglich ift. Die 
Arbeiterichaft ift weniger, oder in der Hausinduftrie gar nicht organifirt, meilt an einen 
niederen Lebensſtand gewöhnt, von geringerer Einfiht und geringerer Widerſtandskraft 
gegenüber den perlönlichen Einwirfungen der Unternehmer und gegenüber den äußeren 
Hinderniffen, welche mit der Durchführung von Schußgejegen verbunden find. Gie wirft 
alfo nicht wie die Fabrifarbeiterfchaft für die Schußbeftimmungen unterjtübend, ſondern 
vielfach hemmend. Die Ausgleihung, welche für den Großbetrieb durch die in 
Folge der Schubgejebe erhöhte Leiltungsfähigfeit der Arbeiter eintritt, ift im Hand- 
werk und in der Hausinditrie nicht im gleichen Maße vorhanden. Der Uebergang zu 
vollfommeneren Betriebsformen iſt für den Handmwerfer meiftens wegen Mangel an 
Kapital und Intelligenz, für den Hausinduftriellen aber immer ausgefchloffen, da 
ja nicht er der Betriebsleiter if. Die einfache Durchführung gejeglicher Vorſchriften, 
3. DB. entſprechend große, gut ventilirte, beleuchtete und geheizte Räumlichkeiten, jcheitern 
an der wirthichaftlihen Schwäche der Handwerker und Hausinduftriellen. Endlich iſt 
die Heimarbeit meiltens unfontrolirbare Arbeit im Haufe und in der Familie 
und dadurd) einer wirfjamen direkten Beeinfluſſung entzogen. 


2. Dieje Umstände erflären es zur Genüge, warum der Arbeiterſchutz im Handmwerf 
und in der Hausinduftrie fo wenig entwidelt ijt. Ein folcher Zuſtand enthält aber eine 
große Gefahr für die Geſammtarbeiterſchaft. Nicht nur ift ein großer Theil der Arbeiter 
auf diefe Weile ohne ausreichenden Arbeiterſchutz, auch die gejchübten Arbeiter in den 
Fabrifen und die Entwidlung der Produftivität der Jnduftrie überhaupt werden dadurd) 
geihädigt, denn es bleiben auf dieſe Weile zahlreihe Gewerbe auf einer niedrigeren 
Stufe der Betriebsentmwiclung, welche zwar eine geringere Produktivität, aber durch eine 
unbegrenzte Ausnützung menschlicher Arbeitsfraft dem Unternehmer noch ausreichenden 
Gewinn verbürgt. Ja der Vortheil größerer Unabhängigfeit von den Arbeitern und 
ver Mangel des Rififos, das mit der Anlage ftehenden Kapitals verbunden ift, fünnen 
noch immer die Ausbreitung der Heimarbeit begünftigen, obwohl längſt vollfomimenere 
Produftionsmethoden befannt und angewendet find. Daher jind Die Arbeiter in jenen 
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Unternehmungen, wo folhe zur Anwendung kommen, jtet3 der Gefahr ausgefegt, 
durch) Heimarbeiter verdrängt zu mwerden. 

3. Man wird daher troß der entgegenftehenden Hindemilfe nicht zögern dürfen, 
die Arbeiterfchußgefebgebung auch auf diefe Gebiete auszudehnen. Es wird dies aber 
mit Rüdficht auf die hier obwaltenden Verhältniſſe in vorfichtiger und individualifiren- 
der Weife geichehen müſſen. Da wo Werfftättenbetrieb beiteht, welcher eine zwar 
ſchwierige, aber immerhin doch mögliche öffentliche und eine Kontrole durch die Arbeiter- 
haft zuläßt, fünnen gewiß minimale Anforderungen der öffentlichen Gefundheitspflege, 
cin elfitündiger Marimalarbeitstag, Verbot der Werkitättenüberfüllung, gejundheits- 
\hädliher Austattung u. f. w. angeordnet werden. Sie wird allerdings die an der 
Grenze der Eriltenz ftehenden Betriebe unmögli maden und dadurd) den beſſer 
\ituirten Handmwerfern förderlich fein, aber eine ſolche Entwidlung tt für die Gefammt- 
heit nützlich. E3 werden aber auch indireft Mittel zu ergreifen jein, und insbeſonders 
die Frage ift zu erwägen, ob nicht Gemeindemwerfitätten errichtet werden jollten, melche 
nicht nur den Arbeitern größere Sicherheit und Schutz der Gefundheit, ſondern auch 
den Meiltern eine Verbilligung der Miethe bringen fönnten. Mit Erfolg Tann dies 
allerding3 nur da geichehen, mo unter den Handwerkern Einigung und genofjenjchaft- 
liher Geift vorhanden it, denn ſolche Werfitätten würden jtet3 eine Kooperation der 
Meifter, wenigitens in einzelnen Richtungen vorausfehen. 

4. Die Maßregeln zum Schuße der Heimarbeiter werden gleihfall® zum Theile 
indirefter Natur fein müſſen, infofern Alles zu unterftügen it, was die Yujammen- 
ziehung der Arbeiter, fei es in Werfitätten des Unternehmers, öffentlichen Werfitätten 
oder Kooperativwerfitätten erleichtert. Sodann kommen in Betradjt folche Maßregeln, 
welche beim Unternehmer einzufeßen haben. Es find dies — die erſte Vorausſetzung 
für jeden meiteren Fortfchritt — zunächſt der Zwang zur Regiltrirung aller Heim- 
arbeiter durch Meldung der Verleger und, der Kontrole halber, Durch Anmeldung der 
SHeimarbeiter ſelbſt. Daran ſchließt fich die Kennzeichnung der regiltrirten Heimarbeiter- 
jtätten. Sodann find den Unternehmern gewiſſe Pflichten anfzuerlegen. Zunächſt 
die, obligatoriiche Lohnliſten der Heimarbeiter zu führen, damit dieje zur Grundlage von 
Verfiherungen der Arbeiter, insbejondere in der Kranfenverjicherung gemacht werden 
fönnen. Außer der Haftung der Unternehmer dafür, daß die Arbeitsitätten der Heim- 
arbeiter gewiſſen minimalen fanitären Anforderungen entſprechen, Pfliht zur Kenn— 
zeihnung der durch Heimarbeiter hergeftellten Waaren. Direft beim SHeimarbeiter 
werden wenig Zwangsvorſchriften durchzufegen fein. Jedenfalls fünnte in Verbindung 
mit einer allgemeinen Wohnungs- und Sanitätzpolitif ein janitäres Minimum in 
Bezug auf alle Räumlichkeiten, welche al3 NArbeitsitätten benußt werden follen, vor- 
geichrieben werden. Größtes Gewicht mird darauf zu legen fein, unter den Heim- 
arbeitern felbjt eine Organiſation zu Stande zu bringen. Endlic wird auf eine Ein- 
Ihränfung der Heimarbeit Bedacht zu nehmen fein, einestheil3 durch das Verbot, 
Arbeitern oder Arbeiterinnen, welche in der Fabrik beichäftigt find, Arbeit mit nad) 
Hauſe zu geben, anderentheils durch Einwirfung der öffentliden Verwaltung bei 
Hinausgabe von Lieferungen. Zur Aufrechterhaltung einer Minimallohnhöhe eriheinen 
Eingriffe öffentlicher Organe beredtigt. 

Dan fnüpft in der Praxis die Arbeiterihußgefeße immer mehr an konkrete Merkmale 
der Betriebe ftatt an begriffsmäßige Scheidungen von Fabrif und Handiverl. Dieje beiden 
Begriffe kommen als verwaltungsrechtlihe Begriffe nur noch in Deutichland und Teiterreich 
vor. In Deutichland gibt man aber die Scheidung wenigſtens für Zwecke des Arbeiter- 


ſchutzes jeßt auf, indem die Novelle zur Gewerbeordnung von 1908 beftunmt, daß der Arbeiter- 
ſchutz einheitlihe Anmwenduna finden joll: 1. in allen gewerblichen Betrieben, in denen in der 
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Regel mindeftens 10 Arbeiter bejchäftigt werden (mit Ausnahme der Apothefen, Handels- 
gejchäfte, Gärtnereien, VBerfehrögemwerbe, Gaft- und Schanfgewerbe u. U.); 2. in jedem Falle, 
auch bei geringerer Zahl von Arbeitern: Bergmerfe, Salinen, Brüche, Gruben, Hüttenmwerfe, 
Bimmerpläte, Werften, Motorenbetriebe, Werkſtätten der Tabafinduftrie. Diefer Entwurf 
unterftellt auch die Hausinduftrie Schußbeftimmungen. Es gelten auh Räume, die zum 
Schlafen, Wohnen oder Kochen dienen, als Werfftätte, wenn darin gewerbliche Arbeit verrichtet 
wird. Der in Ausficht genommene Schuß bejteht in Folgendem: die Heimarbeitermerfftätten 
müffen gewiſſen Minimalanforderungen in Bezug auf die Gejundheit der Arbeitenden und mit 
Rückſicht auf die öffentlihe Gejundheit entjprechen, der Bundesrath erläßt die Vorſchriften 
darüber; für die Ausführung wird verantwortlich, wer das VBerfügungsrecht über den Raum hat, 
außerdem derjenige, der Arbeit dahin vergibt; die Löhne, die an Heimarbeiter bezahlt werden, 
müflen beim Berleger in Lohntarifen angeichlagen fein; die VBerrichtung folcher Arbeiten in 
der Hausarbeit fann verboten werden, welche mit erheblichen Gefahren für Leben, Gefundheit 
oder Sittlichkeit der Arbeiter oder für die öffentliche Gejundheit verboten find. — Auch gegen> 
wärtig find in Deutichland einige Beltimmungen der Hygienifchen und Sittlichkeitsvorſchriften 
der Gewerbeordnung für große und Heine Snduftrie maßgebend. Die Sonntagsrudhe ift zum 
größten Theile auch auf das Kleingewerbe ausgedehnt, und von der Ermädtigung, die Vor— 
Ichriften über die Kinder-, Frauen- und Arbeit der jugendlichen Arbeiter auf andere Betriebe 
al3 Fabrifen auszudehnen, Hat der Bundesrath bis jest Gebrauch gemacht bezüglich der 
Bädereien und der Konfefltion. Damit ift grundfäglich die Ausdehnung auf Handwerk und 
Heimarbeit angenommen. Die Gemerbeinspeftion erftredt fi auch auf das Handwerf. In 
Defterreich unterliegt die Hausinduftrie feinerlei Regelung, das Handwerk unterfteht der 
Gemerbeordnung in Bezug auf jfanitäre Vorſchriften und in einigen Punkten über die Arbeits- 
zeit: generelles Verbot der Sonntagsarbeit, der Kinderarbeit unter 12 Jahren, Vorſchriften 
über Auhepaufen. Ein Gejebentmurf von 1906 fieht in Bezug auf die Heimarbeit der Kleiderz, 
Wäſche- und Schuhmwaarenfonfektion vor: Evidenzhaltung der Heintarbeiter durch die Unter- 
nehmer, Yublizität der Arbeits- insbeſ. Lohnbedingungen, Lohnbücher, Kranlenverjicherungs- 
pflicht der Heimarbeiter, Werkftättenfontrole bei diefen, Verbot der Verwendung fremder 
Arbeitskräfte durdy die Heimarbeiter und Behandlung der Zmifihenmeifter (Stüdmeifter) als 
Arbeitgeber. Die Gemerbeinfpektion zieht auch da3 Handwerk in ihren Bereih. In der 
Schweiz bezieht fich die „Yabrifgefeßgebung“ der Eidgenofjenfchaft auf Betriebe mit 10 Arbeitern 
(ohne Motoren) oder mit mehr al3 5 Arbeitern und Motoren oder mit Berfonen unter 18 Jahren. 
Eine Ausdehnung der Schußbeftimmungen ijt durch die fantonale Gefebgebung erfolgt, Die 
Heimarbeit ift aber nicht betroffen. Sn Großbritannien und Franfreich gelten die Arbeiter- 
Ihußbeitimmungen für große und Kleine gewerbliche Besriebe, aber auch nicht für die Heim- 
arbeit. 

In einigen Staaten Amerifas, in Neu-Geeland und Viktoria hat man verjudht, eine Rege— 
lung der Hausinduftrie durch Regiftrirung der Heimarbeiter, Marfirung der hausinduftriell 
erzeugten Waaren, Verbot gemiljer Sanitätswidrigfeiten und Haftung des Verlegers herbei- 
zuführen. Bgl. Weber, Hausinduftrielle Gefeßgebung und Sweating-Syftem in J. f. V. ©., 
1897, ©. 271 ff., ferner die oben bei $31 angegebenen Schriften d. Ver. f. Sozialp.; Schmwied- 
land und Weber; Wilbrandt, Wrbeiterinnenfhuß und Heimarbeit, 1906; Dyrenfurth, 
Lohnregelung in der Hausinduftrie, S. B. 1908. 


8. Die Gewerbeinſpektion. 


867. 1. Mit dem Arbeiterſchutz iſt auch das Bedürfniß entſtanden nad) Organen 
zur Ueberwachung des DVollzuges der zum Schutze der Arbeiter erlafjenen gejeb- 
lichen Beltimmungen. Die fortlaufende und unbeeinjlußte Ihätigfeit jolher Organe 
hat fi) jo nothmwendig ermwielen, daß man, nachdem man in einzelnen Staaten den 
mißglüdten Verſuch gemacht hatte, PBerfonen im Ehrenamte, Geiſtliche, Friedens— 
richter, Private oder Beamte im Nebenamt zu verwenden, überall zur Einführung 
bejonderer jtaatliher Beanıter gefchritten ift, welche jene Ueberwachungsthätigkeit aus— 
zuüben haben und zugleid) al3 Berathungsorgane der politiichen Behörden und der 
Regierung in Fragen zu dienen haben, mwelche diefen Vollzug oder die Weiterbildung 
der Schutzgeſetzgebung betreffen. Diefe Beamten find unter dem Namen Yabrif- 
injpeftoren, Gemwerbeinfveftoren, Gewerberäthe zuerit in England 1833, in 
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Frankreich 1874, in der Schweiz 1877, im Deutſchen Reiche 1878, in Oeſterreich 1883, 
Ungarn und Rußland 1884, Stalien 1886, Belgien 1889 eingeführt worden und haben 
jowohl für die Durchführung mie für die Weiterbildung des Arbeiterſchutzes in allen 
Staaten eine ſtets wachſende Bedeutung gewonnen. 

2. Die Aufgabe der Gemwerbeinjpeftoren ijt zunächſt durch die Arbeiterichußgejeß- 
gebung begrenzt. Man ilt aber bald meiter gegangen, indem die Mitwirkung Der 
Gemerbeinfpeftoren bei admintjtrativen und legislativen Mapßregeln gewünſcht wurde. 
Außerdem legte man ihnen die Pflicht auf, die Intereſſen der Arbeiter auch in anderen 
al3 Arbeiterichugangelegenheiten wahrzunehmen, fo bei Unfällen, bei Haftpflichtfragen, 
beim Kranken- und Hilfskaſſenweſen, in Fragen der gewerblichen Ausbildung, bei Streitig- 
feiten aus dem Arbeitsverhältniſſe, und man benüßte ihre bejonderen Erfahrungen und 
eingehenden Kenntniffe der Gemwerbezuftände, um fie als techniſche Beiräthe bei Neu— 
anlagen von Iinternehmungen, bei dem Erlaſſe bejonderer gemwerbetehniiher Vor— 
Iohriften heranzuziehen und fie zu verhalten, in ihren Berichten nicht nur über den 
Bollzug der Schutzgeſetze, ſondern auch über die allgemeine wirthichaftliche und ſoziale 
Rage der Arbeiter, über deren Wohnperhältniffe, über induftrielle Wohlfahrtseinrich- 
tungen, ja in Italien fogar über allgemeine Maßnahmen zu berichten, welche geeignet 
eriheinen, die Induſtrie zu fördern. Es läßt fich danach eine vierfahe Richtung 
der gegenwärtigen Thätigfeit der Gemerbeinfpeftoren beobadten. Sie haben 
die Durchführung der geſetzlichen Vorſchriften zum Echuße der Arbeiter zu überwaden, 
insbejondere auch bei Unfallserhebungen mitzumirfen; fie haben die Behörden bei der 
Ausführung folder Beltimmungen al3 berathende Organe zu unterftügen und ihnen 
Gutachten bei techniichen Fragen, insbeſondere vor Betrieb3- und Bauberilligungen 
zu eritatten; fie jollen in eine Bertrauensitellung bei Arbeitern und Arbeitgebern ge— 
langen, beide Theile berathen, ihnen bei der Ausführung gefeglicher Vorſchriften be— 
hilflich fein, ihnen zu ihrem Recht verhelfen, wenn e3 verleßt wird; und endlich Haben 
lie Bericht zu eritatten über ihre Wahrnehmungen über die Lage der Arbeiter, über 
etwaige Borichläge im Intereſſe der Smduftrie und der Arbeiter in legislativer und 
adminiſtrativer Hinſicht. 

3. Dieſe Häufung von Aufgaben der ſchwierigſten Art erklärt ſich aus dem zu— 
nehmenden öffentlichen Intereſſe an allen Fragen, welche mit der Ordnung des Arbeits— 
verhältniſſes und der Organiſation der Induſtrie zuſammenhängen, und aus dem Fehlen 
anderer Verwaltungsorgane, welche ſowohl über die thatſächlichen Zuſtände ſo eingehend 
unterrichtet wie für die perſönliche Intervention ſo geeignet ſind, wie eben die Ge— 
werbeinſpektoren. Sie hat aber die urſprüngliche und Hauptaufgabe in den Hinter— 
grund gedrängt und bildet eine Gefahr für die vollkommene Durchführung der Arbeiter— 
ſchutzgeſetzgebung, zumal durch die Einbeziehung der Kleinbetriebe in die Inſpektion in 
England, Deutſchland, Oeſterreich, Frankreich, und durch das Streben, auch die Heim— 
arbeit in die Kontrole einzubeziehen, die Ueberwachung der Ausführung aller geſetz— 
lichen Beſtimmungen zum Schutze der Arbeiter immer ſchwieriger wird. Da ſelbſt eine 
Vermehrung der Inſpektoren nicht die inneren Schwierigkeiten überwinden kann, welche 
jene Häufung von Anforderungen der von den Inſpektoren nachzuweiſenden rechtlichen 
und techniſchen, hygieniſchen und volkswirthſchaftlichen Kenntniſſe an ſie ſtellt, muß noth— 
wendiger Weiſe eine Differenzirung der Organe und eine Theilung ihrer Aufgaben 
eintreten. Arbeitsſtatiſtiſche Aemter, Centralſtellen für Beobachtung und Verbreitung 
von Wohlfahrtseinrichtungen, Einigungsämter und Gewerbegerichte zur Vermittlung 
bei Streitigkeiten, Arbeiterausfhüffe und andere Arbeiterorganifationen zur Verjtärfung 
der Ueberwachung und Bejeitigung Heiner Uebeljtände, Sanitätsorgane zur Befeitigung 
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lanitärer Mißſtände werden die Thätigfeit der Gemwerbeinipeftoren theils ablöjen, theils 
ergänzen müſſen. Falt in allen Etaaten find Anſätze zu einer Entwidlung in diejer 
Richtung vorhanden. 

4. Was die Organiſation der Gemwerbeintpeftion anbelangt, fo ilt die Ueber— 
zeugung allgemein, daß eine Gentralleitung unentbehrlich ift, um die nothmwendige Ein- 
heitlichfeit in der Durchführung der Schußgejeßgebung zu erzielen. Auch bei noch jo 
weit gehender Detaillirung der Vorichriften ift namentlich in allen janitären Angelegen- 
heiten der Entiheidung der ausführenden Organe ein Spielraum gelafjen. Wenn diefer 
in verjchiedenen Aufſichtsbezirken in verjchiedener Weile benüßt merden fönnte, müßte 
er thatfächlich wie eine verjchiedene Schußgefeßgebung in demjelben Staate wirken und 
jene Induſtrien, welche einer fchärferen Anwendung des Geſetzes unterworfen werden, 
ebenjo benachtheiligen wie die fo wichtige Einbürgerung der Schußvorichriften in das 
Bemußtjein und die Sitten der Bevölferung erfchmeren. Gegenmärtig ermangelt nur 
Deutichland einer folchen einheitlichen Leitung, da die fpeziellen Verordnungen auf 
Grund des Neichsgejebes Sache der einzelnen Bundesitaaten find. 

Ob den Inſpektoren Befehlsbefugniffe zu geben find oder ob, mie dies in 
Deutichland und Defterreich der Fall ift, fie ihre Anträge an andere Behörden, poli- 
tiiche oder Polizeibehörden, zu ftellen haben, die dann nad) ihrem Ermeſſen vorgehen 
fönnen, ift nicht fo einheitlich entichieden. Während auf der einen Seite auf die Ge— 
fahr einer ſolchen Gewalt der Inſpektoren bei Mißbrauch oder ungeſchickter Anwen— 
dung hingewieſen wird ſowie auf das Miktrauen, das gegen den Inſpektor eriwachen 
müßte, wenn er Anfläger und Richter in einer Perſon wäre, wird von der anderen 
Geite darauf aufmerkſam gemadt, daß erfahrungsgemäß die Wirflamfeit der In— 
ipektoren vielfach dur) den Mangel einer Unterjtüßung ſeitens der Verwaltungs— 
behörden unterbunden und ihr Anfehen gejchmälert wird, wenn fie Mißſtände be— 
mängeln, die dann doch nicht von den Behörden abgeftellt werden. Jene befürcdhteten 
Gefahren Haben fih denn aud in England und in der Schweiz feineswegs heraus- 
geitellt, und jedenfalls fan gegen fie ein Refursrecht an eine andere Inſtanz Ab— 
hilfe jchaffen. 

5. Die hohen Anforderungen, welche das Inſpektorat nicht nur an die fachlichen 
Kenntniſſe des Inſpektors, fondern auch an feine perfönlihen Eigenjchaften jtellt, da 
er jeine Aufgabe, die allmählihe Erziehung der Unternehmer wie der Arbeiter zur 
Erfüllung der im allgemeinen Intereſſe geitellten Forderungen, nur durch Takt, Ge— 
duld und geiltige Ueberlegenheit erreichen fann, macht die Frage nach der Heran- 
bildung der Snipeftoren und nad) den Berufsfreifen, aus welchen fie zu entnehmen 
find, zu einer beſonders fchmwierigen, aber zugleich zu einer folchen, welche nicht jche- 
matiſch gelöjt werden kann. Einer allgemeinen Beurtheilung ift daher nur die Frage 
der Heranziehung von meiblichen Snfpeftoren und von Arbeitern zu Inſpektions— 
dienjten zu unterwerfen. Erxitere werden da gewünſcht, mo vornehmlich Yrauen be— 
Ihäftigt werden, und find dafelbit gewiß auch am Plate, da ſie leichter daS Vertrauen 
der Arbeiterinnen gewinnen und in höherem Maße ein PVerftändniß für ihre Bedürf- 
niſſe Haben werden, al3 dies bei Männern wahrſcheinlich it. Auf die lebteren legt 
begreifliher Weile die Arbeiterichaft Gewicht, weil jie von ihnen eine bejondere 
Kenntniß der abzuftellenden Uebelftände, ein raſches Eingehen auf die Bedürfniffe der 
Arbeiter und eine ganz bejondere Vertrauenzftellung erwartet. Nicht mit Unrecht 
macht man aber darauf aufmerffam, daß die erjte Vorausfeßung der gedeihlichen 
Wirkſamkeit der Gemerbeinfipeftion volllommene Objektivität und das Vertrauen bon 
Unternehmern und Mrbeitern ift. Alle fubjeftiven Gründe, melche für Xrbeiter- 
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infpeftoren angeführt werden, fprechen daher nicht für, fondern gegen deren Zulaffung. 
Dagegen wäre e3 ebenfo verfehlt, aus diefen Gründen die Erziehung von Inſpektoren 
aus dem reife der Arbeiterfchaft auszuschließen, wenn deren Bildung und Charafter 
die Gewähr für eine vollfommene Erfüllung der Aufgaben bieten, zumal wenn ihre 
al3 Arbeiter erworbenen Speziellen Kenntniſſe von Werth fein können, wie dies ins- 
bejondere bei gewiſſen Betrieben, Bergmwerfen, der Fall ilt. 


Bon der engherzigen und thörichten Befämpfung, welche die Fabrikinſpektion zur Zeit 
ihrer Einführung in England, Deutichland, auch in Defterreich erfahren Hat — man vgl. über 
die Kämpfe in England die Darftellung bei Marx, PBlener, Weyer, für Deutſchland 
den Auffaß von Braun (Wiesbaden) im Jahrbuch für Volkswirthſchaft, Herausg. von Era, 
3. Jahrg. 1869, ©. 10 ff. und die Verhandlungen de3 norddeutichen NReichstages vom 29. Aug. 
1869 — ift heute feine Rede mehr. Vielfach macht jich aber eine etwas äußerliche Beurtheilung 
geltend, melche das, was die Organijation an ſich leiſten kann, überjhäßt. Es ift wichtig 
dem gegenüber zu betonen, daß jede polizeiliche, regulirende Thätigfeit geſtützt auf einjeitige 
ftaatliche Zmwangsmittel unvollfommen bleiben muß, daß fie vielmehr des NRüdhaltes in dem 
Bemußtjein und in der Thätigfeit der anderen Bevölferungsfreije bedarf. Einer der befannte- 
ten und geactetiten Inſpektoren des Kontinent3 hat dies ausgeſprochen: „Denn die beiten 
Inſpektoren vermögen nichts, wo fie nicht an den Behörden einen feiten Rüdhalt finden, wo 
nicht die öffentlihe Meinung für eine loyale und ernite Anwendung der Yabrifsgejebe günitig 
geftimmt ift, wo nicht vor Mlem die zunächſt Betheiligten, die zu Schüßenden, die Arbeiter 
jelbit, der Gefeßeshandhabung Vorſchub leiten, die Hiezu bejtimmten Organe unterftügen und 
niet der Meinung ſich hingeben, daß auch ganz ohne ihr Zuthun eine genügende Durch» 
führung der gejeglihen Vorſchriften möglich jei." Schuler, Die Fabrifinfpektion, im Archiv 
Bd. II ©. 537. Daß die Ürbeiter oft felbit aus falih veritandenem Intereſſe Hindernifje 
bereiten, ıft bekannt. Vgl. Victor Adler a. a DO. Diefe am Xeußerliden haftende Be- 
urtheilung Hat befonder3 dazu geführt, die Zahl der von den Inſpektoren vorgenommenen 
Snipektionen als einen ficheren Maßſtab ihrer Leiftungen in den Vordergrund zu ftellen. Der 
badiihe Fabrikinſpektor Wörishofer, deſſen ausgezeichnete Thätigfeit vorbildlich gemorden 
iit, Schreibt darüber: „Man jah hierin (in der Zahl der vorgenommenen Inſpektionen) am Ans 
fang den Maßftab für die Wirkfamfeit der neuen Snititution. Im Anfchluffe Hieran wurde 
die Forderung eines mindeften3 einmaligen Bejuches jeder einer bejonderen Aufficht unter- 
liegenden gewerklichen Anlage geſtellt. MS ob auf dieje Weife diefer Vollzug jicher geitellt 
werden könnte und als ob dieje Fabrifauffihtsbeamten nicht noch andere Mittel der Ueber- 
wahung hätten.“ ... „Auf diefem Gebiet muß man fi) darauf verlafien, daß die Befug- 
niß, ſich jederzeit an Ort und Gtelle zu überzeugen und das Herausfühlen eines dahingehenden 
Bedürfnijjes bei den Beamten in Verbindung mit den fonftigen Hilfämitteln einen genügenden 
Bollzug ficherftellt, wie die Erfahrung auch Hinreichend gelehrt hat." (Die Fahresberichte der 
deutichen Fabrifauffichtsbeamten in 3. f. Stw. 1894, ©. 120.) Eine Inſpektion aller Fabriken 
und Werfitätten zu erreichen iſt unmöglih und fönnte nicht verhindern, daß nach dem Be- 
ſuche des Inſpektors mwenigftens durch ein Jahr wieder die alten YZuftände Pla greifen. Die 
in diefer Richtung enticheidende Thätigkeit der Inſpektoren kann nur in der feiten Führung 
und Leitung der öffentlihen Meinung und in der Ueberwindung des Widerftandes durch 
pojitive Einwirkungen an einigen Punkten gelegen fein. So wichtig es auch iſt, ihnen hiefür 
genügende Zeit und Kraft zu laſſen, um in diefer Richtung auch quantitativ viel zu leijten, 
jo kann man doch nicht erwarten, daß das Inſpektorat jemals jo ausgeſtaltet werden könnte, 
daß es allein den Vollzug des Gejetes an allen Stellen zu ſichern vermödhte. 

Weiblihe Fabrikinſpektoren find zuerft in Frankreich 1874 eingeführt worden, 1893 
in England. In den Vereinigten Staaten von Nordamerika find fie überall, wo Frauenarbeit 
in größerem Umfange in Fabrilen ftattfindet, vorhanden. Vgl. Gertrud Dyrenfurth, Die 
Berichte der mweiblihen Fabrikinjpektoren in England im J. f. N. 3. Folge, Bd. IX ©. 594; 
Helene Simon, Die Fabrif- und Sanitätsinfpektorinnen in England, 3. f. G. V., 1897, ©. 899; 
Kelley, Die weibliche Fabrifinfpektion in den Pereinigten Staaten, im Archiv Bd. XI 
S. 128. In Teutichland wurden die eriten Fabrikinjpektorinnen 1898, in Oeſterreich 1906 
angeftellt. 

Arbeiter find zum eriten Male 1881 in England in die Inſpektion aufgenommen worden; 
an der Inſpektion der Bergmerfe nehmen Arbeiterdelegirte Iheil in England feit 1887, in 
Frankreich jeit 1891, in Belgien feit 1897, in Preußen jeit 1898. 

Handbuch des Deifentlihen Rechts. Einl.-Band. Abth. IV. I. 4. Aufl. 17 
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9. Einigungsamter, Schiedsgeridhte und Gewwerbegeridhte. 


8 68 1. Da mit der zunehmenden Drganijation der Arbeiter und Arbeitgeber 
Konflikte zwiſchen ihnen immer häufiger zu Wrbeit3einitellungen in oft großem Um— 
fange führen, find auch die damit verbundenen Nachtheile allgemeiner empfunden 
worden. Die Arbeiter werden durch Lohnausfall und Verluſt der Arbeitsitellung in 
ihrer Eriltenz bedroht, die Unternehmer erleiden Schäden und Verluſte in ihrem 
Betrieb, die Volkswirthſchaft wird durch den Stillftand der Produktion (z.B. bei Ein- 
ftelung der Kohlenproduftion), durch den finfenden Konjum der auf ein feines Ein- 
fommen gejeßten Arbeiter, durch die Störung, melde das Einjtellen eines Betriebes 
für den Arbeitsprozeß korreſpondirender Betriebe mit Jich bringt, geichädigt. Bei 
Gaswerken, Waflerwerfen, Berfehrsunternehmungen, Nahrungsmittelgewerben bedroht 
ein zum Stillftand der Betriebe führender Konflift zwiſchen den Arbeitern und Wrbeit- 
gebern dieſer Betriebe oft große unbetheiligte Volfsgefammtheiten mit unmittelbaren 
Gefahren. Dies führte dazu, daß man auf Mittel zur gütlichen Erledigung von Arbeits- 
ftreitigfeiten bedacht war. Solche Mittel find Einigungsfommiffionen, Einigungs- 
ämter und Schiedsgeridhte. Man verjteht darunter Vereinigungen von Arbeitgebern 
und Arbeitern zur gütlichen Beilegung eines aus dem Arbeitsverhältniß entiprungenen 
Streites, fei e3, daß die Bedingungen des gegebenen Wrbeitsvertrages und die That- 
laden, auf welche er fich bezieht, Hargeftellt oder die Bedingungen eines Fünftigen 
Arbeitsvertrages feitgeitellt werden follen. Einigungsperfahren und chiedsrichterlicher 
Ausſpruch find Hiebei nicht fcharf zu trennen. Dieſelben Organe fönnen in beiden 
Richtungen thätig fein. In der Regel wird es auf einen Schiedsſpruch ankommen, 
wenn e3 fi um die Auslegung eines beitehenden Vertrages handelt, während bei 
Seftfegung neuer Bedingungen eine durch gemeinfame Berathung zu erzielende Einigung 
beider Theile angeftrebt wird. Es hängt von der befonderen Berfaffung der Inſtitution 
ab, welche Kompetenzen ihr übertragen werden. 

2. Die Schieds- und Einigungsämter find englifhen Urſprungs. Am be— 
fannteften find die beiden Formen, melde nah Mundella und nad Kettle be- 
nannt find. Die Einigungsämter der eriten Art entjtehen durch die Wahl der 
Arbeiter in einer allgemeinen Verfammlung der Arbeiter ihre® Gewerbes und der 
Arbeitgeber auf der anderen Geite, welche je eine gleiche Anzahl von Bertretern 
zu gemeinschaftliher Berathung entjenden. Arbeiter und Arbeitgeber verhandeln 
in diefen Einigungsfammern auf dem Fuße voller Gleichberechtigung. Sie ſtellen 
periodisch für einen fünftigen Zeitraum den Lohn und alle übrigen Bedingungen des 
Arbeitsverhältniffes feit und jchlichten alle Arbeitsitreitigfeiten, Die vor fie gebracht 
werden. Bevor eine Arbeitsitreitigfeit der Kammer zum Enticheid vorgelegt wird, 
muß fie aber erft in einem aus vier Mitgliedern der Kammern beftehenden Ausſchuſſe 
vorgebracht worden und dieſer außer Stande gemejen ſein fie auszugleichen. Mun— 
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della rechnete damit, daß alle Enticheidungen ohne Abjtimmung durch die Kraft der 
inneren Gründe erledigt würden. In feiner Einrichtung iſt daher nicht vorgejehen, 
was gejchehen foll, wenn beide Parteien einander feindlich gegenüberjtehen. Dem 
gegenüber hat Ruppert Kettle im einer im Uebrigen gleihartigen Organijation das 
Augenmerf darauf gerichtet, die Bildung eines beide Parteien bindenden Bertrages 
zu ermöglichen. Er hat deßhalb außer einer gleichen Anzahl von Mitgliedern beider 
Barteien einen unparteitihen Vorſitzenden, der als Schiedsrichter die Macht Hat, in 
allen Fällen zu entjcheiden. Die beiden Parteien find verpflichtet, ſich dem jchieds- 
gerichtlichen Spruche zu unterwerfen, und der Schiedsſpruch kann daher durch die 
Grafichaftsgerichte durchgefegt werden. Durch ein Geſetz von 1872 wurden die recht- 
fihen Grundlagen dafür geſchaffen. Diejes Syſtem hat ji) dann weiter entwidelt. 
Die Schied!- und Einigungsfammer ftellt einen ftändigen Sekretär an. Mande 
Fragen, die fi) aus dem Arbeitsvertrage für irgend ein beitimmtes Verhältnig er- 
geben, werden durch Beiprechung der Sefretäre des Gemwerfvereins und der Einigungs- 
fammer erledigt, andere fommen vor einen Ausschuß, den die Kammer wählt, größere 
Streitigkeiten zunähft vor einen Verlöhnungsausihuß und dann erit in die Voll— 
verſammlung. 

3. Dieſe ſchiedsgerichtlichen Einrichtungen ſind das Produkt langer und heftiger 
Kämpfe der organiſirten Arbeiter und Unternehmer, die beide Theile zur Ueberzeugung 
führten, daß zu den äußerſten Mitteln, Arbeitseinſtellung und Ausſperrung, nur ge— 
griffen werden ſollte, wenn Lebensfragen auf dem Spiele ſtehen. Ihre praktiſche 
Bewährung hat fie dann zu einem sintegrirenden Beſtandtheil aller Kollektiv⸗ und 
Tarifverträge gemacht, und andererjeit3 Haben fie ſelbſt durch die in ihren Enticheidungen 
angejammelten Erfahrungen wieder weſentlich dazu beigetragen, ſolche Verträge aus— 
zubauen und ihnen eine erweiterte Wirkfamfeit zu geben. Sie nehmen daher in der 
Gegenwart ebenſo zu, wie die Kollektiv» und Tarifverträge und gelten al3 deren un— 
entbehrlihe Stüße. Ihre Nüslichfeit Hat in der Gegenwart immer häufiger Anlaß 
zu Staatlicher Förderung von fchiedsgerichtlichen Einrichtungen gegeben. 

Sn Frankreich ermädtigt da3 Gef. v. 27. Dez. 1892 die Friedensrichter, bei 
Urbeitsitreitigfeiten Vermittlungsverfuchhe auf Anrufen einer Partei oder von Amts— 
wegen zu machen und ebenjo find nach dem Gef. v. 17. Sept. 1902 die Arbeitsräthe 
zur gütlichen Beilegung von Nrbeitsitreitigfeiten berufen. In England hat ein Gejeh 
bon 1896 „zur beijeren Verhütung und Schlihtung von gemerblichen Streitigkeiten“ 
da3 Handelsamt ermächtigt, bei allen Streitigkeiten Schritte zu thun, um die Parteien 
zu gemeinjamer Beratdung zu führen und auf Wunſch einer Partei einen Vermittler, 
auf Wunjch beider Parteien einen Schiedsrichter zu beitimmen. Sn Deiterreich hat 
da3 Ge. v. 14. Aug. 1894 betr. die Errichtung von Genoſſenſchaften beim Bergbau 
vorgejehen, daß der Unternehmer und Arbeiter in gleicher Zahl vereinigende große 
Ausihuß der Genofjenfhaft als Einigungsamt auf Anrufen einer der beiden Gruppen 
oder von Amtswegen funfktionire. Einen Schritt weiter find die Ber. Staaten und 
Canada gegangen, indem fie bei Arbeitsitreitigfeiten bei Eifenbahnbetrieben, in Canada 
aud bei folhen in anderen Betrieben von öffentliher Bedeutung die Verhandlung 
vor einem Schiedsgericht obligatorifch machen. (Qgl. oben S. 211 Anm.). Dieſen 
Sedanfen mwollte ein Gefegentwurf Millerands (1900) für Frankreich erweitern, indem 
er eine obligatorifche Organifation der Arbeiter in den einzelnen Betrieben und obli- 
gatoriihe Sciedsgerichte einführen wollte, ein Vorſchlag, den Brentano 1905 für 
Deutichland wiederholte. Verwirklicht wurde er durch Gefege von 1894 an in Neu- 
jeeland, Südauftralien, Neufüdwales und Wejtaujtralien, indem dajelbit 
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Cciedsgerichtshöfe geichaffen wurden, welche mit bindender Kraſt für beide Theile 
enticheiden. Streiks und Ausfperrungen find fortan ftrafbare Vergehen, die mit hohen 
Geldftrafen, eventuell Gefängnig belegt find. Dadurch Haben die Schiedägerichtshöfe 
thatfächlich die Regelung der Arbeitsbedingungen in die Hand befommen. Dieſe Geſetz— 
gebung wird zweifellos auf die europäilch-amerifaniihe Kulturwelt zurüdwirfen, eine 
allgemeine Webertragung aber nicht erfahren, da die Bedingungen für eine autoritäre 
Ordnung des Arbeitsverhältniffes Hier nicht jo einfach wie in Australien Tiegen. Das 
gegen könnte eine Nachahmung in einzelnen Fällen, in Gemerbebetrieben öffentlichen 
Intereſſes, in der Heimarbeit wohl verjucht werden. 


4. Öemwerbegerichte find rechtiprehende Organe, an welchen ebenfall3 Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer betheiligt find, unter deren Mitwirkung in Prozeßform 
über eine auf Grund des abgejchloffenen Arbeitövertrages von einem Arbeitgeber 
oder Arbeiter vorgebradhte Klage ein richterliches Urtheil gefällt wird. Einigungs— 
ümter und Gewerbegerichte fallen daher in ihren Aufgaben nicht unmittelbar zu— 
lammen. Das Gemwerbegericht Hat immer einen Rechtsſpruch mit richterlicher Voll— 
macht zu füllen, während das Einigungsamt in den meilten Fällen ein Billigfeit3- 
urtheil über die Zweckmäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit geforderter oder abgelehnter 
Arbeitsbedingungen abgeben muß. Das Gemwerbegericht enticheidet immer nur indivi- 
duelle Streitfälle zwiſchen einzelnen Arbeitern und Arbeitgebern, das Einigungsamt 
jtellt meiftens die Bedingungen für den Arbeitövertrag innerhalb eines ganzen Ge— 
werbes feit. Der Beitand felbjtändiger Gewerbegerichte, mie fie in Deutichland und 
neuerdings in Defterreich eingeführt find, in Frankreich ſchon lange als Conseils des 
prud’hommes bejtanden haben, rechtfertigt ſich durch das Intereſſe an einer rafchen, 
lahhfundigen und unpartaiiichen Entſcheidung von Rechtäftreitigfeiten aus dem Arbeits— 
verhältniife. Die Eigenthümlichfeit der Gemwerbegerichte in den genannten Staaten 
beiteht nämlich darın, daß fie aus Sachverſtändigen (Unternehmern und Arbeitern) 
zuſammengeſetzt jind, gegenüber den ordentlihen Gerichten ein einfaches, meniger 
fojtipieliges Verfahren haben, gegenüber der in Peutichland und Delterreich üblich 
gervordenen NRecdhtiprehung der Gemeindevoritände aber die Sicherung vollitändiger 
Unparteilichfeit bieten. Ob diefe Organe fi) auch, wie man in Deutichland verjucht, 
zur Anwendung des Einigungsverfahrens eignen, ift noch nicht mit Gicherheit zu 
lagen. 

In Deutihland find Gewerbegerichte auf. Grund des Neichögefeßes vom 29. Juli 
1890, abgeändert durch Gemerbegerichtsgeieb vom 30. Juni 1901, errichtet. Der vom Staate 
zu beitätigende Vorſitzende wird von der Gemeindevertretung gemählt; die Beiliber gehen zu 
gleihen Theilen aus direkter und geheimer Wahl der Arbeiter und Arbeitgeber hervor. Die 
Errichtung ift obligatorisch für Gemeinden mit mehr al3 20000 Einwohnern. Als Gericht- 
inftanz haben ſie fich bewährt, al3 Einigungsämter fcheinen fie ſich nur langjam einzubürgern. 

Sn Delterreidh find durch Geſetz vom 27. Nov. 1896 Gemwerbegerichte nach Art der 
deutjhen eingeführt worden, welche ſich von den LXebteren aber dadurd) unterjcheiden, daß 
1. die Smitiative zur Errichtung der Regierung überlafjen ilt; 2. der Borfibende vom Juſtiz— 
minifter aus dem freie der richterlihen Beamten ernannt und 3. auf den Verſuch, das Ge— 
werbegericht als Einigungsamt wirken zu laſſen, verzichtet wird. 

In Ktalien find Gemerbegerichte durch Geſ. v. 15. Juni 1903 eingeführt worden, welche 
einen Ausſchuß als Einigungsamt einjegen. Vgl. Sombart in Archiv 6. BD. 

Literatur: Schr. 89. V. f. ©. Bd. II, IV, XLV; von Schulze-Gävernitz, Zum Sozialen 
Frieden, 1890, Bd. II ©. 187 ff.; Stieda, Art. Einigungsämter im Hdm. d. Stw; derfelbe, 
Art. Gemwerbegericht, ebenda; derjelbe, Tas Gemwerbegeriht, Leipzig 1890; Say, Die 
Cinigungsämter in Franfreih auf Grund des Gejebes vom 27. Dez. 1892, Archiv Bd. IV 
©. 334; Ergebniſſe der vom Gewerbeausſchuſſe des öjterreichiihen Abgeordnetenhaujes ver- 
anjtalteten mündlichen und fchriftliden Enquete über Arbeiterausfhülle und Einigungsämter, 
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Wien 1893; Aldrich, Die Arbeiterbewegung in Auſtralien und Neu-Seeland in J. f. N. 3. F. 
XV. Bd.; Zimmermann, Streikverhütung, in Preuß. Jahrb. 1905, 120. Bd.; Brentano, 
Ueber das Arbeitsverhältniß in den privaten Niejenbetrieben, Sch. d. V. f. ©. Bd. 116; 
Schachner, Schiedsgerihte und Lohnausſchüſſe in Auftralien, im Archiv 1908, 27. Bd.; 
Broadhead, State Regulation of Labour in New Zealand, 1908. — Bgl. auch IL 2, $ 103. 


10. Zuſammenfaſſung. 

8 69. 1. Eine zulammenfafjende Betradhtung der Stellung der Xrbeiter in der 
germerblichen Produktionsorganiſation zeigt, daß dieſe Stellung jeit der Einführung der 
Gemerbefreiheit jehr bedeutfame Veränderungen erfahren Hat und noch fortwährend 
jolhen unterworfen it. Dieſe Veränderungen bedeuten jammt und ſonders einen 
Bruch mit der Freiheit des Arbeitövertrages im Sinne der individualiftiichen Auffaflung, 
und eritreben eine Drdnung des Arbeitöverhältniffes unter Mitwirkung der beiden 
betheiligten S$ntereffentengruppen, aber unter Führung und Leitung des Staates. 
Dadurch ift die Stellung des Arbeiter im Produktionsprozeſſe nicht mehr die eines 
bloßen Produftionsmittels; jedenfall haben alle Verſuche einer Fortbildung des Arbeits— 
vertrages die Tendenz, dem Arbeiter den Charakter einer gleichberechtigten und nur 
während der Ausführung des Produktionsprozeſſes untergeordneten Hilfsperfon des 
Unternehmers zu geben. Diefe Borftellung hat zur Entwidlung eines bejonderen ge- 
werblichen Arbeitsrechtes geführt, deſſen mwichtigite Züge im Vorftehenden hervorgehoben 
worden find. Andere Maßregeln, die noch zu beiprechen fein merden, juchen die 
Gtetigfeit der Arbeitsgelegenheit und des Arbeitseinfommens zu jihern. Alles dies 
gefchieht aber unter Wahrung der wirthichaftlichen Selbftverantmwortlichkeit des Einzelnen 
jowie unter Wahrung einer von Unternehmern geregelten Broduftionsorganiation. An 
der Stellung des Unternehmers als des die Produktionsrichtung und die Produktionsart 
beitimmenden unabhängigen Leiter3 hat das veränderte Arbeitsrecht nicht gerüttelt. 
Die Demofratijirung der Produftionsorganifation beichränft ich auf jene oben bezeichnete 
Berihiebung in der Stellung des Arbeiter gegenüber den konkreten Arbeitsbedingungen, 
welche, wie mir gejehen haben, nur eine der drei für den Unternehmer enticheidenden 
Funktionen von der Mitbeitimmung durch die Arbeiterichaft abhängig madt. ber 
auch Hier ijt diefe Mitbeitimmung nur in negativer Richtung wirkſam durch den Aus— 
ſchluß gemilfer von den Arbeitern als unzureichend betracdhteter Bedingungen, mährend 
das ganze jenjeit3 Tiegende Gebiet pofitiver Drdnung der Werfitätten, der Arbeits— 
mwerfzeuge, der VBerfahrensarten, der Auswahl der Arbeiter, der Arbeitstheilung und 
Anpaffung der vorhandenen Kräfte an die Theilfunftionen des Produktionsmechanismus, 
aljo die ganze innere Arbeitsorganilation der freien Beſtimmung durch den Unter- 
nehmer überlaljen bleibt. 

2. Es iſt Har, daß diefe Verichiebung in der Stellung de3 Arbeiterd feine Ver— 
änderung in der unternehmungsmweilen Organifation der Produktion bedeutet. Sie 
bedeutet eine neue, und mie wir glauben, eine höhere, vollfommenere Entwidlungs- 
Itufe derfelben, nicht den Beginn ihrer Ablöfung durch eine kollektiviſtiſche Produktions— 
organilation. Eine ſolche ift aus der Entwidlungstendenz der Unternehmungsformen 
nicht zu entnehmen, und auch aus den Nenderungen, welde in der Stellung der 
Arbeiter in der Produktion vor fich gehen, ijt eine Annäherung an dieſe Ziele nicht 
zu erkennen, denn nad) wie vor fußt fie auf dem Lohnſyſtem und der Selbſtver— 
antwortung al3 Grundlage der Erlangung und Behauptung einer Wrbeitsgelegen- 
heit. Diejes Prinzip ift felbft da nicht aufgegeben, wo die Arbeiter jelbit Pro- 
duftionsorganifationen gegründet haben und die Produktion für ihre eigene Kon— 
jumtion zu organifiren beginnen. Sie vereinigen ſich hier al3 Konjumenten, um 
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durch entlohnte Arbeiter die Fabrikation und PVertheilung der von ihnen gemünjchten 
Waaren zu betreiben. In welchem Maße es wahricheinlich ift, daß durch eine Ver— 
änderung der Unternehmungsformen eine Veränderung der ganzen Produftionsorgani- 
lation herbeigeführt wird, wurde an einer früheren Stelle gezeigt. Wenn mir die 
einer centralen Drganijation zudrängenden Kräfte auch noch fo ftarf veranichlagen, 
fonnen wir dody weder ein Aufhören der Waarenproduftion, nod) eine Produktion durch 
die Geſellſchaft für die Gejellichaft, ſondern höchſtens Produftionsvereinigungen von 
Konjumenten, Arbeiterproduftivgenoflenichaften, Gemeinde- oder ftaatlihe Produktions— 
anftalten, kapitaliſtiſche Einheitsbetriebe erbliden, die unter jich in ihrer Bedeutung und 
Art jehr verjchieden find, ſich aber doch darin gleichen, daß fie ihre Produkte im Taufch- 
verfehr verwerthen, und daß fie den Arbeitern in der Produftionsorganilation feine 
andere Stellung einräumen, als fie ihnen nach dem heutigen Arbeitsrechte grundfäßlich 
zufommt. Die freie Wahl der Produftiongleiter unter den ſich anbietenden Arbeits— 
fräften, die Verantwortung des Arbeiters für die Erlangung einer Arbeitsgelegenheit, 
die Vergütung der Arbeitsleiftung durch Löhne bleibt auch Hier aufrecht, und die Rückſicht 
auf die Bilfigfeit der Produktion, alfo die Niedrigfeit der Produftions- und demgemäß 
auch der Arbeitskoſten beiteht fort. 

3. Mag aljo die Entwicklung der gemwerblihen Produftionsorganilation welchen 
Zielen immer zujtreben, jo iſt Doch nicht zu fagen, daß fie bisher von Veränderungen 
in der Stellung der Arbeiter begleitet wäre, welche eine Beleitigung der Grundlagen 
de3 heutigen Arbeitörechtes wahrjcheinlich machten. Seine weitere Ausbildung und Ver- 
vollkommnung in der in der Gegenwart von fozialreformatorifchen Kreifen angeftrebten 
Richtung, die Stärkung der Arbeiterberufsvereine, die forgfältigere Ausbildung ihrer 
Organijation und Aufgaben und der ftaatliche Arbeiterſchutz merden daher auch”nicht 
dazu führen, daß den Arbeitern die Herrichaft über die Produftionsmittel eingeräumt 
wird. Aber damit ijt nicht gejagt, daß fie ihre Bedeutung nur infolange behielten, 
al3 die Heutige Wirthſchaftsverfaſſung aufrecht beiteht. Die in ihnen hervortretenden 
Grundſätze würden vielmehr ihre Bedeutung in jeder möglihen Form der Kolleftiv- 
produftion behalten, denn nur ein naives Gemüth kann ſich eine ſolche fo vorftellen, daß 
te der unmittelbaren Selbſtbeſtimmung der in irgend einer Produftionzitätte Arbeitenden 
unterimorfen wäre. Die Erfahrung gibt nur zwei Beiſpiele entwidlungsfähiger Kolleftiv- 
produftionen, die von Konjumenten und die von öffentlichen Körperjchaften geleiteten. 
In beiden Fällen find nicht die Arbeiter allein die Herren der Produktion und iſt der 
fomplizirte Mechanismus der lebteren ohne eine Hierarchie von Beamten und Ueber— 
tragung der Gemwalten von der Maſſe der einzelnen Konfumenten oder Staats- und 
Gemeindebürger auf dritte Berfonen undenkbar. Dadurch wird aber auch für die der 
heutigen entgegengejebte Form der Produktion die Nothwendigkeit eines jorgfältigen, die 
Intereſſen ſowohl der Arbeitenden mie der Produftiongleiter mwahrenden Arbeitsrechtes 
nachgemwiejen. Darin liegt die Bedeutung der heute zu Gunſten der Arbeiter gejchaffenen 
Schutzanſtalten, fie find Baufteine für jeden fünftigen Gefellichaftszuftand, der nur dem 
Grade, nicht aber der Art nad) von dem heute fihtbaren verjchieden jein mwird. 

Es ift an anderer Stelle darauf aufmerfjam gemacht worden (Bd. I$ 44 Anın. u. 88 151 ff.), 
daß das Wefentliche der Sozialreforn in der Anfnüpfung der Fortjchritte zu Gunften !der 
unteren Klaſſen an die heute gegebenen rechtlichen und wirthichaftlihen Grundlagen gelegen 
it. Auch in der Theorie dei Sozialdemofratie — die praftifhe Agitation läuft allerdings 
manchmal in anderer Richtung — wird nichtküberfehen, daß es auch für die erwartete voll- 
ftändige Ummälzung der Produftionsorganifationg doch eine unumgänglide Vorausſetzung 
erfolareihen Beſtandes fei, daß jdie Arbeiterfchaft jich die nöthige intelleftuelle und organi- 
jatorifhe Kraft erworben habe, melde fie zu einer hervorragenden Bethätigung in der Ver— 
waltung unferer Gefellfchaft befähigt. Nur in dieſer Hinficht kann den heute das Arbeits- 
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verhältnig verbejjernden Einrihtungen die Wirfung einer Vorbereitung der Gozialijirung zu— 
geſprochen werden, jie thun e3 aber nicht in höherem Maße, als etwa Einrichtungen der 
Volksſchule oder des Heeres. Alle die von der Sozialdemofratie oftmals jtarf geſchmähten 
Mittel der Selbithilfe der Arbeiter und der Stärkung ethischer Vorftellungen und Pflege der 
Wirthichaftlichkeit fommen dabei ebenfall3 wieder zu Ehren. Vgl. Bernstein, Probleme des 
Sozialismus in „Neue Zeit“ 1896/97, Bd. II S. 101ff.; derf., Zur Geſchichte und Theorie 
de3 Sozialismus, 1901, ©. 208 ff. Ueber den dauernden Werth des in der Gegenwart 
gewonnenen Arbeitsrechtes vgl. das Kapitel „Gewerfvereine und Temofratie" bei Webb, 
Theorie und Praris der Gemerfvereine Bd. II S. 320 ff., bei. S. 335; Bourguin, Die 
ſozialiſtiſchen Syſteme und die wirthichaftlihe Entwidlung, 1906 (aus d. Franz. über].). 


weiter Abſchnitt. Die gewerbliche Produktionspolitik. 


I. Staatlihe Maßnahmen zur Förderung der gewerblichen Produktion. 


1. Die gewerbliche Verwaltung. 


8 70. 1. Die gemwerblide Vroduftion kann nit in demjelben Grade und in der- 
jelben Art gefördert werden, wie die Landwirthſchaft. Es iſt dies in der verichie- 
denen Natur der Betriebe begründet. Die gewerblichen Vroduftionsbetriebe find in- 
diviwualifirt, wechjelnd in der Form, in der Zuſammenſetzung des Kapitals, in der 
angewandten Technik und mirthichaftlihen Organilation, in dem Ort des Betriebes; 
vorübergehende Ausdehnungen und Einſchränkungen der einzelnen Betriebe erſchweren 
im Allgemeinen das Urtheil über das zur Zeit Nothwendige; eine Abhängigkeit der 
Produktion in einem Betriebe von der Führung der Produktion in einem anderen 
beiteht nicht. Anders in der Landwirthſchaft, wo der Betrieb einheitlicher ift — es 
gibt zwar eine einheitliche landwirthichaftliche, aber feine gewerbliche Betriebslehre; 
es gibt landmwirthichaftlihe, aber nicht gewerbliche Mujterwirthichaften! —; mo alle 
Fortihritte der Technik, alle Veränderungen der Betriebseinheiten, der Bebauung 
äußerlich Jichtbar und örtlich gebunden find; wo der Betrieb des Einen von Dem des 
Anderen vielfah abhängig it (bei Gemenglage, Flurzwang, Meliorationen!). Dazu 
tritt das ilolirte Wohnen auf dem Lande, die geringere geiltige Anregung, die lange 
Dauer der Experimente. Dies Alles macht hier ordnende und unterjtügende Eingriffe 
der öffentlihen Verwaltung für die Hebung der Produktion aud) beim Beſtande 
einer individualiitiihen Wroduftionsorganifation nöthig und verlegt das Schwer— 
gewicht der landwirthichaftlihen Produftionspolitif in die direfte Beeinfluſſung der 
Betriebe felbit. Dieje tritt u der gewerblihen Produftionspolitif zurüd. Die Stei— 
gerung der gemwerbliden Produftion durch den Mebergang vom Handwerk in die 
Fabrik, vom decentralilirten zum centralifirten Betrieb, von der Handarbeit zur 
maſchinellen Technik ijt etwas Anderes als der Mebergang von der Vreifeldenvirth- 
Ihaft zur freien Wirthichaft, von der Viehmeiderwirthichaft zur Stallfütterung. Dieſe 
kaun jih im Rahmen gleichbleibender Grundbefißvertheilung vollziehen, während 
jene mit großen Verfchiebungen der Befigverhältniffe und der fozialen Stellung der 
Gewerbetreibenden verbunden iſt. Und während die Hebung der landwirthſchaftlichen 
Produktion ſelbſt bei Verſchiebungen in den Befiverhältniffen an die gegebene Boden- 
größe anzuknüpfen Hat, ift die Hebung der gewerblichen Produktion mit der Termeh- 
rung der Unternehmungen, mit dem Wachsthum des Kapitals, mit der Aufhebung 
und Entwerthung alter Unternehinungen verfuüpft. Die für die Steigerung der ge- 
werblichen Produktion enticheidenden Thatſachen ſpielen fich daher auf dem Gebiete 
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der gewerblichen Produftionsorganijation ab, die Aufgaben einer öffentlichen gemerb- 
lichen Produftionspolitif find thatſächlich beichränfte. 

2. Kann man daher auch den öffentlichen Körperichaften auf gewerblichem Gebiete 
nicht eine ähnliche Aufgabe wie die der Landeskulturpolitif überweiſen, fo beherrichen 
fie doch wichtige Förderungsmittel in der gewerblihen Verwaltung, d.h. in der 
Pflege der allgemeinen Bedingungen produftiver gewerblicher Thätigkeit: Befeitigung 
rechtlicher oder thatlächliher Hindernijie, wie etwa eimer mangelhaften Wafjerrecht3- 
gefeggebung, unzureichender Verkehrsmittel u. dgl.; Begünftigung der Errichtung neuer 
Unternehmungen; Förderung der tedhniihen und wirthichaftlihen Bildung; Schuß und 
Unterftüßung für die mwirthichaftlihe Verwerthung neuer Ideen; Förderung von An- 
italten zur Gewährung von Produftivfredit; Förderung des Abſatzes wie des Bezugs 
nothwendiger Roh- und Hufsitoffe durch handels- und verfehrspohtiihe Maßregeln. 
Für mande diejer Aufgaben find eigene Beranitaltungen nicht nöthig, ihre Erfüllung 
erfolgt vielmehr durch die laufende Thätigkeit der ftaatlihen Verwaltung überhaupt 
oder durch die Art, wie die enticheidenden Verwaltungsbehörden ſich in der Aus- 
führung gegebener Geſetze überall da verhalten, wo ihnen ein Spielraum zur Ent- 
Iheidung nad) freiem Ermeſſen gegeben if. So auf dem Gebiete der Abſatzpolitik 
durh Dedung des Bedarf der öffentliden Verwaltung, 3. B. an Baus, 
Eifenbahn-, Kriegsmaterialien u. dgl. bei inländischen Produzenten oder auf dem Ge— 
biete der Bau- und Betriebsbemilligungen für neue Unternehmungen durch eine 
den Bedürfnilien der Vroduftionsausdehnung Rechnung tragende Stellung der Behörden. 
Sn anderen Fällen wird es fih um die Ordnung von Rechtsverhältniſſen Handeln, 
die nicht einfeitig die gewerbliche Broduftion betreffen, deren Geftaltung aber hemmend 
oder fürdernd auf ihre Entwidlung einwirken fann. So bei der Regelung der 
Waſſerrechte, durch welche ſowohl die Landwirthichaft wie die Schifffahrtäintereffen 
wie die allgemeinen volfswirthichaftlihen Sntereffen an der beiten Ausnützung einer 
vorhandenen Kraftquelle berührt werden, oder bei der Drdnung der Rechtsverhält— 
nijje von Ermwerbögefellihaften (Aftiengejellichaften, Genoſſenſchaften u. |. w.), 
deren beichränfende oder liberale Bejtimmungen die Unternehfmungsluft einengen oder 
in höherem Grade zur Geltung gelangen lajjen, aber nit mit Rüdjiht auf die ge- 
werblide Produktion allein erfolgen können. 

3. Die Entwidlung der gewerblichen Produktion iſt daher doc) in hohem Grade von 
dem Verhalten der Gefammtvermaltung des Staates abhängig, und die Maßnahmen 
der gemwerbliden Produftionspolitif, welche fich in eigenen Einrichtungen und Ber- 
anftaltungen verkörpern, bedürfen zu ihrer Unterftüßung einer Duchbildung des ganzen 
mit der Verwaltung betrauten Beamtenförpers, der die Intereſſen der gemerblichen 
Entwidlung zu beachten und zu beurtheilen vermag. Sm diefer Hinfiht wird eine 
immer wachjende Bedeutung den Organen der induftriellen Snterejjenvertretung ($ 47) 
zufommen, deren fich die öffentliche Verwaltung zur Mitwirkung bedienen muß. Biel- 
fa wird auch eine Ergänzung des ftaatlihen Beamtenkörpers ſelbſt durch technifche 
und wirthichaftlich gefchulte Organe erwünſcht und zweckmäßig jein. 

Immer wird die Entwidlung der Snduftrie von gewilfen Vorbedingungen ab- 
hängig fein, welche zu Schaffen und zu unterftüßen auch eine Aufgabe der gemerb- 
Iihen Berwaltung wird, fomeit fie nicht ganz von natürlichen Vorausſetzungen abhängig 
iind. Cole VBorbedingungen find: 1. Größere Bevölferungsdichte, weil nicht 
nur die Induſtrien eine größere Zahl von Menjchen beichäftigen, jondern auch zu 
deren Unterhaltung und Erſatz Bevölferungsgruppen nothivendig find. Grunzel nimmt 
an, daß ein Gebiet mindeitens 50—60 Menſchen pro Quadratkilometer haben muß, 
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bevor deſſen Smöduftrialifirung Pla greifen kann. Dieſe größere Bevölferungspdichte 
ift auch wegen des als Bafis der Snduftrie unentbehrliden Inlandkonſums nothmendig. 
2. Taugliche Arbeiterihaft. Die phyſiſchen, geitigen und fittlihen Qualitäten 
der Bevölkerung find von großer Bedeutung für die Induſtrie. Sie können fie un- 
möglich machen und wieder ihre weſentliche Stüge werden. Die nordböhmiſche Glas— 
induftrie, die Wiener Wäſche- nnd Modeinduftrie, die Spikeninduftrie in verjchiedenen 
Theilen Oeſterreichs jtüßen fich auf ihre in beitimmten Traditionen gefchulte Arbeiterfchait. 
3. Wichtige Roh- und Hülfsftoffe, die zwar für einzelne Snduftrien theilmeife aus 
dem Ausland bezogen werden fünnen, aber nicht völlig fehlen dürfen. Bon befonderer 
Wichtigkeit find Kohle und Eifen, erjt in neuefter Zeit tritt durch die eleftrifche Kraft- 
gemwinnung die Verfügung über Waflerfräfte in gleiche Reihe mit der über Kohle. 
4. Gute Verfehrömwege; bei Mangel an jciffbaren Flüffen, gute Straßen und 
Eiſenbahnen mit billigen Transportbedingungen. — Unterjtüßend wirkt dann bei Vor— 
handenfein folder Bedingungen Kapitalreichthum, Unternehmungsgeift und geordnete 
Bermaltung, leßtere namentlid dann, wenn jie im Zollihuß und Anderem direft der 
Induſtrie dienſtbar gemacht wird. 

4. Von großer Wichtigkeit für die Verwaltung iſt eine genaue Erhebung der Zahl 
gewerblicher Betriebe, ihrer Größe, ihrer Beſitzverhältniſſe; ihre Gliederung nad) Zahl 
und Art der Arbeiter; nad) Verwendung von motoriishen Kräften. Dies feitzuitellen 
it Aufgabe eigener Zählungen, der gemwerblihen Betriebsſtatiſtik. Sehr er- 
wünscht, aber vorläufig noch nicht erreichbar, wäre eine Produktionsſtatiſtik. Die 
Größe der Produktion ift nur für gewiſſe Snduftriegruppen: Bergbau, Eifenmwerfe mit 
Sicherheit zu erjaffen. 

Die Mannigfaltigfeit der gemerbliden Produktion ilt fo groß, daß man nidt 
daran denfen fann, Alles im Snlande erzeugen zu wollen. Das Beitreben der Induſtrie— 
politik kann nur darauf gerichtet fein, die mit Rüdjiht auf die natürlihen und PVer- 
fehrsbedingungen im Lande möglihen Snduftrien auch wirklich zur Entfaltung zu 
bringen. Auch hiebei werden allzugroße Unterſchiede in den natürlihen Voraus— 
lfegungen, die der heimiſchen Induſtrie ungünftig find, drüdend wirken. Bieles kann 
gerade hier durch die Geichidlichkeit und Thatkraft der Bevölkerung und durch Ent- 
gegenlommen der gemwerblihen Verwaltung ausgeglichen werden. 

Die Fragen der gemwerblihen PBroduktionspolitif find in Oeſterreich Gegenftand ein- 
gehender Erörterung im reife der Sntereffenten gemwefen. So viel Klagen hiebei aud) er- 
hoben twurben, ift doch nirgends das Verlangen gejtellt worden, die Snduftrie nach dem Bei- 
jpiel der Landeskulturpolitik zu unterftüßen. Es zeigten fich deutlich die im Tert abgegrenzten 
Gebiete der Wirkjamkeit öffentlicher Verwaltung, insbefondere trat auch hervor, daß gerade 
auch auf dem engeren Gebiete der gemerblichen Verwaltung, in den Baus und Betriebs- 
bemilligungen, Wafferrechtsentfcheidungen, in der Art, wie die nothmwendigen Verhandlungen 
zeitlidh behandelt werden, ein für die gewerbliche Entmwidlung wichtiges Element gegeben ift. 
Bol. die Verhandlungen der Enqueten in den Brotofollen: Die Erport-Enquete, Wien 1898: 
Stenograph. Protokoll über die von der Handels- und Gewerbekammer in Pilfen veranftaltete 
Snduftrie-Enquete, Pilſen 1898; Stenograph. Protokoll über die Verhandlungen der von der 
Prager Handeld- und Gemerbefamnier veranftalteten Enquete, Prag 1898. Dieje Enqueten 
bringen auch vielfach Material über die Bedeutung der auswärtigen Handelsbeziehungen für 
die induftrielle Entwidlung; diefe ſowie die Bedeutung des technifchen und gewerblichen Unter- 


richtes audy gewürdigt in der großen engliichen Enquete into the causes of depression of trade 
and industry 1885 ff. 

Rojcher, Syſtem Bd. III $ 161 hebt hervor, daß dem Staate heute nur noch zivei Mittel 
zur Ddireften Hebung bes Gewerbefleißes zu Gebote jtehen: Unterriht und Erfinderpatente. 
Auch dies find nicht direkt wirkende Unterftüßungsmittel, unter die mittelbar entjcheidenden 
find aber wie gezeigt noch einige andere, vor Allem die Handel3- als Abjappolitif zu rechnen. 
Bol. au) Grunzel, Anduitriepolitif, 1905. 
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2, Direkte ſtaatliche Begünftigungen. 

s 71. 1. Einen erhebliden Einfluß auf die Entwidlung der Produktion vermag der 
Staat dadurd) zu gewinnen, daß er einzelnen Produftionszweigen, deren Eriftenz und 
Ausbreitung ihm wichtig ericheint, Begünftigungen zu Theil werden läßt, welche darauf 
abzielen, das wirthichaftlihe Rififo der Produftion zu verringern. Solche Begünftt- 
gungen gewährt der Staat in der Forın von Schußzöllen, durch welche die aus— 
ländischen fonfurrirenden Waaren ferngehalten werden, in der Form von Brivilegiums- 
ertheilungen, durch welche den Privilegirten eine Monopoflitellung eingeräumt mird, 
und endlih in der Form von Prämien, die er den Produzenten unter beitimmten 
Bedingungen gewährt, oder von Steuererleichterungen oder von Subventionen. 
In den lebteren Fällen wendet der Staat den Produftionsunternehmungen Direkt 
oder durch Berzicht auf Abgabenerhebung indireft materielle Mittel zu, in den eriteren 
benüßt er feine Bivangsgemwalt, um die Stellung der Produzenten vor Konkurrenten 
zu ſchützen. Der wichtigere diefer beiden Fälle, der Schutzzoll, iſt von allgemeiner 
Bedeutung und jpielt in der Produftionspolitif der Staaten eine fo große Rolle, daß 
er unten eingehender zu würdigen fein wird. Unter den Privilegiumsertheilungen ift 
heute nur das Wrivilegium der gewerblichen Erfinder von befonderer Bedeutung. 

2. Der Gewährung von Prämien, Subventionen und Steuererleichterungen ift, wie 
hervorgehoben, gemeinfam eigenthHümlih, daß bei ihnen der Staat den Produftions- 
unternehmungen materielle Mittel zumendet. Dadurch werden die übrigen Glieder der 
Boltswirthichaft belaftet, da der Staat von ihnen die zur Unterjtügung bezw. zur 
Ausgleichung des Steuerausfalles nothwendigen Mittel erheben muß. Es iſt daher 
die allgemeine Frage zu beantworten, ob e3 gerechtfertigt it, daß der Staat feine 
Macht benüßt, um der großen Menge der fteuerzahlenden Wirthichaften Kapitalstheile 
zu entziehen und fie den unterjtügten Produktionszweigen oder Betrieben zuzumenden. 
Es wird Dies in der That nur dann begründet fein, wenn ein Nothitand vorliegt oder 
wenn Produftionszweige für die ganze Volkswirthſchaft von fo großer Wichtigkeit find, 
daß ihre Pflege unentbehrlich erjcheint, für die private Unternehmerthätigfeit aber 
wegen großer Koften, erdrüdender ausländischer Konkurrenz oder Mangel an Kapital 
und ausreichend gejchulten Arbeitskräften zu gefährlich und nicht lohnend ift. 

3. Die allgemeinfte Verbreitung und die geringite Anfechtung erfährt das Syſtem 
der Steuererleihhterung, ſei e3 mit Rüdficht auf eine Nothlage, in die ein Betrieb 
gerathen tft, ſei es mit Rüdfiht auf die erwartete Erhöhung der Produktion in Folge 
von Cteuerbefreiungen, 3. B. erleichterte Niederlaffung von Gemerbetreibenden bei 
genereller Befreiung von Steuern oder doch von befonderen Gemerbejteuern oder bei 
Befreiungen für beſtimmte Betriebe, melche der Staat begünftigen will. Beiſpiele 
für folches Vorgehen bietet die Snduftriepolitif aller Staaten mit jungen Induſtrien, 
insbefondere die merfantiliftiiche Politit war erfüllt davon. Grundfäglich zu veriverfen 
ind ſolche Begünftigungen nicht, wenn es fih nur um vorübergehende Erziehungs- 
maßregeln unter den vorerwähnten allgemeinen Bedingungen handelt, weil auch dann, 
wenn felbit das private Intereſſe allein das allmählide Entitehen von Induſtrien 
bewirkt hätte, die ftaatlihe Unterftügung diefen Gang zu bejchleunigen vermag und 
zudem in diefer Form feine direften Opfer koſtet. 

4. Direfte materielle Unterftüßungen jeitens der öffentlihen Körperſchaften find 
in den Subventionen und Prämien gegeben. Subventionen find generelle Beitrags- 
leiftungen, welche vom Staat oder den Gelbitverwaltungsförpern Unternehmungen 
gewährt werden, Deren Betrieb im allgemeinen Intereſſe gelegen it, aber ohne mate- 
rielle Beihilfen von Privaten nicht ausgeführt werden würde. Solche Subventionirungen 
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fommen außerordentlich häufig vor, insbejondere auf dem Gebiete des Verkehrsweſens, 
der Dampfiiff- und Eifenbahnunternehmungen, weil hier ein großer, in feiner Ren— 
tabilität oft nicht geficherter Kapitalsaufwand erforderlid und in den betreffenden 
Unternehmungen zugleich eine Grundlage der allgemeinen Wirthichaftsentwidlung ge— 
legen it. Ueberſeeiſche Pampfichiffunternehmungen werden in allen Staaten durch 
öffentliche Mittel unterjtüßt. Ueberall ift die Entwidlung der Privatbahnen mit einem 
Shitem ftaatlicher Subventionirungen verknüpft geweſen und wird auch heute noch die 
feinere Verzweigung des Eifenbahnneßes durch Lokalbahnen durch Beiträge von Staat, 
Land und Gemeinden gefördert. Auf dem Gebiete der Hochleefifcherei find allgemein 
jtaatliche Unterjtüßungen üblih. In geringerem Maße jpielt die Subventionirung in 
der Gegenwart eme Rolle auf dem Gebiete induftrieller Unternehmungen, meil hier 
im Syſtem der Gemwerbefreiheit die Ausficht auf Unternehmergewinn erfahrungsgemäß 
einen ausreichenden Anfporn für die private Thätigfeit bildet und ſchon die allgemeinen 
Förderungsmittel der ftaatlihen Verwaltung und zeitliche Befreiungen von öffentlichen 
Laſten ausreichen die Unternehmerthätigfeit anzuregen. In manden Fällen ift die Sub- 
ventionirung nur ein Vorläufer für diez Uebernahme der betreffenden Unternehmungen 
in die Verwaltung der öffentlichen Korporationen, fo auf dem Gebiete des Berfehrs- 
wejens; in anderen ilt fie nur eine Ergänzung oder andere Form der Ausübung jener 
Aufgaben, nad) welchen die öffentlihden Körperichaften die allgemeinen Bedingungen 
der wirthichaftlichen Entwidlung der einzelnen Wirthichaften zu jeben haben, jo wenn 
3. B. landmwirthichaftlihe oder gewerbliche UnterrichtSanftalten, Arbeitsvermittlungs- 
anftalten u. dgl. fubventionirt werden; in manden Fällen handelt es fi um Beleiti- 
gung von Nothitänden, 3. B. bei Subventionirung armer Landwirte zur Ausführung 
von Melivrationen, zur Befeitigung der Folgen von Ueberſchwemmungen u. dgl. Das 
gegen wird im einzelnen Falle immer die Prüfung zuläflig jein, ob in dem zu fub- 
ventionirenden Betriebe in der That allgemeine Intereſſen gewahrt merden oder 
Mängel der privatwirthichaftlichen Thätigfeit vorhanden find, deren Behebung im all» 
gemeinen Intereſſe gelegen ift. 

3. Wenn die Gewährung materieller Unterjftüßungen jeitens öffentlicher Körper- 
\haften nicht genereller Natur ift, fondern in einem Verhältniſſe fteht zu bejtimmten, 
quantitativ und qualitativ firirten Leiftungen der zu unterjtüßenden Betriebe, dann 
geht die Cubventionirung in das Syſtem der Brämiengewährung über. So wurden 
und werden Echiffsbauprämien gewährt nach dem Tonnengehalt der gebauten Schiffe, 
Schifffahrtsprämien nach der Zahl zurüdgelegter Ceemeilen, Fiihfangprämien nad) der 
Menge gefangener Seefilhe, Zuder-, Branntwein-, QTuch-, Getreideausfuhrprämien nad) 
der Menge ausgeführter Waare und zwar ftet3 unter Zugrundelegung eines einheitlihen 
Unterjftügungsfages per Tonne, per Seemeile, per Meterzentner. Während die eigent- 
lihen Subventionen ſowohl ihrem Betrag, wie ihrer Dauer nach unfichere, meijt von den 
wandelbaren Entichließungen der Verwaltung abhängige Unterjtüßungen find, find die 
Prämienjubventionirungen in der Regel gefeglich und für längere Dauer geregelt. Vie 
mit der Produktion zufammenhängenden Prämien find entweder reine Produftions- 
prämien, deren Zweck augfchließlich auf die Hebung oder Erhaltung der inländischen 
Produktion gegen die ausländische Konkurrenz gerichtet ijt, oder fie find Ausfuhr- 
prämien, welche der inländifchen Produktion nur nad) Maßgabe der Ausfuhr ihrer 
Produkte zu Gute fommen. Reine Broduftionsprämien find jegt die Schiffsbauprämien 
in Frankreich und Stalien, die Prämien für Seidenfpinnereien im Franfreih. Sie 
waren ın früherer, merfantiliftiicher Zeit häufiger, im Allgemeinen iſt man heute geneigt 
anzunehmen, daß die Mittel des Echußzolleg genügen, um die einem Staate erwünscht 
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erſcheinende Bevorzugung der inländiſchen Produktion vor der ausländischen Konkurrenz 
zu erreichen. Berbreiteter und in ihren Wirkungen jtärfer find die Ausfuhrprämien. 
Sie werden entweder direft oder indireft gewährt; in letzterem Falle in der Weile, daß 
formell bei der Ausfuhr einer Waare nur die Rüdvergütung einer Steuer jtattfindet, 
welche der Produzent bei der Produktion dieſer Waare zu zahlen hatte, oder die eines 
Bolles, der auf einem vom Produzenten verwendeten Rohſtoff oder Halbfabrifat laſtete. 
Sobald die Höhe diefer Rüdvergütung die Höhe der gezahlten Steuer oder des Zolles 
überfchreitet, erhält der Erporteur thatljächli eine Prämie jeitens des Staates. Die 
beiden Formen der Ausfuhrprämien famen insbejondere auf dem Gebiete der Zuder- 
und Branntmeinproduftion vor. 

Die PBrämiengewährungen umfaflen immer alle Unternehmungen eine3 ganzen 
Induſtriezweiges. Sie Stellen daher eine beionders weitgehende Form jtaatlicher Unter- 
jtüßung eines ganzen Produktionszweiges — nicht bloß nothleidender Theile von ſolchen — 
dar. Cie wirken, wie die Verjtärfung eines Schußzolles für Snduftrien, die troß eines 
Schußzolles nicht gedeihen können. Die Ausfuhrprämien im Belonderen bemwirfen eine 
Entlaftung des inländischen Marktes durch Erleichterung der Ausfuhr. Sie wirken natür- 
lich gleichfalls produftionsfteigernd, Jolange der Abſatz im Auslande mit Hülfe der 
Prämie gewinnbringend iſt. Sie find nur in Verbindung mit einem Zollihuß denkbar, 
da Sie die Tendenz haben müſſen, den Auslandspreis zu jenfen und ohne Zollihuß auf 
Grund diefer jinfenden Auslandspreife Einfuhren jtattfänden. Sie jtehen daher mit 
dem ganzen Schußiyften und dem internationalen Handelöverfehr im engen Zuſammen— 
hange und werden in Verbindung mit diefem noch näher zu betrachten fein. 

6. Ein beſonderer Fall Direkter Unterjtügung liegt in der Bevorzugung der zu unter- 
ftügenden Unternehmungen durch Ueberweiſung von Aufträgen jeitens öffentlicher 
Körperichaften, alfo durch Sicherung des Abfates. Dieſer Fall tritt auf als Bevor— 
zugung der einheimilchen Produzenten vor ausländischen Konkurrenten oder als Bevor- 
zugung bejtimmter Produkte inländiicher Herkunft (3. B. Leinenwäſche jtatt Baummoll- 
wälche in der Armee) oder al3 Bevorzugung bejtimmter Produftionsorganijationen 
gegenüber anderen im Inlande (3.8. Zumeilung vor Heereslieferungen an Kleingewerbe— 
treibende ftatt an Fabriken, Bevorzugung von Wrbeiterproduftivgenoffenichaften por 
Einzelunternehmungen). In dem Maße, in dem die öffentliche Verwaltung an Umfang 
zunimmt und daher auch ihre Bedarf an Sachgütern wächſt, gewinnt dieſes Mittel 
öffentlicher PBroduftionspolitif an Bedeutung. Die Zumeifung öffentlicher Aufträge an 
inländische Produzenten muß geradezu als Pflicht der Verwaltung jedes Gemeinmejens 
angejehen werden, da ja die Hebung des Wohlitandes in ihrem Kreiſe das Biel it, das 
fie verfolgt. Allerdings kann diefe Pflicht Feine unbedingte fein. Größere Leiſtungs— 
fähigfeit ausländifcher Unternehmungen, beffere Qualität, geringere Koſten ihrer Produkte 
werden zu deren Gunjten den Ausschlag geben fünnen. Aber immer muß man von 
der Verwaltung einer öffentlichen Körperichaft erwarten, daß fie nicht um verhältniß- 
mäßig Heiner Erfparungen im eigenen Haushalte willen den Volkshaushalt \chädigt 
und daß fie forgfältig prüft, ob nicht die größere Zumendung an die inländiiche Pro— 
duftion durch deren befondere Lage gerechtfertigt und von einer fürdernden Wirkung 
für die ganze Volkswirthſchaft begleitet jei. Die Vertheilung der Aufträge auf die 
Produktionszweige und Produftionsorganijationen im Inlande bietet eines der wenigen 
Mittel, welche der Staat beißt, um die Entwidlung der gemwerbliden Produktion 
direft zu beeinfluffen. Dieſes Mittel ift ebenſowohl zur Förderung neuer mie zur 
Unterftüßung untergehender Unternehmungen und Unternehmungsformen benugt worden. 
Ein Beiſpiel für die erjtere Thatfache bietet die Entwidlung der Eifeninduftrien unter 
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dem Einfluß der ftaatlihen Beitellungen für Armee und Marine, für die leßtere die 
Zumeilung von Aufträgen an Sleingemwerbetreibende. 

Förderungen diejer Art reihen fich den Maßregeln einer induftriefreundlichen Ver— 
waltung an und find auch in entwidelten Induſtrieländern üblih, während hier die 
bejonderen Begünitigungen einzelner Snduftrieunternehmungen oder-Zweige mit Recht 
wegfallen. Die ftaatliche Unterjtügung darf immer nur ein Ausnahmsmittel fein. 


Einen beionderen Fall jtaatliher Begünftigung der Induſtrie enthält das öfterreicdhifche 
Neichsgejet vom 8. Jan. 1891, durch welches Snduftrieunternehmungen, die auf Grund deffelben 
zwiſchen dem 1. Suli 1891 und 31. Dez. 1895 in der Stadt oder dem Gebiet Trieft errichtet und 
in Betrieb gejest wurden, Befreiungen von Gebühren, Erwerbsſteuern und Gebäudefteuern ge- 
währt merden fonnten, fall diefe Unternehmungen auf die Anfertigung von Xrtikeln gerichtet 
waren, welche in Oeſterreich noch gar nicht oder in einem den beitehenden Wirthichaftsverhält- 
niffen nicht genügenden Umfang angefertigt wurden. Diefe Begünftiaungen ftanden im Zu- 
jammenhang mit der am 1. Juli 1891 erfolgten Aufhebung des Triefter Freihafens. Die davon 
befürdhtete Schädigung wirthichaftlicher Sntereffen follte durch Ueberleitung der etwa gejchädigten 
Kapitals- und Erwerbsintereſſen insbefondere de3 Handel3 auf produftive Unternehmungen 
ausgeglihen werden. In der Ihat jind auf Grund diefes Gefehes einige große Unternehmungen 
zu Stande gelommen. 

Das Syitem der Subventionirung und Prämtrung tft bejonders in Frankreich ftarf aus- 
gebildet, daS auch Heute noch Subventionen für Eifenbahnen, Schiffsbau, Prämien für Juder- 
ausfuhr, Fiſcherei und Seidenjpinnerei gewährt. ES fehlt aber in feinem Staate. Wie fchon 
im Zert erwähnt, iſt überall da3 Syftem der Subventionirung von Privatbahnen ausgebildet 
worden (vgl. II2 811 und Gro$, Pie Staatsfubventionen für Privatbahnen, 1882) und aud) 
heute noch für Lokalbahnen angewendet. Mle Staaten, welche überjeeifhe Dampferlinien be- 
lien, fubventioniren diefe und üben dadurch indirekt, Häufig aber aud) direkt einen Einfluß auf 
den nationalen Schiffbau aus (vgl. II2 838 und Philippovich, Art. Dampferfubventionen 
im Hdm. d. Stw.). Deutjchland, Dejterreich-Ungarn, Stalien, Belgien, Rußland gewähren zum 
Theil einfache Produftions-, zum Theil auch Ausfuhrprämien für Branntwein, Deutichland, 
Deiterreich-Ungarn, Frankreich, Belgien gewährten bis zur Brüffler Konferenz Ausfuhrprämien 
für Zuder (vgl. Art. Branntweinjteuer und Art. Zuderjteuer im Hdw. d. Stm.). In Deutichland 
beiteht eine thatjächlihe Prämie für Getreideausfuhr (vgl. Lexis, Art. Ausfuhrprämien im Hdw. 
d. Stw.); in allen Seejtaaten wird die Hochfeefijcherei direft oder durch Uebernahme einzelner 
Auslagen der yilchereiorganijation fubventionirt (vgl. Buchenberger, Art. Fifcherei im How. 
d. Stw.). Mit diefen ausdrüdli als Subvention oder Prämie bezeichneten Unterjtüßungen 
it aber die thatſächliche Subventionirung noch nicht erfhöpft. In den Budgets aller 
öffentlichen Körperjchaften, insbejondere des Staates, finden fi Ausgabepoften, die im Wejen 
den Cubventionen entijpreden. Daß in Oeſterreich die Landwirthſchaft durch einen Melio- 
rationsfonds unteritüßt wird, aus weldem unverzinsliche Darlehen gewährt werden, wurde 
oben ©. 97 gezeigt. Hierher gehören auch die Mittel der Kleingemwerbeförderung: Beihilfe zur 
Beihaffung techniſcher Behelfe für Hleingewerblide Genoſſenſchaften und leihweiſe Ueberlajjung 
von folhen. Vgl. $ 46. Noch viel häufiger find natürlich die Grenzfälle, wo allgemeine Bedin— 
gungen der wirthichaftlihen Produktivität wie 3.8. der techniſche Unterriht zum Theil von 
öffentlichen Körperfchaften übernommen werden, ohne daß das Prinzip öffentlicher Verwaltung 
allgemein angenommen wäre. 

In Ungarn genießt nad) einem Geſetz von 1907 jede bi3 zum Jahre 1915 gegründete 
Fabrik: Steuerfreiheit, Gebührenfreiheit, Zollffreiheit, Begünjtigungen im Eijenbahntransport, 
VBegünftigungen bei Anjchaffung des im Staatsmonopol ftehenden denaturirten Gewerbeſalzes, 
ſtaatlichen Aufbau der erforderlichen Fabriksgeleiſe zum Gelbitkojtenpreis; weiters können indu« 
itrielle Unternehmungen das Erpropriationsrecht des Staates in Anspruch nehmen, jchlichlic) 
\ubventionirt der Staat beginnende Unternehmungen mit bedeutenden Geldmitteln. Dazu 
foınmen Unterjtüßungen der Gemeinden: Freiheit von Gemeindefteuern und Umlagen; ent- 
ſprechende Baupläße zu Winderpreifen bezw. unentgeltlid; eventuell wird durch Berabfolgung 
bon Baumaterial oder Barbeträgen die Gründung erleichtert. 

Die Zuweiſung von Aufträgen bildet ein Mittel der nationalen Produftionspolitif und 
jiherlih eines der mwenigit anjechtbaren. Allerdings muß fi der Staat davor hüten, auf 
diefem Wege inländiihe Monopole groß zu ziehen. Droht diefe Gefahr, fo wird die Ver— 
waltung berechtigter Weile in's Ausland gehen. As Iypus für die Einwirkung ftaatlicher 
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Aufträge auf die Ausbildung eines Großunternehmens kann das Krupp’sche Unternehmen in 
Eſſen dienen. Noch 1832 bejchäftigte Alfred Krupp nur 10 Xrbeiter. Daraus ift, weſentlich 
in Folge der großen Armeelieferungen, ein Unternehmen geworden, das Ende der 80er Jahre 
20000, gegenmärtig aber 64000 Arbeiter bejchäftigt. 

Wegen ihrer großen Bedeutung für die Induſtrie wird eine gejeblihe Regelung der 
Vergebung öffentliher Lieferungen gefordert. Bgl. Huber, Das Submiffionsmejen 
1885; Materialien zur Frage der Regelung des öffentlichen Lieferungsimejens. Hrög. v. Handels- 
minifterium, Wien 1903; Grunzel, Snöuftriepolitif, 1905, ©. 203 ff. 


3. Der Erfinder-, Mufter- und Markenſchutz. 


872. 1. Der Erfinderihug wird gewährt durch Verleihung eines Vatentes an 
den Erfinder einer neuen Waare oder eines neuen Berfahrens, vermöge defjen ihm 
für eine gewiſſe Zeit (in den meilten Staaten durch 15 Jahre) da3 Monopol ihrer 
Erzeugung oder Anwendung gewahrt bleibt. Die Verleihung folder Monopole iſt 
fange befämpft worden, heute aber allgemein anerkannt. Man erblidte in ihnen 
eine Hemmung der Wroduftion, weil das Monopol zwar den privatwirthichaftlichen 
Bortheil des Erfinder wahrt, aber die allgemeine, volfswirthichaftlich nützliche Ver— 
werthung der Erfindung hemmt. Man befämpfte die Patente auch aus Gründen der Ge— 
rechtigfeit, weil derjenige, der eine wirthichaftlich werthvolle Erfindung patentirt und 
dadurch das Monopol ihrer Ausnüßung erhält, Häufig nur eine an fich unbedeutende 
Abänderung an fremden Vorſchlägen macht, eine ganze Reihe fremder vorangegangener 
Ideen zu einem praftiihen Abichluß bringt und allein den wirthichaftlihen Gewinn 
einzieht, zu deilen Begründung jene weſentlich beigetragen haben. Allein die Er- 
fahrung hat gelehrt, daß da, wo der Erfinder nicht die Sicherheit eines materiellen 
Bortheiles, insbeſondere des wenn auch zeitlich begrenzten, ausichlieglihen Rechtes 
der Benügung hat, Erfindungen als Fabrifsgeheimniß gehütet und dadurd) der All- 
gemeinheit vorenthalten werden; daß viele Erfindungen, die ſich praktiſch bewährten, 
gar nit von Gemwerbetreibenden gemacht murden, daher von dem Erfinder nicht 
jelbitändig genubt werden fonnten und bei mangelnder Ausfiht auf wirthichaftliche 
Bortheile unvermwerthet blieben, oder daß die Erfinder in ſolchen Fällen, mie bei 
Mangel an Kapital, die Verwerthung ihrer Erfindung gegen geringe Entſchädigung 
dritten Perſonen überlaffen mußten, denen der ganze Gewinn ohne Verdienſt zufiel. 
Der Umſtand aber, daß nicht Allen, die indireft an dem Zuftandefommen einer ‘dee 
mitgearbeitet haben, ein materieller Bortheil zugemwiefen werden fann, berechtigt nicht, 
ihn auch) dem zu verweigern, der die Ideen zu einer praftiihen Benützung tauglich 
gemacht hat. Man anerkennt ferner, daß bei unbeichränftem Ausnützungsrecht der Er— 
findungen durch Jedermann zahlreihe Erfindungen unterbleiben würden, welche koſt— 
Ipielige Vor- und Probearbeiten erforderten, deren Erſatz bezw. Entlohnung bei un— 
beſchränktem Wettbewerb zweifelhaft bliebe. 


2. Man erblidt demnach in den Erfinderpatenten ein Mittel, einestheil3 den Er- 
findergeiſt anzuſpornen, andererfeit3 die Nutzbarmachung von Erfindungen zu erleichtern. 
Wo dies gelingt, iſt ein mächtiges Mittel für die Steigerung der Produktivität der 
menſchlichen Arbeit gegeben, da die Erfahrung gerade unjeres Jahrhunderts uns lehrt, 
in welch” hohem Grade die Bervolllommnung der Produktion durch neue Erfindungen 
bedingt iſt. Ergibt fih) daraus für die Staatögewalt die Verpflichtung, die Ver— 
werthung der Erfindungen vermittelit Ausichließung des Wettbewerbes zu ermöglichen 
bezw. zu erleichtern, jo folgert daraus aber auch ferner, daß der Staat berechtigt it, 
diefen Schuß zu verweigern, wenn die behauptete Erfindung derart ift, daß fie von 
Jedermann, ohne daß man ihm eine Rechtsverlegung nachmweilen fünnte, umgangen 
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werden fann, oder wenn fie gegen beitehende Rechte Anderer verftößt. ES folgert 
weiter daraus, daß der Erfinder verpflichtet werden muß, die Erfindung nubbar zu 
machen, entweder duch Gelbitgebraud) oder durch Abtretung an einen einzelnen 
NRechtsnachfolger oder durch Ueberlaſſung an Jedermann gegen Zahlung einer Abgabe 
an den Batentinhaber. 

3. Auf diefen Grundlagen ruht heute das Patentredht und das Patentverfahren. 
Rebteres hat feitzuftellen, ob ein Anſpruch auf PatentertHeilung vorliegt. Es erfolgt 
entiveder in der Form der Vorprüfung oder als Anmeldeverfahren oder als Auf- 
gebot3verfahren. In dem eriteren Falle Hat das Patentamt die Frage der Neuheit 
einer Erfindung zu prüfen und zu enticheiden, wobei eventuell durch ein Batentgericht 
fein Ausfpruch revidirt werden kann. Beim Anmeldeverfahren erfolgt eine bloße 
Beröffentlihung der vorläufig erteilten Patente, und bleibt e3 dem Einzelnen über- 
Iaffen, ich gegen eventuelle Nahahmungen zu hüten. Beim Aufgebotsverfahren 
wird die Anmeldung vor der PVatentertheilung öffentlich) befannt gemacht und erft nad) 
dem Berftreihen eines bejtimmten Beitraumes, während deſſen ſich Gegeninterefjenten 
melden fönnen, über die Zuläfligfeit der Patentertheilung entichieden. 

Der Kreis der patentfähigen Gegenjtände und Verfahren wird regelmäßig generell 
umschrieben und ſind gewiſſe Objekte wie Arzneimittel, Nahrungsmittel regelmäßig 
von der Patentertheilung ausgeichloffen. Wenn da3 Patent während eines gewiſſen 
Beitraumes, 3. B. durch drei Jahre, nicht ausgenüßt wird, Tann die Streichung de3 
Patentes beantragt werden (Uusübezwang). Außerdem wird die wirthichaftliche 
Ausnügung eines Patentes indireft dadurch erzwungen, daß der Patentinhaber eine 
mit der Zeit progreſſiv wachſende Patentjteuer zu entrihten hat, mit deren Nicht- 
zahlung das Patent erliiht (Lizenzzmang). Dadurch jollen Patente, die fich wirth- 
Ichaftlich nicht bewähren, verdrängt werden. 

4. Der Muſterſchutz iſt Schuß der alleinigen Ausnüßung der bejonderen Form 
eines gemerbliden Erzeugniljes, wobei diefe neue Form entweder eine technilche 
Nüslichkeit aufmweilen kann (Gebrauchsmuſter) oder dazu dient, eine Befriedigung des 
Geſchmackes durch künſtleriſche Geſtaltung (Geſchmacksmuſter) zu erzielen. Er jpielt 
insbeſondere in der Tertilinduftrie eine große Rolle, iſt aber in allen Gewerbebetrieben 
anwendbar. Bon den Patenten unterjcheidet fich der Mufterihug dadurch, daß dein 
Patent ein neues Objekt, eine bejondere techniiche Konitruftion und Verbindung des 
Stoffes zu bejonderer Leiftungsfähigfeit zu Grunde Tiegen muß, mährend ſich der 
Mufter[hug nur an die Form der Darbietung knüpft. Da dieje aber für den 
Abſatz der Produkte von großer Bedeutung ift, liegt in der Gewährung eme3 folchen 
Schutzes ein Anjporn für den Produzenten. Er wird auf Grund bloßer Anmeldung 
und in der Regel nur für fürzere Zeit und gegen geringere Gebühren gewährt als 
der Patentſchutz. 

9. Der Marfenihuß ift Schuß einer Bezeichnung (Marke), welche Jemand auf 
eine Waare febt, um fie al3 von ihm herrührend zu bezeichnen. Die Marke foll die 
Herkunft einer Waare von einer bejtimmten Firma oder einem beitimmten Urjprungs- 
orte beitätigen, und ihr Schuß bezweckt daher nicht wie der Erfinder- oder Mufter- 
ſchutz eine bejtimmte Waare ihrem Inhalt, ihrer Entjtehungsart oder ihrer Form nad) 
vor einer Nahahmung zu behüten, jondern zu verhindern, daß ſich Produzenten oder 
Händler des Anſehens einer Firma oder eines Herkunftsortes bedienen, um Waaren, 
welche nicht von diefer Firma oder diefem Herfunftsorte ftammen, unter diejer fremden 
Marke abzufegen. Die Marke ift entweder Fabriksmarke, wenn fie den Produzenten 
der Marke anzeigt, oder Handelsmarke, wenn fie von dem gewählhlt ift, der die 
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Waare auf den Markt bringt, oder Herfunftsbezeichnung, wenn Sie nur den Ort 
der Entitehung der Waare anzeigt (3. B. Rheinwein, Pilfenerbier). 

Die Berechtigung des Schutzes derartiger Bezeichnungen vor Nachahmungen er- 
gibt fi aus der Thatjache, daß die Konfumenten gewöhnt find, die Waaren, die 
ihrem Bedarf entiprechen, nach folchen Bezeichnungen zu verlangen. Sit durch die 
Güte der Waaren und die Betriebjamfeit der Verkäufer ein Kundenfreis erworben, 
jo iſt e3 ein unredliches Vorgehen, wenn nunmehr Dritte diefe Kundfchaft dur Er- 
mweden des Scheine3 an ſich loden, daß fie die gleihe Waare verfaufen. Der Kun— 
denfreiS, den eine Firma erlangt Hat, ift zwar fein VBermögenftüf der Firma, 
aber ein Verhältuiß von großem, ja für den Wirthichaftsbetrieb ausfchlaggebendem 
Werthe. Sie kann nicht in feinem ausschließlichen Beſitz gefchüßt werden. Gleich— 
artige oder beilere Waaren derjelben Art können auf dem Wege der Konkurrenz ihr 
die Kundſchaft wegnehmen, aber es muß dies wieder durch diefelben Mittel geichehen, 
durch welche die eriteren fie fich erworben hatten, durch Ermwerbung der Gunſt des 
Publitums vermöge der inneren Vorzüge der Waaren oder der Leiftungen der PVer- 
fäufer. Der Marfenfhug fommt daher viel mehr auf dem Gebiete des Handels— 
perfehre3 al3 auf dem der Produktion zur Geltung, aber er wird zum Produftions- 
\huß, weil er die PBroduftionsunternehmungen gegen den unredlichen Wettberverb 
ſchützt. 

Das Verfahren bei der Ertheilung des Markenſchutzes kann mie bei der Patent⸗ 
ertheilung geregelt fein, meift it das Anmeldeſyſtem üblich. 


Das deutfhe Patentgejek ift vom 25. Mai 1877, abgeändert durch Geſetz vom 7. April 
1891. Darnad) jind patentfähig alle Erfindungen, melde legale Bedürfnijje in zuläfliger 
Weife befriedigen; chemiſche Erfindungen aber, Nahrungs-, Genuß- und Arzneimittel find nur 
dem Berfahren, nicht dem Produkt nach patentirbar. Das Patent wird ertheilt, nachdem ein 
VBorprüfungsperfahren in Verbindung mit einem Aufgebotsſyſtem jtattgefunden hat. Die Er- 
jindung muß neu fein, d. h. nicht ſchon irgendwie durch Drudwerf der lebten 100 Jahre be— 
\chrieben und in Deutjchland noch nicht öffentlich zur Ausführung gebradht fein. Das Patent 
wird für 15 Sahre ertheilt, die Batentfteuer beträgt 30 M. im erften Jahr, 50 M. im zweiten 
Jahr und fteigt mit jedem folgenden Jahr um 50 M. bis auf 600 M. im fünfzehnten Jahr. 
Dem deutichen im Weſentlichen gleichgeartet ift das öſterreichiſche Patentgefeß von 11. San. 
1897. 

Nach) den Ergebnijfen der deutfchen Batentpraris (vgl. Bojanowski und Kohlera.a. O.) 
werden ungefähr 40—50 9, der vorgelegten Erfindungen für patentfähig erklärt, von dieſen 
erlöfhen etwa drei Viertel im Laufe von 10 Sahren. Aber auch die erlofchenen find für Die 
Entwidlung der Technif nicht unwichtig, weil durch die Veröffentlichung des Patentes neue 
Ideen angeregt werden, die fruchtbar werden fünnen, auch wenn die patentirte Erfindung felbit 
ih als nutzlos erwieſen hat. So fchreibt Bojanowski: „Vom 1. Jan. 1877 bi3 31. Dez. 
1888 find 1486 Batente auf Berbeiferungen der Dampfmaſchinen- und Gejchmindigfeit3- 
regulatoren nachgeſucht, 1035 Patente thatjächlich ertheilt worden, davon find 72°, erlojchen, 
aber in der Zeit haben fih die Dampfmaſchinen in Bezug auf Dampferſparniß, Geſchwindig— 
feit, Gleichförmigfeit der Bewegung und guten Aufbau außerordentlich vervollkommnet“ ©. 50. 
Ueber den Anreiz, den die durch die Patente ermöglichte wirthfchaftlihe Verwerthbarkeit der 
Erfindungen ausübt, gibt die Thatfahe Aufſchluß, daß feine Austellung angekündigt bezw. 
vorbereitet wird, ohne daß die Gefchäftsjournale des Patentamtes davon berührt werden 
(Bojanomwsfi ©. 34). 

Das deutſche Muſterſchutzgeſetz vom 11. San. 1876 für Geſchmacksmuſter und das 
vom 1. Juni 1891 für Gebrauchsmuſter gewähren dem Urheber eines Muſters das ausſchließ— 
fihe Recht der Nachbildung, das eritere in Anlehnung an den Schuß der Urheberrechte, das 
lebtere in Anlehnung an das Patentgefeb. In beiden Fällen befteht ein bloßes Anmelde- 
verfahren; die Dauer des Schube3 beträgt dort 15, hier 6 Jahre; die Gebühren jind mejent- 
ih geringer als die Batentgebühren. In Preußen waren 1887 41463 Geſchmacksmuſter ein- 
getragen, die Eintragungen der Gebraudhsmufter find im Deutfchen Reich von 8450 im Jahre 
1892 auf 17525 im Jahre 1896 gejtiegen. Der Markenſchutz ift in Deutfchland durch Geſetz 
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vom 12. Mai 1894 in umfaffender Weife geregelt. Es umfaßt nicht nur die Fabriks- und 
Handel3marfen, jondern auch Herfunftsbezeichnungen, wie fennzeichnende Waarenausitattungen. 
Sn 3 Sahren nad Erlaß des Geſetzes jind 32 399 Marken angemeldet worden. In Deiter- 
reich beiteht für den Mufterfchuß das Gejeh vom 7. Dez. 1858 in Kraft, der Markenſchutz it 
duch Gejek vom 6. Kan. 1890 und vom 30. Juni 1895 geregelt. Die Regiltrirung der Mufter 
und Marken iſt den Handelsfammern übertragen. 

Bei dem ausgedehnten internationalen Verkehr iſt das Rechtsverhältniß von ausländijchen 
Erfindungen, Muftern und Marken im Snlande und umgekehrt inländijcher Berechtigungen 
im Auslande, ſowie das Perfonenreht in diefen Fragen gemerbliden Schußes von größter 
Wichtigkeit. In den großen Induſtrieſtaaten entfällt ungefähr ein Drittel der Patentanmel- 
dungen auf Ausländer und ebenjo it die Betheiligung ihrer Staatsangehörigen an Patent 
anmeldungen im Auslande jehr ftarf. Diefe Thatſachen drangen nach einer PVereinheitlichung 
de3 Patent, Mufter- und Markenrechts in den Staaten, mindeſtens in der Richtung, daß die 
Anmeldung in einem Staate eine Priorität in allen anderen Staaten gewährt, wenn dort Die 
Anmeldung in gegebener Zeit nachfolgt, ſowie dazu, daß eine Beſchränkung in der Verpflichtung 
eintrete, das geſchützte Recht im ſchutzgewährenden Staate ſelbſt auszubeuten. Dieſem Ziele 
Itrebt die Internationale Vereinigung zum Schuße des gemwerblidhen EigenthHums 
zu, die am 29. März 1883 von mehreren Staaten abgefchlojien und zulest in Brüfjel 1900 ergänzt 
wurde. Der Bertrag febt feit: 1. die Gleichitellung der Angehörigen aller Unionzftaaten mit 
den Inländern in allen Angelegenheiten des Patentſchutzes; 2. eine Prioritätsfriit von 12 Monaten 
für die Anmeldung eines Patentes in den anderen Staaten; 3. unbeſchränktes Einführungs- 
recht patentirter Gegenftände; 4. einheitlide Frift von 3 Sahren für den Ausübezwang. In 
Bern wurde ein internationales Bureau zur Führung der Geſchäfte eingejeßt. Pie Union 
wird jekt von 21 Staaten gebildet, Oeſterreich Hat feinen Beitritt angemeldet. Vgl. hierüber 
wie über das Rechtsſyſtem der widtigiten Staaten in diefen Fragen Kohler a. a. O. 


Literatur: Richter, Der internationale Patentkongreß 1873, in Offizieller Ausſtellungs— 
bericht der Weltausstellung 1873, Nr. LXVII, Wien 1874; Klojftermann, Das geiftige Eigen- 
thum an Schriften, Kunftwerfen und Erfindungen, 1867, 1869; Kohler in Schönberg’3 Hob. 
Bd. Il2 ©. 183 ff.; Bojanowski, Ueber die Entmwidlung des deutſchen Patentweſens in der 
Zeit von 1877—1889, Leipzig 1890; Rhenius, Die Neuerungen im deutfchen Patentweſen in 
J. f. G. V., 1893, ©. 505; Robolsfi, Art. Patentredt; Hauß, Art. Markenſchutz, Muliter- 
und Modellſchutz im How. d. Stw.; Mareſch, Art. Markenſchutz, Mufterfhuß; v. Bed, Art. 
Patente im öjterr. Stwb.; Berichte und Verhandlungen der deutjcheöfterreihiihen Gemerbe- 
\hußfonferenz, Berlin 1896; Sahrb. der internationalen Bereinigung für gewerblichen Rechts— 
\huß jeit 1897; Grunzel, Induſtriepolitik, 1905, S. 350 ff. 


4. Der gewerbliche Unterricht. 


873. 1. Das Bildungselement iſt in der gewerblichen Produktion noch wichtiger 
als in der landmwirthichaftlihen, mweil die Bedingungen der gemwerbliden Produktion 
mannigfaltiger find. Die Naturwillenichaften liefern immer neue Stenntnijfe und Er- 
kenntniſſe ſowohl über die zu verarbeitenden Stoffe mie über die Formen der An— 
wendung der Naturfräfte; die chemifche und mechanische Technologie hat ſich unge- 
heuer entmwidelt, die &emerbefreiheit läßt der Unternehmungäluft freien Spielraum 
und dieſe ruft immer neue Produftionsthätigfeiten hervor, die den mannigfaltigen 
Bedürfniffen der Menfchen durch neue Stoffverbindungen oder Formen der Gtoff- 
verarbeitungen gerecht zu werden fuchen, fei e3 daß fie neue Befriedigungsmittel zur 
Verfügung ftellen, ſei e3 daß fie die alten vollfommener mahen. Pie große Be- 
weglichfeit und Veränderlichkeit, der die gewerbliche Produktion aus dieſen Gründen 
unterworfen ift, ftellt an das Wilfen und die Fähigkeiten der in ihr thätigen Perjonen 
große Anforderungen. Jene technifchen Fortichritte werden immer dazu benüßt, die 
Ronſumenten mit billigerer oder beiferer Waare zu verjorgen und die gegenüber der 
laudwirthſchaftlichen fo fehr viel jchärfere Konkurrenz in den gewerblichen Betrieben 
\egt den Gewerbetreibenden, der ſich jene Fortichritte nicht anzueignen vermag, der 
Gefahr aus, vom Markte verdrängt zu werden. Dies wird umfo fühlbarer, je mehr 
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die gewerblichen Unternehmungen zu Spezialiirungen oder zu Großbetrieben gedrängt 
werden, modurd die Anforderungen an die techniihe und mwirthichaftliche Leiſtungs— 
fähigfeit der einzelnen Betriebe erhöht werden. 

2. Neben der rein techniihen gewinnt mit ausgebreiteter Konkurrenz der Ge— 
mwerbebetriebe auch die mwirthichaftliche Ausbildung der Produzenten eine erhöhte Be- 
deutung. Eine gute Weberficht über die Bezugsquellen und die ridhtige Wahl unter 
ihnen, richtige Kalkulation der Produktionskoſten, genaue Ueberſicht über die Abſatz— 
gebiete und deren mögliche Veränderung find enticheidende Bedingungen für den Be- 
ftand und die Konkurrenzfähigfeit der Unternehmungen, welche immer feltener duch 
bloße Weberlieferung und Erfahrung erworben werden fünnen. Namentlih in den 
großen und insbejondere in den internationaler Konkurrenz untermorfenen Betrieben 
it die Kenntnis der Organifation und der Handelsbedingungen der großen Märkte 
für Rohftoffe und fertige Waaren, der Währung3- und Kreditverhältniſſe, der Trans- 
portbedingungen auf Eilenbahnen und Waſſerſtraßen, die genaue Verfolgung der 
Schwankungen im Bedarf, in der Mode, in der Konkurrenz anderer Unternehmungen 
von ausfchlaggebender Bedeutung. Aber auch in den Heineren Berhältnilfen der hand— 
mwerfsmäßigen Produktion wird es von immer größerer Wichtigkeit, daß der Hand- 
werfer die Fähigkeit gewinne, nicht nur feinen Betrieb techniſch vollfommener aus- 
zugeftalten und dem mwechjelnden Bedürfniß anzupafien, fondern auch fich durch ſorg— 
fältige Buchführung genau Rechenſchaft zu geben über Gewinn- und Verluftausfichten. 
einer Produktion, da es fich fehr Häufig zeigt, daß gerade diefe Gruppe von Ge— 
mwerbetreibenden bei Submilfionen, Uebernahme größerer Lieferungen, Eröffnung neuer 
Gejchäfte wegen ungenauer Schäßungen in Nachtheile geräth. 

3. Die Nothwendigkeit jorgfältiger Schulung iſt in der gemwerbliden Produktion 
aber nicht etwa auf die Unternehmer beichränft, jie muß vielmehr auch die gemerb- 
fihe Arbeiterſchaft umfaſſen. Denn in den meilten Produktionszweigen it nicht nur 
die techniſch glüdliche, jondern auch die wirthichaftlich erfolgreiche Ausführung der 
Produktion von der Verfügung über einen Stamm gut gejchulter Arbeiter abhängig, 
und in allen wird die Produktion mit größerem Erfolge betrieben, wenn die Urbeiter- 
ſchaft intelligent, in der Ausführung der Arbeiten geſchickt und zu jelbjtändigen Ur- 
theil befähigt iſt, als wenn fie unintelligent und einer fteten Auflicht und Kontrole 
bedürftig it. Liegen die Aufgaben für die Bildung der Arbeiterfhaft auch nur 
theilmeife auf dem Gebiete der befonderen Fachbildung, jo iſt diefe doch von großer 
Wichtigkeit namentlih für die Induſtriezweige mit foftipieligen und komplizirten 
Arbeitsmethoden. Bon durchgreifender Bedeutung aber üt es, daß die allgemeine 
Schulung des Veritandes und der Fähigkeiten der Arbeiter zu jelbjtändiger Weiter- 
bildung eine gute it, weil davon unter allen Umftänden der Uebergang zu ergiebigeren 
Produftionsmethoden abhängig ült. 

4. Dem Gejagten zu Folge fünnen die gewerblichen Bildungsanjtalten nicht ein- 
faher Natur fein. Ihre Entitehung fällt in die Mitte des 18. Kahrhundert3 und 
zwar jegen ungefähr gleichzeitig — in den verjchiedenen Staaten allerdings zu ver- 
Ihiedenen Seiten — drei Gruppen gewerblicher Schulen ein: Induſtrieſchulen für die 
Bildung techniſcher Fertigkeiten der Kinder als PVorbildungsichulen für gemerbliche 
Arbeiter, Realſchulen als Schulen allgemeiner Bildung für den gewerblichen Mittel- 
and, und Polytechnifen als technische Hochſchuſen. Sm Laufe des 19. Jahrhunderts 
werden die Nealichulen und PBolytechnifen in einen engeren Zuſammenhang gebradjt 
und treten allgemein neben Gymnafien und Univerjitäten al3 Organiſationen de3 
höheren technischen Unterrichtes, der nicht die unmittelbare Ausbildung gemerblicher 
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Arbeiter oder Unternehmer bezweckt, fondern allgemein bildende Ziele in Verbindung 
mit der fachlichen, aber in wiſſenſchaftlicher Form erfolgenden Schulung für praftifche 
technifche Berufe verfolgt. Der eigentliche gewerbliche Unterricht erfolgt in befonderen 
Gemwerbejhulen, die wieder im Einzelnen außerordentlih mannigfaltig find, fich 
aber in zwei Hauptgruppen ſcheiden laffen: Fortbildungsihulen und Fachſchulen. 
Die eriteren find Abend- oder Sonntagsſchulen für Schüler, die bereit3 im Gewerbe 
itehen. Sie find allgemeine Fortbildungsfchulen, wenn ihr Ziel iſt, Handmwerfern und 
Arbeitern in Fortführung des Bolksfchulunterrichtes für ihren Erwerb wichtige all- 
gemeine Kenntniffe zu lehren (Geſchäftsaufſätze, Buchführung, Zeichnen), oder fachliche, 
welche fich den erjteren anjchließen und die Schüler in ihrem fpeziellen Gewerbe im 
Anſchluß an ihre praftiihe Thätigkeit ausbilden. Die Fachſchulen verfolgen den 
Zweck, ihren Schülern in bejtimmten gewerblichen Richtungen und für beitimmte 
Wirkungskreiſe im Gewerbeleben eine möglichſt abgeichloffene Berufsbildung zu geben. 
Sie nehmen daher aud) die ganze Arbeitskraft des Schülers in Anſpruch. Je nach— 
dem fie für die Führung eines ausgedehnteren industriellen Betriebes oder nur für 
Werfmeilter- oder Handmerferitellungen vorbereiten mollen, find fie höhere gewerb— 
liche Fachſchulen (gewerblide Mittelfhulen) oder Werkmeiſter-Fachſchulen. 
Gie faljen entweder ganze Gruppen von gewerblidhen Berufen zujammen, 3. B. Bau 
gemerbe, Majchinengemwerbe, chemische Gewerbe, Kunſtgewerbe, oder ſie unterrichten 
nur für Theile folder Fachgruppen. | 

In allen diefen Schulen überwiegen naturgemäß die Intereſſen der technifchen 
Bildung, doch nehmen die höheren gewerblichen Schulen zugleich auf die wiljenichaftlichen 
Bildungselemente Rüdfiht. Dies iſt vor Allem der Fall in den techniſchen Hod- 
Ihulen, bie im Laufe des 19. Jahrhunderts in allen Kulturjtaaten errichtet wurden 
für den Hochbau, für Straßen, Eifenbahn- und Brüdenbau, für Mafchinenbau und 
für Elektrotechnik, endlich für Chemie. 

Die Grundfäße der Verwaltung der niederen und mittleren Gewerbeſchulen find 
nod nicht einheitlich geregelt. Private, induftrielle Verbände, Handels- und Gemerbe- 
fammern, Gemeinden, Provinzen, der Staat fonkfurriren in ihrer Errichtung. Die 
Koftendedungsfrage iſt noch offen, ebenfo die der Einführung eines Zwanges wenig- 
tens zum Bejuh von Fortbildungsichulen während der Lehrzeit. Die Jichtbaren 
Tendenzen gehen dahin, einen jolhen Zwang zu verfügen und die Koften aufzu- 
theilen auf Snduftriegruppen, Kommunalförper und Staat. 

5. Die Hebung der gemwerbliden Bildung geht aber nicht nur auf dem Wege des 
ſyſtematiſchen Unterrichtes vor fih. Die individuelle Belehrung und Beobachtung tt 
auch hier ein mächtiger Hebel des Tyortjchrittes, und es find daher auch alle jene 
Mittel zu pflegen, welche fie zu fürdern im Stande find. Dazu gehören vor Allem 
gemwille Sammelpunfte, welche einen Weberblid geben über den Stand der Produftion, 
der Technik, über die Bedeutung neuer Erfindungen und Arbeitsmethoden. Als jolche 
dienen vor Allem die Auzftellungen, feien e3 allgemeine oder fpezielle, ſowie 
Centralſtellen zur Förderung der Induſtrie überhaupt oder gewiſſer Induſtriezweige 
duch Sammlung von Belehrungsmitteln, duch Mufterwerfjtätten, Waarenmuiter, 
Bibliotheken, Vorträge u. ſ. w. Auf diefem Wege iſt eine Beeinfluffung der Richtung 
der Produktion, der öffentlichen Meinung, des Gejchmades der Konſumenten möglid). 
In diejen Kreis verwaltender Thätigfeit gehört auch die Beobachtung der auswärtigen 
Entwidlung, wofür dem Staat in feinen auswärtigen Vertretungen ein ausreichender 
Apparat zur Verfügung fteht, deren Ergebniffe in regelmäßigen Berichten im Inlande 
nußbar gemacht werden fönnen. 

18* 
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Für die Bedeutung, welche die Bildung der Bevölferung auch für die wirthichaftliche 
Reiftungsfähigfeit Hat, ift vielleicht fein Beilpiel jo überzeugend wie das der Entwidlung 
Deutſchlands aus einem Zuſtand verhältnigmäßiger Armuth zu Beginn des vorigen Sahrhunderts 
zu einem Zuftand der Produftionsfähigfeit und des Reichthums, der jenen der vorgefchrittenjten 
Bölfer, insbefondere Englands, eingeholt hat. Es it fein Zweifel, daß daran die forgfältige 
Pflege des Bildungswejens einen hervorragenden Antheil hat. PDeutichland Hat zuerit die 
allgemeine VBolf2jchulpflicht eingeführt (Preußen 1717, Hellen-Darmitadt ſchon 1628) und zuerft 
den techniihen und gewerblichen Unterricht in Realſchulen, techniſchen Hochſchulen und gemerb- 
fihen Schulen der verichiedenften Art vervolllommnet (Beterfilie, Das öffentliche Unter- 
richtsiwefen im Deutichen Reich, 1897, I. Bd. ©. 133 ff.). Wenn Heute die hemische Induſtrie 
Teutichlands die erite der Welt tft, fo ift dies ein Erfolg feiner Bildungsftätten! 

Der Eindrud, den diejes ſyſtematiſche Streben nach Erhöhung der Bildung in Deutſch— 
land im Auslande hervorruft, ift ein großer. In der Kommiſſion des engliihen Unterhaujes 
zur Unterjuhung der Gründe für die Bedrüdtheit von Handel und Snduftrie 1885/1886 wurden 
wiederholt die deutſchen Bildungsanftalten al3 Duelle der gefteigerten Konfurrenzfähigfeit der 
Deutihen bezeichnet und der Schlußbericht der Kommilfion empfiehlt der Regierung die För— 
derung ähnlicher Anftalten (Final Report on Depression of Trade and Industry, P. P. 1886, 
Wr. 4853, sect. 97). Alle deutihen Schriften über Volkswirthſchaftspolitik Haben immer die 
große Wichtigkeit der allgemeinen Bildung der Bevölferung betont. So jchreibt Lotz, Hob. 
d. Staatswirthichaftslehre, 1838, Bd. II S. 59, daß die moralifche, politifche und mwirthichaft- 
lihe Stärfe eines Volkes ruht „nur auf der intelleftuellen Homogenität aller Volksklaſſen, in 
der Bildung des jogenannten Mittelftandes, und in der allgemeinen Aufflärung und Ber- 
breitung jener Kenntniffe und praftiihen Snititutionen, von welchen die Leitung und Aus— 
bildung der gefelligen, wirthichaftliden und öffentlichen Angelegenheiten abhängig ift“. Der 
zurüdgebliebene Zujtand der romanischen Länder erklärt fih mit aus der geringen Volks— 
bildung. Noch 1825 wurde im Königreich Sardinien das Erlernen von Leſen und Schreiben 
denjenigen verboten, welche fi nicht über den Beſitz von 1500 Livres ausweiſen konnten! 
Auch darin Hat Lotz recht, wenn er betont, daß es nicht darauf ankomme in den Schulen 
eigentlihe Gelehrte zu erziehen, fondern darauf, „den gemeinen Mann, die große Volksklaſſe 
zu wahrhaft gebildeten, verjtändigen und nüßlihen Bürgern zu bilden, und ihm diejenige 
geiftige Bildung zu geben, welche er zur Erfüllung der Pflichten des bürgerliden Lebens 
und zur vortheilhaften Uebung jeiner Betriebſamkeit vorzüglih braudt”. U a. O. ©. 60. 

Literatur: Roſcher, Syſtem II ©. 737; Schönberg in feinem Hbb. IIı ©. 667; 
Dumreicher, Ueber die Aufgaben der Erziehungspolitif im Induſtrieſtaat Defterreich, 1881; 
C. Rofcher, Urt. Gewerblicher Unterricht im Hob. d. Stw.; Klimburg, Gewerbliches Unter- 
rihtswejen in Dejterreich, 1900; Simon, Das gemwerbliche Fortbildungs- und Fachſchulweſen, 
Berlin 1903. 


II. Der gewerblidye Kredit. 
1. Urten nnd Bedeutung des gewerblichen Kredites. 


$ 74. 1. Die Snanfpruchnahme fremden Kapitals für gemerblihe Unternehmungen 
erfolgt entweder für die Zmede der Gründung oder für den Betrieb der Unter- 
nehmung. Im eriteren Falle wird Kapital für die Beichaffung des Bodens, der 
Baulichkeiten, der Mafchinen, für die Erwerbung von Patenten, welche ausgenübt 
werden jollen, benötigt, im Lebteren für die Beltreitung der laufenden Auslagen 
der Betriebsperiode, 3. B. Zahlung der Löhne, der Roh- und Hülfsftoffe. 

Nie haben daher hier ebenjo wie in der Landwirthſchaft zwilchen einem Anlage- 
fredit und einem Betrieböfredit zu unterjcheiden, von denen der eritere die mit 
der Irganifation der Unternehmung und mit dem jtehenden Kapital verbundenen 
Inveſtitionen deden foll, während der durch Betriebsfredit zu dedende Kapitalbedarf 
li) mit jeder Betrieböperiode wiederholt. Die Grenzen diefer beiden Kreditarten find 
aber flüffiger al3 bei der Landwirthſchaft, weil im gemerblichen Unternehmen alle 
Broduftionsmittel vergänglicher Art find und auch der Umfchlag des ftehenden Kapitals 
ehr Häufig in furzen Perioden erfolgt. 
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Eine eigenthümlihe Art von Kreditbeziehungen, welche in der Landwirthichaft 
nicht vorfommt, entiteht im Gewerbe als Folge der arbeitstheiligen Produktion durch 
Stundung der Zahlung des Preiſes gelieferter Waaren feitens der in Gejchäftsper- 
bindung ftehenden Gemerbetreibenden und Hündler unter einander. Jede Waare hat, 
bi3 das NRohproduft in ein fonfumfähiges Genußgut — 3. B. die Baummolle in 
Kleider, das Eifen in Hausgeräthe, — verwandelt worden ilt, eine Reihe von Handels— 
und Verarbeitungsthätigfeiten über fich ergehen zu laſſen, die alle ihre wirthichaftliche 
Vergütung aus dem Preiſe finden, den die Konjumenten fürdas Schluß- 
produft bezahlen. Das Gleiche gilt natürlih auch für den Rohftoff. Aber die 
Rohitoffproduzenten find — die Bergmwerfsunternehmungen ausgenommen — nicht in 
der Lage, kontinuirlich Waaren zu liefern, während von den Händlern durch die Reihe 
der Berarbeitungögewerbe bis zu den Händlern, welche das Schlußproduft an die Kon— 
jumenten abgeben, ein fontinuirliher Strom von Waarenlieferungen erfolgt. Der Land— 
wirt) muß, wenn er das Produft feiner Ernte verkauft, baar bezahlt werden, denn er 
hat nur diefe einmalige Einnahme im Sahr. In den Handels und Produftions- 
gewerben Hingegen ift es möglich und daher auch üblich geworden, Waaren auf Kredit 
zu liefern, weil hier die Kontinumtät der Waarenbemwegung es mit ich bringt, daß 
immer auch irgendweldhe Zahlungen von früheren Lieferungen fällig find und ein- 
gehen, jo daß das Betriebsfapital auf der nöthigen Höhe bleibt. Dieje Art der Kredit- 
gewährung unterjcheidet fich von der üblihen dadurch, daß bei diefer Geldfapital ge- 
liehen und geichuldet wird. Hier aber werden Waaren, alfo Kapitalien in kon— 
freten Gebrauchsformen, übertragen, verfauft und daraus entipringt eine Schuld, Die 
auf ein Geldfapital lautet. Während es zur Gewährung von Gelddarlehen einer be- 
jonderen Kreditorganijlation bedarf, entiteht diefe Art des Kredite mit Nothwendigkeit 
aus der Betheiligung der Produzenten am faufmänniihen Berfehr, aus dem Einkauf 
der Vorprodufte, Verlauf des eigenen Produftes, er entiteht für den Gläubiger aus 
der kaufmännischen Verwerthung feines Produftes, es fteht für ihn die Ummandlung 
von Waarenfapital in Geldfapital in Frage. Diejer Kredit jebt daher immer andere 
gewerbliche oder Waarenhandels-Unternehfmungen voraus. 

2. Die Nüblichfeit des Kredites für gewerbliche Unternehmungen liegt in der da— 
durch jichergeitellten Erweiterung der Produktion, in der Möglichkeit, tüchtigen, fennt- 
nißreichen, aber Ffapitalsjchwaden oder vermögenzlofen Perfonen den Betrieb von 
Unternehmungen zu erleichtern. Solange der Kredit nicht organifirt und allgemein 
zugänglich it, ijt der Betrieb von Unternehmungen den VBermögensbefigern vorbehalten. 
Der Kredit löſt diefe Verbindung, und je vollfommener dies der Fall ift, deſto weniger 
ift die Unternehmerftellung Attribut des Belites. „Die Loslöfung des Geſchäfts— 
betriebe® von dem Belite eigenen Vermögens läßt fich vergleichen der Abſchaffung 
der Erblichfeit und der Einführung der allgemeinen Zugänglichkeit öffentlicher Aenter“ 
(Knie3). 

Der Kredit hebt aber nicht nur die perjönliche Begrenzung der Unternehmerjtellungen 
auf, er bejeitigt auch die einzige materielle Schranfe, welche gemerblichen Unternehmungen 
geſteckt ijt, indem er das Kapital nach dem Maße der Streditfühigfeit des Unternehmers 
auszudehnen geftattet. Dadurch) wird er die Grundlage für die Bildung großer Unter- 
nehmungen, für wechjelnde Ausdehnung und Einſchränkung der Betriebe, für rafche 
Anpafiung an wachſenden Bedarf, aber auch für eine Weberfpannung der Produktion 
gegenüber der gegebenen Nachfrage. Diefe Gefahr iſt umſo größer, je mehr die Unter- 
nehmung mehr auf Kredit als auf eigenem Vermögen aufgebaut wird, weil dadurd) 
das eigene Riſiko des Unternehmers abgeſchwächt, das BVerantwortlichfeitsgefühl ge- 
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mindert und jo dem Leichtſinn, der Spefulations- und Gewinnſucht eine wichtige 
Hemmung entzogen wird. Dadurch ift gerade der gewerbliche Kredit in allen feinen 
Formen ein Mittel des Entſtehens und der Ausbreitung von Kriſen geworden. Der 
Kredit befchleunigt „die materielle Entwidlung der Produktivkräfte und die Herftellung 
des Weltmarftes“, gleichzeitig entmwidelt er „das reinjte und koloſſalſte Schmindel- 
ſyſtem“ (Mare). 

Literatur: Bd. I 88 99, 100, 110; Knies, Der Kredit, Bd. I, 1876, ©. 114, Bd. II, 
1899, ©. 137, 187; Wagner in Schönberg’s Hoöb. Bd. I; Stein, Hob. der VBermwaltungslehre 
3. Aufl.; Marr, Kapital, Bd. IILı ©. 422 ff. 


2, Der gewerbliche Anlagefredit. 


875. 1. Der Anlagefredit fpielt in gewerblichen Unternehmungen eine geringere 
Rolle als der Betrieböfredit. Wenn Kapital für die Gründung eines gewerblichen 
Unternehmens benöthigt wird, jo iſt die Aftiengefellihaft das Mittel, es zu beichaffen. 
Soweit Anlagefredit auftritt, ericheint er meift al3 Realfredit, der feine Sicheritellung 
in unbeweglichen oder beweglichen Unterpfändern (in Grund und Boden, Fabriken, 
Maichinen, Werthpapieren u. |. m.) findet und durch ihren Werth begrenzt ift. Er nimmt 
dann enimeder die Form des Hypothekar- oder Mobiliarfredites an oder es werden 
Schuldverjchreibungen ausgegeben, Obligationen, für melche das Vermögen und der Ertrag 
des Unternehmens in erjter Linie haften. Insbeſondere Aktiengeſellſchaften find ſolche 
Schuldaufnahmen in der Form von Brioritätsanlehen nicht felten. Diefe find 
dadurch charakterilirt, daß den Befibern der Brioritätsichuldverjchreibungen ein unbe- 
dingtes Vorzugsrecht auf Befriedigung ihrer Zinsanfprüche aus dem Ertrage zufteht, 
bevor die Aktionäre eine Verzinfung ihres Kapitals erhalten. Ein eben folches Vor— 
zugsrecht fteht ihnen am Gefellichaftspvermögen gegenüber den Mftionären zu, und 
häufig wird ihnen nod) durch eine Hypothefariiche Sicheritellung, 3. B. bei Bergwerken, 
Eifenbahnen u. dgl., ein Borrang auch vor anderen Gläubigern gefichert. 

2. Das Aktienweſen hat viel dazu beigetragen, das Geldfapital auch direft für 
die Gründung, Umbildung oder Erweiterung von gewerblichen Unternehmungen zu 
gewinnen, und die Aufgabe, welche in der Landwirthichaft, 3. B. bei Melivrationen, 
die ja einer Erweiterung des Betriebes gleichzuachten find, nur durch einen lang— 
friftigen Anlagefredit erfüllt werden kann, hat in Folge deſſen bei gewerblichen Unter- 
nehmungen ihre Löſung noch in ganz anderer Weile gefunden. Die Bejißer von 
Geldfapital, welche es nicht dauernd in einem gemerblichen Betriebe anlegen mollen, 
weder als Unternehmer noch al3 Gläubiger, übernehmen e3 ein Unternehmen einzli- 
richten und zu organifiren, d. h. fie verwenden vorübergehend ihr Geldfapital als 
Unternehmerfapital, verwandeln aber dann das Unternehmen in eine Aftiengejellichaft, 
bringen die Aktien auf den Markt — mobei fie ſich für das Riſiko, den Zinſenverluſt, 
die organilatoriihe Thätigfeit im Preiſe der Aftien entfchädigen — und fommen }o 
in verhältnigmäßig: kurzer Zeit wieder in den Beſitz ihres um den Gewinn vermehrten 
Geldfapitales. 

3. Diefe Gründerthätigfeit geht allerdings nicht in der Form von Kreditgejchäften 
vor ſich, allein die Anftalten, welche jich damit befallen — Gründungsbanfen, credits 
mobiliers — ſind ftet3 zugleich Inſtitute, welche gewerblichen Anlage» und Betriebs- 
fredit gewähren, und ihre Gründerthätigfeit wächſt Häufig aus ſolchen gewährten 
Strediten heraus, indem fie jchließlich die Unternehmungen, an denen jie finanziell 
interejlirt find, übernehmen, um fie beiler zu organifiren und dann abzuftoßen. 
Außerdem aber ift der materielle Zweck, den dieſe Gründerthätigfeit verfolgt, mie die 
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Rolle, welche das Geldfapital dabei fpielt, den Funktionen gleichartig, welche es fonit 
im Anlagefredit übernimmt: die zinstragende Verwerthung von Geldfapital durd) 
Vermehrung des Produftivfapitals nicht zum Zwecke der eigenen unternehmungs- 
weilen Verwaltung, jondern durch Mebertragung diefer Verwaltung an Dritte. Ge— 
währung von gewerblidem Anlagefredit und Gründerthätigfeit durch Anlage gemerb- 
liher Unternehmungen find bei der gegebenen Drganifation des Bankweſens that- 
lächlich nicht zu trennen. 


3. Der gewerbliche Betriebäfredit. 


8 76. 1. As Normalfall der Betriebsfreditgewährung kann der folgende gelten. 
Ssabrifant A fteht mit der Bank B in Gejchäftsverbindungen, läßt Zahlungen an fich 
bei ihr eingehen und Zahlungen für ji) durch fie leiften, jie verwaltet feine Kaffe 
und fennt daher feine gejchäftliche Tage. Dies ermöglicht ihr, ihm Perſonalkredit zu 
gewähren und zwar entweder im Kontokorrent, durch einfache Belaftung in ihren 
Büchern oder aber, der regelmäßige Fall, gegen Ausitellung eines Wechjels. Die 
Bank erhält dadurch ein leicht begebbares, zu beſtimmtem Termine einlösbares Schuld- 
papier, da3 fie, wenn fie ſelbſt Geldbedarf Hat, disfontiren laſſen kann. Der Wechjel 
dient insbeſondere auch jenem Kreditverfehr, der aus der früher beichriebenen Waaren- 
fieferung hervorgeht. 3. 8.: A liefert dem B Waare und belaftet ihn mit dem Preiſe 
in feinen Büchern. Eine Anerfennung der Schuld des B erfolgt dann entweder nur 
durch die Empfangsbeitätigung der Waare (Buchkredit) oder aber A erhält Sicher- 
ftelflung durch einen Wechlel, fei es daß B ihm einen eigenen Wechfel ausitellt oder 
einen Wechfel zu Gunften des A auf feine, B's Banf zieht, der von dieſer acceptirt 
wird, oder daß A einen Wechjel auf B zieht, der von ihm und eventuell noch von 
feiner Bank acceptirt wird. In jedem diefer lebteren Fälle kommt ein Wechjel in 
Verkehr, den A Sofort disfontiren laſſen oder den er zur Sicheritellung eigener Zah— 
lungsverpflichtungen weiter begeben kann. 

2. Gegenüber dem Kiontoforrent- oder Buchkredit hat dev Wechjelfredit den großen 
Vorzug, daß er den Kredit terminirt, die Zahlungsperbindlichkeit an jtrenge Formen 
bindet und die Schuldner dadurch zu forgfältigerer wirthichaftlicher Gebahrung zwingt. 
Andererjeits erleichtert aber der Gebrauh von Wechſeln Waarenverfäufe auf Kredit. 
Denn mährend Stontoforrent- oder Buchkredit ein Echuldverhältniß nur zwiſchen zwei 
Verjonen begründet, vermag der Empfänger des Wechſels diefen an fernere Perjonen 
zur Diskontirung oder an Zahlungsitatt weiterzugeben und jo mit der Strediturfunde 
über das eine Kreditgeſchäft neue Streditgejchäfte zu begründen. Da Geder, der den 
Wechjel weiterbegibt, felbft verhaftet bleibt, wird dadurch eine Kette von Schuld— 
verhältniffen begründet, welche zwar dem lebten Befiter des Wechjels größere Sicher— 
heit verichafft, zugleich aber verfchiedene Wirthichaftsbetriebe mit einander verfnüpft. 
Tie Unternehmer haben nun nicht nur, wenn fie Kreditnehmer find, mit ihrer zur 
Zeit bejtehenden Verſchuldung, ſondern auch mit den Umftande zu rechnen, daß fie 
für begebene Wechſel ihrer Schuldner bei deren Zahlungsunfähigfeit haftbar gemad)t 
werden. 

Bei normalem Gang der Produktion und des Abfates iſt diefe Gefahr nicht 
groß, Die dur den Kredit geſchaffene Verflechtung der wirthichaftlihen Unterneh— 
mungen zahlreicher Gewerbebetriebe und Handelsgeſchäfte Löft ſich immer wieder durch 
die regelmäßigen Erfüllungen der Zahlungsverbindfidhkeiten der Schuldner, wobei mit 
einem normalen Prozentjag von Zahlungsunfähigkeiten gerechnet werden kann. Aber 
in Seiten gejteigerter Unternehmungsluft wird die durdy den Wechſel gegebene 
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Slaftizität des Kredites don fühnen und energiichen wie von leichtjinnigen Spefu- 
fanten benüßt, um Unternehmungen in’3 Leben zu rufen oder alte Unternehmungen 
zu erweitern in einem das Bedürfnig des Marktes überjchreitenden Maße und bei 
einem ſich daran anſchließenden Yujfammenbruc werden auch reelle Unternehmungen 
durch die unvermeidlihe Antheilnahme an dem allgemeinen Sreditverfehr in die Ge- 
fahr des Zuſammenbruchs hineingeriſſen. 

3. Der Wechjelverfehr bietet auch die Gefahr einer Ausnüßung der Kreditquellen 
ohne vorausgegangene Produktion und Waarenverfäufe, indem Unternehmer, die in 
Gefchäftsverbindung mit einander jtehen, Wechlel auf einander ziehen, denen feine 
Waarenlieferungen entiprechen (Gefälligfeitsmwechjel, Wechlelreiterei), durch deren Dis— 
fontirung bei Banfen fie Baargeld erhalten, wobei fie beim Verfalltermin durch neue 
Wechſel ſich Dedung verichaffen. Wird ſchon durch die normale Kreditgewährung der 
Produzenten und Händler wie der Banken die Errichtung von Produftionsbetrieben, 
namentlich aber von Handelögeichäften jehr erleichtert, jo wird fie durch eine folche 
Ausnützung des Wechlelfredites in gefährlicher Weile unteritüßt, fo daß auch den 
reellen Produzenten und Händlern ein fiherer Maßſtab für die berechtigte Entwidlung 
der Produktion und des Abſatzes verloren geht. Diefe Thatſachen machen es wünſchens— 
werth, daß die Geichäftsleute ihren Kreditverkehr möglichſt mit beftimmten Banken 
pflegen, iwelche den Umfang der Kreditausnüßung zu beurtheilen vermögen und durd) 
Erſchwerungen der PDisfontirung wie durch Krediteinichränkungen rechtzeitig einer zu 
Krifen treibenden Entwidlung vorbeugen fünnen. Sn demjelben Maße wie der Um- 
fang des Kreditverfehres mwächlt, wird e3 auch von fteigender Wichtigkeit, Anhalts— 
punfte zur Beurtheilung der Kreditwürdigfeit des Kreditnehmers zu erhalten, welchem 
Zwecke befondere Ausfunftsanftalten und Kreditſchutzvereine dienen. 

4. Wo der Wechjel nicht eingebürgert oder grundjäglich abgelehnt wird, mie viel- 
fah in Oeſterreich, oder bei öffentlihden Körperichaften, welche feine Wechjel aus- 
ftellen, felbjft wenn fie längeren Kredit in Anſpruch nehmen, führt die Häufung von 
offenen Buchforderungen dazu, für eine Nutzbarmachung diejer zu jorgen. So entitand 
das Shitem der Esfomptirung offener Buchforderungen, indem Kreditinftitute 
den Geichäftsleuten bis zu einem gewijlen Prozentfab und für bejchränfte Zeit 
(höchſtens 3—4 Monate) auf ihre Außenftände Kredit geben, was natürlich die Zeſſion 
der Forderung al Eicheritellung zur Vorausfegung hat. Ein anderes Syſtem der 
Mobilifirung diefer Forderungen befteht in der Esfomptirung nicht acceptirter 
Tratten (auf Dritte gezogene Wechjel) mit gleichem Entjtehungsgrund. 

Eine große Rolle jpielt der Kredit im Baugewerbe. Es ift ein häufiger Fall, daß Baus 
meijter, welche fpefulativ, zum Zwecke des Verkaufes, Häufer bauen, für den Bau Gelder auf- 
nehmen, aljo Betriebsfredit in Anfpruch nehmen, für den den Gläubigern der Grund und Boden 
und der werdende Bau verpfändet werden. Die beidem Bau beichäftigten Handwerker, Schloffer, 
Tifchler, Zimmermeifter u. f. w. liefern ihre Waaren und Xrbeitzleiftungen meift gegen Anzah- 
lungen, während fie für den Reſt dem Baumeifter Zahlungsfredit, in der Regel bloßen Buchfredit 
gewähren. Da die von ihnen gelieferten Waaren Eigentbum des Baumeifter3 werden, find fie 
mit dem Boden ſelbſt dem den Betriebsfredit gewährenden Geldgläubiger des Baumeifters ver- 
pfändet. Kann der Xebtere feinen Zahlungsverpflihtungen diefem Gläubiger gegenüber nicht 
nachkommen und mwird der Bau fubhaftirt, fo kann es den Gemwerbetreibenden gefchehen, daß 
jie mit ihren Forderungen ganz oder theilweile durdhfallen. Dieſe Mißſtände find jehr groß. 
In Berlin find in der Zeit vom 1. Oft. 1889 bis 30. Sept. 1890 bei den in diefer Zeit aus- 
geführten Neubauten von Handmwerfsmeiltern und Lieferanten allein 30 Millionen Mark ver- 
loren worden. Bon 535 Neubauten diefer Zeit ſind 133 fubhaftirt worden. Vgl. Freeje, 
Das Vorrecht der Bauhandmwerfer in J. f. G. V., 1892, ©. 921; dazu Dertmann, Das Pfand- 
vorreht der Bauhandwerfer in J. f. N., 3. F., Bd. V (1893); Biermer, Das Vorrecht der 
Raubandwerfer, 1905. 
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Unter Annahme, daß der Ertrag der Wechlelftempelfteuer '/, pro Mille des Betrages der 
in Umlauf befindlidy geweſenen Wechjel daritelle, ergab fi) für Deutfchland im Jahre 1907 
eine Geſammtſumme von 28836 Millionen Mark. Die gleichzeitig im Umlauf befindlichen 
MWechiel find auf ca. 6000 Millionen Mark zu fhäten. Welcher Betrag davon unmittelbar 
gemwerblihen Urjprung hatte, iſt natürlich nicht zu entnehmen. Aber in lester Linie find doch 
alle Kireditvorgänge, auch der Waaren- und Geldhandeläfreife, gegründet auf die Bewegung 
der Produktion, jo daß uns jene Summen immerhin einen Einblid geftatten in die Größe der 
Kreditverpffichtungen des Gefchäftslebens, an dem die gewerblichen Unternehmungen jedenfalls 
einen großen Antheil haben. Dazu kommen die gewaltigen Summen von Forderungen auf 
Grund von Buchkredit. 

In welchem Grade der Kredit überjpannt werden kann, zeigt die Geſchichte der Handel3- 
frifen. So führt Wirth, Geſchichte der Handelsfrijen, 3. Aufl. 1883, bei Darftellung der 
großen Handelsftodung 1857 Beilpiele aus England an von Gefchäftsleuten, die banfkerottirten 
mit Wechfel- und anderen Schulden, die oft das Zwanzig-, Dreißig- ja Vierzigfache ihres Ver— 
mögens betrugen. Eine Firma fallirte, die bei einem Kapital von 4000 Pfund 190 000 Pfund 
ihuldete und im lebten Sahre Gefchäfte im Belauf von 1 Million Pfund gemacht Hatte. 
A. a. O. ©. 379 ff. In geringerem Maße, aber in derielben Weiſe fand damal3 auch in 
DOefterreich eine Ueberfjpannung der Kreditgewährung ftatt, jtärfer in Hamburg (Wirth a.a. O. 
©. 385 und 404), wo 3. B. eine Firma mit 600000 M. Banlo Vermögen 6—7 Millionen Mark 
Banko Wechfel auf ſich Taufen Hatte. &erade dieſe Krifis, die fih nad und nad) auf alle 
großen Handelsplätze der Erde ausdehnte, hat auch die innige Verflechtung gezeigt, in die der 
Kredit Produktion und Handel aller Staaten gebradjt hat. 

Die Nothwendigkeit der Kreditertheilung und andererfeit3 die Gefahren einer jolden find 
jo groß, daß verjchiedene Verſuche gemadt worden find, einestheils Anftalten in’3 Leben zu 
rufen, welche Auskunft über die Kreditwürdigfeit beitimmter PBerfonen zu geben vermögen, 
anderentheils eine Evidenzhaltung folder Perfonen herbeizuführen, welche durch miederholte 
Zahlungsunfähigfeit oder unlauteres Gebahren ihre Gläubiger gefährdet Haben In erſterer 
Richtung wirken die Ausfunftsbureaus für Kreditausfünfte, in lebterer Vereine, die Jich 
als Schutzgemeinſchaften für Handel und Gemerbe, Kreditreformvereine bezeichnen. Die 
Ausfunftsbureaus find privatwirthichaftlihe Unternehmungen, welche durch geeignete Kor— 
reipondenten über die VBermögensperhältniffe, die Gefchäftsthätigfeit, die perjönlichen Eigen- 
ihaften der Geichäftsleute Nachrichten ſammeln und auf Grund derjelben gegen Entgelt an 
die Intereſſenten Auskunft ertheilen. Die Vereine Kreditreform dagegen bezweden nur die 
NWarnung vor jchwindelhaften Firmen durch Aufſtellung von ‚schwarzen Liſten“ ſowie Die 
Eintreibung von Forderungen bei ſäumigen Schuldnern, welche Eintreibung um jo größeren 
Erfolg Hat, als die Schuldner bei Nichtzahlung fürchten müflen auf die ſchwarze Lifte zu 
fommen und dadurh um ihren Kredit gebracht zu merden. In diefem großen Einfluß der 
Kreditvereine wie ähnlih auch der Auskunftsbureaus Tiegt aber ein bedenflihes Moment. 
Wie es Heute nothwendig ift Kredit zu geben, jo ilt es auch nothiwendig Kredit zu nehmen. 
Iſt dies verjperrt, fo iſt auch die wirthichaftliche Eriftenz des Unternehmers vernichtet. Jene 
Bureaus und Bereine haben daher, da ihr Urtheil meist enticheidenden Einfluß ausüben wird, 
eine gewaltige Macht in Händen, die nur mit Borficht und Garantien für ehrlihe Anwendung 
gebraucht werden jollte. Vorläufig iſt das Nechtsverhältniß diefer Einrichtungen troß ihrer 
ſtarken Ausbreitung noch fehr ungeregelt. Vgl. Rofcher, Ueber Kreditausfünfte und Schuß- 
gemeinichaften für Handel und Gewerbe in 3. f. Stw., 1877; Gerlach, Die berufsmäßige 
Ktrediterfundigung in Deutichland in J. |. N. Bd. XX, 1890; Ehrenberg, Ausfunftsbureaus 
im Hdw. db. Stw. 


4. Die Kreditorganijation der Großinduſtrie. 


$ 77. 1. Der Kreditbedarf der gewerblichen Großbetriebe wird heute vollitändig 
durch Banfen befriedigt. Eine ftaatliche Fürforge für den Kapitalbedarf der Induſtrie, 
wie fie noch im 18. Jahrhundert üblich war, ift unnöthig. Eine große Anzahl von 
Ktreditinitituten, iwelche neben dem Depofiten-, Ktontoforrent-, Disfont-, Lombard- 
und Kommiſſionsgeſchäft Gründungsgefchäfte betreiben, ftehen den Induſtrieunter— 
nehmungen zur Verfügung und die Verbindung von Induſtrie und Banken ift fo 
innig geworden, daß heute die Kapitalbeichaffung für Induſtrieunternehmungen als 
eme weſentliche Aufgabe des Bankweſens bezeichnet werden fanı. Die Banfen ge- 
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währen gemerblichen Anlagefredit, fie betheiligen ſich an gewerblichen Unternehmungen, 
fie richten folche ein, um fie mit Gewinn zu verfaufen, jie verwandeln beftehende 
PBrivatunternehfmungen in Mltiengejellichaften oder führen die Erweiterung folcher 
Unternehmungen mit oder ohne Ummandlung in eine der Formen der Handelögejfell- 
ichaften durch und üben fo einen entſcheidenden Einfluß auf die Entwidlung der ge- 
werblihen Produktion. „Denn, wenn wir wirklich in einer Periode der Ummälzung 
überfommener Betriebsformen ftehen, jo it fein Zweifel, daß die Mitwirkung ber 
Banfen bei Begründung großer Altienunternehmungen . . . bei Ummandlung privater 
Betriebe in die Aktienform, oder bei Vergrößerung der Mittel beitehender Aftien- 
vereine das Emporfommen des Großbetriebes gegenüber den Fleinbürgerlichen Erwerbs— 
wirthichaften bedeutend erleichtert und beichleunigt“ (Lob). Die Banken fördern 
Dadurch die Produktivität der Vollswirthichaft, aber in der Richtung einer Unter- 
ſtützung der Centralifation und Monopolifirung der Unternehmungen. Der Einfluß 
der Banken auf die großen Verfehrs- und Snöduftrieunternehmungen durch) Betheiligung 
am Aktienkapital, Uebernahme von Obligationen, Durchführung der Emiffionen, Ge— 
währung von Kontoforrentfredit it in der Gegenwart, menigjtens in manden Rändern 
(Deutiches Reich), ein beherrichender. 

Für die Gemährung diejer Kredite jind dabei feine bejonderen Drganifationen 
geihaffen. Die Induſtrieunternehmungen benüben vielmehr jede Form des Bank— 
fredites: den Kontoforrent- und Wechjelfredit, Kredit gegen Verpfändung von Werth- 
papieren oder Realitäten. In der Gegenwart find Beltrebungen bemerkbar, der 
Induſtrie einen langfriftigen Kredit mit Amortilationszwang wie beim Hypothekar— 
fredit durch Ausgabe von Obligationen zu verichaffen, für deren Sicherheit befondere 
Banforganifationen haften follen. Doc liegen Hier große Schwierigkeiten vor, meil 
der Werth folcher Obligationen in hohem Grade von den Cchwanfungen der Kon— 
junftur abhängig it. In Deutichland ſchätzt man die im Umlauf befindlichen In— 
dultrieobligationen auf 2000 Mill. Mark, die direkten Smduftriefredite der Banken 
ind aber mwejentlich Höher. 

2. Die Gründung und der Betrieb von indujftriellen Unternehmungen find aller- 
dings feine Streditgeichäfte, aber das Charafteriftiiche in der Kreditorganifation der 
Sroßinduftrie iſt eben, daß die Kreditgewährung, im SKontoforrent oder im Wechjel- 
estompte die Banken zur Kontrolle und dann zur Betheiligung an induftriellen Unter- 
nehmungen geführt Hat. Niraends in der Volkswirthſchaft hat fi) die organifirende 
Macht des Großfapitals jo deutlich gezeigt, wie hier. Die Leitung eines indujtriellen 
Sroßbetrieb3 hat zwei Aufgaben zu erfüllen, eine technifhe und eine kaufmänniſche. 
Die Bank wird Häufig die leßtere beijer ausführen können, al3 der Induſtrielle. Hat 
lie durch Kreditgewährungen Einblid in fein Unternehmen, gewonnen, jo Hilft fie ihm 
nun durch Organilation oder Uebernahme feines kaufmännischen Betriebes zu größerem 
Erfolge. Ebenfo wird die Bank durch die SKreditgewährung auf andere Gebrechen 
aufmerkſam. Es wird z.B. ein Betrieb gut geführt, aber er iſt zu Hein, die bloße 
Gemährung von Betrieböfredit genügt nicht, Obligationen können nicht ausgegeben 
werden — die Banf muß nun felbit teilnehmen oder den Betrieb in eine Aftien- 
gejellihaft verwandeln. Oder es gelingt der Banf durch ihre Kreditbeziehungen 
mehrere kleinere Unternehmungen zu einem größeren Betrieb zu vereinigen oder die 
Kombination von Betrieben durchauführen. So hat die Kreditverbindung der Banken 
mit der Induſtrie dazu geführt, daß eritere die enticheidende Rolle bei Sanirungen, 
Fuſionirungen, Rartellirungen erlangt haben. Aus den Kreditbanfen find Gründung3- 
banfen gemorden. 
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3. Dieſes induſtrielle Gründungsgeſchäft hängt in ſeinen wichtigſten Fällen mit dem 
Aktienweſen zuſammen. Das Akltienrecht beeinflußt die Gründerthätigkeit, indem hie— 
bei die vom Geſetz in Bezug auf die Bildung von Aktiengeſellſchaften oder die Be— 
gebung von Aktien vorgeichriebenen Normativbeitimmungen eingehalten werden müſſen, 
und die Aufnahmsfähigfeit des Anlagemarftes wie deſſen befondere Organisation in 
der Werthpapierbörfe bejtimmt weſentlich Umfang und Art der Gründungen. 

Es jind dabei zwei Stadien zu untericheiden, die Wahl des Unternehmens und 
jeine Bemwerthung bei der Gründung und die Veräußerung der Aftien nach der Grün- 
dung feitens der gründenden Bank und ihrer etwaigen Mitgründer an das Publikum. 
Der Gewinn der Gründer kann entweder in der Üebertragung von Vermögen, Grund 
und Boden, Fabrifsgebäuden, Inventar, erworbenen Rechten, 3. B. Patente u. f. m. 
zu hohem Werthe an die Aftiengefellichaft bejtehen, jo daß, wenn die Aftien al pari 
begeben merden, in dieſem Kaufpreis bereitS der gejchäftliche Nußen gelegen iſt; oder 
die Vermögensübertragung erfolgt an die Aftiengefellihaft zu dem Preiſe, den die 
Gründer jelbit gezahlt haben bezw. zu den Werthen, den die Vermögensgüter 
Ihäßungsmweife haben, und der Gewinn erfolgt bei der Veräußerung der Aktien an 
das Publikum zu einem Kurſe über parı. In beiden Fällen hängt die Realifirung 
des Gemwinnes natürlich von der Veräußerung der Aktien, alfo von der Stimmung 
und Neigung im Publikum ab, Kapital in Unternehmungen der gegebenen Art an— 
zulegen. Dieſe Stimmung wird aber wieder nicht blos durch die Ausficht auf den 
Ertrag des Unternehmens beeinflußt, jondern iſt bei einem Theil der Käufer immer 
von der Abjicht beherricht, die Kapitalsanlage jelbjt nur vorübergehend in dieſen 
Werthpapieren vorzunehmen, dieje vielmehr jo bald al3 möglich wieder zu geitiegenem 
reife weiter zu veräußern. 

4. Deshalb iſt die ala Gejchäft betriebene Gründung von Unternehmungen nicht 
von der Börlenipelulation und dem Börfenipiel zu trennen. Nicht al3 ob die Grün— 
dungen zum Zweck ihrer Ausnüßung oder Unterjtüßung ausgeführt werden müßten, 
aber die Banken, welche ja nur den Vermittler zwichen den Unternehmungen und 
dem Stapitalsanlagen juchenden Bublitum machen wollen, müfjjen auch bei jehr ernften 
Gründungen die durch die Lage der Börje gegebene Konjunktur wenigſtens benüßen, 
geben der Cpefulation durch die Gründungen Nahrung und FTünnen Jich feinesfalls 
gegen ſie ablehnend verhalten. Auch die Geſetzgebung kann hier nicht Hindernd ein- 
greifen, jie muß ſich begnügen, durch die bei Beſprechung der Afktiengejellichaften 
(oben $ 48) herporgehobenen Borichriften die unmittelbare Webervortheilung der 
Käufer von Aktien durch die Gründer zu erſchweren. Einen geringen Einfluß mird 
auch eine Börjengejeßgebung und die Verwaltung der Börlen auf den Aftienhandel 
und insbejondere auf gewiſſe Formen der ſpekulativen Börfengejchäfte nehmen können, 
aber immer wird ein Spielraum für die Geltendmachung der Gewinnfthoffnungen ver- 
bleiben, der von der Spekulation zum Nachtheile der Käufer ausgenüßt werden kann. 

Das Induftriegeichäft als Banfgeichäft wird zuerit von der 1822 gegründeten Societe 
generale des Pays Bas pour favoriser l’industrie nationale betrieben. Sie hatte ftets den 
gröperen Theil ihrer aus Darlehensaufnahmen jtammenden Fonds in Effekten, Aktien und Obli— 
gationen von Fnduftrieunternehmungen angelegt. Bol. Sattler a.a. ©. S.70. In größerem 
Stil wurde das Geſchäft betrieben von der von den Brüdern Pereire 1852 in Paris gegründeten 
Societe generale de Credit Mobilier, deren Zweck war „die Entwidlung der Induſtrie zu 
fordern und vermittelit tonjolidirung zu einem gemeinjamen fonds die Verſchmelzung der 
beionderen Antheilicheine von den verichiedenen Unternehmungen zu bewirken‘. Das Leptere 
lollte durch Ausgabe von Obligationen geichehen, für welche die Fonds der Bejellichaft und 
die von Ihr erworbenen Antheilicheine von Unternehmungen die Eicheritehlung zu bieten hatten. 
Turch dieſe Obliaationenausaabe hätte die Geiellichait immer von Neuem Betriebsfapital er- 
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halten, allein fie erhielten fich nicht im Umlauf. Der ganze Credit Mobilier ijt, nachdem er 
zum Theil durch Sahre glänzenden Gejchäftsgewinn gehabt Hatte, 1867 in Liquidation getreten 
(vgl. Blenge, Gründung und Geſchichte des Credit Mobilier, 1903). Die eriten deutfchen 
Banken diejer Art waren die Banf für Handel und Induſtrie, 1853, in Darınftadt und die 
Oeſterreichiſche Kreditanftalt, 1855, welche beide heute noch thätig find. Bon dieſer Zeit an 
jind neben manchen vorübergehenden Unternehmungen immer wieder neue Effeftenbanfen ent- 
ftanden, haben die alten ihre Kapitalien vermehrt. Roſcher's Urtheil, daß fie fich nicht be- 
währt haben, daß ihre Thätigfeit auf die Dauer der Natur einer Afktiengejellichaft widerſpreche 
(Syſtem Bd. I ©. 344, 345), ein Ürtheil, das im MWefentliden auh von Knies umd 
Ad. Wagner getheilt wird, läßt ſich nicht aufrecht erhalten. „Was aber dem heutigen 
Effeftengeichäft das eigenthümliche Kennzeichen verleiht, it gerade feine Berallgemeinerung, 
jeine Bopularijirung. Faft jede Heinfte Banf, jeder Heinfte Bankier fucht den Credit Mobilier 
im Sleinen zu Spielen‘ (Sattler a. a. ©. ©. 106). Die Erjparnijje der Privatiwirthichaften 
werden immer wieder in Effekten angelegt und fommen jo den ‚Gründungen‘ der Banken zu Gute. 
Man jchäst, daß im Zeitraum von 1883—1892 in Deutfchland insgefanımt 8 Milliarden Marf in 
inländiihen, 4 Milliarden in fremden Papieren angelegt wurden (Börſenenquète-Kommiſſion, 
1893, Stenogr. Berichte, 3. Bd. Statiſtiſche Anlagen). Bei aller Schwindelhaftigfeit, die ein- 
zelnen Effektenbanfen oder einzelnen ihrer Unternehmungen anhaftete und auch in der Gegen- 
wart anhaftet, läßt fih nicht mehr in Abrede ftellen, daß fie lebensfähig find und einem Be- 
dDürfniß der privatfapitaliftiichen Volkswirthſchaft entiprechen (vgl. darüber Sattler a. a. O. 
©. 112 ff.; Plenge a. a. D.; Weber, Depofitenbanfen und Spefulationsbanfen, 1903). 

Literatur: Knies, Der Kredit Bd. II ©. 376 ff., 1879; Wagner, Art. Kireditanftalten in 
Rentzſch, How. der Volkswirthſchaftslehre, 1866; Derjelbe in Schönberg’s Hob. Bd. I ©. 423; 
Lob, Die Technik des deutſchen Emiffionsgefchäftes, 1890; Sattler, Die Effeftenbanfen, 1890; 
ein eingehendes Bild des zunehmenden Einfluffes der Banfen auf Sndujtrieunternehmungen 
gibt Loeb, Die Berliner Großbanfen 1895—1902 in Schr. d. V. f. ©. Bd. 110; Jeidels, 
Das Verhältniß der deutjchen Großbanfen zur Induſtrie, 1905; II2 88 57 u. 61. 


5. Die Kreditorganifation des SKleingewerbes. 


$ 78. 1. Während der Großinduftrie das Kapital in den formen des Ktontoforrent- 
fredites, des Wechlelesfomptes, der Lombardirung, der DObligationenausgabe, der Be- 
theiligung oder Aktienemiſſion ohne Schwierigkeiten zuftrömt, entbehrt das Kleingemerbe 
gejicherter Kreditquellen, obwohl auch bei ihm das Bedürfniß nach Anlage» und Be- 
trieböfredit vorhanden iſt. Eriterer ift dazu beitimmt, den Handmerfer in den Belik 
der nöthigen Betriebsanlagen, Maſchinen, Motoren, Werkzeuge zu feben, lebterer 
dient zur Beſchaffung von Roh- und Hülfsitoffen, zur Zahlung von Löhnen und zur 
Führung des Betriebes im Allgemeinen bis zum Eingang des Preiſes für die ver— 
faufter Produkte. Gerade im Kleingewerbe ift das Betriebäfreditbedürfniß aus dem 
legtangeführten Grunde ein großes, weil hier die Borgmirthichaft in hohem Grade 
üblih ilt, und zwar ſowohl der Gemerbetreibenden unter einander, wie gegenüber 
den Konjumenten. Nach verjchiedenen Schäßungen follen in Defterreidh die offenen 
Buchforderungen der Kaufleute bis zu 50%, ihrer Aktiven ausmachen, im Kleingewerbe 
aber ſoll es noch jchlimmer ftehen. Es ſoll nicht jelten fein, daß Handwerker bei 
einem ganz feinen Gejchäftsumfang 10—20000 Kronen Kredit an die Kunden ge- 
währen. Die Organifirung diefer Bankkredite durch Schaffung von Esfompteitellen (vgl. 
oben $ 76,4) ijt den Sleingemwerbetreibenden meilt wegen ihrer mangelnden Buchführung 
unmöglid. So lange ein großer Theil der Sleingewerbetreibenden weder ordentliche 
Bücher zu führen, noch zu falfuliren veriteht, wie dies in Defterreich thatſächlich der 
Fall it, kann von einer Örganifirung des Kredites für diefe Kreiſe allerdings nicht 
die Nede fein. Hier iſt in erfter Linie die mwirthichaftliche Erziehung der Handmwerfer, 
bejonders duch Buchhaltungsfurfe zu heben. 

2. Soweit überhaupt Organifationen zur Befriedigung des Kreditbedürfniſſes im 
Kleingewerbe bejtehen, treten fie fait ausfchließlich in der Forın der Kredit- und 
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Vorſchußvereine oder Volfsbanfen auf. Dieſe Vorichußvereine verdanken ihre 
Entjtehung der Ihätigfeit von Hermann Schulze-Delitzſch (vgl. Bd. I ©. 169), 
der 1850 die erjte folche Anstalt in’3 Leben rief und nach und nad) jene Grundjäße 
ausbildete, auf welchen fie auch heute noch ruhen. Sie find Anitalten der Selbithilfe. 
Die für fie maßgebenden Grundſätze jind die folgenden: 1. Die Kreditjuchenden bilden 
eine Genoffenjchaft, welche da3 eigene Vermögen und etwa aufgenommene Kapitalien 
zum Zwecke der Sreditgewährung verwaltet. Sie find aljo ſelbſt Mitglieder, Träger 
und Reiter des Kreditinftitutes. 2. Der Kreditverfehr wird volllommen geihäftsmäßig 
geordnet. Den Gläubigern der Genofjenichaft werden aus der Vereinsfaffe, diefer von 
den Vorichußnehmern banfmäßige Zinfen und Provifionen nach der Lage des Geld- 
marftes gewährt, die Beamten des Inſtitutes werden für ihre Leiſtungen bezahlt. 
3. Die Mitglieder müſſen Gejchäftsantheile befigen, um da3 eigene Kapital der Ge- 
noſſenſchaft zu mehren, nach dieſen Gejchäftsantheilen wird der Geminn vertheilt. 
4, Aus Eintrittsgeldern und Gemwinnantheilen wird ein Rejervefonds gebildet. 5. Für 
die Geichäftsihulden der Genoffenihaft (aufgenommene Geldfapitalien) haften die 
Mitglieder ſolidariſch. 6. Die Zahl der Mitglieder iſt unbeichränft. 

Die Geichäfte, melde die Volksbanken betreiben, beitehen in der Gemährung 
von Borihüffen an die Mitglieder gegen Handpfand, Hypothek oder Bürgfchaft, in 
dem Kauf von Forderungen für hergeftellte und gelieferte Waaren (inSbejondere Dis- 
fontirung von Waarenwechſeln) und in Kontokorrentvorſchüſſen bei entwidelterem 
Geichäftsbetrieb. Als Regel gilt, daß nur kurzfriſtiger, ſomit dreimonatlidher Kredit 
gewährt wird, ſchon aus dem Grunde, meil die Volksbanken ſelbſt nur Furzfriitigen 
Kredit nehmen können. Derfelbe tritt meiſt in der Form von Geldeinlagen (Depofiten) 
auf, und in diefer Richtung wirken die Volksbanken dann als Sparkaſſen, namentlid) 
wenn fie zugleich die Ummandlung folder Depofiten in Anlagemwerthe vornehmen. 
Damit verbindet ſich dann Häufig das gewöhnliche Bankgeichäft des Effektenhandels, 
das Inkaſſo für die Deponenten u. dgl. 

3. Der Nußen, den dieje Volksbanken gewähren können, ift anzuerkennen. Sie ver- 
\haffen Fleinen Unternehmern, die allein Freditunfähig geweſen wären, einen zwar be- 
Ihewenen, aber für ihre Wirthichaftsführung förderlichden Kredit. Ste gewöhnen Diele 
Betriebe an pünktliche Einhaltung gejchäftliher Verbindlichfeiten und nöthigen ſie zu 
genauer Kalfulation und Buchführung. Sie zwingen die Mitglieder durch die Noth- 
mwendigfeit der Bildung von Geichäftsantheilen mitteljt Heiner Einzahlungen zu Eripar- 
niljen; fie machen ſie frei von Kreditabhängigfeiten gegenüber den Lieferanten und 
ermöglichen ihnen dur) Baarzahlung Vortheile beim Einkauf wie die Uebernahme 
größerer Aufträge, für die es ihnen fonft an Betriebsfapitalien gemangelt hätte; jie 
jtärfen den genoffenfchaftlihen Sinn und bereiten die Mitglieder zur Durchführung 
anderer Aufgaben auf dem Wege der Genoffenfchaft vor. 

Uber die Vorausfegung für das Eintreten diefer nützlichen Folgen ijt eine gute 
und ihrer Zwecke bemußte Leitung. Sn der Wirklichkeit werden ſolche Kaſſen leicht 
ihren urjprünglichen Zwecken entfremdet. Eine Enquete, die im Jahre 1900 in Wien 
abgehalten wurde, hat die übereinftimmenden Klagen aus allen Theilen Oeſterreichs 
zu Tage gefördert, daß die beftehenden Vorſchußkaſſen dem Fleinen Gemwerbetreibenden 
nicht zu Gute kommen, daß fie ſich zu formlichen Banken für den wohlhabenden Mittel 
ſtand entwideln. Vermögensloſen find fie nur zugänglih, wenn fie Bürgen ftellen. 
Die Vorſchußkaſſen können auch ſchwer Perjonalfredit ohne Sicherftellung gewähren, 
da fie in großem Umfange mit fremdem Kapital arbeiten. Aber die Folge davon ift, 
daß Anlagefredit nur derienige befommt, der eine Hypothek beftellen kann, und daß 
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die Kreditgenoflenichaften fi) zu förmlichen Hypothekarkreditinſtituten entwickeln. Auch 
find ihre Darlehen theuer, weil fie das fremde Kapital nur durch Hohe Zinſen an- 
ziehen fünnen, weil das Riſiko groß ift und weil Nebenjpejen, wie Bürgichaftsleiftung 
viel foften, jo daß die Darlehenskoſten mandymal 15—209, betragen. 

4. Die Schulze-Delisih’ihen Kreditgenoffenichaften können daher nur als eine 
Kreditorganijation des beijergeftellten Handwerkerſtandes, des Heinfapitaliftiichen Meister? 
angejehen werden. Die eigentliche Heingemwerbliche Kreditorganijation ift in den Städten 
noch zu jchaffen. Auf dem Lande, wo die perfönlihen Verhältniffe leichter überſchaut 
werden fünnen, reihen die Raiffeilenfajjen aus, in den Städten aber müſſen 
neue Anjtalten geſchaffen werden, welche den NRaiffeifenfaffen einzelne Züge, vor allem 
den Sozialen Geilt nachahmen follen, aber eine materielle Unterjtügung Seitens üffent- 
licher Faktoren finden. Solche find in einzelnen Theilen Oeſterreichs (Mähren) bereits 
in's Leben getreten. Sie übernehmen von den Raiffeiſenkaſſen die Grundfäße Der 
Verwaltung, namentlich die Ablehnung der Kreditgewährung an Nichtmitglieder, die 
begrenzte Berzinjung der Geihhäftsantheile u. ſ. w., aber fie haben zugleich erzieheriiche 
Aufgaben: Unterricht in gewerblicher Buchführung, Verbreitung faufmänniichen Willens, 
Befämpfung der Unfitten im Zahlungsweſen. Sie find in Verbände zufammenzufaflen, 
welche die Revilion der Untergenofjenjichaften führen. Staatlihe Begünftigungen (jteuer- 
und gebührenrechtlicher Art), Gewährung von Gründungsbeiträgen und mäßig verzins- 
lichen Kapitalien jollen ihren Betrieb erleichtern. Vor Allem müßte ein Kreditinftitut 
geichaffen werden, welches als zentrale Geldausgleichsitelle für die Genoſſenſchafts— 
verbände fungirt, Deren Gelder übernimmt und ihnen Kredit gewährt. Da die Heinen 
Handwerferfreditgenofjenichaften über jene Unterlagen der Kreditgewährung nidht ver— 
fügen, welche die großen Banken und insbefondere die Notenbanf verlangt (Wechjel 
mit genügender Sicherheit, Werthpapiere zur Lombardirung), und die Geldausgleichs- 
itellen den beitehenden Raiffeiſenkaſſen oder anderen Genoſſenſchaften ihnen nicht zur 
Verfügung Stehen, muß eine bejondere jtaatlihe Zentralgenoſſenſchaftskaſſe ge- 
Ihaffen werden. Eine ſolche beiteht bereits feit 1895 in Preußen zur Förderung des 
genofjenichaftlihen Perfonalfredites und arbeitet mit Erfolg. 

Zu jolden organifatoriihen Maßregeln muß aber auch eine Reform de3 klein— 
gemwerblihen Zahlungsmwefens treten. An Sich berechtigte Vorſchläge, wie der 
nah Beurkundung der Außenſtände durch Anerkennung der Rechnungen Geitens der 
Kunden mit gewiſſen Rechtsfolgen bei Verweigerung diefer Anerkennung oder Nicht— 
einholung derjelben, die aber ein wirthichaftlich gejchultes Publikum vorausfegen, müjjen 
mohl noch zurüdgeftellt werden. Dagegen fönnte eine fürzere Verjährungsfriit für 
Forderungen der Handwerker eine allgemeine Einichränfung der Borgwirthichaft herbei— 
führen. Das Meifte ift hier allerdings von der Selbithülfe und Zelbiterziehung zu 
verlangen, zu der die Zwangsgenoſſenſchaften der Gemerbetreibenden berufen wären, 
ohne aber Entiprechendes zu leilten. 

Literatur: Knies, Der Kredit Bd. II ©. 268, 1879; Schulze-Delitzſch, Vorfhuß- und 
Sstreditvereine als Volksbanken, 1875; Pariſius, Genojlenichaftsgeje im Deutichen Neid, 
1876, Einl.; Barifius und Crüger, Reichögefe betr. die Eriwerbs- und Wirthichaftsgenofjen- 
Ihaften vom 1. Mai 1889, 1890, Einl.; Crüger, Eriwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in 
den einzelnen Ländern, 1892; Schönberg in jeinem Hdb. Bd. II1 ©. 701; Sahresberichte 
der deutſchen Erwerb3- und Wirthichaftsgenoffenichaften; über die Lage in Dejterreich: Unter- 
juchungen über die Lage des Handwerks in Dejterreih, Schr. d. 82. f. ©. Bd. 71; Stenogr. 
Protofoll d. Enquete über gemerbl. Sireditwejen, Wien 1900; Licht, Mittel und Wege zur 
genoſſenſchaftl. Organifation des kleingewerbl. Kredits in Teiterreih, 1901; Ferd. Schmid, 
Materialien zur Kenntniß des PBerjonalfredits, 1898; derjelbe, Die Organifation des gemwerb- 
lichen Kredits in Defterreich, 1908 (in Annalen des Gemwerbeförderungsdienites). 


Drittes Bud). 
Auswärtige Handelspolitik. 


1. Die gefdjichtliche Entwicklung der auswärtigen Handelspolitik. 


1. Außenhandel und Handelspolitik. 


879. 1. Man Hat vielfach angenommen, daß Außenhandel und Binnenhandel 
ih) ihrem Wefen nach nicht unterjcheiden. Der eine mie der andere meilt Unter- 
nehmerthätigfeit und Kapitaldaufmwendungen auf, um dort zu Taufen, mo man billig 
faufen kann, und dort zu verfaufen, mo man theuer verfaufen kann. In dem einen 
Falle geichieht dies in den verichiedenen Gebietstheilen deffelben Staates, in dem an- 
deren in Gebieten, die verichiedenen Staaten angehören. Uber die mwirthichaftlichen 
Wirkungen find immer die gleichen, wenn man beiden die gleiche Freiheit läßt. In 
den Gegenden, wo gefauft wird, wird die Produktion gehoben und werden die Preije 
iteigen; in jenen, in welchen verfauft wird, merden die Preiſe finfen und wird die 
Konfumtion Steigen; Kapital und Arbeit werden fi) unter dieſem Einfluffe jenen 
Produktionszweigen zumenden, in welchen für fie die Bedingungen günftiger liegen als 
für andere, in welchen fie daher beijer oder billiger zu produziren vermögen. Auf 
diefe Weile wird die Summe der Produkte wachen, werden die Preile ausgeglichen 
und auf das möglichſte niedrige Maß herabgejegt werden; dadurd wird die Verſorgung 
mit Gütern die gleichmäßigite werden. Der Unterjchied befteht immer nur darin, daß 
bei einem Binnenhandel fich diefe vortheilhafte Wirkung des Handels auf Theilgebiete 
eine3 Staates, beim Außenhandel auf zwei Staat3gebiete eritredt. 

2. Diefer fcheinbar nur äußerliche und nebenfächliche Unterfchied ift aber thatjächlich 
von großer Bedeutung. Die Wirthichaftsbetriebe eines Staates werden durd) Gleichheit 
des Rechtes, des Geldes und Kreditweſens, der Steuerlaften, durch da3 gleiche Syſtem 
der Erziehung, die Gleichheit der Bevölkerung, ihre Anlagen, Gewohnheiten und Ar— 
beitsleijtungen, durch die Hiftorifche Kontinuität der Wirthichaften zu einer jelbftändigen 
Einheit verbunden, welche wir ja dem Begriffe der Volkswirthſchaft zu Grunde legen. 
Wenn die Verfchiedenheiten natürlicher und fozialer Art, die dennoch immer zwiſchen 
den einzelnen Gebietstheilen eines Staates und ihrer Bevölferungen vorhanden find, 
die Grundlagen verjchiedener Produktionsentwicklungen werden und dabei der Binnen- 
handel die Tendenz Hat, in den mit beſſeren PBroduftionsbedingungen ausgeftatteten 
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Gebietstheilen Produktionen zu fördern, in den ungünjtigeren aber fie zu verdrängen; 
wenn dementiprechend innerhalb des Staates die PVertheilung des Kapitales und der 
Bevölferung beeinflußt wird, indem beide den Gebietstheilen günftigerer Wirthichaft3- 
bedingungen zuſtrömen, fo wird die gefammte wirthichaftliche, finanzielle, phyſiſche 
und fulturelle Leiftungsfähigfeit der ſtaatlich geeinten Wirthichaftsbetriebe dadurch nicht 
nur nicht geihädigt, vielmehr in demjelben Maße gehoben, in dem diefe Entwidlung 
zur Hebung der Produktion beigetragen hat. Anders, wenn diefer Vorgang fich auf 
zwei Staat3gebiete vertheilt. 

3. Wenn 3. B. der Weinbau in Dejterreich zu Gunften des aus Italien einge- 
führten Weines, die Mafchineninduftrie zu Gunften der aus Deutichland eingeführten 
Maſchinen verdrängt würde, mweil der Weinbau in Stalien aus natürlichen Gründen, 
die Mafchineninduftrie in Deutihland aus Gründen beſſerer Verkehrs-, Kredit- und 
Bildungsverhältnijje billiger betrieben merden fünnen, jo läge auch eine Produktions— 
verichiebung vor, welche zwedmäßig ericheinen fünnte, fall3 man nur auf die Bilfigfeit 
der Produktion fieht. Aber für die aus ihren Unternehmungen verdrängten Kapitalien 
und Arbeitskräfte läge die Möglichkeit einer Ausgleihung in Delterreih nicht vor. 
Shrer Auswanderung nad Stalien oder Deutichland ftehen in der Verjchiedenheit der 
Sprache, in der Unfenntniß der Rechtsverhältniffe, der Produftiong- und Verfehrs- 
bedingungen des Auslandes, in ihrer Fremdheit gegenüber den Organen und den 
Grundſätzen der öffentliden Verwaltung im Nuslande Hemmniſſe im Wege, die bei. 
Produftionsverjchiebungen im Inlande nicht zu überwinden find. Es entginge ihnen 
daher der Erwerb, den der Beſtand der nunmehr eingegangenen Betriebe ihnen ge- 
währte, der Staat verlöre einen Theil der jteuerkräftigen Unternehmungen, ohne daß 
die Einzelnen oder er aus der Berichiebung einen Vortheil zögen, der als Erſatz 
betrachtet werden könnte. 

4. Allerdings wird dem entgegengehalten, daß in einem ſolchen Falle Kapital 
und Arbeit in Defterreich fich jenen Produftionszweigen zumenden würden, in melchen 
die PBroduftionsbedingungen günftigere al3 in den beiden anderen Staaten find, fo 
daß 3. B. ſich Hier die Holz- und Bapierinduftrie ſtärker entmwideln und die gleich- 
artigen Induſtriezweige Italiens und Deutichlands verdrängen bezm. beichränfen werde. 
Es fände demnad) eine internationale Arbeitstheilung der Broduftionen nad) 
den günftigften Bedingungen ftatt. Mlein eine folche Verjchiebung ſtößt auf mehrere 
große Hinderniffe.. Denn, es ift 1. der Produftionsftand in jeder Volkswirthſchaft 
das Ergebniß der hiltorifchen Entwidlung, es find 2. die Bedingungen für die Ent— 
wicklung der Produftionszweige nicht bloß natürliche, duch menſchliche Einflüfle nicht 
abzuändernde, fondern auch folhe der Erziehung und des Unterrichtes, der wirth— 
Ihaftlihen Organifation, des Geld- und Kreditweſens, der Verfehrseinrichtungen, der 
Itaatlihen Rechts- und PVerwaltungsordnung, welche aljo durch die Entwidlung zu 
Gunſten einer Produftionsausdehnung in dem heute weniger günjtig ausgeitalteten 
Staate verfchoben werden fünnen, und e3 find 3. nur in feltenen Fällen alle Produf- 
tionsbedingungen für eine Waare in einem Staate fo vorzügli und in einem ans 
deren Gtaate fo ungünftig, daß man aus ökonomiſchen Gründen auf die Produktion 
in dem lebteren Staate verzichten müßte. 

Die Veränderung eines Hiftorisch gegebenen Zuftandes der Verteilung von Arbeit 
und Kapital auf die verichiedenen Produktionszweige unter dem Einfluß einer aus— 
wärtigen Konkurrenz, weiche Produftionsbetriebe im Inlande verdrängt und Kapital 
wie Arbeit zwingt neue PBroduftionsbetriebe aufzufuchen, ift gleichbedeutend mit einer 
wirthichaftlihen Krifis. Angenommen jelbit, daß der neue Zuftand befriedigend 
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wäre, wird man doch nur unter einem befonderen Drud ihn herbeizuführen tagen. 
Der Umftand aber, daß günjtigere Produktionsbedingungen, die auf irgend einem 
Gebiete im Ausland beitehen mögen, fi nicht immer nur als das Produft natür- 
fiher Vorzüge, ſondern auch al3 das Ergebniß der vom Staate beeinflußbaren mwirth- 
Ihaftlihen Erziehung eines Volkes erweiſen, unterjtüßt die Hiltorifh begründete 
Tendenz, die gegebenen Produftionszmeige im Staate durch Anwendung jener Er- 
ziehungsmittel zu erhalten. 

5. Die vorhergehende Betrahhtung zeigt den ausmärtigen Handel unter dem Ge— 
lihtspunft einer Konkurrenz ausländiiher Wirthichaftsbetriebe mit inländifhen und 
weit auf Erwägungen Hin, welche die Wirthichaftspolitif veranlaffen können, dem 
ausmärtigen Handel zur Minderung oder Hinderung einer ſolchen Konkurrenz Hemm- 
nilje in den Weg zu legen. Andererſeits ift aber doch darauf aufmerkſam zu machen, 
daß der ausmärtige Handel für jede über die erjte Entwidlungsftufe empor- 
gefommene Volkswirthſchaft zur Nothwendigkeit wird. Dieſe Nothmendigfeit 
gründet ſich 1. auf die Erportgewerbe, 2. auf den Bedarf an Ausland3artifeln, 3. auf 
die wachſende Bevölkerung, 4. auf die verfchiedene Entwidlung der einzelnen Produktions— 
zweige in den verjchiedenen Staaten. Jeder Staat bejitt Produktionen, für welche das 
inländiſche Abſatzgebiet zu Hein iſt, welche daher erportiren müſſen; jeder Staat ift ge- 
nöthigt, eine Reihe von Bedarfsgegenftänden, 3. B. Kolonialprodufte in den Ländern der 
gemäßigten Zone, zu importiren; und endlich fteigert das Wachſthum der Bevölferung 
ſowohl die eine, wie die andere Tendenz und ruft das verjchiedene Maß der Pro- 
duftionsfähigfeit in den einzelnen Produktionszweigen einen Zuſtand hervor, tmelcher 
den Staaten die Aus- und Einfuhr von Waaren vortheilhaft erfcheinen läßt. 

6. Die Stellung der Wirthihaftspolitif zum ausmärtigen Handel ift 
daher eine bejondere und unterjcheidet ſich wejentlih von jener, welde fie dem 
Binnenhandel gegenüber einzunehmen hat. Bei letzterem ftehen, da die Produftionsver- 
\hiebungen nicht Gegenstand jtaatlicher Sorge fein müſſen, vor Allem die Drganijations- 
formen de3 Handel3 und die wirthichaftlihen Abhängigfeitöverhältniffe, welche für Pro- 
duzenten wie Konjumenten daraus entipringen fünnen, in Frage. Coll die Konzen- 
tration des Handels in Großmagazinen, auf Centralmärkten (Börfen), die Eliminirung 
der Heinen Zwiſchenhändler durch Konfumvereine, der feßhafte Handel gegenüber dem 
Wanderhandel u. |. w. begünitigt werden? Welches find die zmwedmäßigiten Formen 
diefer Handelsunternehmungen und des Handelsverkehrs? Das find die hier ent- 
Iheidenden Fragen. 

In Bezug auf den auswärtigen Handel ftehen dieſe Fragen gar nicht im Vorder- 
grund. Hier fommt nicht der Handel als befonderer Erwerbszweig, als gemerb3- 
mäßiger Betrieb des Anfaufes und der Wiederveräußerung von Waaren zum Zwecke 
der Geminnerzielung in Betracht, fondern die Thatfache der Einfuhr von Auslands— 
maare und der Ausfuhr von Snlandswaare in ihrer Rüdmirfung auf die ganze 
Produktion ber inländifhen Volkswirthſchaft. 

Im auswärtigen Handelsverfehr tritt die Einheit der Volkswirthſchaft entjcheidend 
hervor, und die auswärtige Handelspolitif ift beftrebt, dies durch Maßregeln zur 
Geltung zu bringen, durch welche der Auslandsverfehr derart geregelt wird, daß die 
Entmidlung der inländiſchen Produktion die größte Förderung erfahre. E3 wird fein 
anderes Gebiet der Wirthichaftzpolitif genannt werden fünnen, auf dem diejer Geficht3- 
punft jo deutlich und ſcharf hervortritt; jedenfall3 Hat, wie die politiihe Einheit 
der Staaten vor Allem durch den Gegenjag zum Auslande ausgeprägt worden 
it, jo auch im wirthichaftlichen Leben der auswärtige Handel zuerjt das Bewußtſein 
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von der Nothmendigfeit einer einheitlihden Produftionspolitif gefchaffen und in wirth- 
Ichaftspolitiiche Mafßregeln umgeſetzt. Es kann daher die ausmärtige Handelspolitik 
im Syſtem der Wirthichaftspolitif ihre Stelle nur im Rahmen der Produktions— 
politif erhalten. Die Mittel, welche die auswärtige Handelöpolitif anwendet, jind 
mannigfaltig, jeit dem 17. Sahrhundert jteht aber befonders eines im Vordergrunde, 
der Schußzoll, d.i. die Abgabe, welche von fremder Waare beim Uebergang über 
die Grenze zu entrichten it, damit durch die in Folge davon entitehende Preiserhöhung 
ihre Konfurrenzfähigfeit gegenüber dem Inlande gemindert oder fie direkt fern gehalten 
werde. Die äußere Handelspolitif ift daher in EN Linie, wenn auch nicht aus— 


ſchließlich, Zollpolitik. 


In dieſer Auffaſſung der Stellung, welche die — Handelspolitik einnimmt, iſt 
man heute wohl einig. Die auswärtige Handelspolitik iſt Folge ſtaatlich geeinter Wirthſchafts— 
gebiete und das wefentlichite Mittel einer auf Begründung wirthſchaftlich geeinter National» 
ſtaaten gerichteten Politik. Nur die Freihandelstheorie in ihrer vollen Entwidlung lehnt eine 
folhe Auffaſſung ab (vgl. $ 81 u. 83). 

Die Thatſachen lehren uns eine immer wachſende Ausdehnung der Güterbewegung im 
auswärtigen Handel, im Wefentlihen bedingt durch den Bedarf der Induſtrieſtaaten an Nah- 
rungsmitteln und Rohſtoffen und durch die Differenzirung der Produktion in den Induſtrie— 
ftaaten, welche einen Austauſch von nduftriegegenftänden zwiſchen ihnen hervorruft. Im 
Sahre 1850 betrug der Außenhandel aller wichtigeren Staaten der Erde zufammengenommen 
ungefähr 20 Milliarden Kronen, im Jahre 1900 dagegen mehr als 100 Milliarden (Schüller, 
Schußzoll und Freihandel, Wien 1905, ©. 263). Damit ift es immer noch vereinbar, daß im 
Verhältniß zur heutigen Produktion der einzelnen Bolfswirthichaften der Antheil des aus- 
wärtigen Handels geringer geworden il. So von Sombart (Deutihe Volkswirthſchaft im 
19. Sahrhundert, 1903, ©. 429 ff.) für den deutfchen Export behauptet. 

Literatur: Ale Schriften über Handelspolitif beurtheilen den Werth und die Bedeutung 
des auswärtigen Handels, die Literatur ift daher ſehr reichhaltig und umfaßt thatfäcdhlich neben 
den Spezialmerfen alle Hauptwerfe der grundlegenden nationalöfonomiihen Schriftiteller. 
Bon deutihen Spezialdarftellungen der Handelspolitif find zu nennen: Lexis, Art. Handel3- 
politif im How. d. Stw. und in Schönberg’3 Hob. Bd. II2; Cohn, Syitem Bd. 3; Roſcher— 
Stieda, Bd. 3; v. d. Borght, Handel und Handelspolitif, 1900; Grunzel, Syſtem der 
Handelspolitif, 2. Aufl., 1906; Schmoller, Grundriß, II. Theil; Schüller, Schußzoll und 
Freihandel, 1905. 


2, Die merkantiliſtiſche Handelspolitik. 


$ 80. 1. Hiſtoriſch hat die Thatjache, daß die auswärtige Handelöpolitif ein 
heitlihe, ftaatlihe Produftionspolitif ift, ihren Ausdrud zuerjt in jenem Handels— 
ſyſtem gefunden, das als das des Merfantilismus, des Handelsſyſtems im 
eigentlihen Sinne des Wortes bezeichnet wird. Es wird im 17. Sahrhundert 
bon den um die Weltherrjchaft ringenden weſtlichen Staaten Europas, am jchärfiten 
in Frankreich unter Colbert (daher auch) Colbertismus genannt) angemendet. 
Seine Grundſätze finden aber mehr oder meniger vollflommen Nachahmung aud 
in anderen Staaten Europas und mirfen noch bis auf den heutigen Tag. Per 
entſcheidende Gefichtspunft ift der, daß die auswärtige Handelspolitif als ein Theil 
der nationalen Staatspolitif aufgefaßt wird. Die Handelöintereffen und die durch 
den Handel zu Jürdernden Produktionsintereſſen werden als Staatsintereſſen aner- 
fannt und daher durch die mirthichaftlihe und phyſiſche Macht des Staates ge- 
fördert. Dies führt zu manchen Mebertreibungen, insbejondere wenn der Grundſatz 
zu allgemeine Anerkennung findet, daß alle Vortheile, die dem eigenen Lande zu 
Gute kommen, eine Bereicherung bilden, alle Vorteile, die dem Auslande zu Gute 
fommen, einen Verluſt verurfachen, aber auch zu nachhaltigen ſyſtematiſch gehand- 
Habten Maßnahmen der Förderung inländifcher Produftion. 
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2. Im Einzelnen weiſt diefe Periode der nationalen Handelspolitif folgende ent- 
icheidende Züge auf: Die Schifffahrt und der eigentliche Handeläbetrieb werden 
nationalifirt, d.h. fie bleiben den eigenen Unterthanen vorbehalten, oder ed wird 
wenigſtens da3 Ausland diefen gegenüber ungünftiger behandelt. Dieſer Grundſatz 
zeigt ih am einfeitigften ausgebildet im Handelsverfehre mit den Kolonien. Aber 
auch für den Verkehr mit den europäischen Staaten wird durch die Begünftigung 
einheimiſcher Schiffe (Prämiirung), durch das unter bejtimmten Bedingungen aus- 
geiprochene Berbot der Verwendung fremder Schiffe oder durch die Belaftung folcher 
ein Syſtem nationaler Schifffahrt durch ftaatliche Mittel gefördert, fo durch die be- 
rühmte Navigationsafte Englands, 1651, und ihre Nahahmung in Frankreich feit 1659. 
Den Waarenverfehr und dadurd) die Produktion im Inland fuht man durch ftaat- 
lihe Mittel zu dirigiren. Die Einfuhr ausländiicher Waaren, auf deren Produktion 
im Snland man Gewicht legt, wird verboten (Prohibitivfgften), oder durch Hohe 
Grenzabgaben, Zölle, belaftet (Colbert's einheitlicher Bolltarif, 1664, in England 
zahlreiche einzelne Zollgejege, insbejondere feit 1692). Bor Allem find e3 die In— 
duftrieprodufte, welche durch Zölle geichüst werden, deren Erzeugung im Inlande 
mit allen Mitteln gefördert wird. Die Ausfuhr inländilcher Roditoffe, Hilfsſtoffe und 
Werkzeuge wird verboten oder mit Zöllen belegt, um der eigenen Induſtrie günjtige 
Preduftionsbedingungen zu fihern. Die Einwanderung gejchulter Arbeiter und In— 
duftrieller wird unterftüßt, die Auswanderung folder, welche Fabriksgeheimniſſe ver- 
rathen fünnten, verboten. 

Ergänzend tritt neben diefe Maßregeln ein ausgebildetes Syſtem der Unter- 
ftüßungen und Förderung jener Produftionszmweige im Inlande, deren Entwidlung 
man für den Volkswohlſtand vor Allem wichtig hielt, durch ftaatlihe Subventionen, 
Prämien für die Ausfuhr ihrer Waaren, Heranziehung und Ausbildung von Werf- 
meiltern u. |. w. Insbeſondere in Frankreich wird dieſes ganze Syftem nationaler 
Produktionsförderung mit ftaatlihen Mitteln angewendet zur Hebung der heimilchen 
Induſtrie, wobei das den Schuß vor ausländiiher Konkurrenz und die Erportförderung 
begleitende Syſtem inländiiher gemerbepolitiiher Maßregeln zu einem zuletzt un— 
erträglihen Syſtem jtaatlicher Bevormundung ausartet. 

Dabei wendet ſich die Macdhtpolitif der Staaten ſtets gegen die konkurrirenden 
Nationen. Während die Deutichen noch dynaftiihe und Religionskriege führen, führen 
die Holländer, Franzoſen, Engländer Handelskriege. In diefen Kämpfen entwidelt 
ih die Grundlage von Englands Weltherrfchaft. Spanier und Portugieſen Halten 
ihren geichlofjenen Handelskreis innerhalb ihrer Beligungen aufrecht, fommen aber 
für die weitere Entwidlung feit dem 17. Sahrhundert nicht mehr in Betracht. Es 
rivalifiren die drei früher genannten Nationen in Alien und Nordamerifa. Sn da3 
18. Jahrhundert treten nur noch Frankreich) und England al3 Konkurrenten, aber 1762 
müfjen die Sranzofen Kanada an England abtreten, 1763 find fie in Oftindien ge- 
Ihlagen. Der Kampf um die Welthandelsmadht ift zu Gunften Englands entſchieden, 
und durch ein Jahrhundert behauptet e3 feine Stellung unangefochten. 

3. Diefem Handelspolitifchen Syſtem liegen auch theoretifche Gedanken zu Grunde, 
melde an die Fragen der Zahlungs- und Handelsbilanz anknüpfen. Schon früher, in 
England jeit dem 13., in Frankreich jeit dem 14. Jahrhundert findet man Verbote 
der Ausfuhr von Baargeld und Edelmetallen, und je wichtiger das Geld für den 
Verkehr und dadurd für die ftaatlichen Finanzen wird, defto häufiger richtet ſich das 
Augenmerk darauf, diefe fichtbare und allgemein verwendbare Form des Reichthums 
im Lande zu erhalten und zu mehren. Won zahlreichen Schriftftellern wird der aus- 
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mwärtige Handel unter dieſem Gefichtspunfte betrachtet und in einer für da3 Land 
ungünftigen Gegenüberftellung der Waareneinfuhr und -ausfuhr, Handelsbilanz, die 
Gefahr eines Geldabflufjes und dadurd einer Reichthumsverminderung, umgefehrt in 
der günftigen Geftaltung der Handelsbilanz ein Mittel der Vermehrung des Reich— 
thumes des Landes erblidt durch Zufluß des Geldes, mit dem die Differenz beglichen 
werden muß. Aus diefem Grunde erfcheint der Handelsverfehr mit dem Auslande 
um fo viel wichtiger al3 der Binnenhandel, weil der legtere nur Güterverichiebungen 
hervorrufe, während eriterer den Reichthum des Landes vermehren oder vermindern 
fünne. Um das eritere zu erreidhen, müfle man vor Allem tradhten, darauf Hinzu- 
wirken, daß Mles, was das Land felbit erzeugen kann, auch im Inlande hervor- 
gebracht werde, daß die Ausfuhr werthvollerer Waaren, alfo vor Allem folcher, in 
welchen viel Arbeit ſteckt, befördert, die Einfuhr gleichartiger Waaren aber gehindert 
werde. Diefe Theorie Hat ftark darauf eingemirkt, vor Allem in dem ausmärtigen 
Handel, und zwar in dem Export von Snduftrieproduften, das Mittel der Reich— 
thumsförderung der Nationen zu erbliden und jene früher erwähnten Mittel zu feiner 
Förderung in Anwendung zu bringen. 


4. Der Merkantilismus Hat bereitS alle jene Mittel der Handelspolitif zur An— 
wendung gebradjt, welche bis auf den heutigen Tag zur Beeinfluffung des aus— 
wärtigen Handelsverfehrs angemendet zu werden pflegen. Hieher gehören vor Mlem 
die Verbote, die Zölle, die Prämien, alle drei je nad) dem Bedürfniß ange: 
wendet auf die Ausfuhr oder die Einfuhr von Waaren; ferner die Schiffsbau- oder 
Schifffahrtsprämien, die Subventionirung inländilcher für den Erport arbeitender 
Produftionszweige, und endlih ftaatlihe VBerwaltungsmaßregeln allgemeiner 
Art, mie die Nutzbarmachung der ausländiichen Vertretungen für die Kenntniß fremder 
Märkte und Produktionen, Hebung der inländiſchen Produktion u. dgl. Manche dieier 
Maßregeln find heute nur vereinzelt und in Ausnahmzfällen in Anmendung, jo 
namentlich die Verbote der Ein- und Ausfuhr. Eritere werden aus fanitätspolizei- 
fihen Gründen, 3. B. bei Viehſeuchen im Auslande, letztere im Falle eines Nothitandes, 
3.8. bei Futternoth in Folge von Mißwachs, angewendet. Einfuhrprämien oder Zölle 
auf die Ausfuhr von Waaren ſind Selten. Einfuhrzölle, Ausfuhrprämien, Schiffsprämien, 
Subventionen und Nutzbarmachung der allgemeinen ftaatlihen Verwaltung find aber 
heute noch ftehende Requiſite der auswärtigen Handelöpolitif. 

Die merkantiliſtiſche Handelspolitif enthält eine folgerichtige Anwendung der Grundfüße, 
welche das Mittelalter für den Handelsverfehr der Heinen Stadtgebiete, die Periode der kolo— 
nialen Erwerbungen für den Handelsverfehr mit den Kolonien aufgeftellt Hatte, auf den Ver— 
fehr der europäiſchen Nationalftaaten unter einander. Ihr Gewicht liegt in der Monopolijirung 
des Eriverbes zu Gunſten der Stadt- und GStaat3angehörigen und in der zur Erreichung diejes 
Zieles nothwendigen Regelung und Ausgleihung entgegenftehender Sntereffen durch die öffent» 
lihen Gemwalten. Man vgl. über den Handel im Mittelalter Roſcher, Syſtem Bd. III 
©. 106 ff., über die Kolonialpolitif Roſcher-Jannaſch, Kolonien, Kolonialpolitil und Aus— 
wanderung, 3. Aufl. 1885 und Hafje, Art. Kolonien und SKononialpolitif im How. d. Stw., 
Bd. IV ©. 723 ff. In der Form der Verwaltung war die englisch-franzöfiich-hHolländifche und 
die ſpaniſch-portugieſiſche Kolonijationspolitif ſehr verichieden, ihr Biel war aber immer das 
gleiche. Es läßt fih durch die folgenden Sätze charafterijiren: 1. eine Produftenausfuhr aus 
den Kolonien fol nur nah dem Mutterlande ftattfinden; 2. die Einfuhr von Gütern aus 
fremden Ländern in die Kolonien wird verboten oder beichränft; 3. die Produftion von In— 
duftrieartifeln in den Kolonien wird auf Verarbeitung von Rohſtoffen beichränft, die in den 
Stolonien gewonnen worden find; 4. in das Mutterland dürfen dafür Kolonialprodufte nur 
aus den Kolonien gebracht werden; 5. der Transport von Waaren von und zu den Kolonien 
it auf Schiffe des Mutterlandes beichränft. Alſo Monopolilirung der induftriellen Produktion 
und des Schiffsverkehr! zu Gunften des Mutterlandes. Diefe Monopolpolitif gegenüber den 
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Kolonien, die ſelbſt wieder mit handelspolitifhen Vorftellungen, die aus dem Mittelalter über- 
fommen waren, zujammenhing, wurde im 17. Kahrhundert in entiprehend geänderter Form 
auch auf den europäischen Handelöverfehr übertragen. Bejonders charafteriftiich die engliſche 
Navigationsakte von 1651, in ihrer Faffung von 1661 ausgedehnt auf die Küftenfchifffahrt, 
den Handelsverfehr mit den anderen unabhängigen Staaten Europas, auf den Handel mit den 
Rändern anderer Welttheile, auf den Verkehr mit den britifchen Kolonien. Die entjcheidenden 
Grundjäße waren: 1. fein Schiff ift zur Küftenfchifffahrt zuzulaſſen, welches nicht ausſchließlich 
engliihes Eigentum ift, von einem Engländer geführt wird und deſſen Bemannung nidht 
wenigitens zu drei Viertheilen aus Engländern beiteht; 2. europäilhde Waaren dürfen in der 
Regel nur auf Schiffen des Urjprungslandes der Waaren nach England eingeführt werden; 
3. außereuropäilhe Waaren dürfen nad) England nur auf Schiffen mie bei 1. und müflen 
direft dahın gebradyt werden; 4. Ein- und Ausfuhr nad) den englifhen Kolonien iſt an eng— 
liſche Schiffe gebunden, fein Fremder darf jih ald Kaufmann in den engliihden Kolonien 
niederlaffen. Sie wurde erft 1833 gemildert, 1849 aufgehoben. 

Die Zoll- und Gemwerbepolitif des Merfantilismus ift auf die ftaatliche Förderung ber 
Knduftrie gerihtet. Man fann ohne Uebertreibung behaupten, daß die Wirthichaftspolitif 
aller Staaten im 18. Jahrhundert unter ihrem Einfluffe fteht. Die theoretische Begründung 
der Syiteme iſt außer in einigen engliiden Schriften, vgl. Roſcher, Zur Geſchichte der eng— 
liſchen Bolfswirthichaftslehre, 1851, vor Allem bei deutſchen Schriftitellern zu finden, jo bei 
Becher, Politiiher Diskurs, 1688; Hornid, Dejterreich über Alles, warın es nur will, 1684; 
Schröder, Fürftlide Schab- und Rentfammer, 1713; Juſti, Staatswirthichaft, 1755. Wenn 
troßdem die induftrielle und Handelsentwidlung in Deutſchland und Defterreich nicht einen 
ähnlihen Aufſchwung nahm mie in England und Franfreidh, jo ift Dies wohl vor Allem 
darauf zurüdzuführen, daß die politiiche Zerjplitterung Deutichlands und die Provinzialverfaf- 
jung Delterreich eine den theoretiihen Wünſchen entiprechende einheitlihe Verwaltung nicht 
auffommen lajjen. Ueber die territorialftaatlichen Erfolge, welche der Merfantilismus erreichen 
fonnte, vgl. man vor Mlem Schmoller, Studien über die mwirthichaftliche Politik Friedrich’3 
des Großen in J. f. &. V., 1884, Bd. VIII—XI; Pribram, Geſchichte der öfterreichifchen 
Gemerbepolitif von 1740 bis 1860, 1. Bd., 1907. 

Literatur: Bidermann, Ueber den Merkantilismus, 1870; Heyfing, Zur Geſchichte der 
Handelöbilanztheorie, 1880; Schmoller, Der Merkantilismus in J. f. G. ®., 1884, auch in 
Umrijfe und Unterfuhungen, 1898, ©. 1; derfelbe, Grundriß der allgem. Volkswirthſchafts— 
lehre, 2. Th. 88 258—262; PBribram, Die Idee des Gleichgewichts in der älteren national- 
öfonomilchen Theorie (in Ztſchr. f. V., 1908); Hecht, Colbert's politifhe und volfsmwirthichaft- 
lihe Grundanjhauungen, 1898; Held, Zwei Bücher zur fozialen Geſchichte Englands, 1892; 
Cunningham, Growth of English industry and commerce, Bd. II, 1892; Englands Kampf 
— Welthandelsherrſchaft ſchildert knapp und meiſterhaft Seeley, Expansion of Eng- 
land, 1883. 


3. Die Entwicklung zum Freihandel. 


$81. 1. Die monopoliſtiſche, die Staaten nad) außen abſchließende Handelspolitik 
de3 Merfantilismus wird von der Theorie der Haffischen Nationalöfonomie, vor Allem 
von Adam Smith fcharf befümpft auf Grund einer tieferen Erfenntniß des mirth- 
I\haftlihen Lebens. Die Meinung, daß der Reichthum der Nationen auf der Größe 
ihres Beſitzes an Geld beruhe, ließ fich leicht mwiederlegen, da es nicht ſchwer mar 
zu zeigen, daß die Größe des Reichthums von der Menge der dem Genuß und der 
Produktion dienenden Güter abhängt, nicht von dem Geld, das nur den Verkehr zu 
vermitteln berufen if. Demgemäß muß das Ziel der den Reichthum fürdernden 
Wirthſchaftspolitik darauf gerichtet fein, eine Vermehrung de3 Kapitals und der 
Arbeitskräfte im Inlande zu Stande zu bringen, welche auf die Herborbringung folcher 
Güter gerichtet find. Das geichehe aber nicht durch eine Handelspolitif, melche Fünft- 
lihe Hemmungen und Förderungen nach dein Maße der vermeintlich Nuken bringen 
den Handelsbilanz vomehme, fondern durch eine folhe Politik, welche jedes Kapital 
und jede Arbeit die Gelegenheit aufjuchen läßt, wo es fih am vortheilhaftefter be- 
währen könne. Jedes Land fei genöthigt, von anderen Waaren zu beziehen, die e3 
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ſelbſt nicht vortheilhaft produziren fünne, wird aber aud) in die Lage fommen, Waaren 
dorthin auszuführen, wenn man ihm die Freiheit läßt, die eigene Produftivfraft un- 
gehindert zu entfalten. Was im Gebahren des einzelnen Yamilienvater3 richtig fei, 
immer dort zu Ffaufen, wo es am billigiten ift, dort zu verfaufen, wo man am 
theuerften verfaufen könne, könne auf die ganze Nation angemendet nicht plößlich 
falfh werden. Das Syſtem der internationalen Abjperrung müſſe daher dem des 
internationalen Freihandels Pla machen. 

2. Diefe Theorie, die von engliihen und franzöfiihen Schriftftellern im Laufe 
des 19. Jahrhunderts weiter ausgebildet worden ift, Hat in der Praris der Handels— 
politif nur in England, aber aud) hier nur allmählich Erfolg gehabt. Merfantiliftifche 
und protektioniſtiſche Geſetze und Maßregeln reihen noch weit in das 19. Kahrhundert 
herein, und insbejondere der einjeitige Schuß, den die politisch mächtige Klaffe der 
Grundbeliger zu Gunjten der heimischen Landwirthichaft erreicht hatte, ijt troß feiner 
inneren Widerfinnigfeit nur nach) langen Kämpfen befeitigt worden. Noch 1802 wurden 
Eingangszölle auf fremde Wolle gelegt, noch 1815 murde die Getreideeinfuhr ver- 
boten, folange nicht der Preis im Snlande für Weizen 20 Scillinge, für Roggen 
53 Schillinge pro Quarter (220 kg) erreichte. Das Einfuhrverbot für Geidenwaaren 
wurde noch 1808 emeuert; das Mafchinenausfuhrverbot und das Verbot der Aus— 
manderung von gelernien Arbeitern wurden erjt 1825, die Rohbaummollzölle (zu 
Gunften der Schafwollinduftrie eingeführt) erſt 1831 aufgehoben. Die Navigations- 
Akte blieb bis in die Mitte des Sahrhunderts in Kraft und erft in fünf großen 
Etappen it die Reform des ZBolltarifigftems und endlich die vollitändige Handel3- 
freiheit erreicht worden mit den Maßregeln Cunning’3 und Husfinjon’s, 1822—1826, 
zur Vereinfachung des alten, überaus fomplizierten Tarifſyſtems, Bejeitigung der Ein- 
fuhrverbote, Ausfuhrzölle, Ausfuhrverbote und Aufhebung der Rohitoffzölle, den großen 
Reformen Peel’s, 1842 und 1845/46, welche die Aufhebung der landmwirthichaftlichen 
Schußzölle und Beleitigung der Induſtriezölle anjtrebten, und endlich der Finanzreform 
unter Gladſtone, 1853 und 1860, durch welche auch die nduftriezölle aufgehoben und 
die übrig bleibenden rein finanziellen Zölle durch Beichränfung auf wenige Haupt- 
artifel von großer Einträglichfeit vereinfacht wurden. Geit den jechziger Jahren find 
nur wenige Waaren bei ihrem Eingang nad) England durch Zölle belaftet: Thee, 
Tabak, Wein, Bier, Branntmwein, Kaffee, Chofolade. 

3. Dieje Veränderung der engliihen HandelSpolitif erfolgte in vollfommener Ueber- 
einjtimmung mit den Produftiond- und Handelsintereſſen Englands. Während der 
großen Kriege zu Beginn des Jahrhunderts iſt es zum erſten Induſtrieſtaat der Welt 
emporgewachſen und im unbeftrittenen Belite der Welthandelsherrihhaft. Seit 1790 
it es durch das Wahsthum der Bevölferung auf Getreideeinfuhr angemwiejen. Alle 
hervorragenden techniihen Beränderungen in der induftriellen Produktion (Spinn- 
maſchinen, Webmafchinen, Dampfbetrieb) fommen in England auf und bleiben eine 
Beit lang fein Monopol. Geringe Zufuhren von Dänemarf und Holland abgerechnet 
verjorgte es die europäischen Staaten, welche feine Kolonien bejaßen, mit Solonial- 
produften. Alle Seewege find in feinem Belit. Hatte es 1792 16079 Geeidhiffe 
mit 15 Millionen Tonnen Ladefähigkeit gehabt, jo war diefe Schiffsmacht während 
der franzöfiihen Kriege auf 24860 mit 27 Millionen Tonnen Ladefähigfeit im 
Sahre 1815 gewachſen. Im 18. Sahrhundert ſchwankt die Größe des auswärtigen 
Handel3 — Einfuhr und Ausfuhr — zwiſchen 140 und 300 Millionen Mark, 1791 
fteigt fie zum eriten Male auf 400 Millionen Marf 1880 beträgt fie 700 Millionen, 
1810 fait 1000 Millionen Mark. 
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Die Träger diefer Reichthumsentwidlung waren die mädtig emporgelommene 
Induſtrie und ein ausgedehnter Zmwilchenhandel. War der lettere naturgemäß gegen 
Beichränfungen des internationalen Verkehrs, jo hatte doch auch die Induſtrie Fein 
Intereſſe mehr an einem Schuge, weil fie der Fontinentalen Induſtrie überlegen mar. 
Dagegen empfand fie die Vertheuerung ber LXebensbedingungen im Inlande durch 
die landwirthſchaftlichen Schußzölle hemmend und hatte das Bedürfniß, aus- 
ländiihe Märkte ſich dadurh zu eröffnen, daß man deren landwirthichaftlichen 
Produkten den englischen Markt freihielt. Zwiſchen England und Europa Jollte eine 
Arbeitstheilung eintreten wie zmwiüchen Stadt und Land. Barum machten die Frei- 
händler vor Allem die Getreidezölle zum Gegenitand ihrer Angriffe, und die 1836 
gegründete Anti-cornlaw-league erzielte auch 1842 eine Milderung, 1846 eine Auf- 
hebung derjelben, in Verbindung mit welcher dann nad) und nad) die Befeitigung 
ſämmtlicher Schußzölle erfolgt. 

4. Ob die theoretiiche Begründung des Freihandelsiyitem3 allen Einwendungen 
Stich Hält, darüber mochte man ftreiten, es iſt aber zmeifellos, daß der Freihandel 
für England aus praftiihden Gründen nütli war und durch eine über England 
hinausgehende Verallgemeinerung noch nüßlicher werden mußte wegen Englands Ueber- 
legenheit auf dem Gebiete der Snduftrie und des Handels. Er fand aber auch auf 
dem Kontinente, namentli in Deutichland gewilje Sntereffentengruppen, mit deren 
praftiihen Zielen feine allgemeine Theorie übereinjtimmte. Während die induftriellen 
Kreile dafelbit gegenüber Englands Konkurrenz auf den Handelöpolitiihen Schuß des 
Staates rechneten, waren die Händler, die Landwirthe und endlich aus allgemein 
politiichen Gründen der Liberalismus freihändleriih. Bei den Händlern mar ein 
ſolches Intereſſe natürlich, für die Landwirthichaft, insbeſondere Deutichlands, mar 
England der Hauptmarft und ein freier Verkehr mit ihm daher erwünicht, der Libe— 
ralismus endlich hatte zwar feine innere Nothmendigkeit, für den internationalen 
Handel einzutreten, aber es war ſchwer, in der Agitation für Gemerbefreiheit, Ver- 
fehrsfreiheit auf den Flüflen, Bankfreiheit, innere Handelöfreiheit u. |. w. einzutreten 
und die Argumente, welche man dafür in’3 Treffen führte, in ihr Gegentheil zu ver— 
fehren, jobald die Beziehungen nit mehr von Inland zu Inland, fondern von Aus 
land und Inland in Frage ftanden. Auch die thatlähhlihe Entwidlung der Volks— 
wirthihaft in allen Staaten in dem Beitraume von 1860 bi3 zur Mitte der jiebziger 
Jahre ſchuf manches Argument für den Freihandel und eine ihm günjtige Grund» 
ftimmung. Es mar eine Zeit mwirthichaftlihen Aufſchwunges und der Beleitigung 
zahlreicher Schranken, welche dem wirthichaftlihen Leben im Innern der Staaten 
noch au3 früherer Zeit im Wege ftanden. Speziell in Deutichland wurde 1862 bis 
1869 die Gemwerbefreiheit, 1862 ein einheitliches deutiches Handelsgejegbud und da— 
durch ein freieres Gejellihaftsrecht eingeführt; 1861, 1865, 1867, 1870 erfolgte Die 
Aufhebung der Elbe-, Wefer- und Nheinzölle; 1868 wurden einheitlihe Maße und 
Gewichte, 1873 eine einheitlihe Währung und zugleich ein Weltgeld gejchaffen. Die 
Entwidlung der Verkehrsmittel rief neue Beziehungen und Produftionsanregungen hervor. 
Die Kriege von 1866 und 1870 hatten nad) kurz währenden Kapitalszerjtörungen verdop- 
pelte PBroduftionsthätigfeit im Gefolge. 

4. Mit größeren oder geringeren Einfchränfungen kann man das Vorhandenfein 
gleichartiger Tendenzen in anderen Staaten behaupten, und e3 machte fid) dadurch 
die Einwirkung der engliſchen Freihandelspolitik auch auf die fontinentalen Staaten 
bemerkbar, allerdings nicht in der Art, dab diefelben zum Freihandel übergegangen 
wären, aber fie verfügten in dem angegebenen Zeitraume Zollermäßigungen und 
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verbanden ſich durch ein Syſtem von Handelöverträgen, welches auf längere Zeit Die 
Gleichmäßigkeit, ja ſogar das Sinken der Bolltarife verbürgte. Der erfte diefer Ver— 
träge ijt der zwilchen England und Franfreih vom 23. Jan. 1860 (nad) dem englischen 
Unterhändler und Führer der Freihandelsbewegung Cobden-Bertrag genannt). Ihm 
folgte der zwilchen Franfreih und Belgien vom 1. März 1861 und jener zwiſchen 
Franfreih und Preußen, fpäter dem deutichen Bollvereine vom 2. Aug. 1862. Diele 
Berträge find charakterifirt durch) eine ftarfe Ermäßigung der Zollſätze und durch die 
Aufnahme der Meiftbegünftigungsflaufel, d. H. der Erflärung, daß jeder Staat 
dem anderen von vornherein alle jene Vortheile zufichert, welche er je einem dritten 
Staate gewähren würde. Dadurch Hatte jede fpätere Zollermäßigung eine Verallge- 
meinerung zu Gunften der Staaten im Gefolge, mit denen foldhe Verträge geichlofjen 
waren. Bon den genannten Staaten gehen ſodann meitere folche Verträge aus, die 
alle in derſelben Richtung laufen. Am weiteſten wagt fi) Deutichland voran, das 
niht nur in den von ihm abgejchloffenen Handelsverträgen, fondern aud in freimillig 
beſchloſſenen Tarifreduftionen ſolche Ermäßigungen bezw. Bollbefreiungen einführte, 
daß 1877 95°/, der Waareneinfuhr zollfrei eingingen. 

Die Ueberzeugung, daß dem Freihandel die Zukunft gehöre, war zu jener Zeit 
allgemein. Michel Chevalier erklärte in feiner Einleitung zum Berichte über die 
franzöſiſche Weltausftellung 1867, „die Handelsfreiheit zum Siege gebracht zu haben, 
wird zu den Ehren-Titeln der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zählen“. 

Der Anſchluß der fontinentalen Staaten an ein freieres Handelsiyften erfolgte in ver— 
Ihiedener Weife.. In Deutichland Hat zuerit Preußen durch fein Zollgefe vom 25. Mai 
1818 den Uebergang zu einem Bolltarif mit mäßigen Zöllen vollzogen und zugleich den Ber- 
kehr im Innern ſeines Gtaatsgebietes von früheren Beichränfungen befreit. Sein Beifpiel 
bewirkte zunächſt in den anderen Staaten das Streben nach größeren Wirthichaftögebieten. 
1828 einigten fih Bayern und Württemberg fowie Preußen und Helfen zu je einem Boll- 
verein. Die beiden vereinigten fih am 1. San. 1834 zum deutſchen Zollverein, der fich 
allmählich erweiterte und 1851 durch den Beitritt Hannovers und Oldenburg3 feinen Abſchluß 
findet in der Vereinigung aller außeröfterreihiichen deutjchen Gebiete mit Ausnahme der 
Hanjeftädte und Medlenburgs. Die Bolitif des Zollverein: bewegte ſich unter dem Einfluffe 
Preußens zuerit in freihändlerifcher, fpäter in gemäßigt Schußzöllnerifher Richtung, um durch 
den Bertrag mit Franfreih von 1862 wieder in die, Oeſterreichs Eintritt in den Zollverein 
hindernde freihändleriihe Bahn einzulenfen. — In Defterreich beitand bis in die Mitte des 
19. Jahrhunderts ein Prohibitivfgften, welches alle Artikel betraf, die der heimiſche Gewerbe— 
fleiß in Hinreichender Menge und Güte zu erzeugen im Stande war, oder welche zwar nur 
vom Ausland bezogen werden fonnten, aber al3 ein Luxusgegenſtand entbehrlich Ichienen. 
Auch die innere Hamdelsfreiheit war durch eine Zivifchenzolllinie gegen Ungarn gehemmt. 
Diefe fiel 1850. 1851 wurde das Prohibitivſyſtem befeitigt und ein fchußzöllneriicher Tarif 
trat an jeine Stelle. 1853 Schloß Defterreih mit dem deutſchen Hollverein einen Bertrag, 
der feinen Eintritt nach 10 Jahren in Ausficht nahm und vor der Hand zu gegenfeitigen Holl- 
begünftigungen führte. Durch die freihändlerische Politik Preußens, das den Zollverein mitriß, 
wurde es am Eintritt gehindert und fuchte in jeinem Vertrag mit dem Hollverein vom 
11. April 1865 durch Bollerhöhungen fi wieder abzufchließen. Allein zum Theil unter dem 
Einfluß Ungarns, das als erportirender Agrarftaat freihändlerisch gejinnt war, zum Theil durch 
das Bedürfniß, die engliihen und franzöfiiden Geldmärfte zu gewinnen, Schloß es ſchon im 
Dez. 1865 mit Großbritannien und ein Jahr jpäter mit Frankreich Verträge, welche wieder zu 
HBollermäßigungen führten. — Auch Frankreich Hatte durch das ganze Zahrhundert an einem 
ſtrengen Schutzſyſtem feitgehalten und Schon in feinen Bolltarifen von 1819 und 1820 die All- 
gemeinheit de3 Schußes aller Waaren zum Ausdrud gebradt. Bis zum Jahre 1860 war da- 
jelbit das Prohibitivſyſtem in Blüthe. Neben hohen Züllen gab es Einfuhrverbote. Fremd— 
nationale Schiffe wurden durch Duaiabgaben, Flaggenzoll, Belaftungen für indirekten Waaren- 
verfehr getroffen. Erft der Cobdenvertrag zwang es in freiere Bahnen. — Rußland hat mit 
dem Prohibitivfyften in der Mitte des 19. Jahrhunderts gebrochen und durch Tarife von 1851 
und 1857 feine Zölle ermäßigt, ebenfo mweijen die Bereinigten Staaten von Nordamerifa, 
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die im eriten Drittel de3 19. Jahrhunderts ihre Zölle Tontinuirlich gefteigert hatten, von 1833 
bis 1860 Ermäßigungen auf. 

Literatur (über die theoretische Freihandelsliteratur vgl. unten bei $ 83; im Folgenden find 
nur die Werke hervorgehoben, welche die Thatjahen der Handelspolitif der einzelnen Staaten 
betradhten): Weber, Der deutiche Zollverein, 2. Aufl. 1892; Krökel, Das preußiich-deutjche 
Bolltarifiyften feit 1818, 1881; Mamroth, Die Entmwidlung der öfterreichifch-deutfchen Han— 
delsbeziehungen 1849—1865, 1887; U. Beer, Die öfterreichiiche, Handelspolitif im 19. $ahr- 
hundert, 1891; U. Zimmermann, Geihidhte der preußifch-deutichen Handelöpolitif, 1892; 
Schmoller, Das preußiſche Handel3- und Zollgejet von 1818, 1898; F. W. Taussig, The 
tarif history of the United States, 1894; Leris, Die franzöfiihen Ausfuhrprämien im Zu- 
jammenhang mit der Tarifgeſchichte und Handelsentwidlung Frankreichs feit der Nejtauration, 
1870; Rathgen, Art. Handelspolitif im W. d. V.; Lang, Hundert Jahre Zollpolitif, 1906. 


4. Die Handelspolitik jeit dem Ende der fiebziger Jahre. 


882. 1. Der engliihen Freihandelötheorie Hat Friedrich Liſt eine Theorie des 
Schußzolles entgegengejegt, durch die er ein nationales Syitem der Volkswirthichaft 
zu begründen ſucht. Er weilt darauf Hin, daß der Wirthichaftszuftand der Nationen 
ein PBroduft ihrer geichichtlichen, unter dem Einfluffe ftaatliher Erziehung ſtehenden 
Entwidlung ift (vgl. Bd. IS 13), daß man in3befondere aus dem BZuftande vormwiegen> 
der Kohftoffproduftion des Hirten» und Aderbau-Staates in den einer vollitändigen 
Entwidlung der industriellen Kräfte, des Schifffahrtsperfehres und des ausmärtigen 
Handel3 nur gelangen fünne, wenn die ftaatlihe Macht benübt wird, um mährend 
des Mebergangszeitraume3 der Entfaltung diefer Vroduftivfräfte die Konkurrenz fremder, 
bereit3 auf der Stufe ausgebildeter Volkswirthſchaft jtehender Völker Hintanzuhalten. 
Das Mittel dazu ſeien Schußzölle, welche auf jene Produfte gelegt werden müſſen, 
welche nad) der natürlichen Geftaltung des Landes, der geiltigen und wirthichaftlichen 
Befähigung feiner Bewohner, ihrer techniihen und allgemeinen Bildung im Inlande 
produzirt werden können und nur deßhalb nicht produzirt werden, weil die Privaten 
es nicht wagen, ihr Kapital für jolde Neuunternehmungen zu verwenden gegenüber 
der überlegenen Konkurrenz anderer Nationen, twelche bereits eine lange Erfahrung, 
geichulte Arbeitskräfte, die nöthigen techniichen Anftalten, Verfehrs- und Kreditein- 
rihtungen für eime Entwidlung induftriellee Produktion und auswärtigen Handels- 
verfehrs bejigen und daher noch billiger und beifer produziren. Dieſer Schutzzoll ſoll 
aber nur der Erziehung folder Induſtrien und Handelsfräfte dienen, daher den in- 
ländiihen Produzenten feinen einjchläfernden Monopolgewinn fihern und nur fo lange 
beitehen bleiben, bis die Konfurrenzfähigfeit gegenüber dem Auslande erreicht ift, 
denn immer bedeute diefer Schuß eine Belaftung der Konfumenten, melde nur dann 
berechtigt ift, wenn dadurch der dauernde Vortheil einer Sicherung neuer produftiver 
Kräfte im Inlande gegeben ift. 

2. Bon der merkantiliftiichen Theorie unterfcheidet ſich Liſt's Theorie durch die 
Beihränfung der Schugmaßregeln auf Einfuhrzölfe vorübergehender Natur, Hingegen 
ftimmt die Richtung feines Schutzes injoferne mit jenem Syftem überein, al3 aud) er 
nur die Entwidlung der Snduftrie mit Hilfe ftaatliher Maßnahmen in’3 Auge faßt. 

Diefem Syſtem tritt das Syſtem der Solidarität der proteftioniftiihen 
Intereſſen entgegen, da3 zwar nur eine unvolljtändige theoretiiche Vertretung, 
aber dafür um jo mehr Anwendung in der Brazis gefunden hat. E3 gipfelt darin, 
daß der gefammten inländifchen Produktion ein Vorzug vor der ausländifhen auf 
dem Inlandsmarkte gewährt und, fomweit al3 möglich, die inländifhe Handelsthätig- 
teit ebenfall3 vor der ausländifchen bevorzugt werde. Dieſes Syſtem hat unter dem 
Schlagwort „Schuß der nationalen Arbeit“ in die Handelspolitit der großen Etaaten 
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Eingang gefunden. Alles, was im Irland Arbeit gefoftet hat, joll vor den aus- 
ländiihen Produkten einen mäßigen Vorſprung erhalten, und Alles, was im Inland 
Arbeit zu beichäftigen vermag, foll durch die Abwehr fremder Konkurrenz dem In— 
lande erhalten bleiben. In fonjequenter Ausbildung führt diefes Syitem zum ge— 
Ihloffenen HandelSftaat, in dem Induſtrie und Landwirthichaft für den gegenfeitigen 
Bedarf unter möglichiter Unabhängigkeit von dem Auslande für einander arbeiten. 

Während die Schußzollpolitif in der Mitte des 19. Fahrhunderts von der Theorie 
Liſt's getragen wird, ift die neuere, in den fiebziger Jahren beginnende Rückkehr zum 
Schutzſyſtem vom Gedanken alljeitigen Schußes beherricht. 

3. Der große Aufſchwung, melden die Broduftion aller Staaten in den fechziger 
Sahren genommen Hatte, verlief anfangs der fiebziger Jahre in eine Krilis, die 1873 
in verſchiedenen Staaten zum plößliden Ausbruch fam, dann aber fih in einem 
jahrelangen GStillftand der Unternehmungsluft, in einem Sinken der Kauffraft der 
Konfumenten und in unrentablen Breifen äußerte. Die großen Unternehmungen, 
welche während der vorhergegangenen Kahre die Produktion angeſpornt hatten, Eifen- 
bahnen, Kanäle, Schiffsbauten, die Ermeiterung der Telegraphenverbindungen, die 
Ummandlungen der technischen Einrichtungen der Snduftrie waren zum Abjchluffe ge- 
langt, und ihre Rüdwirfung madte fi in einer allfeitig verichärften Konkurrenz 
bemerkbar. Dazu trat der Einfluß der Währungsreform, melde damals in Deutſch— 
land, den Vereinigten Staaten, Holland, Norwegen, Dänemark gleichzeitig durchgeführt 
wurde und die Demonetifirung des Silbers, deſſen Preisfenfung und damit eine 
Störung internationaler Handelsverhältniffe im Gefolge Hatte. Gleichzeitig veränderte 
ih) die Lage der europäischen Landwirthichaft, welche durch die überſeeiſche, haupt— 
ſächlich amerikanische Konkurrenz von ihrem wichtigſten Abjabgebiete, England, verdrängt 
wurde und auf den Inlandsmärkten durch finfende Preife in ihrer Rentabilität be— 
droht war. Endlich jpielte eine nicht geringe Rolle das finanzielle Bedürfniß der 
Staaten, welche bei der gewaltigen Erhöhung ihrer Ausgaben eine Vermehrung ihrer 
Einnahmen anjtreben mußten und fie durch Snlandsabgaben angeſichts des unbe- 
jriedigenden Zuftandes der heimischen Bolfswirthichaft nicht erreichen fonnten. 

Unter dem Einfluß dieſer Thatfacdhen vollzog ih ein Umſchwung in den An- 
Ihauungen über die richtigen Wege der Handelspolitif, und in allen Staaten mit 
Ausnahme Englands kehrt man Ende der Siebziger Jahre nach Ablauf der früher ge— 
ichloffenen Handelsverträge zum Syſtem des Schußes der einheimiihen Produktion 
durch autonome Zolltarife zurüd. In den Handelsverträgen, die man in der Yolge 
abjhloß, nahm man mit ganz geringfügigen Ausnahmen feine Bindung von Bollfäßen 
mehr vor, jondern begnügte ſich durch die Aufnahme der Meijtbegünftigung ſich even— 
tuelle Begünftigungen zu fichern, die dritten Staaten zugejtanden würden. Die auto- 
nomen Holltarife, die Ende der fiebziger Jahre aufgejtellt und "in den ſpäteren Jahren 
in den meilten Staaten verſchärft wurden, bedeuten im Allgemeinen eine Rüdfehr 
zu jener Höhe des Zollichußes, wie er zu Beginn der fechziger Jahre vor den frei- 
händleriihen Verträgen bejtanden Hatte. Nur in einem mefentliden Punkte unter- 
iheidet er fich von jenem, indem nämlich überall der Grundſatz „Schuß der nationalen 
Arbeit“ angenommen und daher insbeiondere auch der landwirthichaftlihen Produktion 
ein Zollihuß zu Theil wurde, während bisher mit wenigen Ausnahmen nur geringe 
Hölle von faſt ausfchlieglich finanzieller Wirkung auf landwirthſchaftliche Produkte 
gelegt waren. 


Die amerifanifche Weizenausfuhr hatte 1851—60 jährlih etwa 2 Mill. hl ausgemadt, 
weniger al3 Deutichland erportirte. Mit dem Wachlen der Verkehrsmittel fteigert jich dieſer 
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Erport. 1870 betrug er ungefähr 10 Mill. hl, 1874 bereits 20 Mill. hl, 1879 54 Milt. hl. 
Gleichzeitig tritt die indiishe Zufuhr auf und es finft der Weizenprei3 von 1870—80 wie von 
100 auf 82. England, der wichtigſte Markt für die europäilche Landwirthſchaft, war 1880 
bereits mit 72°/, jeines Fleiſchbedarfes und 80°, feines Weizen- und Mehlbebarfes von Amerika 
aus verjorgt. In einer gedrüdten Lage befand fich in den fiebziger Jahren auch die Induſtrie 
in Folge der in eine außerordentlich furze Periode zufammengedrängten großen Zahl von 
Gründungen neuer Unternehmungen. In Preußen 3. B. find in den Jahren 1871—74 mehr 
Hodhöfen, Eifenhütten, Mafchinenfabriten gegründet worden al3 in ben 70 vorhergegangenen 
Jahren des Jahrhunderts, ebenfo übertraf die Zahl der Aftiengefellfchaften, die 1871—75 ent- 
ftanden jind, bedeutend die vom Beginn des Jahrhundert3 bi3 1870 gegründeten. 

In Oeſterreich, wo die freihändleriihe Politif nie von einer ftarfen Strömung getragen 
worden mar, fam es zuerit zum völligen Bruch mit der Handelövertragspolitif. Defterreich 
fündigte fchon 1875 den Handelövertrag mit England und erjeßte ihn durch einen einfachen 
Meiftbegünftigungsvertrag, 1876 fündigte e3 die Verträge mit Deutichland und der Schmeiz, 
nah fruchtloſen Unterhandlungen mit Deutfchland ftellte es am 27. Juni 1878 einen auto— 
nomen Bolltarif auf. Am 15. Juni 1879 folgt Deutſchland. Noch Stimmt hier ein Drittel 
der induftriellen Neichstagsmitglieder gegen Schußzölle überhaupt und eine größere Zahl von 
Grundbefitern (30) gegen Getreidezölle. 

4. Der nunmehr folgende Zeitraum ift charafterifirt durch eine zweifellos ftarfe 
Bunahme der induftriellen Produktion in den zollgeſchützten Kändern, gleichzeitig aber 
durch eine ungeheure, alle vorhergehende Entwidlung übertreffende weitere Steigerung 
der internationalen, insbefondere auch der meltwirthichaftlihen Beziehungen. Eine 
außerordentlihe Vermehrung der Verkehrsmittel, internationaler Eifenbahn- und Gee- 
ichiffshinien und eine ganz außerordentliche Berbilligung der Transportfoften unter- 
ftügen den internationalen Handel in ſolchem Maße, daß man bei einer Bergleichung 
der Gtatiftit des Geeverfehrs — der einzigen, für melde aus ber Zeit des Frei- 
handel3 Nachweiſungen herangezogen werden fünnen — zur Annahme beredtigt ift, 
daß 1890 der internationale Handels- und Schiffsverkehr das Doppelte von dem um 
das Jahr 1870 herum betrug. Diefe Steigerung beruht theils auf dem machjenden 
Konjum überjeeilher Nahrııngamittel und Rohftoffe in Europa, theil3 auf einer ver- 
mehrten Ausfuhr europäifcher Snduftrieprodufte, und endlich auch auf einer fich be- 
merfbar macdhenden Pifferenzirung in der Induſtrie der einzelnen Staaten, einer 
internationalen Arbeitstheilung, welche aud den Verkehr zwilchen den zollgejchüßten 
Staaten wirthichaftlich nothwendig madt. 

Das Eifenbahnneß der Erde ift von 1870—89 von 208000 auf 596 000 km geftiegen; bie 
Seeſchiffe werden in diefer Zeit in wachſendem Maße durch Dampfichiffe erjegt; nach Kiaer, 
bei Lexis, Art. Schifffahrt im How. d. Stmw., belief fih 1879 die Geſammtzahl aller Secidhiffe 
mit mehr als 20 t Gehalt in den Kulturländern mit Ausnahme von China, Japan, Egypten, 
Hamai auf 78802 mit 14.4 Mill. t Segelfchiffe, 9783 mit 4.5 Mill. t Dampfſchiffe; 1886 da— 
gegen Segelſchiffe 69 000 mit 12.5 Mill. t, Dampfichiffe 13 590 mit 7.7 Mill. t. In England, 
Frankreich und Deutfchland hat ſich von 1870—90 die Zahl der Dampfſchiffe von 3782 auf 
9341 erhöht, ihr Tonnengehalt von 1346 000 auf 6 265 000 t. Während 1866 die erfte Kabel— 
verbindung mit Nordamerika hergeftellt wird, verbinden gegenwärtig über 1300 unterjeeifche 
Nabel Europa mit fremden Erdtheilen. Dazu treten die Frachtverfürzungen; 1871 brauchten 
Segelihiffe vom Bombay nach Glasgow 106 Tage, zurüd 117 Tage, jekt wird der Verkehr 
durch den Suezlanal in 28 Tagen vermittelt. Sn den fechziger Kahren fuhr der Norddeutiche 
Lloyd von Southampton nah New Norf in 12!/, Tagen, gegenwärtig in der halben Zeit. 
Dabei erfolgte eine große Frachtverbilligung. Nach Peez zehrt der Werth eines Meterzentners 
Weizen, zu 12 Marf berechnet, ſich in den Transportfoften auf: auf alten Straßen bei 100 km, 
auf neuen Kunftftraßen bei 400 km, nach den Tarifen der eriten Bahnen bei 1500 km, nad) 
neueren Frachttarifen bei 4500 km, bei Seeſchifffahrt bei 25000 km. Die Verfrachtung eines 
Buſhel Weizen von Chicago nad) Nerv York Foftete 1870 noch 17 cents, 1889 nicht ganz 7 cents. 

Daß der Verkehr unter diefen Einflüffen wirklich geitiegen it, ift zweifellos. 1870 ver- 
tehrten durch den Suezkanal 486 Schiffe mit 436 000 Bruttotonnen, 1890 3789 mit 9.8 Mil. t. 
In Deutjhland betrug die Zahl der mit Ladung angekommenen Seejdiffe im Jahre 1873 
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70495 mit 9.8 Mill. t, 1890 aber 101346 mit 21 Mill. t. 1889 betrug in den 7 Staaten 
Deutichland, Defterreih, Großbritannien, Sranfreich, Belgien, Schweiz und Vereinigte Staaten 
der Werth der Einfuhr infl. Edelmetall 18000 Mill. M., der der Ausfuhr 22 824 Mill. M. 
(Mittheilungen des induftriellen Klubs, Wien 1889 und 1891.) 


Neben folhen Thatlahhen fällt in diejer Periode auf das deutliche Hervortreten 
der Bereinigten Staaten und Rußlands al3 großer einheitlicher Wirthichaftz- 
förper, welche ihre Handelspolitif in bewußter Weile gegen die europäische Induſtrie 
im Intereſſe der Entwidlung und Ausdehnung der eigenen Snduftrie fehren. Bei 
der gewaltigen Ausdehnung diejer Wirthichaftsgebiete, welche in alle Zonen reichen, 
it die Möglichkeit einer mwirfli nationalen, d. h. fih nad außen abjchließenden 
Handel3- und Produftionspolitif gegeben. Auh in Großbritannien und jeinen 
Kolonien taucht in diefer Zeit der Gedanke auf, daß der einfeitige Freihandel für 
Großbritannien Schädlich fei. Da er von feinem anderen Staate nachgeahmt worden 
fei, müſſe England zwar alle fremden Waaren zollfrei eingehen laffen, aber feine 
eigenen Waaren begegneten überall Bollichranfen. Darauf gründet fi eine Be— 
wegung, welche einestheild Schubzölle gegen ſolche Waaren fordert, deren Produktion 
in ihrem Urjprungslande durch Zölle erleichtert wurde, und andererjeit3 eine engere 
Verbindung Englands mit feinen Kolonien anjtrebt in der Weile, daß man ein Syſtem 
der differenziellen Begünftigung engliüicher Waaren und der Waaren aus den Kolonien 
gegenüber den Waaren dritter Staaten einführe und fo die über die ganze Erde zer- 
ſtreuten britiichen Gebiete zu einer mweltwirthichaftlihen Einheit zuſammenfaſſe. 


Rußland und die Vereinigten Staaten entwideln fih durch eine einheitliche Handels— 
politif und dur) die Zunahme der Verkehrsmittel innerhalb ihrer großen Gebiete immer mehr 
in der Richtung jelbftändiger Wirthichaftseinheiten. In beiden Staaten wird durch ein ſtets 
Teitgehaltenes Hochſchutzzollſyſtem wie durch Mittel der Verkehrspolitik, in Rußland namentlich 
auch durch die Richtung der allgemeinen Politik an der einheitlihden Durchbildung der gemal- 
tigen Wirthichaftsförper gearbeitet, von denen der der Vereinigten Staaten jo groß mie ganz 
Europa (9 Mill. km?), der Rußland: mehr al3 doppelt fo groß (21.7 Mill. km?) ift. Die ge- 
waltige Bedeutung der Vereinigten Staaten für die Weltwirthichaft liegt in ihrem ungeheueren 
Reichthum an allen Rohftoffen. Mit einer Bevölferung von nur 60 Mill. produzierten jie in 
der Mitte der 90er Jahre bereit in Kohle und Eifen ?/,, in Getreide 37°/,, in Wolle 159/o, 
in Baummolle 67°/, der Weltproduftion. Sn manchen Induſtrieen find fie den erften euro— 
päiſchen Staaten ebenbürtig. 

Die panamerifaniihen Tendenzen traten zuerft 1889 zu Tage und gaben die Unterlage für 
einen allamerifaniihen Kongreß in Waſhington, wo über die Möglichkeit einheitliher Ver— 
waltung, insbefondere einheitlicher Verkehrspolitik und handelspohitiicher Vereinigung diskutirt 
wurde. Sie find noch weit entfernt, realilirt zu werden, aber fie jind doch ein Jinnfälliger 
Ausdrud der Beitrebungen der Bereinigten Staaten, die anderen Theile Amerilas in ihren 
Wirthichaftsbereich einzubeziehen. Die Zollpolitif der Vereinigten Staaten hat ſeit dem Ende 
der achtziger Fahre, namentlich unter dem Schlagworte eines Schutzes der hochgelohnten ameri- 
kaniſchen Arbeiter gegen die ‚„Armen‘arbeit der europäifchen fih immer in der Richtung des 
Hodhichußzolles bewegt. Der Mac Kinley-Tarif von 1890 brachte eine Durchſchnittszollhöhe von 
48.60/,, die nach einer vorübergehenden Ermäßigung (Milfon-Tarif 1894) im Dingley-Tarif von 
1897 auf 54.5%/, gefteigert wurde. Von Wichtigkeit ift, daß die Vereinigten Staaten in diejen 
Bollgeleten dem Präſidenten wichtige Befugnifje zu Retorjionen geben, wenn die Waaren der 
Vereinigten Staaten in anderen Staaten einer ungünftigeren Behandung unterworfen werden 
al3 die der übrigen Staaten. Bgl. Peez, Zurneueften Handelöpolitif, 1895, ©. 37; Sartoriu3 
v. Waltershaufen, Deutichland und die Handelspolitik der Vereinigten Staaten, 1898; 
Juraſchek, Ueberſichten der Weltwirthichaft, Jahrg. 1885—89. Rußland ift nicht fo erpanjiv 
wie die Vereinigten Staaten, wird aber durch die Erſchließung Sibiriens, insbeſondere durd) 
Bahnbauten ungeheuere PBroduftivfräfte gewinnen und den Handelöverfehr Europas mit Alien 
in wichtigen Waaren in die Hand befommen. Seine Handelspolitik ift jeit dem Jahre 1878 
(Forderung der Zahlung ber Zölle in Gold) in fteigendem Maße hochſchutzzöllneriſch geworden, 
insbefondere durch den Tarif vom 11. Suni 1891, der felbft die Tarife der Vereinigten Staaten 
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übertraf. Vgl. Bayerdörfer, Der Bolltarif Rußlands in J. f. N. II. Folge Bd. VII.; 
Schr. d. 2. f. ©. BD. 90. Wittſchewsky, Rußlands Handels- und Hollpolitif, 1905. 

Großbritannien mit feinen Kolonien würde eine mweltmwirthichaftlihde Einheit darftellen, 
welche ſowohl durch die räumliche Ausdehnung (23 Mill. km?), wie durd) die Größe der Be- 
völferung (ca. 206 Mill. Menſchen gegen 100 Mill. Rußlands) und endlich durch die Alljeitig- 
feit der PBroduftionsmöglichfeiten in den über alle Erdtheile, Zonen und Bevölferungsfreije 
jih eritredenden Gebietstheilen feines Gleichen nicht fände. Die handelspolitifche Stellung der 
einzelnen Theile iſt gegenwärtig bie, daß die ſelbſtändigen Kolonien in ihrer Bolltarif- 
politif ganz unabhängig find. Sie haben alle Schußzölle auch auf Waaren des Mutterlandeg, 
durch welche jie den größten Theil ihres Finanzbedarfes deden. Gie zerfallen in drei Gruppen: 
Kanada, Auftralien und Südafrika, deren Handel mit Großbritannien ca. 3,7 und 2%), von 
deilen Gejammthandel ausmadt. Die Kronfolonien beitimmen nominell die Tarife auch 
felbft, doch übt der Gouverneur die Kontrole, ihr Handel mit dem Muiterland beträgt 2°], 
von dejlen Gejanmthandel. Indiens Handelspohitif wird von der engliihen Gejeßgebung 
beitimmt. Der Handel mit Indien iſt etwa 100/, des engliihen Gejammthandels. Der Handel 
mit den Solonien ift noch jehr entmwidlungsfähig. Dieje Entwidlung auf dem Wege einer 
engeren Verbindung von Mutterland und Kolonien zu erreichen, ift das Biel von Beftrebungen, 
die jeit den achtziger Sahren immer lebhafter werden. 1892 und 1896 hat fich ein Kongreß 
der Handelsfammern de3 Reiches mit der Frage der handelspolitiiden Einigung beichäftigt. 
1887 fand der erſte amtlihe Kongreß der offiziellen Vertreter der engliichen und der Kolonial- 
regierungen ftatt, dem ein zmweiter 1894, ein dritter 1897 folgte. Das Ziel eines britischen 
Reich3zollvereines trat immer ftärfer hervor. Einen eriten praftiihen Erfolg erlangte der Ge- 
danfe in Kanada, da3 vom 30. Juni 1898 ab von den Waaren jener Länder, welche fanadilche 
Produkte zollfrei einlajien, um 25°/, geringere Zölle als im Allgemeinen einhebt, wodurch 
praftiih nur England begünftigt it. Gleichzeitig erfolgte feitens des Mutterlandes, das nad) 
der Berfaljung die Handelsverträge aud für die Kolonien jchließt, die Kündigung ber feit 
1872 und 1875 beitehenden Handelsverträge mit Belgien und Deutfchland, mweil in ihnen die 
Meiſtbegünſtigungsklauſel enthalten und dadurch England verhindert ift, Bollbegünjtigungen in 
den Kolonien allein zu erhalten oder ihnen ausichließlich zu gewähren. Vgl. über dieje Seite 
der engliiden Handelspolitit Fuchs, Die Handelöpolitif Englands und feiner Kolonien, 1893 
(Schr. d. 2. f. ©. Bd. LVII); Rathgen, Ueber den Plan eines britiichen Reichszollvereines, 
Preuß. Jahrb. Bd. LXXXVI; derjelbe, Die Kündigung des engliichen Handelövertrages, 
in J. f. ©. V., 1897. Weitere Literatur f. unten. 

5. Die autonome Bollpolitik, welche feit dem Ende der fiebziger Sahre in allen 
Staaten mit Ausnahme Englands zu Erhöhungen und Berallgemeinerungen der Zölle 
geführt hatte, war natürlich dem Abſchluß von Handelsverträgen nicht günftig ge— 
wejen, und die Handelöverträge diejer Periode haben daher auf die Zölle der ein- 
zelnen Staaten feinen Einfluß gehabt. Das Aeußerſte, wozu man ich veritand, war 
die gegenfeitige Bindung der Hölle, d.h. die Zuficherung, fie während der VBertrags- 
periode nicht zu erhöhen. Die Mehrzahl diefer Verträge ging am 1. Febr. 1892 zu 
Ende. Es mußte fih nun entfcheiden, ob das Schutzſyſtem für ein meiteres Dezen- 
nium fejtgelegt werden follte, oder ob die Staaten mieder bereit waren, Handeläverträge 
mit Tarifvereinbarungen abzuſchließen. Won Deutichland ging die Anregung zum 
Abſchluſſe folder Verträge aus, und zuerjt mit Defterreich, dann im Vereine mit 
Deiterreich mit Belgien, der Schmeiz und Stalien famen folhe Verträge zu Stande, 
weldhe bis 1903 Tiefen und von da ab auf ein Jahr fündbar waren. Ihre weſentliche 
Bedeutung lag in der Thatjache, dab im Kreife der durch diefe Handelsverträge ge- 
bundenen Staaten die Zolljäte im Verhandlungswege feftgeftellt, gegenfeitig etwas 
ermäßigt wurden und bis zum Ablauf der Verträge nicht erhöht werden konnten. 
Vermöge der Meiftbegünftigungsflaufel, welche die genannten Staaten mit anderen 
europäilchen oder außereuropäifchen Staaten verband, famen die Vortheile, welche jie 
lich) gegenfeitig eingeräumt hatten, auch den meiften anderen Staaten zu Gute, jo 
daß dieſes Syſtem von Handelsverträgen in Wirkfichfeit eine wenn auch nicht be- 
deutende Ermäßigung der Schußzölle für den Handelsverfehr überhaupt ergab. 
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Troß der geringen Zugeftändnifje, welche dieſes Vertragsſyſtem gebracht Hat, ift 
e3 lebhaft angefochten worden und die zehnjährige Periode diente nicht dazu die 
zollpolitiiche Annäherung zu erweitern. Die Vorbereitung für die Erneuerung der 
Verträge beitand in allen Staaten in der Aufitellung autonomer Tarife (deutjches Zoll- 
tarifgefeb dv. 25. Dezember 1902, öfterreichiiches vom 13. Februar 1906) mit erhöhten 
Böllen, auf welcher Grundlage die Verhandlungen über Erneuerung der Verträge 
jeit 1904 geführt wurden. Das Ergebniß ift eine Fortführung der Verträge, aber 
mit alljeitig erhöhten Zöllen. Sm Sahre 1905 find die Handelsverträge Deutichlands 
mit Stalien, Belgien, Rußland, Numänien, der Schweiz, Serbien und Oeſterreich— 
Ungarn zu Stande gefommen, melde am 1. März 1906 in Kraft getreten find. Diejem 
Syitem von Handelöverträgen entiprehen in den anderen Staaten gleichartige, die 
fie unter fi verbinden. Die Behandlung aller dieſer Staaten unter einander ruht 
auf der überall angenommenen Meiltbegünftigungsflaufel. Die Verträge haben bis 
13. Dezember 1917 Gültigkeit, von da ab laufen fie mit einjähriger Kündigung meiter. 
Der Bertrag zwiſchen Deutichland und Defterreich-Ungarn fann von beiden Theilen 
Ihon für den 31. Dezember 1915 gekündigt werden. 

Die Verträge haben durchaus eine Steigerung der Zölle, insbeſondere auch für 
landwirthichaftlihe Produfte mit fich gebracht (vgl. unten ©. 315). 

Dieſes Anwachſen der jchußzöllnerifhen Bewegung Hat auch auf die Stimmung 
in Sroßbritannien zurüdgemirft, und 1903 hat dafelbft Chamberlain einen Vorſchlag 
zur Diskuſſion geftellt, nach welchem Zölle auf Getreide und Fleiih in der Höhe 
von 2 und 5°, vom Werthe und auf Snduftrieprodufte in der Höhe von 10°), vom 
Werthe eingeführt werden follten. Jedoch follten die Kolonien Begünftigungen er- 
fahren und in der Regel Produfte der Kolonien zollfrei fein. Noch lehnt aber in 
England die öffentlihe Meinung überwiegend die Abkehr vom Syſtem des freien 
Einfuhrhandels ab, wenn auch nicht zu verfennen ift, daß meithin in handeltreibenden 
und induftriellen Kreifen die alte Freihandelsftrömung an Intenſität verloren hat. 
Bon den Kolonien hat Kanada im Jahre 1900 das Maß feiner Begünftigung auf 
33%/,°/o erhöht. Neufeeland und Süd-Afrifa find ihm gefolgt. 

Literatur: Matlekovits, Die Zollpolitif der öfterreichifch-ungarifhen Monarchie und de3 
Deutſchen Reiches feit 1868, 1891; Bazant, Die Handelspolitif Defterreich-Ungarns 1875—92, 
1894. Die Handelspolitif der mwichtigeren Kulturftaaten in den legten Jahrzehnten, Schr. d. V. 
f. ©. Bd. XLIX— LI und LVII, 1892/93; Sombart, Die neueften Handelsverträge insbejon- 
dere Deutichlands, in J. f. G. 3., 1892; Helfferich, Handelöpolitif, 1901; Lang, Hundert 
Sahre Zollpolitik, 1906; Schulge-Gäverniß, Britifcher Imperialismus und englifher Frei— 
handel zu Beginn des 20. Jahrhunderts, 1906; Schüller, Die Handelspolitif Großbritanniens 
(in Ztſchr. f. ©.) 1908. 


II, Die theoretifcye Begründung der Handelspolitik. 
1. Die Sreihandelstheorie. 


883. 1. Die Freihandelstheorie überträgt die für das Inland anerkannten Grund» 
lübe des Freihandelsverfehrs auf den Verkehr der Nationen. Sie erblidt daher im 
freien Außenhandel da3 Mittel 1. zur beiten Produftionsvertheilung, 2. zu der für 
die regelmäßige Bedürfnisbefriedigung günftigften Verſorgung des Marktes, und fie 
erwartet 3. daß durch die alljeitige Konkurrenz, welche im Gefolge des Freihandel3 
auftritt, jeder Stillſtand in der Technik, in der mirthichaftlichen Organifation ſowohl 
der Produktion wie des Verkehrs vermieden werde, während die Sicherung rentabler 
Preiſe für die gegebene Produktion durch ftaatlihen Schub rüdjtändige Produftions- 
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formen konſervire und Antriebe zu Verbeſſerungen hemme; fie erblidt endlich 4. im 
der durch den Freihandel geförderten alljeitigen Berührung jedes Volkes mit allen 
anderen ein unvergleichliches Mittel, den Kulturfreis zu erweitern, Intereſſengemein— 
ichaften zu bilden und die Gleichmäßigkeit der mirthichaftlihen wie allgemeinen 
fulturellen Entwidlung der Völker zu unterjtüßen. 

Soweit dieje Behauptungen ſich auf ökonomiſche Thatſachen beziehen, liegen ihnen 
folgende theoretifhe Erwägungen zu Grunde: Der Wohlitand eines Volkes ijt immer 
abhängig von dem Ertrage feiner produftiven Arbeit, und die Zahl der produftiven 
Arbeiter fteht überall im PVerhältniß zu der Größe des Kapitals, das dazu verwendet 
wird, fie zu beichäftigen, und zu der Art, wie es dazu verwendet wird. Durch feine 
wirthichaftspolitiichen Maßregeln kann die produftive Arbeit über jenes Maß vermehrt 
werden, da3 durch da3 vorhandene Kapital begrenzt jein. Wenn dur) Schußzölle die 
Preiſe der Waaren eines bejtimmten Produktionszweiges künſtlich erhöht oder hochge- 
halten werden, jo wird zwar das Kapital angelodt, ſich dieſem Produftionszweig zuzuwen— 
den und die Arbeit dahin zu ziehen, aber dies bedeutet nicht eine Vermehrung des 
Kapitales der Volkswirthſchaft und der Ermerbögelegenheiten, jondern nur eine Ver— 
Ihiebung in der Richtung, in der jenes Verwendung ſucht. Auch ohne foldhe künſt— 
Yihe Reizung hätte da3 Kapital Anlage gejucht und der Arbeit Beichäftigungsgelegenheit 
geboten und fraglich fünne daher nur fein, ob der Ertrag der produftiven Arbeit in der 
einen oder anderen Richtung größer ift. Da aber Sedermann, wenn er unbehindert ift, 
fein Kapital denjenigen Gemwerben zumenden wird, welche den größten Gewinn verfjprechen 
und dies natürlich jene find, in welchen der Ertrag am größten it, jo ift die bejte Kapitals— 
anlage im freien Verkehr zu erwarten. Zwar fünne man durch künſtliche Maßregeln, 
wie Schubßzölle, die eine oder andere Induſtrie Schneller entwideln als e3 fonjt geſchehen 
wäre, indem man hier den Ertrag fünftlich erhöht, und es könne jelbit fein, daß ohne jolche 
Maßnahmen Sich die gewünſchte Induſtrie niemals erhalten hätte, aber dennoch hätte man 
dadurch das Volk nicht reicher, fondern ärmer gemadt. Penn zu jeder Zeit wäre dad 
ganze Kapital und die ganze Arbeit des Volkes vertvendet gemejen, zwar auf andere 
Gegenitände, aber in einer Weile, die zur Zeit die vortheilhafteite war. Jedermann ift 
überzeugt, daß es Thorheit wäre, Waaren im Lande erzeugen zu wollen, die 30 mal 
jo viel often, al3 die gleichen Waaren im Auslande. Es fei nun aber diejelbe, wenn 
auch nicht jo in die Augen ſpringende Thorheit, den breißigften oder auch nur den 
dreihundertiten Theil mehr an Kapital und Fleiß auf ein Produkt zu verwenden, das 
man um diejen Betrag billiger im Ausland gewinnen kann. Indem jedes Land das 
produzirt, was e3 billiger produziren fann als ein anderes, fteigert e3 fein Jahres— 
einfommen auf den höchften zur Zeit möglichen Betrag und vermag ſich im Aus— 
tauſch alle Güter, die es nicht erzeugt, zum billigften Preife und daher in den größten 
Mengen zu verichaffen. Meberall wird auf diefe Weile die nad) der Kapital» und 
Arbeit3ausftattung der Länder mögliche reichlichfte Güterverforgung eintreten. 

2. Dieje Begründung wird unterjtüßt durch den Hinweis auf Hemmungen und 
DBegünftigungen anderer Art, durch welche man Betriebe, die unter ungünftigeren 
Produktionsbedingungen arbeiteten, gegen das Auflommen anderer Arbeitämethoden 
thügen wollte, ohne daß man dieje Beeinfluffungen hätte aufrecht erhalten können. 
Hieher gehören jene Beichränfungen, welche man in früheren Zeiten den Gemerbe- 
betrieben auferlegte, damit nicht der eine durch Verbefjerungen der Technik einen 
Vorſprung vor dem anderen erhalte, fo insbefondere das Verbot der Anwendung 
arbeitijparender Mafchinen. Dadurch find auch Arbeiter in Beichäftigungen erhalten 
worden, welche, wenn die Majchine zur Anwendung gelangt wäre, ihre Erwerbs 
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gelegenheit verloren hätten. Niemand zweifelt aber Heute daran, daß in Wirklichkeit 
die Gefammtheit Schaden erleidet, wenn die Anwendung ergiebigerer PBroduftions- 
methoden erſchwert oder gar verboten wird. Denn mit ihrer Hilfe fünnen diefelben 
Produkte mit geringerem Aufwand oder mehr mit dem gleichen Aufwand hHergeftelft 
werden. In lebterem alle würde die Gejellichaft beſſer verjorgt fein, in jedem Falle 
merden die Produfte billiger, e3 werden Erjparungen gemacht, welche eine Nachfrage 
nach anderen Produften hervorrufen und dadurch jenen Arbeitern wieder Bejchäftigungs- 
gelegenheit eröffnen, welche etwa in dem Produftionsbetriebe verdrängt worden find. 
Noch heute müſſen ſich die Unternehmer nicht jelten gegen da3 Beitreben der Arbeiter 
wehren, welche jih der Einführung von neuen Mafchinen oder anderen Verbeſſe— 
rungen im Betriebe widerſetzen, durch welche der Bedarf an Arbeitskräften geringer 
wird. Sie thun es, indent fie darauf verweilen, daß die Erhöhung der Produftivität 
der Arbeit im Intereſſe Aller gelegen jei, weil nur dadurch die Produfte billiger werden 
und die Reallöhne erhöht werden könnten. Aber die Arbeiter Handeln nicht anders als 
die Unternehmer, welche für Produftionszmeige, die ungünftige Broduftionsbedingungen 
haben, einen Schußzoll verlangen, damit durch Die Fünftliche Preiserhöhung die Kapi- 
talSanlage in diefem Produktionszweig rentabel werde. Sie verlangen, daß die Be- 
völferung gezwungen werde mehr für eine Waare zu bezahlen als nothwendig märe, 
wenn diele Waare eingeführt würde. Der jcheinbare Geminn der Einen ift der Verluft 
der Anderen, der ſachliche Ertrag der Produktion ift aber geringer unter dem Ein- 
fluß des Schußes, weil ohne ihn Kapital und Arbeit in gleichviel Gewinn bringenden, 
aber fachlich ergiebigeren Produktionen verwendet worden wären. 

Wenn man einwendet, daß diefe Begründung für den Außenhandel nicht gelte, 
da dur) den Zollfihuß eine Produktion im Inlande erhalten murde, alfo hier Kapital 
und Arbeit Verwendung fanden, während bei Freihandel das Ausland profitire, von 
dem wir die, angenommener Weile billigere Waare beziehen, jo mird darauf ermidert, 
daß dies nur fcheinbar der Fall jei. Denn zwiſchen den Nationen vollziehe ſich der 
Waarenverfehr genau fo wie im Inneren eines Staates. Wenn wir Waaren im 
Auslande einfaufen, mweil fie dort billiger find, fo führen wir ja auch wieder in das 
Ausland aus, was bei uns unter günftigeren Bedingungen erzeugt wird. Und 
wenn wir das Kapital nicht Fünftlic) in weniger produftive Verwendungen Hinein- 
loden, werden jene Produftionszmeige, in welchen twir eine Ueberlegenheit bejiben, 
ausgedehnt werden und wir werden wegen ihrer größeren Ergiebigkeit in ihnen höhere 
Ueberſchüſſe erzielen als in den geichübten, weniger produftiven Verwendungen, ſo 
daß mir viel mehr erübriaen werden, al3 zur Bezahlung der Einfuhr nothwendig mwäre. 
Sn Wirflihfeit bedeute alſo der Freihandel nit Bevorzugung auslän- 
dDisher Unternehmungen, fondern Bevorzugung jener inländifhen Unter- 
nehmungen, welde günftige Broduftionsbedingungen befiten und daher 

er Geſammtheit den reihlihiten Ertrag geben fünnen. 

3. Es fünnte allerdings der Einwand erhoben werden, Daß hiebei mandje Länder 
dadurh in Nachtheil geraten Fünnen, daß ihre Produftionsbedingungen in vielen 
Zweigen ungünftigere feien. Müßten fie dann nicht doch auf einen zu großen “Theil 
der Produktion verzichten? Hierauf wird erwidert, daß e3 keineswegs im Intereſſe 
eine3 Landes mit günftigeren Produftionsbedingungen liege fie alle auszunüßen. 
Vielmehr werde es ich darauf beichränfen, jene zu benüßen, welche ihm die größten 
Vortheile bieten. Produzirt 3. B. das Land A Eifen und Tuch billiger als das Land B, 
fo ift der größte Gewinn für das Land A nicht dann gegeben, wenn es Eijen und 
Tuch nach) dem Lande B ausführt, es wird vielmehr nur jene Waare produzieren 
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und ausführen, in welcher e3 relativ die größte Ueberlegenheit hat. Produziert das 
Land A die Mengeneinheit Eifen in 80, Tuch in 90 Tagen, während im Xande B 
diejelbe Menge Tuch in 100 Tagen, Eifen in 120 Tagen produziert werde, fo fünnte 
A Eifen und Tuch nad) B ausführen. Es iſt aber vortheilhafter, nur Eiſen zu erpor- 
tiren und dafür Tuch im Lande B einzutaufchen, denn man würde dann für die Arbeit 
von 80 Tagen (im Eifen) das Tuch erwerben, daS man nur in 90 Tagen produziren könnte. 

E3 find alfo nicht die Differenzen in den abſoluten Produktionskoſten, welche für 
den auswärtigen Waarenaustaufc) maßgebend find, jondern jene in den relativen 
Broduftionstoiten. 

4. Aus dem grundlegenden Cab, daß das Schutzſyſtem feine Vermehrung der 
Geſammtſumme der im Lande erzeugten Werthe, jondern nur eine Verjchiebung inner- 
halb der nationalen Gütererzeugung hervorbringe, Hat man aucd) eine michtige Folge- 
rung für das Intereſſe der Arbeiter am Freihandel gezogen. Bei Freihandel fcheint 
zunächſt eine Minderung der Arbeitsgelegenheit einzutreten. In der That werde der Kohn 
in gewilfen Zweigen der nationalen Arbeit, die die fremde Konkurrenz nicht beitehen 
fönnen, gedrüdt. Allein dies fei nur eine temporäre und partifuläre Bewegung. Auf die 
Dauer verſchwinden fraft der fremden Konkurrenz ſolche Erwerbszweige oder fie ſchrumpfen 
jo weit ein, daß nur die beiler Situirten Betriebe übrig bleiben, welche troß des fremden 
Wettbewerbs einen Lohn zu zahlen vermögen, der dem Durchſchnittslohn des Landes 
entipriht. Wil man die Wirkung eines Handelsſyſtems beurtheilen, muß man aber 
Diefe, die dauernde und allgemeine Bewegung des Lohnniveaus verfolgen. Das für 
lie geltende Lohngeſetz aber jet: der Lohn fteigt und fällt mit der Produktivität der 
Volkswirthſchaft. Die Unternehmer legen den Lohn ja nur aus, die eigentlichen 
Arbeitgeber jind die Käufer. Dieje kaufen unmittelbar mit Geld, mittelbar aber mit 
den Produkten, welche fie als Produzenten gegen Geld verkauften. Je mehr Pro— 
dukte die Gefammtheit der Konjumenten-Produzenten zur Verfügung hat, deſto Höher 
it ihre reale Kaufkraft und damit die Nachfrage nad) Produkten und meiter Die 
Nachfrage der Unternehmer nad) Arbeitskräften. Wenn aus gegebenen wirthichaft- 
lien Mitteln (Natur, Arbeit, Kapital) ein größeres Gefammtproduft gewonnen mird 
als zuvor, d. h. wenn hHinfichtlih irgend welcher Produkte eine Erſparniß an volks— 
wirthichaftlihen Produftionskoften eingetreten it, muß die Nachfrage nad) Arbeits— 
fräften fteigen und daher das Lohnniveau Sich erheben. Wenn der Freihandel die 
Produktionen in die Richtung der größeren Produktivität drängt, dann muß daher 
auch der Arbeitslohn fteigen. 

Schon Hume und die Phyſiokraten haben die Handelsfreiheit vertreten. Erſt Ad. Smith 
aber Hat in feinen Unterfuhungen über die Natur und Urſachen des Volkswohlſtandes 1776, 
4. Bud, die merkantiliftiiche Handelsbilanztheorie mit Erfolg befämpft und die Grundlage für 
die „reihandelstheorie des 19. Kahrh. geſchaffen. Eine fehärfere Formulirung hat fie bei 
Ricardo, Grundgejeße der Volfswirthichaft 1817, inabefondere 7. Kap., erhalten, der insbefondere 
durch jeine Lehre vom Zuſammenhang de3 auswärtigen Waarenverfehrs mit der Geldinenge 
eine3 Landes (Bd. I, ©. 114 der Baumſtark'ſchen Ueberſetzung) und durch die Theorie von den 
relativen Koften, welche für den internationalen Taufch entfcheidend werden, die Unterfuchung 
wejentlich vertieft Hat. J. St. Mill, Grundfäße der polit. Oekonomie, 3. Buch 17.—18. Kap. 
und Cairnes Some leading principles of political economy, 1874, haben die Freihandelstheorie, 
namentlich in der Richtung des Einflufies des auswärtigen Handels auf die Waarenpreife in den 
verkehrenden Ländern, weiter ausgebildet. Bon neueren englischen Schriften: Baſt able, Theory of 
international trade, 1887. In Deutjchland war Brince- Smith der radikalſte Vertreter der Frei— 
hanbdelstheorie (Gejammelte Schriften 1871/80) zur Zeit ihrer ftärkften Verbreitung. Durch ein 
Menihenalter hindurch faum mehr erwähnt, iſt fie in den legten Jahren, veranlaßt durch Er- 
örterungen über die Zweckmäßigkeit der Getreidezölle in Deutichland wieder diskutirt und ind 
bejondere von Brentano und Diekel mit den im Tert angeführten Argumenten vorgetragen 
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worden (Brentano, Das Freihandelsargument, 1901; Diesel, Weltwirthſchaft und Volks— 
wirthichaft, 1900; Das Produzentenintereffe der Arbeiter und die Handelsfreiheit, 1903; Deutſch— 
amerif. Handelvertrag u. d. Phantom. d. amerif. Snduftriefonfurrenz, 1905; Die enorme 
Ueberbilanz der Ver. Staaten, in J. f. N, 1905; Bedeutet Erport von PBroduftionsmitteln 
volfsmwirthfchaftlichen Selbjtmord? 1907). Eine Gegenüberftellung der üblichen Gründe für und 
wider den Freihandel bei: Lehr, Schußzoll und Freihandel, 1877; Fawcett, Freihandel und 
Zollſchutz, 1878. Vrinzipielle Erörterungen bei Held, Schußzoll und Freihandel in J. f. ©. 
B. 1879, Lexis, in Schönberg's Hdb. Il2; derfelbe, Art. Handelspolitif und Schutzſyſtem 
im Hdw. d. Stw.; Schüller, Schußzoll und Freihandel, 1905. 


2. Die Schntzolltheorien. 


884. 1. Unter den Schußzolltheorieen haben bisher zwei die Praris der Staaten 
beeinflußt, die Kift’sche Theorie des Erziehungsichußzulles und die Theorie des Schutzes 
der nationalen Arbeit. 

Lift wendet fich gegen die Ueberſchätzung des Taufchwerthes in der englifchen 
Freihandelstheorie. Es iſt jehr wohl möglich, daß ein Volk bei Freihandel ebenfoviel 
Tauſchwerthe produgzirt, ja vielleicht fogar mehr als bei einem Schutzſyſtem, aber 
dadurch it fein dauernder Wohlitand nicht verbügt. Diefer Hänge davon ab, daß die 
vorhandenen natürlihen Bedingungen, die Fähigkeiten und Anlagen der Bevölferung 
möglichſt zur Entfaltung fommen, die „produftiven Kräfte“, wie er die Summe aller, 
die Produktion ermöglichenden und fteigernden Faktoren nennt, möglichſt entmwidelt 
werden. Das könne bei Freihandel in manden Fällen gar nicht, in anderen nur fehr 
langſam gejchehen, mweil alle Anfänge neuer Produktionen mit Koften verbunden find, 
welche alte eingelebte Produktionen nicht mehr zu tragen haben. Se länger ein Ge— 
Ihäft in Thätigfeit iſt, deſto vortheilhafter it es, deito mehr Manipulationen jind 
erprobt, defto mehr und mohlfeiler kann verkauft werden. Das Berfehrsiyiten, die 
Krediteinrichtungen, die Handelsorganijation, die Schulung der Techniker und Arbeiter, die 
wirthichaftliche und technifche Erfahrung der Leiter der Unternehmungen, die Rechtsein- 
tihtungen, die Steuerſyſteme, die Summe der Schon im Lande vorhandenen fomplementären 
Produktionszweige, die Konfumtionsgemwohnheiten auf dem heimischen Marfte, alles dies 
ind Bedingungen für die Entwidelung von Produftionen, die im Laufe der Beit 
in einer für die Produktionen günftigen Weiſe geordnet werden können. Aber bis 
dies der Fall ilt, Haben neu gegründete Betriebe mit Nachtheilen zu fümpfen, die es 
ihnen bei Freihandel unmögli machen mit den eingelebten Unternehmungen älterer 
Kultur zu konkurrieren. Viele Produftionsbedingungen bleiben daher ungenüßt und 
die Gejammtproduftionskraft geſchwächt, wenn man diejen Betrieben nicht jo lange, 
bis fie fich entwidelt Haben, einen Vorjprung vor den ausländilchen läßt. Wo aller- 
dings bei 20—30 prozentigen Zöllen eine Induſtrie nicht auffomme, da fehlten die 
Grundbedingungen der Manufakturfraft. Wo es aber möglich fei, müſſe die Gegen- 
wart die Laſt höherer Preife um der Zukunft willen tragen. 

Diefe Theorie hat eigentlich nur bei den radikalſten Freihändlern Widerſpruch er- 
fahren. Freihändler wie %. St. Mill haben jie anerkannt. 

2. Auch bei Lift finden ſich aber Schon Andeutungen, wonach die Stetigfeit in 
den Produktionen möglichlt erhalten, Unterbrechungen und Wechjel in den Produftionen, 
die immer mit großen Koſten, Mißlingen, einem Aufwand von Erfahrungen und 
Kenntnilfen verfnüpft find, vermieden werden follen. Diefer Gedanke iſt in der neueren 
Zeit dahin ermeitert worden, daß die Staaten trachten müſſen, insbeſondere die großen, 
viel Kapital und Arbeit abjorbirenden Induſtrien im Lande zu erhalten und zivar 
auch dann, wenn die Broduftionsbedingungen andauernd im eigenen Lande ungün- 
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jtiger find, mweil die Erhöhung der Preife weniger nachtheilig ſei, als die Abhängigkeit 
im Bezug folder Waaren vom Ausland. Der Schußzoll in diejer Auffaffung ift nicht 
mehr ein Erziehungszoll, ſondern ein ohne zeitliche Beichränfung anzumendendes 
Mittel zur Ausgleihung ungünftiger Broduftionsbedingungen. Aus dieſem 
Grunde fann man ihn aber aud) feinem Produktionszweig verweigern und prinzipiell 
habe jede im Lande betriebene Produktion insbejondere auc die Landwirthſchaft An— 
ſpruch auf Schub. 

Das Streben nah Erhaltung wichtiger Produktionszweige geht von der 
Tatfache aus, daß die gegebenen Produktions- und Kulturzuftände hiſtoriſch gemorden 
find, auf ftaatlich und national getrennten Volkswirthſchaften beruhen, wodurch bewirkt 
wird, daß die mweltwirthfchaftlich beite Produftionsvertheilung nicht immer die für die 
einzelne Volkswirthſchaft nüslichite it. Wenn der Freihandelöverfehr durch ausge- 
dehnte Kapitalgentwertdungen, Lohnminderungen, Arbeiterentlaffungen erfauft werden 
müßte, fo fann dies ſchwerer empfunden werden al die durch das Schutzſyſtem 
gegebene Bertheuerung einzelner Produkte. Ein folder Schußzoll kann daher, mie 
ein Erziehungszoll, gerechtfertigt fein. 

Anders fteht es mit der Forderung der Allgemeinheit des Schußes. Ein all 
gemeiner und dauernder Cchußzoll iſt etwas Unflares, einestheil3 wegen der Ver— 
hältnifie der Erwerbszweige zu einander, anderentheil3 wegen der der nationalen 
Volkswirthſchaft geitedten Grenzen. Der Schußzoll it ein Mittel der Erhaltung 
lohnender Breife im Inlande durch Fernhalten fremder fonfurrirender Waaren. Er 
erfüllt alfo feine Aufgabe erjt dann, wenn durch ihn der Preis im Snlande Höher 
steht als im Auslande. Ein Zollſyſtem, das alle Waaren auf diefe Weile im Inlande 
Ihüst, d.h. gegenüber dem Auslande vertheuert, Tanrı aber nicht eingeführt werden, 
ohne ſich durch die Allgemeinheit der Bertheuerung ganz oder theilmeie um feine 
Wirfung zu bringen. Die Preiserhöhungen, die durch ein ſolches Zollſyſtem 3. B. 
dem Spinner für fein Garn, dem Hochofenbefiter für jein Roheifen zu Theil werden, 
bedeuten eine Verminderung des Nutzens der Preiserhöhung, die durch den Boll 
dem Weber oder Walzwerkbeſitzer für ihre Produkte zugedacht war. Die Vertheuerung 
der Rohitoffe der Halbfabrifate durch das Syitem des Schußes der nationalen Arbeit 
vertheuert wieder die Broduftionsbedingungen für die Fabrilanten des Schlußproduftes. 
Werden nun die Zölle fo gefteigert, daß auch für den letzten Produzenten noch ein 
Schuß gegeben iſt, jo drüdt diefe Preistreiberei natürlich auf die Konjumenten diefer 
Schlußprodufte, erichwert den Abſatz, erleichtert die Einfuhr ausländischer Waaren und 
erſchwert den Erport der heimilhen. Mag ein ſolches Syſtem vielleicht auch mit 
einer Minderung der Einfuhr ausländischer Produfte verbunden fein, immer wird es 
zugleich eine Minderung der Ausfuhr bedeuten und daher dauernd alle jene Produf- 
tionszweige jchädigen, welche ihren Abſatz nicht bloß im Inlande haben, fei es wegen 
der Spezialität ihrer Produktion oder wegen ihrer territorialen Lage, oder weil fie 
jo ſtark entwidelt find, daß jie außer den inländifchen noch ausländische Märkte auf- 
ſuchen müfjen, um ihre Produktion im vollen Umfange aufrecht erhalten zu können. 
Je jtärfer die Intereffen der erportierenden Produktionszweige in einem Lande werben, 
dejto mehr wird ein allgemeines Schutzſyſtem auf Widerftand ftoßen, namentlid) dann, 
wenn es in vielen Staaten Nachahmung findet und zu den inneren nod) äußere 
Erjhmwerungen Hinzutreten. 

3. Eine neue Theorie des Schußzolfes hat jüngft Schüller vorgetragen und auf 
zwei Ihatjachenreihen gegründet. Erſtens jind die Produftionskoften derjelben Waare 
niht nur in den verfchiedenen Staaten, fondern auch innerhalb dejjelben Staates 
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verjchieden groß, fo daß immer Betriebe mit günftigeren und ſolche mit meniger 
günftigen Bedingungen neben einander arbeiten. Zweitens erhöht jede Vermehrung 
der Produktion — wenn nicht gleichzeitig eintretende Aenderungen anderer Art koſten— 
eriparend mirfen — die Koften, nicht nur in der Yandwirthichaft, mie man allgemein 
annahnı, jondern auc in der Snduftrie. In jedem Staat iſt ferner bei den einzelnen 
Waarengattungen fomohl die Spannung verjhieden zwiſchen den geringiten und den 
höchften Koften, zu welchen produzirt werden fann, wie die Menge von Waaren, 
welche zu den verjchiedenen Koftenfägen erzeugt werden fünnen. Bon diefen Berhält- 
niffen hängt es ab, ob und welche Kojtenerhöhung bei einer bejtimmten Ausdehnung 
der Produktion eintreten, jowie ob und welche Ausdehnung im Gefolge einer bejtimmten 
Preiserhöhung eintreten wird. Dieſe Verhältnifle bejtimmen das Maß der Ueber- 
legenheit, jomweit fie in den Produftionsbedingungen begründet ilt, eines Landes über 
ein anderes. Je nad) ihrer Drdnung merden die Vor- und Nachtheile der freien 
Einfuhr verfchieden groß fein. Man kann an ihnen genau abmägen, wie viel die 
Konjumenten gewinnen im Verhältniß zu dem Berluft, den die Volkswirthſchaft durch 
die Verdrängung von Produzenten erleidet. Die Theorie des abfoluten Freihandels 
it darnach unrichtig. Es iſt falſch, daß ftet3 alle Produftivfräfte eines Landes aus— 
genügt jeien, daß durch den Schußzoll alfo nur Berichiebungen eintreten fünnten; in 
jedem Staate fehen wir einen Theil der Naturbedingungen, Bergmwerfe, Boden ver- 
Ichiedener Qualitäten, nicht vollftändig ausgenügt. Die Arbeitskräfte find nicht immer 
voll beichäftigt, ihre Leitungen fünnen erhöht werden, weder die Menge des für ein 
Land verfügbaren Kapitales, noch die Art feiner Zufammenfegung iſt abjolut begrenzt. 
Ebenſo unrichtig ift die weitere Annahme der Freihändler, daß bei Freihandel die 
Veberlegenheit des fiegreich fonfurrirenden Produzenten immer auf einer günftigeren 
Geſtaltung feiner Produftionsbedingungen beruhe, da ja doch die Preisgeitaltung 
enticheidend ift, diefe aber au vom Konſum abhänge, jo daß in einem Gebiete 
geringen Konjums auch Produzenten mit ungünftigeren Produftionsbedingungen fon- 
furrenzfähig werden. Mlein auch die Schußzöllner, welche für jeden unter ungüns 
tigeren Produftionsbedingungen arbeitenden Produftionszmeig einen Zoll verlangen, 
haben Unrecht. Vielmehr ift in jedem Speziellen Fall eine vergleichende 
Prüfung der Größe des Nachtheiles, der den Produzenten durch freie 
Einfuhr, und des Bortheiles, der den Konjumenten dadurdh erwüchſe, 
erforderlid. 

4. Die Schüllerfche Theorie ıft durch die Thatfachen wohl fundirt und jeine Kritik 
der Freihandelsargumente berechtigt. Allein er hebt ein enticheidendes Moment nicht 
genügend hervor: daß es doch nur die Thatjache der Hiltorifch gewordenen volkswirth— 
Ihaftlihen Sndividualitäten ift, welche in letter Linie die Regelung des ausmärtigen 
Handels veranlaßt. Denn die von ihm angeführten Thatfahen würden auch inner- 
halb der Staaten Beeinflufiungen des Waarenverfehrs rechtfertigen, wenn nicht die 
politiihe Einheit der Staaten dagegen ſpräche. Es kann daher zujammenfaljend 
gelagt werden, daß eine die nationale Produktion ausſchließlich bevorzugende han— 
delspolitiihe Abſchließung auf entmwidelterer Stufe der Produktion und des Ver— 
kehrs nit nützlich und auch nicht möglih it, ein Syſtem vollfommenen Frei— 
Handels aber einen ftarfen Wideritand in der hiſtoriſch gegebenen PVertheilung der 
Produktion und den ftaatlihen wie nationalen Snterefjengemeinichaften der Völker 
findet. Dieſe leßteren find e3, welche heute ausschlaggebend wirken. Aber der natio- 
nalen Abichließung treten innere Gründe der Unausführbarfeit entgegen, dem Frei— 
handel nur Hiftorishe und daher veränderliche Zuftände. Die Verbeſſerung und Ber- 
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billigung der Verkehrsmittel und das Wachen des internationalen Verkehrs, Kapitals- 
anlagen und Gründung von Unternehmungen, die PDifferenzirung der Troduftionen, 
das Wachlen der Bevölferung mit jeinem Drud auf die Ausdehnung der Produktion 
und feinem Bedürfniß nach reichhaltiger Verſorgung auch mit ausländischen Produkten, 
da3 BZunehmen internationaler Gemeinjchaften (Eifenbahn-, Poſt-, Muſter⸗, Marken⸗, 
Erfinder» und Arbeiterjchußverträge) drängen alle in der Richtung einer Minderung 
des Einflufjies der dem Freihandel aus der Hiltoriihen Entwidlung und ftaatlichen 
Sonderung der Völker entgegentretenden Hinderniſſe. 

giteratur: Lift, Das nationale Syitem der politiihen Oekonomie, 1841, 7. Aufl. 1883; 
Carey, Grundlagen der Sozialölonomie, deutſch von Adler, 1863—1864; Dühring, Kurfus 
der National- und Sozialöfonomie, 3. Aufl. 1892; Schüller, Schußzoll und Freihandel, 1905; 
Grunzel, Syſtem der Handelspohtif, 2. Aufl., 1906, ©. 324 ff. 


III. Die Praris des Schnbolles. 
1. Zollarten und Zolltarife. 


885. 1. Zölle find Abgaben, welche von Waaren bei dem Webergang über Die 
Grenze eines Staates zu zahlen find. Je nach der Richtung der Waarenbewegung — 
Einfuhr, Ausfuhr, Durhfuhr — wird der Boll ald Einfuhr-, Ausfuhr-, Durdhfuhr- 
zoll eingehoben. Die Einhebung erfolgt entweder zu dem ausſchließlichen Zwecke, für 
der. Staat Einnahmen zu erzielen (Finanzzölle), oder in der Abficht, die Waaren- 
bermegung in eimer bejtimmten Richtung zu erſchweren. Zölle der erſteren Art, welche 
auf Gegenftände des Verbrauchs, insbejondere folcher Artikel gelegt werden, welche 
im Inlande nicht produzirt werden können (Thee, Kaffee u. ſ. w.), entipringen nicht 
handelspolitiihen Zweden und können hier außer Acht bleiben. Gelten und für die 
praftiiche Handel3politif der europäiſchen Staaten ohne Bedeutung ſind Durchfuhr- 
und Ausfuhrzölle. In überjeeiihen Staaten fommen fie als Finanzzölle vor, im 
Allgemeinen aber wird im Gegentheil die Waarendurchfuhr wegen der damit für das 
Land verbundenen Händler- und Transportgeminne und des Vortheiles der Bildung 
größerer Märkte bevorzugt, und Ausfuhrzölle werden nur in einzelnen Staaten von 
ſolchen Gegenſtänden erhoben, die al3 nothmwendiges Rohmaterial für die inländiichen 
Induſtrien wichtig erfcheinen, 3. B. Lumpen für die Bapterfabrifation oder die im Aus— 
land unbedingt benötigt werden, jo daß der Staat dadurch das Ausland, das den 
Ausfuhrzoll tragen muß, zu jeinen Gunſten bejteuert, z. B. für Kaffee (Brafilien), 
Kohle (England bis 1903), Holz (Schweden, Rumänien), Vieh (Schweiz). Als Handels- 
politiihe Zollmaßregeln von Bedeutung find daher ausichlieglich die zum Schuße in- 
ländiiher Produktion beitimmten Einfuhrzölle zu betrachten. 

2. Wie durch Zölle und mirffamer als durch Zölle fann man natürlich Die 
Waarenbewegung auch durch Verbote beeinfluffen. Sole find ſowohl für die Ein- 
fuhr wie für die Ausfuhr und Durchfuhr aus Handelspolitiichen Gründen, mie aus 
der Ueberliht über die Entwidlung der Handelspolitif hervorgeht, üblich geweſen. 
Heute gehören Verbote nicht mehr zu den Mitteln der Handelspolitif, vielmehr iſt 
der Grundfab der Handelsfreiheit überall wenigſtens fo meit anerfannt, al3 Die 
Waaren aller Staaten überall zum Handel zugelaffen werden und höchftens dur) 
Zölle belajtet Jind. Dagegen fommen Verbote allerdings noch aus allgemeinen ver- 
waltungspolitifchen und insbeſondere aus fanitätspolizeilichen Gründen vor. So haben 
Defterreich-Ungarn, Deutichland, Stalien, Belgien und die Schweiz in den Dezember- 
verträgen 1891 ſich verpflichtet, den Handel durch Feinerlei Einfuhr, Ausfuhr und 
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Durchfuhrverbote zu hemmen, aber als Ausnahmzfälle folche doch zugelaffen: 1. bei 
beitehendem oder Fünftig eingeführtem Gtaatsmonopol, 2. aus Gefundheit3- und 
veterinärpofizeilihen Rückſichten, 3. in außerordentlihen Umitänden, in Bezug auf 
Kriegsmaterial. Ausfuhrverbote Hatte man auch öfters aus inneren wirthſchafts— 
politiichen Gründen erlaffen, 3. B. Verbote der Ausfuhr von Lebensmitteln bei Miß— 
ernten, von Futterjtoffen bei großer Dürre und Mißwachs u. dgl. Iſt durch jene 
Beichränfungen der Verbote auch ihre Anmendbarfeit im Intereſſe der Handelspolitif, 
d. h. zum Schuße der inländiihen Produktion formell gänzlich ausgeichloffen, jo bietet 
doch die Handhabung der fanität3- und veterinärpolizeilichen Verbotsbefugniß, namentlich) 
auf dem Gebiete des Viehverkehrs die Möglichkeit, bejtimmte landwirthichaftliche Pro- 
duftionen im Inlande vor ausländiiher Konkurrenz zu fchügen. 

3. Die Zölle müſſen nad) einem bejtimmten Maßſtabe eingehoben werden. Ein 
older liegt entweder in dem Werthe der eingeführten Waaren, jo daß der Boll als 
ein beitimmter PBrozentjab des auf irgend welche Weile ermittelten Waarenmwerthes 
erſcheint, Werthzölle, oder e3 werden feſte, unabanderliche Zollfäge bejtimmt, welche 
von der Gemwichtseinheit oder Stüdeinheit der Waare zu erheben find, ſpezifiſche 
Zölle. Die Werthzölle wären das vollfommenere Syitem, wenn e3 gelänge, eine 
tihtige Werthermittlung vorzunehmen, denn dann würde es möglich fein, jedes Pro- 
duft im Verhältnilfe zu feinem Werthe zu belajten und dadurch eine individualifirende 
Behandlung der einzelnen Waaren eintreten zu laſſen; allein die Werthzölle ftellen 
Anforderungen an die Zollverwaltung, welche fie nicht erfüllen kann. Schon die 
Trage, welcher Werth zu Grunde gelegt werden foll, it jchwierig. Der Herftellungs- 
preis? Der Berfaufspreis am Ort der Herftellung? Einer diejer beiden Preife plus 
Fracht-, Verſicherungs- und Kommiſſionskoſten bis zur Zollftelle? Oder der Verkaufs— 
prei3S am Verkaufsort? EngrospreiS oder Detailpreis? Sn der Regel mird Die 
Werthdeflaration des Verſenders unter Yugrundelegung des Engrospreijes auf dem 
Markte des Herftellungsgebietes angenommen. Die Schäbung durch Sachveritändige 
und das Recht der HZollbehörde, die Waaren zu dem angegebenen Werthe zu über- 
nehmen, follen die Zollverwaltung vor Hintergehungen behüten. Allein diejes Syſtem 
der Kontrole iſt umftändlich, ſchwer zu handhaben, häufig ungerecht; nur in wenigen 
Staaten, von den Großftaaten nur in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
wird daher an dem Syſtem der Werthzölle für alle Zollzahlungen fejtgehalten. 

Bei den fpezifilhen Zöllen dienen allerdings nur äußerlihe Merkmale als 
Mapitab für die Höhe des Zolles, doch ilt es möglich, einige Variationen dabei an— 
zubringen, durch welche zugleich auf den Werth der Waare Rüdlicht genommen wird. 
Dies geichieht zunädhit durch Bildung von Waarengruppen innerhalb derjelben Waaren- 
gattung, 3. B. Rohſtoffe, Halbfabrifate, Sanzfabrifate innerhalb der Gruppe Baum- 
wollenmwaaren, Eijenwaaren u. |. w., ferner durch die Aufitellung von Waarenarten 
innerhalb der Waarengruppen, je nach dem größeren oder geringeren Grad von Arbeit, 
der in ihnen verförpert ift, endlich durch die Zuhilfenahme von Dualitätsmerfmalen, 
jo wenn bei Geweben nicht das Gewicht allein, fondern das Gewicht in Verbindung 
mit der Zahl der Quadrate auf der Flächeneinheit, bei Sarnen das Gewicht in Ver— 
bindung mit der Feinheit des Garnes u.|. mw. berüdjichtigt wird. Wenn es dabei aud) 
unvermeidlich ift, daß in vielen Waarengattungen die gröbere Waare mit einem im 
Berhältniffe zum Werthe höheren Zoll belaftet erjcheint als die feinere, jo iſt doch Die 
Möglichfeit gegeben, die Zollfäge für jene Waaren, welche man vor Allem vor aus— 
mwärtiger Konkurrenz behüten will, genau zu ermitteln, für die Zollverwaltung aber 
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und namentlich auch für den Verkehr ift ein Hares und bejtimmtes Zollſyſtem gegeben, 
da3 fi) verhältnigmäßig einfach handhaben läßt. 

4. Da mwo die Zölle handelspolitiſchen Zwecken dienen, iſt es nothmwendig, daß bei 
ihrer Fejtiegung ein allgemeiner Grundſatz, 3. B. Schuß der inländiichen Induſtrie, 
Schuß ber Landwirthſchaft, Schuß der nationalen Arbeit, feitgehalten werde, jo daß 
die Belaftung der ausländiihen Waaren in einem bejtimmten Berhältniffe zu dieſem 
Zmwede fteht. Wenn dies der Fall ift, fpriht man von einem Zollfyftem. Die 
Zufammenfaffung und einheitlihe Anordnung aller einzelnen Zölle nennt man den 
Zolltarif. Man bezeichnet ihn als autonomen Tarif, wenn die Zollfäße aus- 
ſchließlich auf der Entichliegung der inländifchen gejeßgebenden Faktoren beruhen, als 
Konventionaltarif oder PVertragstarif, wenn die Zölle auf vertragsmäßigen Ab- 
machungen mit dritten Staaten beruhen. Beſteht ein foldher Tarif nur für einzelne 
Staaten, während für andere die autononı feitgejegten Zölle gelten, fo wird dieſer 
leßtere al3 allgemeiner oder Generaltarif bezeichnet. Es kommt auch vor, daß die 
vertragsmäßig dritten Staaten zugejtandenen Zollſätze in den allgemeinen Tarif auf- 
genommen werden und daher autonom auf alle Staaten Anwendung finden. Sn 
diefem Falle it der Tarif ein Einheitstarif. 

Bertragsmäßige Tarife werden natürlich nur zu Stande fommen auf Grund von 
Vereinbarungen, melde den vertragfchließenden Staaten al3 vortheilhaft ericheinen. 
Solche Bortheile find entweder in der Ermäßigung der Zölle gelegen oder aber aud) 
in der vom Staate übernommenen Berpflihtung, fie durch einige Zeit nicht zu er- 
höhen. Sn jedem diejer Fälle find die Zollfäße gebunden. Das Zuftandefommen ſolcher 
vertragsmäßiger Tarife ift immer nur auf Grund von Verhandlungen mit den anderen 
Staaten möglich, wobei Konzefjionen d.h. Zollermäßigungen von diefen nur gegen 
BZugeftändniffe des anderen Vertragstheiled gewährt werden. Damit nun die Nadj- 
theile vermieden werden, welche mit nicht im PVorhinein begrenzten vertraggmäßigen 
Bollherabjegungen verbunden find, ſtellen mande Staaten zwei Tarife auf, einen 
Marimal- und einen Minimaltarif. Der eritere gilt für Staaten, mit denen feine 
Berträge bejtehen, der leßtere ift der Vertragstarif, deſſen Höhe aber von vornherein 
geſetzlich feitgelegt if. Dadurch ift es möglich, ein gemolltes Maß des Schutzes un— 
bedingt feitzuhalten. Aber es iſt ſchwerer, mit einem folchen jtarren Tarif Konzeljionen 
vom Ausland zu befommen. 

Endlich Sind noch Zölle von verfchiedener Höhe für gleiche Waaren, Differenzial- 
zölle zu erwähnen, durch welche entweder bejtimmte Einfuhrländer, 3. B. benachbarte 
Staaten, in Kolonien das Mutterland gegenüber fremden Staaten, oder Einfuhrsein- 
rihtungen, 3. B. Seezufuhr zur Hebung von Seehäfen gegenüber Yandzufuhren, oder 
Zransportanftalten, 3. B. einheimifche Seeſchiffe gegenüber fremden, begünftigt werden, 
bezw. beitimmte Staaten, Einfuhrseinrihtungen in Nachtheil verfegt werden follen. 
Tie differenzielle Zollbehandlung Tann insbejondere auch als Kampfmittel benügt 
werden, wenn die eigenen Waaren in dritten Staaten jchlechter behandelt werden, 
al3 Maaren anderer Staaten oder als die frenden Waaren im eigenen Sande, aljo 
al3 Mittel der Retorjion, dann ſpricht man von Retorfionszöllen. 


Eine trefflihe Zufamnmenftellung der Anmendung ber verichiedenen Zollarten in den 
Zolltarifen der am Welthandel betheiligten Staaten gibt mit knapper Würdigung ihrer tech— 
nischen und handelspolitiihen Bedeutung Grunzel, Handbud) der internationalen Handels— 
politit, 2. Aufl., 1906. Bon befonderem Intereſſe iſt die differenzielle Zollbehandlung, fomeit fie 
nicht als Kampfmaßregel, jondern als dauernde Einrichtung des Zollſyſtems gedacht iſt. So find 
in Oeſterreich-Ungarn die Zölle für gewiſſe über Triejt und Fiume eingehende Kolonialmaaren 
um 10—20° , gegenüber dem allgemeinen Zoll ermäßigt, um den Stolonialhandel diejer See— 
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tüdte gegenüber Hamburg und Bremen zu begünftigen. Das franzöfifche Zollgeſetz von 1892 
begünftigt alle direften Einfuhren ſowohl aus außereuropäifchen wie aus europäifchen Ländern, 
indem für die indirekte Einfuhr (aus anderen Ländern als dem Uriprungslande der Waare) 
Zuſchläge zum allgemeinen Boll beitehen. Ferner werden die franzöfiichen Kolonien begünftigt, 
indem für jie, wenn aus ihnen Waaren direft nad) Frankreich eingeführt werden, erniedrigte 
Zölle gelten. Die Vereinigten Staaten erheben nad) dem Zollgeſetze von 1897 für gewiſſe in- 
direfte Einfuhren einen Zollzuſchlag von 109%), Durch die Brüffeler Zuderfonvention vom 
5. März 1902 wurde zwiſchen Defterreich-Ungarn, Belgien, Deutichland, Frankreich, Groß— 
britannien, Stalien, den Niederlanden und der Schweiz vereinbart, daß Zuder aus Ländern, 
welche eine Prämie gewähren, bei der Einfuhr in einen der Pertragsitaaten mit einem bie 
Höhe der Prämie erreichenden Zoll belaftet werden joll. Kanada hat 1900 für Erzeugnilfe 
Englands und ber engliihen Kolonien eine 33'/;prozentige Herabjegung der tarifmäßigen Boll- 
fäbe eingeführt. Man vergleiche ferner Prince-Smith’3 gefammelte Schriften Bd. II; 
Lehr, Art. Zollmeien im Hdw. d. Stw.; Lexis, Art. Einfuhrverbote, Einfuhrzölle und Diffe- 
renzialzölle, ebenda; Laves, Ausfuhrzölle und Ausfuhrverbote, ebenda. 


2, Die Wirkung des Schußzolles. 


8 86. 1. Der Schutzzoll foll die ausländiihe Waare, die im Inland auf den 
Markt gebracht wird, vertheuern. Ob dies um den Betrag des Zolles geichehen wird, 
it eine Frage, die nicht einfach zu beantworten ift, gewiß aber ift es, daß die preig- 
fteigernde Wirkung, die der Zoll ausüben foll, umjo Höher jein wird, je höher der 
Boll it. Ob ein Zoll Hoch oder niedrig ilt, ift nie aus feiner abfoluten Höhe, fondern 
nur aus dem PVerhältniß zu beurtheilen, in dem er die Koſten einer Waare und 
darnach den Preis erhöht. 15—20°/,ige Zölle gelten al3 mäßige. Sie find in der 
Gegenmart meijt beträchtlich Höher und fteigen bei Induſtrieartikeln auf 40, 60, 100 
und mehr Prozent der Koften oder des Werthes der Waaren. Dieſe Steigerung hängt 
in hohem Grade mit dem Grundſatz der Allgemeinheit des Schußes zujammen. Wenn 
3.8. ein Meterzentner Baummollgemebe mit 100 M. geihüst wird, fo fommen nicht 
diefe ganzen 100 M. dem Weber zu Gute, wenn auch die Garne geichüst find. 
Denn dann hat er vielleiht in den Garnpreifen für das Garn diefer Gewebe um 
30 M. mehr als bei freiem Handel zahlen müſſen, jo daß fein Schuß nur 70 M. 
beträgt. So geht es aber mit allen Artifeln. Die Chubzölle jollen eine preisjteigernde 
Wirkung ausüben und diefe muß eben vom Abnehmer der geihüsten Waare gejpürt 
werden. Die Echußzölle müſſen ihrem Zwecke nad) vertheuernd wirken, ob nun eine 
wirkliche Preisiteigerung oder ein Verhindern des Preisjinfens eintritt. 

2. Cine zweite Thatjache, die wir ins Auge fallen mülfen, iſt die, daß die Ein- 
heiten, welche man zu ſchützen vorgibt, die „Landwirthſchaft“, der „Getreidebau“, die 
„Eifeninduftrie“, die „Baummollinduftrie“ u.f.mw. Abftraftionen find. Sie löjen ſich 
in der Wirklichkeit in eine Unzahl von einzelnen fonfreten Betrieben in be— 
itimmter räumlidher Bertheilung und mit beftimmten, unter ji) oft jehr 
verihiedenen Produftionsfoften auf. Für den einen Betrieb ind ſchon die 
Transportkoften vom Site des nächſten ausländiichen Konkurrenten bis zu ihm ein 
genügender Schuß, ein anderer vermag bereit3 mit den günftigiten ausländilhen Produ— 
zenten zu fonfurriren, mährend mieder Dritte ohne Zollihuß erliegen müſſen. Alle 
Betriebe derjelben Produftionsgruppe in gleicher Weile zu ſchützen iſt daher 
unmöglid. Man hat die Produftionskoften eines Meterzentners Weizen in Dejter- 
veih mit 9 bis 18 Kr. berechnet. Die Heritellungsfoften eines Meterzentners Roheijen 
gleiher Qualität find in Defterreich bei den am günftigften arbeitenden Werfen um 
2*/, Kr. niedriger, al3 bei den am ungünftigften arbeitenden. Erhebungen bei ſechs 
öfterreichiichen Dampffägen ergaben, daß die Kloften der Verarbeitung von Rundholz zu 
Schnittholz per Kubifmeter zwifchen 5.65 und 7.s5 Kronen variiren. Daß dies möglid) 
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ift, beruht darauf, daß feineswegs die am billigjten arbeitenden Betriebe immer den 
ganzen Bedarf deden können, daß ſich ihrer Erweiterung perjönliche oder fachliche 
Hinderniffe in den Weg ftellen: die Rohitoffe vertheuern ſich, die Frachtkoſten wachen 
bei Aufjuchen entfernterer Abjabgelegenheiten, das Kapital kann nicht beliebig vermehrt 
werden, geichulte Arbeitsträfte find nicht immer in beliebiger Menge vorhanden, e3 
fehlt an leitenden Perſönlichkeiten. Nur durch diefe Echwierigfeiten, die fih der 
Ermeiterung der einzelnen Betriebe entgegenitellen, wird uns das Nebeneinander- 
beitehen von Betrieben mit verſchieden hohen Produftionskoften erflärlidh. 

3. Dieſe Thatſachen gelten auch für das Ausland. Auch im Ausland arbeiten 
Betriebe mit verichieden hohen Produftionskojten neben einander und die Konkurrenz 
einer ausländiihen mit einer inländiihen Produktion ſpielt ſich daher unter jehr 
fomplizirten Bedingungen ab. Nur wenn die ausländische Produktion nicht ganz durch 
den Bedarf im eigenen Lande in Anfpruch genommen ilt, oder wenn jene Betriebe, 
welche billiger arbeiten als inländische, ohne Koftenerhöhung ihre Produftion ausdehnen 
fönnen, wird eine Einfuhr ftattfinden und diefe wird nur jene inländischen Betriebe 
gefährden, deren Produftionskoften Höher jind, die anderen werden fortbeitehen. Der 
Schußzoll foll nun die Grenze, innerhalb welcher die Produktionen im Inlande be- 
trieben werden fünnen, ausdehnen. Er kann dies nur thun, indem er die Waare 
urı fo viel vertheuert, daß dadurd) diejenigen Betriebe, welche man jchüßen mill, ihre 
Koften gededt finden. Es ift Har, daß man dabei nicht bis zur äußerſten Grenze 
gehen kann und daß Bedenken auftauchen müſſen, wenn die Preisvertheuerung eine 
ehr große fein müßte, weil die Betriebe, deren Schub man noch im Auge hat, ganz 
außerordentlid ungünftige Produftionsbedingungen haben. Der Vortheil, den man 
erlangt, liegt in der Produftionsausdehnung, in der Vermehrung der Verwendungs— 
gelegenheiten für Kapital und Arbeit. Er wird erfauft um den Nachtheil der Preis— 
erhöhung, welche die Konjumenten jchädigt. Das Map jenes Nutzens und dieſes Nach- 
theiles müſſen verglichen werden. Wenn man durd) eine geringe Preiserhöhung 
eine große Ausdehnung der Produktion herbeiführen fann, wird der 
Shußzoll vortheilhaft jein. Je geringer die Produftionsvermehrung im 
Berhältnig zur Preisfteigerug, dejto weniger nüblidh iſt er, bis er ſchließ— 
lid in eine Schädigung der Volkswirthſchaft umſchlägt. 

4. Wir haben aber bisher feine Maßftäbe, um diefe Wirkungen der Schußzölle 
verläßlich fontroliren oder vorausberechnen zu fünnen. Es läßt ſich vor Allem nicht 
mit Sicherheit jagen, wie die Wirfung des Schußzolles fi) auf das Ausland und auf 
da3 Inland vertheilen wird. Da es im Ausland Betriebe gibt, welche unter weniger 
günftigen Bedingungen arbeiten, fo wird diefen die Einfuhr nunmehr unmöglid) 
werden. Dies muß die Wirkung einer Vermehrung des Waarenangebotes und daher 
einer Preisjentung im Auslande haben. In dem Maße diefer Preisjenfung twird aber 
nun die Einfuhr erleichtert und der Preis im Inlande daher nicht um den ganzen 
Betrag des Zolles gefteigert. Man hat daher al3 wahrfcheinlich angenommen, daß 
die PBreije im gejhüßten Lande zwar immer höher fein werden, als es 
bei freiem Berfehr der Fall fein wird, aber jelten um den ganzen Betrag 
des Zolles. Eine entiheidende Rolle fpielen dabei immer die Duantitäten der in- 
und ausländiichen Produktion und das Verhältnig der ein- und ausgeführten Waaren- 
mengen zu ihnen. 

9. Die Richtung und das Maß des Schußes ftüßen fich auf hiltoriich gervordene 
Thatſachen. Die vorhandenen, hiſtoriſch gewordenen oder al3 möglich erfannten Pro- 
duftionsgelegenheiten im Lande find e3, die man ſchützt. Dabei ninmt, wie wir ge- 


314 Drittes Buch. Auswärtige Handelspolitif. 8 87. 


jehen haben, jeder Zollihuß eine Abgrenzung der Betriebsmöglichkeiten vor, indem 
nicht alle möglihen Produktionen gejhüst werden, jondern nur jene, deren Pro— 
dnktionskoſten eine gewiſſe Höhe nicht überfjchreiten. Diefe Auswahl der zu Ichübenden 
Betriebe auf eine forgfältige Erhebung der inländiſchen Broduftionsmöglichkeiten zu ftüßen, 
ift die eigentliche Aufgabe eines Schutzſyſtems. Ihr dienen die eingehenden Erhebungen 
der Produzentengruppen, der Handels- und Gemerbefammern, der für diefen Zweck 
gebildeten Bentralftellen der Induſtrie und der Landwirthichaft zur Vorbereitung von 
Bolltarifen. Es iſt klar, daß hiebei an und für jih und mit Rückſicht auf den Wider- 
jtreit der Sntereilen der zu jchüßenden Gruppen Stärfe- und Machtverhältniſſe 
mit entidheiden und vielleicht manchmal enticheidender find, als die objektiven Er- 
mittlungen der PBroduftionsmöglichfeiten. Darum birgt jedes Hochſchutzzollſyſtem auch 
Gefahren in fich, die durch weitgehende Spezialifirung der Tarife gemildert, aber nie 
ganz behoben werden fünnen. Die VBerichiedenheit der Produftionsbedingungen: die 
Bedingungen, unter welchen Kapital, Arbeitskräfte, Frachtgelegenheiten zur Verfügung 
itehen, die techniſche und mirthichaftlihe Organiſation der Betriebe, die Belaftung 
durch Steuern, fozialpolitiiche Forderungen u. |. w. find fo veränderlih und für die 
taufenderlei Produktionsmöglichkeiten — die öſterreichiſche Gemwerbezählung von 1902 
unterjchied 326 Gemerbegruppen mit fajt 6000 einzelnen Gemwerbebenennungen, morunter 
allerdings auch die Handelsgewerbe inbegriffen waren — jo wenig zu überjehen, daß 
immer nur für einen Theil der inländischen Produktion die Wirkung des Zolles genau 
bemefjen, der Schaden für die Konjumenten aber nie genau veranjchlagt werden 
kann. Alle Nachtheile der Schußzölle müſſen aber natürlich mit ihrer Höhe fteigen, 
insbefondere auch der, daß eventuell ungünftige Produftionsbedingungen, die auf 
techniſcher und wirthſchaftlicher Rüdjtändigfeit beruhen, geſchützt werden. 

Daß auch in der Induſtrie jteigender Kapitalsaufwand eine relative Minderung des Ertrages 
herbeiführen, eine Ausdehnung der Produktion alfo zu Preiserhöhungen führen kann, iſt ſchon 
von Wolfoff, Lectures d’economie politique rationelle, Paris 1861, ©. 164 ff., 181ff., von 
Roesler, Zur Lehre von der internationalen Arbeitstheilung, in Z. f. ge. Stm. 1864, ©. 276 ff., 
bei. ©. 292 ff, von Dühring, Kritiſche Grundlegung, Ausgabe von 1866, ©. 276, erkannt 
und verwerthet worden. Schüller, Schubzoll und Freihandel, 1905, hat die Vermerthung 
diefer Thatfahen in der Praxis der Bolltarifbildung erfaßt und darauf feine Theorie des 
Schußzolles aufgebaut. Sie zeigt uns die Grenzen des Schubzolles theoretifch richtig auf. Die 
Schwierigkeit liegt aber in der praftifchen Handhabung. Somohl die Ermittlung der Koften, 
wie die Werthung der Bedeutung der einzelnen Softerrelemente, namentlich jener, welche 
im Augenblid im Lande ungünftig find, ift Schwierig. Ein ausgezeichneter Kenner der Praris, 
Grunzel fommt daher aud) zu dem Schluffe: „In Wirklichkeit find aber die Zölle gewöhnlich 
nit daS Nejultat einer derartigen Berechnung, jondern der Ausdrud einer wirthſchaftlichen 
oder politiihen Macht“ (Die Grenzen des Schußzolles, in Defterreichifhe Rundſchau, 16. Bd., 


1908, ©. 81). Wohl dem Lande, in dem diefe Macht nicht blos perfönliche Intereſſen, 
fondern auch wirkliche Volksintereſſen vertritt! 


3. Die Getreidezölle. 


887. 1. Unter den Schußzöllen nehmen jene für agrariiche Produfte eine be- 
ſondere Stellung ein. Wie fchon in der Ueberficht über die Entwidlung der Handels- 
politif hervorgehoben worden ift, hat fich die Schußzollpohtif im Wefentlichen auf dem 
Gebiete der Snduftrie entwidelt. Der Merkantilismus fannte feinen handelspolitiſchen 
Schutz der Landwirthſchaft. Auch im 19. Sahrhundert find bis in das lebte SYahr- 
zehnt nur in England und in Frankreich Getreidezölle von der Höhe eingehoben 
worden, welche der inländischen Produktion einen fühlbaren Schuß vor der Konkurrenz 
ausländiichen Getreides gewähren fonnte. In England Hat diefes Syſtem den An- 
ſtoß zum Kampfe für den Freihandel gegeben, in Franfreich mit feiner ftabilen Be— 
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pölferung war es praftiich von geringer Bedeutung, weil die einheimilche Produktion 
in ber Regel ausreichte den Konfum zu befriedigen. In anderen Staaten maren 
wohl zeitweilig auch auf landwirthichaftlihe Produkte Zölle gelegt, aber in jo geringem 
Ausmaße, daß der Preis durch fie nicht beeinflußt werden fonnte.e Bon 1865—1879 
waren jie in Deutichland ſogar vollitändig zollfrei, ſeit 1879 it aber das Syſtem de3 
allgemeinen Schußes zur Geltung gefommen, und jind daher nicht nur die Induſtrie— 
produfte, fondern auch alle landmwirthichaftlihen Produkte durch Zölle mit dem aus 
drüdlihen Zweck bedacht, dadurd die Inlandspreiſe vor einem Drud durch die aus— 
ländifche Konkurrenz zu behüten. Diefe Zölle gehören in der Gegenwart zu den 
beitritteniten. 

2. Insbeſondere in Deutfchland bot die Erneuerung der Handelöverträge 1903 
auf der Grundlage eines geänderten autonomen Holltarifes, in welchem die Agrarzölle 
mejentlich erhöht wurden, Veranlaffung zu einer fehr eingehenden Diskuſſion. Die 
allgemeinen Gefichtöpunfte, unter welchem die Agrarzölle betrachtet werden, find natür- 
fih im Wefentlichen diejelben, welche für die Freihandels- oder Schubtheorie über- 
haupt charafteriftich find, doch treten daneben Befonderheiten hervor, melche der Natur 
bes Landwirthichaftsbetriebes, der agrariihen Bevölferung und der Bedeutung der 
AUgrarprodufte für die gefammte Bevölferung entnommen find. Schon Fr. Liſt hat 
die Unficht vertreten, daß die Hebung der Landwirthichaft ſich von jelbjt der der In— 
duſtrie anfchließen werde, denn die wachſende Snduftrie fteigere den Bedarf an Roh- 
ftoffen, trage zur Vermehrung der Bevölferung bei, da fie in zunehmendem Maße 
Arbeitskräfte brauche, fichere jo der Landwirthichaft den Abſatz in nächiter Nähe und 
erhöhe dadurch) den Bodenwerth. Der Verſuch aber, diefe Hebung durch Zölle er- 
reihen zu wollen, müſſe fcheitern, da durch dieſe für die Landwirthichaft nicht die 
Möglichfeit — wie bei der Induſtrie — gegeben wird, zu beileren und ergiebigeren 
Produftionsbedingungen überzugehen, fondern nur die erreicht wird, fchlechten Boden 
anbauen, alfo höhere Produktionskoſten aufmwenden zu fünnen. Die Annahme einer 
grundſätzlichen Verſchiedenheit zwiſchen Induſtrie und Landwirthichaft iſt auch heute 
noch der Ausgangspunkt für die Beurtheilung der Agrarzölle durch ihre Gegner. Sie 
findet insbefondere in der Kritif der Getreidezölle ihren fchärfiten Ausdrud. 

Die gemäßigten (Induſtrie-) Schutzöllner räumen ein, daß Induſtriezölle die 
Wirkung einer Vermehrung der Produktion im Snlande haben fönnen, daß jie die 
Möglichfeit der Verbeſſerung der Technif, der Produftionsorganifation, der Erziehung 
der WArbeitsfräfte bieten. Cie rufen neue Anlagen hervor, welche fonfurrenzfähig 
werden und den Konſumenten Ausficht auf Befeitigung des Zolles und auf niedrigere 
Preiſe in der Zufunft eröffnen. Sie befeitigen nicht die innere Konkurrenz und es 
fann daher auch innerhalb des induftriellen Schutzſyſtems eine Verfchiebung der Pro- 
duktion zu Gunften der leiftungsfähigeren und billigeren Betriebe ftattfinden. Dagegen 
nimmt diefe Gruppe von Schußzölfnern in Webereinjtimmung mit den Freihändlern 
an, daß Setreidezölle eine gleiche Wirkung nicht haben fönnen. Die höheren Ge— 
treidepreife in Folge des Bolles rufen nicht eine erhöhte Produktion der unter güns- 
jtigeren Bedingungen arbeitenden Betriebe hervor, fondern find entweder überhaupt 
nicht von einer Steigerung der Vroduftion begleitet oder nur von einer folchen, welche 
durch Anbau fchlechteren Bodens ermöglicht wurde. In beiden Fällen haben ſie ein 
Steigen der Bodenrente und damit natürlich der Bodenmwerthe im Gefolge. 
Bei erhöhten Bodenpreifen aber ift die Lage der Landwirthe, die Boden kaufen mußten, 
diejelbe mie vorher. So hat die Erhöhung der Getreidezölle in Teutichland durch den 
Bolitarif von 1902 und die Handelöverträge von 1905 anerfanntermaßen eine Steige- 
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rung der Bodenpreije herbeigeführt, die von Kennern der Landwirthſchaft al3 „geradezu 
bedenklich‘ bezeichnet wird. 

Während ferner die unter dem Schube eines Induſtriezolles ins Leben gerufenen 
und erftarkten gewerblichen Unternehmungen eine dauernde Vermehrung der PBroduftiv- 
fraft eines Volkes bedeuten, ijt eine während des Hollihußes eintretende Ausdehnung 
der Getreideproduftion, die an ſich durd) die begrenzte Bodenfläche beichränft wird, 
feine dauernde Vermehrung der Produftion, da fie bei finfenden BPreifen 
wieder dem Webergang zu anderen Produktionen Pla machen wird. Sehr beträchtlicd) 
ind aber die Nachtheile, melche durch eine Vertheuerung des wichtigſten Nah- 
rungsmittels, welche von der ganzen Bevölferung zu tragen ift, eintreten, da fie die 
Kebenshaltung der großen Maſſen der Bevölferung drüdt und in der ver- 
mehrten Kauffraft der begünjtigten Grundbeliger, welche nur eimen fleinen Theil der 
gejammten Bevölferung ausmaden, ein Erfaß dafür nicht gefunden werden kann. Die 
neuen ©etreidezölle Deutichlands zwingen die Bevölferung, jährlih um 300 Mill. M. 
mehr für Brod und Mehl auszugeben. 

Auch abgejehen davon, daß in jenen Fällen, in welchen die erhöhten Getreide- 
preile zur Wirfung gelangen, nicht immer der landwirthichaftliche Betrieb, fondern 
häufig nur der augenblidlihe Grundbeſitzer Vortheile zieht, Fann man den Nuben 
der ®etreidezölle nicht der Landmwirthichaft als folcher zuiprechen, denn e3 werden 
davon nur jene Landwirthe berührt, welche Getreide verfaufen, alle Land— 
wirthe aber, welche feine überihüflige Produktion haben oder meldye Getreide zu— 
faufen müſſen, fei e3 für den eigenen fei es für den Bedarf der Viehhaltung, tragen 
nit an der Belajtung, welche die Bertheuerung des Getreides hervorruft. Die Zahl 
der Getreide verfaufenden Landwirthe ift aber nicht jehr groß, im Deutichen Reich 
etwa 30°/, aller landwirthichaftlichen Betriebe und mit Angehörigen 12°/, der Bevöl— 
ferung. Die Größe des Vortheiles geitiegener Getreidepreife ift für die Mehrzahl gering. 
In den bäuerlichen Betrieben, welche Getreide verkaufen, it der Erlös daraus viel- 
leicht 15—20°,, der Gejammteinnahme; von Bedeutung wird der Getreidebau erft 
beim größeren Grundbeſitzer. Der Getreidezoll bedeutet daher nicht den Schuß des 
bäuerliden Landwirthſchaftsbetriebes, jondern den des landwirthichaftlihen 
Sroßbetriebe3. 

Ein meiterer Nachteil des Getreidezolle3 ift darin gelegen, daß er jehr ungleich— 
mäßig wirft. Da der Zoll hier einen Weltmarftartifel trifft, für deſſen Preis— 
geitaltung der Ernteausfall auf der ganzen Erde maßgebend ift, erweilt er ſich bei 
reihlihen Ernten weniger mwirffam, da dann troß des Zolles ausländiiches 
Getreide auf den Marft gebracht wird, bei ſchlechten Ernten aber verſtärkt er 
ihre Tendenz zur VBertheuerung der Bodenfrüdte. 

Je mehr ein Staat Snduftrieftaat werde, je mehr jeine ftädtiihe, Gewerbe und 
Handel treibende Bevölferung wächſt und mwirthichaftlihd wie für die Steuerleiftung 
da3 Mebergewicht erhalte, deito mehr gerathen die Snterejjen der großen Mehrheit der 
Bevölferung in Widerjpruch mit jenen der durch Getreidezölle geſchützten Minderheit 
mittlerer und größerer Grundbeſitzer. 

3. Die Mehrzahl der Argumente der Gegner der Getreidezölle, die wir hier an 
geführt Haben, wird von denjenigen, welche jie befürworten, nicht deshalb befämpft, 
weil fie fie an fich für unrichtig halten. ES wird vielmehr nur beftritten, daß das 
Map der ungünftigen Folgen jo groß fei, wie die Gegner behaupten, oder e3 wird 
behauptet, daß die ungünftigen Wirfungen durch die Vortheile, welche erhöhte Ge- 
treidepreife den Grundbefißern für ihren Betrieb und Aufwand bringen, im Wejent- 
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lihen ausgeglichen werden. Nur in einem und allerdings dem enticheidenden Punkte 
wird die Richtigkeit der freihändleriihen Auffaffung prinzipiell angefochten, indem der 
Anficht, daß Getreidezölle Feine die landrwirthichaftlihe Produktion fürdernde Wirkungen 
haben, die gegentheilige gegenübergeitellt wird: ein prinzipieller Unterjchied in der 
Wirkung von Agrarzöllen und Snduftriezöflen beitehe nicht, wenn auch vielleicht die 
Ausdehnung der landwirthichaftlihen Produktion mit größeren Schwierigkeiten ver- 
fnüpft fei, insbefondere kämen auch dem Getreidezoll produktive Wirkungen 
zu, feien e3 auch nur die, die bejtehende Getreideproduftion zu erhalten. Das liege 
aber nicht nur im Intereſſe der großen Grundbeliger, fondern der Gefammtheit. 
Denn für viele Landwirthe it der Uebergang zu anderen Kulturen und Be— 
wirthichaftungsformen aus natürliden Gründen nicht möglich; wenn e3 aber gefchähe, 
werde dadurch die Konkurrenz inden anderen landwirthichaftlihen Produften 
vermehrt und deren Preis gedrüdt (wodurd ein indireftes Intereſſe der nicht Ge- 
treide verfaufenden Landwirthe an den Getreidezöllen entjtehe), in jedem Fall fei der 
Uebergang zu anderen Wirthichaftsformen nur langſam zu vollziehen, gehe mit 
Zerſetzung ſozialer Klaffen vor fi), die für die Gejammtheit wichtig find, fordere 
Kapital, das gerade fchlecht rentivende Betriebe nicht aufbringen können. 

Neben dielen ökonomiſchen Momenten merden dann die Wirfungen hervorgehoben, 
welche ein ftarfer Rüdgang der Getreideproduftion oder bei Ablehnung der Agrar- 
zölle überhaupt ein Rüdgang aller landwirthichaftlichen Betriebe Haben müßte: Sinfen 
der Kauffraft der Landwirte, aljo Verfleinerung eines für die heimilche Induſtrie 
wichtigen inneren Marktes, erhöhte Zuwanderung vom Lande in die Stadt, Vermehrung 
des jtädtilchen, induftriellen Wroletariates, gejteigerte indujtrielle Thätigfeit zu Erport- 
zweden und damit mwachjende Abhängigkeit von auswärtigen Mächten. Eine ſolche 
Entwidlung habe ſchwere kulturelle Nachtheile im Gefolge. Wenn fie dur) das Hoch— 
halten der Xebensmittelpreije unter gleichzeitiger Entwidlung der heimiſchen Landwirth— 
ihaft verlangfamt werde, jo ſei dies nur wünſchenswerth. 

4. Es iſt den Bertheidigern der Getreidezölle zuzugeben, daß auch diefe produftions- 
lteigernde Wirkungen haben können oder die Verdrängung der Produktion zu verhindern 
vermögen. Aber diejer Vortheil wird erfauft mit der Preisiteigerung des Bodens und 
der Berteuerung der Nahrungsmittel. Der verbleibende Nuten ift nach der konkreten 
Größe der Produftionsförderung bezw. Erhaltung im Vergleich zu den den Konfumenten 
auferlegten Lajten zu beurtheilen. Die Spannung zwiſchen diefen beiden Faktoren wächſt 
mit der Größe des Produftionsdefizites und der Höhe des Zolles, der nothwendig 
wird, um eine gegebene Ausdehnung landwirthichaftliher Produktion zu erhalten. 
Se mehr die Bevölkerung anmwädjit, die ftädtifchen Erwerbszweige zunehmen und 
daduch eine Verſchiebung der Produftionsintereffen zu Gunften der Induſtrie 
und de3 Handels eintritt, deſto ftärfer wird daher die Belaftung der Bevölfe- 
rung im Berhältniß zu dem durch die Zölle gemährten Nuben fein. Jene Ent» 
wicklung ift nach unferen Erfahrungen eine unaufhaltfame. Staaten mit wachſender 
Bevölferung müſſen Induftrieftaaten werden, die Yandwirthichaftliche Produktion folgt 
der Bevölferungszunahme in immer größerem Abftande. Damit find die Bedingungen 
zu einem Konflift zwiſchen den Sntereffen der ftädtifchen und der ländlichen Bevölkerung 
gegeben, ſoweit letztere durch Zölle Preisvortheile bezieht, welche die erftere fchädigen. 
In dem dann entbrennenden Kampf gegen die Agrarzölle und bejonder3 gegen die 
Getreidezölle fünnen aber auch die Induſtriezölle nicht unangefochten bleiben, da aud) 
durch fie immer in größerem oder geringeren Make Sondervortheile geſchützt werden. 
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Es wird daher im Laufe der Zeit die Bewegung zum Freihandel durch den Gtreit 
um die Getreidezölle gefördert werden. 


Wie in England in den eriten Dezennien des 19. Jahrh., fo ift in Deutichland in den 
legten Sahren der Gtreit um die Zweckmäßigkeit der Getreidezölle zum Mittelpunft des 
Streites über die richtigen Wege der Handelspolitit überhaupt geworden. Es treten dabei 
immer zwei Gedankenreihen hervor, die jich um die theoretiiche prinzipielle Argumentation und 
um die Beurtheilung der augenblidlichen Yage der deutfchen Volkswirthſchaft und ihre Bedürf- 
niſſe fchlingen. In erfterer Hinfiht haben die Gegner der Getreidezölle die Argumente der 
älteren Freihandeläfchule in neuer Form vorgetragen, in lebterer Beziehung werthvolle Bei- 
träge zur Beurtheilung der Organilation der Weltwirthſchaft geliefert, indem fie den Nach— 
weis zu führen fuchten, daß der nothwendige Erport der Induſtrieſtaaten, die Anlage ihres 
Kapitales in kapitalſchwachen Ländern und der nothwendige Import von dort immer feitere, 
jiherere und dauerndere Formen annehme und damit die nationale Volkswirthſchaft nothwendig 
zu einem Glied der Weltwirthſchaft mache, daß man deshalb um die Nahrungsmittelverforgung 
nicht bejorgt zu ſein brauche. Eine Bereicherung unferer Kenntniſſe Hat diefe Literatur 
auch dadurd) gebradjt, daß fie die Wirkungen des Freihandels für die engliide Landwirth— 
Ihaft klarſtellte. 

Die Vertheidiger der Getreidezölle bemühen ſich, ihre produftiven Wirkungen und die Vor— 
theile de3 inneren Marktes por dem äußeren nachzuweiſen, die Gefahren des Welthandel3 und 
des Kapitalismus zu fchildern, deren Eintritt eine fonfumfähige Landwirtichaft zu verlang- 
famen vermöge, insbejondere durch eine al3 wünjcdhenswerth angenommene Hemmung der Be- 
völferungspermehrung. 

Die wichtigſten Schriften jind, vom freihändleriihen und vom Standpunkt de3 Induſtrie— 
interejfes: Brentano, Das Freihandelsargument, 1901; Die Schreden des überwiegenden 
Smduftrieftaates, 1901; Die Getreidezölle als Mittel gegen die Noth der Landwirthe, 1903; 
Dietzel, Weltwirthichaft und Volkswirthſchaft, 1900; Kornzoll und Sozialteform, 1901; Sozial- 
politif und Handelspotitif, 1902; Das Produzenteninterejje der Arbeiter und die Handelöfreiheit, 
1903; Lotz, Der Schuß der deutihen Landwirthichaft, 1900; Schäffle, Ein Botum gegen 
den neueften Bolltarifentwurf, 1901. 

Bom Ihußzöllneriihen und agrarifchen Standpunkt: Oldenberg, Deutichland als Induſtrie— 
itaat, 1897; Adolf Wagner, Agrar und Induſtrieſtaat, 1901 und 1904; Diehl, Kornzoll 
und Sozialteform, 1901; Bohle, Deutihland am Scheidervege, 1902. 

Eine Erörterung der Thatjahen und Richtung der neuelten Handelspolitif Deutichlands 
mit bejonderer Berüdfichtigung der Frage der Getreidezölle in den Schr. d. B. f. ©. Bd. 90— 92 
und Bd. 98. Ferner theoretiihe Erörterungen bei Buchenberger, Agrarpolitik, 2. BD. 
©. 196ff.; Conrad, in Schönburg’3 Hdb., Bd. ILı; derjelbe, Art. Getreidezölle im Hdm. 
d. Stw.; Schüller, Schußzoll und Freihandel, 1905, insbejondere ©. 151ff. 


4. Kartelle und Zölle, 


888. 1. Wir verftehen hier unter Kartellen alle Vereinigungen von Betrieben, durd) 
welche eine monopoliftiiche Beherrihung des Marktes in einer Waare oder einer Reihe 
von Waaren angejtrebt wird, gleichgiltig, ob die einzelnen Betriebe ihre Selbitändigfeit 
formell behaupten, oder ob fie zu einer großen Gejelllhaft zujammengeichmolzen 
werden (vgl. oben $ 49). Solche Vereinigungen jind auch im freihändlerischen England 
zu Stande gefommen, in Schußzollländern erlangen fie aber dadurch eine beiondere 
Bedeutung, daß fie die Wirkungen des Schußzolle3 viel rafcher zum Durchbruch bringen 
al3 die bei freier Konkurrenz der Fall wäre. Gie fünnen in Folge ihrer Organi- 
lation die Erweiterung der Produktion raſch und ſyſtematiſch durchführen, ohne fie 
biS zur Meberproduftiou zu fteigern, was bei ungeregelter Produktion leicht als Folge 
der durch den Zoll den Unternehmern gewährten Gewinnausfichten gejchieht. Sie 
fönnen aber auch die in Folge des Zolles mögliche Preisiteigerung viel vollfommener 
und raſcher eintreten laffen, als es bei innerer Konkurrenz der Fall wäre. Sn den 
Klagen der Mafchinenfabrifen gegen das Eifenfartell, der Baummollmeber gegen das 
Spinnerfartell, der Glasfabrifen gegen das Sodafartell u. |. mw. fehren die Vorwürfe 
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immer wieder, daß die Hölle in Folge des Kartell3 zu höheren reifen führen als 
e3 ohne fie der Fall wäre. Die Kartelle können insbefondere den Zoll durch Be— 
rückſichtigung der Frachtkoſten in der Weile ausnüben, daß fie, mern es die Einfuhr 
noch zuläßt, die Preife ohne Rücklicht auf die Entfernung de3 Konjumtionsortes vom 
Produftionsorte nur mit Rückſicht auf die ausländische Konkurrenz feitiegen, jo daß 
die Preife an der Grenze niedrig geftellt und mit der Entfernung von der Grenze 
erhöht werden, auch wenn in den lebteren Fällen dem Kartell feine oder geringere 
Transportfoften entitehen. Die Wirkungen diefer Preisfteigerungen werden insbeſondere 
dann verschärft, wenn es fih um NRohmaterialien oder Halbfabrifate erportfähiger 
Produftionszweige handelt. Hiedurch wird die Erportwaare vertheuert und der Erport 
erfchwert. Die für folche Fälle eingeführten Ausfuhrvergütungen, Bollreftitutionen 
(ogl. unten $ 89) funftioniren nicht vollfommen, ebenjo wenig wie das von den Kar- 
tellen eingeführte Syitem, Erportinduftrieen niedrigere Preiſe anzurechnen. 

2. Wenn der Boll nur fo hoch bemeſſen it, daß erit feine volle, im Preis zum 
Ausdrud gelangte Höhe die gewünschte Erweiterung der inländischen Produktion er- 
möglicht, dann könnte natürlich gegen eine ſolche Politik nur der freihändlerische Ein- 
wand erhoben werden. Allein dies iſt in der Negel nicht der Fall. Bei Bemeſſung 
der Zollhöhe wird mit den aus der Konkurrenz ſich ergebenden Abſchwächungen ge— 
rechnet und oft genug betont, daß man durch den Boll nur ein Einfen der Preiſe 
verhindern molle. Ferner it die Bemeſſung der Zollhöhe insbeſondere mit Rüdficht 
auf die Mannigfaltigfeit der Waaren, die in eine Zollpojition zujammengefaßt werden 
müjjen, immer eine mehr oder weniger willfürliche, jo daß ſchädliche Zölle gar nicht 
vermieden werden fünnen. Durch das Kartell wird dann diefe Schädlichkeit bewußt 
zur vollen Höhe herausgearbeitet. Es fünnen daher durch Kartelle zmedmäßige Zölle 
ſchädlich, unzweckmäßige Zölle noch ſchädlicher gemacht werden. Diefe Wirkungen 
werden im Inlande insbelondere in Verbindung mit den von den Kartellen häufig 
geübten billigen Auslandsverfäufen (vgl. oben $ 49,6) jchwer empfunden. 

3. Man hat daher wiederholt, zuerft Brentano 1889, den Vorſchlag gemadht, 
die die nationale Volkswirthſchaft bedrohende Preispolitif der Kartelle durch Herab- 
ſetzung oder Aufhebung der Zölle auf die fartellirten Waaren, fowie durch Herabſetzung 
der die Einfuhr erſchwerenden Fradıttarife zu befämpfen. Das fanadiiche Zollgeſetz 
vom 29. Suli 1897 enthielt eine darauf abzielende Ermädtigung der Regierung. 
Sonft hat der Vorſchlag bisher feine praftiiche Bedeutung erlangt, obwohl er an ſich 
nicht zu verwerfen iſt. Schwierigfeiten bietet nur die Scheu der Regierungen, das 
Odium einer Befämpfung inländischer Vroduftionsunternehmungen auf fich zu laden, 
und der wichtige Umjtand, daß ja durch die Zollaufhebung oder Herabfegung auch 
die nicht Fartellirten Unternehmungen getroffen merden und zwar fchmwerer als die 
Kartelle. Auch wird dadurch die Möglichkeit, daß fich in Folge der Preisüberfpannung 
der Kartelle eine inländiiche Konkurrenz entwidelt, abgeſchwächt. Endlich wird das 
Mittel natürlih dann nicht helfen, wenn internationale Kartellvereinbarungen beftehen, 
wie jie für viele Waaren in den lebten Sahren gebildet worden find. Wird durch 
dieſe Schwierigkeiten auch die praftiiche Bedeutung der Zollherabjegung abgeſchwächt, 
ſo jollte jie doch in den ihr geftedten Grenzen wirkſam gemacht werden fünnen. 


Das Kapitel der billigen Auslandsverfäufe bei Hochhalten der Preiſe im Inland (der jog. 
Dumping) it oben berührt worden. Hier nur einige Beiſpiele. Im Sommer 1900 war ber 
Freis von amerikaniſchen Waaren wie Blei, glatter Draht, Stacheldraht, Nägel, Soda, Port- 
landzement troß der aufzumendenden Transportloften in England um 20—25°,, niedriger als 
auf dem Markt des Urfprungslandes. Die öfterreihiihen Baumwollſpinner ſchoſſen 1897 
einen Erportfond3 von !/,; Mill. Kronen aufammen und führten damit 3!:, Mill. kg Garn nad) 
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Deutfchland aus, während der normale Erport dahin nur !/,;, Mill. beträgt. Das deutiche 
Drahtitiftenfartell erportirte 1900 über 19000 Tonnen mit 44 Mark Berluft pro Tonne. Die 
deutihen Walzwerke bejaßen gleichfalls einen Erportfonds. In vielen Fällen wird von den 
durch fo foreirten Erport bedrohten Smduftriellen in gleicher Weife geantwortet und fchließlich 
eine internationale Vereinbarung getroffen. Schon 1897 Hat W. Liefmann eine LXifte folcher 
internationaler SKartelle gegeben. Heute Fünnte fie weſentlich vermehrt werden. Immer 
häufiger breiten fih große Einzelunternehmungen über verfchiedene Ränder aus und gehören 
dann verjchiedenen nationalen Kartellen an. Die großen deutichen Eleftrizitätsmwerfe, zahl- 
reihe Eilen- und Majchinenfabrifen aller Art, von Lokomotiv- bis zu Fahrradfabrifen und 
jolhen für Feinmechanik, die größten Feldbahnen-, Draht, Oefen-, Chamotte-, Bement- 
Seiden-, Sammt-, Band», Zelfitoff-, Filz-, Seilfabrifen befiten Filialen und eigene Unter- 
nehmungen in verjchiedenen Ländern. Schweizer Baumtmolle-, Seiden-, Nährmittel- und 
Chofoladefabrifen haben Werke in Deutichland, Frankreich, Defterreih und Stalien; englische 
Geifenfabrifen, Fabriken landwirtgichaftlihder Maſchinen und folder für zahlreiche Tertilprodufte 
haben Werke in fremden Staaten; die Asbeit-, Gummi-, Pinfel-, Muminiuminduftrie, die In— 
duftrie der Knochenverarbeitung und bejonders zahlreiche Spezialzmeige der chemiſchen In— 
duftrie gehören in Europa zu jenen, welche von einheitlihen Großunternehfmungen in den 
einzelnen Staaten hervorgerufen werden. Für ſolche internationale Snduftrien hat die Han— 
delspolitif der einzelnen Staaten nur mehr geringe Bedeutung. Sie profitiren von Zoll— 
erhöhungen, wo immer fie ſich vollziehen. Bielleiht liegt Hierin der Keim zu einer Entmwid- 
lung, welche einmal dem ganzen Schußigftem feine Bedeutung nimmt, weil die wichtigſten 
Intereſſen durch ihre eigene DOrganifation fich gegen einander genügend gejchüßt Haben werden. 
Borläufig allerdings ift die internationale Organiſation noch nicht jo weit, daß fie die Waffe 
der Zollherabſetzung unwirkſam machen würde. 

Literatur: Brentano, Ueber die Urfachen der heutigen fozialen Noth, 1889, Verh. d. 
V. f. ©. über Kartelle, 1894, Schr. Bd. 61; Liefmann, Schußzoll und Kartelle, 1903; der- 
jelbe, Kartelle und Truſts, 1905; Brentano, Die beabjichtigte Neuorganifation der deutichen 
Volkswirthſchaft, in Süddeutihe Monatshefte, 1904; Schüller, Schußzoll und Freihandel, 
1905, ©. 290 ff. 


5. Ausfuhrvergütungen und Ausfuhrpramien. 


8 89. 1. Ausfuhrvergütungen (Steuer- oder Hollreftitutionen) find Vergütungen, 
welche bei einer zur Ausfuhr gelangenden Waare vom Staate gezahlt werden, ent- 
weder für die bei der SHeritellung der Waare im Inland gezahlten Verbrauchs— 
abgaben, oder falls die Waare oder ihr Nohftoff vorher au3 dem Auslande bezogen 
wurde, für den davon gezahlten Zoll. Solche Ausfuhrvergütungen find berechtigt, da 
beide Formen von Abgaben vom Staate nur zu dem Zwecke eingehoben werden den 
inländiihen Konjum zu belajten, die VBorausfegung für die Berechtigung diefer Abgaben 
aber hier wegfällt und die Verweigerung der Rüdvergütung fogar eine direkte Benad)- 
theiligung der inländiihen Produzenten auf dem ausländiichen Marfte bedeutete. 

Die Formen, in welchen die Vergütung erfolgen kann, find verſchieden. Bet 
allen Rüdvergütungen, welche in der Regel nur Zölle auf Rohſtoffe, 3. B. Roheiſen, 
Getreide betreffen, wird meift der Nachweis der Uebereinſtimmung der ausgeführten 
mit der eingeführten Waare gefordert (Identitätsnachweis), doch Hat man auch manchmal 
davon abgefehen und dann die NRücdvergütung in andere Formen gefleidet, jo ins— 
bejondere in die der Ausftellung von Einfuhrberedtigungsicheinen, titres d’acauit & 
caution, das find Scheine, melde dem Inhaber die Berechtigung gewähren, ein 
beitinımtes, dem ausgeführten gleiches Quantum der Waare zollfrei einzuführen. 
Wenn der Erporteur die Waare aus inländischen Rohitoffen Hergeitellt hat, jo empfängt 
er unter Umftänden in diefem Einfuhrichein, der verkäuflich iſt, thatlfählidh eine dem 
Werthe des Scheines, das ift der ungefähren Höhe des Zolles entiprechende indirekte 
Prämie für die Ausfuhr, da ja der Preis des inländiichen Rohftoffes nicht immer 
und überall um den vollen Betrag des Zolles erhöht ift. 


$ 89. III. Die Praris des Schubßzolles. 321 


2. Sole Ausfuhrprämien entftehen auch bei Rüdvergütungen der im Inlande 
erhobenen Verbrauchsabgaben, wenn der Maßitab für die Einhebung der Abgaben 
und für die Rüdvergütung nicht der gleiche it. Wenn z.B. die Steuer als Material- 
jteuer eingehoben wird, muß bei der Nüdvergütung, welche bei der Ausfuhr des 
fertigen Produktes erfolgt, eine beitimmte Annahme über die im ausgeführten Produfte 
enthaltene Menge verarbeiteter Rohmaterialien zu Grunde gelegt werden, 3. B. die 
Annahme, daß aus 100kg Rüben 10kg Zuder gewonnen werden, jo daß bei der 
Ausfuhr von 10kg Zuder jene Summe vergütet wird, welche al3 Steuer von 100 kg 
Rüben eingehoben wurde. Gelingt es der Produftionstechnif, ein größeres al3 das 
von der Steuerbehörde angenommene Ausbeutungsquantum zu erzielen, 3.8. 15kg, 
jo muß der Staat, wenn nun diefe Quantität ausgeführt wird, um die Hälfte mehr 
vergüten, al3 er erhalten hat und zahlt daher thatjächlid eine Prämie. Dies Tann 
unbeabfichtigt vom Staate geſchehen, wenn ji) die Produktion techniſch raſch ver- 
beifert, oder für einzelne Produzenten günjtigere Bedingungen vorliegen, e3 kann aber 
auch in der Ablicht des Staates liegen, eine Induſtrie in diefer Form für Ausfuhr- 
zwede zu unterftügen. Dann ijt die Prämie völlig einer ſolchen gleichzuftellen, welche 
der Staat direft und unverhüllt bei der Ausfuhr von Waaren gemährt. 


Die nächſte Wirkung von Ausfuhrprämien iſt allerdings eine ftarfe Steigerung der 
Produktion für die Ausfuhr und ein Sinken der Preije im Auslande. Dies nöthigt 
einerjeit3 den Staat dazu, die einheimifche Produktion durch einen Schubzoll vor dem 
Rückſtrömen der Waare und einem Preisdrude im Inlande zu behüten, andererjeit3 wird 
e3 die ausländischen Staaten zu Abwehrmaßregeln, ſei es in der Form von Ausfuhrprämien, 
welche nunmehr fie gewähren, jei es in der Form von Retorfionszöllen drängen. In beiden 
Fällen twird die Lage der inländischen Produzenten erſchwert und werden fie zu emeuten 
Anſprüchen an den Staat um Erhöhung der Prämien getrieben. ES können bei 
einer hochentwidelten und in vielen Staaten betriebenen Induſtrie die von allen 
Geiten gewährten Ausfuhrprämien auch eime ſolche Berbilligung des Produktes auf 
den MWeltmarfte herbeiführen, daß troß des Schutzzolles felbit die Inlandpreiſe 
gedrüdt werden, und jo die Induſtrie troß der Schubßzölle und troß der materiellen 
ſtaatlichen Unterftügung in eine ungünjtige Lage fommt. Je ausgedehnter die In— 
duſtrie ift, und je mehr fie durch das Syſtem der Prämien groß gezogen worden 
iſt, deſto fchwieriger it dann die Lage des Staates, der nun nicht mehr jeine Hand 
von ihr abziehen kann und zu meiteren Unterjtüßungsmaßregeln gedrängt wird. Aus 
dieſem fehlerhaften Kreife kann man dann nur nod) dur) internationale Verein 
barungen gelangen, indem in allen betheiligten Staaten eine allmählihe Aufhebung 
der Prämien in Auslicht genommen mirb. 

In der merlantiliftiichen Periode ſehr Häufig, in Frankreich noch in der eriten Hälfte de3 
19. Jahrh. in größerem Umfange geübt, ift das Syſtem der Ausfuhrprämien in der Gegen- 
wart jehr eingeengt. Die für Zuderausfuhr gewährten Brämien find feit der internationalen 
Brüjleler Konvention vom 5. März 1902 befeitigt. Diefe Konvention ift insbefondere dadurch 
interejjant, daß fie aud) die durch Kartelle gewährten Prämien bejeitigt. Solche ſetzen einen 
hohen Zollihuß voraus, da nur dann das Kartell für die gewährten Prämien fid) an hohen 
Inlandspreiſen ſchadlos Halten kann. Die Konvention fette aber feſt, daß der Boll in feinem 
der BVertragäftaaten mehr als 6 Francs (gegen 3. B. 27), Frances vorher in Oeſterreich!) be» 
tragen dürfe. Zuder aus Ländern, welche Prämien gewähren, ift in allen PVertragsitaaten 
mit einem der Prämie entiprehenden Zufchlagszoll zu belegen. Die Brüjjeler Konvention 
kann dadurd) das Borbild abgeben für eine Bekämpfung der durch hohe Zölle beziv. Kartel- 
lirung ermöglichten Ausfuhrprämien privater Organijationen bezw. der billigen Ausland3ver- 
täufe überhaupt, wie fie in Eifen, Eifenhalbfabritaten, Schienen nicht jelten find. — Die 
Branntweinausfuhr it heute noch in mehreren Staaten durch indirette oder direkte 
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Prämien unterftüßt. — Eine indirefte Ausfuhrpämie für Weizen, Roggen, Hafer, Hül- 
ſenfrüchte, Gerfte, Raps, Rübjaat, Mehl, Malz Hat in Deutichland das Gejeb vom 14. April 
1894 gefchaffen. Wer folche Produkte ausführt, erhält eine Anmeifung auf den Betrag des 
Bolles, der für ihre Einfuhr zu zahlen gemwefen wäre. Dieſe Einfuhrſcheine berechtigen 
innerhalb einer bejtimmten Frift zur zollfreien Einfuhr der gleihen Waarenmenge oder zur 
Anrechnung ihres Werthes bei der Einfuhr gemwiljer namhaft gemacdhter anderer Waaren. Sie 
haben daher den vollen Zollwert und bedeuten für den erportirenden Landwirth die Möglich- 
feit, um den Betrag, den er dafür erhält, billiger verkaufen zu können. 


Literatur: Lexis, Art. Ausfuhrprämien und Identitätsnachweis im Hdw. d. Stw.; der— 
jelbe in Schönberg's Hob. Bd. Il2 ©. 331; Cohn, Handelspolitif ©. 485ff.; Grunzel, 
Handelöpolitit ©. 484ff.; Paaſche, Art. Zuderinduftrie und YZuderfteuer im Hdm. d. Stw.; 
Wolf, Art. Branntweinjteuer ebenda; Brentano, Ausfuhrprämien, in Patria, 1904, 


IV. Die Handelsverträge. 


1. Die Handelöverträge im Allgemeinen. 


890. 1. Handelsverträge find Staatsverträge, Durch welche die vertragichließen- 
den Theile Borichriften treffen über Handel, Verkehr, Schifffahrt und Gewerbebetrieb 
ihrer Angehörigen in dem Staatögebiete des anderen Theiles. Ihr Zweck ift darauf 
gerichtet, die Rechtsverhältniffe der eigenen Untertanen in Bezug auf ihre wirthichaft- 
fihen Betriebe im Staatögebiete des anderen Theiles ficher zu Stellen. Sie beziehen 
ih daher nicht bloß auf die Erwerbögruppe der Händler und nicht bloß auf die 
Handelsthätigfeiten, die hauptjächlichiten Gruppen von Gegenjtänden, welche in Handel3- 
verträgen geregelt zu merden pflegen, ſind vielmehr folgende: 1. die Nechte der 
Staatsangehörigen im Gebiete de3 anderen Theiles in Bezug auf Aufenthalt, Nieder- 
laffung, Erwerb und Belig von unbeweglichen Gütern, Betrieb von Handel und Ge— 
werbe, Abgaben, Belaftung und Gerichtsſtand; 2. Einfuhr, Ausfuhr, PBDurchfuhrver- 
bote und die Erhebung von Ausfuhr oder Durchfuhrzöllen, Ausfuhrvergütungen; 
3. die inneren Verbrauchsabgaben, injofern dadurch der ausländische Verkehr berührt 
wird; 4. Erfinder, Marken-, Mufterrechte; 5. Bedingungen der Schifffahrt und des 
Eijenbahnverfehrs; 6. VBeterinärangelegenheiten. 

Dadurd, daß die letztgenannten drei Gruppen von VBertragsgegenftänden häufig 
in bejonderen Mebereinfommen geregelt werden und in Bezug auf den erjtgenannten 
Punft der Grundfa der Niederlaffungzfreiheit und der Anerfennung der gleichen 
Nechtsfähigfeit, wie fie die eigenen Staatsangehörigen genießen, für Ausländer immer 
mehr allgemein und einheitlich zur Geltung gelangt, mithin feine abweichende Regelung 
in den Verträgen erfährt, tritt in den Handelöverträgen die Frage in bejonderem 
Maße in den Vordergrund, in welcher Weife der Waarenverfehr durch Zollabmachungen 
berührt wird. 


2. Sn Bezug auf die in Handelöverträgen zu treffenden Bollverein- 
barungen find folgende Fälle zu unterscheiden: 1. Bindung der beftehenden Zölle; 
2. \pezielle Zolltarifvereinbarungen (Tarifverträge); 3. Tarifverträge und gegenfeitige 
Einräumung des Rechtes der Meiftbegünftigung; 4. feine fpeziellen Tarifvereinbarungen, 
londern bloß Einräumung der Meiftbegünftigung. 

In jedem der drei eriten Fälle enthält der Handelsvertrag einen Verzicht auf 
autonome Zollfeſtſetzungen, im Falle eines bloßen Meiftbegünftigungsvertrages wenigſtens 
den Verzicht auf individuelle Regelung des Handelöverfehr3 mit jedem einzelnen Staate. 
Die bejonderen Wirkungen, welche ſich an diefe Klauſel fnüpfen, werden unten zu be- 
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prechen fein (8 92). Handelöverträge mit Zollvereinbarungen enthalten immer ein Zu- 
geitändniß an den anderen Staat, mindeitens den Verzicht, ihm gegenüber die Zölle zu 
erhöhen. Sie bedeuten daher vom Standpunkte des Schutzſyſtems einen Verzicht auf 
die Möglichkeit, die Zölle zur Hebung der inländiihen Produktion zu benüben, oder 
jogar die Minderung eines beftehenden Schutzes. Gie verlegen daher immer Intereſſen 
der inländischen Produftion, und da Handelöverträge jtet3 auf eine Reihe von Jahren, 
meiſt zehn Jahre, geichloffen werden, jehen fich diefe benacdhtheiligten Intereſſen nicht 
nur augenblidlich, fondern für diefe ganze Zeit der Möglichkeit beraubt, die Zollpolitik 
zu ihren Gunften angewendet zu finden. Einer ſolchen Bindung in der Handhabung 
der eigenen Wirthichaftspolitif unterzieht fi Fein Staat, wenn er nicht diefe Nad)- 
teile durch Vortheile fompenfirt findet. Solche werden in einem gleichartigen Ver— 
zicht des anderen vertragichließenden Theiles auf Bollerhöhungen, bezw. in einer Ab— 
änderung feiner Zölle bejtehen, welche der Produktion des erjteren Staates in feiner 
Ausfuhr nad) dem Gebiete des anderen zu Gute fommen. Bollverträge jtellen ſich 
daher als Ergebniß von Verhandlungen dar, bei welchen jeder Staat von dem anderen 
Ermäßigungen oder Bindungen der Zölle für jene Waaren anjtrebt, welche aus feinem 
Staatögebiete erportirt werden, wogegen er al3 Kompenfation Ermäßigungen oder 
Bindung feiner Zölle anbietet für Gegenstände, in welchen die ausländilche Konkurrenz 
ihrı weniger drüdend erjcheint. 

3. Bollverträge werden daher von den unbedingten Anhängern des Schutzſyſtems 
immer befämpft werden, inSbejondere die Vertreter des nationalen Schußiyitens fünnen 
ihnen nicht zuſtimmen, da Bollverträge immer das Prinzip der Allgemeinheit des 
Schutzes aufaeben und auswählen müſſen zwiſchen Produktionen, welche ſchutzbedürftig, 
und ſolchen, welche es nicht oder in geringerem Maße ſind. Und da ſelten die wirth— 
ſchaftliche Verſchiedenheit zweier Staaten ſo geartet iſt, daß ſie ſich in ihrer Pro— 
duktion gerade ergänzen, vielmehr namentlich nach einer Periode vorausgegangenen 
nationalen Schutzſyſtems alle Produktionszweige überall vertreten ſind, ſind Verein— 
barungen gar nicht zu Stande zu bringen, wenn ſich die Staaten nicht die Konzeſſion 
machen, je für einzelne Gruppen von bisher geſchützten Produktionszweigen den 
Schutz zu ermäßigen und der ausländiſchen Produktion ein Abſatzgebiet zu eröffnen. 

Bom freihändleriichen Standpunfte ift eine Zollermäßigung allerdings feine Kon— 
zeſſion, welche man dem Dritten madjt, fondern die Befeitigung eines Nachtheil3, der 
die eigene Volkswirthſchaft getroffen hat, weil der innere Marft dadurch billiger mit 
den Produkten verjorgt wird, die Konfumtion wächſt und die Produktionen, für welche 
jene Hilfsmittel find, verbilligt werden. So betradhtet ift das Teilchen um die Kon- 
zejlion und die Zurüdhaltung derjelben ſogar als ein Nachtheil anzufehen. Allein 
diejer Gefichtspunft, der in den ſechziger Jahren oft betont worden ift, tritt heute 
vollitändig zurüd. Angeficht3 der ftarfen zolfpolitiichen Abfperrung der Staaten feit 
1879 ſieht man ſchon in einer langen Vertragsdauer für gebundene Zölle und in der 
gegenjeitigen Herabfegung einiger Zölle einen Vortheil, der eine engere mwirthichaftliche 
Verbindung der Staaten in der Zufunft vorbereiten könnte. Die Schußzöllner anderer- 
jeit3 jehen bei der Unhaltbarfeit des nationalen Schutzſyſtems die Gefahr kommen, 
daß bei rein autonomer Bollgefeßgebung plötzlich eine ftarfe Wandlung zu fchroffer 
Herabjegung der Zölle erfolgen könnte, während eine vertragsmäßige Herabjegung 
und Feſtlegung wenigſtens für die Dauer der Vertragsperiode einen geficherten Be— 
ſtand verbürgt. 

So vereinigen fi) die Gemäßigten beider Richtungen auf der mittleren Linie der 
Handelsverträge. 


21* 
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Literatur: Schraut, Syitem der Handelöverträge, 1884; Vosberg-Rekow, Die Politik 
der Handelöverträge, 1898; Onken, Art. Handelöverträge im Hdw. d. Stw.; Materialfamm- 
lung: Die Handel3- und Schifffahrtsverträge Deutichlands mit dem Auslande 1872—1897, 
2 Bde., 1897; Grunzel, Syitem der Handelspolitif, 2, Aufl., ©. 426; Schr. d. 2. f. Soz. Bd. 90 
bi3 92; Schüller, Schußzoll und Freihandel, ©. 229 ff. 


2. Die handelspolitiſchen Nebenübereinfommen. 


8 91. 1. Eine Reihe von Vereinbarungen, die theils in den allgemeinen Handels- 
verträgen, theil3 in bejonderen Webereinfommen getroffen werden, und zum Theile 
nur bejondere Formen des Waarenverfehrs, zum Theile nur indireft den Waarenver- 
fehr treffen, it gegeben durch Beltimmungen bezüglich des Grenzverfehrs, des Ver— 
edlungsverfehrs, des Sciffs- und Eifenbahnverfehrs und der VBeterinärpolizei. 

2. Unter Grenzverkehr veriteht man den Verkehr zwiſchen Bewohnern der 
Grenzbezirfe zweier Staaten in Bezug auf die Gegenjeitigfeit ihres eigenen oder 
oder doch des lofalen Bedarfes. Solche Grenzbezirfe werden in ber Regel höchſtens 
auf 10 km von der Grenze erftredt. Dieſer Grenzverfehr wird durch Freilaffung der 
ein= und ausgeführten Waaren in dem bezeichneten Umfange auf Grund bejonderer 
vertragsmäßiger Vereinbarungen erleichtert, um die aus der natürlihen Geftaltung 
des Bodens, der Verfehrsmege, der Befißverhältniffe u. |. m. gegebenen mirthichaft- 
fihen Beziehungen der Grenzbewohner nicht durch Zollmaßregeln zu fchädigen. Es 
find in der Regel von Eingangs- und Ausgangsabgaben frei alle Konjfumgegen- 
ftände, Handmwerfsgeräthe, Vieh, das zur Weide aufgetrieben wird, landwirthichaftliche 
Geräthe u. dgl. 

3. Auch der VBeredlungsverfehr wird meilt nur für Nachbarländer geregelt, 
doch fommen auch Vereinbarungen in Bezug auf ihn in entfernteren Rändern vor. 
Er beiteht darin, daß Waaren zur Vervollflommnung, Veredlung, Reparatur in’3 Aus— 
land gebracht und nach durchgeführter Verarbeitung wieder in’3 Inland zurüdgebradht 
werden. Manche Staaten pflegen ſich gegenjeitig die Begünftigung zuzugeſtehen, der- 
artige Waaren zollfrei eingehen und ausgehen zn laffen und fie auch bei ihrer Rüd- 
fehr in veredeltem Zuftande feinen Eingangsabgaben zu unterwerfen. Die Eingang3- 
freiheit für ausländiihe Waaren, melche für Zwecke der Beredlung in’3 Inland ge- 
bracht werden, liegen im eigenen ftaatlichen Sintereffe, da dadurd im Inlande Arbeiter 
und Kapital beichäftigt werden, die Waare felbjt aber, da fie ja wieder ausgeführt 
wird, gleichartigen inländifchen Produktionen feine Konkurrenz macht. Die Eingang3- 
freiheit für inländifhe Waaren, welche zur Beredlung in’3 Ausland gebracht wurden 
und wieder zurüdfehren, fann einestheil3 unter dem Gefichtspunfte erfolgen, daß da— 
durch in einem induftriell noch nicht hochentwickelten Staate menigftens die Halb- 
fabrifation im Inlande erfolgen wird, anderentheil3 unter dem der Gegenfeitigfeit, 
wenn man vom anderen Staate die gleiche Begünftigung für inländiiche Veredlungs— 
gewerbe zu erwarten hat. Der Veredlungsverkehr fommt hauptjächlih auf dem Ge— 
biete der Tertilinduftrie vor — Bleichen, Färben, Walken, Appretiren, Bedruden, 
Stiden von Geweben — doch auch auf dem Gebiete der Verarbeitung von Roheijen, 
Bermahlen von Getreide, Bereitung von Leder und Putzwerk und Aehnlichem. 

AS Grundjag für die Zuläfligfeit des Veredlungsverkehrs gilt außer Der bei ver- 
tragsmäßiger Feitlegung naturgemäßen Beichränfung auf Waaren der Vertragsitaaten, 
daß Die Identität der ein und ausgeführten Waaren feitgehalten wird, da ſonſt unter 
dem Titel der Veredlung Waaren eingeführt, im Inlande verfauft und bei der Aus— 
fuhr durch minderwerthige inländifche Waaren erjebt werden fünnten. Der VeredlungS- 
verfehr enthält eine Konzefjion an den Sreihandel, da er die Anerfennung einer diffe- 
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renzirten Snduftrieentwidlung zur VBorausfegung hat. Bom Gtandpunfte des ge— 
ichloffenen Schußgebietes wie vom Standpunkte der einheimiſchen VBeredlungsinduftrie, 
der Aufträge zu Gunften einer vielleicht billiger arbeitenden ausländiichen gleichartigen 
Induſtrie entzogen werden, iſt er zu befämpfen. Er hat daher auch in der Vera der 
nationalen Schußpohitif manche Einſchränkungen erfahren. 

4. Die Vereinbarungen in Bezug auf Schiff- und Eifenbahnverfehr beziehen 
ſich auf die Feftlegung des Grundjages gleicher Behandlung von Perjonen und Waaren 
bei der Tarifirung mit den Staatsangehörigen. Dieſer Grundjaß ift von enticheidender 
Wichtigkeit, da insbejonderd bei der Allgemeinheit des Staatseiſenbahnſyſtems Die 
Stacten e3 ſonſt in der Hand hätten, vereinbarte Bollermäßigungen durch Erhöhung 
der Eifenbahntarife für ausländische oder Ermäßigung zu Gunften inländifcher Pro— 
dukte wieder auszugleichen. Daneben treffen die internationalen Eifenbahnverträge 
Vorkehrungen verfehrstechniiher Art über Bahnanfchluß, Beförderung fremder Eifen- 
bahnmwagen, für Abrechnungen u. dgl. Die Vereinbarungen betreffend die Schifffahrt 
berühren vor Allem die Seeichifffahrt und ſuchen auch hier den Grundjaß der gleichen 
Behandlung der fremdnationalen Schiffe mit den nationalen in Bezug auf Waaren- 
beförderung, Hafenabgaben, Anker und Ladevorichriften u. |. w. vertragsmäßig ficher- 
auftellen. 

5. Die Veterinärpolizei wird von internationaler Bedeutung dadurd), daß die 
duch fie gegebene Befugniß der Fernhaltung verſeuchter oder jeuchengefährlicher 
thierifcher Produkte natürlich auch auf ausländiihe Provenienzen angewendet wird 
und dadurch zu einem Mittel werden fann, die Einfuhr von foldhen zu hemmen. 
Dem Anſpruche der einheimichen Landwirthſchaft auf Schuß vor ausländiichen ver- 
leuchten Thieren fteht der Anſpruch des Auslandes gegenüber, daß Verbote und Er- 
\dpverungsmaßregeln nur dann und nur in foldem Maße angewendet werden, als 
es durch die thatſächliche Gefährdung berechtigt if. Die in dieſer Hinficht abge— 
\hloffenen Webereinfommen bezweden nun eine internationale Kontrole dieſer Ge— 
führdung zu ermöglichen. Die vertragfchließenden Staaten räumen fi) das Recht ein, 
durh Kommilläre in den Gebieten des anderen Theiles Erfundigungen über den 
Gejundheitszuftand des Viehſtandes, über die Einrihtung der Viehhöfe, Schlachthäufer 
und über die Durchführung der veterinärpolizeilihen Vorſchriften an Ort und Gtelle 
einzuziehen zu laljen; es kann die Einfuhr von Thieren, thieriichen Rohftoffen und 
anjtedungsgefährlichen Gegenftänden auf beitimmte Grenzſtationen beſchränkt werden; 
es können daſelbſt thierärztliche Kontrolen eingerichtet werden, Urſprungs- und Gejund- 
heit3zeugniffe verlangt werden, und es mwird das Recht des unbedingten Verbotes der 
Einfuhr auf bejtimmte Fälle eingefchränft. 

Literatur: Lexis, Art. Identitätsnachweis in How. d. Stw.; derfelbe in Schönberg's 
Hob. Bd. Ile ©. 331; Lehr, Art. Veredlungsverfehr im Hdw d. Stw.; Grunzel, Syſtem 


der Handelspolitik, 2. Aufl., 1906 ©.528; Seidler und Freud, Eifenbahntarife und Handels- 
politit, 1904; Schüller, Schußzoll und Freihandel ©. 159 ff. 


3. Meiftbegünftigung und NReciprozität. 


892. 1. Seit den Handelsverträgen der fechziger Jahre ift daS gegemicitige Zu— 
gejtändniß der Meiftbegünftigung ein mefentlicher Beftandtheil der Handelsverträge 
geworden. Dieſe Klaufel befagt im Allgemeinen, daß jeder der vertragichließenden 
Staaten da3 Recht hat, von dem anderen nicht jchlechter behandelt zu werden als 
irgend ein dritter Staat, daß alſo alle Begünftigungen, welche einem foldhen zuge- 
itanden worden find oder werden, ohne Weitere aud) dem anderen vertragichließenden 


3936 Drittes Bud. Ausmärtige Handelspolitif. 8 92. 


Theile zufallen follen. Der Umfang, in mweldem dieje Meiltbegünftigung gilt, kann 
allerding3 verjchieden abgegrenzt fein. Artifel XI des Friedensvertrages zwiſchen dem 
Deutichen Reiche und Frankreich vom 10. Mai 1871 erflärt, daß die Regel umfaßt 
„Die Eingangs- und Ausgangsabgaben, den Durchgangsverkehr, die BZollformalitäten, 
die Zulafjung und Behandlung beider Nationen und der Vertreter derjelben“, bezieht 
lich alfo nicht nur auf alle Zölle, fondern auch auf gewiſſe perjönliche Nechte der An- 
gehörigen der beiden Gtaaten. In anderen Fällen, jo von den Bereinigten 
Staaten von Nordamerifa wird die Meiltbegünftigung an Bedingungen gefnüpft. 
Der begünftigte Staat hat eimen Anſpruch auf fofortige Einräumung einer 
einem dritten Staate gemachten Begünftigung nur dann, wenn fie unentgeltlich 
gewährt wurde. War fie Hingegen an die Bedingung einer Gegenfonzeilion 
feitend des dritten Staates gefnüpft, fo Hat der meiltbegünftigte Staat nur 
dann darauf Anſpruch, wenn er ebenfalls ein gleiches Entgelt geboten hat. Dies ift 
da3 Syſtem der Reciprozität. Die Meiftbegünftigung fam auch in der Form vor, 
daß nur einzelne Artikel oder Gruppen von Xrtifeln davon betroffen wurden, oder 
jo, daß einzelne Nrtifel davon ausgenommen murden. In neueſter Zeit haben füd- 
amerifaniiche Staaten von der Anmendbarfeit der Meiltbegünftigungsflaufel jene Be- 
günftigungen ausgeichlofjen, melche jie ihren Nachbarjtaaten gewähren. In beichränfterer 
Weile fommt der gleihe Gedanke zum Ausdrud in den Dezemberverträgen 1891 von 
Defterreich-Ungarm und Deutichland, in welchen von der Meijtbegünftigung ausge- 
Ichloffen find die Begünftigungen de3 Grenzverkehrs und die bei Bolleinigungen zu— 
geftandenen Begünftigungen. Doc dürften dieſe letzteren Ausnahmen bei richtiger 
Auslegung der Klaufel wohl überhaupt nie ihre Anwendung zugelafien haben. Die 
Regel ift immer noch die, daß fie die unentgeltliche Einräumung von Begünftigungen 
umfaßt, welche auf dem Gebiete der Zölle dritten Staaten eingeräumt werden. 

2. Die Wirkung der Meiftbegünftigungsflaufel beitand in der dem freieren 
Handelsverfehre zugeneigten Periode der jechziger Fahre in einer rafhen Verall— 
gemeinerung der in irgend welchem Bertrage einem Staate eingeräumten Zoll— 
ermäßigung, denn fie wirft ja auch indireft. So iſt im Frankfurter Friedens- 
vertrage die Meiftbegünftigung ausschließlich eingejchränft auf Begünftigungen, tmelche 
England, Belgien, den Niederlanden, der Schweiz, Dejterreih, Rußland eingeräumt 
werden. Begünftigungen, welche anderen Staaten, 3. B. Stalien, Spanien, Däne- 
marf u. |. w. zugeitanden werden, kann der andere Staat nicht für fich beanjpruchen. 
Allein thatlähhli wird ihm die Begünftigung durch die eritgenannten Staaten ver- 
mittelt werden. Ermäßigt 3. B. Deutichland feinen Weinzoll gegenüber Italien, jo 
fann Oeſterreich auf Grund feines Vertrages mit Deutichland die gleiche Begünftigung 
beanjpruchen, und nunmehr tritt die Meiftbegünftigung auch für Franfreih in 
Wirkſamkeit. 

Dieſe Verallgemeinerung von Zollermäßigungen ſteht aber bei zunehmenden 
Schutzbedürfniß einer vertragsmäßigen Handelspolitik nicht wenig im Wege. Die 
letztere geht ja wenigſtens im Sinne der Anhänger eines Schutzſyſtems vom Stand— 
punkte einer individuellen Behandlung des Handelsverkehrs mit den einzelnen Staaten 
aus und tauſcht Konzeſſion gegen Konzeſſion. Durch die Meiſtbegünſtigungsklauſel 
wird aber jede einem Staate gemachte Konzeſſion zugleich zu einer Konzeſſion 
für alle übrigen, und dadurch ſinkt ihr Werth für den Kontrahenten, deſſen Waaren 
nun nicht mehr allein bei der Einfuhr geringeren Zoll zu zahlen Haben, daher auf 
dem Markte der Konkurrenz anderer Staaten begegnen. Ebenſo wird für das Inland 
in Folge deſſen die Wirkung einer jeden BZollermäßigung vervielfadht. Die Staaten 
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werden thatjähhlih gezwungen, die Konventionaltarife in einen Einheitstarif auf 
zunehmen. 

3. Diefen Bedenken gegenüber wird allerdings nicht mit Unrecht darauf Hin» 
gemwiefen, daß eine differenzielle Behandlung der einzelnen Staaten, mie jie im Gefolge 
von lauter felbftändig gebildeten Konventionaltarifen auftrete, zum Theile unmöglid) 
gemacht würde durch die indirelte Waareneinfuhr; daß durch fie für den Handel und 
die an der Einfuhr interejlierten Produftionsgruppen eine arge Unüberſichtlichkeit der 
Bezugsbedingungen und dadurd eine Beeinträchtigung herbeigeführt würde, und daß 
endlich nothwendiger Weile eine große Unficherheit, ein Schwanken in den Handels» 
beziehungen eintreten müſſe, da jeder durch eine difjerenzielle Begünftigung eines dritten 
Staates benachtheiligte Staat wieder feinerjeit3 auf Ermäßigungen dringen werde, fo 
daß, ganz abgefehen von der Gefahr von Reibungen und Zollkriegen, der ausländische 
Verkehr um jede Stetigkeit gebradht würde. Würde eine allgemeine Neigung zu 
freierem Handelsverfehr vorhanden fein, jo würde diejes Bedenken gegen eine Ein- 
ichränfung der Meiltbegünftigung durchſchlagen. Aber heute iſt daS Gtreben, bie 
wachſenden Handelsbeziehungen der Staaten unter einander durch Zölle zu reguliren, 
der charakteriftiiche Zug der Handelspolitif und ein in der Weltwirthichaft zu immer 
größerer Bedeutung gelangendes Wirthichaftsgebiet, die Vereinigten Staaten, ver- 
weigert grundfäßli die Aufnahme einer unbedingten Meiltbegünftigung in feine 
Handelöverträge. Dadurch werden die europäiſchen Staaten veranlaßt werden, fie 
ebenfalls einzufchränfen. 

Glier, Die Meiftbegünftigungsflaufel (Veröffentlichungen des mitteleuropäiſchen Wirth- 
ſchaftsvereins, Heft II), 1905, zeigt in einer Entwidlungsgefchichte der Meiitbegünftigungsflaufel 
und des Grundjaßes der NReciprozität, daß die unbedingte Meijtbegünftigung die übliche 
Form der Meijtbegünftigung der Handelsverträge des 18. Jahrh. war und auch im 19. Jahrh. 
vor der Freihandelsbemegung vorkam. Der Grundjaß der Neciprozität ijt zuerft von den Ver— 
einigten Staaten (Handelevertrag mit Frankreich 1778) angewendet worden, von ihnen nur 
ausnahmsweiſe aufgegeben und von den europäilhen Staaten vor 1860 Häufig angewendet 
worden. Heute tit in den europätichen Handelsverträgen noch die Anwendung der unbedingten 
Meiltbegünitigung üblih. Bon außereuropäiihen Staaten genießen fie insbejondere die Ver— 
einigten Staaten und Argentinien mit einer für die europäischen Staaten ungünftigen Wirkung. 
Wenn 3. B. Deutichland feinen Nachbarjtaaten Ermäßigungen jeiner Agrarzölle gewährt, fo 
kommen dieje den beiden überſeeiſchen Gebieten auch zu und diefe ziehen den Hauptvortheil davon. 
Dadurd wird die Neigung, die Agrarzölle Hochzuhalten, unterftüßt. 

Ein Mittel den Wirkungen der unbedingten Meiftbegünftigung auszumeichen, bietet da3 
Syitem des Marimal- und Minimaltarifes. E3 werden autonom zwei vollftändige Boll- 
tarife aufgeftellt, von melden der Minimaltarif jene Zollfäbe enthält, die man unter allen 
Umſtänden fejthalten will. Er mwird jenen Staaten gewährt, welche die Meijtbegünitigung 
genießen oder entiprechende Konzellionen machen. Auf alle anderen Staaten findet der 
Marinmaltarif Anwendung. Frankreich (BZolltarif v. 11. Januar 1892) hat dies Syitem gemählt, 
Bazant (Handelspolitit Deiterreich-Ungarns ©. 5) befürmortet es vom Standpunkt handels— 
politiiher Erfahrung. E3 bedeutete aber, allgemein angewendet, ein Aufgeben der Handels» 
vertragspolitit. — Erörterungen über die Bedeutung der Meiftbegünitigung in allen bei $ 79 
und $ 82 angeführten Schriften. 


4. Zollunionen. 


893. 1. Die felbftändige Zollpolitif der Staaten hat zur Vorausfeßung, daß die 
Dadurch geförderte Entwidlung der Produktion im Innern aud) einen ausreichenden 
Abſatz findet, forwie daß eine verhältnigmäßig alljeitige Produktionsentwicklung möglich 
it, d.h. daß das Wirthichaftsgebiet de3 Staates groß genug ift, um die Grundlage 
für eine vom Ausland unabhängige Produktion und Konfuntion abzugeben. Wo dies 
nicht der Fall ift, muß auch bei politifcher Selbftändigfeit aus wirthſchaftlichen Gründen, 
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wenn nicht ein Freihandelöverfehr überhaupt, ſo doch ein Anſchluß an ein größeres 
Wirthichaftsgebiet erfolgen. So Hat ſich Luremburg dem Zollverbande des Deutichen 
Reiches, Liechtenftein dem Oeſterreich-Ungarns angeichlofien. Aus diefem Grunde 
haben ſich nach und nad) die einzelnen deutſchen Staaten von 1819 bis 1853 zum 
deutichen HBollvereine geeint. Die Größe des Wirthichaftsgebietes iſt aber nicht etwas, 
was an einem abfoluten Maßjtabe zu meijen ift, entjcheidend find hiebei vielmehr das 
Berhältnig zur Größe der Bevölkerung, zur Rroduftionsorganilation, zur Produftiong- 
technif und zu den Berfehrseinrichtungen. Dieſe Thatjachen haben aber in den lebten 
Jahrzehnten eine Entwidlung genommen, melche heute auch die Gebiete größerer 
Staaten nicht mehr al3 vollfommen ausreichend anzujehen gejtattet für einen Abſchluß 
nad) außen, wie er durch jelbitändige Zollpolitik angeftrebt wird. Vielmehr ericheint 
die Bildung noch größerer Wirthichaftsgebiete, innerhalb deren fich die einzelnen 
Produftionsziweige nah dem Maße der natürlichen und ftaatlich gejellichaftlichen 
Borbedingungen arbeitstheilig ergänzen, während fie gemeinfam nad) außen durd) 
eine einheitliche Zollgrenze vor dritten Staaten gejchüßt werden, al3 ein wünſchens— 
werthes Ziel. 

Die Vortheile eines folhen erweiterten Wirthichaftsgebietes liegen 1. in 
der leichteren Durchführung großer Unternehmungen und meitergehender Spezialifirung 
in der Produktion, in Folge deſſen fachlich zweckmäßigſter und billigfter Produftion; 
2. in der intensiveren Förderung des inneren Verkehrs innerhalb eines folchen geeinten 
Wirthichaftsgebiets; Eifenbahnen, Kanäle, Melivrationen, Kapitalsinveftitionen über- 
haupt, die in den einzelnen Theilen vorgenommen werden, ericheinen al3 eine 
mwünjchenswerthe Erleichterung der Produftivfräfte des Gejammtgebietes; 3. in der 
Möglichkeit größerer politifcher Machtentfaltung der mwirthichaftlich geeinten Staaten 
zur Unterftüßung ihrer Handelspolitif; 4. in der Möglichkeit gleichartiger BevölferungS-, 
bejonders Ausmwanderungspolitif. 

2. Die mwichtigfte Vorausfegung für eine mögliche Annäherung zweier Staaten 
zur Nutzbarmachung diefer erreichbaren Vortheile it die, daß einestheils eine arbeits- 
theilige Ergänzung der beiderfeitigen Produftionsgebiete, jei e3 aus dem Grunde 
natürliher Verjchiedenheit oder aus dem der differenzirten induftriellen Entwidlung 
möglich, und andererjeit3 das Bedürfniß für eine Erweiterung des Wirthichaftsgebietes 
aus dem Grunde des Bevölkerungswachſthums und der Steigerung der Leiſtungs— 
fähigfeit einzelner Produktionen bereits vorhanden iſt. Es find diejelben Gründe, melche 
zum Abſchluß von Handelsverträgen mit Zollvereinbarungen gedrängt haben, und in der 
That ift das Hier angeftrebte Ziel nur eine erweiterte Ausbildung der dem Handels— 
vertragsiyiten zu Grunde liegenden wirthichaftspolitiichen Gedanken. 

Die Form, in welcher eine ſolche Einigung durchgeführt werden kann, tft die der 
Zollunion, d. 5. die Anerkennung der Wirthichaftsgebiete der den Vertrag jchließenden 
Staaten al3 eine nach außen Hin als Einheit auftretende Gemeinſchaft, welche Einheit 
darin zum Ausdrude kommt, daß für den Verfehr mit dritten Staaten ein einheit- 
liher Bolltarif aufgeftellt wird. Bollftändige Bolffreiheit für den Waarenverfehr der 
die Bollunion eingehenden Staaten unter einander iſt nicht nöthig, ja nicht einmal 
möglich, weil megen der Verjchiedenheit der inneren VBerbrauchgabgaben, beitehender 
Staatsmonopole und Aehnlichem Zmilchenzolllinien immer bejtehen werden. “Dagegen 
iſt allerdings eine Gemeinjamfeit der Bolleinnahmen, foweit fie nicht Zwiſchenzöllen 
entiprechen, nöthig, da der Ort des Eingangs einer Waare und das Gebiet des Ver— 
brauch3 fich keineswegs decken. 

3. Der Ausführung einer Zollunion ftellen jich aber nicht unbedeutende Hinder 
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niffe in den Weg, die auf folgende Punkte zurüdzuführen find: 1. der Gegenjaß der 
induftriellen und der landwirthſchaftlichen Intereſſen, welche innerhalb des Bollvereins 
dem freien Verkehr und dadurd einer erweiterten Konkurrenz preisgegeben merden; 
2. bie Schwierigkeit für die Staaten, ſich über den gemeinfamen Außentarif zu einigen; 
3. die Nothwendigfeit der Beibehaltung von Zwiſchenzolllinien zur Ausgleichung der 
Verbrauchsabgaben oder zur Berückſichtigung von Staatömonopolen und in meiterer 
Folge eine Einſchränkung in der Auflage von Berbraudysabgaben mit Rüdliht auf 
den freien Auslandverfehr; 4. die Schwierigkeit der Verwaltung der Zollangelegen- 
heiten, die in allen betheiligten Staaten nach den gleihen Grundſätzen, aber ohne 
einheitliche, über den Staaten jtehende Verwaltung gejchehen müßte; 5. die Schwierig- 
feit, einen gemeinsamen Mafftab für die Bertheilung der Bolleinahmen zu finden; 
6. die Verichiedenheit des Geldweſens und der Wirthichaftspolitif, die nach wie vor inner- 
halb der betheiligten Staaten von der Zollunion unabhängig geordnet werden müßten. 

4. So groß diefe Schwierigkeiten auch find, jo jehr darf man doch annehmen, daß 
lie, wenn das ſachliche Bedürfniß al3 ein dringendes empfunden wird, überwunden 
werden fünnen. Daß der Gegenſatz zwiſchen den Produftionsinterefjen der betheiligten 
Staaten nicht fo groß fei, daß er eine Annäherung überhaupt ausfchließt, oder daß 
er durch größere entgegengefeßte, auf die Einheit drängende Intereſſen überwunden 
wird, ift ja die Vorausfegung für die Annahme des ganzen Gedankens. BZmijchen- 
zolllinien, durch die emestheil3 die Steuerintereflen der Staaten geſchont, anderen- 
theil3 mwenigitens für Zeiten des Uebergangs die jelbftändige Beibehaltung verichieden- 
artiger Finanzzölle und einzelner Cchubzölle ermöglicht wird, find erfahrungsgemäß 
durchführbar. Sie beitehen heute noch innerhalb des PDeutichen Reiches zwiſchen 
einigen füddeutichen Staaten und den übrigen Theilen bezüglich des Bieres. Gie 
haben ſich nach dem Handelövertrage Deiterreichs mit dem deutjchen Zollverein von 
1853 als verwaltungstechniſch durchführbar ermwiefen. Die Verjchiedenheit der inneren 
Wirthſchaftspolitik und der MWährungsverhältniffe befteht heute jchon. Eine Aus 
gleihung ift nur infofern nöthig, als ſich die Staaten, mie fie e3 heute fchon thun, 
durch Eifenbahn-, Schifffahrtsübereinflommen, Ausihluß von Ausfuhrprämien u. dgl. 
gegen eine Anwendung der Wirthichaftspolitif ſchützen müſſen, welche direkt gegen 
den anderen Staat gerichtet wäre. Gegen Währungsverichlechterungen beftünde aller- 
dings fein anderer Schuß al3 der der Erweiterung der Zwiſchenzolllinie. Andererſeits 
liegt e3 in der Natur der Sade, daß gerade die Währungsverhältniffe durch bie 
Erweiterung des Wirthichaftsgebietes eine größere Stabilität befommen. Die zoll» 
techniſchen Fragen der Verwaltung und Vertheilung der Zolleinnahmen find allerdings 
von nicht geringer Schwierigkeit, aber fie find, mie da3 Beilpiel des deutſchen Zoll- 
vereins bemweift, feine unüberfteigliche Schranke, wenn das Bedürfniß nach Zolleinigung 
ein bedeutendes ift. 

9. In der Praxis der Handel3politif find in der Gegenwart nur leife Anjäße 
zur Bildung von Bollvereinen zu bemerken. Hieher gehört das Beitreben in England 
und jeinen Kolonien nad) einem engeren wirthſchaftspolitiſchen Anſchluß. Es foll in 
einem Syſtem von Differenzialzöllen zu Gunften der Wirthichaftsgebiete des britiſchen 
Weltreihe3 gegenüber den Auslandzftaaten zum Ausdrude kommen, hat aber bisher 
mit Ausnahme der Begünftigungen, melde Kanada, die Kapkolonie und Neufeeland 
Großbritannien in niedrigeren Zöllen gewähren, nur einige Nebenwirkungen gezeigt, 
welche aber die Richtung, in welcher Bollvereine wirken, andeuten: einheitliches Brief- 
porto im ganzen britiihen Reiche, Bildung großer Verkehrswege zur Erzielung einer 
bon fremden Staaten unabhängigen Transport- und telegraphifchen Verbindung der 
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Gebiete, Annäherung der Rechtsſyſteme. Eine mweitere Bereinigung der gedachten Art 
wird von den ſüdamerikaniſchen, centralamerilaniigen Staaten und den Bereinigten 
Staaten in Verbindung mit den eriteren erwogen und hat gleichfall3 zur gemeinfamen 
Förderung von verbindenden Verkehrsunternehmungen und differenziellen, die ameri- 
faniichen Staaten begünftigenden Zollverträgen geführt. Als ein drittes Gebiet, das 
aus einer Bolleinigung Vortheil ziehen könnte, ift der ſog. mitteleuropätiche Zollverein 
zu betrachten, den man fich durch die Staaten der Dezemberverträge, mit oder ohne 
Anschluß von Frankreich gebildet denkt. Hier fteht aber der Ausführung außer. den 
in der Sache felbit gelegenen Hinderniljen vor Allen die Meiftbegünftigungsffaufel 
in den Handelsverträgen mit den übrigen Staaten im Wege. Mlerdings träfe die 
Meiltbegünftigungsflaujel nicht einen formell gejchlojfenen Zollvereinsvertrag, wohl 
aber die Vorbereitung eines ſolchen durch individualilierende Handelsverträge dieſer 
Staaten unter einander. 

Bom 1. San. 1854 bis 31. Dez. 1865 war der Verkehr zwiſchen dem deutichen Bollverein 
und Oeſterreich auf Grund des Vertrags vom 19. Febr. 1853 gegenüber den übrigen Staaten 
mwefentlich begünftigt. Eine Reihe von Gegenſtänden war vollfommen zollfrei, bei anderen 
waren die Hölle um 25—50°/, des allgemeinen Tarife ermäßigt. Oeſterreich mollte dadurch 
feinen Eintritt in den deutichen Zollverein vorbereiten, nachdem e3 bereit vorher diefe Frage 
ſelbſt in jehr verftändigen Denkſchriften erörtert Hatte. Vgl. darüber Weber, Der deutiche 
Bollverein, 1869, ©. 247|f. Im Handelövertrag vom 11. April 1865 wurde diefe Sonder- 
jtellung bejeitigt und Delterreich feitens des Zollverein nur die gleiche Stellung eingeräumt 
wie allen anderen Staaten. Bon da ab ift die Meiftbegünftigungsflaufel ein Hinderniß für 
einfeitige Begünftigungen. Sie könnten nur mehr auf Grund eines Bollunionsvertrages 
germährt werden, der, um als ſolcher anerkannt zu werden, eine VBerwaltungsgemeinichaft 
zwiſchen den vertragichließenden Staaten bilden müßte. Eine foldhe ift für den meiteren Be— 
reich Mitteleuropas wie für den engeren von Deutichland und Defterreich-Ungarn feit 1879 
wiederholt angeregt worden. Schon 1867 Hatte Chevalier, Die Weltinduftrie, 1869, ©. 374, 
auf die Nothwendigkeit einer mwirthichaftlihen Allianz der mittel- und wefteuropäilchen Staaten 
gegenüber Rußland verwiefen, ohne damit eine weitere Wirkung zu erzielen. 1879 wurde der 
Gedanke von Kaufmann, L’Association douaniere de l’Europe centrale, 1879, und von 
Molinari, Union douaniere de l’Europe centrale im Journal des Economistes aufgegriffen, 
jcheiterte aber von vorneherein an der erftarkten ſchutzzöllneriſchen Nihtung. Seit der Mitte 
der achtziger Jahre wird immer häufiger die Bildung größerer Wirthichaftsgebiete aus dem 
Bedürfniffe der wachſenden Bevölkerung und Produftivfraft der Staaten wie aus dem handels- 
politiihen Gegenſatz zu Rußland, den PBereinigten Staaten und Großbritannien heraus für 
nothwendig erklärt. Eine Ueberficht über diefe Literatur und zugleich eine eingehende jachliche 
Begründung einer Zollunion zwilchen Defterreich-Ungarn und Deutſchland bei Matlekovits, 
Die Zollpolitik der öfterreihiich-ungarischen Monardie und des Deutſchen Reiches feit 1868, 
1891, ©. 809— 953. Dazu Peez, Zur neueften Handelspolitif 1894, und als Gegner der 
Bollunion Bazant, Die Handelspolitit Defterreich- Ungarns 1879—1892. Sartorius von 
Waltershaufen, Beiträge zur Beurtheilung einer wirthichaftlihen Föderation von Mittel- 
europa, in Beitichrift für Sozialmilfenichaft 1902; FSrande, Bolleinigungsbeftrebungen in 
Mitteleuropa, Bd. 90 d. Schr. d. V. f. ©.; Grunzel, Handelspolitif, 2. Aufl., 1906, ©. 471; 
Boſe, Zollallianzen und Bollunionen (aus dem Franzöfiihen), 1907. — Ein 1904/05 in 
Deutichland, Defterreih und Ungarn gegründeter mitteleuropäiſcher Wirthichaftsverein ftrebt 
unter Ablehnung der Zollunionsbeftrebungen an, eime Einheit im Wirtichaftsrecht, 
Annäherungen der Snterefjentengruppen, eine einheitlihe Haltung der Staaten in wichtigen 
internationalen Wirthichaftsfragen 3. B. gegenüber der Meiftbegünftigung, herbeizuführen. Vgl. 
die von ihm herausgegebenen „Schriften”. — Ueber den Gedanken de3 britiihen Reichszoll— 
vereins vgl. Schulze-Gävernitz, Britiiher Imperialismus, 1906. 


V. Die Erportförderung. 


$ 94. 1. Mit dem gleichen Eifer und mit demjelben Aufwand an Energie und 
Umficht, mit dem die Staaten und Völker bemüht find, die Zulafjung fremder Waaren 
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zu regeln und abzulenken, vom eigenen Lande fernzuhalten oder doch zu vertheuern, 
ftreben fie damad), den Produkten der „nationalen Arbeit“ Eingang in fremden Ländern 
zu verichaffen und nicht felten kann man einen bejonderen Grad der Erregung und Ver- 
bitterung bemerken, wenn diejenigen Maßregeln, welche man jelbft den fremden Waaren 
gegenüber anwendet, die eigenen Waaren mit den ihnen eigentümlihen Wirkungen 
treffen. Es ift ein Schaufpiel voller Widerjprüdhe, wie fie eben aus dem Gtreben 
der Völker nad) Selbfterhaltung und andererfeit3 doch auch nach Harmonifcher Löſung 
der Gegenfäte zwiſchen den Snterejjen der Einzelnen und ganzer Staaten immer 
wieder mit Nothmendigkeit jich ergeben. Es darf daher niht Wunder nehmen, daß 
während alle Staaten bemüht find, den Import, d.h. den Erport anderer Staaten 
zu unterbinden, fie angelegentlih bemüht find, den eigenen Erport zu fördern. 


2. Das Charafterijtiiche der Erportförderung in der Gegenwart ift darin gelegen, 
daß nur ausnahmsweiſe unmittelbare Unterjtügungen von Erportinduftrien, wie Ausfuhr- 
prämien, Subventionen u. dgl. gegeben werden, mie fie in der merkantiliftiichen Zeit 
üblih waren. Die Erportförderung der Gegenwart geht vielmehr von dem Grund» 
gedanken aus, daß der außerftaatlihe Wirthichaftsverfehr genau fo von der privaten 
Snitiative, dem Unternehmungsgeilte und der Tüchtigfeit der Bevölferung abhängig 
jein muß, mie der in den Grenzen der Staaten fich vollziehende. Aber ebenjo, wie 
man bei der Organijation der Produktion im Innern der Staaten zu der Veberzeugung 
gelangt iſt, daß diefe Snitiative der Einzelnen nur dann erfolgreich gemacht werden Tann, 
wenn die gejellihaftliden Bedingungen der mwirthichaftlihen Unternehmungen: 
der Stand der Bildung der Bevölferung, das Verkehrsweſen, Die Krediteinrichtungen, die 
Rechtsſicherheit u. ſ. w. ſich entmwidelt Haben und den Ansprüchen der Zeit genügen, 
und wie man hier einjehen gelernt hat, daß private Smitiative den Zuſammenſchluß 
derer, die gleiche Intereſſen haben, nicht ausfchließt, jondern mit der Pichtigfeit der 
Bevölkerung und der Mehrung der zu überwindenden Neibungswiderftände des Ver— 
fehr3 geradezu verlangt, ebenfo iſt man heute meit entfernt davon, die Ausdehnung 
des Außenhandel ausichlieglich von der Initiative der Einzelnen zu erwarten. 

Die Schwierigkeiten, die zu überwinden find, liegen in dem Studium der 
fremden Märkte und in der Herjtellung und Ausnüßung der Verbindung 
mit ihnen. 

3. Keine öffentliche Einrichtung kann dem erportirenden S$nduftriellen oder Kauf- 
mann die Sorge um die Anpaffung feiner Waaren an den fremden Geichmad und 
Bedarf, um die Kreditfähigfeit feiner Kunden, um die eventuelle Nechtshülfe oder 
um geeignete Bezugsquellen für Rohmaterialien, um den zweckmäßigſten Transport u. dgl. 
abnehmen. Aber gemeinfame und öffentliche Aktionen fünnen die Drientirung er- 
leihtern, können aufflärende Nachrichten rafcher verbreiten, können fichereren Aufſchluß 
über Kredit- und Nechtsperhältnijfe, über das Abgabenweſen fremder Staaten, über 
da3 Borhandenfein oder Fehlen von beftimmten Waaren oder über den Bedarf an 
jolhen geben. Sie fünnen geeigneten Falles auch die Durchſetzung der Rechtsanfprüche 
im fremden Lande unterftügen und erleichtern. Es handelt ſich demnach bei ber 
organilirten Erportförderung im Wefentlihen um die Drganifation allgemeiner 
und |pezieller Informationen über Bodenproduftion, Induftrie, Handel und die 
öffentlihen Einrichtungen des Verkehrs, des Rechts, der Verwaltung fremder Länder 
im Allgemeinen und für fpezielle Produftionzzmweige. Solche Informationen werden 
durch bejondere Anftitutionen in viel größerer Menge und viel verläßlicher beſchafft 
werden können, al3 dies der einzelne Private für fi) vermödhte. 
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4. Solche Erportförderungsinftitute find zunächft der privaten Snitiative entiprungen, 
mit der Zeit aber vom Staate oder anderen öffentlichen Körperſchaften organifirt und 
unterjtüßt worden. Pie wichtigſten diejer öffentlichen Anſtalten find die Handels— 
mufeen, die Handeläfammern im Auslande, die Handelsberichterftattung. 

Das erfte Handelsmujeum murde in Wien 1874 al3 Drientaliihes Mufeum 
gegründet, 1882 murde das Musee commercial in Brüfjel errichtet, 1886 das Drien- 
taliihe Mufeum in Wien in ein allgemeines Handelsmuſeum umgemandelt. 1887 
folgte Ungarn. 1892 errichtete Großbritannien zur Förderung des Handel3 im britiichen 
Reich, insbeſondere mit den Kolonien daS Imperial Institute, dem 1900 ein zmeites 
allgemeines Erportförderungsamt folgte. In Frankreich wurde 1898 da3 Office National 
du Commerce Exterieur errichtet. In Deutjchland führten die Bemühungen zur Er- 
rihtung eines NReich3-Handel3-Mujeums, die ſchon 1881 einſetzten, zu feinem Erfolge, 
doch ſind feit der Gründung eines Erportmufterlagers in Stuttgart (1882) ſolche in 
Tranffurt, Köln, Hamburg, Mannheim, Leipzig und in anderen Städten gebildet 
morden. Die Ber. Staaten gründeten 1895 ein HandelSmufeum in Philadelphia, das 
bedeutendfte unter Allen. Sn Stalien beitehen Handelsmufeen feit 1884 in Turin, 
Mailand, Venedig. 

Die Aufgabe diejer Anjtalten iſt ſehr umfallend. Site beichaffen Rohftoff- und 
Waarenmufter, unterfuchen fie und ftellen fie aus, um die beiten Bezugsquellen befannt 
zu machen, um die Erzeugung von Xrtifeln im Inland anzuregen, um zu zeigen, 
welche Produkte in die einzelnen fremden Länder importirt werden, um ausländilche 
Produftions- und ArbeitSmethoden befannt zu machen. Sie veranftalten Ausſtellungen 
aller Art im In- und Auslande. Sie jammeln alle allgemeinen und fpeziellen In— 
formationen über Abjagmöglichkeiten, Bezugsquellen, neue Handelschancen, Preiſe, 
Eifenbahn- und Schiffsperbindungen, Transportfoften, Zölle und Abgaben, neue Her- 
ſtellungsmethoden und neue VBerwendungsarten von NRohitoffen, neue Waaren auf 
fremden Märkten, Verpadungsarten, Handelsufancen und verbreiten diefe Nachrichten 
durch Beitichriften, Vorträge, Kurſe. Sie ertheilen alle Ausfünfte in den angeführten 
Richtungen. Sie errichten Agenturen und Snformationsbureaus im Auslande. Gie 
interveniren zur Unterftüßung von Slorporationen oder Einzelnen im Auslande bei 
Konzellionswerbungen, bei Bewerbungen um Lieferungen, bei ollfragen, bei Prozeſſen. 

Die Handelsfammern im Auslande haben in eriter Linie den Zweck, den 
im Auslande lebenden Kaufleuten einen Stüßpunft zu bieten, wo fie informationen 
und Unterftüßung im Verkehr mit Behörden, bei Gericht u.f. mw. finden. Sie fürdern 
aber auch den Handelsverfehr ihrer Länder, fie unterjtügen die Konfulate, die Export— 
forderungsinftitute im Heimathland. Die ältefte nationale Handelsfammer im Ausland 
it die öfterreihiihe in Konftantinopel (1870). Mitte der achtziger Jahre gründete 
Frankreich eine große Zahl franzöfiicher Handelsfammern auf den bedeutendjten euro— 
päilchen Handelspläben, im Mittelmeergebiet und in Südamerifa. Ihm folgten Spanien, 
Belgien, Stalien, Defterreich-Ungarn, Ber. Staaten, Rußland und Andere. Groß— 
britannien hat feine nationalen Handelsfammern in feinen Kolonien (über 200) und 
nur 10 in fremden Gebieten. 

Die Handelsberichteritattung ilt in allen Staaten amtlich organifirt, indem 
die Konſulate die Aufgabe Haben, fortlaufend genaue Ausfünfte über alle VBerände- 
rungen zu erftatten, die für die heimiſche Induſtrie und den nationalen Handel von 
Wichtigkeit find. Da die Konfulate aber noch andere wichtige Aufgaben zu erfüllen 
haben, ift ihre mwirthichaftliche Berichterftattung nicht immer vollfommen. Sie wird 
leicht durch) andere Snformationsquellen, insbefondere Zeitichriften, überholt und iſt 
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nicht verläßlich genug, um praftiichen Zwecken zu dienen. Man ftrebt daher einestheila 
darnad), den Konſulaten befondere kommerzielle Berichterftatter an die Seite zu ftellen, 
anderentheil wurden in England, Ver. Staaten, Deutfchland, Stalien und Defterreich- 
Ungarn befondere kommerzielle Fachberichterjtatter ernannt, welche vorübergehend die 
Handelsbedingungen bejtimmter Länder zu erforihen haben. 

Die Handelsfammern find mit einigen Ausnahmen ftaatlihe Anftalten, Ab» 
theillungen der Handelsminiſterien oder doch ihnen untergeordnet. Wo dies nicht der 
Fall iſt, Funktioniert neben ihnen noch da3 Handelsamt felbjt als Ausfunftsftelle, mie 
in Stalien, two im Handel3minifterium 1895 ein Informationsamt errichtet wurde. Im 
Deutfchen Reiche it der Handelspolitiiche Nachrichtendienft im Reichsamt des Innern 
fonzentrirt und mird dort in beitimmten Fällen dur) Austunftsertheilung, im Uebrigen 
dur) eine Reihe von Publilationen nutzbar gemadt. Solche offizielle Publikationen 
von Nachrichten (Konfulatöberichten, Fachberichteritattungen, Mittheilungen über aus» 
ländiiche Gejebgebung und Verordnung) find auch in anderen Staaten üblid). 

35. Bu dieſem Snformationsdienft treten noch gewiſſe Maßregeln der inneren Ver» 
waltung als Mittel der Erportförderung: vor Allem Mafßregeln der Verkehrspolitik 
(Eifenbahn- und Schifffahrtspolitik), Förderungen der kaufmänniſchen Ausbildung 
(Handelshochſchulen, Erportafademien), Förderung der Kreditertheilung im Außen— 
handel durch Unterftüßung von Banken. Im Ganzen ift demnach) die Aufgabe der 
ftaatlihen Verwaltung gegenüber dem Außenhandel beſchränkt. Sie kann ähnlich, 
wie bei der gewerblichen Entwidlung, nur durch Bejeitigung von Hindernifjen, durd) 
Verbreitung richtiger Kenntniffe, durch Gewährung berechtigten Schußes vor Rechts 
verleßungen wirkten. Was fie hier leilten kann, ift aber nicht wenig, wenn e3 gut 
geleiftet wird, denn e3 ift gerade das, was der Einzelne zur Ergänzung feiner eigenen 
unvolliommenen PBerjönlichkeit braucht. 

Literatur: Grunzel, Syſtem der Handelspolitif, 2. Aufl., ©. 587; Klemens Mayer, 
Auslandshandelstammern, 1905; Neufeld, Die führenden Nationalerportämter, 1905; Wend- 
landt, Die Förderung des Außenhandels, 1905; Schmid, Die Förderung des Außenhandels 
(Jahrb. d. Erportafademie, Wien 1905 u. 1906); Wilhelm, Erport und Erporthandel, 1908; 
Bid, Ausfuhrverfehr und aktuelle Erportförderungspolitif in Dejterreich, 1908. Deutiches 
Handelsarchiv, feit 1884, Nachrichten für Handel und Induſtrie, feit 1899, Berichte über Handel 
und Induſtrie, alle drei vom Reichsamt d. Innern, Berlin, herausgegeben; das Handelsmuſeum 
(Wochenschrift d. öfterr. Handelsmufeums); Defterreichifches Wirthichaftspolitiiches Archiv, Hrög. 
v. Handelsminifterium, feit 1901. 
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Gtatif, Geſetz der 34. 
Stein, Kreditorganifation 129. 
GSteuererleichterungen 266, 269. 
GSteuerreftitutionen 320. 
Strafiyitem in Fabriken 222, 
Streubefiß 17. 
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Stüdmeijter 152. 
Gubmiffionen 268. 
Subventionen 101, 266, 269. 
— in Franfreich 269. 


! 





\ 





Regilter. 


Syndicats professionels 213 ff. | Berfehrsmwerth 44. 


Syndilate 65. 

Syijtematif Der 
ſchaftspolitik 8. 

Sweating-System 154. 


Volkswirth⸗ 


T. 


Tagelöhner 71. 

Tarifgemeinſchaft 220. 

Tarifvertrag 220. 

an le (handelspoli— 
tiſche) 3 

un (bes Bodens) 112, 


<heilbarfeit des Bodens, Hilto- 
riſche Entwicklung 37 ff. 

Theilbau 33. 

Theilungsbeichränfungen 
freien Berfehr 39. 

Thierfeuchenbefämpfung 102. 

Tilgungshypothek 114, 115, 
128. 


im 


Trades couneils 215. 

Trade Unions 213 f. 

Truſts 191. ⸗ 
— und Aktienweſen 195. 
nn und Gemerbefreiheit 


u. 


Ueberfhuldung des Grundbe- 
ſitzes 125. 
Ueberſtunden 244. 


| Uferfhußgbauten 93. 
' Unfallverfiherung auf dem 


Rande 80 


“| Ungarn, Arbeitsbücher 237. 


— &emerbepolitif 269. 


— Grundbeſitzſtatiſtik 23. 
— jugendliche Arbeiter 240. 


Kinderſchutz 239. 
| Unfündbarfeit der Hypothefar- 
ſchuld 113, 128. 
Unterricht, gewerblicher 299. 
— landwirthichaftlider 98 ff. 
Unterftüßungsmwejen der Ge— 
mwerfvereine 214. 


V. 


Verbote der Einfuhr und Aus— 


fuhr 292, 294 
Veredlungsverkehr 324. 
Vereinigungen, gewerblichel79. 
— landwirthſchaftliche 57. 
Vereinigte Staaten, Handels— 

politit 300. 

Vereinödung 91. 


| Bererbungsfilten bei Grund— 


ftüden 46. 











Berkehrszunahme, Wirkung der 
auf die Handelspolitift 299. 

Berfoppelung 91 ff. 

Verlag und Befähigungsnady- 
weis 167. 

Verlagsſyſtem 145, 154. 

Verleger 145, 154. 

Berfhutdung der Landwirthe 

| 


— DEB enge 125 ff., 
128, 129, 130. 

Berfiherungsmwefen, landmwirth- 
Ihaftliches 102 ff. 

Berftaatlichung des Bodens 68. 

Verſuchsſtationen, landwirth— 
ſchaftliche 100. 

nn landwirthichaft- 
liches 9 

Berietung de3 Grundbejiges 


Bertragstarif 311. 

Bertriebsfartelle 191. 

Beterinärpolizei, internationale 
325. 


Bermaltung der Snduftrie, ihre 
Aufgabe 264. 

— gewerbliche 263. 

Verwendungsnachweis 167. 

Viehabſatzgenoſſenſchaften 62. 

Biehverjicherung 105 ff 

— in Baden 106. 

Viehwucher 124. 

Bogelfang, Kreditorganilation 
129. 


Bogtherrlichkeit 16. 
Volksbanken 285. 
Bolksbildung 273. 
— in Deutjchland 276. 
Volkshygiene 230. 
Volkswirthſchaftspolitik, 
gabe der Lff 
Einheit der 5, 7. 
Intereſſengegenſätze inder5. 
Literatur der 11. 
und das Individuum 2. 
und Staat 2, 7. 
— und Wiſſenſchaft 8. 
Bolfswirthichaftsrath 181. 
Borprüfung,patentamtliche272, 
Borredht der Bauhandwerfer 
280. 


Vorſchußkaſſen (-vereine) 121ff., 
285. 


Auf⸗ 


Vorſpann 16. 
Vorzugszölle 311 


W. 
Waldbeſitz, ſtaatlicher 68. 


Vergeſellſchaftung der Produk- Waldfeldwirthſchaft 81. 


tionsmittel 200. 


Waldſervituten 86 ff. 


Berkaufsgenoffenichaften, land» | Wanderarbeiter 72, 73. 


wirthſchaftliche 60, 63. 
Verkehrspolitik 9. 


Wanderbetrieb 145. 
Wanbderlehrer, gewerbliche 175. 


Regiſter. 


— landwirthfchaft- | Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, 


liche 9. 
Wande pfliht 134. 
Wanderungen, innere 75. 
Waarendurchfuhr 309. 
Wanrengewerbe 159. 
Maarenwucher 124 f. 
Warrants 119. 
War antreht 120. 
Waſſergenoſſenſchaften 95. 
Waſſerrechte 95. 
Waſſerſchutz 95. 
Wechſel 279. 
Wechſelkcedit 279. 
Wechſelreiterei 2830. 
Wechlelverichr 280. 
Wechſelwirthſchaft 81. 
Weiderechte 17. 
MWeideferpituten 86. 
Weltwirthſchaft, DOrganifation 
der 300, 304, 308, 318. 
Werkgenoſſenſchaften 60, 173. 
Werkſtättenbetrieb und Heim- 
arbeit 158, 253. 
MWerkitättenlehre 165, 175. 
Werkzeuggenoſſenſchaften 173. 
Werthzölle 310. 
Wildbachverbauungen 93. 
MWilfon-Tarif 300. 
ee landwirthichaft- 
ihe 99. 
Winzergenoſſenſchaften 60. 
Wirthichaftsgebiet, einheitliches 
289, 308, 312, 327. 
Wirihſchaflsgenoſſenſchaften, 
gewerbliche 172ff. 


landwirthſchaftliche 60 ff. 
Wirthſchaftsintereſſen, ihre Ver- 

änderlichfeit 5. 
Wirthichaftspolitif und Staat 2. 
Wirthichaftsverein, mitteleuro- 

päilcher 330. 
Wöchnerinnenſchutz 241. 
—— flege aufdemLande 


Wollzölfe in England 294. 
Mucher, ländlicher 124. 
Wuchergeſetze 124. 


3. 


Bahlungsbilanz 291. 

Behent 16. 

Beitpadt 33 ff. 

Bentralgenofienfchaften 62, 63, 
123. 


Beritüdelungsverbot 50. 
Bölle 309. 

— Bindung der 322, 
— und Rartelle 318. 
— ſpezifiſche 310. 
Zollbeiräthe 179. 
Zollreſtitutionen 320. 
Zollſyſtem 309, 311. 
Zolltarif 311. 

— autonomer 311. 
Zolltechniſches 309 ff. 
Bollunionen 327 ff. 

— VBortheile der 328. 
— Formen der 328. 
— Hindernijje der 329. 


313 


Bollunionen zwifch. Defterreich- 
Ungarn u. Deutfchland 330. 

Bollverein, deuticher 330. 

Zollweſen, Syitematifches über 
309 ff. 


Zuchtgenoſſenſchaften 63. _ 
BZuderausfuhrprämien 321. 
Buderfonvention, Brüffeler 321. 
Zug nad) der Großftadt 75. 
Zugdienite 16. 
Zünfte 133 ff. 
— Untergang der 137 ff. 
Bulammenlegung der Grund- 
ſtücke 90 ff. 
Bivangsamortifation der Hypo» 
thefarfchuld 114, 115, 128. 
Zwangsanerbenrecht 47. 
Bmwangsgenofjenichaften, 
mwerbliche 168. 
— deutidhe 171. 
— landwirthichaftliche 65 ff. 
— öſterreichiſche Statiftif 171. 
Bmangsgemwalt, Grenzen der 3. 
Bwangdorganijation, gemwerb- 
liche 168. 
— induftrielle 198. 
Zwangspacht 37. 
Zwangsrechte 26. 
Bmangöverfahren 131. 
Bmwangsverwaltungsperfahren 
131 


Zwang und Freiheit 3, 4. 
Bwergbefiß 22. 
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